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Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen. 


Religionssoziologische Skizzen !) 


Von 
MAX WEBER. 


Einleitung. 


Unter »Weltreligionen« werden hier, in ganz wertfreier Art, 
jene fünf religiösen oder religiös bedingten Systeme der Lebens- 
reglementierung verstanden, welche besonders große Mengen 
von Bekennern um sich zu scharen gewußt haben: die konfu- 








1) Die nachstehenden Darlegungen erscheinen unverändert so wie sie vor zwei 
Jahren niedergeschrieben und Freunden vorgelesen waren. Einziehung zum Dienst 
machte es unmöglich, den wissenschaftlichen »Apparate, wie beabsichtigt, beizufü- 
gen; an seine Stelle sind kurze Hinweise auf die Literatur bei Beginn jedes Ab- 
schnittes beigegeben. Ebenso war es unmöglich, mehr als die notdürftigsten stili- 
stischen Glättungen vorzunehmen, überhaupt die Aufsätze nochmals durchzuar- 
beiten. Daher die verschieden eingehende Behandlung der einzelnen Gebiete, 
Wenn die Aufsätze trotzdem jetzt gedruckt werden, so liegt der Grund darin, daß 
es nach dem Ende des Krieges vollends unmöglich sein würde, dies alles nachzuho- 
len. Denn dieser Einschnitt ist so stark, daß er es ausschließt oder doch unver- 
hältnismäßig erschwert, Gedankenreihen aus der Zeit vorher wieder aufzunehmen, 
Andere seitdem übernommene Arbeiten werden dann dringlicher sein. Diese Auf- 
sätze waren nebenbei auch bestimmt, gleichzeitig mit der im »Grundriß der So- 
zialökonomik« enthaltenen Abhandlung über »Wirtschaft und Gesellschafte zu 
erscheinen, den religionssnziologischen Abschnitt zu interpretieren und zu er- 
ganzen (allerdings auch in vielen Punkten durch ihn interpretiert zu werden). 
Dieser Aufgabe werden sie wohl auch in ihrem jetzigen Zustand dienen können, 
wenn auch in unvollkommenerer Weise. Was ihnen infolge ihres notgedrungen 
skizzenhaften Charakters und der ungleichmäßigen Ausfühilichkeit der Dar- 
stellungen an Eigenwert abgeht, werden sicherlich künftig die Arbeıten an- 
derer wesentlich besser bringen, als es mir möglich gewesen wäre. Denn in 
irgend einem Sinn ein »Abschluß« zu sein, hätten auch in ihrer fertigen Form 
diese Abhandlungen nie beanspruchen dürfen, bei welchen der Verfasser auf 
übersetzte Quellen angewiesen ist. Auch in ihrer jetzigen Form können sie aber 
vielleicht zur Ergänzung der Problenistellungen der Religions- und hie und da 
wohl auch der Wirtschafts-Soziologie in einigen Punkten nützlich secin. 
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zianische, hinduistische, buddhistische, christliche, islamitische 
religiöse Ethik. Ihr tritt als sechste, wenigstens teilweise mit- 
zubehandelnde Religion das Judentum hinzu, sowohl weil es 
für jedes Verständnis der beiden zuletzt genannten Weltreli- 
gionen geschichtliche Voraussetzungen enthält, als wegen seiner 
teils wirklichen, teils angeblichen historischen Eigenbedeutung 
für die Entfaltung der modernen Wirtschaftsethik des Okzi- 
dentes, die in neuester Zeit mehrfach erörtert worden ist. 
Für das Christentum wird hier auf die früher in diesem Archiv 
(Band 24) erschienenen Aufsätze Bezug genommen, deren Kennt- 
nis vorausgesetzt werden muß. Es wird nachstehend nur zum 
Vergleich herangezogen und soll nur am Schluß kurz in der 
Eigenart seiner Entstehungs- und Wirkungsbedingungen charak- 
terisiert werden. 

Was unter »Wirtschaftsethik« einer Religion verstanden ist, 
ergibt hoffentlich die Darstellung selbst in ihrem Verlaufe zu- 
nehmend deutlich. Nicht die ethische Theorie theologischer 
Kompendien, die nur als ein unter Umständen allerdings wich- 
tiges Erkenntnismittel dient, sondern die in den psychologischen 
und pragmatischen Zusammenhängen der Religionen gegrün- 
deten praktischen Antriebe zum Handeln sind das, was in 
Betracht kommt. So skizzenhaft die nachfolgende Darstellung 
ist, so wird sie doch erkennen lassen, welch ein kompliziertes Ge- 
bilde eine konkrete Wirtschaftsethik und wie überaus vielseitig 
sie bedingt zu sein pflegt. Mit solchen Abstraktionen wie z. B.: 
»Erwerbstrieb«, ist — was erstaunlicherweise noch nicht überall 
erkannt wird — historisch und soziologisch ganz und gar nichts 
anzufangen. Es wird sich ferner auch hier zeigen, daß äußerlich 
ähnliche ökonomische Organisationsformen mit einer sehr ver- 
schiedenen Wirtschaftsethik vereinbar sind und je nach deren 
Eigenart dann sehr verschiedene historische Wirkungen zeitigen. 
Die Wirtschaftsethik ist keine einfache »Funktion« der wirt- 
schaftlichen Organisationsformen, ebensowenig wie sie umge- 
kehrt diese eindeutig aus sich heraus prägt. 

Zu den Determinanten der Wirtschaftsethik gehört als eine 
— wohlgemerkt: nur eine — auch die religiöse Bestimmtheit 
der Lebensführung. Diese selbst aber ist wiederum innerhalt 
gegebener geographischer, politischer, sozialer, nationaler 
Grenzen durch ökonomische und politische Momente tief be- 
einflußt. Es wäre ein Steuern ins Uferlose, wollte man diese 
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Abhängigkeiten in ihren Einzelheiten vorführen. In diesen - 
Darlegungen kann es sich daher nur um den Versuch handeln, 
jeweils die richtunggebenden Elemente der Lebensführung der- 
jenigen sozialen Schichten heiauszuschälen, welche die prak- 
tische Ethik der betreffenden Religion am stärksten bestimmend 
beeinflußt und ihr die charakteristischen — d. h. hier: die sie 
von anderen unterscheidenden und zugleich für die Wirtschafts- 
ethik wichtigen — Züge aufgeprägt haben. Das muß nun nicht 
immer eine Schicht allein sein. Auch können im Lauf der Ge- 
schichte die maßgebenden Schichten wechseln. Und nie ist die- 
ser Einfluß einer einzelnen Schicht ein exklusiver. Aber es lassen 
sich für die einzelnen gegebenen Religionen immerhin Schichten 
angeben, deren Lebensführung wenigstens vornehmlich bestim- 
mend gewesen ist. Um einige solche Beispiele vorwegzunehmen, 
so war der Konfuzianismus die Standesethik einer literarisch 
gebildeten weltlich-rationalistischen Bürokratie. Wer nicht 
zu dieser Bildungsschicht gehörte, zählte nicht mit. Die religiöse 
(oder wenn man will: irreligiöse) Standesethik dieser Schicht 
hat die chinesische Lebensführung weit über jene selbst hinaus 
bestimmt. — Der ältere Hinduismus wurde dagegen getragen 
von einer erblichen Kaste literarisch Gebildeter, die, jedem Amt 
fremd, als eine Art ritualistischer Seelsorger der Einzelnen und 
der Gemeinschaften fungierten und, in ihren einflußreichsten 
Gliedern asketisch der Welt entsagend, zugleich aber sie be- 
herrschend, die soziale Ordnung trugen. Nur vedisch geb il- 
dete Brahmanen waren als Träger der Tradition der voll- 
wertige religiöse Stand. Erst später-trat ein nicht brahma- 
nischer Asketenstand ihnen konkurrierend zur Seite, und noch 
später, im indischen Mittelalter, trat im Hinduismus die inbrün- 
stige sakramentale Heilands-Religiosität der unteren Schichten. 
mit plebejischen Mystagogen auf den Plan. — Der Buddhismus 
wurde von heimatlos wandernden, streng kontemplativen und welt- 
ablehnenden Bettelmönchen propagiert. Im vollen Sinne wa- 
ren nur sie Zugehörige der Gemeinde, alle andern blieben 
religiös minderwertige Laien: Objekte, nicht Subjekte der 
Religiosität. — Der Islam war in seiner ersten Zeit eine Reli- 
gion welterobernder Krieger, eines Ritterordens von Glaubens- 
kämpfern, nur ohne die sexuelle Askese der christlichen Nach- 
bildungen in der Kreuzzugszeit. Im islamischen Mittelalter 
aber erlangte der kontemplativ-asketische Sufismus, und aus 
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ihm hervorwachsend das Bruderschaftswesen des Kleinbürger- 
tums nach Art der christlichen Tertiarier, nur weit univer- 
seller entwickelt, eine mindestens ebenbürtige Rolle, unter der 
Führung von plebejischen Technikern der Orgiastik. — Das 
Judentum war, seit dem Exil, die Religion eines bürgerlichen 
»Pariavolkes« — wir werden die prägnante Bedeutung des Aus- 
druckes seinerzeit kennen lernen — und geriet im Mittelalter 
unter die Führung einer ihm eigentümlichen literarisch-rituali- 
stisch geschulten Intellektuellenschicht, welche eine zunehmend 
proletaroide, rationalistische Kleinbürgerintelligenz repräsen- 
tierte. — Das Christentum endlich begann seinen Lauf als eine 
Lehre wandernder Handwerksburschen. Es war und blieb eine 
ganz spezifisch städtische, vor allem bürgerliche, Religion in 
allen Zeiten seines äußeren und inneren Aufschwungs, in der 
Antike ebenso wie im Mittelalter und im Puritanismus. Die 
Stadt des Okzidentes in ihrer Einzigartigkeit gegenüber allen 
andern Städten und das Bürgertum in dem Sinne, in welchem 
es überhaupt nur dort in der Welt entstanden ist, war sein Haupt- 
schauplatz, für die antike pneumatische Gemeindefrömmigkeit 
ebenso wie für die Bettelorden des hohen Mittelalters und 
für die Sekten der Reformationszeit bis zum Pietismus und Me- 
thodismus hin. 

Nun ist es in gar keiner Weise etwa die These der nach- 
folgenden Darlegungen: daß die Eigenart einer Religiosität 
eine einfache Funktion der sozialen Lage derjenigen Schicht 
sei, welche als ihr charakteristischer Träger erscheine, etwa nur 
deren »Ideologie« oder eine »Widerspiegelung« ihrer materiellen 
oderideellen Interessenlage darstelle. Im Gegenteil wäre ein gründ- 
licheres Mißverständnis des Standpunktes dieser Erörterungen 
kaum möglich als gerade eine solche Deutung. Wie tiefgreifend 
auch immer die ökonomisch und politisch bedingten sozialen 
Einflüsse auf eine religiöse Ethik im Einzelfalle waren, — primär 
empfing diese ihr Gepräge doch aus religiösen Quellen. Zunächst: 
aus dem Inhalt ihrer Verkündigung und Verheißung. Und wenn 
diese nicht selten schon in der nächsten Generation grundstür- 
zend umgedeutet, weil den Bedürfnissen der Gemeinde ange- 
paßt wurden, so doch eben zunächst: deren religiösen Bedürf- 
nissen. Erst sekundär konnten andere Interessensphären, oft 
freilich recht nachdrücklich, einwirken. Wir werden uns über- 
zeugen, daß zwar für jede Religion der Wandel der sozial aus- 
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schlaggebenden Schichten tiefgreifende Bedeutung zu haben 
pflegte, daß aber andrerseits der einmal geprägte Typus einer 
Religion seinen Einfluß ziemlich weitgehend auch auf die Le- 
bensführung sehr heterogener Schichten auszuüben pflegt. — 

Man hat die Zusammenhänge zwischen religiöser Ethik und 
Interessenlage in verschiedener Art so zu interpretieren gesucht, 
daß die erstere nur als eine »Funktion« der letzteren erschien. 
Nicht nur im Sinn des sog. historischen Materialismus, — was 
wir hier nicht erörtern, — sondern auch rein psychologisch. 

Eine ganz allgemeine, gewissermaßen abstrakte, Klassen- 
gebundenheit der religiösen Ethik könnte aus der seit Fr. Nietzsches 
glänzendem Essay bekannten, seitdem auch von Psychologen 
mit Geist behandelten Theorie vom »Ressentiment« abgeleitet 
werden. Wenn die ethische Verklärung des Erbarmens und der 
Brüderlichkeit ein ethischer »Sklavenaufstand«der, sei es in ihren 
natürlichen Anlagen, sei es in ihren schicksalsbedingten Lebens- 
chancen, Benachteiligten war, und die Ethik der »Pflicht« ein Pro- 
dukt »verdrängter«, weil ohnmächtiger, Rache-Empfindungen des 
zu Arbeit und Gelderwerb verdammten Banausen gegen die Le- 
bensführung des pflichtfrei lebenden Herrenstandes, — dann ergibt 
dies offensichtlich für die wichtigsten Probleme in der Typo- 
logie der religiösen Ethik eine sehr einfache Lösung. Allein so 
glücklich und fruchtbar die Aufdeckung der psychologischen 
Bedeutung des Ressentiment an sich war, so große Vorsicht 
ist bei der Abschätzung seiner sozialethischen Tragweite geboten. 

Ueber die Motive, welche die ethische »Rationalisierung« der 
Lebensführung überhaupt bestimmten, wird später zu sprechen 
sein. Sie hat mit Ressentiment nichts zu tun. 

Was die Wertung des Leidens in der religiösen Ethik 
betrifft, so ist diese unzweifelhaft einem typischen Wandel 
unterworfen gewesen. Die urwüchsige Stellungnahme äußerte 
sich plastisch vor allem in der Behandlung derer, die durch Krank- 
heit oder andere hartnäckige Unglücksfälle verfolgt waren, bei 
den religiösen Feiern der Gemeinschaft. Der dauernd Leidende, 
Trauernde, Kranke oder sonst Unglückliche war, je nach der Art 
seines Leidens, entweder von einem Dämon besessen oder mit 
dem Zorn eines Gottes belastet, den er beleidigt hatte. Ihn in 
ihrer Mitte zu dulden konnte für die religiös Gemeinschaft Nach- 
teile zur Folge haben. Jedenfalls durfte er an den Kultmahlen 
und Opfern nicht teilnchmen, denn sein Anblick erfreute die Götter 
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nicht und konnte ihren Zorn erregen. Die Opfermahle waren 
Stätten der Fröhlichen — selbst in Jerusalem in der Zeit der 
Belagerung. 

Mit dieser Behandlung des Leidens als eines Symptoms des 
Gottverhaßtseins und geheimer Schuld kam die Religion nun 
aber psychologisch einem sehr allgemeinen Bedürfnis entgegen. 
Der Glückliche begnügt sich selten mit der Tatsache des Be- 
sitzes seines Glückes. Er hat darüber hinaus das Bedürfnis, auch 
noch ein Recht darauf zuhaben. Er will überzeugt sein, daß 
er es auch »verdiene«; vor allem: im Vergleich mit andern verdiene, 
und also auch glauben dürfen: daß dem minder Glücklichen durch 
den Nichtbesitz des gleichen Glückes ebenfalls nur geschehe, 
was ihm zukommt. Sein Glück soll »legitim« sein. Wenn man 
unter dem allgemeinen Ausdruck: Glück alle Güter der Ehre, 
der Macht, des Besitzes und Genusses begreift, so ist dies die 
allgemeinste Formel für jenen Dienst der Legitimierung, welche 
die Religion dem äußeren und inneren Interesse aller Herrschen- 
den, Besitzenden, Siegenden, Gesunden, kurz: Glücklichen, 
zu leisten hat: die Theodizee des Glückes. Sie ist in höchst 
massiven (»pharisäischen« Bedürfnissen der Menschen ver- 
ankert und daher leicht verständlich, wenn auch in ihrer Wir- 
kung oft nicht genügend beachtet. 

Verschlungener sind dagegen die Wege, welche zur Umkeh- 
rung dieses Standpunktes, zur religiösen Verklärung des Leidens 
also, führten. Zunächst wirkte die Erfahrung, daß das Cha- 
risma ekstatischer, visionärer, hysterischer, kurz: aller jener Zu- 
ständlichkeiten, welche als »heilig« gewertet wurden und deren 
Hervorrufung deshalb Gegenstand der magischen Askese bildete, 
geweckt oder doch begünstigt wurde durch zahlreiche Arten von 
Kasteiungen und Enthaltungen sowohl von der normalen Er- 
nährung und vom Schlaf wie vom Sexualverkehr. Das Prestige 
dieser Kasteiungen war Folge der Vorstellung, daß gewisse Arten 
von Leiden und durch Kasteiung provozierten abnormen Zu- 
ständen Wege zur Erlangung übermenschlicher, magischer, Kräfte 
seien. Die alten Tabu-Vorschriften und die Enthaltungen im 
Interesse kultischer Reinheit: Konsequenzen des Dämonenglau- 
bens, wirkten in gleicher Richtung. Dazu trat dann die Ent- 
wicklung der »Erlösungs«-Kulte, welche dem individuellen Leiden 
gegenüber eine prinzipiell neue Stellung einnahmen. Der ur- 
wüchsige Gemeinschaftskult, vor allem derjenige der politischen 
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Verbände, ließ alle individuellen Interessen aus dem Spiel. Der 
Stammesgott, Lokalgott, Stadtgott, Reichsgott kümmerte sich 
nur um Interessen, welche die Gesamtheit angingen: Regen und 
Sonnenschein, Jagdbeute, Sieg über die Feinde. An ihn wendete 
sich also die Gesamtheit als solche im Gemeinschaftskult. Zur 
Abwendung oder Beseitigung von Uebeln, die den Einzelnen 
betrafen — vor allem: Krankheit —, wendete dieser sich nicht 
an den Kult der Gemeinschaft, sondern als Einzelner an den Zau- 
berer, den ältesten individuellen »Seelsorger«. Das Prestige ein- 
zelner Magier und jener Geister und Götter, in deren Namen sie 
ihre Wunder taten, schuf ihnen nun Zulauf ohne Rücksicht auf 
die lokale oder Stammeszugehörigkeit und führte unter günstigen 
Umständen zu einer rein religiösen »Gemeinde«-Bildung. Viele 
— nicht: alle —»Mysterien« lenkten in diese Bahn ein. Errettung 
der Einzelnen alsEinzelner aus Krankheit, Armut und allen Arten 
von Not und Gefahr war ihre Verheißung. Der Magier wandelte sich 
so zum Mystagogen: erbliche Dynastien von solchen odeı aber 
eine Organisation geschulten Personals mit einem nach irgend- 
welchen Regeln bestimmten Haupt entwickelten sich, wobei 
dieses Haupt entweder selbst alsInkarnation eines übermensch- 
lichen Wesens oder als Verkünder und Vollstrecker seines Gottes 
gelten konnte. Damit war also eine religiöse Gemeinschaftsver- 
anstaltung für individuelles »Leiden« als solches und für »Erlö- 
sung« davon entstanden. Einen weiteren Schritt auf dieser 
Bahn bedeutete es, wenn daraus eine »Heilands«-Religiosität sich 
entwickelte. Sie setzte einen Erlöser-Mythos, also eine (relativ) 
rationale Weltbetrachtung voraus, zu deren wichtigstem Gegen- 
stand das Leiden wurde. Ansatzpunkte dazu bot sehr häufig 
die primitive Naturmythologie. Die Geister, welche das Kommen 
und Gehen der Vegetation und den Gang der für die Jahreszeiten 
wichtigen Gestinne beherrschten, wurden die bevorzugten Träger 
der Mythen vom leidenden, sterbenden, wiederauferstehenden 
Gott, welcher nun auch den Menschen in der Not die Wieder- 
kehr diesseitigen oder die Sicherheit jenseitigen Glückes ver- 
bürgte. Oder eine volkstümlich gewordene Gestalt aus der Hel- 
densage — wie Krischna in Indien — wurde, ausgestattet mit 
Kindheits-, Liebes- und Kampfmythen, zum Gegenstand eines 
brünstigen Heilandskultes. Bei einem politisch bedrängten 
Volk, wie den Israeliten, haftete der Heilands-(Moschu- 
ach-)Name zuerst an den von der Heldensage überlieferten Ret- 
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tern aus politischer Not (Gideon, Jephtah) und bestimmte von 
da aus die »messianischen« Verheißungen. Hier, und nur hier, 
wurde das Leiden einer Volksgemeinschaft, nicht das des Ein- 
zelnen, Gegenstand der Erlösungshoffnungen. — Die Gestalt des 
Heilands konnte verschiedener Herkunft sein. Inder zarathustri- 
schen Religion, mit ihren zahlreichen Abstraktionen, übernahm 
eine rein konstruierte Figur in der Heilsökonomie die Rolle des 
Mittlers und Retters. Oder gerade umgekehrt: eine durch Wun- 
der und visionäres Wiedererscheinen legitimierte historische Per- 
son stieg zum Heiland auf. 

Fast immer entstand daraus irgend eine Theodicee Dë 
Leidens. 

Die Verheißungen der Erlösungsreligionen blieben zwar zu- 
nächst nicht an ethische, sondern an rituelle Vorbedingungen ge- 
knüpft, wie etwa die diesseitigen und jenseitigen Vorteile der 
eleusinischen Mysten an rituelle Reinheit und Anhören der eleu- 
sin'schen Messe. Aber die zunehmende Rolle, welche die Spezial- 
götter, in deren Obhut der Rechtsgang stand, mit zunehmender 
Bedeutung des Rechts spielten, verlieh diesen die Aufgabe des 
Schutzes der überlieferten Ordnung: der Bestrafung des Unrechtes 
und Belohnung des Gerechten. Und wo eine Prophetie die reli- 
giöse Entwicklung bestimmend beeinflußte, trat naturgemäß stets 
die »Sünde«: Unglaube gegen den Propheten und seine Gebote, 
als Grund des Unglücks auf. Nun war der Prophet selbst zwar 
keineswegs regelmäßig ein Sprößling cder ein Repräsentant ge- 
drückter Klassen. Wir werden sehen, daß das Gegenteil die Regel 
bildete. Und auch der Inhalt seiner Lehre entstammte keines- 
wegs überwiegend ihrem Vorstellungskreis. Aber allerdings waren 
es inder Regel nicht die Glücklichen, Besitzenden, Herrschenden, 
welche eines Erlösers und Propheten bedurften, sondern die 
Bedrückten oder mindestens die von Not Bedrohten. Die Heilands- 
Religiosität hatte daher in der großen Mehrzahl der Fälle ihre 
dauernde Stätte vorzugsweise in den minder begünstigtensozialen 
Schichten, welchen sie die Magie ersetzte oder rational ergänzte. Und 
wo die Verheißungen des Propheten und Heilandes den Bedürfnis- 
sen der sozial minder Begünstigten nicht hinlänglich entgegenka- 
men, da entwickelte sich aus ihnen mit großer Regelmäßigkeiteine 
sekundäre Erlösungsreligiosität der Massen unterhalb der offiziel- 
len Lehre. Der im Heilandsmythos im Keime vorgebildeten 
rationalen Weltbetrachtung fiel demgemäß in aller Regel die 
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Aufgabe zu, eine rationale Theodizee des Unglücks zu 
schaffen. 

Das freiwillig, durch Selbstkasteiung, geschaffene Leid 
hatte bereits mit der Entwicklung der ethischen, strafenden und 
belohnenden, Gottheiten seinen Sinn gewechselt. Wenn ursprüng- 
lich der magische Geisterzwang der Gebetsformel durch die 
Selbstkasteiung — als Quelle charismatischer Zustände — ge- 
steigert wurde, so blieb dies in den Gebetskasteiungen und den 
kultischen Abstinenzvorschriften erhalten, auch nachdem aus 
der Zwangsformel eine Bitte um Erhörung geworden war. Dazu 
trat nun die Bußkasteiung als ein Mittel, durch Reue den Zorn 
der Götter zu beschwichtigenund die verwirkten Strafen durch 
Selbstbestrafung abzuwenden. Auch jene zahlreichen Abstinenzen, 
welche der Totentrauer, anfänglich (besonders klar inChina) zur 
Abwendung des Neides und Zornes des Toten, anhafteten, über- 
trugen sich auf die Beziehungen zu den Göttern und ließen Selbst- 
kasteiung und schließlich auch die Tatsache des ungewollten 
Entbehrens rein als solche als gottwohlgefälliger erscheinen, 
als den unbefangenen Genuß der Güter der Erde. 


Eine gewaltige Steigerung aber erfuhr die Macht dieser Ein- + 


zelmomente durch’das mit zunehmender Rationalität der Welt- 
betrachtung zunehmende Bedürfnis nach einem ethischen 
»Sinn« der Verteilung der Glücksgüter unter den Menschen. Die 
Theodizee stieß dabei mit zunehmender Rationalisierung der 
religiös-ethischen Betrachtung und Ausschaltung der primitiven 
magischen Vorstellungen auf steigende Schwierigkeiten. Allzu 
häufig war individuell »unverdientes« Leid. Und keineswegs 
nur nach einer »Sklayenmoral«, sondern auch an den eigenen Maß- 
stäben der Herrenschicht gemessen, waren es allzu oft nicht die 
Besten, sondern die »Schlechten«, denen esam besten geriet. Vor- 
getane individuelle Sünde des Einzelnen in einem früheren 
Leben (Scelenwanderung), oder Schuld der Vorfahren, die bis 
ins dritte und vierte Glied gerächt wird, oder — am prinzipiell- 
sten — die Verderbtheit alles Kreatürlichen als solchen standen 
als Erklärungen des Leidens und der Ungerechtigkeit, Hoff- 
nungen auf ein künftiges besseres Leben innerhalb der Welt für 
den Einzelnen (Seelenwanderung) oder für die Nachfahren (mes- 
sianisches Reich) oder im Jenseits (Paradies) als Verheißungen 
zum Ausgleich zu Gebote. Die metaphysische Vorstellung über 
Gott und Welt, welche das unausrottbare Bedürfnis nach 
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der Theodizee hervorrief, vermochte gleichfalls nur wenige, 
— im ganzen, wie wir sehen werden, nur dıei — Gedanken- 
systerne zu erzeugen, welche rational befriedigende Antworten 
auf die Frage nach dem Grunde der Inkongruenz zwischen 
Schicksal und Verdienst gaben: die indische Karmanlehre, 
den zarathustischen Dualismus und das Prädestinationsdekret 
des Deus absconditus. Diese rational geschlossenen Lösungen 
aber traten nur ganz ausnahmsweise in reiner Form auf. 

Das rationale Bedürfnis nach der Theodizee hat außer- 
ordentlich stark gewirkt. Es hat Religionen wie den Hinduis- 
mus, den Zarathustiismus, das Judentum, in gewissem Um- 
fang auch das paulinische und spätere Christentum in wichtigen 
Charakterzügen geradezu geprägt. Noch 1906 antwortete von 
einer gegebenen (recht beträchtlichen) Zahl Proletariern auf die 
Frage nach dem Grunde ihres Unglaubens nur die Minderzahl 
mit Folgerungen aus modernen naturwissenschaftlichen Theorien, 
die Mehrzahl aber mit dem Hinweis auf die »Ungerechtigkeit« 
der diesseitigen Weltordnung, — freilich wohl wesentlich des- 
halb, weil sie noch an den innerweltlichen revolutionären Aus- 
gleich glaubten. 

Die Theodizee des Leidens konnte durch Ressentiment ge- 
färbt sein. Aber das Bedürfnis nach dem Ausgleich der Unzu- 
länglichkeit des Diesseits-Schicksales nahm keineswegs immer, 
nicht einmal der Regel nach, die Färbung des Ressentiments 
an. Der Glaube, daß es dem Ungerechten gerade deshalb gut in 
der diesseitigen Welt gehe, weil ihm die Hölle, den Frommen 
aber die ewige Seligkeit vorbehalten sei, und daß deshalb die immer- 
hin auch von diesen gelegentlich begangenen Sünden im Dies- 
seits abgebüßt werden müßten, liegt gewiß dem Rache-Bedürf- 
nis besonders nahe. Aber man kann sich leicht überzeugen, daß 
selbst diese zuweilen auftretende Vorstellungsweise durchaus nicht 
immer durch Ressentiment bedingt, und daß sie vor allem keines- 
wegs immer das Produkt sozial bedrückter Schichten war. Wir wer- 
den sehen, daß es nur wenige, darunter nur ein voll ausgepräg- 
tes Beispiel einer wirklich durch Ressentiment in wesent- 
lichen Zügen mitbestimmten Religiosität gegeben hat. Rich- 
tig ist nur, daß allerdings das Ressentiment als ein Einschlag 
(neben anderen) in dem religiös bestimmten Rationalismus 
der sozial minder begünstigten Schichten überall Bedeutung ge- 
winnen konnte und oft gewonnen hat. Aber auch das, je 








We EEE SC EE EE SES een 


Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen. il 


nach der Natur der Verheißungen der einzelnen Religion, in 
höchst verschiedenem, oft nurin verschwindendem, Grade. Gänz- 
lich unrichtig wäre es, die »Askese« allgemein aus diesen Quellen 
ableiten zu wollen. Das in den eigentlichen Erlösungsreligionen 
in aller Regel vorhandene Mißtrauen gegen Reichtum und Macht 
e hatte seinen Grund vor allem in der Erfahrung der Heilande, Pro- 
pheten und Priester: daß die in dieser Welt begünstigten und 
»satten« Schichten das Bedürfnis nach einer Erlösung — gleich- 
viel welchen Charakters — im allgemeinen nur in geringem Maße 
besaßen, und daher minder »fromm« im Sinne jener 
Religionen waren. Und die Entwicklung rationaler religiöser 
Ethik gerade auf dem Boden der sozial minder gewerteten 
Schichten hatte ebenfalls zunächst positive Wurzeln in deren 
innerer Lage. Schichten im festbegründeten Besitz sozialer 
Ehre und Macht pflegen ihre ständische Legende in der Rich- 
tung einer ihnen innewohnenden besonderen Qualität, meist einer 
solchen des Blutes, zu bilden: ihr (wirkliches oder angebliches) 
Sein ist das, was ihrem Würdegefühl die Nahrung gibt. Sozial ° 
SES gedrückte Schichten speisen ihr Würdegefühl am leichtesten 
aus dem Glauben an eine ihnen anvertraute besondere »Mis- 
sion«: ihr Sollen konstituiert ihren Wert, der damit in ein Jen- 
seits ihrer selbst, in eine ihnen von Gott gestellte »Aufgabe«, 
rückt. In diesen Sachverhalten lag eine Quelle der ideellen Macht 
ethischer Prophetien bei den sozial minder Begünstigten, ohne 
daß es dabei das Ressentiment als eines Hebels bedurfte. Das 
rationale Interesse an materiellem und ideellem Ausgleich an sich 
genügte vollkommen. Daß die Propaganda der Propheten und Prie- 
ster daneben, absichtlich oder nicht, auch das Ressentiment der 
Massen in ihren Dienst gestellt hat, ist nicht zu bezweifeln, aber kei- 
neswegs universell zutreffend. Vor allem war diese wesentlich ne- 
gative Macht nirgends, so viel bekannt, die Quelle jenerdem Wesen 
nach metaphysischen Konzeptionen, welche einer jeden Erlö- 
sungsreligion ihre Eigenart verliehen. Von sich aus blieben die 
Massen, wie wir sehen werden, überall in der massiven Ur- 
wüchsigkeit der Magie befangen, wo nicht eine Prophetiec 
sie, mit bestimmten Verheißungen, in eine religiöse Bewegung 
ethischen Charakters hineinriß. Im übrigen aber war die Eigen- 
art der großen religiösethischen Systeme durch weit individuellere 
gesellschaftliche Bedingungen als durch den bloßen Gegensatz 
von herrschenden und beherrschten Schichten bestimmt. 
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Es mögen, zur Ersparnis mehrfacher Wiederholungen, hier 
über diese Verhältnisse noch einige Bemerkungen voran- 
geschickt werden. Die untereinander verschiedenen Heilsgüter, 
welche die Religionen verheißen und bieten, sind für den empiri- 
schen Forscher keineswegs nur und nicht einmal vorzugsweise 
als »jenseitige« zu verstehen, ganz abgesehen davon, daß ja 
durchaus nicht jede Religion, auch nicht jede Weltreligion, ein 
Jenseits als Stätte bestimmter Verheißungen überhaupt kannte. 
Mit der nur teilweisen Ausnahme des Christentums und we- 
niger anderer spezifisch asketischer Bekenntnisse waren viel- 
mehr die Heilsgüter aller, der urwüchsigen wie der kultivierten, 
prophetischen oder nicht prophetischen Religionen zunächst 
ganz massiv diesseitige: Gesundheit, langes Leben, Reich- 
tum waren Verheißungen der chinesischen, vedischen, zoroastri- 
schen, altjüdischen, islamischen ganz in gleicher Art wie der phöni- 
kischen, ägyptischen, babylonischen und altgermanischen Religion 
und wie die Verheißungen für die frommen Laien des Hinduis- 
mus und Buddhismus. Nur der religiöse Virtuose: Mönch, Sufi, 
Derwisch erstrebte ein, an jenen massivsten Diesseitsgütern ge- 
messen, »außerweltliches« Heilsgut. Auch dieses außerweltliche 
Heilsgut war nun aber keineswegs ein nur jenseitiges, auch da 
nicht, wo es sich selbst alssolches verstand. Vielmehr war, psy- 
chologisch betrachtet, gerade der gegenwärtige diesseitige Habi- 
tus dasjenige, worum es den Heilsuchenden primär zu tun war. 
Die puritanische certituco salutis: der unverlierbare Gnadenstand 
in dem Gefühl der »Bewährung« war das psychologisch Greifbare 
an den Heilsgütern dieser asketischen Religiosität. Das akosmi- 
stische Liebesgefühl des seines Eingangs in Nirwana sicheren bud- 
dhistischen Mönches, das Bhakti (gottinnige Licbesglut) oder 
die apathische Ekstase der hinduistischen Frommen, die orgia- 
tische Ekstase bei der Radjenie des Chlüsten und beim tan- 
zenden Derwisch, die Gottbesessenheit und der Gottbesitz, 
die Marien- und Heilandsminne, der jesuitische Herz- Jesu- 
Kult, die quietistische Andacht, die pietistische Zärtlichkeit für das 
Jesulein und dessen »Wundbrühe«, die sexuellen und halbsexu- 
ellen Orgien bei der Krischmaminnc, die raffinierten Kultdiners 
der Vallabhakharis, die gncstischen onanistischen Kulthandlungen, 
die verschiedenen Formen der unio mystica und des kontempla- 
tiven Untergehens im All-einem: — alle diese Zustände wurden ja 
zunächst einmal um dessen willen gesucht, was sie selbst an 
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Gefühlswert dem Gläubigen unmittelbar buten, Sie standen in 
dieser Hinsicht durchaus dem dionysischen oder im Somakult er- 
zeugten religiösen Alkoholrausch, den totemistischen Fleischor- 
gien, den kannibalistischen Mahlzeiten, dem alten religiös 
geweihten Haschisch-, Opium- und Nikotingebrauch und über- 
haupt allen Arten magischen Rausches gleich. Um der psychi- 
schen Außeralltäglichkeit und des dadurch bedingten Eigen- 
wertes der betreffenden Zuständlichkeit halber galten sie als spezi- 
fisch geweiht und göttlich. Und wenn auch erst die rationalisier- 
ten Religionen in jene spezifisch-religiösen Handlungen neben 
der umittelbaren Aneignung des Heilsgutes eine metaphysische 
Bedeutung hineinlegten und so die Orgie zum »Sakrament« sub- 
limieren, so fehlte doch schon der primitivsten Orgie eine Sinn- 
deutung keineswegs gänzlich. Nur war sie rein magisch-ani- 
mistischen Charakters und enthielt nicht oder nur in Ansätzen die 
allem religiösen Rationalismus eigene Einbeziehung in eine uni- 
verselle kosmische Heilspragmatik. Jedoch blieb es, auch nach- 
dem dies geschehen, dabei, daf das Heilsgut für den Frommen zu- - 
nächst und vor allem psychologischen Gegenwartscharakter hatte, 
das heißt: daß es vor allem in jenem Zustand, dem Gefühls- 
habitus rein als solchem, bestand, welchen der spezifisch reli- 
giöse (oder magische) Akt oder die methodische Askese oder Kon- 
templation hervorrief. 

Dieser Zustand kennte seinem Sinn nach ebenso, wie er es 
äußerlich war, ein außeralltäglicher Habitus nur vorübergehenden 
Charakters sein. So ursprünglich durchweg. Aber ein durch 
religiöse Mittel erreichter Sonderzustand konnte auch als ein in 
seinen Folgen bleibender, als ein den ganzen Menschen und sein 
Schicksal erfassender »Heilszustand« erstrebt werden. Der Ueber- 
gang war flüssig. Von den beiden höchsten Konzeptionen der sub- 
limiertenreligiösen Heilslehre: »Wiedergeburt« und »Erlösung«, war 
die Wiedergeburt uraltes magisches Gut. Sie bedeutete die Er- 
werbung einer neuen Scele durch den orgiastischen Akt oder 
durch planvolle Askese. Man erwarb sie vorübergehend in der 
Ekstase, aber sie konnte auch als dauernder Habitus gesucht 
und durch die Mittel der magischen Askese erreicht werden. 
Eine neue Seele mußte der Jüngling haben, der als ein Held in 
die Gemeinschaft der Krieger treten oder als Mitglied der Kult- 
gemeinschaft an deren magischen Tänzen oder Orgien teil- 
nehmen oder im Kultmahl mit Göttern Gemeinschaft haben 
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sollte; uralt sind daher die Helden- und Magier-Askese, die Jüng- 
lingsweihe und die sakramentalen Wiedergeburts-Bräuche bei 
wichtigen Abschnitten des privaten und Gemeinschaftslebens. 
Verschieden waren außer den angewandten Mitteln vor allem die 
Zwecke dieser Handlungen, die Antwort auf die Frage also: »zu 
was« man wiedergeboren werden sollte. 

Es lassen sich die verschiedenen religiös (oder magisch) ge- 
werteten Zuständlichkeiten, welche einer Religion ihr psycho- 
logisches Gepräge gaben, unter sehr verschiedenen Gesichts- 
punkten systematisieren. Ein solcher Versuch soll an dieser 
Stelle nicht unternommen werden. Hier kommt es nur darauf 
an, in Anknüpfung an das oben Gesagte ganz allgemein anzu- 
deuten: daß die Art des in einer Religion als höchstes Gut er- 
strebten (diesseitigen) Seligkeits- oder Wiedergeburtszustandes 
offenbar notwendig verschieden sein mußte je nach dem Charak- 
ter der Schicht, welche der wichtigste Träger der betreffenden 
Religiosität war. Kriegerische Ritterklassen, Bauern, Gewer- 
betreibende, literarisch geschulte Intellektuelle hatten darin 
naturgemäß verschiedene Tendenzen, welche zwar für sich allein 
— wie sich zeigen wird, — weit davon entfernt waren, eindeutig den 
psychologischen Charakter der Religion zu determinieren, ihn 
aber doch höchst nachhaltig beeinflußten. Und zwar war nament- 
lich der Gegensatz der beiden ersten gegenüber den beiden letzten 
Schichten überaus wichtig. Denn von diesen letzteren waren die 
Intellektuellen stets, die Gewerbetreibenden (Kaufleute, Hand- 
werker) wenigstens möglicherweise Träger eines im ersten Fall 
mehr theoretischen, im anderen mehr praktischen Rationalismus, 
der sehr verschiedenartiges Gepräge tragen konnte, stets aber 
auf die religiöse Haltung bedeutende Wirkung zu haben pflegte. 
Vor allem die Eigenart der Intellektuellenschichten war da- 
bei von der größten Tragweite. So überaus gleichgültig es für die 
religiöse Entwicklung der Gegenwart ist, ob unsere modernen 
Intellektuellen das Bedürfnis empfinden, neben allerlei andern 
Sensationenauch die eines »religiösen« Zustandes als »Erlebnis« zu 
genießen, gewissermaßen um ihr inneres Ameublement stil- 
voll mit garantiert echten alten Gerätschaften auszustatten: — 
aus solcher Quelle ist noch nirgends eine religiöse Erneuerung 
erwachsen —, so überaus wichtig war die Eigenart der Intellek- 
tuellenschichten in der Vergangenheit für die Religionen. Ihr Werk 
vornehmlich war die Sublimierung des religiösen Heilsbesitzes zum 
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vErlösungs«- Glauben. Die Konzeption der Erlösungs- Idee 
war ansich uralt, wenn man die Befreiung von Not, Hunger, Dürre, 
Krankheit und — letztlich — Leid und Tod mit darunter begreift. 
Aber eine spezifische Bedeutung erlangte die Erlösung doch erst, 
wo sie Ausdruck eines systematisch-rationalisierten »Weltbildes« 
und der Stellungnahme dazu war. Denn was sie ihrem Sinn und 
ihrer psychologischen Qualität nach bedeuten wollte und konnte, 
hing von jenem Weltbild und dieser Stellungnahme ab. Darnach 
richtete es sich: »wovon« und »wozu« man »erlöst« sein wollte. Ob 
von politischer und sozialer Knechtschaft zu einem diesseitigen 
messianischen Zukunftsreich. Oder von der Befleckung durch das 
rituell Unreine oder von der Unreinheit der Einkerkerung in 
den Körper überhaupt zur Reinheit eines seelisch-leiblich- 
schönen oder eines rein geistigen Seins. Oder von dem ewigen 
sinnlosen Spiel menschlicher Leidenschaften und Begehrungen 
zur stillen Ruhe des reinen Schauens des Göttlichen. Oder von 
einem radikal Bösen und von der Knechtschaft unter der Sünde 
zur ewigen freien Güte im Schoß eines väterlichen Gottes. Oder 
von der Verknechtung unter die astrologisch gedachte Deter- 
miniertheit durch die Gestirnkonstellationen zur Würde der 
Freiheit und Teilhaftigkeit am Wesen der verborgenen Gottheit. 
Oder von den in Leiden, Not und Tod sich äußernden Schranken 
der Endlichkeit und den drohenden Höllenstrafen zu einer ewigen 
Seligkeit in einem, irdischen oder paradiesischen, künftigen Dasein. 
Oder von dem Kreislauf der Wiedergeburten mit ihrer unerbitt- 
lichen Vergeltung von Handlungen abgelebter Zeiten zur ewigen 
Ruhe. Oder von der Sinnlosigkeit des Grübelns und Geschehens 
zum traumlosen Schlaf. Stets steckte dahinter eine Stellung- 
nahme zu etwas, was an der realen Welt als spezifisch »sinnlos« 
empfunden wurde und also die Forderung: daB das Weltgefüge 
in seiner Gesamtheit ein irgendwie sinnvoller »Kosmos« sei. Dies 
Verlangen aber, das Produkt des eigentlich religiösen Ratio- 
nalismus, wurde durchaus von Intellektuellenschichten getragen. 
Wege und Ergebnisse dieses metaphysischen Bedürfnisses und 
auch das Maß seiner Wirksamkeit waren dabei sehr verschie- 
den. Immerhin läßt sich einiges Allgemeine darüber sagen. 
Die moderne Form der zugleich theoretischen und prak- 
tischen Durchrationalisierung des Weltbildes und der Lebens- 
führung hat die allgemeine Folge gehabt, daß die Religion, je 
weiter die Rationalisierung fortschritt, desto mehr ihrerseits in 
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das Irrationale hineingeschoben wurde. Aus mehrfachen Gründen. 
Einerseits wollte die Rechnung des konsequenten Rationalismus 
nicht leicht glatt aufgehen. Wie in der Musik das pythagoreische 
»Komma« der restlosen tonphysikalisch orientierten Rationali- 
sierung sich widersetzt und wie daher die einzelnen großen 
Musiksysteme aller Völker und Zeiten sich vor allem durch die 
Art und Weise unterscheiden, wie sie diese unentfliehbare Ir- 
rationalität entweder zu überdecken und zu umgehen oder um- 
gekehrt in den Dienst des Reichtums der Tonalitäten zu stellen 
wissen, so scheint es dem theoretischen Weltbild, noch weit mehr 
aber und vor allem der praktischen Lebensrationalisierung, zu 
ergehen. Auch hier werden die einzelnen großen Typen der ra- 
tional methodischen Lebensführung vor allem durch diejenigen 
irrationalen, als schlechthin gegeben hingenommenen, Voraus- 
setzungen charakterisiert, die sie in sich aufgenommen haben. 
Welches diese sind, das gerade ist es nun, was in zum mindesten 
sehr starkem Maße rein historisch und sozial bestimmt wurde durch 
die Eigenart, das heißt aber hier: die äußcre, sozial, und die 


5 „innere, psychologisch, bedingte Interessenlage derjeni- 


gen Schichten, welche Träger der betreffenden Lebensmetho- 
dik in der entscheidenden Zeit der Prägung derselben waren. 
Die irrationalen Einschläge in die Rationalisierung des Wirkli- 
chen waren die Stätten, in welche das schwer unterdrückbare 
Bedürfnis des Intellektualismus nach dem Besitz überwirklicher 
Werte zurückzuziehen sich gezwungen sah, je mehr ihm die Welt 


“von ihnen entkleidet erschien. Die Einheitlichkeit des primi- 
+ tiven Weltbildes, in welchem alles konkrete Magie war, zeigte dann 
die Tendenz zur Spaltung in ein rationales Erkennen und eine ` 


rationale Beherrschung der Natur einerseits, und andererseits 
»mystische« Erlebnisse, deren unaussagbare Inhalte als ein- 
ziges neben dem entgotteten Mechanismus der Welt noch 
mögliches Jenseits: in Wahrheit als ein ungreifbares, hinterwelt- 
liches Reich gottinnigen, individuellen Heilsbesitzes, übrig blei- 
ben. Der Einzelne kann sein Heil, wo diese Konsequenz restlos 
gezogen ist, nur als Einzelner suchen. Diese mit fortschreitendem 
Rationalismus sich in irgend einer Form einstellende Erscheinung 
‚ trat irgendwie überall da auf, wo Menschen die Rationalisierung 
“des Weltbildes unternahmen. Am stärksten aber in solchen Reli- 
gionen und religiösen Ethiken, welche besonders stark durch vor- 
nehme, der rein denkenden Erfassung der Welt und ihres 
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»Sinnes« hingegebene Intellektuellenschichten bestimmt wurden, 
wie die asiatischen, vor allem die indischen, Weltreligionen. 
Ihnen allen wurde die Kontemplation: das Eingehen in die tiefe 
selige Ruhe und Unbewegtheit der Alleinheit, welche sie bietet, 
das höchste und letzte dem Menschen zugängliche religiöse Gut, 
alle anderen Formen religiöser Zuständlichkeiten aber ein höch- 
stens relativ wertvolles Surrogat dafür. Für die Beziehung 
der Religion zum Leben, einschließlich der Wirtschaft, hatte 
dies, wie wir immer wieder sehen werden, weittragende Folgen. 
Diese ergaben sich aus dem allgemeinen Charakter der in 
diesem, kontemplativen, Sinne »mystischen« Erlebnisse und 
aus psychologischen Vorbedingungen des Strebens nach ihnen. 

Ganz anders, wo die für die Entwicklung einer Religion aus- 
schlaggebenden Schichten praktisch handelnd im Leben standen, 
ritterliche Kriegshelden oder politische Beamte oder wirtschaftlich 
erwerbende Klassen waren, oder endlich, wo die Religion von 
einer organisierten Hierokratie beherrscht wurde. Der Ratio- 
nalismus der Hierokratie sucht überall die Gewährung 
des religiösen Heilsgutes für sich zu monopolisieren, und also 
in die Form der nur von ihr rituell zu spendenden, nicht vom Ein- 
zelnen erreichbaren, »Sakramentsgnade« oder »Anstaltsgnade« 
zu bringen und entsprechend zu temperieren. Die individuelle 
Heilssuche des Einzelnen oder freier Gemeinschaften durch Kon- 


templation, orgiastische oder asketische Mittel, ist ihr verdächtig 


und muß rituell reglementiert und vor allem hierokratisch kon- 
trolliert werden. — Jedes politische Beamtentum mißtraut 
allen Arten von individueller Heilssuche oder freier Gemein- 
schaftsbildung als Quellen der Emanzipation von der Domesti- 
kationdurch die Staatsanstalt, mißtraut auch der konkurrierenden 
priesterlichen Gnadenanstalt, verachtet aber, vor allem, im letzten 
Grunde das Streben nach diesen unpraktischen Gütern jenseits 
von utilitarischen innerweltlichen Zwecken überhaupt. Reli- 
giöse Pflichten sind ihr amtliche oder soziale Staatsbürger- und 
Standespflichten: das Ritual entspricht dem Reglement, und 
alle Religiosität nimmt daher ritualistischen Charakter an, wo 
eine Bürokratie diesen bestimmt. — Auch eine ritterliche 
Kriegerschicht pflegt in ihren Interessen durchaus diesseitig ge- 
wendet und aller »Mystik« fremd zu sein. Doch fehlt ihr, wie dem 
Heldentum überhaupt, in aller Regel sowohl Bedürfnis wie Be- 
fähigung zu rationalistischer Bewältigung der Wirklichkeit: die 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik. 4r. r. 2 
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Irrationalität des »Schicksals«, unter Umständen der Gedanke 
eines unbestimmt deterministisch gedachten »Verhängnissess 
(der homerischen »Moira«) steht hinter und über den als leiden- 
schaftlichen, starken Helden gedachten Göttern und Dämonen, 
von welchen den menschlichen Helden Beistand und Feind- 
schaft, Ruhm und Beute oder Tod zuteil wird. — Den Bauern 
liegt, naturgebunden und von den Elementargewalten abhängig, 
wie ihre ganze ökonomische Existenz ist, die Magie: der zwin- 
gende Zauber gegen die über und in den Naturkräften . wal- 
tenden Geister, oder das einfache Erkaufen göttlichen Wohl- 
wollens, so nahe, daß nur gewaltige, von anderen Schichten oder 
von mächtigen als Zauberer durch die Macht des Wunders le- 
gitimierten Propheten ausgehende, Umwälzungen deı Lebens- 
orientierung sie aus dem Verharren in dieser überall urwüch- 
sigen Form von Religiosität herauszureißen vermögen. Orgia- 
stische und ekstatische »Besessenheits«-Zustände, durch toxische 
Rauschmittel oder durch Tanz erzeugt, — dem Standesgefühl 
des Rittertums, als würdelos, fremd, — vertreten bei ihnen die 
Stelle der »Mystik« der Intellektuellen. Endlich die im westeu- 
ropäischen Sinne »bürgerlichen« Schichten und was diesen 
anderwärts entspricht: Handwerker, Händler, hausindustrielle 
Unternehmer und ihre nur im modernen Occident heimischen Deri- 
vate, sind die in den Möglichkeiten ihrer religiösen Stellungnahme 
scheinbar vieldeutigste Schicht. Die sakramentale Anstalts- 
gnade der römischen Kirche in den mittelalterlichen Städten, 
den Stützen der Päpste, die mystagogische Sakramentsgnade 
in den antiken Städten und in Indien, die orgiastische und kon- 
templative Sufi- und Derwisch-Religiosität des vorderasia- 
tischen Orients, die taoistische Magie, die buddhistiche Kontempla- 
tion und die ritualistische Gnadenaneignung unter der Seelen- 
direktion von Mystagogen in Asien, alle Formen der Heilands- 
liebe und des Erlöserglaubens vom Krischna- bis zum Christus- 
kult in der ganzen Welt, der rationale Gesetzesritualismus 
und die von aller Magie entblößte Synagogenpredigt der Juden, 
die pneumatischen antiken und die asketischen mittelalterlichen 
Sekten, die Prädestinationsgnade und ethische Wiedergeburt der 
Puritaner und Methodisten und alle Arten individueller Heils- 
suche wurzelten sämtlich besonders stark, stärker als in allen 
anderen, gerade in diesen Schichten. Gewiß ist die Religiosität 
auch aller anderen Schichten natürlich sehr weit entfernt davon, 
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eindeutig auf denjenigen Charakter angewiesen zu sein, der vor- 
stehendals ihnen besonders wahlverwandt hingestellt wurde. Aber 
die »Bürgerschicht« scheint zunächst in dieser Hinsicht im ganzen 
noch vielseitiger bestimmbar. Und dennoch treten Wahlver- 
wandtschaften zu bestimmten Typen der Religiosität gerade bei ihr 
hervor. Gemeinsam und durch die Natur ihrer, von der ökono- 
mischen Naturgebundenheit stärker losgelösten Lebensführung 
bedingt, ist ihnen die Tendenz zum praktischen (ethischen) Ra- 
tionalismus. Nicht überall vermag sie sich gegen die magische 
Tradition durchzusetzen. Wo ihr aber durch Prophetie ein 
religiöser Unterbau geschaffen wird, dakann dieser zwar jedem der 
beiden später zu besprechenden Grundtypen des Prophetentums 
angehören: der »exemplarischen« Prophetie — einer Prophetie, 
welche das zum Heil führende Leben, regelmäßig ein kontem- 
platives und apathisch-ekstatisches Leben, vorlebt — oder 
der »Sendungs«Prophetie, welche im Namen eines Gottes For- 
derungen, naturgemäß: ethischen oder aktiv asketischen Charak- 
ters, an die Welt richtet. Aber die letztere, zum aktiven Han- 
deln innerhalb der Welt auffordernde Art findet begreiflicherweise 
gerade bier, und je mehr die bürgerlichen Schichten als solche 
sozial ins Gewicht fallen, je mehr sie ferner tabuistischer Ge- 
bundenheit und Gespaltenheit in Sippen und Kasten ent- 
rissen werden, desto mehr einen spezifisch günstigen Boden. 
Die aktive Askese:’nicht Gottesbesitz oder gottinnige kontempla- 
tive Hingegebenheit, wie sie den von vornehmen Intellektuellen- 
schichten beeinflußten Religionen als höchstes Gut erscheint, 
sondern gottgewolltes Handeln mit dem Gefühl, Gottes »Werk- 
zeug« zu sein, ist hier der bevorzugte religiöse Habitus, wie er im 
Occident immer wieder, gegenüber der dort ebenfalls wohlbekann- 
ten kontemplativen Ekstase, das Uebergewicht behielt. Nicht daß 
sie auf diese Schichten beschränkt wäre. Eine solche eindeu- 
tige soziale Determiniertheit besteht auch hier in keiner Weise. 
Auch die an Adel und Bauern sich wendende zarathustrische 
und die an Krieger sich wendende islamische Prophetie hatten 
ganz ebenso wie die israelitische, altchristliche, mohammeda- 
nische Prophetie und Predigt diesen aktiven Charakter, gegen- 
über der buddhistischen, taoistischen, neupythagoreischen, gno- 
stischen, sufistischen Propaganda. Aber gewisse spezifische Kon- 
sequenzen der Sendungs-Prophetie sind allerdings, wie wir 
sehen werden, gerade auf »bürgeilichem« Boden gezogen worden. 
2% 
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Die Sendungs-Prophetie, bei welcher die Frommen sich 
als Werkzeug fühlen, hat nun eine tiefe Wahlverwandt- 
schaft zu einer bestimmten Gotteskonzeption: dem überwelt- 
lichen, persönlichen, zürnenden, vergebenden, liebenden, for- 
dernden, strafenden Schöpfergott, im Gegensatz zu dem — kei- 
neswegs ausnahmslos, allerdings aber der Regel nach — unper- 
sönlichen, weil nur kontemplativ, als Zuständlichkeit, zugäng- 
lichen höchsten Wesen der exemplarischen Prophetie. Die 
erste Konzeption beherrscht die iranische und vorderasiatische 
und die aus dieser abgeleitete, die zweite die indische und 
chinesische Religiosität. 

Diese Unterschiede sind nichts Primitives. Im Gegenteil 
läßt sich erkennen, daß sie erst bei weitgehender Sublimierung 
derüberall sehr ähnlichen primitiven animistischen und heroisti- 
schen Vorstellungen sich eingestellt haben. Sicherlich unter starker 
Mitwirkung des eben erwähnten Zusammenhangs mit denals Heils- 
gut gewerteten und begehrten religiösen Zuständlichkeiten. Diese 
wurden entsprechend ihrer psychologischen Eigenart in der Rich- 
tung einer verschiedenen Gotteskonzeption interpretiert, je nach- 
dem das kontemplative mystische Erlebnis oder die apathi- 
sche Ekstase oder der orgiastische Gottesbesitz oder visio- 
 näre Eingebungen und »Aufträgese die höchstgewerieten Heils- 
zustände waren. Vondem Standpunkt aus: daß die Gefühlsinhalte 
das allein Primäre und die Gedanken nur ihresekundären Ausfor- 
mungen seien, könnte man nun geneigt sein, dieses Kausalverhält- 
nis: Primat der »psychologischen« gegenüber den »rationalen« Zu- 
sammenhängen, als ausschließlich maßgebend, diese also nur als 
Deutung jener anzusehen. Indessen das wäre viel zu weit gegangen. 
Die folgenschwere Entwicklung zur überweltlichen oder zur im- 
manenten Gotteskonzeption wurde durch eine ganze Reihe auch 
anderer, rein historischer, Motive bestimmt und hat ihrerseits auf 
die Art der Gestaltung der Heilserlebnisse höchst nachhaltig ein- 
gewirkt. Vor allem, wie wir stets erneut sehen werden, der über- 
weltliche Gott. Wenn selbst Meister Eckhart gelegentlich 
ausdrücklich »Martha« über »Maria« stellte, so letztlich deshalb: 
weil für ihn das dem Mystiker eigene pantheistische Erlebnis 
Gottes unvollziehbar war ohne gänzliche Aufgabe aller entschei- 
denden Bestandteile des abendländischen Schöpfungs- und Got- 
tesglaubens. Die rationalen Elemente einer Religion, ihre »Lehre«, 
— so die indische Karmanlehre, der calvinistische Prädestinations- 
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glaube, die lutherische Rechtfertigung durch den Glauben, die 


katholische Sakramentslehre —, haben ihre Eigengesetzlich- _-. .. 


keiten, und die rationale religiöse Heilepragmatik hat unter 
Umständen weittragende Folgen für die Gestaltung der prak- 
tischen Lebensführung gewonnen. — 

Wenn, wie in den bisherigen Bemerkungen vorausgesetzt > 
wurde, die Art der erstrebten Heilsgüter beeinflußt war durch 
die Art der Interessenlage und der ihr adäquaten Lebensfüh- 
rung der herrschenden Schichten und also durch die soziale Schich- 
tung selbst, so war auf der anderen Seite die Richtung der ganzen 
Lebensführung, wo immer sie rationalisiert wurde, auf das tief- 


greifendste bestimmt durch die letzten Werte, an denen sich 
diese Rationalisierung orientierte. Dies waren, gewiß nicht immer . 


und noch weniger ausschließlich, aber allerdings, soweit eine 
ethische Rationalisierung eintrat und soweit ihr Einfluß 


reichte, in aller Regel, religiös bedingte Wertungen und 


Stellungnahmen. 


Für diese Zusammenhänge war nun Eines sehr wichtig. Die 


bisher_aufgeführten »höchsten«, von einer Religion verheißenen 
Heilsgüter waren nicht auch die universellsten. Der Eingang in Nir- 
wana, die kontemplative Vereinigung mit dem Göttlichen, die or- 
giastisch oder asketisch gewonnene Gottbesessenheit waren keines- 
wegs jedermann zugänglich, und auch in der abgeschwächten 
Form, in welcher die Versetzung in den religiösen Rausch- 
oder Traum-Zustand Gegenstand eines universellen Volkskultes 
wurde, waren sie wenigstens nicht Bestandteile des Alltagslebens. 
Gleich am Beginn aller Religionsgeschichte stand die wichtige Er- 
fahrungstatsache der ungleichen religiösen Qualifikation 
der Menschen, wie sie in schroffster rationalistischer Fassung der 
»Gnadenpartikularismuse der Prädestinationslehre dogmatisierte. 
Die höchstgewerteten religiösen Heilsgüter — die ekstatischen 
und visionären Fähigkeiten der Schamanen, Zauberer, Asketen 
und Pneumatiker aller Art — waren nicht jedem erreichbar, ihr 
Besitz war ein »Charisma«, welches zwar bei Manchen, aber nicht 
bei Allen geweckt werden konnte. Daraus ergab sich die Tendenz 
aller intensiven Religiosität zu einer Art von ständischer 
Gliederung gemäß den charismatischen Qualifikationsunter- 
schieden. »Virtuosens-Religiosität stand gegen »Massen«- Reli- 


giosität, — wobei hier unter »Masse« natürlich keineswegs die in ` 


der weltlichen Ständeordnung sozial niedriger Gestellten ver- 
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standen sind. Die Bünde der Zauberer und heiligen Tänzer, der 
religiöse Stand der indischen Sramana, die ausdrücklich als be- 
sonderer »Stand« in der Gemeinde anerkannten altchristlichen 
»Asketen«, die paulinischen und erst recht die gnostischen »Pneu- 
matiker«, die pietistische »ecclesiola«, alle eigentlichen »Sekten«, 


> das heißt soziologisch: Verbände, welche nur die religiös Quali- 


fizierten in sich aufnahmen, endlich alle Mönchsgemein- 
schaften der ganzen Erde waren in diesem Sinne ständische Trä- 
ger einer Virtuosen-Religiosität. Jede Virtuosen-Religiosität wird 
nun grundsätzlich bekämpft von jeder hierokratischen Amtsgewalt 
einer »Kirche«, das heißt einer anstaltsmäßig mit Beamten 
organisierten gnadenspendenden Gemeinschaft. Denn als die 
Trägerin der Anstaltsgnade strebt diese die Massenre- 
ligiosität zu organisieren und die amtlich monopolisier- 
ten und bürokratisch vermittelten Heilsgüter an Stelle der 
religiös-ständischen Eigen-Qualifikation der religiösen Virtuo- 
sen zu setzen. Sie muß ihrer Natur, d. h. der Interessenlage 
ihrer Amtsträger nach, in diesem Sinne »demokratisch« sein, d.h. 
Anhängerin des Gnadenuniversalismus und der ethischen Zuläng- 
lichkeit aller derer, die sich ihrer Anstaltsgewalt einordnen. Der 
Vorgang bildet soziologisch eine volle Parallele zu dem auf poli- 
tischem Gebiet sich vollziehenden Kampf der Bürokratie 
gegen die politischen Eigenrechte der ständischen Aristokratie. 
Denn auch die politische Bürokratie ist ebenso notwendig und 
in einem ganz ähnlichen Sinne demokratisch orientiert wie die 
Hierokratie. Die mannigfachsten Kompromisse entstanden als 
Resultat dieses nicht immer offiziellen, stets aber latent vor- 
handenen Kampfes (der Ulema- gegen die Derwisch-Religio- 
sität, der altkatholischen Bischöfe gegen die Pneumatiker und 
heroistischen Sektierer, des lutherischen Predigeramts und 
der anglikanischen Priesterkirche gegen die Askese überhaupt, 
der russischen Staatskirche gegen die Sekten, der konfuziani- 
schen amtlichen Kultversoigung gegen die buddhistische, tao- 
istische und sektiererische Heilssuche aller Art). Neben dem 
Verhältnis von Virtuosen- und Massenreligiosität, welches sich 
als Ergebnis dieses Kampfes einstellt, war aber allerdings auch die 
Eigenart der konkreten Virtuosenreligiosität selbst von ein- 
schneidender Bedeutung für die Entwicklung der Lebens- 
führung auch der »Massen« und damit auch für die Wirtschafts- 
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ethik der betreffenden Religion. Denn immerhin war sie die 
sexemplarische« praktische Religiosität. 

Das Verhältnis der Virtuosen-Religiosität zum Alltag, 
der Stätte der Wirtschaft, war je nach der Eigenart des er- 
strebten Heilsgutes sehr verschieden. 

Wo die Heilsgüter und Erlösungsmittel der Virtuosen-Reli- 
giosität kontemplativen oder orgiastisch-ekstatischen Charakter 
tragen, führt von ihr keine Brücke zum praktischen Alltags- 
handeln innerhalb der Welt. Nicht nur ist dann die Wirtschaft, 
wie alles Handeln in der Welt, etwas religiös Minderwertiges. Son- 
dern es lassen sich auch indirekt keinerlei psychologische Mo- 
tive dafür aus dem als höchstes Gut geschätzten Habitus ent- 

nehmen. Vielmehr ist die kontemplative und die ekstati- 
sche Religiosität im innersten Wesen spezifisch wirtschafts- 
feindlich. Das mystische, orgiastische, ekstatische Erleben ist 
das spezifischAußeralltägliche, vom Alltag und von allem rationalen 
Zweckhandeln Abführende, eben deshalb als »heilig« Geachtete. 
Eine tiefe Kluft scheidet daher die Lebensführung der »Laien« 
von jener der Virtuosen-Gemeinschaft. Die Herrschaft des reli- 
giösen Virtuosenstandes innerhalb der religiösen Gemeinschaft 
gleitet dann gern in die Bahnen einer magischen Anthropola- 
trie: der Virtuose wird als Heiliger direkt angebetet, oder es 
werden doch sein Segen und seine magischen Kräfte von den Laien 
als Mittel zur Förderung weltlichen oder religiösen Heils erkauft. 
Wie der Bauer für den Grundherrn, so war der Laie für den bud- : 
dhistischen und jainististischen bhikkshu die Tributquelle, wel- 
che ihm ermöglichte, ohne eigene, stets heilsgefährdende, welt- 
liche Arbeit ganz dem Heil zu leben. Auch die Lebensführung 
der Laien selbst mag dabei eine ethische Reglementierung erfahren. 
Immer aber bleibt das Wirken innerhalb der Welt im Prinzip 
religiös unbedeutsam, liegt gegenüber dem Streben nach dem 
religiösen Ziel in der gerade entgegengesetzten Richtung. Das 
Charisma des reinen »Mystikers« vollends dient nur ihm selbst, 
nicht, wie das des genuinen Magiers, Andern. Ganz anders da, 
wo das Virtuosentum der religiös Qualifizierten sich zu einer aske- 
tischen, die Formung des Lebens in der Welt nach dem Willen eines 
Gottes erstrebenden Sekte zusammenschließt. Damit dies im 
eigentlichsten Sinne geschehen könne, ist zweierlei nötig. Einmal 
darf das höchste Heilsgut nicht kontemplativen Charakters sein, 
also nicht in einer Vereinigung miteinem im Gegensatz zur Welt 
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ewig währenden Sein oder in einer orgiastisch-ekstatisch oder apa- 
thisch-ekstatisch zu erfassenden unio mystica bestehen. Denn diese 
liegt stets abseits des Alltagswirkens und jenseits der realen Welt, 
führt von ihı ab. Und ferner muß die Religiosität den magischen 
und sakramentalen Charakter der Gnadenmittel möglichst abge- 
streift haben. Denn auch diese entwerten stets das Handeln in der 
Welt als religiös höchstens relativ bedeutsam und knüpfen die 
Entscheidung über das Heil an den Erfolg nicht rationaler Vor- 
gänge. Voll erreicht wurde beides: Entzauberung der Welt und 
Verlegung des Weges zum Heil von der kontemplativen »Welt- 
flucht« hinweg in dieaktiv asketische »Weltbearbeitung«, — wenn 
man von einigen kleinen rationalistischen Sekten, wie sie sich 
in aller Welt finden, absieht, — nur in den großen Kirchen- und 
Sektenbildungen des asketischen Protestantismus im Occident. 
Dabei haben ganz bestimmte, rein historisch bedingte Schick- 
sale der occidentalen Religiosität zusammengewirkt. Teils der 
Einfluß ihrer sozialen Umwelt, vor allen Dingen: der für 
ihre Entwicklung entscheidenden Schicht. Teils aber und ebenso 
stark ihr genuiner Charakter: der überweltliche Gott und die Be- 
sonderheit der Heilsmittelund Heilswege. Dies ist teils in den frü- 
heren Ausführungen dargelegt worden, teils später noch näher 
darzulegen. Wo der religiöse Virtuose als »Werkzeug« eines 
Gottes in die Welt gestellt und dabei von allen magischen Heils- 
mitteln abgeschnitten ist, mit der Forderung, sich durch die ethi- 
sche Qualität seines Handelns in ihren Ordnungen, und nur da- 
durch, als zum Heil berufen vor Gott — und das heißt der Sache 
nach: vor sich selbst — zu »bewähren«, da mag die »Welt« als 
solche religiös noch so sehr: als kreatürlich und Gefäß der Sünde, 
entwertet und abgelehnt werden: sie wird dadurch psycholo- 
gisch nur um so mehr als Schauplatz des gottgewollten Wirkens 
im weltlichen »Beruf« bejaht. Denn dies innerweltliche Asketentum 
ist zwar weltablehnend in dem Sinne, daß es die Güter der 
Würde und Schönheit, des schönen Rausches und Traumes, 
der rein weltlichen Macht und des rein weltlichen Heldenstolzes ver- 
achtet und verfehmt als Konkurrenten des Gottesreiches. Aber 
sie ist eben deshalb nicht weltflüchtig wie die Kontemplation, 
sondern will nach Gottes Gebot die Welt ethisch rationalisieren 
und bleibt daher in einem spezifisch penetranteren Sinne weltzuge- 
wendet als die naive »Weltbejahung« des ungebrochenen Men- 
schentums etwa in der Antike und im Laien-Katholizismus. Gerade 
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im Alltag bewährt sich die Gnade und Erwähltheit des reli- 


giös Qualifizierten, freilich nicht im Alltag, wie er ist, sondern . 


in dem im Dienste Gottes methodisch rationalisierten 
Alltagshandeln. Das rational zum Beruf gesteigerte Alltags- 
handeln wird Bewährung des Heils. Die Sekten der religiösen 
Virtuosen bildeten im Occident die Fermente für die metho- 
dische Rationalisierung der Lebensführung einschließlich auch 
des Wirtschaftshandelns, und nicht, wie die Gemeinschaften der 
kontemplativen oder orgiastischen oder apathischen Ekstatiker 
Asiens, Ventile für die Sehnsucht hinweg aus der Sinnlosigkeit 
des innerweltlichen Wirkens. 

Zwischen diesen äußersten Gegenpolen bewegen sich nun 
die mannigfachsten Uebergänge und Kombinationen. Denn die 
Menschen so wenig wie die Religionen sind ausgeklügelte Bücher. 
Sie sind historische, nicht logisch oder auch nur psychologisch ` 
widerspruchslos konstruierte, Gebilde. Sie ertragen sehr oft in sich | 


Motivenreihen, die, jede für sich konsequent verfolgt, den andern | 
in den Wegtreten, oft ihnen schnurstracks zuwiderlaufen müß- | 
ten. Die »Konsequenz« war hier die Ausnahme, und nicht die Regel. ` 


Die Heilswege und Heilsgüter waren aber auch in sich regelmäßig 
psychologisch nicht eindeutig. Auch deraltchristlicheMönch und 
auchder Quäker hatten einen sehr starken kontemplativen Ein- 
schlag in ihrer Gottsuche — aber der Gesamtinhalt ihrer Religio- 
sität, vor allem der überweltliche Schöpfergott, wies sie immer 
wieder auf den Weg des Handelns. Und auch der buddhisti- 
sche Mönch handelte — nur wurde dies Handeln jeder konse- 
quenten innerweltlichen Rationalisierung entzogen durch die 
letzte Orientierung des Heilsstrebens an der Flucht aus dem 
»Rad« der Wiedergeburten. Die Sektierer und andere Brüder- 
schaften des occidentalen Mittelalters, Träger der religiösen 
Durchdringung des Alltagslebens, fanden ihr Gegenbild in den 
eher noch universeller entwickelten Bruderschaften des Islam; 
auch die dafür typische Schicht: Kleinbürger und namentlich 
Handwerker, war beiderseits die gleiche, — aber der Geist der 
beiderseitigen Religiosität war sehr verschieden. Aeußerlich be- 
trachtet, erscheinen zahlreiche hinduistische religiöse Gemein- 
schaften als »Sekten« ebensogut wie die des Occidents, — aber 
das Heilsgut und die Art der Heilsvermittlung lagen nach radikal 
entgegengesetzter Richtung. — Die Beispiele sollen hier nicht weiter 
gehäuft werden, da wir ja die wichtigsten der großen Religionen 
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“individuell betrachten wollen. Diese sind untereinander weder 
‚in dieser noch in anderer Hinsicht einfach in eine Kette von 
: Typen, deren jeder gegenüber dem andern eine neue »Stufe« be- 

| deutet, einzugliedern. Sondern sie sind sämtlich historische In- 
dividuen höchst komplexer Art und erschöpfen, alle zusammen 
genommen, nur einen winzigen Bruchteil derjenigen möglichen 
Kombinationen, welche aus den sehr zahlreichen einzel- 
nen dabei in Betracht kommenden Faktoren denkbarerweise 
gebildet werden könnten. 

Es handelt sich bei den nachfolgenden Darlegungen also 
in keiner Art um eine systematische »Typologie« der 
Religionen. Andererseits freilich auch nicht um eine historische 
Arbeit. Sondern »typologisch« ist die nachstehende Darstellung 
in dem Sinne, daß sie das für den Zusammenhang mit den großen 
Gegensätzen der Wirtschaftsgesinnung in typischer Art 
Wichtige an den historischen Realitäten betrachtet, und Anderes 
vernachlässigt. Nirgends beansprucht sie also ein voll abgerun- 
detes Bild der dargestellten Religionen zu bieten. Sie muß die- 
jenigen Züge, welche der einzelnen Religion im Gegensatz 
zu anderen eigen und zugleich für unsere Zusammenhänge 
wichtig sind, sehr stark herausheben. Eine von jenen besonderen 
Wichtigkeitsakzenten absehende Darstellung müßte diese ge- 
genüber dem hier gezeichneten Bild oft mildern, fast immer 
aber noch andere hinzufügen und gelegentlich auch wohl nach- 
drücklicher, als es hier möglich wäre, zum Ausdruck bringen, daß 
— natürlich — alle qualitativen Gegensätze in der Realität letzt- 
lich sich irgendwie als rein quantitative Unterschiede der Mi- 
schungsverhältnisse von Einzelfaktoren auffassen lassen. Für 
uns hier wäre es aber höchst unfruchtbar, diese Selbstverständ- 
lichkeit immer neu betonen zu wollen. 

" _ Auch die für die Wirtschaftsethik wichtigen Züge der Reli- 
gionen aber sollen uns hier wesentlich unter einem bestimmten 
Gesichtspunkt interessieren: in der Art ihrer Beziehung zum öko- 
nomischen Rationalismus, und zwar — da auch dies noch nicht 
eindeutig ist — zum ökonomischen Rationalismusvon demjenigen 
Typus, der den Occident als eine Teilerscheinung der dort heimisch 
gewordenen Art der bürgerlichen Lebensrationalisierung seit 
dem 16. und 17. Jahrhundert zu beherrschen begann. Denn es 
ist hier vorweg daran zu erinnern; daß »Rationalismus« etwas 
sehr Verschiedenes bedeuten kann. So schon: je nachdem dabei 
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entweder an jene Art von Rationalisierung gedacht wird, wie sie 
etwa der denkende Systematiker mit dem Weltbild vornimmt: zu- 
nehmende theoretische Beherrschung der Realität durch zuneh- 
mend präzise a abstrakte Begriffe, — oder vielmehr an die Ratio- 
nalisierung im Sinne der methodischen Erreichung eines bestimm- 
ten gegebenen praktischen Zieles durch immer präzisere Berech- 
nung der adäquaten Mittel. Beides sind sehr verschiedene Dinge 
trotz der letztlich untrennbaren Zusammengehörigkeit. Selbst 
innerhalb der denkenden Erfassung des Wirklichen scheiden 
sich zwei ähnliche Typen: man hat die Unterschiede der eng- 
lischen gegenüber der kontinentalen Physik auf sie zurückzu- 
führen versucht. Jene Rationalisierung der Lebensführung 
aber, mit der wir es hier zu tun haben, kann ungemein verschie- 
dene Formen annehmen. Der Konfuzianismus ist im Sinne des 
Fehlens jeder Metaphysik und fast aller Reste religiöser Ver- 
ankerung: — so weitgehend, daß erander äußersten Grenze dessen 
steht, was man überhaupt allenfalls noch eine »religiöse« Ethik 
nennen kann, — so rationalistisch und zugleich, im Sinne des 
Fehlens und der Verwerfung aller nicht utilitarischen Maßstäbe, 
so nüchtern, wie kein anderes der ethischen Systeme 
außer etwa demjenigen J. Be Benthams. Aber er ist von diesem und 
von allen occidenten Typen des praktischen Rationalismus 
ganz außerordentlich verschieden trotz fortwährender wirk- 
licher und scheinbarer Analogien. — »Rational« war auch 
das höchste Kunstideal der Renaissance, »rational« die Methode 
der Abtötungs- oder der magischen Askese oder Kontempla- 
tion in deren konsequentesten Formen, etwa im Yoga oder inden 
spätbuddhistischen Manipulationen mit Gebetsmaschinen. »Ratio- 
nalı sind überhaupt alle Arten von praktischer Ethik, die syste- 
matisch und eindeutig an festen Normen oder Heilszielen orien- 
tiert sind. Gerade diese letztgenannte Art von Rationalisie- 
rungsprozessen interessiert uns im folgenden. Der Versuch, ihre 
Kasuistik hier vorwepzunehmen hätte keinen Sinn, da ja gerade 
diese Darstellung selbst einen Beitrag zu ihr liefern möchte. 
Um dies zu können, muß sie sich aber eine Freiheit heraus 
nehmen: sunhistorisch« in dem Sinne zu sein, daß die Ethik der 


Es müssen hier eine Fülle von Gegensätzen, die innerhalb der 
einzelnen Religionen lebten, von Entwicklungsansätzen und 
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Zweigentwicklungen beiseite gelassen und die für uns wichtigen 
Züge oft in einer größeren logischen Geschlossenheit und Ent- 
wicklungslosigkeit vorgeführt werden, als sie in der Realität 
sich vorfanden. Diese Vereinfachung würde historisch »Fal- 
sches« dann ergeben, wenn sie willkürlich vorgenommen würde. 
Das aber ist, wenigstens der Absicht nach, nicht der Fall. Es 
sind vieimehr stets diejenigen Züge im Gesamtbilde einer Re- 
ligion unterstiichen, welche für die Gestaltung der prak- 
tischen Lebensführung in ihren Unterschieden gegen 
andere Religionen die entscheidenden waren 2). 


Schließlich sind vielleicht einige terminologische Vorbemerkungen am 
Platze. 


ı. Es soll bei den nachfolgenden Erörterungen unter dem (auch vorstehend 
schon einmal gebrauchten) Ausdruck: Charisma eine (ganz einerlei: 
ob wirkliche oder angebliche oder vermeintliche) außeralltägliche 
Qualität eines Menschen verstanden werden. Unter scharismatischer Autori- 
täte also eine (sei es mehr äußerliche oder mehr innerliche) Herrschaft über 
Menschen, welcher sich die Beherrschten kraft des Glaubens an diese Qualität 
dieser bestimmten Person fügen. Der magische Zauberer, der Prophet, der 
Führer auf Jagd- und Beutezügen, der Kriegshäuptling, der sog. scäsaristische« 
Hersscher, unter Umständen das persönliche Parteihaupt, sind gegenüber seinen 
Jüngern, seiner Gefolgschaft, der von ihm geworbenen Truppe, der Partei 
usw, solche Herrschertypen. Die Legitimität ihrer Herrschaft beruht auf dem 
Glauben und der Hingabe an das Außergewöhnliche, über normale Menschen- 
qualitäten Hinausgehende und deshalb (ursprünglich als übernatürlich) Ge- 
wertete, Also: auf magischem oder auf Offenbarungs- und Heldenglauben, dessen 
Quelle »Bewährung« der charismatischen Qualität durch Wunder, durch Siege 
und andere Erfolge, durch Wohlergehen der Beherrschten ist, und der deshalb 
nebst der in Anspruch genommenen Autorität schwindet oder doch zu schwinden 
droht, sobald die Bewährung ausbleibt und der charismatisch Qualifizierte sich 
von seiner magischen Kraft oder von seinem Gott verlassen zeigt. Die Herr- 


schaft wird nicht nach generellen Normen, weder traditionellen, noch rationalen, - 


sondern — im Prinzip — nach konkreten Offenbarungen und Eingebungen 
gehandhabt und ist in diesem Sinne sirrational«. Sie ist srevolutionär« im Sinne 
der Ungebundenheit an alles Bestehende: ses steht geschrieben — ich aber sage 
euch .. Je 

2. Es soll im Nachfolgenden: »Traditionalismuse« die seelische 
Eingestelltheit auf und der Glaube an das alltäglich Gewohnte als unver- 
brüchliche Norm für das Handeln heißen, und daher ein Herrschaftsverhältnis, 
welches auf dieser Unterlage, also: auf der Pietät gegen das (wirklich oder angeblich 
oder vermeintlich) immer Gewesene ruht, als straditionalistische 
Autoritäte bezeichnet werden. Die weitaus wichtigste Art der auf traditiong- 
listischer Autorität beruhenden, ihre Legitimität auf Tradition stützenden Herr- 





2) Die Reihenfolge der Betrachtungist — um schließlich auch das zu 
bemerken — nur zufällig geographisch, von Ost nach West gehend, In 
Wahrheit ist nicht diese äußere örtliche Verteilung, sondern sind, wie sich 
vielleicht bei näherer Betrachtung zeigt, innere Zweckmäßigkeitsgründe der 
Darstellung dafür maßgebend gewesen, 
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schaft ist der Patriarchalismus: die Herrschaft des Hausvaters, Ehemannes, 
Hausältesten, Sippenältesten über die Haus- und Sippengenossen, des Herren 
und Patrons über die Leibeigenen, Hörigen, Freigelassenen, des Herren über 
Hausdiener, Hausbeamte, des Fürsten über Haus- und Hofbeamte, Ministerialen, 
Klienten, Vasallen, des Patrimonialherren und des Fürsten (sLandesvaters«) über 
die sUntertanen«. Es ist der patriarchalen (und der als Spielart ihr zugehörigen 
patrimonialen) Herrschaft eigentümlich, daß sie neben einem System unver- 
brüchlicher, weil alsabsolut heilig geltender, Normen, deren Verletzung magische 
oder religiöse Uebel im Gefolge hat, ein Reich frei schaltender Willkür und 
Gnade des Herrn kennt, welche im Prinzip nur nach »persönlichen«, nicht nach 
ssachlichen« Beziehungen wertet und in diesem Sinne sirrationale ist. 


3. Die charismatische Herrschaft, die auf dem Glauben an die Heiligkeit GEN 


oder den Wert des Außeralltäglichen ruht, und die traditionalistische (patriar- 


chale) Herrschaft, die auf den Glauben an die Heiligkeit des Alltäglichen sich | 
stützt, teilten in früher Vergangenheit die wichtigsten Arten aller Herrschaftsbe- 


ziehungen unter sich auf. Neben sie trat der rationale Typus der Herr- 
schaft, dessen historisch wichtigste Spielart de bürokratische Herr- 


schaft war und ist. Das Verhältnis der modernen Staats- und Kommunalbe- ` 


amten, der modernen katholischen Priester und Kapläne, der Beamten und An- 
gestellten der modernen Banken und kapitalistischen Großbetriebe stellt den 
wichtigsten Typus dieser Herrschaftsstruktur dar. Als das für unsere Ter- 
minologie entscheidende Merkmal soll dabei gelten: die Unterwerfung nicht 
kraft Glaubens und Hingabe an charismatisch begnadete Personen: Prophe- 
ten und Helden, auch nicht kraft heiliger Tradition und der Pietät gegen den. 
durch Traditionsordnung bestimmten persönlichen Herren, sondern die un per- 
sönliche Bindung an die generell bezeichnete sachliche sAmtspflicht«, wel- 
che ebenso wie das korrespondierende Hertschaftsrecht: — die »Kompetenzs 
— durch rational gesatzte Normen (Gesetze, Verordnungen, Regle-. 
ments) fest bestimmt sind. Die Legitimität der Herrschaft wird hier zur Lega- 
lität der generellen, zweckvoll erdachten, formell korrekt gesatzten und ver- 
kündeten Regel. 

Die Unterschiede der drei Typen reichen bis in alle Einzelheiten ihrer 
sozialen Struktur, S 

Es kann nur in einer systematischen Darstellung erhärtet werden, inwie- 
fern diese Terminologie zweckmäßig ist. Hier sei nur betont: daß sie mitnichten 
den Anspruch erhebt, die einzig mögliche zu sein, noch vollends: daß alle empi- 
rischen Herrschaftsgebilde einem dieser Typen srein« entsprechen müßten. Im 
geraden Gegenteil stellt die überwiegende Mehrzahl von ihnen eine Kombi- 
nation oder einen Lebergangszustand zwischen mehreren von ihnen dar. Wir 
werden immer wieder gezwungen sein, z. B. durch Wortbildungen wie: »Pa- 
trimonialbürokratiee zum Ausdruck zu bringen: daß die betreffende Erschei- 
nung miteinem Teil ihrer charakteristischen Merkmale der rationalen, mit einem 
anderen der traditionalistischen Herrschaftsform angehört. Dazu treten Formen, 
welche — wie die feudale Herrschaftsstruktur — historisch universell verbreitet 
waren, aber mit wichtigen Zügen gar nicht glatt unter eine der drei oben unter- 
schiedenen Formen einzuordnen sind, sondern nur durch eine Kombination mit 
anderen Begriffen (in diesem Fall: dem des »Standes« und der »Standesehree«) 
verständlich werden, oder welche, wie die Funktionäre der reinen Demo- 
kratie (Turnus-Ehrenamt und ähnliche Formen) oder wie gewisse Arten der 
Hovoratiorenherrschaft (einer Sonderform der traditionalistischen Herrschaft) 
oder wie eine gewisse Form der erblichen Fürstenwürde (charismatische Quali- 
tät des Fürstengeschlechtes), teils aus andern als »Herrschafts«-Prin- 
zipien, teilsauseigentümlichen Abwandlungen des Charismabegriffes zu verstehen 


H 
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sind. Die angegebene Terminologie will also nicht die unendliche Mannigfal- 
tigkeit des Historischen schematisch vergewaltigen, sondern sie möchte nur, 
für bestimmte Zwecke, brauchbare begriffliche Orientierungspunkte schaffen, 
Ihre Typologie wird an anderer Stelle, und zwar speziell unter dem Gesichts- 
punkt des Zusammenhangs mit der Wirtschaft, systematisch erörtert werden, 


Der Konfuzianismus ?) I, II. 


L Die soziologischen Grundlagen. — Stadt und Staat. — 
Politische und ökonomische Entwickungsbedingungen der Religion S. 30. — 
Die Bürokratie und ihre Standesethik S. 39. — Kapitalismus und Genossen- 
schaftsbildung. Die Sippe als Grundlage der Vergesellschaftung S. 47. 

U. Der »Geiste der konfuzianischenBildungunddie Wirt- 
schaft. — Soziologischer Typus der Bildung S. 57. — Wirtschaftspolitische 
Gesinnung der Bildungsschicht S. 64. — Religionspolitische Gesinnung der Bil- 
dungsschicht S. 68. — Elemente der Sozialethik. Fehlen des Naturrechtes 
S. 71. — Allgemeiner Charakter des chinesischen Rationalismus. — Die Stellung 
zur Welt und das Persönlichkeitsideal S, 77. — Stellung zur Wirtschaft und zum 
Beruf, Traditionalismus der Bildungsschicht S. So. 


I. 


China war, in scharfem Gegensatz zu Japan, schon seit 
einer für uns vorhistorischen Zeit ein Land der Städte. Nur 
Städte hatten einen kanonisierten Ortspatron mit Kult. Noch 
im letzten Drittel des ro Jahrhunderts wurde die endgültige 


3 Literatur (zur ersten Orientierung): Die großen Zentralwerke 
der klassischen chinesischen Literatur hat J. Legge in den sChinese Clas- 
sicse übersetzt mit textkritischen Anmerkungen herausgegeben. Einige da- 
von sind auch in Max Müllers Sacred Books of the East aufgenommen. 
In die persönlichen (oder, was für uns hier dasselbe ist, als persönlich geltenden) 
Ansichten des Konfuzius und seiner maßgeblichsten Schüler führen wohl 
am bequemsten die in einem kleinen Bande (The Life and Teachings of Con- 
fucius, London 1867) von Legge mit Einleitung herausgegebenen drei 
Schriften: das Lun Yü (als »Confucian Analects« übersetzt), das Ta Hio 
(The Greet Learing) und das Tschung Yung (»Doctrine of the Mean«), ein. Dazu 
die berühmten Annalen von Lu (Tschun Tan = »Frühling und Herbste). 
Uebersetzungen von Mencius: in den Sacred B. of the East und bei Fa- 
ber, The Mind of Mencius. Das dem Laotse zugeschriebene (viel- 
leicht apokryphe, weil vor dem großen Brande als Buch nicht erwähnte) 
Tao-te-king ist überaus oft übersetzt worden (deutsch genial von v. Strauß 1870, 
englisch von Carus 1913). Neustens beginnt bei Diederichs, Jena, eine gute Aus- 
lese chinesischer Mystiker und Philosophen zu erscheinen (hgg. v. Wil 
helm). Die Beschäftigung mit Taoismus war neuerdings fast Mode. 
Ueber die staatlichen und sozialen Verhältnisse ist, neben Richthofens 
großartigem, vorwiegend geographischem, aber nebenbei auch diese Dinge be- 
rücksichtigenden Werk, zur Einführung noch immer die popularisierende ältere 
Arbeit von Sells Williams „The Midden Empire“ nützlich. Vorzügliche 
Skizze (mitLiteratur) von Otto Franke in der »Kultur der Gegenwarts (II, II,ı). 


d 
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Unterwerfung der Miao (1872) durch einen zwangsweisen Synoi- 
kismos, eine Zusammensiedlung in Städte, besiegelt, ganz wie im 
römischen Altertum bis gegen das 3. Jahrhundert. Ebenso war 
China von jeher die Stätte eines ungemein entwickelten, für die 
Bedarfsdeckung ganz unentbehrlichen Binnenhandels: Den- 
noch aber war, entsprechend der überragenden Bedeutung der ag- 
rarischen Produktion, bis in die Neuzeit hinein die Geldwirtschaft, 
verglichen etwa mit dem ptolemäischen Aegypten, nur mäßig 


Ueber die Städte: Plath in den Abh. der bayr. Akad. der Wiss. X. Die beste 
Arbeit über die Oekonomik einer (modernen) chinesischen Stadt ist bisher von 
einem Schüler K. Büchers, Dr. Nyok Ching Tsur geliefert worden (Die gewerbl. 
Betriebsformen der Stadt Ningpo, Erg.-Heft 30 der Zeitschr. f. d. ges. Staatsw., 
Tübingen 1909). Ueber die alt chinesische Religion (den sog. »Sinismuss«) 
E.Chavannes in Revue de I’hist. des Relig. 34 S. 125 ff. Für die Religion 
und Ethik des Konfuzianismus und Taoismus sind empfehlenswert, weil tunlichst 
im Anschluß an wörtliche Zitate gearbeitet, die beiden Arbeiten von Dvorak 
in den »Darstellungen aus dem Gebiet der nichtchristlichen Rel.-Geschichte«e. Im 
übrigen die Darstellungen in den verschiedenen Jahrbüchern der Religionsge- 
schichte (bei Bertholet, Tübingen 1908, ist der Abschnitt von Wilbelm Grube, 
bei Chantepie de la Saussaye von E. Buckley). Im übrigen stehen über die offi- 
zielle Religion die großen Arbeiten von de Groot zurzeit allen voran. Haupt- 
werk: The Religious System of China (in den bisher erschienenen Bänden we- 
sentlich das Ritual, vor allem Totenritual, behandelnd). Eine Gesamtübersicht 
über die in China bestehenden Religionssysteme von ihm in der »Kultur der Ge- 
genwart«. Ueber die Toleranz des Konfuzianismus seine temperamentvolle Streit- 
schrift: Sectarianism and religious persecution in China (Verh. der Kon. Ak. 
van Wetensch. te Amsterdam, Afd. letterk, N, Reeks IV, 1, 2). Zur Ge- 
schichte der Religionsverhältnisse sein Aufsatz in Bd. VII des Archiv f. 
Rel.-Wissensch. (1904). (Zu vgl. die Besprechung von Pelliot Bull. 
de l'Ecole franç. d’Extr. Orient III, 1903, S. 105. Ueber den Taoismus Pel- 
bot a. a. O. S. 317.) Ueber das Heilige Edikt des Gründers der Ming-Dynastie 
(Vorgänger des »sheiligen Ediktes« von 1671) Chavannes, Bull. de Ec. fr. 
de l’Ext, Or. III, 1903, S. 549 ff. Darstellung der konfuzianischen Lehre vom 
Standpunkt der modernen Reformpartei Kang Yu Weis:ChenHuanChang 
The economic principles of Confucius and his school (Dissertation der New Yor- 
ker Columbia University, New York 1911). — Sehr anschaulich spiegeln sich die 
Wirkungen der verschiedenen Religionssysteme auf die Lebensformen in Wil- 
helm Grubes vorzüglichem Aufsatz: Zur Pekinger Volkskunde (in der Veröff. 
aus dem Kgl. Mus. f. Völkeık., Berlin VII, 1901). Vgl. von demselben: 
Religion und Kultur der Chinesen, Ueber chinesische Philosophie: W. Grube 
in der »Kultur der Gegenwart« I, 5. Derselbe: Geschichte der chinesischen 
Literatur (Leipzig 1902). 

Aus der Missionarliteratur ist recht wertvoll, weil zahlreiche Gespräche 
teproduzierend, Jos. Jedkins, Religion in China (3. Aufl., 1884). Manches 
Gute enthält auch Douglas, Society in China. Für weitere Literatur sind 
die bekannten großen englischen, französischen und deutschen Zeitschriften, 
ferner die Zeitschr. f. vergl. Rechtswissenschaft und das Archiv f. Rel.-Wis- 
sensch. durchzusehen. — Zur anschaulichen Einführung in moderne chine- 
sische Verhältnisse: F. v. Richthofens Tagebücher, ferner die Bücher 
von Lauterer, Lyall, Navarra u. a. Zum Taoismus s. auch bei III. 
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entfaltet. Dafür ist schon das Geldsystem, mit seinem fort- 
während zeitlich und überdies von Ort zu Ort wechselnden Kurs- 
verhältnis des Kupferkurants zum Barrensilber, Beweis genug, 
ebenso die bis in die neueste Zeit typische Bestimmung der 
Tempel- und vieler sonstiger Pfründen als (vorwiegend) Natural- 
deputate. So war denn auch die chinesische Stadt trotz aller 
Analogien in entscheidenden Punkten etwas anderes als die des 
Occidents. Das chinesische Zeichen für »Stadt« bedeutet: »Fe- 
stung«. Dies galt jaauch für die Antike und das Mittelalter des 
Occidents. In China war die Stadt bis in die Neuzeit in erster 
Linie Residenz der Vizekönige und sonstigen großen Amtsträger, 
ein Ort, in dem, wie in den Städten der Antike und etwa in dem 
Moskau der Leibeigenschaftszeit, Renten, und zwar in China spe- 
ziell Amtspfründen und andere direkt oder indirekt politisch be- 
dingteEinkünfte, verausgabt wurden, während ein stadtsässiger oder 
ein landsässiger Adel mit Stadthäusern nach antiker oder mittel- 
alterlicher Art fehlte. Daneben waren die Städte, wie überall, Sitz 
der Kaufmannschaft und, in weit geringerer Exklusivität wie 
im occidentalen Mittelalter, des Gewerbes. Marktmonopol fehlte. 
Der Grundgegensatz der chinesischen, wie aller orientalischen 
Städtebildung, gegen den Occident war das Fehlen des politischen 
_Sondercharakters der Stadt. Sie war keine »Polis« im antiken 
Sinne und kannte kein »Stadtrecht« wie das Mittelalter. Es hat 
kein Bürgertum im Sinne einer sich selbst equipierenden stadt- 
sässigen Militärklasse gegeben, wie in der occidentalen Antike. 
Und essind nie militärische Eidgenossenschaften wie die »Compagna 
Communis« in Genua oder andere, mit feudalen Stadtherren 
um Autonomie bald kämpfende, bald wieder paktierende, 
auf die Wehrkraft des Stadtbezirkes gestützte Mächte: Kon- 
suln, Räte, politische Zunftverbände, entstanden. Revolten 
der Stadtinsassen gegen die Beamten, welche diese zur Flucht 
in die Zitadelle zwangen, sind zwar jederzeit an der Tagesord- 
nung gewesen. Immer aber mit dem Ziel der Beseitigung eines 
konkreten Beamten oder einer konkreten Anordung, nie zum 
Zweck einer auch nur relativen, fest verbrieften, politischen 
Stadtfreiheit. Eine solche war unmöglich, weil niemals die 
Bande der Sippe abgestreift wurden. Der zugewanderte 
‘ Stadtinsasse behielt seine Beziehung zum Stammsitz mit dem 
Ahnenlande und mit dem Ahnenheiligtum, seine Sippe, alle 
für ihn religiös und ethisch wichtigen Beziehungen, in dem 
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Dorf, von wo er stammte. Aehnlich etwa wie der Ange- 
hörige des russischen Bauernstandes, auch wenn er als Fabrik- 
arbeiter, Geselle, Händler, Fabrikant, Literat in der Stadt die 
Stätteseiner dauernden Tätigkeit gefunden hatte, innerhalb seines 
Mir draußen seinIndigenat (mit den in Rußland daran hängenden 
Rechten und Pflichten) behielt. Der Zeug Epxatog des attischen 
Bürgers und seit Kleisthenes sein Demos oder das »Hantgemals 
des Sachsen waren im Occident Rudimente ähnlicher Zustände 41. 
Aber dort war die Stadt eine »Gemeinde«, in der Antike zu- 
gleich Kultverband, im Mittelalter Schwurbruderschaft. Der 
chinesische Stadtgott war nur örtlicher Schutzgeist. Wir 
werden zwar sehen, daß die kaiserlichen Beamten mit den 
verschiedenen Verbänden der Stadtinsassen stark zu rechnen 
hatten, daß, praktisch, angesehen, diese Verbände in weit- 
gehendem Maß, weit intensiver als die kaiserliche Verwaltung, 
die Regulierung des Lebens der Stadtbürger in der Hand hiel- 
ten. In mancher Hinsicht erinnerte der Zustand chinesischer 
Städte an den der englischen etwa in der Tudorzeit. Nur mit 
dem nicht gleichgiltigen Unterschied: daß auch damals zu einer 
englischen Stadt stets die »Charter« gehörte, welche die »Freiheiten« 
verbriefte. Dergleichen existierte in China nicht. Im schroffsten ` 
Gegensatz zum Occident, aber in Uebereinstimmung mit den in- 
dischen Verhältnissen, hatten vielmehr die Städte als kaiserliche 
Festungen wesentlich weniger »Selbstverwaltung« als die 
Dörfer. Der Grund liegt in der verschiedenen Herkunft der 
Städte hier und dort. Die Polis der Antike war — wie stark 
grundherrlich sie auch unterbaut war — zuerst als Seehandels- 


stadt entstanden und China war vorwiegend ein Binnengebiet. 


So weit, rein nautisch betrachtet, der Aktionsradius der chine- 
sischen Dschunken gelegentlich war, so geringfügig war die rela- 
tive Bedeutung des Seehandels, verglichen mit dem zugehören- 
den Binnenkörper. Der »Kaiserkanal« wurde, wie jede Karte 
ergibt, geradezu gebaut, um den Seeweg für die Reissendungen 
von Süd nach Nord zu vermeiden. Die spezifische occidentale 
Binnenstadt des Mittelalters andererseits war zwar, wie die chine- 
sische und vorderasiatische, regelmäßig eine Gründung von 
Fürsten und Feudalherren zur Gewinnung von Geldrenten und 
Steuern. Aber zugleich wurde die europäische Stadt sehr früh 





t) Auch in China natürlich hatte bei weitem nicht jeder Stadtinsasse 
den Zusammenhang mit einem Ahnenheiligtum im Stammort bewahrt. 
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planvoll erweitert wurden und awaken werden konnten, weil 
der feudale Stadtherr die technischen Mittel zur Stadtverwal- 
tung nicht besaß. Die großen vorderasiatischen Städte, etwa 
Babylon, waren dem gegenüber von der Gnade einer büro- 
kratischen, königlichen Beamtenverwaltung in ihrer ganzen 
Existenz abhängig. Trotz der sehr geringen Intensität der chi- 
nesischen Zentralverwaltung galt dies auch von der chinesischen 
Stadt. Auch ihr Gedeihen hing sehr stark nicht von dem 
Wagemut ihrer eigenen Bürger, sondern von dem Funktionieren 
der kaiserlichen Verwaltung ab. Unsre occidentale Bürokratie 
ist jung, teilweise geschult an den Erfahrungen der autonomen 
Stadtwirtschaft. Die chinesische kaiserliche Bürokratie war 
sehr alt. Die Stadt war — vorwiegend — ein rationales Produkt 
der Verwaltung, wie schon ihre Form zu zeigen pflegte. Zuerst 
war die Mauer da, dann die Bevölkerung, und mit der Dynastie 
wechselte, wie in Aegypten, entweder auch die Hauptstadt 
selbst oder doch ihr Name. Peking war z. B. bis in die Neuzeit 
nur in äußerst geringem Maße ein Handels- und Exportindustrie- 
platz. | 

Für die Entstehung der seit der geschichtlichen Zeit be- 
stehenden Zentralgewalt und der Patrimonialbürokratie ist in 
‚China, wie in Aegypten, die Notwendigkeit der Stromregulie- 
rung als Voraussetzung aller Wirtschaft entscheidend gewesen, 
wie sehr deutlich z. B. eine Bestimmung in einem bei Mencius 
erwähnten, ins 7. Jahrhundert vor Chr. verlegten angeblichen 
Kartell der Feudalfürsten beweist. Aber im Gegensatz zu Aegyp- 
ten und Mesopotamien stand im nördlichen China, der poli- 
tischen Keimzelle des Reiches, der Ueberschwemmungsschutz 
durch Deiche und der Kanalbau zu Binnenschiffahrtzwecken 
voran, nicht in gleichem Maß der Kanalbau zum Zweck der 
Bewässerung, an dem in Mesopotamien die Anbaufähigkeit 
des Wüstengebietes überhaupt hing. Diese Verhältnisse 
haben gewichtige Konsequenzen nicht nur politischer, sondern 
auch religiöser Natur gehabt. Der Gott Vorderasiens war nach 
dem Modell des irdischen Königs geformt. Für den mesopota- 
mischen und ägyptischen Untertan, der den Regen nicht kannte, 
hing alles Wohl und Wehe, vor allem die Ernte, an dem Tun 
des Königs und seiner Verwaltung. Der König »schuf« direkt 
die Ernte. Das war auch im südlichen China, wo die Wasserregu- 
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lierung allesan Wichtigkeit überragte, ähnlich; nur war es mehr das 
Zuviel des plötzlichen Anschwellens der Flüsse als das Zuwenig, was 
die Gefahr darstellte. Im nördlichen China stand dagegen, trotz 
der auch hier erheblichen Entwicklung der Bewässerung, die Frage 
der Naturereignisse, des Regens zumal, für die Ernte weit stär- 
ker im Vordergrund. In Vorderasien hat die zentralisierte bü- 
rokratische Verwaltung unzweifelhaft die Möglichkeit der‘ 
Vorstellung des höchsten Gottes als eines Himmelskönigs be- | 
günstigt, der Welt und Menschen aus dem Nichts »geschaffen« ; 
hat und als überweltlicher ethischer Herrscher von der Krea- 
tur die Leistung ihrer Pflicht und Schuldigkeit verlangt, — eine 
Gottesidee, die tatsächlich nur hier in dieser Stärke die Oberhand 
behalten hat. Sogleich ist jedoch hinzuzufügen: daß sie die Ober- 
hand behielt, ist aus jenen ökonomischen Bedingungen allein 
nicht ableitbar. Denn dann hätte dies ja auch im südlichen 
China der Fall sein können. Und in Vorderasien selbst ist der 
himmlische König gerade dort zur höchsten überweltlichen 
Machtstellung emporgestiegen, wo er, in Palästina im Gegensatz 
zu den Wüstengebieten, nach seiner Gnade Regen und Sonnen- 
schein als Quelle der Fruchtbarkeit sandte. Es spielten also 
offenbar noch andere Momente mit. Diese lagen zum erheblichen 
Teil nicht auf wirtschafts- sondern auf a u B en politischem 
Gebiet: 

Der Gegenstaz der vorder- und der ostasiatischen Gottes- 
vorstellungen war keineswegs von jeher in dieser Schroffheit 
vorhanden. Das chinesische Altertum kannte für jeden Stamm, 
vielleicht für jede Sippe, einen aus dem Geist des fruchtbaren 
Erdbodens (sh@) und dem Ernte-Geist (tsi) zusammengeschmol- 
zenen, bereits ethisch als strafende Gottheit entwickelten bäuer- 
lichen Doppelgott (she-tsi) und dazu die Tempel der Ahnengeister 
(tsong-miao). Diese Geister zusammen (she-tsi-tsong-miao) bil- 
den den halb naturalistischen, halb animistischen Hauptgegen- 
stand der ländlichen Lokalkulte, die Heimatgottheit, deren 
Stellung etwa jener des westasiatischen Lokalgottes entsprach, 
Mit steigender Fürstenmacht wurde der Geist des Ackerlan- ' 
des zum Geist des Fürstengebietes. Mit Entwicklung des 
vornehmen Heldentums entstand ein persönlicher Himmelsgott, 
etwa dem hellenischen Zeus entsprechend, vom Gründer der 
Chou-Dynastie zusammen mit dem Lokalgott in dualistischer 


Verbindung verehrt. Mit der Entstehung der kaiserlichen Macht, 
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zunächst als oberlehensherrlicher Gewalt über den Fürsten, 
dann als einheitlicher, politischer Herrscherstellung, wurde das 
Opfer für den Himmel, als dessen »Sohn« der Kaiser galt, dessen 

Monopol, die Fürsten opferten den Geistern des Landes und der 

Ahnen, die Hausväter den Ahnengeistern des Geschlechts. Der, wie 

überall, so auch hier, animistisch-naturalistisch schillernde Cha- 

rakter der Geister, vor allem des Himmelsgeistes (Shang-ti), 

der sowohl als der Himmel selbst wie als Himmelskönig vorge- 

stellt werden konnte, wendete sich nun immer mehr ins Unper- 
' sönliche, genau umgekehrt wie in Vorderasien, wo über die ani- 
mistisch halbpersönlichen Geister und die Lokalgottheit 

sich der persönliche überweltliche Schöpfer und königliche 

Regent der Welt heraushob. Auch im semitischen Orient war 

zunächst das fruchtbare Land, das Land mit natürlichem Wasser, 

»Land des Baal« und zugleich dessen Sitz, und auch bier wurde 

der bäuerliche Baal des Landes im Sinne des ertragbringenden 

Bodens zum Lokalgott des ortsgebundenen politischen Ver- 

bandes: des Heimatlandes. Aber dies Land galt nun als »Eigen- 

tum« des Gottes, und ein »Himmel«, der, nach chinesischer Art, 

unpersönlich und doch beseelt, als Konkurrent eines Himmels- 

herrn hätte auftreten können, wurde nicht konzipiert. Der 

israelitische Jahwe war ein bergsässiger Sturmgott, der in Ge- 

witter und Wolken den Helden zu Hilfe in den Krieg heranzog, 

der Bundesgott der kriegerisch erobernden Eidgenossenschaft, 

deren Verband unter seinen Schutz gestellt worden war. Dauernd 

blieb daher die auswärtige Politik seine Domäne, deren In- 

teressenten auch alle größten unter seinen Propheten: diese 

politischen Publizisten in den Zeiten der ungeheuren Angst vor 

den mächtigen mesopotanischen Raubstaaten, waren. Durch 

diesen Umstand gewann er seine endgültige Formung: die aus- 

wärtige Politik war seine Tatenbühne mit Krieg und Völker- 

schicksal in ihren Peripetien. Deshalb war und blieb er zunächst 
und vor allem der Gott des Außerordentlichen, des Kriegs- 
schicksals seines Volkes. Da aber dies Volk nicht selbst ein Welt- 
reich schaffen konnte, sondern ein kleiner Staat inmitten der 
Weltmächte blieb, so konnte er ein »Weltgott« nur als überwelt- 
licher Schicksalslenker werden, vor dessen Augen auch das 
eigene auserwählte Volk nur kreatürliche Bedeutung hatte, je 
nach seinem Verhalten bald gesegnet und bald verworfen wurde. 
Dem gegenüber wurde das chinesische Reich der historischen 
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Zeit trotz aller Kriegszüge doch immer mehr ein nach 
außen befriedetes Weltreich. Der »Himmel« konnte hier nicht 
die Form eines in n Krieg, Sieg, Niederlage, Exil und Heimats- 
hoffnung verehrten, in der Irrationalität der außenpolitischen 
Schicksale sich offenbarenden Heldengottes annehmen. Dafür 
waren, wenn man von der Zeit der Mongolenstürme absieht, 
seit der Errichtung der großen Mauer diese Schicksale nicht 
mehr wichtig und nicht irrational genug, standen nicht greifbar 
genug, als drohend oder als überstanden, als beherrschende Pro- 
bleme der ganzen Existenz vor Augen. Die Jahrtausende alte 
unerschütterte Ordnung des politischen Innenlebens war Mer 
das, was der göttlichen Obhut anheimfiel und sie offenbarte. | 
Der israelitische Gott nahm von den sozialen Innenbeziehungen 
nur als Anlaß der Bestrafung seines Volkes wegen Abfall von 
den von ihm eingesetzten alten Bundesordnungen, durch krie- 
gerisches Mißgeschick, Notiz. Aber diese Verletzungen wa- 
ren, neben der weit wichtigeren Abgötterei, nur eine Ka- 
tegorie der Sünde unter anderen. Für die chinesische Him- 
melsmacht dagegen waren die alten sozialen Ordnungen Eins 
und Alles. Als Hüter ihrer Stetigkeit und ungestörten Gel- 
tung und als Hort der durch die Herrschaft vernünftiger Normen 
garantierten Ruhe, nicht als Quelle irrationaler, befürchteter oder 
erhoffter, Schicksalsperipetien, walteteder Himmel. Solche Peri- 
petien waren Unruhe und Unordnung und daher dämorni- 
schen, nicht göttlichen Ursprungs. Die Garantie der inneren 
Ordnung leistete am besten eine in ihrer Unpersönlichkeit und 
gerade durch sie als übeı alles Irdische spezifisch erhaben quali- 
fizierte Macht, welcher Leidenschaft, und vor allem »Zorn«, das 
wichtigste Attribut Jahwes, fremd bleiben mußte. Diese 
politischen Grundlagen des chinesischen Lebens also begün- 
stigten den Sieg derjenigen Elemente, welche überall in aller zum 
Kult sich entwickelnden Magie vorgeformt waren, aber im Oc- 
cident durch die Entfaltung der Heldengötter in der Entwick- 
lung gebrochen wurden. 

Es ist die spezifisch-asiatische, aus anderen Gıünden und 
in anderer Art auch in Indien in der Oberhand gebliebene Wen- 
dung der Religiosität, welche an die Unverbrüchlichkeit und 
Gleichmäßigkeit des die Geister zwingenden magischen Rituals 
anknüpfend das Zeitlose, Unabänderliche zur religiös höchsten 
Macht erhebt und daher statt eines überweltlichen Schöpfer- 
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' gottes ein übergöttliches, unpersönliches, immer sich gleiches, 
zeitlich ewiges Sein, welches zugleich ein zeitloses Gelten ewiger 
‚Ordnungen ist, als letztes und höchstes empfindet. Der unper- 
sönliche Himmel »spricht nicht« zu den Menschen. Er offenbart 
sich ihnen durch die Art des irdischen Regimentes, also in der 
festen Ordnung der Natur und des Herkommens, das ein Teil 
der kosmischen Ordnung ist, und: durch das, was den Menschen 
geschieht. Gutes Ergehen der Untertanen dokumentiert die 
himmlische Zufriedenheit, also das richtige Funktionieren der 
Ordnungen, alle schlimmen Ereignisse dagegen die Störung der 
providentiellen himmlisch-irdischen Harmonie durch magische 
Gewalten. Die Götter und Geister sind mächtige Wesen. Kein 
einzelner Gott oder vergötterter Heros oder noch so mächtiger 
Geist aber ist »allwissend« oder »allmächtig«. Alle diese über- 
menschlichen Wesen sind zwar stärker als der Mensch, stehen aber 
tief unter der unpersönlichen Himmelsmacht. Nur diese und 
die ihr ähnlichen unpersönlichen Mächte kamen ursprüng- 
lich für die überpersönliche Gemeinschaft als Kultobjekte 
in Betracht und bestimmen ihr Schicksal. Das Schicksal des 
Einzelnen können die magisch zu beeinflussenden Einzelgötter 
"bestimmen. Man verkehrt mit ihnen ganz in alter Weise auf 
dem Tauschfuß: so und so viel rituelle Leistungen für so und 
so viel Wohltaten. Zeigt sich dann, daß ein Schutzgeist nicht 
stark genug ist, die Menschen trotz aller Opfer und Tugenden 
zu schützen, so muß man ihn wechseln. Denn nur der Geist, der 
sich als wirklich machtvoll bewährt, verdient Verehrung. 
Ein solcher Wechsel geschah tatsächlich oft und insbesondere 
der Kaiser verlieh den Göttern, die sich bewährt hatten, Titel 
und Rang und setzte sie eventuell wieder ab. — Ihm, dem Kaiser 
selbst, ging es aber, getreu dem charismatischen Prinzip der Herr- 
schaft, ganz ebenso. Auch er mußtesich durch seine Qualitäten 
als zum Herrscher berufen bewähren. Der chinesische Mon- 
arch blieb in erster Linie eigentlich der alte »Regenmacher« der 
magischen Religiosität, ins Ethische übersetzt. Da der ethisch 
rationalisierte »Himmel« eine ewige Ordnung schützte, waren es 
‚ethische Tugenden des Monarchen, an denen sein Charisma hing. 
Er war ein Monarch von Gottes Gnaden nicht in der bequemen 
Art moderner Herrscher, welche auf Grund dieses Prädikates 
beanspruchen, für begangene Torheiten »nur Gotte, und das heißt 
praktisch: gar nicht, verantwortlich zu sein, sondern im alten ge- 
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nuinen Sinne der charismatischen Herrschaft. Das heißt: er hatte 
sich als »Sohn des Himmels«, als der von ihm gebilligte Herr, da- 
durch auszuweisen, daß es dem Volke gut ging. Konnte er das 
nicht, so fehlte ihm das Charisma. Brachen also die Flüsse durch 
die Deiche, blieb der Regen trotz aller Opfer aus, so war 
dies, wie ausdrücklich gelehrt wurde, ein Beweis, daß der 
Kaiser jene charismatischen Qualitäten nicht besaß, welche der 
Himmel verlangte. Er tat dann — so noch im chinesisch- 
japanischen Krieg — öffentlich Buße für seine Sünden. Noch 
1832 folgte auf eine solche öffentliche Beichte des Kaisers als- 
bald der Regen. Wenn auch das nicht half, hatte er Absetzung, 
in der Vergangenheit wohl Opferung, zu gewärtigen. Er war 
der amtlichen Rüge der Censoren ausgesetzt wie die Beam- 
ten. Vollends ein Monarch, welcher denalten festen sozialen Ord- 
nungen, einem Teil des Kosmos, der als unpersönliche Norm und 
Harmonie über allem Göttlichen stand, zuwiderhandelte: — der 
z. B. etwa das absolute göttliche Naturrecht der Ahnenpietät alte- 
riert hätte —, würde damit (nach der immerhin nicht schlecht- 
hin gleichgültigen Theorie) gezeigt haben, daß er von Gott 
und seinem Charisma verlassen war. Man durfte ihn töten, denn 
er war ein Privatmann. Nur war die dafür zuständige Macht 
natürlich nicht jedermann, sondern es waren das die großen Be- 
amten (etwa so wie bei Calvin die Stände das Widerstandsrecht 
hatten). Denn der Träger der staatlichen Ordnung: das Beamten- 
tum, galt in genau gleichem Maße als eine Institution göttlichen 
Rechtes, wie der Monarch selbst, mochte auch der einzelne Be- 
amte persönlich, wie bis in die Gegenwart, ad nutum amovibel 
sein. Diese Stellung des Beamtentums war, seit einer für uns 
vorgeschichtlichen Zeit, fest begründet. Der Aemter-Feudalis- 
mus der alten halb apokryphen heiligen Ordnung der Chou- 
Dynastie (im Chou-li) wurde schon indem früher erwähnten Für- 
stenkartell, im Interesse der Macht der großen Territorialherren, 
auf die Fürstenämter beschränkt: kein niederes Amt sollte zu 
Lehen gegeben werden. 

Soviel ersichtlich, war dies Lehenswesen nicht aus der 
Grundherrschaft ritterlicher Krieger erwachsen: die Sippe 
stellte nach einer gelegentlichen Notiz die Kriegswagen. Son- 
dern direkt aus der urwüchsigen patrimonialen Verwaltungs- 
struktur, wie sie noch den großen Neger-Reichen des ro 
Jahrhunderts eignete: dem »Reich der Mitte, das heißt 
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dem direkt vom siegreichen Herrscher, als Hausmacht, durch 
seine Beamten verwalteten »inneren« Gebiet um den Königssitz 
herum, wurden immer mehr durch Tributärfürsten beherrschte 
»Außen«-Gebiete angegliedert, in deren Verwaltung der Kaiser: 
der Herrscher des Reichs der Mitte, soweit und nur soweit 
eingriff, als die Erhaltung seiner Macht und die mit ihr ver- 
bundenen Tributinteressen dies unbedingt erheischten, naturgemäß 
bei zunehmender Entfernung vom Hausmachtgebiet mit abneh- 
mender Stetigkeit und Intensität. Ob die Beherrscher der 
Außengebiete praktisch absetzbare oder erbliche Dynasten wa- 
ren, ob das in der Theorie des Chou-li anerkannte Beschwer- 
derecht ihrer Untertanen beim Kaiser praktisch war und zu 
Eingriffen seiner Verwaltung führte, ob die neben und unter 
ihnen stehenden Beamten, wie die Theorie wollte, von den 
Beamten des Kaisers ernannt und entsetzt und praktisch von 
ihnen abhängig waren, ob also die Zentralverwaltung der drei 
großen und drei kleinen Räte (kung und ku) praktisch über 
die Hausmacht hinausgreifen konnte und ob die Wehrkraft 
der Außenstaaten dem Oberlehensherrn praktisch zur Verfü- 
gung stand, waren die jeweils durchaus labil gelösten poli- 
tischen Probleme. Nachdem hier, wie meist, eine Periode 
faktisch so gut wie ganz unabhängiger Lehenstaaten die Zeit 
vom 9.—3. Jahrh.vorChr. ausgefüllt hatte, gelang es im Jahre 221 
dem Fürsten von Tsin, nach Verdrängung der nominellen Dynastie 
und aller andern Vasallen als »erster Kaiser« ganz China dem 
»Reich der Mitte«, dem Patrimonium des Herrschers, einzuverlei- 
ben, d. h. eigene Beamtenverwaltung zu unterhalten. Eine echte 
» Selbstherrschaft«, unter Beseitigung des alten feudalen Kronrats, 
mit zwei Großvezieren (nach Art der praefecti praetorio), 
Scheidung der Militär- von den Civilgouverneuren (nach Art 
der spätrömischen Institutionen), beide überwacht von fütstlichen 
Aufsichtsbeamten (nach persischer Art), aus denen später die 
reisenden »Censoren« (missi dominici) entwickelt wurden, und 
streng bürokratische Ordnung mit Avaucement nach Verdienst 
und Gnade und allgemeiner Zulassung zum Amt traten an die 
Stelle der alten theokratisch-feudalen Ordnung. Als Frevel 
an dieser verwünscht, wurden ihre wesentlichen Züge doch 
von der Restauration der Han-Dynastie (205) beibehalten. 
Auch die von der Han-Dynastie gesammelten »klassischen« 
Schriften, (die 5 King und 4 Schu), in ihrer Entstehungszeit 
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mindestens ein Jahrtausend umspannend, spiegeln zwar noch 
die älteren Gegensätze, setzen aber doch den Beamtenstaat 
als die gegebene Strukturform voraus. 

Rückschläge in den Feudalismus, namentlich durch große 
Landverleihungen an Angehörige des Herrscherhauses, sind auch 
weit später noch eingetreten. Und in der Standesethik des Kon- 
fuzianismus wirkten feudale Reminiszenzen vielfach nach. Aber 
der Patrimonialismus war doch die grundlegende Strukturform. 

Wie bei ausgedehnten patrimonialstaatlichen Gebilden unter 
unentwickelter Verkehrstechnik durchweg, so blieb auch hier 
das Maß der Zentralisation der Verwaltung eng begrenzt. Auch 
nach Durchführung des Beamtenstaates blieb nicht nur der 
Gegensatz der »inneren«, d. h. im altkaiserlichen Patrimonium 
angestellten, zu den »äußerene, den Provinzialbeamten und 
der Rangunterschied beider bestehen, sondern es blieb — mit 
Ausnahme einer Anzahl der höchsten Aemter in jeder Pro- 
vinz — die Aemterpatronage und vor allem fast die gesamte 
Finanzwirtschaft den einzelnen Provinzen überlassen. Die 
Statthalter waren bis zur Gegenwart gleich den persischen Sa- 
trapen auf einenin Normalpauschalien festgesetzten, aber nach Be- 
darf variablen Tribut gesetzt undernannten die meisten Beamten 
des Bezirkes. Die staatlichen Steuereinnehmer glichen, wie in fast 
allen Patrimonialstaaten, tatsächlich Steuerpächtern. Die an sich 
niedrige und, vor allen Dingen, der offiziellen Fiktion nach feste 
Grundsteuer war teils in Natura, teils in Silber festgesetzt. Das 
übliche Zahlmittel aber war Kupfer. Der Steuereinnehmer führte 
an die Regierung meist — weil es das bequemste und das ein- 
zige eine Art von Etatisierung ermöglichende System war — 
Silberpauschalien ab, trieb dagegen von den Pflichtigen das ein, 
was er wagen durfte, ihnen als amtlichen Kurs ihrer Pflichtig- 
keiten in Kupfer anzurechnen. Die Macht lag bei den großen 
Provinzialbeamten. Die Kaiser verwendeten zwar die dem Pa- 
trimonialismus eigentümlichen Mittel der Erhaltung ihrer per- 
sönlichen Gewalt: kurze Amtsfristen (offiziell drei Jahre) und 
ein systematisches Spionagesystem in Gestalt der sogenannten 
»Censoren«, aber ohne damit dauernd sachlich eine Einheitlich- 
keit der Verwaltung herzustellen. Das Prinzip, in den zentralen 
Kollegialbehörden den Präsidenten des einen Yamen zugleich 
als Mitglied anderer Kollegien Anderen zu unterstellen, hemmte 
begreiflicherweise die Präzision der Verwaltung, ohne die Ein- 


-a a a en nn nt a u a o DS 





42 Max Weber, 


heitlichkeit wesentlich zu fördern. Die einzelnen großen lokalen 
Verwaltungsbezirke bestritten, wie in solchen Fällen stets, ihre 
heimischen Ausgaben aus den Steueraufkünften vorab. Fast 
alle Verwaltungsanordnungen gingen daher von den Statthaltern, 
teilweise von den ihnen untergeordneten Beamten aus.i Die An- 
ordnungen der Zentralgewalt wurden bis in die Gegenwart von 
den Unterinstanzen oft mehr als ethisch maßgebliche Vorschläge 
oder Wünsche, denn als Befehle behandelt, wie dies der pontifika- 
len, charismatischen, Natur des Kaisertums entsprach. Der ein- 
zelne Beamte persönlich war freilich jederzeit freiabsetzbar. Aber 
die reale Macht der Zentralgewalt zog davon wenig Vorteil. Denn 
die Orientiertheit der Zentralbeamten über die lokalen Ver- 
hältnisse war viel zu labil, um konsequent und rational durch- 
greifen zu können. Das weitaus wirksamste Mittel des chine- 
sischen Patrimonialismus, eine feudal-ständische Emanzipation der 
Amtsträger von ihrer Macht zu unterbinden: die Einführung 
der Examina und die Verleihung der Aemter nach Bildungs- 
qualifikationen, statt nach Geburt und ererbtem Rang, war zwar, 
wie wir sehen werden, von der einschneidendsten Bedeutung 
für den einheitlichen Charakter des Beamtenstandes und damit 
auch für die Art und Weise, wie überall in China regiert wurde. 
In dieser Hinsicht gelang die Vereinheitlichung sehr weitgehend. 
Sie erreichte auch — in Verbindung mit den kurzen Amtsfristen 
und der Offenhaltung der Laufbahn für jedermann — ihren Zweck 
' insofern, als die Konkurrenz der Beamten um die Aemter die- 
sen jede Möglichkeit benahm, sich zu einem Amtsadel feudalen 
Charakters gegen die Herren zusammenzuschließen. Jeder Be- 
amte war als Pfründenjäger der Feind jedes anderen. MißBtrauen 
und Eifersucht auf der einen, persönliche Patronage auf der an- 
dern Seite beherrschten die internen Beziehungen der Beamten- 
schaft zum Vorteil der Vorgesetzten. Aber einen präzis funk- 
tionierenden Mechanismus in den Händen der Zentralinstanz 
vermochte man auch so nicht herzustellen. Wir werden, wenn 
wir auf die Beamtenbildung näher zu sprechen kommen, sehen, 
daß dem auch Hindernisse, die aus der inneren Eigenart der 
Standesethik des Beamtentums folgten, sich in den Weg stellten. 

Das Reich glich tatsächlich bis in die Gegenwart hinein 
stark einer Konföderation von Satrapien mit nur personal ein- 
heitlicher Spitze. Es scheint, daß wesentlich das unabweis- 
liche Bedürfnis nach einem Minimum von Einheitlichkeit der 





Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen. Konfuzianismus I. 43 


Stromregulierung die Einheit überhaupt aufrecht erhalten hat. 
Dagegen galt seit Jahrhunderten die Art der Aemter und vor 
allem die gleichmäßig vorgebildete Amtsanwärterschicht als 
Träger der Verwaltung und »Intelligenz« durch die sämtlichen 
Teilgebilde hindurch. Diese Struktur des politischen Gebildes 
und seiner Träger hat auch den Charakter der ganzen literari- 
schen Ueberlieferung geprägt. 

Die klassischen, mit dem Namen des im Jahre 478 
vor Chr. verstorbenen Kung-fuh-tze, Konfuzius, als Redak- 
tor verknüpften Schriften lassen die Zustände der charis- 
matischen Kriegskönige und des Feudalzeitalters noch in 
Trümmerstücken erkennen: Die Heldenlieder des Hymnenbu- 
ches (Schi-king) singen wie die hellenischen und indischen Epen 
von wagenkämpfenden Königen. Aber in ihrem Gesamtcha- 
rakter sind die klassischen Bücher schon nicht mehr, wie die 
homerischen und germanischen Epen, Verkünder individuellen 
oder überhaupt rein menschlichen Heldentums. Das Heer der 


Könige, in welchem auch später die Kavallerie als die wichtigste 


Truppe galt, hatte schon zur Zeit der jetzigen Redaktion des 
Schi-king nichts mehr von Gefolgschafts- oder homerischer 
Aventiuren-Romantik, sondern besaß schon den Charakter einer 
bürokratisierten Armee mit Disziplin und, vor allem, mit »Offi- 
zierene.. Und — was für den Geist entscheidend ist — die Könige 
siegen schon im Schi-king nicht, weil sie die größeren Helden 
sind, sondern weil sie vor dem Himmelsgott sich moralisch im 
Recht befinden und ihre charismatischen Tugenden die über- 
legenen, die Feinde aber gottlose Verbrecher sind, welche sich 
am Wohle ihrer Untertanen durch Bedrückung und Verletzung 
der alten Sitten versündigt haben und so ihr Charisma verwirk- 
ten. Zu moralisierenden Betrachtungen hierüber weit mehr als 
zu heldenhafter Siegesfreude gibt der Sieg Veranlassung. Im 
Gegensatz zu den heiligen Schriften fast aller anderen Ethiken 
fällt ferner sofort das Fehlen jeder irgendwie »anstößigen« Aeu- 
Berung, jedes auch nur denkbarerweise »unschicklichen« Bildes 
auf. Hier hat offensichtlich eine ganz systematische Purifika- 
tion stattgefunden und diese dürfte wohl die spezifische Leistung 
des Konfuzius sein. Die pragmatische Umprägung der alten 
Ueberlieferung geht über die im Alten Testament, etwa im »Buch 
der Richter, vorgenommene priesterliche Paradigmatik noch 
weit hinaus. Die Chronik, deren Verfasserschaft besonders aus- 
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drücklich ihm selbst zugeschrieben wird, enthält die denkbar dürr- 
ste und sachlichste Aufzählung von Kriegszügen und Rebellen- 
bestrafungen, in dieser Hinsicht vergleichbar etwa den assyri- 
schen Keilschriftprotokollen. Wenn Konfuzius wirklich die Mei- 
nung ausgesprochen haben sollte: man werde sein Wesen aus 
diesem Werke besonders deutlich erkennen — wie die Ueber- 
lieferung sagt —, dann müßte man wohl der Ansicht derjenigen 
(chinesischen und europäischen) Gelehrten zustimmen, welche dies 
dahin verstehen: eben diese systematische pragmatische Korrektur 
der Tatsachen unter dem Gesichtspunkt der »Schicklichkeit«, wel- 
che sie dargestellt haben muß, (für die Zeitgenossen — denn für 
uns ist der pragmatische Sinn meist undurchsichtig geworden —) 
sei das Charakteristische gewesen. Fürsten und Minister der 
Klassiker handeln und reden als Paradigmata von Regenten, 
deren ethisches Verhalten der Himmel belohnt. Das Beamten- 
tum und sein Avancement nach Verdienst ist Gegenstand der 
Verklärung. Es herrscht zwar noch Erblichkeit der Fürstentümer 
und zum Teil auch der lokalen Aemter als Lehen, aber eben dies 
System wird von den Klassikern skeptisch betrachtet und gilt 
letztlich als nur provisorisch. Und zwar in der Theorie auch 
einschließlich der Erblichkeit der Kaiserwürde selbst. Der ideale 
legendare Kaiser (Yau) designiert seinen Nachfolger (Schun) 
ohne Rücksicht auf Abkunft lediglich nach dessen von den höch- 
sten Hofbeamten bescheinigten besonderen bürgerlichen Tugen- 
den und ebenso alle seine Minister. 

Eigentliche Heldengesinnung sucht man in den meisten klas- 
sischen Schriften vergebens. Die überlieferte Ansicht des Kon- 
fuzius geht dahin, daß Vorsicht der bessere Teil der Tapferkeit 
sei und ein unangebrachtes Einsetzen seines eigenen Lebens 
dem Weisen nicht zieme. Die tiefe Befriedung des Landes, 
zumal seit der Mongolenherrschaft, hat diese Stimmung sehr ge- 
steigert. Das Reich war ein Reich des Friedens. »Gerechte« 
Kriege gab es in seinen Grenzen, da es ja als Einheit galt, nach 
Mencius überhaupt nicht. Die Armee war im Verhältnis zu sei- 
nem Umfang seit langem geradezu winzig. Daß die Kaiser 
neben den literarischen Staatsprüfungen auch sportliche Wett- 
kämpfe und Militärdiplome einführten, hatte daran nichts ge- 
ändert, daß der Militärstand ebenso verachtet blieb wie in 
England seit zwei Jahrhunderten und daß ein Gebildeter mit 
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einem nicht literarisch gebildeten Offizier nicht auf gleichem 
Fuße verkehrte. 

Die ursprüngliche Herkunft der Patrimonialbürokratie 
aus der Vorflut- und Kanalisierungsarbeit, also aus dem Bau- 
wesen, die Herkunft der Machtstellung des Monarchen aus 
den, zunächst im Wasserregulierungsinteresse, unumgänglichen 
Fronden der Untertanen (wie in Aegypten und Vorderasien), die 
Herkunft des Einheitsreichs aus dem immer weiter um sich greifen- 
den Interesse anEinheitlichkeit dieser Wasserregulierung fürimmer 
größere Gebiete im Zusammenhang mit dem Bedürfnis nach 
politischer Sicherung des Kulturlandes gegen die Nomadenein- 
brüche drücken sich anschaulich darin aus, daß nach der Le- 
gende der »heilige« (legendäre) Kaiser Yü die Vorflut regu- 
Iert. und der erste rein bürokratische Herrscher, der »Schi 
Hoang Ti«, zugleich als größter Bauherr und vor allem als 
Erbauer der großen Mauer galt. Als die eigentlich ideale Form 
der Deckung des öffentlichen Bedarfes galt noch dem Mencius 
die Fron und nicht die Steuer. Wie in Vorderasien siedelte der 
König seine Untertanen trotz ihres Widerstandes um, nachdem 
die Divination den geeigneten Ort für eine neue Hauptstadt be- 
zeichnet hatte. Die klassische Lehre muß sehr nachdrücklich 
gegen die Vergeudung der Untertanenfronden zu privaten fürst- 
lichen Bauzwecken nach ägyptischer Aıt Front machen, wel- 
che auch hier die Begleiterscheinung der Entwicklung einer 
bureaukratischen Organisation der Öffentlichen Arbeiten war. 

Der Beamtenstand ist überall als Grundbestandteil 
der öffentlichen Ordnung vorausgesetzt. Er war wohl von jeher 
von der Gebundenheit an Erziehung durch Priester frei: seine 
eigene Schulung nahm dafür, wie wir sehen werden, durch- 
aus den s»theologischen« Typus an, seit die Herrschaft der 
Klassiker und des Prüfungswesens feststanden. In der histo- 
rischen Zeit war er niemals nach vorderasiatischer Art aus Skla- 
ven oder Hörigen des Monarchen rekrutiert. Dieser wichtige Gegen- 
satz war die Folge davon, daß auch die chinesische politische 
Ordnung die feudale Stufe durchlaufen hatte. Das Beamtentum war 
schon in den klassischen Schriften Träger eines sehr entwickelten 
rationalistischen Bildungsstolzes. Es trug die chinesische Bildung 
überhaupt. Alle chinesische Philosophie waran den Anschauungen 
dieser Schicht orientiert. Siewar daher niemals, wie der Buddhis- 
mus, apolitisch. Vielmehr glich sie in ihrer stark politischen und so- 
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zialethischen Orientiertheit der hellenischen Philosophie der spä- 
teren Zeit, während die kosmogonischen und naturalistischen Spe- 
kulationen desälteren hellenischen und die metaphysischen des in- 
dischen Denkens bei ihr sehr stark zurücktraten. Welche ver- 
schiedenen Schulen man innerhalb ihrer unterscheiden kann, 
soll uns hier nicht interessieren. Die auf die Dauer vorwiegen- 
den Strömungen trugen alle den Stempel der Beamten-Philo- 
sophie an sich. Selbst die Mystik Laotses war, wie wir sehen 
werden, nicht wirklich apolitisch Denn die Philosophie mußte 
sich hier mit den praktischen Problemen dieser Schicht: 
einesspezifisch chinesischen, in Indien ebenso wie im hellenischen 
und frühchristlichen Occident in dieser Art ganz unbekann- 
ten Intellektuellentums, auseinandersetzen, auch wenn sie, wie 
Laotse, diese Schriftgelehrten polemisch als Verderber der alten 
Einfachheit kritisierte. Die Probleme waren überall die gleichen, 
die kosmologischen Voraussetzungen zu einem großen Teil eben- 
falls. Vor allem aber die Geister und Götter der überlieferten 
Religion verstanden sich für alle Parteien von selbst. Wir 
kommen darauf später zurück. — Dieser Beamtenschicht ge- 
hörte auch Konfuzius selbst, ebenso wie sein älterer Zeitgenosse 
und Gegenpart Laotse, an. Von Konfuzius persönlich darf — ob- 
wohl gerade dies meist bestritten wird — geglaubt werden, daß 
er, wenigstens praktisch, ein Gegner der feudalen Dezentralisation 
war. Sein wichtigstes Lebensschicksal: dieVertreibung vom Hof des 
Fürsten von Lu, war offenbar durch Gegnerschaft benachbarter 
Feudalfürsten, welche infolge der gesteigerten Machtmitteldesra- 
tional zentralisierten Patrimonialstaates für ihre Selbständigkeit 
fürchteten, bedingt. Der Tod traf ihn freilich noch fern vom Ziel, in 
Vereinsamung, umgeben nur von seinen Schülern. Seine Lei- 
stung aber war die Schaffung eines in sich geschlossenen, rea- 
listisch den Bedingungen des Patrimonialbeamtentums ange- 
paBten Standesgefühls dieser Schicht auf der Basis 
des Ideals des literarisch gebildeten »Gentleman«, der sich zu- 
gleich als perfekten, sachlichen, Diener eines bürokratisch und 
patriarchal geordneten Wohlfahrtsstaates empfindet. Schon 
in den klassischen Büchern ist es das »Wohl«, und das heißt vor 
allem: die materielle Prosperität und gute Erziehung der Unter- 
tanen, was den »Zweck« der Fürstenwürde ausmacht. Dies 
vom Konfuzianismus geprägte Ideal hat schließlich nach harten 
Kämpfen mit (taoistischen, mystischen, moistischen) He- 
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terodoxien und dem Buddhismus die Eigenart des Chinesen- 
tums entscheidend beeinflußt. 

Wenn die Ethik des Konfuzianismus ständische Konvention 
war und, wie wir immer wieder sehen werden, von einem bestimm- 
ten Vornehmheits-Ideal ausging, so war sie dennoch durch eine 
unüberbrückbare Kluft getrennt von allen orientalischen und 
asiatischen, auch von den japanischen, vollends aber von 
allen occidentalen ritterlichen Geburtsstandeskonven- 
tionen. Eine tiefe Kluft trennte den Stand der vornehmen 
Beamten und Literaten von dem »dummen Volk« (yun min), 
wie ein Edikt des Gründers der Ming-Dynastie (14. Jahrh.) 
die Nichtliteraten nennt. Davon wird noch zu reden sein. 
Aber dieser vornehme Stand hatte keinen im occidentalen 
Sinn »adligen«e Charakter, und seine Ethik ebenfalls nicht. 
Verglichen mit den Voraussetzungen dieser zeigte sie viel- 
mehr einen scheinbar demokratischen Einschlag. Diese de- 
mokratischen Züge im Konfuzianismus stimmten mit den öko- 
nomischen Zuständen zusammen, welche teils Voraussetzung, 
teils Wirkung des Sieges des Patrimonialismus über die feu- 
dalen Gewalten waren. Die Bürokratisierung entsprach 
auch hier, teils als Bedingung, teils als Folge, — das bleibt 
hier unerörtert, — weitgehender sozialer Nivellierung. Die Pro- 
duktion blieb in der Landwirtschaft, der arbeitsintensiven Tech- 
nik des Reisbaues entsprechend, fast ausschließlich kleinbäuerlich, 
im Gewerbe handwerksmäßig. Die Naturalteilung im Erbgang 
hat den Grundbesitz auf die Dauer stark demokratisiert, so sehr 
auch die übliche Erbengemeinschaft im Einzelfall den Prozeß 
verlangsamte. Wenige Hektar Land galten als ein erheblicher 
Besitz, ein Hektar als auskömmlich. Die feudalen und grund- 
herschaftlichen Bestandteile der Sozialverfassung waren im Be- 
sitz, wenn jemals vorhanden, schon sehr früh durch den 
Patrimonialismus weit zurückgedrängt worden. Unmittelbar 
über dem Kleinbürger und Kleinbauern stand also der patir- 
monialbürokratische Mechanismus. Es fehlte die grundherr- 
liche Zwischenschicht des mittelalterlichen Occidents. Kapi- 
talistische Abhängigkeitsverhältnisse occidentalen Charakters 
andererseits brachte in typischen Formen erst die neueste Zeit 
unter europäischem Einfluß. 

In der Zeit der Konkurrenz der Einzelstaaten um die poli- 
tische Macht scheint freilich der in Patrimonialstaaten übliche 
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politisch bedingte Kapitalismus der Geldgeber und Lieferanten 
der Fürsten hier wie überall unter gleichen Umständen erheb- 
liche Bedeutung gehabt und mit hohen Profitraten gearbeitet 
zu haben. Daneben werden Bergwerke und Handel als Quellen 
der Vermögensakkumulation angeführt. Unter der Handynastie 
soll es, in Kupfer gerechnet, Multimillionäre gegeben haben. 
Aber die politische Vereinheitlichung zum Weltreich hat hier, 
wie im kaiserlich römischen geeinigten orbis terrarum, offen- 
bar einen Rückgang dieses ganz wesentlich am Staat und seiner 
Konkurrenz mit anderen Staaten verankerten Kapitalismus 
zur Folge gehabt. Die Entwicklung des rein ökonomischen, 
am freien Tausch orientierten, Kapitalismus andererseits hielt 
sich in keimhaften Grenzen. Innerhalb des Gewerbes war natürlich 
überall, auch in den gleich zu besprechenden genossenschaft- 
lichen Unternehmungsformen, hier wie sonst die Ueberlegenheit 
des Kaufmanns über den Techniker augenfällig. Sie tritt schon 
in den üblichen Gewinnverteilungsschlüsseln bei Assoziationen 
deutlich hervor. Und auch die interlokalen Gewerbe brachten 
offenbar oft erheblichen spekulativen Gewinn. Die alte klas- 
sische Hochwertung des Ackerbaues als des eigentlich heiligen 
Berufs hinderte daher nicht, daß schon im ı. Jahrhundert vor 
Chr. (ähnlich wie im Talmud) die Gewinnchancen des Gewerbes 
höher als die der Landwirtschaft und die des Handels am höch- 
sten eingeschätzt wurden. 

Aber das bedeutete keinen Ansatz zur Entwicklung eines 
modernen Kapitalismus. Gerade jene charakteristischen In- 
stitutionen, welche schon das in den mittelalterlichen Städten 
des Occidents aufblühende Bürgertum entwickelte, fehlten 
bis in die Gegenwart entweder ganz oder zeigten eine sehr cha- 
rakteristisch verschiedene Physiognomie. Es fehlten in China 
die Rechtsformen und auch die soziologischen Unterlagen des kapi- 
talistischen »Betriebs« mit seiner rationalen Versachlichung 
der Wirtschaft, wie sie in dem Handelsrecht der italienischen 
Städte früh schon in unverkennbaren Ansätzen vorhanden waren. 
Was dort in ferner Vergangenheit als Entwicklungsansatz für die 
Personalkreditentwicklung zurücklag: die Haftung der Sippe für 
ihre Mitglieder, blieb hier erhalten und die weiteren Entwicklungs- 
stufen wurden nicht durchgebildet. Allerdings hatte die auf den gro- 
Ben Hausgemeinschaften ruhende Assoziation der Erben zu einer 
Erwerbsgemeinschaft gerade in den besitzenden Schichten eine 
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jenen occidentalen Hausassoziationen, aus denen später unsre 
soffene Handelsgesellschaft« hervorging, verwandte Rolle ge- 
spielt. Aber mit einem charakteristisch anderen ökonomischen 
Sinn. Wie stets im Patrimonialstaat, so hatte auch hier 
der Beamte als solcher die optimalen Chancen der Vermögens- 
akkumulation. Verabschiedete Beamte legten ihr mehr oder 
minder legal erworbenes Vermögen in Grundbesitz an, die Söhne 
blieben, im Interesse der Erhaltung der Vermögensmacht, als 
Ganerben in Erbengemeinschaft und brachten die Mittel auf, wie- 
der einige Mitglieder der Familie studieren zu lassen, um ihnen 
die Möglichkeit zu verschaffen, in die einträglichen Aemter zu 
gelangen und dadurch wiederum ihre Erbengemeinschaft zu 
bereichern und ihren Sippengenossen — wie es im weitesten 
Umfang als selbstverständlich galt — Aemter zu verschaffen. 
Es hatte sich so auf der Basis der politischen Besitz- 
akkumulation ein, wenn auch labiles, Patriziat, hie und da sogar 
ein Bodenmagnatentum mit Parzellenverpachtung, entwickelt, 
welches weder feudales noch bürgerliches Gepräge trug, sondern 
auf Chancen rein politischer Aemterausbeutung spekulierte. Es 
war, wie in Patrimonialstaaten typisch, nicht rationaler öko- 
nomischer Erwerb, sondern innerpolitischer Beutekapitalismus, 
der die Vermögensakkumulation beherrschte. Denn ihr Ver- 
mögen machten die Beamten, wie wir sahen, u. a. durch Steuer- 
agiotage: die willkürliche Festsetzung des Kurses, zu welchem 
die Pflichtigkeiten in Courant umzurechnen waren. An dieser 
Krippe mitgefüttert zu werden gaben die Examina Anwartschaft. 
Die Einstellung der Examina in einem Bezirk war daher eine 
höchst wirksame, weil ökonomisch höchst empfindliche Strafe 
für die beteiligten Honoratiorenfamilien. Es ist klar, daß 
diese Art von Erwerbsgemeinschaft der Familie in der gerade 
entgegengesetzten Richtung wie die Entwicklung rationaler 
ökonomischer Betriebsgemeinschaften lag. — Vor allem war sie 
streng sippen gebunden. 

Auch im übrigen war in China in starkem Maße die im occi- 
dentalen Mittelalter schon erloschene Bedeutung der Sippe so- 
wohl für die Verwaltung wie für die Art der ökonomischen Asso- 
ziation erhalten geblieben. Die patrimoniale Regierung von 
oben her stieß mit den urwüchsig erhaltenen Organisationen der 
Sippen von unten her zusammen. Die Dörfer hießen vielfach 
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konföderationen. Aus der an Zahl mächtigsten Sippe wählte 
man den — oft besoldeten — Dorfvorstand. »Aelteste« (der 
Sippen) standen ihm zur Seite und beanspruchten das Recht 
der Absetzung. Die einzelne Sippe beanspruchte als solche selb- 
ständig die Macht ihr Mitglied zu strafen und setzte dies durch, 
so wenig die Staatsgewalt es anerkannte. Die Sippenältesten 
verwalteten das Ahnenland (chi Cen, dessen Ertrag für den 
Unterhalt der Ahnentempel und -Opfer bestimmt war. Die 
Sippe blieb dabei exogamer Verband: nach alter Auffassung 
galt die Ehe zwischen Leuten gleichen Familiennamens als 
verboten, — bei der nur wenige Hundert betragenden Zahl 
der chinesischen Namen eine höchst fühlbare Schranke. Die 
Sippe war, wie schon bemerkt, in ziemlich weitem, im ein- 
zelnen hier nicht zu erörterndem Umfange auch zivilrechtlich 
haftbar für Schulden des Einzelnen. Konflikte und Blutfehden 
der Sippen untereinander mit oft barbarischen Repressalien 
waren etwas auch im 19. Jahrhundert Gewöhnliches. Schon früher 
erwähnt wurde, daB auch die Sippen als solche die Kriegs- 
wagen der alten Heere gestellt hatten, was später verfallen 
war. Noch bis zur Gegenwart galt es als Pflicht der Sippe 
dem Lehrling und dem mittellosen Lohnwerker gegen sehr 
billigen Zins das Kapital darzuleihen, um zum selbständigen 
für den Markt arbeitenden Handwerker aufsteigen zu können. 

Die dorfmäßige Siedelung beruhte auf dem Bedürfnis der 
Sicherheit. Die Dörfer waren meist befestigt und stellten besol- 
dete Wächter an. Es gab »Dörfer« von vielen Tausenden von 
Einwohnern. Das urwüchsige Gremium von Sippenältesten 
oder eine aus ihnen entwickelte fest zusammenhaltende 
lokale Honoratiorenschicht stand innerhalb des Dorfes dem 
Staatsbeamten gegenüber und mit ihr mußte er dort ebenso 
rechnen und paktieren, wie in den Städten mit den Vorstehern 
der Gilden, Stadtviertel und Handwerksbruderschaften. Speziell 
die Aeltesten hatten auch nach Innen große Macht. Gegen 
den Rationalismus der literarisch gebildeten Beamtenschaft 
war das aliterarische Alter als solches die stärkste, ganz in die 
Wagschale der Tradition fallende Gewalt. Dem absolut bildungs- 
losen Aeltesten seiner Sippe hatte sich innerhalb der durch 
die Tradition festgelegten Sippenangelegenheiten auch der durch 
noch so viele Examina gegangene Beamte bedingungslos zu fügen. 
Der Einfluß der lokalen »Gentry«: der wohlhabenden Kauf- 


m ke, 


Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen. Konfuzianismus I, ŞI 


leute, der freiwillig mit ihrem akkumulierten Vermögen aus 
dem Amte geschiedenen Beamten, der graduierten Amtsan- 
wärter, die gegebenenfalls eine höchst wirksame Nebenregie- 
rung gegenüber der Bürokratie organisierten, duríte anderer- 
seits ebenfalls nicht ignoriert werden. Die Han-Dynastie hatte, 
in Reaktion gegen den reinen patrimonialen Absolutismus 
des Schi-Hoang-Ti, die Heranziehung der Gemeindeältesten 
zu Gemeindeämtern (san lao), eine Art von Legalisierung die- 
ser urwüchsigen Selbstverwaltung, geschaffen. Die »Zehntschaf- 
tene dagegen, welche die Bürokratie auch in China für die 
Zwecke der Friedensbürgschaft, vor allem aber für das Melde- 
und Ueberwachungssystem der politischen und religiösen Polizei 
eingerichtet hatte, warenbei der Extensität und Unstetheit der 
patrimonialbürokratischen Verwaltung meist in Verfall. 

Ein praktisch erhebliches Maß von ursurpierter und konzes- 
sionierter Selbstverwaltung stand jedenfalls, in Gestalt der Sippen, 
der Berufsverbände und jener »Gentry«, der Patrimonialbüro- 
kratie gegenüber. Deren Rationalismus fand hier ein im Gan- 
zen und auf die Dauer überlegenes, weil stetig und vom eng- 
sten persönlichen Verbande gestützt wirkendes, entschlossen tra- 
ditionalistisches Gegengewicht. Namentlich bei den Sippen- 
vertretern. Jede Neuerung, welcher Art immer, konnte bösen 
Zauber stiften, erschien des Fiskalismus verdächtig und stieß 
auf scharfen Widerstand. Die Sippenältesten waren es auch, 
deren Einfluß für die Annahme oder Verwerfung religiöser 
Neuerungen meist entscheidend war und, selbstverständlich, 
fast ausnahmslos in die Wagschale der Tradition fiel, insbeson- 
dere wo sie Bedrohung der Ahnenpietät witterten. 

Auf realer oder nachgeahmter persönlicher Versippung ruh- 
ten nun auch diejenigen organisatorischen Gebilde ökonomischer 
Art, welche über den Rahmen der Einzelwirtschaft überhaupt 
hinausgriffen.. Zunächst die Tsung-tze-Gemeinschaft. Eine in 
dieser Form organisierte Sippe besaß neben Sippenhäusern für ge- 
meinsamen Ahnenkult solche für Unterricht und für Vorräte und 
Geräte zur Reisverarbeitung, Konservenbereitung, Weberei 
und andere Hausproduktionen, eventuell mit einem dafür an- 
gestellten Verwalter. Sie stützte ihre Mitglieder in Notlagen 
durch gegenseitige Hilfe und unentgeltlichen oder billigen Kredit. 
Sie bedeutete also: genossenschaftlich erweiterte dezentrali- 
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gewerblichen Einzelmeisterbetrieb in den Städten spezifisch klein- 
kapitalistische (genossenschaftliche) Betriebsgemeinschaften in 
gemeinsamen Ergasterien mit oft weitgehender manueller Ar- 
beitsteilung, oft mit durchgeführter Spezialisierung der tech- 
nischen und kaufmännischen Betriebsführung und mit Ver- 
teilung des Gewinns nach Maßgabe teils (und namentlich) der 
Kapitalanteile, teils der spezifischen (z. B. kaufmännischen 
oder technischen) Leistungen. Aehnliches hat das hellenistische 
Altertum und das islamische Mittelalter gekannt. Es scheint, 
daß sie sich namentlich in Saisongewerben zum gemeinsamen 
Durchhalten durch die absatzlose Zeit fanden, im übrigen na- 
türlich zu Erleichterung der Kreditbeschaffung und zu ar- 
beitsteiliger Produktion. Beide Formen der Schaffung grö- 
Berer Wirtschaftseinheiten hatten einen spezifisch demokrati- 
schen Charakter. Sie stützten die Existenz des Einzelnen gegen 
die Gefahr der Proletarisierung und kapitalistischen Unterjoch- 
ung. Rein ökonomisch konnte diese sich allerdings in Gestalt 
von hohen Einlagen nicht mitarbeitender Kapitalisten und in 
der Uebermacht und den hohen Gewinnanteilen der ange- 
stellten Verkäufer einnisten. Das Verlagssystem dagegen, wel- 
ches bei uns die kapitalistische Unterjochung einleitete, steckte 
anscheinend bis in die Gegenwart, — in welcher es quantitativ 
bedeutend in den Fernabsatzgewerben entwickelt ist, — orga- 
nisatorisch noch in den verschiedenen Formen rein faktischer 
Abhängigkeit des Handwerkers vom Händler und war nur in 
einzelnen Gewerben bis zur Heimarbeit mit eingesprengten 
Zwischenmeisterwerkstätten und zentralem Verkaufsbüro vor- 
geschritten. Privatkapitalistische Großmanufakturen sind an- 
scheinend historisch kaum nachweisbar, für Massenartikel auch 
unwahrscheinlich, da der stetige Markt fehlte. Für die Theeberei- 
tung finden sich bildliche Darstellungen großer arbeitsteiliger 
Werkstätten, vergleichbar den altägyptischen Bildern ähn- 
licher Art. Die staatlichen Manufakturen stellten Luxus- 
artikel her (wie im islamischen Aegypten). — Dies alles bei weit- 
gehender »Gewerbefreiheit« Daß die Empfehlung der Erblich- 
keit der Berufe in der offiziellen Rechtssammlung auf einer frü- 
heren durchgreifenden leiturgischen Organisation der Gewerbe be- 
ruhe, ist nicht feststehend und nicht wahrscheinlich. Es be- 
stand weitgehende faktische Erblichkeit der Berufe. Bedeu- 
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tend war die Rolle der kaufmännischen Gilden 5) und der von 
den Zünften auch hier über Maß, Gewicht und Warenqualität 
der Mitglieder, weit weniger über Arbeitsstunden und Löhne 
geübten Gewerbepolizei. Der alte Name für »Zunft«(Kung 
Soa: gemeinsames Heim für Notleidende, Zunftstube) be- 
weist ihre karitativ-brudeischaftliche Herkunft. Aber alle 
diese Reglementierung der Wirtschaft hat jedenfalls nicht zur 
Kastenbildung geführt, oder deren Ansätze sind, wenn sie etwa je 
vorhanden waren, längst wieder verschwunden. Die Tradition 
spricht von einem Ende des 6. Jahrhunderts gemachten vergeb- 
lichen Versuch dieser Art. Ein Rest magisch »unreiner« Berufe 
ohne connubium war geblieben: Schauspieler, Gaukler usw. — 
wie im occidentalen Mittelalter der Sachenach auch. 

Neben den Sippen, den Gilden und Zünften blühte im 
neuzeitlichen China — für die Vergangenheit ist für den außen- 
stehenden Sicheres nicht zu ermitteln — die Assoziation in 
Form des Klubs, hwui, auf allen Gebieten. Dies soll uns 
im einzelnen hier nicht interessieren. Ziel und Sporn des Ehr- 
geizes und soziale Legitimation für den, der sie erreichte, war 
aber die Zugehörigkeit zu einem angesehenen Klub in der 
chinesischen Nivelliertheit wie in der amerikanischen Demo- 
kratie, ganz ebenso wie das am Laden angeheftete Aufnahme- 
diplom der Zunft dem Käufer die Warenqualität garantierte. 
Die Extensität der patrimonialbürokratischen Verwaltung in 
Verbindung mit dem Fehlen ständischer Gliederung bedingte 
auch diese Erscheinungen. 

Außer einem verliehenen Titularadel existierten geburtsstän- 
dische Unterschiede unter Chinesen überhaupt nicht®) und be- 
stand offenbar seit langer Zeit Freizügigkeit, obwohl auch diese 
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H Die Gilden in der Neuzeit hatten gewählte Präsidenten, ein leitendes Ko. 
mitee und einen (in der Regel graduierten) Sekretär, erhoben Abgaben in °/ao 
des Umsatzes der Genossen, gewährten Prozeßhilfe und andere Unterstützung (u.a. 
auch Notdarlehen auf Konossemente). Diese neuzeitlichen Gilden sollen übri- 
gens zuerst unter den säußerene Beamten (Provinzialmandarinen) in Peking 
zum Schutz gegen die Bedrückung durch die »innerene Beamten entstanden, 
dann von Kaufleuten am auswärtigen Residenzort nachgeahmt, und von hier aus 
weiter verbreitet worden sein: Charakteristisch sowohl für den halb fördera- 
tiven Charakter des Staatswesens wie tür das LUeberwiegen der Bürokratie 
gegenüber dem Bürgertum. 

D Es wird hier von der strengen Scheidung der als Heerbann registrierten 
Mandschu-Familien von den Chinesen unter der letzten Dynastie abstrahiert. 
Denn diese Erscheinung war ein Produkt der Fremdherrschaft und als solches 
auch empfunden, 
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in der offiziellen Gesetzsammlung nicht anerkannt ist, und, — so 
sehr (1671) das »Heilige Edikt« noch das Bleiben im Beruf empfahl 
— freie Berufswahl. Dieser, der freien Entfaltung des bürger- 
lichen Erwerbs offenbar höchst förderliche Zustand hat den- 
noch keine Entwicklung eines Bürgertums occidentalen Ge- 
präges hervorgebracht. Wie wirsahen, sind nicht einmal diejeni- 
gen Formen kapitalistischen Erwerbes zur Vollreife gelangt, 
welche im Occident schon das Mittelalter kannte. Es hätte sich, 
sollte man annehmen, aus den vorhin erwähnten kleinkapita- 
listischen Ansätzen, rein ökonomisch angesehen, recht gut ein 
rein bürgerlicher, gewerblicher Kapitalismus entwickeln können. 
Die schweren Hindernisse, welche der Geisterglaube in Gestalt 
der Geomantik des Fung Schuider Entwicklung moderner Ver- 
kehrsmittel in den Weg gelegt hat, hätte Kapitalismus nicht 
ausgeschlossen. Es waren eine ganze Reihe anderer Gründe, welche 
— soweit sich urteilen läßt — die Entwicklung des Kapitalis- 
mus zu einem rationalen System der Wirtschaft nicht ge- 
langen, sondern auf halbem Wege stecken bleiben ließen. 
Politisch stand die patrimoniale Staatsform, vor allem der 
patrimoniale Charakter der Verwaltung und Rechtsfindung mit 
ihren typischen Folgen: dem Nebeneinander eines Reiches der 
unerschütterlichen heiligen Tradition und eines Reiches der absolut 
freien Willkür und Gnade, hier wie überallder Entwicklung wenig- 
stens des in dieser Hinsicht besonders empfindlichen gewerb- 
lichen Kapitalismus im Wege: das rational kalkulierbare 
Funktionieren der Verwaltung und Rechtspflege, welches einzum 
rationalen Betrieb sich entwickelndes Gewerbe bedurfte, fehlte. 
In China, wie in Indien, wie im islamischen Rechtsgebiet und 
überhaupt überall, wo nicht rationale Rechtsschaffung und Rechts- 
findung gesiegt hatte, galt der Satz: »Willkür bricht Landrecht«. 
Er konnte hier der Entwicklung kapitalistischer Rechtsin- 
stitute nicht, wie er es im occidentalen Mittelalter tat, zu- 
gute kommen, weil die korporative Autonomie der Städte als 
politischer Einheiten, — die im Mittelalter, gerade mit Hilfe dieses 
Grundsatzes, alle dem Kapitalismus gemäßen Rechtsformen ge- 
schaffen haben, — fehlte. Das Recht war zwar nicht mehr eine 
von Ewigkeit her geltende und nur— durch magische Mittel — rich- 
tig zu »findende« Norm. Denn die kaiserliche Verwaltung war 
sehr fruchtbar gewesen in der Schaffung massenhaften Statutar- 
rechtes. Und zwar zeichnen sich ihre Bestimmungen, im Gegen- 
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satz etwa zu den patriarchalen Belehrungen und Vermahnungen 
buddhistischer Monarchen Indiens, wenigstens auf dem eigent- 
lichen Rechtsgebiet durch relativ knappe geschäftliche Form, und 
z. B. auf dem Gebiet des Strafrechtes durch ein ziemliches Maß 
von Sublimierung der Tatbestände (Berücksichtigung der »Ge- 
sinnung«) aus. Diese Statuten sind auch (im Ta Tsing Liu Li) 
systematisch gesammelt. Aber privatrechtliche Bestimmungen 
gerade über die für den Verkehr in unserem Sinn wichtigsten Gegen- 
stände vermißt man, und wirklich garantierte Freiheitsrechte des 
Einzelnen fehlten im Grunde gänzlich. Verwaltung und Rechts- 
findung waren nicht getrennt, wie auch — durchaus patrimo- 
nial — die Hausdiener des Beamten, die er auf seine Kosten 
engagierte, die Polizisten und Subalternbeamten für seine Ver- 
waltung hergaben. Der antiformalistische patriarchale Grund- 
zug verleugnete sich nirgends: anstößiger Lebenswandel wurde 
gestraft auch ohne Spezialbestimmung. Das Entscheidende war 
dabei derCharakter der Rechtsfindung: Nicht formales Recht, son- 
dern materiale Gerechtigkeit erstrebte der Patrimonialismus hier 
wie überall. Eine offizielle Präjudisiensammlung und die Bin- 
dung an Präjudizien überhaupt, -wie im Common Law, fehlte 
daher, trotz des Traditionalismus, weil der formalistische Cha- 
rakter des Rechts abgelehnt wurde. Wenn dem Beamten emp- 
fohlen wurde: nach bewährten Mustern zu verfahren, so ent- 
sprach das etwa der Gepflogenheit des Arbeitens nach »Similia« 
bei unseren Assessoren. Und die Edikte der Kaiser selbst hatten 
meist jene lehrhafte Form, welche päpstlichen Bullen des Mittel- 
alters eignet, nur ohne deren dennoch meist vorhandenen prä- 
zisen rechtlichen Gehalt. Die bekanntesten von ihnen stellten 
Kodifikationen von ethischen, nicht von rechtlichen Normen 
dar und zeichneten sich durch literarische Gelehrsamkeit aus. 
Noch der vorletzte Kaiser gab z. B. die Wiederauffindung des 
Dekrets eines entfernten Vorfahren in der Peking Gazette 
kund, dessen Publikation als Lebensnorm er in Aussicht stellte. 
Die ganze kaiserliche Verwaltung stand unter dem Einfluß 
einer dem Wesen nach theokratischen, etwa einer Kongregation 
der päpstlichen Kurie entsprechenden Behörde: der sog. »Aka- 
demie« (Han-lin-yuan), der Hüterin der reinen (konfuzianischen) 
Orthodoxie. 

Die Justiz blieb demgemäß weitgehend »Kadi«- Justiz. Das 
war zwar, den unteren Klassen gegenüber, z. B. auch in der Frie- 
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densrichterjustiz Englands der Fall. Aber für die kapitalistisch 
wichtigen Vermögenstransaktionen bestand dort das unter dem 
stetigen, schon durch die Rekrutierung der Richter aus den Advo- 
katen garantierten, Einfluß der Interessenten geschaffene, nicht 
rationale, aber berechenbare und der Vertrags-Autonomie weit- 
gehenden Spielraum gebende Präjudizienrecht mit der ihm ent- 
sprechenden Kautelarjurisprudenz. In der patriarchalen chi- 
nesischen Justiz war dagegen für Advokaten im occidentalen 
Sinn gar kein Platz. Als Anwälte fungierten für die Sippen- 
genossen etwaige literarisch gebildete Mitglieder; sonst fertigte 
ein Winkelkonsulent die Schriftsätze. 

Wie die von materialer Individualisierung und Willkür un- 
abhängige Justiz, so fehlten für den Kapitalismus auch politische 
Vorbedingungen. Es fehlte zwar nicht die Fehde: — im Gegen- 
teil ist die ganze Geschichte Chinas voll von großen oder kleinen 
Fehden bis zu den häufigen Kämpfen der einzelnen Dorfver- 
bände. Aber es fehlte, seit der Befriedung des Reiches, der 
rationale Krieg und, was noch wichtiger ist, der diesen stän- 
dig vorbereitende bewaffnete Friede mehrerer selbständiger Staa- 
ten gegeneinander und die dadurch bedingten Arten von ka- 
pitalistischen Erscheinungen: Kriegsanleihen und Staatslie- 
ferungen für Kriegszwecke. Ebenso fehlten bedeutende Ueber- 
see- und Kolonialbeziehungen. Das bedeutete ein Hemmnis 
für die Entfaltung auch derjenigen Art von Kapitalismus, 
welcher im Occident der Antike und dem Mittelalter mit der 
Neuzeit gemeinsam war: jener Abarten des Beutekapitalis- 
mus, wie sie der mittelländische, mit Seeraub verbundene Ueber- 
seehandels- und der Kolonialkapitalismus darstellten. Dies beruhte 
zum Teil auf den geographischen Bedingungen. Aber zum 


Teil waren die Schranken der Ueberseeausdehnug auch umge- . 


kehrt Folgeerscheinungsn des allgemeinen politischen und ökono- 
mischen Charakters der chinesischen Gesellschaft. Der ratio- 
nale Betriebs-Kapitalismus aber, dessen spezifische Heimat 
im Occident das Gewerbe wurde, war außer durch das Fehlen 
des formal garantierten Rechts und einer rationalen Rechts- 
pflege auch durch das Fehlen gewisser gesinnungsmä- 
Biger Grundlagen gehemmt worden. Vor allem durch dieje- 
nige Stellungnahme, welche in der chinesischen »Wirtschaftsethik« 
ihre Stätte fand und von der Beamten- und Amtsanwärterschicht 
getragen wurde. Davon zu reden ist unser eigentliches Thema. 
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II. 


In China bestimmte seit zwölf Jahrhunderten mehr als der 
Besitz die durch Prüfung festgestellte Amtsqualifikation den 
sozialen Rang. China war das Land, welches am exklusivsten, 
noch weit exklusiver als Deutschland, die literarische Bil- 
dung zum Maßstab sozialer Schätzung gemacht hatte. Die 
Mandarinen-Klasse, aus deren Mitte sich alle Klassen der 
Beamten rekrutierten, war eine Schicht diplomierter Pfrün- 
denanwärter, deren Amtsqualifikation und Rang nach der Zahl 
der bestandenen Prüfungen sich richtete. Wieviel Examina er 
bestanden habe, war die Frage, welche an einen Fremden, dessen 
Rang unbekannt war, gestellt zu werden pflegte. Nicht: wie 
viele Ahnen man hatte, bestimmte den sozialen Rang; vielmehr 
genau umgekehrt: vom amtlichen Rang hing es ab, ob man 
einen Ahnentempel (oder, wie die Illiteraten, nur eine Ahnen- 
tafel) haben und wie viel Ahnen darin erwähnt werden durf- 
ten. Selbst der Rang eines Stadtgottes im Pantheon hing 
von dem Rang des Mandarinen der Stadt ab. 

Das Prüfungswesen in China, wirklich durchgeführt etwa 
seit dem 7. Jahrhundert, war, wie schon gesagt, eines der Mittel, 
durch welche der Patrimonialherrscher die Bildung eines ihm 
gegenüber geschlossenen Standes, der das Recht auf die Amts- 
pfründen nach Art der Lehensleute und Ministerialen monopoli- 
siert hätte, zu hindern trachtete. Es entsprach in dieser Hinsicht 
durchaus der Rolle, welche das Mjestnitschestwo des russischen 
Despotismus — ein im übrigen technisch heterogenes Mittel — 
für Rußlands Adel gespielt hat. Eshat tatsächlich durch den Kon- 
kurrenzkampf der Pfründensuchenden und die Offenhaltung des 
Zutritts zum Pfründenanwärterstand für jedermann, der die 
Bildungsqualifikation nachwies, seinen Zweck durchaus erfüllt. 
Uns interessiert nunmehr die Stellung dieses Bildungswesens 
innerhalb der großen Typen der Erziehung. Eine soziologische 
Typologie der pädagogischen Zwecke und Mittel kann freilich 
hier nicht im Vorbeigehen gegeben werden. Einige Bemerkungen 
darüber sind aber vielleicht am Platze. 

Die beiden äußersten historischen Gegenpole auf dem Gebiete 
der Erziehungs zwecke sind: Erweckung von Charisma (Hel- 
denqualitäten oder magischen Gaben) einerseits, — Vermittlung 
von spezialistischer Fachschulung andererseits. Der erste Typus 
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entspricht der charismatischen, der letzte der rational- 
bürokratischen (modernen) Struktur der Herrschaft. Beide 
stehen nicht beziehungs- und übergangslos einander gegenüber. 
Auch der Kriegsheld oder Magier bedurfte der Fachschulung. Auch 
dem Fachbeamten pflegt nicht nur Wissen angeschult zu werden. 
Aber sie sind Gegenpole. Zwischen diesen radikalsten Gegen- 
sätzen stehen alle jene Erziehungstypen mitten inne, welche 
eine bestimmte Art einer, sei es weltlichen oder geistlichen, in 
jedem Falle aber: einer ständischen, Lebensführung dem 
Zögling ankultivieren wollen. 

Die charismatische Zucht der alten magischen Askese und 
die Heldenproben, welche Zauberer und Kriegshelden mit dem 
Knaben vornahmen, wollten dem Novizen zu einer im animi- 
stischen Sinne »neuen Seele« zu einer Wiedergeburt also, 
verhelfen; in unserer Sprache ausgedrückt: eine Fähigkeit, die 
als rein persönliche Gnadengabe galt, nur wecken, und 
erproben. Denn ein Charisma kann man nicht lehren oder an- 
erziehen. Es ist im Keim da oder wird durch ein magisches Wie- 
dergeburtswunder eingeflößt — sonst ist es unerreichbar. Die 
Facherziehung dagegen will die Zöglinge zu praktischer Brauch- 
barkeit für Verwaltungszwecke: — im Betrieb einer Behörde, eines 
Kontors, einer Werkstatt, eines wissenschaftlichen oder indu- 
striellen Laboratoriums, eines disziplinierten Heeres, — abrich- 
ten. Das kann man, sei es auch in verschiedenem Grade, prin- 
zipiell mit einem jeden vornehmen. Die Kultivationspädagogik 
schließlich will einen, je nach dem Kulturideal der maß- 
gebenden Schicht verschieden gearteten, »Kulturmenschen«, 
das heißt hier: einen Menschen von bestimmter innerer und äuße- 
rer Lebensführung, erziehen. Auch das kann, prinzipiell, mit 
jedem geschehen. Nur das Ziel ist verschieden. Ist eine ständisch 
abgesonderte Kriegerschicht der ausschlaggebende Stand, so 
wird die Erziehung einen Ritter, im Einzelfalle sehr verschie- 
denen Gepräges, ist es eine Priesterschicht, so wird sie einen 
Schriftgelehrten oder doch einen Intellektuellen, ebenfalls sehr 
verschiedenen Gepräges, aus dem Zögling zu machen trachten. 
Die zahlreichen Kombinationen und Zwischenglieder — denn 
in Wahrheit kommt keiner dieser Typen jemals rein vor — 
können bei dieser Gelegenheit nicht erörtert werden. Hier kommt 
es auf die Stellung der chinesischen Erziehung innerhalb dieser 
Formen an. Die Reste derurwüchsig charismatischen Wieder- 
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geburts-Erziehung; der Milchname, die Jünglingsweihe, der 
Namenswechsel des Bräutigams usw. sind längst zur Formel 
(nach Art unserer Konfirmation) geworden neben der von der 
politischen Gewalt monopolisierten Prüfung der Bildungs- 
Qualifikation. Diese aber war wirklich eine »Kultur« Quali- 
fikation im Sinne einer allgemeinen Bildung, von einer ähn- 
lichen, aber noch spezifischeren Art, als etwa jene überkommene 
humanistische Bildungsqualifikation, welche bei uns, bis vor 
kurzem fast ausschließlich, den Eintritt in die Laufbahn zu den 
mit Befehlsgewalt in der bürgerlichen und militärischen Verwal- 
tung ausgerüsteten Aemtern vermittelte und die dazu heranzu- 
schulenden Zöglinge zugleich auch als sozial zum Stande 
der Gebildeten gehörig abstempelte. Nur ist bei uns neben 
und zum Teil an Stelle dieser ständischen Bildungs-Quali- 
fikation die rationale Fachabrichtung getreten. 

Die chinesischen Prüfungen stellten nicht, wie die 
modernen, rational bürokratischen Prüfungsordnungen unsrer 
Juristen, Mediziner, Techniker usw., eine Fachqualifika- 
tion fest. Andererseits aber auch nicht den Besitz eines Cha- 
risma, wie die typischen Erprobungen der Magier und Män- 
nerbünde. Sondern sie ermittelten den Besitz literarischer 
Durchkultivierung und der daraus folgenden, dem vornehmen 
Manne angemessenen Denkweise. Dies war in stärkerem 
Grade als bei unseren Gymnasialprüfungen der Fall, deren Zweck 
man heute meist praktisch, durch die formale Schulung an 
der Antike, rechtfertigt. Soweit die bei den Prüfungen der 
Unterstufen den Schülern gestellten Aufgaben schließen las- 
sen, hatten diese etwa den Charakter von Aufsatzthemen 
in einer Prima eines deutschen Gymnasiums oder, vielleicht 
noch richtiger, der Selekta einer höheren deutschen Töch- 
terschule. Sie sollten Proben der Schreibkunst, der Stilistik, 
der Beherrschung der klassischen Schriften, endlich aber 
— ähnlich etwa wie bei uns im Religions-, Geschichts- und 
deutschen Unterricht — Proben einer einigermaßen vor- 
schriftsmäßigen Gesinnung sein. Der einerseits rein weltliche, 
andererseits aber an die feste Norm der orthodox interpretierten 
Klassiker gebundene und höchst exklusiv literarische, buchmäßige, 
Charakter dieser Bildung war dabei das für unsere Zusammen- 
hänge Entscheidende. 
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In Indien, im Judentum, Christentum und Islam war der 
literarische Charakter der Bildung Folge davon, daß sie ganz in 
die Hände der literarisch gebildeten Brahmanen und Rabbinen 
oder der berufsmäßig literarisch geschulten Geistlichen und Mönche 
von Buchreligionen geraten war. Der hellenische vornehme 
Gebildete dagegen war und blieb in erster Linie Ephebe und Hoplit, 
solange die Bildung hellenisch — und nicht »hellenistisch«e — 
war. Mit jener Wirkung, die in nichts deutlicher als etwa in der 
Konversation des Symposion hervortritt: daß sein Sokrates im 
Felde nicht, nach unserer studentischen Terminologie, »ge- 
kniffen« hat, ist Platon ersichtlich reichlich so wichtig wie alles 
andere. Im Mittelalter gab die ritterlich-militärische und dann 
die renaissancemäßige vornehme Salonbildung ein ganz entspre- 
chendes, nur sozial anders geartetes, Gegengewicht gegen die 
buchmäßige, priesterlich und mönchisch vermittelte Bildung, 
während im Judentum, in Indien und China ein solches Gegen- 
gewicht teils ganz, teils so gut wie ganz fehlte. Hymnen, epi- 
sche Erzählungen, rituelle und Zeremonialkasuistik waren in 
Indien wie in China der sachliche Gehalt der literarischen Bil- 
dungsmittel, in Indien aber unterbaut durch die kosmogo- 
nischen und religionsphilosophischen Spekulationen, derenglei- 
chen bei den Klassikern und rezipierten Kommentaren in China 
eine sehr nebensächliche Rolle spielte. Statt dessen hatten diese 
rationale sozialethische Systeme entwickelt. Die chinesische 
Bildungsschicht war eben nie ein Gelehrtenstand, wie die Brah- 
manen, sondern eine Schicht von Beamten und Amtsanwärtern. 

Die chinesische Bildung hatte nicht immer ihren heutigen 
Charakter gehabt. Die öffentlichen Lehranstalten (Pan kung) 
im Feudalzeitalter vermittelten neben Kenntnis der Riten und 
der Literatur Tanz- und Waffenkunst. Erst die Befriedung 
des Reichs im patrimonialen Einheitsstaat und endgültig das 
Prüfungswesen wandelten jene der althellenischen wesentlich 
näher stehende Erziehung in die bis in dies Jahrhundert be- 
stehende um. 

Vor allem blieb dieser chinesischen Bildung zweierlei eigen- 
tümlich. Zunächst: daß sie ebenso, wie eine priesterlich geschaffene 
Bildung, ganz unmilitärisch und rein literarisch, dabei aber gänz- 
lich unpriesterlich war. Dann aber, daß der in wörtlichem Sinne 
literarische: schrift mäßige Charakter hier ins Extrem ge- 
steigert wurde. Dies scheint eine Folge der Eigentümlichkeit.der chi- 
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nesischen Schrift und deraus ihr erwachsenen literarischen Kunst’). 
Da die Schrift in ihrem bildhaften Charakter verharrte und nicht 
zu einer Buchstabenschrift, wie sie die Handelsvölker des Mittel- 
meeres geschaffen haben, rationalisiert wurde, so wendete sich 
das literarische Produkt an Auge und Ohr zugleich und an das 
erstere wesentlich mehr als an das letztere. Jedes »Vorlesen« 
der klassischen Schriften war schon eine Uebersetzung aus dem 
Schriftbild in das (nicht geschriebene) Wort, denn der anschau- 
liche Charakter zumal der alten Schrift stand dem Gespro- 
chenen dem inneren Wesen nach fern. Die monosyllabische 
Sprache, welche nicht nur das Laut-, sondern auch das Ton- 
gehör in Anspruch nimmt, steht, in ihrer nüchternen Knapp- 
heit und ihrem Zwang syntaktischer Logik, im äußersten 
Gegensatz zu jenem rein anschaulichen Charakter der Schrift. 
Aber trotz oder vielmehr — wie Grube geistvoll darlegt — 
zum Teil wegen ihrer, der Struktur nach, stark rationalen 
Qualitäten hat sie weder der Dichtung noch dem systematischen 
Denken noch der Entfaltung der rednerischen Kunst die Dien- 
ste leisten können, welche der hellenische, lateirische, fran- 
zösische, deutsche und russische Sprachbau, jeder in anderer 
Art, dargeboten hat. Der Schriftzeichenschatz blieb weit reicher 
als der unvermeidlich fest begrenzte Wortsilbenschatz, und 
aus der dürftigen formelhaften Verstandesmäßigkeit dieses 
flüchteten sich daher alle Phantasie und aller Schwung in die 
stille Schönheit jenes zurück. Die klassische Dichtungs s p r a- 
che galt der Schrift gegenüber als im Grunde subaltern, nicht 
das Sprechen, sondern das Schreiben und das die Kunstprodukte 
des Schreibens rezipierende Lesen als das eigentlich künstle- 
risch Gewertete und des Gentleman Würdigee Das Reden 
blieb eigentlich eine Sache des Pöbels. Im schärfsten Gegen- 
satz gegen das Hellenentum, dem die Konversation alles, die 
Uebertragung in den Stil des Dialoges die adäquate Formung 
jedes Erlebten und Erschauten war, verharrten gerade die 
feinsten, weit über der charakteristischerweise gerade in der Mon- 
golenzeit blühenden Dramatik gewerteten, Blüten der literarischen 
Kultur gewissermaßen taubstumm in ihrer seidenen Pracht. 


H Es bedarf kaum der Bemerkung, daß das über die Sprache und Schrift 
nachstehend Gesagte duschaus nur wiedergibt, was so hervorragende 
Sinologen wie namentlich der verstorbene W. Grube den Nichtkenner lehren, 
und nicht etwa eigenen Studien entstammt. en 
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Von den namhaften Sozialphilosophen hat Meng Tze (Mencius) 
sich der Dialogform systematisch bedient. Eben deshalb er- 
scheint er uns leicht als der einzige zu voller Klarheit ge- 
diehene Repräsentant des Konfuzianismus. Die Wirkung 
des Lun jü, der (von Legge) sog. »konfuzianischen Analekten« 
auf uns beruht darauf, daß die Lehre hier, wie gelegentlich 
sonst, in die Form von (teilweise wohl authentischen) senten- 
ziösen Antworten des Meisters auf Fragen der Schüler gekleidet ist. 
Im übrigen enthält die epische Literatur die oft in ihrer lapidaren 
Wucht höchst eindrucksvollen Anreden der alten Kriegskönige 
an das Heer und besteht ein Teil der didaktischen Annalistik 
aus Reden, deren Charakter jedoch eher pontifikalen »Allo- 
kutionen« entspricht. Sonst spielt die Rede in der offiziellen 
Literatur keine Rolle Ihre Unentwickeltheit wurde, wie wir 
gleich sehen werden, durch soziale und politische Gründe mitbe- 
dingt. Einerseits blieb so trotz der logischen Qualitäten der 
Sprache das Denken weit stärker im Anschaulichen stecken und 
erschloß sich die Gewalt des Logos, des Definierens und Rä- 
sonierens, dem Chinesen nicht. Andererseits löste diese reine 
Schriftbildung den Gedanken noch stärker von der Geste, der 
Ausdrucksbewegung, als dies der literarische Charakter einer 
Bildung ohnedies zu tun pflegt. Zwei Jahre lang lernte der 
Schüler etwa 2000 Schriftzeichen lediglich malen, ehe er in 
ihren Sinn eingeführt wurde. Weiterhin bildete der Stil, die 
Verskunst und die Bibelfestigkeit in den Klassikern, endlich 
die zum Ausdruck gebrachte Gesinnung des Prüflings den 
Gegenstand der Aufmerksamkeit. 

Der rein weltliche Charakter dieser Bildung stand im Gegen- 
satz gegen andere, ihr sonst verwandte, Erziehungssysteme 
literarischen Gepräges. Die literarischen Prüfungen waren rein 
politische Angelegenheit. Der Unterricht erfolgte teils durch 
private Einzellehre, teils in gestifteten Kollegien mit Lehr- 
körpern. Doch kein Priester war an ihm beteiligt. Die christ- 
lichen Universitäten des Mittelalters entstanden, als eine ratio- 
nale, weltliche und kirchliche Rechtslehre und eine rationale 
(dialektische) Theologie für praktische und für ideelle Zwecke 
Bedürfnis wurden; die Universitäten des Islam trieben nach dem 
Muster der spätrömischen Rechtsschulen und der christlichen 
Theologie Kasuistik des heiligen Rechts und der Glaubenslehre, 
die Rabbinen Gesetzesauslegung, die Philosophenschulen der 


lu ch 


ei 


Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen. Konfuzianismus II. 63 


Brahmanen spekulative Philosophie, Ritual und heiliges Recht. 
Stets bildeten geistliche Standespersonen oder Theologen entweder 
überhaupt allein den Lehrkörper oder doch dessen Grundstock, an 
densich die in den Händen weltlicher Lehrer befindlichen anderen 
Fächer angliederten. Im Christentum und Islam waren Pfründen 
die Ziele, um deren willen das Bildungspatent erstrebt wurde, 
bei den Rabbinen die Qualifikation zum Prediger und der religiös 
unentbehrliche Unterricht der Laien im Gesetz. Bei den 
Brahmanen gehörte der Theorie nach die vedische Bildung zur 
Kastenqualifikation auch der wiedergeborenen Nichtbrahma- 
nen. Stets war die Bildung dabei durch heilige oder kultische 
Schriften gebunden. Nur die hellenischen Philosophenschulen 
pflegten eine reine Laienbildung ohne alle Schriftgebundenheit, 
ohne alle direkten Pfründeninteressen und nur im Interesse der 
Erziehung hellenischer Gentlemen. Die chinesische Bildung 
diente Pfründeninteressen und war schriftgebunden, dabei 
aber reine Laienbildung teils zeremonialen, teils tradi- 
tionalistisch-ethischen Gepräges. Weder Mathematik noch 
Naturwissenschaft, noch Geographie, noch Sprachlehre trieb 
die Schule. Die Philosophie selbst hatte weder spekula- 
tiv-systematischen Charakter, wie die hellenische und, teil- 
weise und in anderem Sinne, dieindische und die occidental-theo- 
logische Schulung, noch rational-formalistischen, wie die occi- 
dental-juristische, noch empirisch-kasuistischen, wie die rab- 
binische, die islamische und, teilweise, die indische. Sie gebar 
keine Scholastik, da sie nicht, wie der Occident und vorder- 
asiatische Orient, beide auf hellenistischer Basis, eine fach- 
mäßige Logik betrieb. Dieser Begriff sogar blieb der rein 
an den praktischen Problemen und Standesinteressen der Patri- 
monialbürokratie orientierten, schriftgebundenen und undialck- 
tischen chinesischen Philosophie schlechterdings fremd. Was 
es bedeutete, daß dieser Kernproblemkreis aller abendländischen 
Philosophie ihr unbekannt blieb, tritt in der Art der Denkformen 
der chinesischen Philosophen, Konfuzius an der Spitze, ungemein 
deutlich zutage. Bei größter praktischer Nüchternheit verharrten 
die geistigen Werkzeuge in einer Gestalt, die — gerade bei man- 
chen wirklich geistvollen, dem Konfuzius zugeschriebenen Aus- 
sprüchen — in ihrer Gleichnishaftigkeit eher an die Ausdrucks- 
mittel indianischer Häuptlinge als an eine rationale Argumen- 
tation erinnert. Das Fehlen des Gebrauchs der Rede als eines 
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rationalen Mittels zur Erzielung politischer und forensischer Wir- 
kungen, wie es historisch zuerst in der hellenischen Polis gepflegt 
wurde, wie es aber in einem bürokratischen Patrimonialstaat 
mit nicht formalisierter Justiz gar nicht entwickelt werden 
konnte, machte sich darin fühlbar. Die chinesische Justiz blieb 
Aktenjustiz. Es gab kein Plädoyer, sondern nur schriftliche 
Eingaben und mündliche Einvernahme der Beteiligten. In glei- 
chem Sinn aber wirkte die Uebermacht der Gebundenheit an 
die konventionellen Schicklichkeits-Interessen der Bürokratie, 
welche die Erörterung »letzter« spekulativer Probleme als prak- 
tisch unfıuchtbar, unziemlich und für die eigene Position, wegen 
der Gefahr von Neuerungen, bedenklich ablehnte. 

Was der chinesische Unterricht betrieb, blieb eine Art von 
durch Aberglauben temperierter praktischer Ethik, Staats- und 
Lebenskunstlehre. Die Absolvierung des Unterrichts und der 
Prüfung bedeutete kein Ende der Bevormundung des Zög- 
lings. Hatte der Amtsanwärter die Prüfungen mit ihrer stren- 
gen Klausur glücklich passiert, — in den Klausurzellen der 
Pekinger Prüfungslokalitäten sollen Todesfälle nicht selten ge- 
wesen sein, — und rückte er dann, je nach dem Grade der 
bestandenen Prüfung, in ein Amt ein, so blieb er auch weiter- 
hin sein Leben lang unmündig. Nicht nur unterstand er der Kon- 
trolle der Zensoren: ihre Rüge erstreckt sich ja auch auf dierituelle 
Korrektheit des Himmelssohnes selbst. Und nicht nur war vor- 
geschrieben und nach Art der katholischen Sündenbeichte als 
Verdienst gewertet die Selbstanklage der Beamten. Sondern 
der Regel nach alle drei Jahre sollte im Reichsanzeiger (wie 
wir sagen würden) seine durch die amtlichen Erhebungen festge- 
stellte Konduite veröffentlicht werden: das Verzeichnis seiner 
Verdienste und Fehler; und je nach dem Ausfall dieser öffent- 
lichen Schulzensur wurde er in der Stelle belassen, hinauf oder 
auch hinab versetzt. Daß für den Ausfall dieser Konduiten regel- 
mäßig andere als nur sachliche Momente den Ausschlag gaben, 
ist eine Sache für sich. Hier kommt es auf den »Geist« an und 
dieser war der eines lebenslänglichen Pennalismus von Amts- 
wegen. Die Ehre des Beamten behielt in starkem Maße einen 
Einschlag von durch Prüfungszensuren geregelter Scholasten- 
ehre, auch wenn er die höchsten Prüfungen absolviert hatte, 
weit stärker als dies für unsere Bürokratie (wenigstens auf den 
unteren Staffeln, und in Württemberg mit seinem berühmten 
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sNote- I-Fischere auch in den höchsten! Amtsstellungen) 
ebenfalls gilt. e ) 

In China, wie überall, waren es vor allem die unteren, mit 
der Bevölkerung praktisch in die nächste Berührung gelangenden 
Stufen der Hierarchie, gegen die sich der allem Patrimonialis- 
mus gemeinsame Haß und das Mißtrauen der von ihnen Regier- 
ten und deren ebenfalls überall typische, apolitische Vermeidung 
jeder nicht unbedingt nötigen Berührung mit dem »Staat« wen- 
dete. Aber dieser Apolitismus tat der Bedeutung der offiziellen 
Bildung für die Prägung des Volkscharakters keinen Eintrag. 

Die starken Ansprüche an die Ausbildungszeit, — zum Teil 
durch die Eigenart der chinesischen Schrift, zum Teil durch die des 
Lernstoffes bedingt, — und die oft sehr lange Wartezeit nötig- 
ten diejenigen, welche nicht aus eigenem oder geliehenem oder in 
der früher erwähnten Art von der Familie erspartem Vermögen 
leben konnten, vor Abschluß des Bildungsganges in praktische 
Berufe aller Art, vom Kaufmann bis zum Wunderdoktor, abzu- 
springen. Sie gelangten dann nicht biszu den Klassikern selbst, 
sondern nur bis zum Studium des letzten (sechsten) Lehrbuchs, 
der durch Alter ehrwürdigen » Jugendlehre« (Siao Hioh) ®), wel- 
che wesentlich Extrakte aus Klassikern enthielt. Nur dieser 
Unterschied des Bildungs niveaus, nicht aber der Bildungs- 
art schied diese Kreise von der Bürokratie. Denn eine andere 
Bildungsart als die klassische gab es nicht. Der Prozentsatz 
der durch das Examen fallenden Kandidaten war ganz außer- 
ordentlich groß. Der infolge der festen Kontingentierung pro- 
zentual geringe Bruchteil der in den höheren Graden Diplomier- 
ten übertraf dennoch an Zahl die verfügbaren Amtspfründen 
stets um ein Vielfaches. Um diese konkurrierten sie durch per- 
sönliche Patronage oder durch eigenes oder entliehenes Kauf- 
geld: Pfründenverkauf fungierte hier wie in Europa als ein 
Mittel der Aufbringung von Kapital für Staatszwecke. 

Die kurze offizielle Amtsfrist der Beamten (drei Jahre) — 
ganz entsprechend ähnlichen islamischen Einrichtungen — ließ 
` d Siao Hioh (übersetzt von de Harlez, Annales du Musce Guimet XV, 
1889) ist das Werk Chu His (12. Jahrh. n. Chr.), dessen wesentlichste 
Leistung die endgültige Kanonisierung des Konfuzianismus in der von ihm 
systematisierten Form war. (Ueber ihn: Gall, Le Philosophie Tchou Hi, 
sa doctrine etc, Varict&s sinologiques 6. Shanghai 1894). Es ist wesentlich 
ein mit historischen Beispielen arbeitender populärer Kommentar zum Li Ki 


und war in China jedem \Volksschüler geläufig. 
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irgend eine intensive rationale Beeinflussung der Wirtschaft 
durch die staatliche Verwaltung als solche trotz deren theore- 
tischer Allgewalt nur unstet und stoßweise aufkommen. Es ist 
erstaunlich, mit wie wenig fest angestellten Beamten die Verwal- 
tung auskommen zu können glaubte. Die Ziffern allein schon 
ergeben zur Evidenz: daß in aller Regel der Gang der Dinge, 
soweit er nicht staatliche Macht- und Fiskalinteressen berührte, 
sich selbst überlassen gewesen sein muß und die Mächte der Tra- 
dition: Sippen, Gilden und andre Berufsverbände, die normalen 
Träger der Ordnung blieben. Dennoch und trotz des eben er- 
wähnten starken Apolitismus der Massen war der Einfluß der An- 
schauungen der Amtsanwärterschicht auf die Art der Lebens- 
führung der Mittelstandsschichten naturgemäß sehr bedeutend. 
Wessen Name nach bestandener Prüfung öffentlich angeschlagen 
wurde, der hatte seinen Namen im Dorf Die Amtsinhaber 
und geprüften Amtsanwärter waren, gerade soweit sie aus 
Kleinbürgerkreisen stammten, statt der in Indien für ihre 
Gemeinde die gleiche Rolle versehenden, aber mit rein reli- 
giöser Autorität ausgestatteten »Gurus«, die naturgemäßen 
— so zu sagen — »Beichtväter« und Berater in allen wich- 
tigen Angelegenheiten für ihre Sippen. Der Amtsinhaber war, wie 
wir ebenfalls schonsahen, neben dem Staatslieferanten und großen 
Händler, diejenige Persönlichkeit, welche am meisten Chancen 
hatte, Besitz zu akkumulieren. Oekonomisch wie persönlich war da- 
her der Einfluß dieser Schicht auch außerhalb der eigenen Sippe, 
innerhalb deren ja, wie früher betont, die Autorität des Alters 
ein starkes Gegengewicht bildete, für die Bevölkerung annähernd 
so groß, wie im antiken Aegypten diejenige der Schreiber und 
Priester zusammengenommen. Ganz unabhängig von der »Wür- 
digkeit« der im Volksdrama oft verspotteten einzelnen Beamten 
stand dies Prestige der literarischen Bildung als solcher bei 
der Bevölkerung felsenfest. 

Der soziale Charakter der Bildungsschicht bestimmte auch 
ihre Stellungnahme zur Wirtschaftspolitik. Wie so viele andere 
typischen Züge patrimonial-bürokratischer Gebilde trug das 
Staatswesen seiner eigenen Legende nach schon seit Jahr- 
tausenden den Charakter eines utilitarischen Wohlfahrtsstaa- 
tes. Allerdings hatte die reale Staatspolitik die Wirtschaftsge- 
barung, wenigstens soweit Produktion und Erwerb in Betracht 
kam, in China ebenso wie im alten Orient, seit vermutlich schon 
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sehr langen Zeiten im wesentlichen sich selbst überlassen, aus 
den schon vorhin erörterten Gründen. Sie begnügte sich mit der 
Sorge für Vorflut und Unterhaltung der Wasserstraßen, welche 
für die Reisversorgung der führenden Provinzen unentbehrlich 
waren, im übrigen mit der typischen patrimonialen Teuerungs- 
und Konsumpolitik. Sie besaß keine Handelspolitik im mo- 
dernen Sinne: die Zölle (massenhafte Binnenzölle) hatten, soviel 
bekannt, nur fiskalischen, niemals wirtschaftspolitischen Cha- 
rakter. Sie verfolgte auch sonst, im ganzen genommen, kaum 
andere als fiskalische und polizeiliche wirtschaftspolitische In- 
teressen, wenn man von den — besonders bei dem charisma- 
tischen Charakter der Herrschaft — stets politisch gefährlichen 
Notstandszeiten absieht. Der, so viel bekannt, großzügigste 
Versuch einer einheitlichen Wirtschaftsorganisation: das Staats- 
handeismonopol für den ganzen Ernteertrag, ‘wie es im II. 
Jahrh. geplant wurde, sollte in erster Linie dem Preisausgleich 
dienen und war mit einer Bodensteuerreform verknüpft. Der 
Versuch mißlang. Wie die Wirtschaft daher in weitem Maße 
sich selbst überlassen blieb, so setzte sich auch die Abnei- 
gung gegen »Staatsintervention« in ökonomischen Dingen, 
vor allem gegen die dem Patrimonialismus überall als Fiskal- 
maßregel geläufigen Monopolprivilegien als eine dauernde Grund- 
stimmung fest. Allerdings nur als eine neben ganz andern, 
aus der Ueberzeugung von der Abhängigkeit alles Wohlergehens 
der Untertanen von dem Charisma des Herrschers hervorgehenden 
Vorstellungen, die oft ziemlich unvermittelt danebenstanden und 
die typische Vielregiererei des Patrimonialismus wenigstens als Ge- 
legenheitserscheinung immer erneut erstehen ließen. Und ferner 
stets mit dem selbstverständlichen Vorbehalt der teuerungs- und 
nahrungspolitischen Reglementierung des Konsums, wie sie auch 
die Theorie des Konfuzianismus in zahlreichen Spezialnormen über 
Ausgaben aller Art kennt. Vor allem aber mit der jeder Büro- 
kratie selbstverständlichen Abneigung gegen zu schroffe, rein 
ökonomisch bedingte Differenzierung. Die zunehmende Stabili- 
tät der ökonomischen Zustände unter den Bedingungen des öko- 
nomisch im wesentlichen autark gewordenen und sozial gleich- 
artig gegliederten Weltreichs ließ ökonomische Probleme, wie sie 
die englische Literatur des 17. Jahrhunderts erörterte, gar nicht 
entstehen. Es fehlte durchaus jene selbstbewußte und politisch 
von der Regierung nicht zu ignosierende bürgerliche Schicht, 
5 kel 
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an deren Interessen sich die »pamphlets« jener Zeit in England 
in erster Linie wendeten. Nur wo es der Erhaltung der Tradition 
und ihrer speziellen Privilegien galt, war die Haltung der Kauf- 
mannsgilden für die Verwaltung eine ernsthaft in Rechnung zu 
stellende Größe, wie überall unter patrimonialbürokratischen 
Verhältnissen. Dynamisch fiel sie nicht ins Gewicht, weil ex- 
pansive kapitalistische Interessen von hinlänglicher Stärke nicht 
existierten, um, wie in England, die Staatsverwaltung in ihren 
Dienst zwingen zu können. 

Wie von seiten des Feudalismus und eines, nie entwickel- 

ten, »Bürgertums«, so ist der Patrimonialbürokratie auch von 
einer selbständigen Hierokratie niemals ein Gegengewicht 
erwachsen. Es ist nicht bekannt, daß in historischer Zeit es je- 
mals eine sozial machtvolle Prophetie vorderasiatischen oder zara- 
thustrischen Gepräges in China gegeben hätte, welche im Namen 
eines überweltlichen Gottes ethische Anforderungen an die Krea- 
tur stellte. Hat sie existiert, so ist ihre Wirkung seit vorhisto- 
rischer Zeit restlos verschwunden. Keine Spur weist darauf 
hin und der Charakter der Religiosität schließt zwar nicht die 
Existenz, wohl aber die soziale Bedeutsamkeit einer solchen 
Lehre geradezu aus. Die pontifikale weltliche Gewalt, wie 
sie in dem religiösen Charakter des Kaisertums lag, hatte 
offenbar seit langen Zeiträumen in ähnlicher Art wie bis zu- 
letzt bestanden, und sie war es, welche im Verein mit dem Ein- 
fluß des Beamtentums aus der Religiosität alle jene inneren Span- 
nungen ferngehalten hat, welche der Occident kennt und welche 
äußerlich nur durch das Gegeneinanderspielen von Propheten- 
tum, Priesterreligion und Staatsgewalt, innerlich durch den Glau- 
ben an den überweltlichen Gott erzeugt werden können. 
. Der offizielle Kult spendete »Anstaltsgnade« im spezifischen 
Sinn des Worts; der Himmelsgeist (Schang ti) und die ihm 
nächst stehenden großen Naturmächte waren den Gebeten und 
Opfern des Volkes gänzlich unzugänglich. Nur der 
Amtsträger konnte ihnen wirksam im Kult nahen. 

Soweit geschichtliche Erinnerung reicht, hat es ein macht- 
volles Priestertum mit einer eigenen Erlösungslehre, rationali- 
sierten Ethik, vor allem aber: mit eigenem Erziehungssystem, 
nie gegeben. Der intellektualistische Rationalismus der Beamten- 
schicht hat hier der von allen echten Bürokratien der Welt 
im Stillen gleichmäßig verachteten Religion und ihren berufs- 





—— re 


Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen. Konfuzianismus II. 69 


mäßigen Trägern nur dasjenige Maß von offizieller Geltung be- 
lassen, welches für die Domestikation der Massen unerläßlich 
und der starken traditionsgebundenen Macht der lokalen Sippen- 
verbände gegenüber unausrottbar war, jede weitere äußere und 
innere Entwicklung aber radikal abgeschnitten. Die Volks- 
religiosität — vorerst vom organisierten Taoismus und Budd- 
hismus absehen — war Geisterglaube im Uebergang zum heroi- 
stischen Spezialgötterkult geblieben. Es bestanden also neben dem 
offiziellen Staatskult der Hauskult der Ahnengeister, die Magie 
der berufsmäßigen Zauberer und mannigfache Kultur-, Gelegen- 
heits- und Funktionsgötter des wesentlich noch animistischen 
Volksglaubens. Staatsangelegenheit waren die Kulte der gro- 
Ben Gottheiten des Himmels und der Erde, verbunden mit eini- 
gen vergötterten Heroen. Sie wurden aber nicht durch 
Priester, sondern durch die Träger der politischen Gewalt selbst, 
gepflegt. Als gemeindeartige Kultgemeinschaften bestanden 
nur. die Berufsverbände mit ihren Kaufmannsgöttern, Sol- 
datengöttern usw. und im übrigen besonders konzessio- 
nierte Spezialkulte, denen jede Systematik fehlte. Weit ent- 
fernt, daß der Rationalismus der Patrimonialbürokratie die- 
sen chaotischen Zustand systematisch umzuformen getrachtet 
hätte, akzeptierte er ihn vielmehr schlechthin. Denn einerseits 
mußte vom Standpunkt der konfuzianischen Staatsraison aus 
auch hier adem Volke die Religion erhalten« werden: ohne Glaube 
kann, nach einem Wort des Meisters, die Welt nicht in Ordnung 
gehalten werden und seine Erhaltung ist daher politisch sogar 
noch wichtiger als die Fürsorge für die Nahrung. Andererseits 
aber war die kaiserliche Gewalt ihrerseits das höchste religiös 
geweihte Gebilde. Sie stand in gewissem Sinne über dem Ge- 
wimmel der Volksgottheiten. Zwar ruhte die persönliche Stel- 
lung des Kaisers, wie wir sahen, ausschließlich auf seinem Cha- 
risma als Vollmachtträger (»Sohn«) des Himmels, in dem seine 
Ahnen weilten. Aber — wie wir gleichfalls schon sahen — auch die 
Ehrung und Bedeutung der einzelnen Gottheiten war, ganz eben- 
so wie etwa diejenige des Heiligen eines neapolitanischen Kut- 
schers oder Bootsführers, noch gänzlich dem charismatischen 
Prinzip der Bewährung unterworfen. Gerade dieser charis- 
matische Charakter der Religiosität nun entsprach dem Selbst- 
erhaltungsinteresse des Beamtentums. Denn alles Unheil, wel- 
ches das Land betraf, desavouierte nicht die Beamtenschaft als 
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solche, sondern nur allenfalls den einzelnen Beamten und den 
einzelnen Kaiser, dessen göttliche Legitimation dann verwirkt 
erschien, oder: den Spezialgott. Eswar also durch diese besondere 
Art von irrationaler Verankerung der irdischen Ordnungen das 
Optimum der Vereinigung von Legitimität der Beamtenmacht 
mit dem absoluten Minimum von selbständiger, mit dem Beam- 
tentum denkbarerweise konkurrierender Gewalt überweltlicher 
Mächte und ihrer irdischen Vertretung erzielt. Jede Rationa- 
lisierung des Volksglaubens zu einer selbständigen, überweltlich 
orientierten Religion würde dagegen unentrinnbar eine selb- 
ständige Gewalt gegenüber der Beamtenmacht konstituiert 
haben. Ein besonderes Wort für »Religion« kennt die Sprache 
nicht. Es gab nur: I. »Lehre« (einer Literatenschule), 2. »Riten«, 
ohne Unterschied ob religiösen oder konventionellen Charak- 
ters der letzteren. Der offizielle chinesische Namen für den 
Konfuzianismus ist: »Lehre der Literaten« (ju kiao). 

Alle Beziehung zum Religiösen, einerlei ob magischen oder 
kultischen Charakters, blieb dabei ihrem Sinn nach diesseitig 
gewendet, weit stärker und prinzipieller als dies auch sonst über- 
all und immer die Regel ist. Um des eigenen diesseitigen Schick- 
sals willen, für langes Leben, Kinder und Reichtum, in sehr ge- 
ringem Maße um des Wohlergehens der Ahnen selbst, gar 
nicht aber um der eigenen jenseitigen Schicksale willen ver- 
richtete — in starkem Gegensatz gegen die ägyptische, auf das 
Jenseitsschicksal abgestellten Totenpflege — der orthodoxe kon- 
fuzianische Chinese (anders: der Buddhist) seine Riten. Die, 
zwar nicht offizielle, aber tatsächlich überwiegende, Ansicht 
der aufgeklärten Konfuzianer ließ schon seit langem die 
Seele nach dem Tode überhaupt sich verflüchtigen, in die 
Luft zerstieben oder sonst untergehen. Zum mindesten herrschte 
allen Jenseitshoffnungen gegenüber eine absolut agnostische, we- 
sentlich negative, Stimmung. Aber auch wo diese Stellung- 
nahme nicht durchgedrungen oder durch taoistische und bud- 
dhistische Einflüsse überwogen war, blieb doch das Interesse 
am eigenen Jenseitsschicksal gänzlich untergeordnet dem Inter- 
esse an dem möglichen Einfluß der Geister auf das diesseitige 
Leben. 

Da jede Eschatologie und jede Erlösungslehre, überhaupt 
jedes Greifen nach transzendenten Werten und Schicksalen 
fehlte, so blieb auch die staatliche Religionspolitik sehr einfach 
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gestaltet. Zum einen Teil war sie Verstaatlichung des Kultbe- 
triebes, zum anderen Gewährenlassen des aus der Vergangenheit 
überkommenen, für den Privatmann unentbehrlichen privat- 
beruflich ausgeübten Zauberpriestertums. 

Der Staatskult war absichtsvoll nüchtern und schlicht: Opfer, 
rituelles Gebet, Musik und rhythmischer Tanz. Alle orgiasti- 
schen Elemente waren streng — auch aus der offiziellen, pen- 
tatonischen, Musik offenbar absichtsvoll — ausgemerzt. Alle 
Ekstase und Askese, im offiziellen Kult auch alle Kontempla- 
tion, fehlten und galten als Elemente einer Unordnung und 
irrationalen Erregung, welche dieser Beamtenrationalismus nicht 
ertrug und für ebenso gefährlich halten mußte, wie etwa der 
römische Amtsadel den Dionysoskult. Dem offiziellen Konfu- 
zianismus fehlte natürlich das individuelle Gebet im occidentalen 
Sinne des Worts. Er kannte nur Ritualformeln. Der Meister per- 
sönlich soll in Krankheit abgelehnt haben, daß für ihn gebetet 
werde und bekannt haben, daß er selbst es seit langen Jahren 
nicht getan habe. 

Es fehlt dem Konfuzianismus aus diesen Gründen auch 
notwendig die Erfahrung von der (ihm übrigens auch ganz gleich- 
gültigen) ungleichen religiösen Qualifikation der Menschen und 
daher jeder Gedanke religiöser Differenzierung eines »Gnaden- 
standes«: dieser Begriff selbst mußte schon an sich ihm notwen- 
dig unbekannt bleiben. 

Dem politischen Gegensatz der Patrimonialbürokratie ge- 
gen den Feudalismus und jede geburtsständische Gliederung 
entsprach daher in der klassischen konfuzianischen Lehre auch 
auf ethischem Gebiet die Voraussetzung der prinzipiellen 
Gleichheit der Menschen. Sie bedeutete zwar keine unbe- 
dingte Gleichheit aller naturgegebenen Qualitäten. Der Eine 
besitzt vielleicht etwas mehr natürliche Anlage zu dem, was der 
Andere sich erst erarbeiten muß. Aber wenigstens das, was die 
niemals nach den Sternen greifende konfuzianische büro- 
kratische Staatsraison und Sozialethik verlangte, war jedem zu 
erreichen möglich und jeder hatte daher, eine gute staatliche 
Verwaltung vorausgesetzt, im übrigen den Grund seiner äußeren 
und inneren Erfolge oder Mißerfolge bei sich selbst zu suchen. 
Der Mensch ist an sich gut, das Schlechte kommt von außen, 

durch die Sinne, in ihn hinein und die Unterschiede der Qualität 
sind Unterschiede der harmonischen Entwicklung des Einzelnen: 
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die charakteristische Konsequenz des Fehlens eines überwelt- 
lichen ethischen Gottes und daneben eine Widerspiegelung der 
ständischen Verhältnisse im Patrimonialstaat. Freilich will der 
Vornehme seinen Namen nach seinem Tode geehrt wissen, aber: 
ausschließlich um eigener Tüchtigkeit willen. Prinzipiell nur die 
Lebenslage differenziert den Menschen. Gleiche ökonomische 
Lage und gleiche Erziehung macht sie einander auch an Cha- 
rakter wesensgleich. Und zwar ist, wie schon vorweg bemerkt 
sei, materieller Wohlstand, — im denkbar schärfsten 
Gegensatz gegen die einmütige Ansicht aller christlichen Kon- 
fessionen —, ethisch betrachtet, nicht etwa in erster Linie Quelle 
von Versuchungen (obwohl natürlich solche anerkannt werden), 
sondern vielmehr das wichtigste Mittel zur Beförderung der Moral. 
Dies aus Gründen, die wir noch kennen lernen werden. Anderer- 
seits fehlte jede naturrechtliche Sanktionierung irgend einer 
persönlichen Freiheitssphäre des Einzelnen. Selbst ein Wort 
für »Freiheit« war der Sprache fremd. Das ist aus der Eigenschaft 
des Patrimonialstaates und aus historischen Reminiszenzen 
ohne weiteres erklärlich. Das einzige praktisch mit leidlich 
sicheren Schranken umgebene Institut war der private Sach- 
güterbesitz. Sonst gab es gesetzlich garantierte Freiheitsrechte 
nicht. Aber auch das Privateigentum an Sachgütern war nur 
faktisch relativ gesichert und genoß nicht den Nimbus jener 
Heiligkeit, wie sie z. B. in Aeußerungen Cromwells gegen- 
über den Levellern sich findet. Zwar die patrimonialistische Theo- 
rie, daß der Kaiser Niemandes Gast, der vorgesetzte Beamte, 
nicht Gast der Untergeordneten sein könne, weil ihm von Rechts 
wegen aller Besitz des Untergebenen zu eigen gehöre, war wesent- 
lich von zeremonialer Bedeutung. Aber die gelegentlich starken, 
offenbar vorwiegend fiskalisch bedingten Eingriffe der Amtsgewalt 
in die Art der Bewirtschaftung und Verteilung des Grundbe- 
sitzes haben unter anderem auch den Nimbus des halb legendären 
Tsing-tien-Systems mit seinem patrimonial regulierten »Recht 
auf Land« durch alle Jahrhunderte hindurch lebendig erhalten. 
Und die in solchen Idealen sich äußernde nahrungspolitische 
Vorliebe für möglichste Gleichheit der Eigentumsverteilung im 
Interesse der Erhaltung der sozialen Ruhe paarte sich mit einer 
staatlichen Magazinpolitik ägyptischer Art im teuerungspoliti- 
schen Interesse. Materiale Gerechtigkeit, nicht formales Recht, 
war auch auf diesem Gebiet das Ideal des Patrimonialismus. 
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Daher blieben Eigentum und Erwerb Probleme einerseits prak- 
tischer Zweckmäßigkeit, andererseits sozialethischer Fürsorge 
für die Ernährung der Massen, nicht aber einer naturrechtlich 
individualistischen Sozialethik, wie sie in der Neuzeit im Occident 
gerade aus der Spannung zwischen formalem Recht und mate- 
rialer Gerechtigkeit entsprang. Die gebildeten und regierenden 
Schichten sollten nach ihrer eigenen Ansicht begreiflicherweise 
eigentlich auch die am meisten Besitzenden sein. Aber das letzte 
Ziel war doch möglichst universell verbreiteter Besitz im In- 
teresse der universellen Zufriedenheit. Göttliches unwandel- 
bares Naturrecht gab es lediglich in Gestalt des in seinen ma- 
gischen Wirkungen von jeher erprobten heiligen Zeremoniells 
und der heiligen Pflichten gegen die Geister der Ahnen. Eine 
naturrechtliche Entwicklung modern occidentalen Gepräges 
hätte ja neben so manchem anderen auch eine Rationalisierung 
des positiv geltenden Rechtes vorausgesetzt, wie sie der Oc- 
cident im römischen Recht besaß. Dies war ein Erzeug- 
nis zuerst autonomen städtischen Geschäftslebens, welches feste 
Klageschemata erzwang, dann der Rationalisierung durch die 
Kunstlehre der juristischen römischen Honoratiorenschicht und 
schließlich der oströmischen Bürokratie. In China fehlte 
ein Juristenstand, weil die Advokatur fehlte, und diese fehlte, 
weil dem Patrimonialismus des chinesischen Wohlfahrtsstaates mit 
seiner schwachen Zentralgewalt der Sinn für die formale Ent- 
wicklung des weltlichen Rechtes abging. Dem früher Gesagten 
ist hinzuzufügen: nicht nur galt kraft des Satzes: »Willkür bricht 
Landrecht« das örtliche Herkommen auch contra legem, sondern 
vorallem entschied der chinesische Richter, als typischer Patri- 
monialrichter, durchaus patriarchal, d. h. soweit die gehei- 
ligte Tradition ihm dazu Raum ließ, ausdrücklich nicht 
nach formalen Regeln »ohne Ansehen der Person«, viel- 
mehr weitgehend gerade umgekehrt je nach deren konkreter 
Qualität und je nach der konkreten Situation: nach Billig- 
keit und Angemessenheit des konkreten Resultats. Dieser »salo- 
monischen« Justiz fehlte auch ein heiliges Gesetzbuch im Sinne des 
Islam. Die systematische kaiserliche Gesetzsammlung galt nur so- 
weit als unverbrüchlich, als sie zwingende magische Tradition 
für sich hatte. Unter solchen Umständen fehlte auch die im Occi- 
dent, im Islam und in gewissem Umfange selbst in Indien be- 
stehende Spannung zwischen heiligem und profanem Recht 
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vollkommen. Eine Naturrechts-Lehre im Sinne der Antike 
(besonders der Stoa) und des Mittelalters hätte gerade jene Span- 
nung philosophischer oder religiöser Postulate gegenüber der 
»Welt« und eine daraus entspringende »Urstands«-Lehre voraus- 
gesetzt, wie sie offenbar im Konfuzianismus unmöglich erstehen 
konnte. Denn alle ethischen Zentralbegriffe, welche dafür er- 
forderlich gewesen wären, waren ihm fremd. Davon später. 
Unsere moderne occidentale Rechtsrationalisierung 
war das Erzeugnis zweier nebeneinander wirkender Mächte. 
Einmal des kapitalistischen Interesses an streng formalem 
und daher — in seinem Funktionieren — möglichst wie eine Ma- 
schinerie kalkulierbarem Recht und, vor allem, Rechts- 
gang. Dann des Beamtenrationalismus der absolutistischen 
Staatsgewalten mit seinem Interesse an kodifizierter Syste- 
matik und Gleichförmigkeit des von einer rational geschul- 
ten Bürokratie zu handhabenden Rechtes. Wo eine der bei- 
den Mächte fehlte, entstand kein modernes Rechtssystem. 
Denn der moderne Kapitalismus konnte, wie das angelsächsische 
Common Law zeigt, recht gut auf dem Boden eines ganz 
unsystematischen, jeder streng rechtslogischen Struktur ent- 
behrenden, aber: formalen und die Autonomie der ökonomisch 
Mächtigen garantierenden, Rechtes leben. Der rationalistischen 
Bürokratie andererseits lag formal die kompendiöse Zusam- 
menfassung und, schon im Interesse der Ubiquität der Verwend- 
barkeit des Beamten, die Rechtsgleichmäßigkeit, vor allem die 
Ueberlegenheit der obrigkeitlichen Satzung gegenüber der Un- 
verbrüchlichkeit des Herkommens, der Willkür der Autonomie 
der lokalen und sozialen Differenzierung des Rechtes, am 
Herzen. Inhaltlich aber nicht die formale juristische Vollendung 
der Rechtsnormen, sondern deren mat eria le »Gerechtigkeit«. 
Wo ihr nicht ökonomisch mächtige kapitalistische Interessen 
oder ein sozial mächtiger Juristenstand das Gegengewicht hielten, 
hat sie das Recht material rationalisiert und systematisiert, 
die formale, gegen die materielle »Gerechtigkeit« gleichgültige, 
juristische Technik aber zerstört. Der chinesische Patrimonia- 
lismus hatte nun weder mit mächtigen kapitalistischen Inter- 
essen, noch mit einem selbständigen Juristenstand zu rechnen. 
Wohl aber mit der Heiligkeit der Tradition, die allein seine eigene 
Legitimität verbürgte. Und ebenso mit den Intensitätsgrenzen 
seiner Verwaltungsorganisation. Daher fehlte nicht nur die Ent- 
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wicklung einer formalen, Jurisprudenz sondern ist auch eine syste- 
matische materiale Durchrationalisierung des Rechtes 
nie versucht worden. Die Rechtspflege behielt also im allgemeinen 
denjenigen Charakter, welcher der theokratischen Wohl- 
fahrtsjustiz zu eignen pflegt. 

So fehlte neben der philosophischen und theologischen auch 
die Entwicklung einer juristischen »Logik« Auch eine Entfal- 
tung systematischen, naturalistischen Denkens blieb aus. Die 
Naturwissenschaft des Occidents mit ihrem mathematischen 
Unterbau ist eine Kombination rationaler, auf dem Boden der 
antiken Philosophie gewachsener, Denkformen mit dem auf 
dem Boden der Renaissance, und zwar zuerst nicht auf dem Ge- 
biet der Wissenschaft, sondern auf demjenigen der Kunst, 
entstandenen technischen »Experiment«, dem spezifisch moder- 
nen Element aller naturalistischen Disziplinen. Die vexperimen- 
tierende«s hohe Kunst der Renaissance war ein Kind einer 
einzigartigen Vermählung von zwei Elementen: des auf hand- 
werksmäßiger Grundlage erwachsenen empirischen Könnens der 
occidentalen Künstler und ihres, kulturhistorisch und sozial be- 
dingten, durchaus rationalistischen Ehrgeizes: ihrer Kunst Ewig- 
keitsbedeutung und sich selbst soziale Geltung dadurch zu ge- 
winnen, daß sie sie zum gleichen Rang wie eine »Wissenschaft« 
erhöben. Dies letztegerade war das dem Occident Spezifische. Hier 
steckte auch die stärkste Triebfeder der »Rückkehr« zur An- 
tike, so, wie man diese verstand. Neben dem durch Lionardo 
repräsentierten Typus war namentlich die Musik ein Mittelpunkt 
dieses mit dem charakteristischen künstlerischen »Natur«-Begriffe 
der Renaissance operierenden gewaltigen Ringens. Besondere 
soziale Bedingungen für die hochgradig agonale Ausgestal- 
tung der Kunstübung waren dabei, ebenso wie im Altertum, mit- 
wirksam. Oekonomische und technische Interessen der nord- 
europäischen Wirtschaft, vor allem Bedürfnisse des Bergbaues, 
halfen dann den geistesgeschichtlichen Gewalten dabei, das Ex- 
periment in die Naturwissenschaft hinüber zu tragen. Das Nä- 
here gehört nicht hierher. Der chinesischen Kunst fehlte jeder 
dieser Antriebe zum rationalistischen Ehrgeiz (im Sinne der oc- 
cidentalen Renaissance) und der Agon der Herrenschicht mündete 
innerhalb der Verhältnisse der Patrimonialbürokratie gänz- 
lich in den Pfründner- und literarischen Graduierten-Ehrgeiz 
aus, der alles andere erstickte. Die relativ sehr geringe Entwick- 
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lung des gewerblichen Kapitalismus ließ überdies auch die für 
einen Uebergang von der empirischen zur rationalen Technik 
nötigen ökonomischen Prämien in China nicht entstehen. So 
blieb alles sublimierte Empirie. 

Im Ergebnis konnte sich also hier die immanente Stel- 
lungnahme einer Bürokratie zum Leben, der nichts, keine 
rationale Wissenschaft, keine rationale Kunstübung, keine ra- 
tionale Theologie, Jurisprudenz, Medizin, Naturwissenschaft und 
Technik, keine göttliche und keine ebenbürtige menschliche Au- 
torität Konkurrenz machte, in dem ihr eigentümlichen prak- 
tischen Rationalismus ausleben und eine ihr kongruente Ethik 
schaffen, begrenzt nur durch die Rücksicht auf die Mächte der 
Tradition in den Sippen und im Geisterglauben. Es trat ihr 
keines der anderen Elemente spezifisch modernen Ratio- 
nalismus, welche für die Kultur des Westens konstitutiv waren, 
zur Seite, weder konkurrterend noch unterstützend. Sie blieb 
aufgepfropft auf eine Unterlage, welche im Westen schon mit 
der Entwicklung der antiken Polis im wesentlichen überwunden 
war. Es kann also die von ihr getragene Kultur annähernd 
als ein Experiment gelten: welche Wirkung rein von sich aus 
der praktische Rationalismus der Herrschaft einer Büro- 
kratie hat. Das Resultat dieser Lage war der orthodoxe Kon- 
fuzianismus. Die Herrschaft der Orthodoxie war ein Produkt 
der Einheit des theokratischen Weltreiches mit seiner obrig- 
keitlichen Reglementierung der Lehre. In der Zeit der wil- 
den Kämpfe der Teilstaaten haben wir, ganz ebenso wie in 
der Polis-Kultur der occidentalen Antike, den Kampf und die 
Beweglichkeit der geistigen Richtungen. Die chinesische Phi- 
losophie in allen ihren Gegensätzen ist in etwa dem gleichen 
Zeitraum wie die Antike entwickelt worden. Seit der Konsoli- 
dierung der Einheit, etwa mit dem Beginn unsrer Zeitrechnung, 
ist ein selbständiger Denker nicht mehr aufgetreten. 

Der Konfuzianismus war, ebenso wie der Buddhismus, nur 
Ethik »Tao«, darin?) entsprechenddemindischen »Dhamma«). Aber 
er war im schärfsten Gegensatz zum Buddhismus ausschließlich 
innerweltliche a i e n sittlichkeit. Und in noch schärferem Kon- 
trast zu ihm war er Anpassung an die Welt, ihre Ordnungen und 
Konventionen, ja, letztlich eigentlich nur ein ungeheurer Ko- 
dex von politischen Maximen und gesellschaftlichen Anstands- 
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regeln für gebildete Weltmänner. Die kosmischen Ord- 
nungen der Welt sind fest und unverbrüchlich und nur ein Son- 
derfall von ihnen sind die Ordnungen der Gesellschaft. Die kos- 
mischen Ordnungen der großen Geister wollen offensichtlich das 
Glück der Welt und insbesondere der Menschen. Die Ordnungen 
der Gesellschaft ebenso. Die »glückliche Ruhe« des Reiches und 
das Gleichgewicht der Seele soll und kann also nur durch Ein- 
ordnung in jenen in sich harmonischen Kosmos erreicht werden. 
Gelingt diese im Einzelfalle nicht, so ist menschlicher Unver- 
stand, und zwar vor allem: ordnungswidrige Leitung des Staats 
und der Gesellschaft, daran schuld. So wurde etwa in einem 
Edikt (im ro Jahrhundert) das Vorherrschen schlechter Winde 
in einer Provinz darauf zurückgeführt, daß die Bevölkerung ge- 
wisse polizeiliche Pflichten (Auslieferung Verdächtiger) versäumt 
und dadurch die Geister in Unruhe versetzt habe. Die charis- 
matische Auffassung von der Kaisergewalt und der Identität von 
Ordnung im Kosmos und in der Gesellschaft bedingte diese 
Grundvoraussetzung. Auf das Verhalten der Menschen, welche 
für die Leitung der als eine große patrimonial regierte Gemein- 
schaft gedachten Gesellschaft verantwortlich sind: der Beamten, 
kommt daher alles an. Die bildungslose Masse des Volkes wird der 
Monarch als Kinder behandeln. Materielle und ideelle Fürsorge 
für die Beamtenschaft dagegen und eine gute und achtungsvolle 
Beziehung zu ihr gehört zu seinen ersten Pflichten. Der einzelne 
Privatmann aber dient dem Himmel am besten durch Entwick- 
lung seiner eigenen wahren Natur, die unfehlbar das in jedem 
Menschen verborgene Gute zum Vorschein bringen wird. Alles 
ist also ein Erziehungsproblem mit dem Ziel der Selbstentwick- 
lung aus der eigenen Anlage heraus. Es gibt das »radikal Böse« 
nicht, — man muß bis in das 3. Jahrhundert vor Chr. zurück- 
gehen, um Philosophen zu finden, welche die heterodoxe Lehre 
von der ursprünglichen Verderbtheit des Menschen vertraten 8) —, 
sondern nur: Fehler, und diese als Folge ungenügender Bildung. 
Die Welt, insbesondere die soziale Welt, ist, so wie sie ist, ge- 
wiß ebensowenig vollkommen wie die Menschen, aber sie ist so 
gut wie sie es eben nach dem jeweiligen Bildungsstande der 


®) Und diese mit der höchst unchristlichen Schlußfolgerung: daß das 
Gute im Menschen Kunstprodukt der Kultur sei, also im Resultat mit noch 
emphatischerer Bejahung der »\Velte, der »Kulture, vor Allem: der Bedeutung 
der Erziehung, als selbst die orthodoxe Lehre. 
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Menschen und nach der charismatischen Qualität der Herrscher 
sein kann. Ihre Ordnungen sind ein Produkt rein natürlicher 
Entwicklung der Kulturbedürfnisse, der unvermeidlichen Arbeits- 
teilung und der daraus folgenden Interessenkollisionen. Oekono- 
mische und sexuelle Interessen sind nach der realistischen Auf- 
fassung des Meisters die grundlegenden Triebfedern des mensch- 
lichen Handelns. Daher sind nicht kreatürliche Verderbtheit 
und kein »Sündenstand« der Grund auch der als schlechthin 
gegeben hingenommenen Notwendigkeit von Zwangsgewalt und 
sozialer Unterordnung. Sondern — in sehr realistischer Art — ein 
schlichter ökonomischer Sachverhalt: die Knappheit der ge- 
gebenen Subsistenzmittel im Verhältnis zu den immer weiter 
vermehrbaren Bedürfnissen, woraus ohne die Zwangsgewalt der 
Krieg aller gegen alle folgen würde. Die Zwangsordnung als 
solche, die Besitzdifferenzierung und die ökonomischen Inter- 
essenkämpfe sind daher prinzipiell gar keine Probleme. 

Der Konfuzianismus war — obwohl die Schule auch eine 
Kosmogonie entwickelt hat — an sich von jedem metaphy- 
sischen Interesse frei. Alle Anfragen über Geister und Jen- 
seits läßt die Tradition den Meister als zu schwierig ablehnen, 
— etwa so, wieman bei uns unter Gebildeten von »Gott« nicht 
spricht. Die Unantastbarkeit der Staatsreligion, des Ahnen- und 
Geisterglaubens war eine Selbstverständlichkeit der Staats- 
räson und daher auch der sozialen Standeswürde desjenigen, der 
zur guten Gesellschaft gehörte: eben deshalb wäre jede Diskus- 
sion darüber geschmackswidrig gewesen. Die Kontemplation des 
buddhistischen Heiligen lag dem Konfuzianismus fern. Nicht 
ohne polemische Spitze gegen den mystischen Taoismus Laotse’s 
läßt die Tradition den Meister es ablehnen, »im Verborgenen zu 
leben und Wunder zu tun, um dann bei späteren Geschlechtern 
Nachruhm zu ernten« Die Stellungnahme zu einigen der großen 
Weisen der Vergangenheit, welche sich nach der Tradition in 
die Einsamkeit zurückzogen, mußte dabei etwas gewunden 
werden: nur aus dem schlecht regierten Staat dürfe man sich 
zurückziehen. Im übrigen verheißt — die einzige scheinbar auf 
mystische Grundlagen deutende Wendung — der Meister ge- 
legentlich als Lohn der vollendeten Tugend die Gabe der Kennt- 
nis der Zukunft. Sieht man näher zu, so handelt es sich nur um 
die Fähigkeit, Omina richtig zu deuten, also nicht hinter den be- 
rufsmäßigen Divinationspriestern zurückzubleiben. Im übrigen 
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interessieren den Konfuzianismus lediglich die Dinge dieser Welt. 
Der konventionell Gebildete wird die traditionellen Zeremo- 
nien mit gebührendem und erbaulichem Anstand mitmachen, 
ebenso wie er alle seine Handlungen, einschließlich der physi- 
schen Gesten und Bewegungen, nach den ständischen Sitten und 
den Geboten der »Schicklichkeit« — ein konfuzianischer Grund- 
begriff! — in Höflichkeit und Anmut regelt. Die Quellen ver- 
weilen gern bei der Schilderung, wie der Meister, unter kompli- 
zierten Situationen, alle Beteiligten dem Range gemäß welt- 
männisch zu begrüßen und sich dabei in vollendeter Eleganz zu 
bewegen wußte. Der in sich und in bezug auf die Gesellschaft 
harmonisch abgestimmte und ausgeglichene »höhere (»fürst- 
liche«, »vornehme«) Mensch« — ein in vielen überlieferten Aeuße- 
rungen des Meisters wiederkehrender Begriff — benimmt sich 
in jeder gesellschaftlichen Lage, sei sie hoch oder niedrig, dieser 
entsprechend und ohne seiner Würde etwas zu vergeben. Ihm 
eignet beherrschte Gelassenheit und korrekte Contenance, An- 
mut und Würde im Sinne eines zeremoniell geordneten höfi- 
schen Salons. Also, im Gegensatz zu der Leidenschaft und Os- 
tentation des feudalen Kriegers im alten Islam, wache Selbst- 
beherrschung, Selbstbeobachtung und Reserve, vor allem Un- 
terdrückung der Leidenschaft, die in jeder Form, auch der der 
Freude, das Gleichgewicht der Seele und ihre Harmonie, die 
Wurzel alles Guten, stört. Also die Loslösung, nicht, wie im 
Buddhismus, von allem, aber von allem irrationalen Begehren, 
nicht, wie im Buddhismus, um der Erlösung von der Welt, son- 
dern um der Einfügung in die Welt willen. Der Gedanke einer 
Erlösung fehlt der konfuzianischen Ethik natürlich völlig. 
Weder von der Seelenwanderung noch von jenseitigen Strafen (die 
beide der Konfuziansimus nicht kennt), noch vom Leben (das 
er bejaht), noch von der gegebenen sozialen Welt (deren Chan- 
cen er durch Selbstbeherrschung klug zu meistern gedenkt), 
noch vom Bösen oder einer Erbsünde (von der er nichts weiß), 
noch von irgend etwas sonst, außer: von der würdelosen Bar- 
barei der gesellschaftlichen Ungeschliffenheit, begehrt der Kon- 
fuzianer »erlösts zu werden. Und als »Sündes konnte ihm 
nur die Verletzung der einen sozialen Grundpflicht gelten: der 
Pietät. Denn wie der Feudalismus auf der Ehre, so ruht 
der Patrimonialismus auf der Pietät als Kardinaltugend. Auf 
der ersten ruht die Verläßlichkeit der Vasallentreue des Lehens- 
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mannes, auf der letzteren die Unterordnung des herrschaftlichen 
Dieners und Beamten. Der Unterschied ist freilich kein Gegen- 
satz, sondern mehr eine Akzentverschiebung. Auch der Vasall 
des Occidents »kommendiert« sich und hat, ebenso wie der 
japanische Lehensmann, Pietäts-Pflichten. Auch der freie Be- 
amte hat Standesehre, auf welche als Motiv seines Handelns 
gerechnet wird, in China wie im Occident und im Gegensatz zum 
vorderasiatischen und ägyptischen Orient, dessen Beamte aus 
dem Sklavenstande aufstiegen. Die Beziehung des Offiziers 
und Beamten zum Monarchen behält überall gewisse feudale 
Züge. Auch heute ist schon der ihm persönlich geleistete Eid 
ihr Merkmal. Gerade diese Elemente in der Amtsbeziehung 
pflegen die Monarchen aus dynastischem, die Beamten aus stän- 
dischem Interesse zu betonen. Der chinesischen Standesethik 
haftete die Erinnerung an den Feudalismus noch ziemlich stark 
an. Die Pietät (hiao) gegen den Lehensherrn wurde neben der- 
jenigen gegen Eltern, Lehrer, Vorgesetzte in der Amtshierar- 
chie und Amtsträger überhaupt aufgezählt, — denn ihnen allen 
gegenüber war das hiao prinzipiell gleichen Charakters. Der 
Sache nach war die Lehenstreue auf die Patronagebeziehung 
innerhalb der Beamtenschaft übertragen. Und der grundlegende 
Charakter der Treue war patriarchal, nicht feudal. Die schranken- 
lose Kindespietät gegen die Eltern ist, wie immer wieder einge- 
schärft wird, die absolut primäre aller Tugenden. Sie geht im 
Konfliktsfalle andern vor. Es wird in einem Ausspruch des 
Meisters lobend erwähnt, daß ein hoher Beamter die unzweifel- 
haften Mißbräuche, die sein Vater in der gleichen Stellung geduldet 
hatte, aus Pietät, um ihn nicht zu desavouieren, weiter duldete, 
im Gegensatz allerdings zu einer Stelle des Schu-king, wo der Kai- 
ser einem Sohne das Amt des Vaters beläßt, auf daß er dessen 
Verfehlungen wieder gut machen könne. Keines Mannes Tun 
gilt dem Meister als erprobt, ehe man gesehen hat, in welcher 
Art er um seine Eltern trauert. Es ist sehr begreiflich, daß in 
einem patrimonialen Staat einem Beamten — Konfuzius war 
zeitweise Minister — die Kindespietät, da sie auf alle Unterord- 
nungsverhältnisse übertragen wird, als diejenige Tugend gilt, 
aus der alle anderen folgen und deren Besitz die Probe und Ga- 
rantie abgibt für die Erfüllung der wichtigsten Standespflicht 
der Bürokratie: der unbedingten Disziplin. Die soziologisch 
grundlegende Wandlung des Heeres vom Heldenkampf zur 
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disziplinierten Truppe liegt in China vor der historischen Zeit. 
Der Glaube an die Allmacht der Disziplin auf allen Gebieten 
findet sich in sehr alten Anekdoten und stand bei den Zeit- 
genossen des Konfuzianismus völlig fest. »Insubordination ist 
schlimmer als niedrige Gesinnung«: deshalb ist »Extravaganz« 
— gemeint ist: prahlerischer Aufwand — schlimmer als Spar- 
samkeit. Aber — lautet die Kehrseite — Sparsamkeit ihrer- 
seits führt zur »niedrigen«, d. h. plebejischen, im Sinne des Ge- 
bildeten unstandesgemäßen, Gesinnung, deshalb ist auch sie 
nicht positiv zu werten. Man sieht: die Stellung zum Oekono- 
mischen ist hier, wie bei jeder ständischen Ethik, ein Problem 
des Konsums, nicht: der Arbeit. Das Wirtschaften zu erlernen 
lohnt sich für den »höheren« Menschen nicht. Ja es schickt sich 
eigentlich nicht für ihn. Nicht etwa aus grundsätzlicher Ab- 
lehnung des Reichtums als solchen. Im Gegenteil: ein gut ver- 
walteter Staat ist der, in welchem man sich seiner Armut 
schämt (in einem schlecht verwalteten seines — im Zweifel 
im Amt unehrlich erworbenen — Reichtums). Die Vorbehalte gal- 
ten nur der Sorge um Reichtums-Erwerb. Die ökonomische 
Literatur war Mandarinen-Literatur. Wie jede Beamtenmoral, 
so lehnte natürlich auch diejenige des Konfuzianismus die eigene 
Teilnahme des Beamten am Erwerb, direkt wie indirekt, als 
ethisch bedenklich und standeswidrig ab, um so eindringlicher, 
je mehr tatsächlich der Beamte, dessen Bezüge an sich nicht 
hoch waren, und überdies, wie in der Antike, vorwiegend in Na- 
turalien-Deputaten bestanden, auf Ausbeutung seiner Amts- 
stellung als solcher angewiesen blieb. Irgendwelche prinzipiell 
antichrematistische Theorien aber hat diese utilitarische, we- 
der feudal noch asketisch gestimmte Ethik nicht entwickelt. 
Im Gegenteil. Der Konfuzianismus hat sehr modern klingende 
Theorien von Angebot und Nachfrage, Spekulation und Profit 
hervorgebracht. Die Rentabilität des Geldes (der Zins heißt 
chinesisch wie griechisch »Kind« des Kapitals) versteht sich im Ge- 
gensatz zum Occident von selbst und auch von Zinsschranken 
weiß die Theorie anscheinend nichts (während allerdings kaiser- 
liche Statuten gewisse Arten von »Wucher« verwarfen).. Nur 
soll der Kapitalist als privater Interessent nicht Beamter wer- 
den. Der literarisch Gebildete persönlich bleibe dem Chrematis- 
mus fern. Wo soziale Bedenken gegen das Gewinnstreben als 
solches auftreten, sind sie wesentlich politischer Natur. Gewinn- 
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sucht gilt dem Meister als eine’Quelle sozialer Unruhen. Gemeint 
ist hier ersichtlich die Entstehung des typischen vorkapitalisti- 
schen Klassenkonflikts zwischen den Interessen der Aufkäufer 
und Monopolisten und den Konsumenteninteressen. Der Kon- 
fuzianismus war dabei naturgemäß vorwiegend konsumenten- 
politisch orientiert. Aber Feindschaft gegen ökonomischen 
Gewinn lag ganz fern. Dies ist auch in der volkstümlichen 
Vorstellung nicht anders gewesen. Erpresserische und ungerechte 
Beamte, besonders Steuer- und andere Subalternbeamte, werden 
gegeißelt, aber von Anklagen oder Verhöhnungen gegen Kauf- 
leute und Wucherer scheint (relativ) sehr wenig die Rede zu sein. 
Die zornige Feindschaft des Konfuzianismus gegen das buddhi- 
stische Klosterwesen, welche zu dem Vernichtungsfeldzug des 
Kaisers Wu-Tsung im Jahre 844 führte, wurde in erster Linie da- 
mit begründet, daß die Klöster das Volk von nützlicher Arbeit 
ablenkten. In der gesamten orthodoxen Literatur tritt die Schät- 
zung ökonomischer Aktivität stark hervor. Auch Konfuzius 
würde nach Reichtum streben, »selbst als Diener mit der Peitsche 
in der Hand«, — wenn nur der Erfolg dieses Strebens einiger- 
maßen verbürgt wäre. Aber das ist eben nicht der Fall und dar- 
aus folgt der einzige, in der Tat sehr wesentliche Vorbehalt gegen 
Wirtschaftserwerb: Das Gleichgewicht und die Harmonie der 
Seele wird durch die Risiken des Erwerbs erschüttert. Der 
Standpunkt des Amtspfründners tritt soin ethischer Verklä- 
rung auf. Die amtliche Stellung ist vor allem auch deshalb die 
einzige eines höheren Menschen würdige, weil sie allein die Voll- 
endung der Persönlichkeit gestattet. Ohne beständiges Ein- 
kommen, meint Mencius, vermöge der Gebildete nur schwer, 
das Volk aber gar nicht eine beständige Gesinnung zu haben. 
Wirtschaftlicher, ärztlicher, priesterlicher Erwerb ist der 


»kleine Wege. Denn — ein mit dem vorigen eng 
zusammenhängender höchst wichtiger Punkt: — er führt zur 
fachlichen Spezialisierung. Der vornehme Mensch aber 


strebt nach Allseitigkeit, die nur die Bildung (im konfu- 
zianischen Sinne) gibt und diegerade das Amt — charakteristisch 
für das Fehlen der rationalen Fachspezialisierung im Pa- 
trimonialstaat — vom Manne verlangt. Allerdings finden sich 
Andeutungen in der Literatur, welche die Schaffung von Fach- 
kompetenzen der Beamten nach Art einer modernen Büro- 
kratie empfehlen, statt der traditionellen, unmöglich von einem 
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Einzelnen zu beherrschenden Allseitigkeit der Amtsgeschäfte. 
Aber eben diesen sachlichen Anforderungen und damit auch der 
Durchführung einer rationalen Versachlichung der Verwal- 
tung nach Art unserer europäischen Mechanismen stand das 
alte Bildungsideal der Chinesen schroff gegenüber. Es mußte 
dem konfuzianisch gebildeten Amtsanwärter, der aus der alten 
Tradition herkam, fast unmöglich sein, in einer Fachbildung 
europäischen Gepräges etwas anderes als Abrichtung zum 
schmutzigsten Banausentum zu sehen®). Hier lag unzweifelhaft 
ein Teil der wichtigsten Widerstände gegen alle »Reform« im 
occidentalen Sinne. »Ein Vornehmer ist kein Werkzeug«, d. h. 
er ist Selbstzweck, und nicht, wie das Werkzeug, nur Mittel zu 
einem spezifizierten nützlichen Gebrauch. Im geraden Gegensatz 
gegen das sozial orientierte platonische Ideal, welches, auf dem Bo- 
den der Polis geschaffen, von der Ueberzeugung ausgeht, daß der 
Mensch nur, indem er in einer Sache Tüchtiges leiste, zu sei- 
ner Bestimmung gelangen könne, und in noch weit stärkerer 
Spannung zum Berufs-Begriff des asketischen Protestantismus 
steht hier das ständische Vornehmheitsideal des allseitig ge- 
bildeten konfuzianischen »Gentleman« {wie schon Dvorak den 
Ausdruck Ron tze, »fürstlicher Mann«, übersetzt hat). Und 
diese, auf Allseitigkeit ruhende »Tugend«, d. h. die Selbstvollen- 
dung, ist mehr als der nur durch Vereinseitigung zu gewin- 
nende Reichtum. Man kann in der Welt nichts ausrichten, auch 
in der einflußreichsten Stellung nicht, ohne die aus Bildung ent- 
springende Tugend. Aber freilich auch umgekehrt nichts mit 
noch so viel Tugend ohne einflußreiche Stellung. Diese, und nicht 
Erwerb, sucht daher der »höhere« Mensch. 

Dies sind in kurzer, meist dem Meister selbst zugeschriebener, 
Fassung die Grundthesen der Stellung zu Berufsleben und 
Besitz: der feudalen Freude am Aufwand, wie sie im alten Is- 
lam schon in Aeußerungen des Propheten selbst hervortritt, eben- 
so entgegengesetzt wie der buddhistischen Verwerfung alles 
Hängens an den Weltgütern, der hinduistischen streng traditiona- 
listischen Berufsethik und der puritanischen Verklärung der 
innerweltlichen asketischen Erwerbsarbeit im rational spezia- 
` d Das Memorial, welches dem Reskript betreffend Abschaffung dergalten 
»Kulturs-Examina vom 2. IX. 1905 zugrunde lag, ist ziemlich inhaltslcer 
und macht wesentlich nur geltend: daß der Eifer für Volks- (Itealschul-) 


Bildung dadurch gehemmt werde, daß jedermann sich auf das Examen als 


Titel für eine Pfründe verlasse. 
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lisierten Beruf. Mit dem nüchternen puritanischen Rationalis- 
mus besteht, wenn man von diesem Grundgegensatz einmal ab- 
sieht, im einzelnen mancherlei Verwandtschaft. Die Versu- 
chungen der Schönheit meidet der »fürstlichee Mensch. Nach 
der Ueberlieferung hatte den Meister aus seiner Stellung beim 
Fürsten von Lu der eifersüchtige Nachbarfürst dadurch ver- 
drängt, daß er dessen Herrn eine Kollektion schöner Mädchen 
zum Präsent machte, an welcher der übel beratene Fürst mehr 
Gefallen fand als an den Lehren seines politischen Beichtvaters. 
Jedenfalls fand dieser das Weib, als ein durch und durch irratio- 
nales Wesen, ebenso schwierig zu behandeln wie die Dienst- 
boten. Herablassung zu ihnen lasse beide die Distanz verlieren, 
Strenge wiederum mache sie übel gelaunt. Die durch Weltflucht 
bedingte Frauenscheu des Buddhismus findet daher in der durch 
rationale Nüchternheit bedingten Nichtachtung der Frau im 
Konfuzianismus ihr Gegenbild. Die neben der einen legitimen 
Frau schon im Interesse der Nachkommenerzeugung notwendig 
zugelassenen Konkubinen zu verpönen ist selbstverständlich 
für den Konfuzianismus nie in Frage gekommen: das schon mehr- 
fach erwähnte Kartell der Feudalfürsten wendete sich nur gegen 
die Gleichstellung der Konkubinensöhne als Erben. Treue in 
der Freundschaft wird hoch gepriesen. Man bedarf der Freunde. 
Aber man suche Sie sich unter Gleichgestellten aus. Für die 
niedriger Gestellten habe man freundliches Wohlwollen. Im 
übrigen aber geht auch hier alle Ethik auf das urwüchsige Aus- 
tauschprinzip des bäuerlichen Nachbarverbandes zurück: wie 
Du mir, so ich Dir, — die »Reziprozität«, welche vom Meister 
gelegentlich einer Anfrage geradezu als Fundament aller Sozial- 
ethik hingestellt wird. Die Feindesliebe der radikalen Mystiker 
(Laotse, Mo Ti) aber wird, als der gerechten Vergeltung, einem 
Prinzip der Staatsräson, zuwiderlaufend entschieden abgelehnt. 
Der vornehme Gentleman des Konfuzianismus ist alles in 
allem ein Mann, der »Wohlwollen« mit »Energie« und »Wissen« 
mit »Aufrichtigkeit« verbindet. Alles abeı innerhalb der Grenzen 
der »Vorsicht«, deren Fehlen dem gemeinen Mann den Weg zur 
prichtigen Mitte« versperrt. Und vor allem — dies gibt dieser 
Ethik erst ihr spezifisches Gepräge: — innerhalb der Grenzen des 
gesellschaftlich Schicklichen. Denn erst der Sinn für Schick- 
lichkeit ist es, der den »fürstlichen« Mann zur »Persönlichkeit« 
im konfuzianischen Sinne formt. An den Geboten der Schick- 
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lichkeit hat daher auch die Kardinaltugend der Aufrichtigkeit 
ihre Schranke. Nicht nur also gehen dieser die Pietätspflichten 
unbedingt vor (Notlüge aus Pietät), sondern auch die gesell- 
schaftlichen Anstandspflichten, nach des Meisters eigener, durch 
die Tradition geschilderter Praxis. — 

Keinerlei Vollkommenheit aber kann anders erreicht werden 
als durch nie aufhörendes Lernen, und das heißt: durch litera- 
risches Studium. Der »fürstliche« Mensch reflektiert und »stu- 
diert« über alle Dinge unausgesetzt und immer erneut. Und in 
der Tat waren angeblich neunzigjährige Kandidaten bei den 
offiziellen Staatsprüfungen durchaus keine Seltenheit. Aber 
dies unausgesetzte Studium war lediglich Aneignung vorhan- 
dener Gedanken. Aus der eigenen Brust zu schöpfen und durch 
bloßes Denken vorwärts zu kommen versuchte der Meister nach 
einer ihm zugeschriebenen Mitteilung noch im Alter vergebens 
und warf sich daher wieder auf das Lesen, ohne welches nach 
seiner Ansicht der Geist sozusagen im Leergang arbeitet. An 
Stelle des Satzes: »Begriffe ohne Anschauung sind leer«, steht 
also hier der Satz: »Denken ohne Lesefrüchte ist steril«. Denn ohne 
Studium, wird gesagt, vergeudet der Wissensdurst den Geist, 
macht uns das Wohlwollen dumm, Aufrichtigkeit unvorbedacht, 
Energie roh, führt Kühnheit zu Insubordination und Charakter- 
festigkeit zu Extravaganzen. Es wird dann eben die »rechte 
Mitte« verfehlt, welche das höchste Gut dieser Ethik der gesell- 
schaftlichen Anpassung ist, innerhalb deren es nur eine wirk- 
lich absolute Pflicht gibt: die Pietät als Mutter der Disziplin, 
und nur ein universelles Mittel der Vervollkommnung: die 
literarische Bildung. 

Diese Bildung aber wird allein vermittelt durch das Stu- 
dium der alten Klassiker, deren schlechthin kanonische 
Geltung selbstverständlich ist. Zwar findet sich gelegentlich 
eine Aeußerung referiert, wonach ein Mann, der für die Probleme 
der Gegenwart das Altertum befragt, leicht Unheil anrichten 
könne, — allein dies ist wohl als Ablehnung der alten Feudal- 
zustände zu deuten, schwerlich aber, wie Legge annimmt, im 
antitraditionalistischen Sinn. Denn der ganze Konfuzianis- 
mus ist rücksichtslose Kanonisierung des Traditionellen. Wirk- 
lich antitraditionalistisch war vielmehr die berühmte, direkt 
gegen den Konfuzianismus gerichtete, ministerielle Relation, 
welche die große Katastrophe der Bücherverbrennung nach der 
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Schaffung des bürokratischen Einheitsstaates herbeiführte 
(213 v.Chr.). Die Literatenzunft, heißt es darin, lobe das Alter- 
tum auf Kosten der Gegenwart, sie leite also zur Verachtung 
der Gesetze des Kaisers an, die sie am Maßstab ihrer Buchauto- 
ritäten kritisiere. Nützlich seien — in charakteristischer Um- 
kehrung der konfuzianischen Werte — nur die Bücher über Wirt- 
schaft, Medizin und Divination. Man sieht: dieser restlos utili- 
tarische Rationalismus des Vernichters des Feudalsystems streifte 
zugunsten der eigenen Machtstellung die Traditionsgebunden- 
heit ab, welche überall die Schranke des konfuzianischen Ratio- 
nalismus ist. Aber er brachte damit jenen klugen Kompromiß 
zwischen einerseits den Machtinteressen und andererseits 
dem Legitimitätsinteresse der herrschenden Schicht ins 
Schwanken, auf welchem die Staatsräson dieses Systems be- 
ruhte. Und es waren daher zweifellos Gründe der eigenen Sicher- 
heit, welche bald darauf die Han-Dynastie veranlaßten, in aller 
Form auf den Konfuzianismus zurückzugreifen. In der Tat 
konnte ein in absoluter Machtstellung befindliches und dabei 
zugleich die offizielle Priesterfunktion monopolisierendes Patri- 
monialbeamtentum nicht anders als traditionalistisch gesonnen 
sein in bezug auf eine Literatur, deren Heiligkeit allein die Le- 
gitimität der seine eigene Stellung tragenden Ordnung verbürgte. 
Es mußte seinem Rationalismus an diesem Punkte ebenso 
Schranken ziehen wie gegenüber dem religiösen Volksglauben, 
dessen Bestand die Domestikation der Massen und, wie wir sahen, 
die Grenzen der Kritik am Regierungssystem garantierte. Der 
einzelne Regent konnte schlecht, also vom Charisma entblößt, 
sein. Dann war er nicht gottgewollt und ebenso abzusetzen wie 
der untaugliche Beamte. Das System als solches aber mußte auf 
der Grundlage der Pietät ruhen, welche mit jeder Erschütte- 
rung der Tradition in Gefahr geriet. 

Der Konfuzianismus hat aus diesen uns schon bekannten 
Gründen auch nicht den geringsten Versuch gemacht, den be- 
stehenden religiösen Glauben ethisch zu rationalisieren. Den 
offiziellen Kultus, der durch den Kaiser und die Beamten erfolgte, 
und den Ahnenkult des Hausvaters setzte er als Bestandteil der 
gegebenen weltlichen Ordnung voraus. Der Monarch des Schu- 
King faßt seine Entschlüsse nach Konsultierung nicht nur der 
Großen des Reiches und des »Volkes«, d. h. damals zweifellos: 
des Heeres, sondern auch zweier überkommener Divinations- 
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mittel, und es wird lediglich kasuistisch erörtert, wie man sich 
beim Widerspruch dieser Erkenntnisquellen untereinander zu 
verhalten habe. Die Bedürfnisse des Privatlebens nach seelsor- 
gerischer Beratung und religiöser Orientierung aber verharrten, 
vornehmlich infolge jener Haltung der Bildungsschicht, auf der 
Stufe des magischen Animismus und der Funktionsgötterver- 
ehrung, ganz wie überall sonst vor dem Eingreifen von Pro- 
phetien, die in China nicht aufkamen. 


(Fortsetzung folgt.) 
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Zur Geschichte des russischen Adels. 


Von 


PETER MILJUKOFF. 


Die russische Gesellschaft war von obenher abgeschlossen 
durch eine starke Staatsgewalt und stützte sich von unten auf 
eine erzwungene Organisation der gesellschaftlichen Gruppen. 
Die autokratische Regierung und eine Bevölkerung, die sich selber 
zur Bürgschaft übergeben ward !), das sind die zwei geschicht- 
lichen Grundeinrichtungen des russischen Gesellschaftslebens, 
mehr oder weniger unvollkommen miteinander verbunden durch 
ein System vermittelnder Regierungsorgane. Auf diese Weise 
war unsere gesellschaftliche Organisation gleich bei ihrem Ent- 
stehen in einen unmittelbaren Zusammenhang mit und in direkte 
Abhängigkeit von der Staatsgewalt gestellt. Diese Beobachtung 
beweist schon an sich, daB sich bei uns keine noch irgendwie feste, 
undurchdringliche Schicht zwischen dem Staate und der Bevölke- 
rung bilden konnte, die eines von dem andern hätte trennen 
können, so wie das die gesellschaftlichen und territorialen Organi- 
sationen Westeuropas taten. 

In Westeuropa stand zwischen dem Staat und den Unter- 
tanen der Feudalherr. Er schied so erfolgreich die Höhe von der 
Tiefe der europäischen Gesellschaft, daß keinerlei unmittelbare 
Beziehungen zwischen ilınen möglich waren. Alle Rechte des 
Herrschers über seine Untertanen: zu richten, zu strafen, Ab- 
gaben aufzuerlegen usw. hatte sich der Feudalherr angeeignet. 
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1) Die Bauern und die Städter waren in Abgabegemeinschaften vereinigt, 
die unter ihre Mitglieder die Abgaben verteilten und in ihrer Gemeinschaft für 
die richtige Abgabenentrichtung aufkamen 
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Es kostete dem Staate große Mühe und jahrzehntelange An- 
strengungen, sich diese staatlichen Rechte, die der Feudalherr 
an sich gerissen hatte, wieder zurückzuerobern. In diesem Kampfe 
um die Macht verteidigten die Feudalherren ihre bevorzugte Lage 
gegen die Regierung nicht vereinzelt, vielmehr in geschlossener 
Masse, die den Staat zwang, Zugeständnisse zumachen und den 
gegen ihn kämpfenden Ständen wichtige politische Rechte zu 
gewähren. 

Das Ständeleben Rußlands nahm einen durchaus andern 
Entwicklungsgang. Die Hauptursache hiervon ist das Fehlen 
einer starken einheimischen Aristokratie. Das bestätigt die ganze 
Geschichte des russischen Adels. 

Bekanntlich bildete in Westeuropa der Großgrundbesitz, 
der sich auf den Trümmern des Stämmewesens erhob (bevor eı 
durch königliche Spenden erneuert und gestärkt ward), die Kraft, 
die den Grund legte zu einer mächtigen Feudalaristokratie. Dieser 
Stand konnte sich eben, indem er sich auf seine Landreichtümer 
stützte, mächtig und unabhängig fühlen. Auch bei uns in Ruß- 
land gab der Grundbesitz da, wo er Reichtum verlieh, dem höch- 
sten Stande Kraft und Unabhängigkeit: so war es im russischen 
und polnischen Südwesten. Im Nordosten hatten sich dagegen 
die Verhältnisse anders gestaltet. Bei der äußersten Primitivität 
der wirtschaftlichen Entwicklung, bei dem nur vereinzelten Vor- 
kommen von Arbeiterbevölkerung und ihrem umherschweifenden 
Zustand, bei der unbeschränkten Herrschaft der Naturalwirt- 
schaft und der Unmöglichkeit eines Absatzes für landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse gewährte der Landbesitz natürlich durchaus 
keinen irgendwie beträchtlichen Ertrag. Deshalb legte auch der 
höchste Stand im alten Rußland dem Landbesitz keinerlei be- 
sonderen Wert bei. Neben der wirtschaftlichen Ausnutzung 
seines »Bojarenbesitzes«, seines ererbten Grund und Bodens, 
suchte der russische Grundbesitzer fern von ihm eine gewinn- 
bringendere Beschäftigung und fand sie im Fürstendienste. Auf 
diese Weise entstand auch eine Art »Gewerbe außerhalb des 
Hauses«, mit dem sich der ganze Stand »der freien Diener« be- 
schäftigte. Dabei erkannten sie keinerlei politische Grenzen des 
damals in Teilfürstentümer geteilten Rußlands an und zogen frei 
aus einem Fürstentum ins andere, von einem Fürsten zum andern. 

Wenn der russische Grundbesitzer seinen Erbsitz verließ, 
um einem Fürsten zu dienen, verlor er gar nichts, gewann er im 
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Gegenteil sehr viel. Auf seinem Erbsitz war er ja niemals unum- 
schränkter Herr, Richter und Regent, wie der westeuropäische 
Baron auf seiner Baronie. Die Beamten des lokalen Fürsten, 
seine Richter und Steuereintreiber, hatten stets ungehemmten 
Zutritt in das Gebiet des russischen Erbadeligen. Jene beschränk- 
ten Vorteile, die er aus seinem Erbbesitz bezog, bewahrte er dabei 
auch in dem Falle, wenn er sogar nicht bei seinem, vielmehr bei 
einem andern Fürsten in den Dienst trat, in ein anderes Teil- 
fürstentum. Im mittelalterlichen Rußland gab es ja nicht jenes 
feudale Prinzip, demzufolge der Grundbesitzer gleichzeitig auch 
Vasall des »Lehnsherrn« ist, in dessen Machtgebiet sich sein Land 
befindet. Freilich bezahlte ihm der Grundbesitzer Abgaben, er 
war aber durchaus nicht gerade bei ihm zum Kriegsdienst ver- 
pflichtet. Im littauischen Rußland, wo die Verhältnisse dem 
westeuropäischen Feudalismus schon näher standen, ward das 
Land seinem Besitzer abgenommen, wenn er in den Dienst zu 
einem fremden Fürsten trat. Aber auch dort konnte bisweilen 
der Grundbesitzer frei in fremden Dienst treten, wenn er sich 
nur dies Recht in aller Form in seinem Vertrag mit seinem Fürsten 
ausbedungen hatte. Im nordöstlichen Rußland verstand es sich 
ganz von selber, daß der Grundbesitzer in fremden Dienst treten 
konnte. Ein besonderes Abkommen war dazu nicht nötig. Der 
»Bojarensitz« war eben kein feudales Lehen, vielmehr voller 
Bodenbesitz, der durch keinerlei feudale Unterordnung unter 
einen lokalen Herrscher — wie den westeuropäischen Feudal- 
herren — beschränkt war. So gab es zum Beispiel noch in der 
Mitte des 16. Jahrhunderts in vier Bezirken des ehemaligen 
Fürstentums Twer (das schon mit Moskau vereinigt war) 574 
Privatgrundbesitzer: Aber bloß 230 von ihnen befanden sich im 
Dienste des Moskauer Fürsten ; 60 dienten dem Bischof von Twer, 
46 den Vertretern einer Seitenlinie der Twerschen Fürsten und 
endlich 150 »dienten niemandem«. Die Unterordnung und der 
Dienst wurden demnach nach freiem Willen geregelt. Gewöhn- 
lich machten die Fürsten untereinander aus, keinem freien »Die- 
ner« das Land abzunehmen, wenn er von einem von ihnen zu 
einem andern übergehe. 

Demnach gab der Bodenbesitz im mittelalterlichen Rußland 
dem Bodenbesitzer zwar keinerlei politische Rechte, dafür legte 
er ihm aber auch keinerlei Schranken auf in der Wahl seiner 
Beschäftigung. Wenn der Grundbesitzer trotzdem den Kriegs- 
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dienst wählte, so tat er das nicht deshalb, weil er zu ihm ver- 
pflichtet war, vielmehr deshalb, weil das für ihn vorteilhafter 
war als zu Hause zu bleiben. Wenn aber der Grundbesitzer in 
den Dienst eines Fürsten trat, des seinigen oder eines fremden, 
konnte er darauf rechnen, wenigstens einen Teil der staatlichen 
Rechte zur Nutznießung zu erhalten, die er als einfacher Herr 
eines Erbsitzes entbehren mußte. Sein Fürst konnte ihm ja einen 
Teil seiner Hoheitsrechte in seinem eigenen »Bojarensitz« über- 
geben, das heißt ihm eine mehr oder minder weite »Immunität« 
gewähren. Ein fremder Fürst gab außer der unmittelbaren Ver- 
gütung für den Dienst besonders wichtigen und mächtigen Die- 
nern einen Teil der Einkünfte aus der Verwaltung und dem Ge- 
richt in irgend einem Städtchen oder Bezirk zur »zeitweiligen Er- 
nährunge. Es konnte also unser Grundbesitzer die Rechte, die 
der westeuropäische als selbständiger Herr genoß und als ver- 
pflichteter Vasall eines ganz bestimmten Lehnsherrn, nur als Be- 
amter erhalten, im Dienste eines von ihm freiwillig gewählten 
Fürsten. Selbstverständlich konnte unter diesen Umständen der 
Gutsbesitzerstand nicht die Bedeutung eines selbständigen Stan- 
des haben, er war vielmehr nur ein »Dienststand«e. So kam es 
denn auch, daß, als sich das Moskauer Reich zu bilden und rasch 
zu wachsen begann, sich keine Grundbesitzerklasse vorhanden 
erwies, die dem Staate hätte gegenübertreten können als selb- 
ständige Macht, mit der er hätte rechnen müssen. Diese Klasse 
diente dem Staate vielmehr nur als unorganisierte Masse, als 
Rohmaterial, das er benutzte, um seinen selbständigen Bau auf- 
zuführen. 

In der Tat, je mehr die zentrale »Herrschaft« erstarkte, um 
so mehr verschlimmerte sich die Lage der alten Bojaren. Der 
ehemalige freie Gutsherr, der frei seinen Erbsitz verließ, konnte 
jetzt schon nicht mehr, wie vordem, unter den Fürsten wählen, 
denen er dienen wollte. Fürst und Herr über das ganze Rußland 
war jetzt ein einziger, und die Beziehungen des vordem »freien« 
Dieners zu ihm werden rasch erzwungene. Der Kriegsdienst wird 
obligatorisch, und der Zwang zu ihm wird gebunden an den Be- 
sitz eines Bodenbesitztums. Dies System ward bekanntlich völlig 
unabhängig eingeführt von den früheren freien Bojarenbesitz- 
tümern. Die Bodenbesitztümer werden ganz einfach wieder von 
neuem ausgeteilt, unter der ausdrücklichen Bedingung, daß ihr 
Besitz zum Kriegsdienst verpflichtet. Wir wissen dabei, daß dies 
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System, das auf der Vorstellung einer Oberhoheit des Fürsten 
über den gesamten Grund und Boden seines Reiches beruht, be- 
reits überall seine Anwendung im byzantinisch-türkischen und 
im slavischen Osten gefunden hatte. Von dorther ist es dann auch 
wahrscheinlich von Moskau gegen Ende des 15. Jahrhunderts 
übernommen worden. Natürlich hatte es auch vordem schon 
im mittelalterlichen Rußland Landteile gegeben, die von den 
Fürsten zu zeitweiligem Besitz zur Entlohnung geleisteter Dienste 
verschenkt wurden. Dieser Dienst war indes Hofdienst, nicht 
Kriegsdienst gewesen. Nunmehr aber, als der Herr des geeinigten 
Rußlands ein stehendes Heer von beträchtlicher Größe bedurfte, 
ward zuerst in großem Maßstabe das System der Austeilung von 
mit Verpflichtung zum Kriegsdienst belasteter Landteile ?) an- 
gewandt. Dieser Umstand mußte auch jene Lage der »freien 
Dienstleute« verschlechtern, von der wir weiter oben sprachen. 

Um sogleich ein neues stehendes Heer aus Inhabern von mit 
Kriegsdienstpflicht belasteten Ländereien zu schaffen, war zweier- 
lei nötig: Erstens eine genügende Menge freien Landes, zweitens 
eine genügende Menge »Dienstleute«, die bereit waren, Dienst- 
land zu übernehmen. 

In den zentralen Gegenden Rußlands befand sich nun der 
Grund und Boden entweder in Privatbesitz, oder er diente be- 
reits den Bedürfnissen der fürstlichen »Hofwirtschaft«, indem er 
ihr Brot, Fisch, Honig usw. stellte, und zudem auch den Unter- 
halt der Hof- und Regierungsbeamten sicherstellte. Aber jener 
selbe Prozeß der Vereinigung Rußlands, der das Bedürfnis nach 
einem stehenden Heere erst geweckt hatte, gab auch neue Mittel, 
diese Armee ins Leben zu rufen. Iwan III. benutzte die eben 
erst erworbenen nowgorodschen Ländereien zur Bildung einer 
neuen Kriegerklasse. Im Jahre 1484 enteignete er gewaltsam 
mehr als 8000 Groß- und Kleingrundbesitzer und siedelte auf 
ihrem Grund und Boden neue, zeitweilige Besitzer an, die zu 
regelrechtem Kriegsdienst verpflichtet waren. 

Um aber auch sogleich schon eine so große Zahl neuer Krieger 
zu sammeln, nahm sie Iwan III. einfach von den »Höfen« der von 
ihm abhängigen Fürsten und Großgrundbesitzer weg, womit 
er letztere auch noch ihres kriegerischen Anhanges beraubte. Auf 
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diese Weise diente diese niederste Dienstschicht von Adligen (der 
Adlige heißt bis heute noch »Dworjanin« von »Dwor« der Hof, in 
unserem doppelten Sinne, d. h. Bauernhof und Fürstenhof) als 
Hauptmaterial zum Schaffen einer neuen, abhängigen Klasse 
von »Dienstlandinhabern«. Gerade damit waren aber die ehe- 
maligen »freien Diener«, die freien Besitzer der »Bojarensitze«, 
der ererbten Ländereien — auf den zweiten Plan gedrängt. Bis 
zur Mitte des 16. Jahrhunderts bewahrten noch die Vertreter 
dieser alten Dienstklasse, »die Bojarenkinder«, ihre soziale Ueber- 
legenheit vor der neuen Klasse der »Adligen«. Indes hatten sich 
im Verlaufe dieses halben Jahrhunderts tatsächlich beide Klassen 
allmählich vermischt. Die Regierung glich zu dieser Zeit auch 
ihre Dienstpflichten aus. Deshalb war es denn auch um das Jahr 
1550 möglich, eine neue »Auswahl« der besten Diener aus beiden 
Schichten zu treffen. Dies ausgewählte »Tausend« ward um Mos- 
kau herum angesiedelt, indem man ihm »mit Dienstpflicht te- 
lastete Landsitze« anwies in einer Entfernung von nicht mehr 
als I00 Werst von der Hauptstadt, und sie ausschließlich für den 
Moskauer Dienst verpflichtete. x15 Jahre darauf ward augen- 
scheinlich die dritte Maßnahme vorgenommen, die ebenso ener- 
gisch war, wie die zwei ersten. Die Besitzungen der alten »Erb- 
herren« in den unlängst hinzuerworbenen Landteilen, besonders 
die größeren unter ihnen, wurden nochmals enteignet. Die Re- 
gierung Iwans IV. benutzte sie wiederum zur Verteilung von 
Kriegsländereien an neue, zuverlässigere Leute aus Moskau, die 
in besonders enger Beziehung zu dem zarischen »Hof« standen, 
der in diesen Jahren scharf getrennt war von der ganzen übrigen 
»Landbewohnerschaft«. Nach diesen Reformen ändert sich end- 
gültig die soziale Lage der neuen »Adligen« und deralten »Bojaren- 
kinder«. Die Adligen bilden die höhere Schicht — und geben in 
der Folge ihren Namen der ganzen dienenden Klasse. Zu gleicheı 
Zeit verlieren die Bojarenkinder an Bedeutung und dienen aus- 
schließlich in der Provinz. Zum Zarenhof und sogar zum Dienst 
in den Regimentern der Hauptstadt läßt man sie von da an nicht 
mehr zu. 

Auf diese Weise entstand in der Zeit zwischen Iwan III. und 
Iwan IV. (1484—1584) die Klasse der Moskauer »Dienstleute«. 
Ihre Dienstpflichten werden von der Zeit Iwans IV. an genau nach 
der Größe ihres Landteils bemessen, und die Regierung achtet 
streng darauf, daß das Land »nicht aus dem Dienst herauskomme«. 
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Sobald nur ein alter »Dienstlandinhaber« im Sterben liegt oder 
seine Dienstfähigkeit verliert, nimmt ihm die Regierung sogleich 
sein Land weg und übergibt es entweder seinem erwachsenen 
Sohne oder, wenn keiner da ist, irgend einem andern dienstfähigen 
Manne. Die Witwe und die Töchter erhalten nur einen kleinen 
Fetzen Land »2um Unterhalt«, das heißt zur Pension, die Witwe 
bis zu ihrem Tode, die Töchter bis zu ihıem 15. Jahre. Erst viel 
später, im 17. Jahrhundert, wird die Regierung nachgiebiger und 
erklärt sich beet. das Land sen verwalten« für den zweiten Mann 
der Witwe oder für den Bräutigam der Tochter. Damals erst 
gibt sie ihre Einwilligung dazu, zu warten, bis die minderjährigen 
Kinder des alten Gutsbesitzers herangewachsen seien, und »über- 
schreibt« nicht mehr in Erwartung dessen sein Gut dem »Zaren«. 
Am charakteristischsten ist es, daß die Regierung, nachdem sie 
auf die allergenaueste und strengste Weise die Verpflichtungen 
des »Dienstmannes« festgesetzt hat, die er auf sich nimmt, wenn 
er ein Land erhielt, sie sehr bald diese Verpflichtungen auch auf 
den alten freien Grundbesitz ausdehnt, auf den Erbbesitz. Sie 
zwingt den »Dienstmann« ganz ebenso von seinem Erbsitz aus 
zu dienen, wie er von dem ihm zugewiesenen Lande aus dienen 
muß. Und ein solches wird dem Dienstmann überhaupt nur dann 
bewilligt, wenn er keinen Erbbesitz hat, oder der allzu klein ist. 
Auf diese Weise wird im 17. Jahrhundert der Hauptunterschied 
zwischen Erbsitz und Dienstland wie zwischen freiem und be- 
dingtem Eigentum völlig beseitigt. Der vordem freie »Dienst- 
mann« wird endgültig unfrei; seine Beziehungen zum Staate 
werden völlig erzwungene. Der Dienstlandbesitzer und der Erb- 
landbesitzer werden an den Staatsdienst ganz ebenso »gefestigt«, 
wie der Bauer an den mit Steuern belasteten Boden gefestigt 
war. Die Festigung der Bauern an das mit Abgaben belegte 
Bauernland sichert bekanntlich dem Staate die Befriedigung 
seines Geldbedürfnisses.. Die Festigung des Dienstmannes an 
das Dienstland sichert ihm seinen Bedarf an Mannschaften. Wie 
dem Bauern, so wird auch dem Dienstlandinhaber um die Mitte 
des 17. Jahrhunderts endgültig der freie Uebergang aus seinem 
Stande in einen andern von der Regierung verboten. Damit der 
Bauer nicht aus der Abgabengemeinschaft austrete, bindet die 
Regierung die Mitglieder der Gemeinschaft durch Kollektivbürg- 
schaft. Ebensolche Bürgschaft wird auch von den Dienstland- 
inhabern verlangt, die in ein und demselben Kreise zum Dienst 
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eingeschrieben sind, nur mit dem einen Unterschied, daß hier 
nicht alle Dienstlandinhaber des Kreises einer für den andern 
bürgen, vielmehr zum Beispiel für den Iwan bürgt Peter und 
Wasili, für Wasili — Iwan und Aleksei, für Aleksei — Peter 
und Iwan usw. Wie die bäuerliche Landgemeinschaft, so hat 
auch die Adelsgemeinschaft ihre gewählten Vertreter, aber nicht 
dazu, um irgendwelche Rechte zu verwirklichen, vielmehr nur 
um der Regierung dabei behilflich zu sein, die auf dem Adelstand 
lastenden Verpflichtungen richtig zu verteilen. Der von den 
Bauern gewählte »Aelteste« verteilt die Abgaben unter den Mit 
gliedern der Steuerabgabegemeinschaft. Der vom Adel gewählte 
»Vogt« bestimmt die Zeitdauer und Art des Kriegsdienstes, die 
ein jeder von den Adligen des Bezirkes auf sich nehmen muß. 

Also — wirwiederholen es noch einmal — in dem Rußland 
der Teilfürsten gab es keine Keime zur Bildung des Adels im Sinne 
einer privilegierten Klasse. Deshalb verwandelte denn auch das 
Moskauer Rußland ohne die geringste Mühe den freien Dienst- 
mann in einen an sein Land Gefestigten. Es gab aber im Ruß- 
land der Teilfürsten noch ein anderes Element, das sich mehr 
eignete zur Schaffung einer Aristokratie. Das waren die Teil- 
fürsten selber, die sich unter der Macht des Moskauer Großfürsten 
befanden. Was ward mit diesem Elemente nach dem Zusammen- 
schluß Rußlands ? 

Als sie in den Dienst Moskaus übertraten, bewahrten sich 
einige von den Teilfürsten noch lange ihre staatlichen Rechte in 
ihren ehemaligen Teilfürstentümern. Nach Moskau brachten sie 
die noch frische Erinnerung an ihr Herrschertum mit, und für 
eine gewisse Zeit erhielt der Moskauer Hof ein so aristokrat.sches 
Gepräge, wie er niemals vordem noch nachher hatte. Aber nicht 
auf lange gelang es den Nachkömmlingen von Gegimin 2 und 
Rurik $, die unbetitelten »Dienstleute« der Moskauer Zaren zu 
verdrängen. Die monarchische Gewalt begann in der Person 
lwan des Schrecklichen den systematischen Kampf gegen dieses 
für sie gefährliche soziale Element. Dieser Kampf ward mit un- 
erbittlicher Folgerichtigkeit geführt und endete rasch mit der 
völligen Niederlage und sogar Vernichtung des betitelten Bojaren- 
tums. Der erste Schritt in diesem Kampfe war die endgültige 
Festigung der Fürsten an den Moskauer Dienst und die Ver- 


3) Der Begründer einer Tartarendynastic. 
$) Der aus Norwegen stammende Begründer der ersten russischen Dynastie, 


96 Peter Miljukoff, 


nichtung der letzten Reste ihrer Freizügigkeit. »Du hast das 
russische Zartum geschaffen, d. h., Du hast die freie Natur des 
Menschen wie in einen höllischen Gewahrsam eingesperrt«, wirft 
der Bojar Kurbsky Iwan dem Schrecklichen vor. »Wer aus 
Deinem Land in ein fremdes übergeht, den nennst Du Verräter, 
und wenn man ihn an der Grenze fängt, dann wirst Du ihn auf 
verschiedene Todesarten töten.« Um das Fortziehen der Fürsten 
zu verhindern, greift die Regierungsgewalt auch hier zum System 
der Bürgschaft. Die angesehensten Bojaren waren durch gewaltige 
Strafsummen gebunden, die sie im Falle der Flucht eines von den 
Mitgliedern der höchsten Bojarenaristokratie zahlen mußten. So 
hätten sie zum Beispiel für die Flucht des Fürsten Serebrjani unge- 
fähr ıY, Millionen Rubel in unserm Gelde zahlen müssen. Die 
Flucht des einen von den beiden Brüdern Worotinsky hätte seinen 
Bürgen nur etwas weniger als eine Million gekostet, und mehr als 
eine halbe Million hätten sie zahlen müssen für den Fürsten Bjelsky 
und die Bojaren Scheremetjeff und Jakowleff. Nachdem man 
so die Bojaren in die Moskauer »Falle« eingesperıt hatte, brauchte 
man sich schon ihnen gegenüber keinen Zwang mehr aufzuer- 
legen. Die Quelle ihrer Macht beruhte darin, daß sie sich die 
Herrscherrechte in ihren Teilfürstentümern und Erbländereien 
erhalten hatten. Demnach mußte der zweite Schritt darin be- 
stehen, ihnen diese alten Erbsitze abzunehmen. Bis zu zwanzig 
derartige Erbsitze, die er den Fürsten abgenommen hatte, zählte 
Iwan der Schreckliche in seinem Testament auf. An Stelle der 
Erbbesitztümer werden den »Fürstensöhnen« irgendwo im ent- 
gegengesetzten Grenzlande Rußlands Ländereien geschenkt, in 
Gegenden, mit denen sie noch nicht durch irgendwelche geschicht- 
liche Erinnerungen verbunden waren. Aber auch mit dieser Kon- 
fiskation oder Besitzumtausch begnügte sich die Politik Iwan 
des Schrecklichen nicht. Ihr dritter und letzter Schritt bestand 
darin, daß der Zar die berühmtesten Familien geradewegs »zu 
vernichten« begann: durchaus nicht aus persönlicher Lust und 
Feindschaft, vielmehr aus dieser selben Politik, und auch nicht 
einzelne Mitglieder dieser oder jener Familie, vielmehr nach 
Möglichkeit alle Vertreter jedes Geschlechtes — »mit Stumpf 
und Stiel« nach dem Ausdruck des Kurbsky. So gingen die 
Prosorowsky und Odojewsky zugrunde, weil diese »Fürstensöhne« 
noch auf ihren Ländereien waren und große Erbsitze unter sich 
hatten. Die wenigen Nachkömmlinge der alten Fürsten, die am 
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Leben geblieben waren, ließen die Nachfolger Iwan des Schreck- 
lichen am Leben, aber nur unter der Bedingung, daß die letzten 
Vertreter dieser Familien weder heiraten noch Nachkommen 
haben durften. 

Infolge dieser systematischen Politik waren im Laufe von 
etwa einem halben Jahrhundert die Mehrzahl der fürstlichen 
Bojarengeschlechter, die dem Moskauer Hofe der ersten Hälfte 
des TD Jahrhunderts solchen Glanz verliehen hatten, ohne eine 
Spur zu hinterlassen, ausgestorben. An Stelle der Tschenjateffs, 
Patrikejeffs, Schuiskys, Mstislawskys erscheinen im Bojarenrat 
des 17. Jahrhunderts neue Leute: »nicht vom alten Adel«, die 
vielmehr durchaus aus dem Zarendienst hervorgegangen waren. 
Mit erstaunlicher Schnelligkeit verschwinden denn auch die alten 
Erbbesitztümer dieser Aristokratie. Es hat sich eine Liste von 
Dienstbesitztümern erhalten, die gerade beim Regierungsantritt 
der neuen Dynastie im Jahre 1613 aufgestellt worden war. Da 
finden sich noch viele alte berühmte Namen, aber nur sehr wenige 
von den früheren Großgütern. Nur Fürst Mstislawsky besitzt 
49 000 Dessjatinen H — die aber in verschiedenen Bezirken ver- 
streut liegen — und auch dem Fürsten Trubezkoj gehören 23 000 
Dessjatinen, von denen übrigens nicht mehr als 3000 auf den 
alten Erbsitz kommen: »in Trubtschewsk und in Rjasan.« Weiter 
folgen fünf Großgüter von 14 000 bis 7000 bis 5000 Dessjatinen, 
aber neben den Fürsten Worotinsky und Tscherkassky begegnen 
wir in dieser Gruppe von Grundbesitzern auch ncuen Leuten: 
Scheremetjeff, Romanoff und Morosoff. Nachkommen von 
Gedimin und Rurik, stammächte Golyzins und Kurakins, Odo- 
jewskys und Massalskys, Psosorowskys und Sizkys finden wir 
erst in der folgenden Guppe von Güteın von 7000 bis 5000 Dess- 
jatinen. Hier begegnen wir auch noch bisweilen den Spuren alter 
Ahnenbesitztümer (z. B. in Massalskoje). Aber auch diese letzten 
Reste der fürstlichen Erbgüter überleben nicht einmal die Mitte 
des 17. Jahrhunderts. Aus dem Jahre 1647 erhielt sich eine andere 
Liste von im höchsten Dienste stehenden Grundbesitzern, die 
freilich nicht vollständig ist. An der Spitze stehen N. J. Ro- 
monoff, der 7000 Höfe besitzt, und B. J. Morosoff mit 6000 Höfen. 
Weiter kommen Fürst J. K. Tscheıkassky mit 5000 und F. S. 
Scheremetjeff mit 2800 Höfen. Von den andern Personen, die 
auf der Liste aufgeführt weiden, besitzen acht (darunter nur 
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drei Fürsten) von 21, bis 1000 und zehn von Iooo bis 500 Höfe. 
Nach einem weiteren halben Jahrhundert erweisen sich auch die 
neuen Grundbesitztümer als ebenso kurzlebig wie die früheren. 
Es erhielt sich eine Liste von Grundbesitzern, die nicht mehr 
als 100 Höfe besaßen und auf gemeinsame Kosten Peter I. seine 
ersten Schiffe bauten (1698). Hiernach bat nur ein Nachkomme 
des Fürsten Tscherkassky: M. S. Tscherkassky sein väterliches 
Gut bis auf I0 ooo Höfe vergrößert, die Romanoffs und Marosoffs 
verschwinden ganz aus der Liste, ihren Platz nehmen neue Dienst- 
leute ein, die Narüschkin (die zu dritt 12 ooo Höfe ansammelten) 
und die Lopuchin. Von 2000 zu Iooo Höfe besitzen gegen Ende 
des 17. Jahrhunderts nur 15 Personen, von 1000 bis 500 Höfe 
56 Personen, von 500 bis 100 Höfe 460 Personen. Noch ein wei- 
terer, belehrenderer Anblick bietet sich uns, wenn wir von diesen 
eher Großgrundbesitzer zu Nennenden zu den neuen Adligen, 
zu den adligen Kleingutbesitzern der russischen Provinz, über- 
gehen. Wir begegnen dort ganzen Nestern Gleichnamiger, die 
ehemals berühmte Namen tragen, aber in der Zeit Peters bereits 
ihre Erbsitze unter ihren vermehrten Nachkommen in Klein- 
ländereien aufgeteilt hatten. Wenn wir diese winzigen Dörfer, 
ein jedes zu 20 bis 50 Höfen, einzeln durchnehmen, und wir fast 
in einem jeden von ihnen mehrere Mitbesitzer desselben Namens 
finden, so beginnen wir zu begıeifen, daB das Gesetz Peters be- 
treffs der Unteilbarkeit der Erbschaft gegen sehr reale und sehr 
weit gegangene Folgen der russischen Gewohnheit gerichtet war 
— das unbewegliche Eigentum zu gleichen Teilen unter den Nach- 
kommen zu verteilen. Das Gesetz erwies sich indes als machtlos, 
mit dieser uralten Gewohnheit aufzuräumen. Nach Peter, wie 
auch während seiner Regierung, wie auch bis zu ihm, vollzog sich 
die Zerstücklung des Grundeigentums unaufhaltsam, und davon 
wurden die Großbesitztümer »zufälliger« Leute ganz ebenso be- 
troffen wie die einst fürstlichen Erbbesitztümer der Nachkommen 
des Gedimin und Rurik. Tatsächlich hat die neueste Forschung 
in dieser Fıage erwiesen, daß der Zerfall der fürstlichen Erbbe- 
sitztümer in der gleichen Weise, wenn nicht in höherem Maße, 
die Folge davon war, daß der russische Großgrundbesitzer sein 
Land nach Belieben vererben, veräußern und verschenken konnte, 
als die Folge der nivellierenden Politik Iwan des Schrecklichen. 
Die russische Aristokratie bildet in dieser Hinsicht einen direkten 
Gegensatz zur englischen, die freiwillig und bewußt auf die 
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Testierungsfreiheit verzichtete und auf dem Basen des Majorats 
ihre soziale Macht gründete. 

Auf diese Weise bewahrte sich die höchste Aristokratie von 
allen ihren Privilegien nur eines: ihre Dienststellung am Mos- 
kauer Hofe. Bisweilen behauptet man, wenigstens die »Dienst- 
rechte« der Aristokratie seien von der Moskauer Regierung ge- 
wahrt worden, die auf ihre Abmachungen untereinander einge- 
gangen sei, und sie bei Diensternennungen berücksichtigt habe. 
Indem wir nur nebenbei bemerken, daß dies tatsächlich längst 
nicht immer der Fall war, wollen wir einmal näher zusehen, was 
eigentlich diese Berechnungen der Adligen untereinander an und 
für sich bedeuteten. Hier stoßen wir auf einen neuen Unterschied 
zwischen der russischen Dienstaristokratie und der unabhängigen 
Aristokratie Westeuropas. Letztere legte ihrem Begriff von der 
Standesehre des Adels die Idee der Adelsgleichheit zugrunde: 
der »Pairschaft«. In Moskau ward die »Ehre« der Dienstleute 
bemessen nach dem zarischen Gehalt, das für jeden verschieden 
war, und an Stelle des Begriffs der Pairschaft, der der westeuro- 
päischen Aristokratie den korporativen Geist erhalten und ihre 
Einheit geschaffen hatte — ward ein eigenartiges System einer 
»Rangordnung« ausgearbeitet. Wie allgemein bekannt, grün- 
dete sich letztere am Hofe des Moskauer Zaren auf gewisse Be- 
rechnungen, die bei Diensternennungen unter den alten Adels- 
geschlechtern in Aufnahme gekommen waren. Die Mitglieder 
eines Geschlechtes wollten nicht unter der Oberhoheit der Mit- 
glieder eines andern dienen, wenn sie nicht bei früheren Dienst- 
ernennungen niedriger gestanden hatten, als die letzteren. Wenn 
man die »Dienstordnung« sich derart verallgemeinert vorstellt, 
kann man die Sache leicht so verstehen, als ob ganze Geschlechter 
mit ganzen Geschlechtern gestritten hätten, indem die einen sich 
für höherstehend erachteten als die andern. Dann hätte sich 
demnach das ganze Moskauer Erbbojarentum seiner Bedeutung 
bei Hofe nach in eine Art Leiter verwandelt, deren Stufen ganze 
Geschlechter darstellten, von dem höchsten bis zum niedersten. 
Wenn dem so gewesen wäre, so stände natürlich die Rangord- 
nung dem Pairtum gegenüber wie ein System von Einheiten, von 
denen keine einzige der andern gleich wäre — einem eben solchen 
Systeme, in dem alle Einheiten gleich sind. Aber jede einzelne 
Einheit des Dienstrangsystems, jedes einzelne Geschlecht, hätte 
dabei gleichwohl ein aristokratisches Element dargestellt, wie 
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das auch dem Westen bekannt ist. Tatsächlich ging indes der 
Unterschied mit Westeuropa noch weiter: Die Nachkommen des 
Rurik und Gedimin kamen nämlich nach Moskau in solcher Eile 
und in solcher Zahl, daß gar keine Möglichkeit bestand, zu er- 
wägen, welches Geschlecht höher und welches niedriger stehen 
solle. Zudem waren aber auch tatsächlich ihre Ansprüche auf 
Berücksichtigung von seiten des Moskauer Fürsten durchaus 
noch nicht so verschieden, der Unterschied in ihrem »spezifischen 
Gewicht« gar nicht so groß, daß ein jedes Geschlecht einen be- 
sondern, ihm rechtlich zukommenden Rang hätte erhalten können. 
Da aber nun einmalsolche inneren Merkmale für die relative Würde 
eines ganzen Geschlechtes fehlten, so mußte jedes Mitglied eines 
jeden Geschlechtes ein scharfes Auge haben auf die äußeren An- 
zeichen seiner persönlichen Lage unter den Mitdienenden und 
sich fest anklammern an die Beziehung, die sich einmal heraus- 
gebildet hatte zwischen ihm und seinen Dienstkollegen aus einem 
andern Geschlecht. Wenn z. B. A und B zu gleich ehrenvollen 
Stellen berufen waren, so war damit ein für allemal bestimmt, 
daß sie auch selber einander gleich waren; das bedeutete indes 
keineswegs, daß auch ihre Geschlechter einander gleich seien. 
Der Sohn von A hielt sich schon für niedriger als B, der Vater A 
aber für höher als B, die ganze Sache lief demnach darauf hin- 
aus, die persönliche Beziehung jedes Mitglieds eines Geschlechtes 
zu jedem Mitglied eines andern festzusetzen und damit auch das 
persönliche Recht eines jeden auf dieses oder jenes Amt zu be- 
stimmen. 

Wir wir sehen, waren mithin die Berechnungen der einzelnen 
Adelsgeschlechter in der Rangordnung nicht das Ziel, vielmehr 
nur ein Mittel. Um die Beziehung zweier streitender Persönlich- 
keiten zueinander festzustellen, mußte man ihre Beziehungen 
zu Personen berücksichtigen, die irgend einmal vordem gleich- 
zeitig zum Dienst eınannt worden waren. Man mußte, wie man 
sich damals ausdrückte, erfahren, »was für einer einer in seinem 
Geschlechte sei« Man muß sich also das originelle System der 
russischen Rangordnung nicht etwa vorstellen als eine Leiter 
von Geschlechtern in absteigender Ordnung ihrer Abstammung. 
Eher noch ist das — eine parallele Reihe von Generationsregi- 
stern, mit deren Hilfe die Dienstlage jedes Mitglieds jeder Liste 
in bezug auf jedes andere ausgerechnet war (indem man je einen 
von den Vertretern jeder Liste als unter sich gleich annahm). 
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Bei einer solchen Auffassung wiid auch das tere Element des 
Dienstrangsystems, das für ein aristokratisches hätte gelten 
können — die Gleichheit des Geschlechtes —, hinfällig. Das 
Geschlecht zerfällt ja in seine einzelnen Atome. Es hat also auch 
hier, in den höchsten Schichten, der Dienst, einzig und allein der 
Dienst, die Lage unserer alten Aristokratie bestimmt. Auf diese 
Weise konnten die Moskauer Fürsten nicht nur die Dienstrang- 
reihe ihrer »Dienstleute« und Bojaren ruhig anerkennen. Diese 
Dienstrangberechnungen wurden sogar in ihren Händen zu einem 
Mittel der autokratischen Politik. Wie wir eben erst sahen, 
führten diese Berechnungen nicht nur nicht dazu, die Aristo- 
kratie, die in den Moskauer Dienst trat, zu vereinigen, im Gegen- 
teil, sie veruneinigte sie. Der Kampf untereinander um das 
»kaiserliche Gehalt« zerspaltete den höchsten Stand in einzelne 
"Atome und beraubte ihn der letzten Möglichkeit, sich zusammen- 
zuschließen. Nicht ohne Grund erzählen uns ausländische Be- 
obarhter (Fletscher und Horsey), der Zar habe systematisch 
Feindschaft unter dem Adel gesät, und zwischen den einzelnen 
Mitgliedern der höchsten Klasse habe gegenseitiges Mißtrauen 
geherrscht. Wir besitzen in Hinsicht hierauf kein eigenes Ge- 
ständnis des Zaren. Nach dem eben Erwähnten ist es indes nicht 
schwer, anzunehmen, daß Iwan der Schreckliche mit vollem Be- 
wußtsein die berühmte politische Regel des Machiavellismus an- 
wandte: »Entzweie und beherrsche.« 

Wir haben nunmehr zwei Perioden in der Geschichte des 
russischen Adels berücksichtigt und gefunden, daß sich in beiden 
die Bedeutung des Adels auf dem Dienst gründete: zuerst auf 
dem freiwilligen, dann auf dem erzwungenen. In keiner dieser 
Perioden bildet der Adel einen privilegierten Stand. In der zweiten 
Periode war das betitelte Bojarentum nahe daran, dies zu wer- 
den. Es erwies sich aber als nicht durchdrungen vom Standes- 
geiste, bildete kein Ganzes und war nur auf persönliche Dienst- 
vorteile bedacht. Zudem verlor es auch noch rasch seine ange- 
stammten Besitztümer und zugleich damit auch sozusagen seinen 
alten »Adelskern«, der, ohne eine Spur zu hinterlassen, erstorben 
oder zusammengeschrumpft war, und sich nur in den jüngeren 
Linien erhalten hatte. Gleichzeitig mit dem Zerfall des Bojaren- 
tums entstand in eben dieser zweiten Periode, wenn auch auf 
breiterem Fundament, die kompakte Masse des gewöhnlichen 
Provinzadels. Dieser niederen Schicht war es dann in der dritten 
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Periode beschieden, zu einem wahrhaft pıivilegierten Stande zu 
werden. 

Wie seltsam das auch nicht scheinen mag, eine solche neu- 
geschaffene privilegierte Lage ward für den Provinzadel des 
18. Jahrhunderts gerade durch die Bedingungen seiner im 17. Jahr- 
hundert erfolgten Festigung an das Dienstland geschaffen. Diese 
Maßnahme hatte sich nämlich schließlich als zweischneidig er- 
wiesen. In Entgegnung darauf hatten die Adligen mit Hilfe ganz 
der gleichen Regierung ihre Herrscherrechte in umgekehrter 
Richtung ausgedehnt — von den Erbsitzen auf die Dienstlände- 
reien. Tatsächlich konnte die Regierung, seit sie sich den Adels- 
dienst in gleicher Weise von den Inhabern von Dienstländereien 
wie von denen der Erbländereien gesichert hatte, ruhig zusehen, 
wie die Dienstländereien allmählich von den früheren, beschrän- 
kenden Begrenzungen befreit wurden, wie sie anfingen, sich in 
dem gleichen Geschlechte in der weiblichen Linie und in Seiten- 
linien zu erhalten, vererbt zu werden usw. Auf diese Weise be- 
reitete das 17. Jahrhundert die sich im 18. Jahrhundert voll- 
ziehende Verschmelzung der verschiedenen Arten des adligen 
Grundbesitzes in eine einzige Kategorie unbeweglicher Güter 
yor, die mit uneingeschränkten Besitzrechten ausgestattet waren. 

. Ein anderes M ‚ment in diesem Zusammenhang, das gleich- 
falls die privilegierte Lage des Adels im 18. Jahrhundert vorbe- 
reitet hatte, war noch wichtiger. Der Adelsbodenbesitz gewann 
nicht nur in juristischer Hinsicht: er gewann auch in Hinsicht 
auf die wirtschaftliche Lage des Adelseigentums. Wir erwähnten 
bereits, daß der Boden an sich im alten Rußland wenig wert war. 
Seinen Hauptwert machte die Arbeit der Arbeiter aus, die den 
Ländereien zugehörten. Indem nun die Regierung den Dienst- 
stand zum obligatorischen Dienst verpflichtete, mußte sie ihm 
dafür eine gewisse wirtschaftliche Sicherstellung gewähren. Zu 
diesem Zwecke hatte sie, wie wir sahen, die Abgabenpflichten 
auf die Adelsländereien außerordentlich erleichtert. Ganz zu 
dem gleichen Zwecke hatte sie hinwiederum, als sich im Adel das 
Bedürfnis nach Arbeiterhänden besonders fühlbar machte, ihm 
diese Arbeiterhände »gefestigt« (durch Einführung der Leibeigen- 
schaft). 

Es hatten sich mithin zwei Hauptmomente, die dem Adel 
des 18. Jahrhunderts Standesgewalt verliehen, bereits im 17. Jahr- 
hundert gebildet: eine juristische Grundlage, das uneingeschränkte 
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Besitzrecht des Adligen auf sein Land, und eine wirtschaftliche 
— die unbezahlte Arbeit der leibeigenen Bauernschaft. Das 
Fundament zu den Adelsprivilegien war somit gelegt. Es fehlte 
nur noch die Standesorganisation, die dem Adelstand das Be- 
wußtsein der Einheit der Standesinteressen gegeben hätte. 

Das 18. Jahrhundert gab dem Adel auch diese Standesele- 
mente, die ihm bisher gefehlt hatten. Der obligatorische Dienst, 
den die russischen Adligen in der Petersburger Garde abzuleisten 
pflegten, die Rolle dieser Garde in den politischen Begebenheiten 
der Zeit, in einer Reihe Hofrevolten, erzogen im Adel Standes- 
geist und das Bewußtsein seiner Kraft. Die Folgen dieses Korpo- 
rationsgeistes zeigten sich denn auch baldigst. Der Adel be- 
wahrte sich seine erworbenen Rechte und befreite sich von seinen 
Verpflichtungen. Die adlige russische »Schlachta« hörte auf, ein 
Dienststand zu sein. Außer dieser Befreiung vom obligatorischen 
Militärdienste fügte der Adel unter Katharina II. zu seinen frühe- 
ren Rechten — die Standesorganisation hinzu, und er erhielt 
auch die herrschende Stellung in der lokalen Verwaltung. Zum 
ersten Male im Ständeleben Rußlands zeigte sich etwas, was dem 
Westen ähnlich sah: Ein privilegierter Stand. 

Zugleich mit dieser Kräftigung des ganzen Standes gewann 
außerordentlich der an seiner Spitze stehende Teil von ihm. Eine 
ganze Masse Großreichtümer wurden neu geschaffen auf dem 
Wege der Schenkung besiedelter Güter. Unter Katharina II. 
wurden ungefähr 800 ooo Seelen beiderlei Geschlechts verschenkt, 
d. h. alljährlich gingen durchschnittlich 23 400 Seelen in Adels- 
besitz über. Unter Kaiser Paul stieg diese Summe jährlich auf 
120 000 Seelen beiderlei Geschlechts, und wurden im ganzen un- 
gefähr 530 000 Seelen beiderlei Geschlechts verschenkt. 

Somit kann die zweite Hälfte des vorigen Jahrhunderts das 
goldene Zeitalter in der Geschichte des russischen Adels genannt 
werden. Indes offenbarte sich dieser ganze Glanz als im höchsten 
Grade unbeständig. Der Hofadel des 18. Jahrhunderts erwies 
sich als ganz ebenso kurzlebig wie der bureaukratische Adel des 
17. und der betitelte Adel des 16. Jahrhunderts. Der Großbesitz 
ward in Rußland zwar außerordentlich rasch und rein zufällig 
erworben, aber auch ebenso rasch wieder verlebt dank der Ver- 
schwendungssucht der Besitzer. Große Kapitalien erhalten sich 
ja und wachsen nur dort, wo ein rascher Geldumlauf besteht, und 
das Wirtschaftsleben beträchtlich vorangeschritten ist, d. h. ge- 
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rade eben unter solchen Bedingungen, wie sie bei uns nicht vor- 
handen waren. Der sinnlose Luxus der Petersburger Krösusse 
und die Kisten voll Gold und Kostbarkeiten, die die Ausländer 
in ihren Schatzkammern in Staunen setzten, bewiesen doch ge- 
rade mehr wie irgend etwas anderes die Armut Rußlands. Bei 
seinem damaligen Wirtschaftszustand konnte man nirgends 
Kapital anlegen. Die Landwirtschaft, die Hauptgrundlage der 
Adelskraft, ward ohne jede Hinzuziehung von Kapital geführt: 
mit Hilfe von unbezahlteı Arbeit. Bei der Einschätzung der 
Adelsbesitztümer ward in der Regel dem Grund und Boden an 
sich überhaupt bein besonderer Wert beigelegt. Der Wert eines 
Gutes ward nach der Seelenzahl bemessen. Im Laufe des Jahr- 
hunderts stieg der Preis einer »Leibeigenenseele« um ein Be- 
trächtliches. Zu Beginn des 18. Jahrhunderts mußte man für sie 
oo Rubel in unserm Gelde bezahlen, in der Mitte des Jahrhun- 
derts bis 270 Rubel, gegen sein Ende bis 500 Rubel. Augenschein- 
lich müßte eine solche Verteuerung der Arbeiterarbeit Zeugnis 
ablegen von einem beträchtlichen Aufschwung des Industiie- 
lebens. In diesem Prozesse spielte indes die eigene Tätigkeit des 
Gutsbesitzers gar keine Rolle. Er benutzte hier nur das Ergebnis 
zur Erhöhung seines persönlichen Komforts. 

Nachlässiges Verhalten zur Landwirtschaft war in der Dienst- 
klasse Tradition. Sie erhielt sich auch, nachdem der Adel vom 
Kriegsdienst befreit war. Freilich benutzte der Adel seine end- 
lich erlangte Freiheit, um sich in der Provinz niederzulassen, die 
von dieser Zeit an auflebte. Das bedeutet indes keineswegs, daß 
der Gutsbesitzer sich von den Reizen des Landlebens habe ver- 
führen lassen. Das Bild, das uns Schtscherbatoff (1778) zeichnet, 
hat mit einer ländlichen Idylle nichts gemein: »Die Gutsbesitzer 
sind von Kindheit an von ihren Dörfern entfernt, sie verstehen 
nur schlecht alle Feinheiten der Landwirtschaft, geben ihr Land 
in Pacht, empfangen große Einkünfte, bringen ihre Zeit im Dienst 
zu, leben an den Orten ihres Dienstes, oder wo sie gewählt sind 
in den Städten, und haben weder Zeit noch die Möglichkeit, auf 
alle Einzelheiten der Wirtschaft einzugehen; einige aber, um ihres 
Vergnügens willen, tun das auch so, ohne Anhänglichkeit an ihren 
Dienst. Endlich die armen Adligen, die bis dahin noch am meisten 
zur Landwirtschaft geneigt hatten, verlassen, da sie durch den 
Dienst abgelenkt sind und einen größeren Gehalt beziehen, als 
die Einnahme aus ihrer Landwirtschaft ausmachen könnte, ihre 


Inn Far =. SE SEENEN, GER 
` 


Zur Geschichte des russischen Adels. 105 


kleinen Besitztümer nicht nur selber, sie nehmen vielmehr auch 
ihre Leute mit, die während ihrer Abwesenheit auf dem Lande 
das Feld zu bestellen pflegten, und sogar die Pferde, die zum 
Mistgeben und zur Bearbeitung ihrer Felder dienen, leben mit 
ihnen in den Städten.« 

Wie wir sehen, hörte der russische Gutsbesitzer nicht auf, 
ein »Dienstmann« zu sein, auch nachdem er offiziell vom Kriegs- 
dienst befreit war. Er paßte sich nur den neuen Bedingungen 
des Dienstes an: er ging, sozusagen, aus dem Kriegsministerium 
in das Ministerium für innere Angelegenheiten über — zum Dienst 
in die neueröffneten Gouvernementsämter. Auf jeden Fall war 
der Gutsbesitzer (der Inhaber von ehemaligem Dienstland) nach 
wie vor davon überzeugt, daß die Regierung ihm ein Amt geben 
und für seine materielle Sicherstellung sorgen müsse. 

Das arbeitslose Einkommen hatte den russischen Adel bis 
zu einem solchen Grade verwöhnt, daß, als in der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts Kreditanstalten aufkamen, die gegen Ver- 
satz von Ländereien Darlehen gewährten, der Gutsbesitzer sich 
förmlich darauf stürzte. Bei normalem Gang des wirtschaft- 
lichen Lebens dienen Darlehen gegen Versatz von Immobilien 
(Hypotheken) entweder dazu, unumgänglich nötige Verbesse- 
ıungen vorzunehmen oder eine Wirtschaft durch Neuanschaf- 
fungen zu erweitern. Unser Adel nahm aber Anleihen auf um des 
eigenen Vergnügens willen, für die Bedürfnisse des persönlichen 
Komforts. Bekanntlich hatte gleich von der Eröffnung des lang- 
fristigen Bodenkredits in Rußland an bis zu den letzten Tagen 
der Tätigkeit der Adelsbank — die Darlehen an die Adligen 
beständig die Tendenz, aus langfristigen in ewige überzugehen, 
und wenn die Leihgelder einmal die Kassen der Banken verlassen 
hatten, kehrten sie schon niemals mehr dahin zurück. 

Diesen Darlehen war es denn auch bestimmt, letzten Endes 
den Bodenbesitz des Adels zu vernichten. Zur Zeit der Bauern- 
befreiung (1861) waren von ıı Millionen Leibeigenenseelen männ- 
lichen Geschlechtes 7 Millionen versetzt, d. h. 65% der Gesamt- 
zahl. Als nun der Gutsbesitzer bei der Bauernbefreiung von der 
Regierung Abkaufsgelder für das den Bauern überlassene Land 
erhielt, hatte er die Möglichkeit, seine alten Schulden zurückzu- 
zahlen, und unter neuen Bedingungen mit freigewoıbenen Ar- 
beitern zu wirtschaften zu beginnen. Zum ersten Male befand 
sich da der Adel in der Lage eines gewöhnlichen Unternehmers: 
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unterstand er denselben Konkurrenzbedingungen wie alle andern 
Stände. Ungeachtet der vermehrten Protektion durch die Re- 
gierung: eines verbilligten Kredits, aller möglichen Vorteile und 
Fristverlängerungen bei der Bezahlung seiner Schulden — hielt 
der Adel diese Konkurrenz nicht aus. Die Verschuldung des 
Adelsbesitzes wuchs nach der Bauernbefreiung mit erschrecken- 
der Geschwindigkeit. Im Jahre 1870, als es erst zwei Boden- 
banken in Rußland gab, betrug die Zahl der versetzten Güter 
etwas mehr als 1000. Im Jahre 1875, nach Eröffnung von elf 
neuen Bodenbanken, waren bereits an II 000 Güter versetzt, 
und im Jahre 1892, nachdem die Adelsbank gegründet war (1886) 
— schon mehr als 97 ooo Güter, die in ihrer Gesamtheit ungefähr 
2/5 (39%) der ganzen Fläche des sich in Privatbesitz befindlichen 
russischen Grund und Bodens ausmachen. Im Jahre 1903 stieg 
die Zahl der versetzten Güter auf 173 000, was schon fast der 
halben Gesamtfläche des Privatbodenbesitzes gleichkommt (58,8 
Millionen Dessjatinen oder 49%). Der Verkauf von Adelsgütern 
wegen Verschuldung und auf Privatverfügung bin ging gleich- 
falls außerordentlich rasch vor sich. Vor der Bauernbefreiung 
besaßen die Adligen 105 Millionen Dessjatinen. Nach der Land- 
austeilung an die befreiten Bauern blieben den Gutsbesitzern un- 
gefähr 78 Millionen Dessjatinen. Im Jahre 1905 hatten sich aber 
davon nur noch 52 Millionen Dessjatinen in den Händen deı 
Adligen erhalten. Mit andern Worten: in 40 Jahren hatte der 
Adel 26 Millionen Dessjatinen verloren oder genau ein Drittel 
seines Grund und Bodens. Dabei beweisen offizielle Daten, daß 
in unserer Zeit diese Mobilisation des adligen Bodenbesitztums 
fortfährt, crescendo zu verlaufen. Im Jahre 1859—87, d. h. also 
in den ersten 28 Jahren nach der Bauernbefreiung, betrug der 
Prozentsatz des jährlichen Verlustes an Adelsländereien 0,65% ; 
in den folgenden ı5 Jahren (1888—97) stieg dieser Prozentsatz 
auf 1,27%, und in den Jahren 1898—ı900 gingen jährlich be- 
reits bis zu 2,25%, der ganzen Fläche der Adelsgüter verloren. 
Besonders rasche Fortschritte machte aber die Liquidation des 
Adelsgrundbesitzes vom Jahre 1905 an. Im Laufe des einen 
Jahres 1906 wurden durch die Bauernbank verkauft und ihr zum 
Verkauf angemeldet 7,6 Millionen Dessjatinen Adelsland (wäh- 
rend vordem die Zahl des jährlichen Verlustes höchstens goo 000 
Dessjatinen betragen hatte). Wenn man diese Fläche abzählt, 
bleibt den Adligen nicht mehr als 44 Millionen Dessjatinen, d. h. 
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im ganzen nur 56% des Landes, das sich nach der Bauernbe- 
freiung in ihrem Besitz erhalten hatte. Dabei gehört dies Land 
im ganzen 33,6% aller Mitglieder des Adelsstandes, d. h. also 
von je drei Familien, die zum Adel gehören, erhielt sich immer 
nur eine ihren Grundbesitz. Im Laufe der Zeit wird ein immer 
kleinerer Teil des Grund und Bodens von dem Gutsbesitzer selber 


bewirtschaftet, und wird ein immer größerer Teil den Bauern ` 


in Pacht gegeben. So wurden z. B. die versetzten Güter bewirt- 
schaftet in Prozent ihrer Gesamtzahl und in Klammern der ganzen 
Fläche: 


1885—90 1891—95 1896—1901 





Auf Rechnung des Besitzers 40 (32) 38 (30) 29 (21) 
In Pacht gegeben 39 (32) 42 (33) 51 (47) 
Teils selber bewirtschaftet, 

teils verpachtet 2I (36) 20 (37) 20 (32) 


Endlich wird auch der Typ der Besitzung immer kleiner. 
Im Jahre 1887 besaßen (in 50 Gouvernements) die Adligen durch- 
schnittlich je 538 Dessjatinen, im Jahre 1905 bereits nur 488. Dabei 
bilden mehr als die Hälfte aller Adelsgüter: 61 000 von 107 000 
(56,8%, die aber im ganzen nur 3,1% der Gesamtfläche aus- 
machen) Kleinbesitz, unter roo Dessjatinen. Großadelsgüter, 
von mehr als 1000 Dessjatinen (die fast 3⁄4 bis 72% der ganzen 
Fläche des Adelsgrundbesitzes einnehmen), wurden nur 9334 ge- 
zählt oder 8,7%, der Gesamtzahl. Man muß dabei bemerken, daß 
die Abnahme des Adelsgrundbesitzes hauptsächlich im äußersten 
Norden und im Süden zu beobachten ist, in der Wolgagegend 
und im Zentrum. Im Gegensatz dazu erhält sich in den nord- 
westlichen und besonders in den baltischen Provinzen der Adels- 
besitz gut. Dort hat sich auch die mittlere Größe des Besitzes 
im Jahre 1887—1905 nicht nur nicht vermindert, vielmehr erhöht 
(von 385 Dessjatinen auf 406 in den nordwestlichen Gouverne- 
ments, und von 1625 auf 2673 in den baltischen). 

Was den bäuerlichen Einzelbesitz anbetrifft, so hat er sich 
von der Zeit von 1877—1905 um mehr als das 2,2 fache vermehrt, 
indem er in einem Vierteljahrhunrdert von 5,9 auf 13,2 Millionen 
Dessjatinen stieg. Und das trotz der systematischen Adelspolitik 
der Regierung. 

Demnach zerfällt also die ganze Geschichte des russischen 
Adels in vier Perioden. In der ersten, die bis zum Ende des 
15. Jahrhunderts reicht, waren die Adligen freie Dienstleute. In 
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der zweiten, im Verlaufe des 16. und 17. Jahrhunderts, wurden 
sie gezwungene Dienstleute und an ihren Dienst »gefestigt«. Im 
18. Jahrhundert wurden sie hiervon befreit, sie behielten aber 
die unbezahlte Arbeit ihrer Leibeigenen bei und wurden zu einer 
privilegierten Klasse. Endlich in der letzten Periode, die eintrat, 
nachdem man dem russischen Adligen die unbezahlte Bauern- 
arbeit genommen hatte, gleicht er einem Menschen, der nicht 
gewöhnt ist an Arbeit und normale Wirtschaftstätigkeit. Der 
russische Adel bedurfte der Protektion und der Bevormundung, 
die ihm denn auch in Gestalt billigen Kredits gewährt wurden. 
Da aber die Gewöhnung an normales Wirtschaften fehlte, führte 
und führt billiger Kredit lediglich zu einer rascheren Liquidation 
des adligen Bodenbesitzes. Nachdem der Adel seine Hauptstütze 
verloren hatte im Bodenbesitz, verlor er auch gleichzeitig der 
Reihe nach alle anderen bisherigen Privilegien — nicht durch 
irgendwelche gesetzliche Maßnahmen, vielmehr ganz einfach 
durch den natürlichen Verlauf der Dinge. Im Gouvernement 
und Kreisbezirk trat die Tätigkeit dei Adelsversammlungen 
gegenüber der Tätigkeit der Kreisversammlung auf den zweiten 
Plan. Die Befreiung vom Kriegsdienst ward gegenstandslos bei 
der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht. Das Freisein von 
Abgaben verliert seinen Sinn, nachdem der Staat von der Standes- 
besteuerung auf die Einkommensteuern übergegangen war, und 
erstreckt sich schon jetzt nicht mehr von der Person des Adligen 
auf das Adelsland Das Recht des Adligen, nur dem Gerichte 
seines Standes, der ihm Gleichgestellten, zu unterliegen, hatte 
schon zur Zeit der Gerichtsrefoım seine Bedeutung eingebüßt. 
Freilich machte sich in den letzten ro Jahıien das Bestreben 
geltend, so viel als möglich von den adlıgen Privilegien zu er- 
halten, den Zutritt zum Adel, der von der Zeit Peters an der Be- 
amtenschaft so weit offen stand, zu erschweren, ferner der Zer- 
stücklung der Adcelsgüter auf gesetzlichem Wege ein Ende zu 
bereiten, da ja so beständig die allergrößten Reichtümer unseres 
Adels zugrunde gingen, ferner die Adelsgüter vor Verkauf und 
Ruin zu retten vermittelst außerordentlicher Begünstigungen, 
des weiteren dem Adel einen überragenden Einfluß in der Kreis- 
vertretung zu gewähren auf dem Wege der Einführung eines 
künstlichen Wahlrechts, den Adligen zum erblichen Richter und 
unmittelbaren Vorgesetzten über den bäuerlichen Amtsbezirk zu 
machen usw. Als die eigentliche Veranlassung zu allen diesen 
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RegierungsmaBnahmen erweist sich eine rein politische Notwen- 
digkeit: das Bestehen eine soziale Gruppe zu erbalten, die als 
die allerzuverlässigste Stütze der überlebten Staatsordnung galt. 
Gerade durch dies Motiv eıklärt sich denn auch jene überragende 
politische Rolle, welche dem Adelsstand (den ehemaligen »Dienst- 
landinhabern«) in der Staatsduma zufiel nach der Verordnung 
vom 3. Juni 1607. 

Indes kamen alle diese Maßnahmen zur Erhaltung des Stan- 
descharakters des Adels doch wohl zu spät. Ganz dieselbe Ur- 
sache nämlich, welche zur Zerstörung des Fundamentes der Adels- 
privilegien geführt hatte, verhindert mit Naturnotwendigkeit 
auch den Erfolg der Palliativmaßregeln zugunsten dieses Standes: 
In unserem historischen Leben fehlte eben die Voraussetzung zur 
Bildung festgeschlossener Stände. Kein Wunder, daß sich auch 
in unserm Adel kein Gefühl der Standeseinheit bilden konnte. 
Da aber nun einmal dieser Korporationsgeist fehlte, entstanden 
nirgendswo Adelsprivilegien so rasch, währten sie nirgends su 
kurze Zeit, und wurden sie nirgends so völlig vernichtet als eben 
bei uns. Auch darüber braucht man sich nicht eigentlich zu wun- 
dern, daß sogar im Augenblicke seines vollen politischen Trium- 
phes der ehemals führende Stand schon nichts Wirksameres und 
Vorteilhafteres für sich auszudenken vermochte, als seine ab- 
sterbende und sich zeısetzende soziale Gruppe zu stützen mit 
frischen Kräften aus den »starken« Elementen des Bauernstandes. 
Gerade von dieser Absicht läßt sich doch sowohl die Regierung 
wie der (ehemalige dienstlandbesitzende) Adel leiten bei jener 
übereilten »Anpflanzung vom persönlichen Eigentum«, welche die 
letzte politische Losung der russischen Reaktion ausmacht. 

Wenn wir demnach die soziale Geschichte des russischen 
Adels zusammenfassen, können wir sagen, daß ungeachtet aller 
Anstrengungen der Regierung dem Stande »einen edlen Schlachta- 
geist« einzuflößen, der Adel nach dem geistvollen Ausdruck Ko- 
scheleffs war und bleibt »ein Teig, aus dem sich die Regierung den 
Beamten buk« — der Geist der Zeit aber und der Gang der russi- 
schen Aufklärung schufen die russische Intelligenz, die den Grund 
legte zu einer öffentlichen Meinung jenseits aller Ständesab- 
grenzungen. 
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Inhaltsübersicht: r. Einleitung S. 110. 2. Nachfrage und Angebot 
nach der bisherigen Auffassung S. 112. 3. Nachfrage und Angebot verstanden 
als Nutzen und Kosten S. 116. 4. Die Formen des Monopols S. 118. 
5. Monopol- und Konkurrenzbedingungen S. 120. 6. Konkurrenz und Mono- 
pol als Tauschkonstellationen S. 124. 7. Konkurrenz und Monopol als Re- 
lationsbegriffe S. 127. 8. Das relative Monopol im besonderen S. 13I. 
9. Der Zusammenhang zwischen Monopol und Konkurrenz S. 137. to, Das 
Wesen der vertragsmäßigen Monopole S. 141. 


I. Einleitung. 


Seit nahezu zehn Jahren habe ich in einer Reihe von Arbeiten An- 
sichten über verschiedene Probleme der theoretischen Nationalökonomie 
veröffentlicht, welche schließlich zu einer Ablehnung der gesamten bis- 
herigen Grundlagen der Wissenschaft und zu einem Neubau auf Grund 
einer neuen Auffassung der wirtschaftlichen Erscheinungen führten. 
Die systematische Darstellung meiner Gedanken, mit der ich seit 
langem beschäftigt war, liegt jetzt in der Hauptsache abgeschlossen 
unter dem Titel: »Grundsätze der Volkswirtschaftslehre« im Manuskript 
vor. Da an die Veröffentlichung während des Krieges nicht zu denken 
ist, möchte ich hier nur einige Ergebnisse aus einem Gebiete vorlegen, 
das von der Grundauffassung, in der ich von der bisherigen Theorie 
abweiche, ziemlich unabhängig ist, so daß meine Ausführungen auch 
vom Standpunkte der bisherigen Auffassung der Wirtschaft verstanden 
werden und zu weiteren Untersuchungen anregen können. Ihre letzte 
und entscheidende Bedeutung erhalten sie natürlich erst durch ihre 
Stellung in einem Gesamtsystem der ökonomischen Theorie 
und deshalb sei hier in der Einleitung mit wenigen Worten auf die 
Grundgedanken meiner Theorie eingegangen. Ich knüpfe dabei an Aus- 
führungen an, die ich insbesondere in dieser Zeitschrift, Jahrgang tor? 
in dem Aufsatze: Die Entstehung des Preises aus 
subjektiven Wertschätzungen gemacht habe, sowie 
an zwei Arbeiten in Conrads Jahrbüchern: DasWesen der Wirt- 
schaft und der Ausgangspunkt der National- 
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ökonomie, 1913, und Wirtschaft und Technik, 
1914. 

Im Gegensatz zu der gesamten bisherigen Auffassung, welche das 
Wirtschaften ableitet aus dm beschränkten Vorhanden- 
seinvonGegenständen der äußeren Natur, esdaher 
in erster Linie mit der Sachgüterbeschaffung verknüpft und so zu 
einer Verwechslung von Technik und Wirtschaft kommt, ist Wirtschaf- 
ten nach meiner Ansicht etwas Psychisches, eine besondere Art 
des Disponierens, es ist Nutzen und Kostenverglei- 
chen. Nutzen und Kosten sind also nicht Gütermengen, sondern 
Lust- und Unlustgefühle, und die wirtschaftliche Aufgabe ist nicht 
Produktion, Güterbeschaffung, sondern die Erzielung eines Maximums 
von Lustgefühlen mit einem Minimum von Unlustgefühlen. Die Un- 
lustgefühle, Kosten, sind eigene Arbeitsmühe oder Opfer von Sach- 
gütern. Erstere hat der Wirtschafter nicht in gegebenem Umfange, 
sondern jede folgende Arbeitsanstrengung wird stärker als Unlustge- 
fühl empfunden. Nicht die Güter der Außenwelt sind, mit wenigen 
Ausnahmen, beschränkt vorhanden, sondern nur die menschliche 
Arbeitsfähigkeit ist beschränkt, sie sich anzueignen. Und daher ist 
es das wirtschaftliche Problem, wie auf an sich unbegrenzte Be- 
dürfnisse ihrem Umfange nach nicht gegebene Kosten, letzten Endes 
Arbeitsmühe, aufgewendet werden. 

Die schärfste theoretische Formulierung dafür, wie der Wirt- 
schafter diese Aufgabe löst, istdasGesetzdesAusgleichs der 
Grenzerträge: Kosten dürfen nur soweit auf die Befriedigung 
jeder Bedürfnisart verwandt werden, daß die Erträge, d.h. der 
Ueberschuß von Nutzen über die Kosten, die mit der letzten aufge- 
wendeten Kosteneinheit erzielt werden, für alle Bedürfnisse 
gleich groß sind. 

Dieser Satz, der also das wirtschaftliche Handeln jedes einzelnen 
Menschen bestimmt, gilt nun auch für den gesamten Tausch- 
verkehr und für die Preisbildung dabei, d. h. er erklärt das 
Angebot und damit den Umfang, in dem die Nachfrage, die auch 
hier, wie die Bedürfnisse, als unbegrenzt anzusehen ist, befriedigt wird. 
Jedem Erwerbszweig werden nur solange Kapitalien und Arbeitskräfte 
zuströmen, daß die Erträge der teuersten Anbieter in allen Erwerbs- 
zweigen ungefähr gleich groß sind. Wie es dabei zur Bildung eines ein- 
heitlichen Preises kommt und wie diese Erklärung der Preisbildung, die 
weder eine gegebene Angebots-, noch eine gegebene Nachfragemenge 
voraussetzt, sich von der bisherigen sog. Preistheorie unterscheidet, die 
von jenen ganz falschen Voraussetzungen ausging, das habe ich in 
vorläufiger Formulierung in dem erwähnten Aufsatz über die Ent- 
stehung des Preises gezeigt. 

Die folgenden Erörterungen bilden gewissermaßen eine Vorarbeit 
für die Preistheorie. Sie klären vier Begriffe, die bisher alle falsch auf- 
gefaßt wurden, nämlich die Begriffe Angebot, Nachfrage, 
Monopolund Konkurrenz. Ihre richtige Auffassung ist so- 
wohl für die Preistheorie als auch für eine Lehre vom Einkommen von 
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Bedeutung, welche nicht, wie die bisherige, auf dem Zurechnungs- 
gedanken, sondern eben auf der Erklärung der Preisbildung beruht. 
So wird man, hoffe ich, auf Grund der folgenden Erörterungen meine 
Preistheorie besser verstehen als das bisher der Fall war, als auch viel- 
leicht einige Anregungen erhalten zur Kritik der bisherigen Einkom- 
menslehre. Denn wenn es eine eigentliche Preistheorie bisher über- 
haupt nicht gab, so ist dagegen die Einkommenslehre der Gipfel- 
punkt all der Fehler und Irrtümer, die sich aus der technisch-materia- 
listischen Auffassung der Wirtschaft ergeben, sie ist der völlig ge- 
scheiterte Versuch, auch hier hinter den Geldausdrücken nur die 
Gütermengen zu sehen. Wenn die folgenden Zeilen nur dazu 
dienen, einige Anregungen zum erneuten Durchdenken dieser Probleme 
zu geben, so ist ihr Zweck erfüllt. 


2. Nachfrage und Angebot nach der bisherigen 
Auffassung. 


In der bisherigen ökonomischen Theorie spielen die Begriffe M o- 
nopol und Konkurrenz eine verhältnismäßig geringe Rolle. 
Sie werden erwähnt bei den Erörterungen, die man heute Preistheorie 
zu nennen pflegt, die aber in Wahrheit nichts weiter sind als die Fest- 
stellung der umgesetzten Gütermengen bei gegebenen Angebots- und 
Nachfrageziffern auf beiden Seiten. Hier bezeichnet Monopol den 
Zustand, daß nur ein Anbieter (bzwAbnehmer) vor- 
handen ist, Konkurrenz das Vorhandensein 
mehrerer. Ferner wird regelmäßig erwähnt, daß die »freie Kon- 
kurrenz« das Organisationsprinzip des heutigen Tauschverkehrs sei, 
ihre Vorzüge und Nachteile werden erörtert und bei den letzteren, dem 
anarchischen Zustand der Produktion, kommt man dann 
wieder auf das Monopol, die monopolistischen Erscheinungen in der 
modernen Volkswirtschaft. Das ist alles Wegen des Mangels einer wirk- 
lich im Mittelpunkt der Erklärung des ganzen tauschwirtschaftlichen 
Mechanismus stehenden Preistheorie kommt die Bedeutung 
der beiden Begriffe längst nicht genügend zur Geltung und insbeson- 
dere wird nicht erkannt, welche Bedeutung sie für die Ein ko m- 
menslehre haben. Dies hängt mit dem von mir so oft kritisierten 
Zustand zusammen, daß die Einkommenslehre eigentlich in gar keiner 
Verbindung mit der Preistheorie steht, weil es eben eine solche, die 
wirklich diesen Namen verdient, nicht gibt. Daher werden in dem 
System der bisherigen materialistisch-quantitativen Theorie die Ein- 
kommen statt aus der Preisbildung durch eine besondere Zurech- 
nungslehre erklärt, welche allein schon vom logischen Stand- 
punkte eine der größten Verirrungen ist, die jemals in einer Wissen- 
schaft vorgekommen sind. 

Es kann nun natürlich nicht unsere Aufgabe sein, alle diese Ver- 
säumnisse der bisherigen Theorie hier nachzuholen. Vielmehr soll hier 
nur der Grund gelegt werden für eine richtigere Erfassung von Monopol 
und Konkurrenz in einem mehr auf der Beobachtung aufgebauten 
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System der ökonomischen Theorie. Auch die folgenden Bemerkungen 
über Monopol und Konkurrenz sind, wie mir jeder nach der Lektüre 
wird zugeben müssen, aufgebaut auf der Beobachtung von Tatsachen, 
die man bisher eben nicht beachtet hatte, und versuchen, diese Tat- 
sachen systematisch zu gestalten. 

Infolge der Benützung des Geldes beim Tausch, durch die dieser 
vom Standpunkt der Bedarfsbefriedigung in zwei Teile zerlegt wird, 
kann man bei jedem dieser Tauschakte wieder Ein- und Verkauf 
unterscheiden. Einkauf liegt vor bei dem, der das Geld, Verkauf bei 
dem, der die Ware gibt. Beim Naturaltausch ist jeder Käufer und 
Verkäufer zugleich, auch beim Geldtausch wird jeder Verkäufer, der 
das Geld erhält, später wieder Käufer; nur deswegen beschafft er sich 
das Geld, um damit beim Ankauf von Genußgütern freie Hand zu 
haben. Aber beide Handlungen fallen hier eben zeitlich und auch den 
Geldsummen nach oft vollkommen auseinander. Damit rechtfertigt 
sich auch sprachlich der kurze Ausdruck Geldtausch. Denn er 
ist nicht nur ein Tausch mit Geld, sondern das eine Tauschgut ist 
heute stets Geld. 

Ungefähr dasselbe wie die Unterscheidung von Einkauf und Ver- 
kauf bedeutet die von Anbieter und Abnehmer oder, un- 
persönlicher gefaßt, von Angebot und Nachfrage. Beide 
Begriffe, schon aus dem Sprachgebrauch des wirtschaftlichen Lebens 
entnommen, gehören zu den wichtigsten der Volkswirtschaftslehre, 
die namentlich in der Preistheorie die allergrößte Rolle spielen. In 
der Geldwirtschaft nennt man den, der die Ware hingibt, den Ver- 
käufer, auch den Anbieter, den, der das Geld hingibt, den Käufer, 
auch den Abnehmer. Dieser Sprachgebrauch ist zwar wissen- 
schaftlich nicht ganz korrekt. Denn sehr häufig wird im Tauschver- 
kehr faktisch Geld angeboten, z.B. beider Anzeige: ein Wohn- 
haus, ein Fahrrad zu kaufen gesucht! Auch gibt es ja Fälle, wo es 
sich auf beiden Seiten nur um Geld handelt, bei der Geldleihe, 
dem Kredit, wo auch die Unterscheidung von Ein- und Verkauf natür- 
lich hinwegfällt. Aber derartige Fälle können vom Standpunkte der 
Erklärung der allgemeinen Tauschvorgänge außer Betracht gelassen 
werden. Die Begriffe Anbieter und Abnehmer werden ebensowenig 
je mißverstanden wie die Käufer und Verkäufer. 

Dagegen knüpfen sich in der ökonomischen Theorie die größten 
Mißverständnisse an die abstrakte Formulierung jener Unterscheidung, 
an die Begriffe Angebot und Nachfrage. Ein unklarerSprach- 
gebrauch hat hier sehr viel Unheil angerichtet und viel dazu beige- 
tragen, daB man die wirtschaftliche Aufgabe nicht richtig erkannte. 
Wenn die Schuhhändler einer Stadt 100 000 Paar Stiefel auf Lager 
haben, so nennt man diese 100 000 das Angebot, und wenn 80 000 
davon abgesetzt sind, so nennt man sie die Nachfrage. Von dieser 
rein quantitativen Auffassung beider Begriffe hat sich die ökonomische 
Theorie, die ja eben überhaupt materialistisch-quantitativ ist, nie be- 
freien können und das hat zu den folgenschwersten Irrtümern beson- 
ders in bezug auf die Aufgabe und die Voraussetzungen der Preistheorie 
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getührt. So sagt z. B. v.W ieser in dem neuen Grundriß der Sozial- 
ökonomik Band I S. 249: »Das reelle Angebot geht aus dem ge- 
gebenen Vorrat, die reelle Nachfrage aus dem gegebenen Bedarf her- 
vor, so daß das Angebot der zu Markt gebrachte Teil des Vorrates, 
die Nachfrage der auf dem Markte geltend gemachte Teil des Bedarfes 
ıst!« Die Notwendigkeit, einen Teil der Nachfrage oder des Angebots 
als »reell« zu bezeichnen, kennzeichnet schon die Fehler dieser ganzen 
Auftassung. Ferner ist es grundfalsch, in der Erklärung des tausch- 
wirtschaftlichen Mechanismus von einem gegebenen Vorrat an Gütern 
und von einem zahlenmäßig gegebenen »Bedarf« auszugehen, wie es 
die Grenznutzenlehre bei allen ihren Erörterungen sowohl über den 
Wert wie über den Preis immer tut. Denn selbst nach der materia- 
listischen Auffassung bedeutet Wirtschaften nie: gegebene Mittel ver- 
wenden, sondern nach dieser bedeutet es Produzieren, Güter b e- 
schaffung, und das Problem der Einzelwirtschaft wie der Tausch- 
wirtschaft ist daher: welche Güter werden beschafft und in welchem 
Umfange? nach unserer Terminologie: in welchem Umfange werden 
Kosten auf die verschiedenen Bedürfnisse aufgewendet ? Und daher 
ist »der Bedarf« keine zahlenmäßig-quantitativ gegebene Größe, son- 
dern die Bedürfnisse sind sozusagen unbeschränkt, in welchem Um- 
fange sie aber befriedigt werden, das zu entscheiden ist eben das wirt- 
schaftliche Problem und wie es gelöst wird, zu zeigen, ist Aufgabe der 
ökonomischen Theorie. 

Ebenso verkennt v. Schmoller vom quantitativ-materia- 
listischen Standpunkt aus vollkommen die Probleme von Angebot 
und Nachfrage, d. h. die Probleme des Tausches und der Preisbildung, 
wenn er definiert (Grundriß II S. 106): »Angebot ist die von den Inter- 
essenten gewünschte oder geschätzte bestimmte Menge einer Gattung 
von Waren, die auf einem bestimmten Markte, in einer bestimmten 
Zeit Käufer sucht. Die Nachfrage ist... der Wunsch der Käufer des- 
selben Marktes und derselben Zeit, diese Waren zu erwerben.« Hier 
ist beachtenswert, daß das Angebot rein quantitativ-materialistisch, 
die Nachfrage aber psychisch, als ein Wunsch »definiert« wird. Frei- 
lich wäre es einfacher gewesen, zu sagen: Nachfrage ist der Wunsch 
zu kaufen, Angebot der Wunsch zu verkaufen. Aber es ist klar, daß 
mit allen diesen »Definitionen« nichts gewonnen ist. 

Man erkennt hier immer wieder die unheilvollen Wirkungen der 
quantitatıv-materialistischen Auffassung der Wirtschaft, die überall 
mit gegebenen Güterquantitäten rechnen zu dürfen glaubt. Die 
neuere, sog. subjektive Theorie, die v. Wieser im allgemeinen vertritt, 
der er aber an der angeführten Stelle wie an so vielen Orten untreu 
wird, und die ja überhaupt nie konsequent festgehalten wurde, er- 
kannte schon selbst, daß die rein quantitative Auffassung von Angebot 
und Nachfrage zur Erklärung der Güterpreise doch nicht genügen 
könnte, sondern daß man auch die »Wertschätzungen« für die auszu- 
tauschenden Güter berücksichtigen müsse. So kam insbesondere 
v.Böhm-Bawerk, frühere Erörterungen C. Mengers etwas er- 
weiternd, dazu, die Begriffe Angebot und Nachfrage zu zerlegen und 
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danach folgende »Bestimmgründe« des Preises zu formulieren, die 
in alle Lehrbücher übergegangen sind 1). 


I. Die Zahl der auf die Ware gerichteten Begehrungen (Umfang 
der Nachfrage); 


2. die Höhe der Schätzungsziffern auf seite der Kauflustigen (In- 

tensität der Nachfrage); 

3. die Zahl, in der die Ware feil ist (Umfang des Angebots); 

4. die Höhe der Schätzungsziffern auf seite der Verkaufslustigen 

(Intensität des Angebots). 

Böhm-Bawerk berücksichtigt dann noch, daß »die Höhe der 
Schätzungsziffern« auf beiden Seiten eigentlich in 2 Ziffern zerfallen 
müßte, nämlich auf jeder Seite die Schätzungsziffern für die Ware und 
für das Tauschgut und kommt daher schließlich zu 6 »Bestimm- 
nn des Preises (S. 394): 

I. Die Zahl der auf die Ware gerichteten Begehrungen;; 
2. die absolute Größe des subjektiven Wertes der Ware für die 
Kauflustigen ; 

3. die absolute Größe des subjektiven Wertes des Preisgutes für 

die Kauflustigen ; 

4. die Zahl, in der die Ware feil ist; 

5. die absolute Größe des subjektiven Wertes der Ware für die 

Verkaufslustigen ; 


6. die absolute Größe des subjektiven Wertes des Preisgutes 

für die Verkaufslustigen. 

Diese Zerlegung von Angebot und Nachfrage in Menge und Inten- 
sıtät, die beide durch Ziffern ausgedrückt und damit auf beiden Seiten 
als fixe und gegebene Größen behandelt werden, bedeutet nun nicht 
den geringsten Fortschritt zur Lösung des Preisproblems. Denn 
wie diese Schätzungsziffern auf beiden Seiten zustande kommen, 
darüber erfährt man nichts, ebensowenig, warum denn gerade die 
Kauflustigen bei ihren Schätzungsziffern x Stück kaufen, die Ver- 
kaufslustigen bei ihren Schätzungsziffern y Stück verkaufen wollen. 
Alle diese Ziffern werden als gegebene Größen angenommen, während 
gerade die Aufgabe der Tausch- und Preistheorie darin besteht, zu 
erklären, wie sie zustande kommen. Diese falsche Problemstellung ist 
einer der Hauptfehler der bisherigen Wissenschaft, der bewirkt, daß 

es eine wirkliche Preistheorie bisher überhaupt noch nicht gibt. Vor 
allem darf man natürlich nicht einen bestimmten Gütervorrat ein- 
fach als vorhanden annehmen und ihn Angebot nennen, und ebenso- 
wenig darf man diesem Angebot ohne weiteres bestimmte »Schätzungs- 
ziiferns zugrunde legen. Denn das Problem ist gerade, welche Güter 
und in welchem Umfange werden sie angeboten ?, und die Anbieter, 
die Erwerbswirtschaften, haben meist für ihre Güter gar keine »Wert- 
Schätzungen«e, wohl aber verwenden sie auf das Angebot Kosten in 


einem Umfange, den herauszufinden eben Aufgabe der Tausch- 
theorie ist. 


t) Positive Theorie des Kapitals, III. Aufl. S. 392. 
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Auch die Nachfrage ist nicht eine nach Umfang und Intensität 
zahlenmäßig bestimmte Größe, sondern wie sich in der Tauschwirt- 
schaft, wo niemand für Befriedigung seines eigenen Bedarfs tätig ist, 
die Bedürfnisse äußern und in welchem Umfange sie dann durch das 
Entstehen eines Angebots befriedigt werden, das ist auch ein Problem, 
das, wie man sieht, mit dem des Angebots auf das innigste zusammen- 
hängt. 


3. Nachfrage und Angebot verstanden als 
Nutzen und Kosten. 


Wir kommen zu einem richtigen Verständnis von Angebot und 
Nachfrage erst, wenn wir erkennen, daß Nachfrage und Angebot im 
Tauschverkehr eigentlich nichts anderes sind als innerhalb der einzelnen 
Wirtschaft Nutzen und Kosten. Was in der Einzelwirtschaft das 
Bedürfnis, der erstrebte Genuß ist, das ist im Tausch- 
verkehr die Nachfrage, was dort die Kosten sind, nennt 
man hier Angebot. Ebenso wie in der Einzelwirtschaft die Be- 
dürfnisse, d.h. der erstrebte Nutzen, zu unterscheiden sind von 
dem tatsächlich erzielten Nutzen (Rohertrag), ebenso ist es mit dem 
Begriff Nachfrage. Die Nachfrage ist ebenso wie die Bedürfnisse an 
sich als unendlich groß anzusehen, nur nimmt sie mit wachsender Be- 
friedigung immer an Stärke ab. Sie darf aber in der Tauschlehre eben- 
sowenig als eine feste, auf ein bestimmtes Güterquantum bezogene 
Größe angesehen werden wie in der Einzelwirtschaft die Bedürfnisse. 
Die quantitativ-materialistische Theorie, die das verkannte und unter 
Nachfrage den Wunsch nach einem gegebenen Güterquantum ver- 
stand, hat das Problem des Tauschverkehrs ebensowenig richtig ver- 
standen wie das Wesen der Wirtschaft überhaupt. 

Da es, wie gesagt, nur beim Geldtausch Sinn hat, Angebot und 
Nachfrage zu unterscheiden, kommen wir zu folgender Definition der 
Nachfrage: Nachfrage ist die Gesamtheit der Be- 
dürfnisse aufein Geldeinkommen übertragen, 
oder: Nachfrage bedeutet nichts anderes als den Bedürfnis- 
seneinen Geldausdruck geben, der aber keinen Wert- 
ausdruck, sondern nur eine Relation, die verhältnismäßige Stärke 
der Bedürfnisse, bezeichnet. In welcher Weise das geschieht, das 
zu erörtern ist die erste Aufgabe der Preistheorie. Denn diese Geldaus- 
drücke für die Bedürfnisse führen zum Preise, wenn ihnen ein An- 
gebot entgegentritt. Wir verweisen dafür auf unsern früheren Auf- 
satz, in dem gezeigt wurde, wie jeder Wirtschafter auf Grund seiner 
Bedürfnisse und auf Grund seiner Kenntnis früherer Preise seine 
Bedürfnisse nach dem Gesetz des Ausgleichs der Gelderträge auf sein 
Geldeinkommen verteilt und darnach seinen Wirtschaftsplan, seine 
eventuellen Kosten in Geld feststellt. 

Angebot bedeutet letzten Endes dasselbe wie innerhalb der 
Einzelwirtschaft der Begriff Kosten. Nur daß im Tauschverkehr 
ein anderer die Kosten aufwendet als der, der nach dem betreffenden 
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Gut ein Bedürfnis empfindet. Man könnte das Angebot definieren als 
die Gesamtheit der Kosten, die im Tauschver- 
kehr zur Befriedigung des Bedarfs anderer 
aufgewendet werden. Aber der gewöhnliche Sprachge- 
brauch, gegen den hier schwer anzukämpfen ist, verwendet das Wort 
rein quantitativ im Sinne der auf den Markt kommenden Gütermenge. 
Doch macht das keinen wesentlichen Unterschied, wenn man nur er- 
kennt, daß das Angebot, sei es als Kosten, daher im letzten Grunde 
als Arbeitsmühe, sei es als eine Gütermenge, keine gegebene 
Größe ist, sondern daß das Tauschproblem gerade darin besteht, 
zu erklären, wie es zu einem Angebot kommt, in welchem Umfange 
Kosten aufgewendet oder, nach der materialistischen Definition, welche 
Gütermenge auf den Markt gebracht wird. Diese Entstehung und 
den Umfang des Angebots zu erklären, ist die zweite und Hauptauf- 
gabe der Preistheorie.. Wie sie ebenfalls durch das Gesetz des Aus- 
gleichs der Grenzerträge auf Grund des Ertragsstellers der Erwerbs- 
wirtschaften gelöst wird, haben wir in der früheren Arbeit gezeigt. 

Aber die Analogie zwischen Nutzen und Kosten und Nachfrage 
und Angebot geht noch einen Schritt weiter. Ebenso wie in der Einzel- 
wirtschaft das Verhältnis von Nutzen und Kosten, das wir Ertrag 
nennen, entscheidend ist für die wirkliche Bedarfsbefriedigung, ebenso 
ist auch im Tauschverkehr das Verhältnis von Angebot und Nachfrage 
entscheidend für die durch den Tausch herbeigeführte Bedarfsbe- 
friedigung, d. h. für den Preis, durch den sie erfolgt. In der Einzel- 
wirtschaft bestimmt die Stärke der Bedürfnisse, die an sich unend- 
lich sind, das Maß der dafür aufzuwendenden Arbeitsmühe, d. h. die 
Kosten und dadurch auch die Menge der durch Kostenaufwendung 
herzustellenden Güter. Und diese Gütermenge bestimmt dann wieder 
den Umfang der Bedürfnisse, welche befriedigt werden, den tatsäch- 
lich herbeigeführten Nutzen. Genau so ist es in der gesamten Tausch- 
wirtschaft. Die Gesamtheit der Bedürfnisse, deren Stärke einen Aus- 
druck im Gelde findet, d. h. also die Nachfrage bestimmt das Angebot, 
d. h. bestimmt sowohl die Kosten als auch die Gütermenge, die durch 
den Aufwand jener Kosten hergestellt wird. Und diese Gütermenge, 
das Angebot, bestimmt dann wieder den Teil der Nachfrage, der ta t- 
sächlich befriedigt wird. Wir wissen, daß dieses wechsel- 
seitige Bedingtsein von Nutzen und Kosten, Nachfrage und Angebot 
nur möglich ist, wenn man nicht Nutzen und Kosten bei jedem Be- 
dürfnis isoliert vergleicht, sondern daß das Wesen der Wirtschaft ge- 
rade darin besteht, alle Kosten auf eine Einheit zu 
bringen, und je nach der Stärke der Bedürfnisse, schärfer for- 
muliert nach dem Gesetz des Ausgleichs der Grenzerträge, die Ver- 
teilung der Kosten auf die einzelnen Bedürfnisse vorzunehmen. Und 
auch dieses gilt ebenso in der Tauschwirtschaft. Auch hier ist die Auf- 
gabe die, daß die Gesamtheit der aufzuwendenden Kosten, hier An- 
gebot genannt, auf die Gesamtheit der in Geld ausgedrückten Be- 
dürfnisse, die Nachfrage, so verteilt werde, daß diese Bedürfnisse 
ihrer in Geld ausgedrückten Stärke nach befriedigt werden. Und auch 
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hier gibt, wie wir schon sagten, das Gesetz des Ausgleichs der Grenz- 
erträge die Richtschnur und die Lösung, in welchem Umfange das ge- 
schieht. Ebenso wie in der Einzelwirtschaft das Ertragsprinzip be- 
stimmt, in welchem Umfange Kosten aufgewendet und damit ein er- 
strebter Nutzen wirklich befriedigt werden kann, ebenso ist es mit 
Angebot und Nachfrage im Tauschverkehr. Das Ertragsprinzip be- 
stimmt den Preis, welcher, wiederum als Relation, der Geldausdruck 
des erzielten Nutzens ist 2). 


A Die Formen des Monopols. 


Monopol nennt die Theorie, wie wir schon sagten, den Fall, 
daß ein Anbieter oder eventuell ein Abnehmer (Einkaufsmono- 
pol) verhanden ist, Konkurrenz den Fall, wenn mehrere 
Anbieter oder eventuell mehrere Nachfrager vorhanden sind. Wir 
wollen hier unter Monopol schlechthin das Angebotsmonopol 
verstehen, das die praktisch bedeutsamste Art des Monopols ist. Es 
gibt nun verschiedene Erscheinungsformen des Monopols nach der 
Art seiner Entstehung, und um bei unseren Untersuchungen Mißver- 
ständnisse zu vermeiden, sei zunächst mit ein paar Worten auf ihre 
Unterscheidung hingewiesen. Die wichtigste Unterscheidung ist die 
in natürliche Monopole, hervorgehend aus der Unvermehr- 
barkeit gewisser Güter oder Leistungen, verliehene Monopole, 
die die öffentlichen Körperschaften entweder ihren eigenen Organen 
oder privaten Erwerbswirtschaften verleihen, und drittens, ver- 
tragsmäßige Monopole, die die Erwerbswirtschaften selbst, 
zwecks Beseitigung ihrer Konkurrenz durch Vereinbarungen schaffen. 
Hier interessieren uns zunächst nur diejenigen verliehenen Monopole, 
die der Staat sich selbst, d. h. einzelnen seiner Organe oder 
anderen öffentlichen Körperschaften verleiht. Man bezeichnet sie 
auch als Verwaltungsmonopole. Sie sind, wie alle verlie- 
henen Monopole, regelmäßig eine Maßregel der Volkswirtschafts- 
politik, sei es, daß der Staat sie zu Steuerzwecken einführt, sei 
es, daß sich der Staat gewisse Tätigkeiten und Leistungen, z. B. Post, 
Eisenbahnen usw. im allgemeinen Interesse vorbehält. Von den ver- 
liehenen Privatmonopolen aber unterscheiden sich diese Verwaltungs- 
monopole dadurch, daß der Staat sie sehr häufig nicht als Erwerbs- 
wirtschaften (Unternehmungen) mit dem Zweck höchsten Gelder- 
trages betreibt. Etwas derartiges ist bei Privatmonopolen, seien es 
natürliche, seien es staatlich verliehene, nur durch wirtschaftspoli- 
tische Maßregeln zu erzielen, weil sich sonst das Streben aller Er- 
werbswirtschaiten nach höchstem Geldertrag durch etzen würde, z. B. 


staatliche Tariffestsetzungen für konzessionierte Privatbahnen. 


Bei den Staatsmonopolen ist dieses wirtschaftspolitische Eingreifen 
oft gleich mit der Errichtung des Monopols verbunden. Aber daß die 


2) Damit ergibt sich auch, weshalb mit der Erklärung des Preises auch die 
ganze Einkommenslehre gegeben ist. Denn das Einkommen ist eben auch der 
Geldausdruck des erzielten Nutzens, 
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Beschränkung des Ertragsstrebens dem Verwaltungsmonopol nicht 
inhärent ist, sondern auf besonderem wirtschaftspolitischem Ein- 
greifen beruht, zeigt sich darin, daß solche Höchstpreise durch 
die Gesetzgebung ganz unabhängig von der Monopolverwaltung zu- 
stande kommen. Es zeigt sich ferner auch darin, daß den Verwaltungs- 
monopolen anderer öffentlicher Körperschaften sehr häufig durch den 
Staat Schranken in der Preisbildung gesetzt werden müssen. 

Die Rücksicht auf allgemeine Interessen der verschiedensten Art 
kann bei den Staatsmonopolen soweit gehen, daß sie unter Umständen 
den Gebrauch eines Gegenstandes möglichst einzuschränken bezwecken. 
Ein staatliches Saccharin-, Phosphor-, Branntweinmonopol könnte 
sich z. B. diese Aufgabe setzen und damit aufhören, überhaupt eine Er- 
werbswirtschaft zu sein. Im allgemeinen aber können wir auch die 
Verwaltungsmonopole aller öffentlichen Körperschaften als Er- 
werbswirtschaften auffassen, die aus wirtschaftspolitischen 
Gründen in der Betätigung ihres Ertragsstrebens durch staatliche Ein- 
griffe ebenso beschränkt werden können, wie das jeder Erwerbs- 
wirtschaft gegenüber möglich ist. 

Wir betonen das hier, um den allerdings recht oberflächlichen 
Einwand zu widerlegen, den Anhänger der Stammlerschen Auffassung 
von der Bedingtheit alles Wirtschaftlichen durch die Rechtsordnung 
zur Stütze ihrer Ansichten anführen könnten: der Staat regle ja im 
größten Umfange die vorkommenden Monopolstellungen verschiedener 
Art. Es ist klar, daß solche staatliche Preisfestsetzungen nur auf der 
allgemeinen Grundlage des freien Tauschverkehrs möglich sind. Kämen 
nicht für die ungeheuere Masse aller Güter Geldpreise durch den freien 
Verkehr zustande, wozu natürlich private, nicht geregelte Monopolstel- 
lungen ebenso gehören, so könnte der Staat garnicht für gewisse Güter 
und Leistungen Geldpreise festsetzen. Jeder Anhaltspunkt dafür würde 
ihm fehlen. Die theoretische Erfassung der Grundlagen des Tausch- 
verkehrs, die immer von den allgemeinsten wirtschaftlichen Erschei- 
nungen ausgeht, und von allem, was nicht zur Erklärung ihres Phäno- 
mens nötig ist, abstrahiert, betrachtet also zunachst den Tauschver- 
kehr ganz allgemein, ohne die öffentliche Regelung desselben bei ge- 
wissen einzelnen Gütern. 

Ebensowenig darf man aus den staatlichen Verwaltungsmono- 
polen einen Einwand gegen meine Behauptung herleiten, daß das 
Streben nach dem höchsten Ertrag den Tauschverkehr organisiere. 
Denn wie gesagt, können solche Veranstaltungen nur auf der Grund- 
lage des freien Verkehrs sich bilden und müssen an dessen Preisbildung 
anknüpfen. Sie sind daher immer nur für eine beschränkte Anzahl von 
Gütern im Tauschverkehr möglich. Auch gilt hier dasselbe, was wir 
schon für die private Erwerbswirtschaft betonten. Ebenso wie ein 
privater Unternehmer auf weitere Steigerung seines Geldertrags ver- 
zichten kann, weil sie ihm nicht als genügendes Entgelt für die Steige- 
rung seiner Arbeitsmühe erscheint, ebenso kann auch die öffentliche 
Unternehmung, deren Erträge der Bedarfsversorgung Aller dienen 
sollen, mit Rücksicht auf die Benachteiligung der einzelnen Wirt- 





120 Robert Liefmann, 


schaften auf die Ausnützung ihrer Monopolstellung verzichten, die 
sie sich gerade deshalb vielleicht vorbehalten hat, um die allgemeinen 
Interessen wahren zu können. Man darf eben die Erwerbswirtschaften 
nie isoliert betrachten, sondern immer nur im Hinklick auf die hinter 
ihnen stehenden Konsumwirtschaften. Das gilt auch für die öffent- 
lichen Wirtschaften, hinter denen die allgemeinen Interessen des Staates 
stehen. Ich erinnere daran, daß wirtschaften vorliegt, wo die Ge- 
samtheit der Nutzen und Kosten einander gegenübergestellt "r 
werden, einerlei, worauf sich die Nutzenschätzungen beziehen. [ 

Wenn wir hier die Bedeutung von Monopol und Konkurrenz ganz | 
allgemein für den Tauschverkehr besprechen, betrachten wir also 
weniger die Verwaltungsmonopole, die eine Folge der Wirtschafts- 
politik sind, sondern vor allem die in ihrer Gesamtheit ja auch viel 
wichtigeren natürlichen Monopole, die privaten verlie- 
henen Monopole und die vertragsmäßigen Monopole, 
kurz alle die Monopolerscheinungen, in denen sich das Ertragsstreben 
der einzelnen Wirtschaften, zweifellos das Organisationsprinzip des 
heutigen Tauschverkehrs, äußert. 


| 
i 
| 
N 


5. Monopol- und Konkurrenzbedingungen. 


Es ist nun von jeher die allgemeine Auffassung gewesen, daß in 
der auf dem Tausch beruhenden Volkswirtschaft nicht Monopolbil- 
dungen, sondern de Konkurrenz die grundlegende, gewisser- 
maßen reguläre, »natürliche« Tauschorganisation sei. Als solche hat 
man sie auch immer in der ökonomischen Theorie angesehen. Wo die 
Bedarfsversorgung nicht durch einen einheitlichen Willen reguliert 
wird, sondern durch den Tausch automatisch, im Wege der Selbst- 
regulierung, d. h., wie wir wissen, auf Grund des Ertragsstrebens be- 
sonderer Erwerbswirtschaften erfolgt, ist anzunehmen, daß sich m e h- 
rere in derselben Weise dem Erwerb durch den Tausch widmen 
werden. Und daher erscheint das Aufkommen von Konkurrenz ge- 
wissermaßen selbstverständlich. Welches sind aber die Vorausset- 
zungen, daß dies geschieht? Offenbar das Fehlen von Hindernissen 
dafür, daß sich mehrere demselben Erwerb durch den Tausch zuwenden 
können. Sind solche Hindernisse vorhanden, so führen sie eben den 
entgegengesetzten Zustand, das Monopol, herbei, den Zustand, daß 
nur ein Anbieter vorhanden ist. Solche Hindernisse für das Auf- 
kommen mehrerer Anbieter im Tauschverkehr, die man also als M o- 
nopolbedingungen bezeichnen kann, können nun sein staat- 
liche, rechtliche, z.B. Patente, Finanzmonopole und dergl., — wir be- 
zeichnen die daraus hervorgehenden Monopole, wie gesagt, als ver- 
liehene Monopole — oder natürliche, die Unvermehrbar- 
keit gewisser Güter oder Leistungen 2. 





3) Die dritte Monopolform, die vertragsmäßigen Monopole, kann hier 
nicht in Betracht kommen, da sie vorheriges Bestehen von Konkurrenz voraus- 
setzt, während es sich hier um die Bedingungen handelt, welche das Aufkommen 
einer solchen verhindern, 
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Ebenso ist auch die Konkurrenz, das Vorhandensein mehrerer 
Anbieter (oder Abnehmer) im Tauschverkehr an gewisse Bedingungen 
geknüpft, de Konkurrenzbedingungen. Auch hier könnte 
man natürliche und staatliche oder rechtliche Konkurrenzbedingungen 
unterscheiden. Zu der natürlichen z. B. gehört verbreitetes Vorkommen 
gewisser Rohstoffe, zu den künstlichen, staatlichen oder rechtlichen 
z. B. Subventionen, Gründung öffentlicher Unternehmungen neben 
privaten u. dgl. Doch hat diese Unterscheidung hier eine geringere 
Bedeutung. Denn der Staat kann nur in verhältnismäßig wenig Fällen 
im Tauschverkehr Konkurrenz selbst schaffen. Die Konkurrenz kann 
nicht, wie das Monopol, verliehen und vereinbart werden. Nur inso- 
fern ist die Konkurrenz allerdings mehr eine »natürliche« Entwick- 
lungserscheinung als das Monopol. Sie liegt eben, wie wir sehen werden, 
nicht in dem Streben des einzelnen Wirtschafters, sondern ist viel- 
mehr das Resultat des Strebens Vieler nach dem Mo- 
nopol. Der Staat kann im allgemeinen nur das Rechtsprinzip auf- 
stellen, daß die Konkurrenz, das Vorhandensein mehrerer Anbieter, 
nicht gehindert werden soll. Aber er kann, abgesehen von den ange- 
führten Beispielen, das Vorhandensein mehrerer Anbieter zumeist 
nicht erzwingen. Am wenigsten kann er das gegenüber natürlichen 
Monopolbedingungen, wie z. B. bei einem berühmten Bilde, den Lei- 
stungen eines herverragenden Sängers u. dgl. Die Konkurrenzbe- 
dingungen sind also in der Hauptsache natürliche, beruhen insbeson- 
dere auf der Tatsache, daß die meisten Tauschgüter heute Massengüter 
sind, die von einer großen Zahl von Anbietern hergestellt und an- 
geboten werden, die damit ihren Erwerb finden. 

Wenn der Staat daher auch den Rechtsgrundsatz, das Wirt- 
schaftspolitische Prinzip aufstellen kann, daß das Aufkommen 
neuer Anbieter möglichst nicht gehindert werden soll, so ist doch die 
Konkurrenz selbst, das Vorhandensein mehrerer Anbieter niemals 
das Ergebnis der Rechtsordnung. Es ist ein groBer Fehler Stammlers 
und seiner Anhänger, wie der vielen falschen, einseitig juristischen 
Auffassungen dieser Richtung, die Konkurrenz immer alseinRechts- 
prinzip anzusehen, ein Fehler, denübrigens infolge der Verquickung 
der ökonomischen Theorie mit der Volkswirtschaftspolitik ein großer 
Teil der bisherigen ökonomischen Wissenschaft machte. Für die 
ökonomische Theorie ist Konkurrenz selbstverständlich 
eine rein ökonomische Tatsache, das Vorhandensein 
mehrerer Anbieter in einem Erwerbszweige. Es ist ja für die Volks- 
wirtschaftslehre auch durchaus unhistorisch, etwa in der Erinnerung 
an die Aufhebung der Zuniftgesetze, an die Einführung der Gewerbe- 
freiheit von einem »Rechtszustand der freien Konkurrenz« zu spre- 
chen. Trotz jener Gesetze bestand wirtschaftlich schon vorher Kon- 
kurrenz, sie bestand sogar in zunftmäßigen Gewerben selbst, wo, wie 
in der neueren Zeit gewöhnlich, der Zugang zu einem Gewerbe nicht 
mehr streng obrigkeitlich geregelt war. Sie hat sich aber in England 
wie in Deutschland vor allem im Handel, dann aber auch in Land- 
wirtschaft und Gewerbe, von selbst aus dem zunehmenden Tausch- 
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verkehr und längst vor Einführung der Gewerbefreiheit entwickelt 
und ist daher für die Wirtschaftstheorie, die das Zusammenwirken 
der Erwerbswirtschaften im Tauschverkehr ganz allgemein und nicht 
das konkrete Eingreifen der Wirtschaftspolitik in einem bestimmten 
Staate zu untersuchen hat, kein Rechtszustand, sondern eine wirt- 
schaftliche und in ihren wirtschaftlichen Wirkungen zu erklärende 
Tatsache. | 

Wenn also die Rechtsordnung, die Wirtschaftspolitik wohl die 
Konkurrenz ausschließen kann, so tut sie das heutedoch nur in ganz 
verschwindendem Maße, die ungeheuere Mehrzahl aller Güter und 
Leistungen wird angeboten, ohne daß der Staat den Umfang und die 
Art des Angebots festsetzt, und daher ist die Erklärung des Tausch- 
verkehrs unter diesen Verhältnissen, auf Grundlage der freien Kon- 
kurrenz das Hauptproblem der Theorie, um so mehr, als hier eben 
durch die Konkurrenz, d.h. durch die freie Betätigung des Ertrags- 
strebens der Erwerbswirtschaften eine automatische Selbstregelung 
der Bedarfsversorgung durch den Tausch herbeigeführt wird. 

Die Bedingungen nun, von denen das Vorhandensein und der 
Umfang der Konkurrenz abhängt, sind überwiegend natürliche, tech- 
nische im weitesten Sinne, an das Vorhandensein und die Beschaf- 
fungsmöglichkeiten gewisser Güter und Leistungen gebunden. Die 
Monopolbedingungen dagegen sind überwiegend künstliche, staat- 
lich herbeigeführte, beruhen auf staatlichem Eingreifen, weshalb wir 
von verliehenen Monopolen sprechen können. Es sind diejenigen, bei 
welchen der Staat oder sonstige öffentliche Körperschaften kraft ihres 
Hoheitsrechtes die Konkurrenz ausschließen. Der Staat kann diese 
Monopolbedingungen für sich selbst oder für andere schaffen. Im 
ersten Falle entstehen die sog. Verwaltungsmonopole, die 
die Finanzwissenschaft wieder in verschiedenen Arten unterscheiden 
kann. Im letzteren Falle verleiht er die Monopolstellung Privatwirt- 
schaften, wie bei Patenten, ausschließlichen Gewerbeberechtigungen 
u. del. 

Aus dem Gesagten ergibt sich, daß Konkurrenz und Konkurrenz- 
bedingungen, Monopol und Monopolbedingungen wohl zu unterschei- 
den sind. Die Verwechslung beider, bzw. der unklare Sprachgebrauch 
hat viel zur Verwirrung über die Stellung beider Prinzipien im Tausch- 
verkehr beigetragen. Insbesondere beim Begriff dr Konkurrenz 
hat sie dazu geführt, daß zwei ganz verschiedene Auffassungen mit 
diesem Worte bezeichnet werden. Konkurrenz bezeichnet einmal den 
Zustand, daß mehrere Anbieter für eine Ware im Tauschverkehr vor- 
handen sind. (Dasselbe gilt für mehrere Nachfragende, wo aber der ge- 
wöhnliche Sprachgebrauch das Wort seltener verwendet, etwa bei 
Auktionen.) Dieser Zustand hat bestimmte Wirkungen auf den Tausch- 
verkehr und die Preisbildung. Auf der andern Seite ist aber Konkur- 
renz soviel wie Konkurrenzbedingungen, die Gesamtheit 
der natürlichen und rechtlichen Bedingungen, welche ein Angebot 
durch Mehrere im Tauschverkehr ermöglichen. Man hat, wie schon 
gesagt, die Konkurrenz viel zu einseitig als historisch-recht- 
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liche Erscheinung aufgefaßt. Die ökonomische Theorie hat aber, 
wie man es mit einem Worte ausdrücken kann, nicht Gewer be- 
freiheit, und regulierten Verkehr, sondern M o- 
nopol und Konkurrenz zu unterscheiden, nicht die allge- 
meine äußere Ordnung, die die historische Nationalökonomie allein 
betrachtete, sondern die Tauschkonstellationen. Nur 
damit kommt man zu einer Tausch- und Preistheorie. Wie wenig 
aber beide Unterscheidungen identisch sind, erkennt man daraus, daß, 
während Gewerbefreiheit und regulierter Verkehr als allge- 
meine Ordnung sich ausschließen, Monopol 
und Konkurrenz nebeneinander vorkommen. 
Im Zustand der Gewerbefreiheit sind doch Monopolstellungen mög- 
lich, wie andererseits im Zustand des regulierten Verkehrs die Kon- 
kurrenz nicht ganz ausgeschlossen it. 

Wenn man in der ökonomischen Theorie die Konkurrenz also 
nicht als rechtliche Institution auffassen darf, so muß doch zugegeben 
werden, daß, auch rein ökonomisch betrachtet, Konkurrenz und Kon- 
kurrenzbedingungen oft ineinander übergehen. Im weitesten Sinne 
ist Konkurrenz dann nichts anderes als freie Betätigung 
des Ertragsstrebens im Tauschverkehr Man 
spricht hier mit besonderem terminus technicus von freier Kon- 
kurrenz. Das Ertragsstreben veranlaßt mehrere Wirtschafter, 
sich demselben Erwerbszweig zuzuwenden. Freie Konkurrenz ist also 
die Konkurrenz mit besonderem Hinblick auf die Bedingungen 
ihrer Entfaltung. Sie ist die ungehinderte Wirkung des wirt- 
schaftlichen Prinzips im Tauschverkehr. Die Betätigung des Ertrags- 
strebens veranlaßt die Wirtschafter, sich den Erwerbszweigen zuzu- 
wenden, wo noch die größten Erwerbserträge zu erzielen sind, und das 
führt die Zustände herbei, die wir Konkurrenz nennen. Es ist daher 
nur ein anderer Ausdruck, wenn die bisherige Theorie oft, statt des 
Ertragsgedankens, die freie Konkurrenz als das Organisations- 
prinzip des Tauschverkehrs bezeichnet hat. Sie blieb dabei an der 
Wirkung, dem äußeren »sozialen« Zustand haften, ging nicht auf die 
letzte Ursache zurück, die auch hier etwas Psychische: ist, das 
Ertragsstreben, in dem auch hier das Wesen der Wirtschaft besteht. 
Es ist aber klar — und darin zeigt sich wieder die Vertiefung, die die 
psychische Auffassung des Wirtschaftlichen bietet —, daß die Kon- 
kurrenz nichts anderes ist als die Wirkung des Ertragsstrebens, das 
jeden Wirtschafter beim Tausche beseelt. 

An und für sich wäre ja ein Zustand des Tauschverkehrs denkbar 
und hat in gewissem Umfange in der mittelalterlichen regulierten 
Stadtwirtschaft auch bestanden, bei welchem nur die Konsum- 
wirtschaften ihrem Streben nach möglichst hohem (Konsum-) 
Ertrag folgen, also bestrebt sind, mit ihrer Arbeitskraft oder ihrem 
Geldeinkommen sich möglichst viel Genuß zu verschaffen, daß aber 
die Erzielung dieses Geldeinkommens nicht dem 
Ertragsstreben des Einzelnen überlassen ist, sondern, wie das auch im 
sozialistischen Staate gedacht ist, jedem von Staatswegen eine be- 
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stimmte Berufsart zugewiesen und mit einem bestimmten Einkommen 
entlohnt wird. Hier wäre Wirtschaft nur das Verhalten der 
einzelnen Konsumenten; ob das Vorgehen der Regierung als 
Wirtschaft bezeichnet werden kann, hinge ab von den Erwägungen, 
durch die sie sich bei der Verteilung der Arbeitskräfte und Kapitalien 
auf die verschiedenen der Bedarfsversorgung dienenden Tätigkeiten 
leiten läßt. Jedenfalls kann man sagen, daß hier die Konkurrenz als 
Organisationsprinzip des Tauschverkehrs ausgeschaltet wäre. Aber 
richtiger und tiefer eindringend ist es zweifellos, zu sagen, daß das 
Ertragsstreben hier als Organisationsprinzip 
des Tauschverkehrs ausgeschaltet ist. Nur als Organi- 
satıonsprinzipder einzelnen Haus- oder Konsumwirt- 
schaft funktioniert es noch. Man erkennt damit, daß im Zustande 
der Konkurrenz dasselbe Prinzip es ist, das sowohl die einzelne Kon- 
sumwirtschaft als auch die verschiedenen Erwerbswirtschaften und 
damit den Tauschverkehr organisiert. — 


6. Konkurrenz und Monopolals Tauschkonstel- 
lationen. 


Doch auch dieser weitere Begriff der Konkurrenz, gleichbedeutend 
mit Freiheit des Ertragsstrebens, erschöpft noch nicht die Vielgestaltig- 
keit der Anwendung dieses Wortes im gewöhnlichen Sprachgebrauch 
Man spricht auch häufig — und an sich keineswegs mit Unrecht — 
von Konkurrenz, wo der Absatz eines Gutes den 
eines andern benachteiligt. In diesem Sinne konkur- 
rieren Wein, Bier und Mineralwasser, Seebadeorte mit Sommerfrischen 
im Gebirge, Theatervorstellungen mit Konzerten und Vorstellungen 
in den Kinos, Trambahn, Droschke und Auto. Es ist das also ein Be- 
griff der Konkurrenz, der, im Sinne der heutigen materialistischen 
Theorie, vor allem an die Objekte des Tauschverkehrs anknüpft. 
Wirkliche Monopolstellungen gibt es nach dieser Auffassung fast gar 
nicht. Wem die Eintrittspreise bei einem berühmten Sänger zu hoch 
sind, der kann dieselbe Oper billiger mit einem weniger berühmten 
hören. Wer kein Originalbild eines berühmten Meisters erwerben 
kann, kann sich mit einer Kopie oder mıt einem andern Bilde begnügen. 
Das Museum, das 800 000 Mark für einen Rembrandt zahlen würde, 
wird, wenn der Besitzer eine Million verlangt, vielleicht den Ankauf 
anderer ihm angebotener Bilder vorziehen. 

Eine solche Konkurrenz substitutiver Güter, wie 
man sie vielleicht nennen kann, ist auch verliehenen Monopolen gegen- 
über möglich. Einem patentierten Artikel gegenüber können stets 
verschiedene Surrogate verwendet werden, mit einem öffentlichen 
Elektrizitätsmonopol konkurrieren alle übrigen Beleuchtungsmittel. 
Ja selbst der Benützung der staatlichen Eisenbahnen als Transport- 
mittel kann man sich unter Umständen durch Autos entziehen. Das 
Tabaksmonopol nähert sich deswegen vielleicht am meisten einem 


absoluten Monopol, weil dieser Genuß am wenigsten durch einen an- - 
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dern ersetzt werden kann. Auch wird an ihm bei Preiserhöhungen 
mit großer Zähigkeit festgehalten. In ähnlicher Stellung befinden 
sich höchstens noch manche patentierte chemische Produkte, die für 
Erzeugung gewisser Güter oder bestimmte Verwendungszwecke not- 
wendig sind, und nicht durch Surrogate ersetzt werden können. 
Es gibt daher chemische Präparate, die um ein Vielhundertfaches 
teuerer verkauft werden als die Produktionskosten betragen. Auch 
bei manchen Geheimmitteln ist das der Fall. Hier und bei den Mono- 
polstellungen mancher persönlicher Leistungen, wie berühmter Künst- 
ler, Aerzte, Rechtsanwälte, ist das Aufkommen von Konkurrenz nur 
dann möglich, wenn eine übermäßige Ausnutzung der Monopol- 
stellung stattfindet, wenn der Monopolist seine Preisforderungen so 
hoch stellt, daß viele auf die Benutzung der Leistung verzichten. In 
solchen Fällen kann man von latenter Konkurrenz spre- 
chen. Sie tritt entweder überhaupt erst bei einer gewissen Erhöhung 
der Preisforderungen ein, oder sie tritt um so mehr hervor, je höher 
die Preisforderungen sind. Es kann sich das auf Güter gleicher Art 
wie auf substitutive Güter beziehen. Verlangt der berühmte Arzt gar 
zu hohe Honorare, so gehen viele Kranken zu einem andern. Für ihn 
ist natürlich die Grenze seiner Preisforderungen da, wo sich im Ver- 
hältnis zu seiner Arbeitsmühe sein Einkommen vermindert. Je höher 
der Preis der Butter, um so mehr wird sie durch Margarine ersetzt. 
Je höher der Fahrpreis der Droschken und Autos, um so mehr kon- 
kurrieren andere Beförderungsmittel, Straßenbahn, Omnibus u. dgl. 

In der geschilderten Weise reicht aber die Wirksamkeit der Kon- 
kurrenz noch viel weiter. Denn daß durch Preiserhöhungen für ein 
Gut eine Konkurrenz durch andere herbeigeführt wird, ist eine noch 
viel allgemeinere Erscheinung. So konkurrieren z. B. alle Luxusgüter 
miteinander. Wird der Tabak durch eine Steuer oder ein Monopol 
verteuert, so werden manche auf den Konsum verzichten und dafür 
irgend einen anderen Luxuskonsum betreiben, z. B. mehr alkoholische 
Getränke konsumieren. Wird eine Automobilsteuer erhoben, so werden 
manche auf die Anschaffung verzichten und statt dessen in der ver- 
schiedensten Weise ihren Konsum nach irgend einer anderen Rich- 
tung ausdehnen. Und umgekehrt: wenn bei einer Preissteigerung die 
Konsumenten am Konsum der Ware festhalten, hat das nur die Wir- 
kung, daß sie dafür andere Richtungen ihres Konsums einschränken 
müssen. Geht bei einer Steigerung der Preise für Tabakfabrikate der 
Konsum nicht zurück, so können davon tatsächlich alle Güter in 
der Volkswirtschaft, das eine mehr, das andere weniger betroffen wer- 
den. So konkurrieren, bei Lichte besehen, also eigentlich alle Güter 
in der Volkswirtschaft miteinander. In dieser Konkurrenz im weite- 
sten Sinne spricht sich die für das Verständnis der Preisbildung un- 
geheuer wichtige Tatsache aus, daß die Preise aller Güter in Zu- 
sammenhang stehen und gegenseitig bedingt sind. Die bisherige Theorie 
hat das nie richtig erkannt, weil sie überhaupt den Zusammenhang 
zwischen Preisen und Einkommensbildung nicht erfaßte. Sie kannte 
echt materialistisch »zusammenhängende Preise« nur da, wo Güter 
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aus denselben Produktionsmitteln hergestellt werden 4). Tatsächlich 
stehen aber alle Preise aller Güter in Zusammenhang, weil bei 
der Ausdehnung des Konsums oder der Steigerung der Preise für 
irgend ein Gut das Einkommen, das für alle andern Güter verfügbar 
bleibt, geringer wird. Wir haben das in dem Aufsatz über die Preis- 
theorie ausführlich besprochen. 

Daß in der geschilderten Weise eigentlich alle Güter miteinander 
konkurrieren, läßt sich am einfachsten im Zustand des Naturaltausches 
zeigen. Es ist eine Beobachtung, die meines Wissens noch nie gemacht 
wurde, und doch einen sehr einfachen Tatbestand erfaßt. Wenn A 
auch der einzigste ist, der Pferde anbietet, hat er deswegen 
noch keineswegs eine Monopolstellung. Diese 
hat er nämlich nur dann, wenn C, von dem er sich Getreide 
eintauschen möchte, nichts anderes als Pferde ge- 
brauchen kann. Hat dieser aber auch andere Bedürfnisse, 
so konkurriert mit dem Angebot des A jeder, der irgend welche 
Mittel zur Befriedigung des Bedarfs von C anbietet. Wenn C 
z. B. auch Kühe gebrauchen kann, wenn auch nicht als Ersatz 
für Pferde, konkurriert B, der solche anbietet, mit A und seinen 
Pferden. Es ergibt sich daraus, daß die Monopolstellung 
abhängig ist von den Bedürfnissen des Gegen- 
kontrahenten; auch wieder nur ein Beweis für den Satz, 
daß alle wirtschaftlichen Erscheinungen, auch die des Tausch- 
verkehrs, auf die Bedürfnisse der Konsumenten zu- 
rückzuführen sind. Wenn A mit seinen Pferden und B mit seinen 
Kühen einem Monopolisten gegenüberstehen, konkurrieren sie, so- 
bald dieser sowohl Kühe als auch Pferde gebrauchen kann. Voraus- 
gesetzt ist dabei natürlich, daß der Besitz von C nicht groß genug ist, 
die Preisforderungen von A und B. für ihren ganzen Vorrat zu be- 
friedigen. Aber da jeder zunächst möglichst viel fordern wird, ist 
anzunehmen, daß sie zusammen menr fordern, als C bezahlen kann, 
und daß sie dann anfangen, sich die Preise herabzudrücken: mit an- 
dern Worten, sie konkurrieren. 

Das gleiche ist der Fall, wenn nicht nur ein Abnehmer, C, son- 
dern mehrere vorhanden sind, die Pferde und Kühe bzw. Pferde oder 
Kühe gebrauchen können. A und B konkurrieren dann, sobald sie 
mehr Tiere anbieten, als die Kauflustigen gebrauchen können, oder 
sobald sie so hohe Preisforderungen stellen, daß weniger zahlungsfähige 
Abnehmer vorhanden sind als sie Tiere anbieten. 

Damit hätten wir also einen sehr weiten Begriff der Konkurrenz 
gewonnen. Konkurrenz ist demnach eine so allgemeine Erscheinung, 
daß Monopolstellungen dem gegenüber sehr selten sind. Konkurrenz 
liegt nicht nur dann vor, wenn mehrere Anbieter vorhanden sind, son- 


a So spricht z. B. Philippovich, Grundriß $ 82, von »zusammen- 
hängenden Preisen«e, wo sich die Kosten für eine einzelne Güterart nicht fest- 
stellen lassen. Das ist die Folge der alten Kostentheorie, die glaubt, den Preis 
jedes Gutes isoliert durch seine Kosten bestimmen zu können, Auch die öster- 
reichische Theorie ist darüber eigentlich nie hinausgekommen. 
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dern auch dann, wenn nur ein Anbieter vorhanden ist, aber mehr Güter 
anbietet, als die Nachiragenden kaufen wollen, oder wenn die Ab- 
nehmer wegen der Höhe der Preisforderungen den Konsum irgend- 
welcher anderen Güter vorziehen. Jedenfalls kann man dann, wie wir 
noch sehen werden, von Konkurrenz wirkungen auf die Preis- 
und Einkommensgestaltung sprechen. 

Dieser Begriff der Konkurrenz wird manchem als viel zu weit er- 
scheinen, und zwar mit Recht. Das ergibt sich, wenn man sieht, daß 
man mit einer andern Ueberlegung zu einem ganz andern Resultat 
kommen kann. 100 Aerzte bieten in einer Stadt ihre Dienste an, aber 
einer von ihnen verlangt und erhält ein Mehrfaches für seine Konsul- 
tationen von dem, was die übrigen verlangen, und hat doch den größten 
Zulauf und ein Einkommen von Hunderttausenden. Besteht hier 
Konkurrenz? Für ihn sicherlich nicht, trotzdem er 99 Konkurrenten 
hat. Oder: r100 Zigarrenhandlungen gibt es in der Stadt, aber eine an 
einer besonders günstigen Ecke hat den größten Zulauf und macht 
ihren Besitzer zum reichen Mann. Oder: hunderte von Bäckereien oder 
Schlächtereien gibt es in der Stadt. Sie verlangen gleiche Preise, aber 
alle haben zu tun und ernähren ihre Inhaber. Machen sie sich Kon- 
kurrenz? Mit guten Gründen kann man behaupten: nein, trotzdem 
100 Anbieter Güter derselben Art anbieten. 

` Man kann also zweifellos den Monopolbegriff soweit fassen, daß 
man Monopolerscheinungen überall als vorhanden ansieht, wenn 
die Nachfrage das Angebot übersteigt. Denn dann 
trifft auf alle Anbieter mehı Nachfrage, als sie überhaupt befriedigen 
können und jeder Anbieter hat eine bestimmte Zahl von Kauflustigen, 
de sich an ihn wenden müssen. Aber selbst wenn das nicht 
für alle Anbieter gilt, sondern wenn nur bei vielen oder einigen die 
Nachfrage über das Angebot hinausgeht, kann man doch bei ihnen 
davon sprechen, und hat davon gesprochen, daß sie keine Konkurrenz 
haben, vielmehr eine Monopolstellung besitzen, trotzdem hunderte von 
Konkurrenten vorhanden sind. Und schließlich: auch wenn zweifellos 
Konkurrenz besteht, aber einige, weil sie geringere Produktionskosten 
haben, trotz heftigsten Konkurrenzkampfes noch über-durchschnitt- 
liche Gewinne erzielen — und das ist in jedem Gewerbe zu konsta- 
tieren —, hat man von monopolistischem Gewinn gespro- 
chen. Der Differentialgewinn des Unternehmers ist eine Art Mono- 
polgewinn, hervorgehend aus besonders niedrigen Produktionskosten 
trotz zweifellos vorhandener Konkurrenz. 


7 Konkurrenz und Monopol als Relations- 
begriffe. 


Während es also nach der einen extremen Auffassung so gut wie 
kein wirkliches Monopol gibt, gibt es nach der andern kaum Kon- 
kurrenz, stecken in allen Konkurrenzverhältnissen Monopolstellungen. 
Man wird nun fragen, welche Auffassung von Monopol und Konkur- 
renz richtig sei. Darauf ist zu sagen: als richtig oder falsch kann man 
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keine Auffassung bezeichnen. Was sich aus unseren Ausführungen 
ergibt, ist, daß, wie wir schon zwischen Monopol und Monopolbe- 
dingungen, Konkurrenz und Konkurrenzbedingungen unterschieden 
haben, so auch ooch Monopolstellungen und Monopol- 
wirkungen, Konkurrenzstellungen und Konkur- 
renzwirkungen unterschieden werden müssen. Die Ausdrücke 
Monopol und Konkurrenz ohne weiteren Zusatz sind als allgemeinste. 
Bezeichnung nicht zu entbehren; sie können angewendet werden, wo 
über den zugrunde liegenden Gedanken kein Zweifel obwaltet. Denkt 
man aber speziell an den Unterschied, ob einer odermehrere 
Anbieter bzw. Abnehmer vorhanden sind, sa spricht man besser von 
Monopolstellung und Konkurrenzstellung. 

Aber, wie wir schon andeuteten, wird es bei den tauschwirtschaft- 
lichen Problemen meist nicht auf diese Stellung nur auf der einen 
Seite des Tausches ankommen, sondern auch auf de Wirkungen 
dieser Stellung im Verkehr, und diese sind unter allen Umständenvon 
den Verhältnissen auf der Gegenseite abhängig. 
Nur in diesem Sinne bezeichnen wir Monopol und Konkurrenz als 
Tauschkonstellationen. Die Bezeichnung Konstel- 
lation scll also die besondere Beziehung zur Gegenseite, zwischen 
Angebot und Nachfrage ausdrücken, auf der die wichtigsten Wir- 
kungen von Konkurrenz und Monopol beruhen. Und wenn wir von 
Monopolwirkungen und Konkurrenzwirkungen 
sprechen, haben wir auch speziell die aus dem Verhältnis von Ange- 
bot und Nachfrage sich ergebenden Erscheinungen im Auge, die sich 
vor allem in Monopol- und Konkurrenzpreisen und Monopol- 
und Konkurrenzerträgen äußern. 

Es gilt, diese verschiedenen Monopol- und Konkurrenzbegriffe 
zu erkennen, während bisher die Theorie sie immer nur als einseitige 
Erscheinung im Tauschverkehr, im Sinne von Monopol und Konkur- 
 renzstellung auffaßte. Das ist von der größten Bedeutung für 
die Preis- und Einkommenstheorie geworden. Man glaubte immer, 
dem Wortsinn entsprechend, Monopol und Konkurrenz als einen be- 
sonderen Zustand auf der einen Seite des Tauschverkehrs auf- 
fassen zu können: Vorhandensein eines Anbieters oder mehrerer bzw. 
Abnehmer. Jetz erkennen wir, daß auch Monopol und Konkurrenz 
wie fast alle wirtschaftliche Grundbegriffe, Relationsbegriffe 
sind, sie bezeichnen ein bestimmtes Verhältnis zwischen An- 
gebot und Nachfrage. Es hat in der Tat keinen Sinn, einen Fabri- 
kanten, der ein neues Produkt auf den Markt bringt, wenn ihm nie- 
mand dasselbe abnehmen will, deswegen schon als einen Monopo- 
listen zu bezeichnen, weiler allein dasselbe anbietet. Wie oft 
kommt es vor, daß ein Anbieter neuer Güter sich über die Wertschät- 
zungen des Publikums getäuscht hat, so daß er vielleicht nur einen mini- 
malen, ja selbst gar keinen Gewinn erzielt 5). Es hat keinen Sinn, ihn 








5) Dies hat v. Zwiedineck gelegentlich betont, Kritisches und Positives zur 
Preislehre, Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft Igog S. 123/4, ohne 
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einen Monopolisten zu nennen, wo es vielleicht nur der unzureichende 
Gewinn war, der das Aufkommen von Konkurrenten verhinderte. 

Freilich entspricht es dem Sprachgebrauch auch nicht, hier von 
Konkurrenz zu reden, obgleich tatsächlich die Konkurrenz anderer 
stärkerer Bedürfnisse die Anbieter der betreffenden Güter zu seinen 
Konkurrenten macht. Jedenfalls erkennen wir, daß Monopol, wenn 
es auf die Wirkungen im Tausche ankommt, keine einseitige Stellung 
im Tauschverkehr bezeichnet, sondern ein bestimmtes Verhältnis von 
Angebot und Nachfrage. Wir können es so definieren, daß wir sagen: 
Monopol ist das Verhältnis des Angebots zur 
Nachfrage, bei welchem zumindest ein Teil 
der Nachfragenden nur durch einen Anbieter 
befriedigt werden kann (Angebotsmonopol). Um- 
gekehrt liegt ein Nachfragemonopol immer dann vor, wenn 
zum mindesten ein Teil der Anbieter auf den AbD- 
satz ihrer Güter an nur einen Abnehmer ange 
wiesen ist. Es ist nicht erforderlich, daß es beim Angebotsmono- 
pol überhaupt nur einen Anbieter, beim Nachfragemonopol über- 
haupt nur einen einzigen Abnehmer gibt. Die obigen Beispiele zeigen, 
daß darauf nichts ankommt, wenn die Nachfrage entsprechend ist. 
Entscheidend für das wirtschaftliche Resultat ist nicht die Zahl der 
Anbieter oder Abnehmer absolut betrachtet, sondern das Verhält- 
nis von Angebot und Nachfrage. Das wirtschaftliche 
Resultat zeigt sich im Preise und den daraus sich ergebenden E r- 
werbserträgen, und wenn man auch das Vorhandensein nur 
eines Anbisters als Monopol (Monopolstellung) bezeichnen kann, 
so sind doch Monopolpreis und Monopolerträge, alse die 
Monopolwirkungen, nur in Beziehung zur Nachfrage zu 
definieren. 

Das gleiche gilt natürlich für den Begriff der Konkurrenz. 
Es hat wenig Sinn, jeden Maler als einen Konkurrenten des berühmten 
Malers X zu bezeichnen, der für ein Bild das 100 fache von dem er- 
zielt, was jene erhalten können. Es hat wenig Sinn, von Konkurrenz 
zu sprechen, die der berühmte Augenarzt Y haben soll, weil es neben 
ihm noch einige andere Augenärzte in der Stadt gibt. Besonders dann 
nicht, wenn der berühmte Arzt so in Anspruch genommen ist, daß er 
überhaupt nicht alle Patienten annehmen kann. Konkurrenz besteht 
hier nicht für ıhn, sondern nur für die andern Aerzte. Auch hat der 
Fabrikant keine Konkurrenz, der für seine Produkte einen solchen Ruf 
genießt, daß er sie zu sehr viel höherem Preise verkaufen kann als andere 
Fabrikanten gleichartige Waren. Was hier vorliegt, ist nur die Kon- 
kurrenz, die er den andern macht. Er beeinträch- 
tigt ihren Absatz, sie nicht den seinigen. Konkurrenz ist hier nur vor- 
handen ın dem anderen, oben erwähnten Sinne, der Freiheit, sich 
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jedoch weitere Folgen daraus für die Monopol- und Konkurrenztheorie zu ziehen. 
Der Aufsatz enthält überhaupt einige gute Beobachtungen, nur fehlt eben die 
theoretische Grundlage, die Klarheit über das Wesen der Wirtschaft und über 
die Aufgabe der Preistheorie, 
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diesem Erwerbszweige zuwenden zu können als »freie Konkurrenz«. 
In diesem Sinne hat aber auch der berühmteste Sänger Konkurrenz 
und gibt es für Leistungen überhaupt keine Monopolstellung. 

Man braucht diesen Begrift der Konkurrenz nicht ganz zu ver- 
verfen. Worauf es uns ankommt, ist, zu zeigen, daß für das 
wirtschaftliche Resultat nicht das bloße Vorhanden- 
sein mehrerer Anbieter, sondern das Verhältnis des An- 
gebots zur Nachfrage entscheidend ist. Das wirtschaft- 
liche Resultat aber zeigt sich, wie schon gesagt, im Preise und in 
den Erträgen, d.h. inden Konkurrenzwirkungen, 
und sobald wir diese im Auge haben, ist für uns Konkurrenz nicht 
mehr das bloße Vorhandensein mehrerer Anbieter für eine Ware, son- 
dern wir müssen definieren: Konkurrenz im Angebot 
liegt vor, wenn die Nachfragenden zur Befrie- 
digung ihres Bedarfes nach einem Gute zwi- 
schen verschiedenen Anbietern wählen können, 
Konkurrenz in der Nachfrage ist vorhanden, 
wenn Anbieter die Wahl haben, ihr Tauschgut 
diesem oder jenem Nachfragenden zu über- 
lassen. 

Aus unseren Erörterungen ergibt sich, daß wir die Stellung der 
Anbieter im Tauschverkehr dann richtig definieren, wenn wir 
se von der Nachfrage her bestimmen. Und da die Be- 
gritfe Monopol und Konkurrenz hanptsächlich in Verbindung mit dem 
Angebot Bedeutung haben, können wir allgemein sagen: Konkur- 
renz liegt dann vor, wenn die Nachfragenden 
sich den Anbieter, der sie versorgen soll, wäh- 
len können; Monopol liegt vor, wenn Nachfra- 
gende auf einen bestimmten Anbieter ange- 
wiesen sind, Diese Definition bringt gleich das Verhältnis von 
Angebot und Nachfrage zum Ausdruck, das für das Vorhandensein 
von Monopol und Konkurrenz entscheidend ıst. Und sıe bringt ferner 
zum Ausdruck, was wir jetzt klar erkennen, daß auch bei diesen Be- 
griffen die Nachfrage, d. h. die Nutzenschätzungen das Entscheidende 
sind. 

Diesen Begriffen von Monopol und Konkurrenz gegenüber, die 
sich auf das tauschwirtschaftliche Verhältnis und seine Wir- 
kungen beziehen, und daher von der größten Wichtigkeit sind, 
tun wir gut, die einseitige Stellung eines oder mehrerer 
Anbieter bzw. Abnehmer im Tauschverkehr als Monopolstel- 
lung und Konkurrenzstellung zu bezeichnen. 

Es seı noch darauf aufmerksam gemacht, daB der Sprachgebrauch 
des Monopolbegriffs dieser Auffassung, wonach das Verhältnis zur 
Nachfrage, also die tauschwirtschaftlichen Wirkungen entscheidend 
sind, eher entspricht, als beim Begriff der Konkurrenz. Von einem 
Monopol kann man auch sprechen, wenn mehrere Anbieter vorhanden 
sind. Wofern nur einige von ihnen eine so große Nachfrage sich gegen- 
übersehen, daß sie sie nicht voll befriedigen können, haben sie ein 
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Monopol. Ebenso beim Nachfragemonopol. Von Konkurrenz da- 
gegen spricht man immer nur, wenn mehrere Anbieter oder Ab- 
nehmer eines Gutes vorhanden sind. Es hängt das mit der materia- 
listischen Auffassung der Wirtschaft zusammen, die immer nur die 
Beziehung zu den Gütern betrachtet. Sie erkennt daher nicht, daß 
auch Anbieter ganz heterogener Güter konkurrieren können. 


8. Das relative Monopol im besonderen. 


Der Begriff der Konkurrenz und vor allem der des Monopols be- 
deutet also etwas ganz verschiedenes, je nachdem man ihn mit der 
tauschwirtschaftlichen Stellung oder mit den tauschwirtschaft- 
lichen Wirkungen in Verbindung bringt. Und in beiden Fällen 
sind dann wieder weitere Unterschiede möglich. Das hat die Einsicht 
in das Wesen von Konkurrenz und Monopol außerordentlich erschwert 
und ich kann sagen, daß es für mich eine der größten Schwierigkeiten 
war, in diesem Chaos verschiedenartiger tauschwirtschaftlicher Er- 
scheinungen klar zu sehen, zumalich mich auch hier auf gar keine Vor- 
arbeiten stützen konnte. Es ist auch möglich, daß die folgenden Ab- 
grenzungen, die diese komplizierten Beziehungen klar legen, noch in 
vollkommener Form vorgenommen werden könnten. Aber es wird 
nicht leicht sein, selbst nachdem die Grundlage hier gegeben ist, die 
Abgrenzungen mehr zu vereinfachen. Dabei mache ich hier schon 
darauf aufmerksam, daß die folgenden Erörterungen über das relative 
Monopol zwar nicht für de Grundprinzipien der Preis- und 
Einkommensbildung — für diese genügen die Begriffe absolutes Mono- 
pol und Konkurrenz —, wohl aber für mehrere im praktischen Leben 
äußerst wichtige spezielle Arten von Preisen und Einkommen von 
fundamentaler Bedeutung sind. 

Wir haben nun im folgenden immer einseitige Tauschstellung und 
Tauschkon:tellation, d.h. Verhältnis von Angebot und Nach- 
frage und hierbei wieder Preis und Ertrag bzw. Einkommen im Zu- 
stande von Monopol und Konkurrenz zu unterscheiden. 

Bei der einseitigen Tauschstellung liegt ein Monopol vor, wenn 
nur ein Anbieter verhanden ist, Konkurrenz, wenn mehrere An- 
bieter vorhanden sind. Darüber haben wir schon gesprochen. Preise 
und Erträge brauchen trotz der Monopolstellung nicht über die im Zu- 
stande der Konkurrenz hinauszugehen. Können sie aber umgekehrt 
trotz Konkurrenz über die sonst üblichen Preise und Erträge bei Kon- 
kurrenz hinausgehen ? Beides hängt offenbar von der Nachfrage ab 
und damit kommen wir zu den Tauschkonstellationen, 
dem Verhältnis von Angebot und Nachfrage. Hier liegt eine Monopol- 
konstellation auch dann vor, wenn zwar mehrere Anbieter vorhanden 
sind, aber die Nachfrage so über das Angebot hinausgeht, daß ent- 
weder alle Anbieter odeı doch einige von ihnen nicht alle Nach- 
iragenden befriedigen können. Dann erzielen sie alle 
oder jene wenigen über den Konkurrenzpreis hinausgehende Preise 
und Erträge. 

Wann ist es nun möglich, daß trotz Vorhandenseins mehrerer 

o? 
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Anbieter sie über den Konkurrenzpreis hinausgehende Preise und Er- 
träge erzielen? Es ist das nur der Fall, wenn das Angebot nicht 
vermehrbar ist. Und damit haben wir das wichtigste Problem 
der speziellen Preislehre gestreift. Die allgemeine 
Preislehre muß natürlich den allgemeinsten Fall zugrunde legen, bei 
welchem das Angebot von vornherein nicht begrenzt gedacht wird ®). 
Aber in zweiter Linie hat sie dann den praktisch sehr wichtigen Fall 
zu untersuchen, daß das Angebot nicht vermehrbar ist. Auch diese 
Tatsache unvermehrbaren Angebots darf nun natürlich nicht absolut, 
technisch-materialistisch betrachtet werden, wie die bisherige Theorie 
das tut, die immer nur objektiv vermehrbare und nicht vermehrbare 
Güter unterschied. Sondern die Unvermehrbarbeit des Angebots 
spielt nur dann eine Rolle, wenn die Nachfrage darüber hinausgeht, 
also wenn aus wirtschaftlichen Gründen eine Vermehrung 
des Angebots vorgenommen werden müßte. Die Unvermehrbarkeit 
des Angebots führt also nicht immer zu überdurchschnittlichen 
Preisen und Erträgen, sondern nur wenn über die angebotene Menge 
hinaus noch so kaufkräftige Nachfrage vorhanden ist, daß die Nach- 
fragenden um das Angebot konkurrieren, die Anbieter also insgesamt 
eine Art Monopolstellung haben. Wir wollen eine solche Tauschkon- 
stellation die des relativen Monopols nennen. Der ab- 
solute Monopolist kann das Angebot je nach der Nachfrage zu- 
rückhalten, es vermehren oder nicht, je nachdem er das für seinen 
Gesamtertrag als vorteilhaft ansieht. Er kann auch, theoretisch be- 
trachtet, von jedem Abnehmer verschiedene Preise verlangen. Es gibt 
aber auch eine Art Monopolstellung trotz des Vorhandenseins mehrerer 
Anbieter, wenn nämlich die Nachfrage überwiegt und das Angebot 
nicht vermehrbar ist. Dieser Fall des relativen Monopols ist 
eine der wichtigsten und kompliziertesten Erscheinungen des Tausch- 
verkehrs, eine der wichtigsten, weil er im praktischen Leben eine sehr 
große Rolle spielt, eine der kompliziertesten, weil die Wirkungen dieser 
Tauschkonstellation bezüglich der Preise und der Erträge wieder ver- 
schieden sein können. Wir wollen einstweilen nur auf folgendes auf- 
merksam machen: Es sind zwei Fälle zu unterscheiden, über die die 
unten folgende Tabelle Auskunft gibt: die Nachfrage kann nur für 
einzelne Anbieter das unvermehrbare Angebot überwiegen oder 
für alle. Der erste Fall steht dem absoluten Monopol näher, der 
zweite der absoluten Konkurrenz. Die beiden Arten des relativen 
Monopols bilden daher die Uebergangsformen zwischen Monopol und 
Konkurrenz, die in zahllosen Abstufungen im Wirtschaftsleben vor- 
kommen. 


6) Im Gegensatz zur heutigen sog. Preistheorie, welche immer von einer 
gegebenen Angebotsmenge ausgeht und damit auch vom Standpunkt der materia- 
listischen Auffassung das grundlegende Problem der Preistheorie, die Entstehung 
des Angebots, völlig verkennt. Das nicht unterschieden zu haben ist 
einer der Hauptfehler v. Zwiedinecks bei seiner, auch sonst meine Absichten 
und Gedanken vielfach leider völlig verkennenden Kritik meiner Preistheorie 
in dieser Zeitschrift, Band 38, Heit r. 
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I. Der erste Fall ist der, daB nur für einige Anbieter die Nachfrage 

ihr Angebot überwiegt. Das ist nur aus zwei Gründen möglich: 
ihr Angebot muß unvermehrbar sein und ferner muß es von den Nach- 
tragenden bevorzugt sein. Wir nennen diesen Fall des relativen 
Monopols, der seine wichtigste Erscheinungsform ist, Qualitäts- 
monopol. Natürlich darf auch dieses Qualitätsmonopol wiederum 
nicht objektiv, sondern nur in Beziehung zur Nachfrage aufgefaßt 
werden. Nur wenn die Nachfrage nach diesen bevorzugten Leistungen 
über das unvermehrbare Angebot hinausgeht, liegt ein relatives Mono- 
pol vor und die Inhaber erzielen höhere Preise und Erträge als die 
übrigen Konkurrenten. Ob deren Angebot dann auch noch vermehr- 
bar ist oder nicht, darauf kommt nichts an. Die Preise und Erträge, 
die die Inhaber des Oualitätsmonopols erzielen, können je nach der 
Schätzung der Nachfragenden sehr verschieden hoch sein. Selbst- 
verständlich ist diese höhere Schätzung eine ganz individuelle Ange- 
legenheit. Sie braucht garnicht in objektiven Tatsachen begründet 
zu sein und die Unvermehrbarkeit kann ebenfalls sozusagen rein sub- 
jektiv, durch den Willen der Nachfragenden herbeigeführt sein; sie 
knüpfen eben ihre Vorzugsschätzung nur an bestimmte Objekte oder 
Subjekte und bewerten andere gleicher Art niedriger. Das wird be- 
sonders bei qualifizierten persönlichen Leistungen vorkommen, bei 
denen höhere Preise, die sie erzielen, besonders hervortreten, weil ja 
die Kosten hier nicht abgezogen werden. Die Vorzugspreise und hohen 
Gewinne, die berühmte Sänger, Schauspieler, Aerzte, Maler usw. er- 
zielen, beruhen auf der besonderen Qualität ihrer Leistung und der 
Unvermehrbarkeit derselben, die aber gänzlich in der subjektiven Auf- 
fassung der Nachfragenden begründet ist. Tatsächlich mag es andere 
Sänger, Maler, Aerzte usw. geben, deren Leistungen denen jener Be- 
rühmtheiten nicht nachstehen. 

Weniger leicht festzustellen ist das Oualitätsmonopol bei Sa c h- 
gütern, weil hier eventuell höheren Preisen auch höhere Kosten 
gegenüberstehen können. Doch gibt es auch hier Fälle, daß Fabri- 
kanten für ihre Ware höhere Preise und Erträge erzielen, ohne daß sie 
mehr oder entsprechend mehr Kosten aufizuwenden hätten. Die Un- 
vermehrbarkeit derartiger Produkte ist auch wiederum oft nur eine 
relative und kann auf den verschiedensten Gründen, besonders tech- 
nischer Art beruhen, z.B. besonderen Fabrikationsmethoden, wie bei 
manchen Pianofabriken, besonders geschickten Arbeitskräften, z. B. 
hervorragenden Zeichnern in Möbelfabriken u. dgl. Oft ist die Unver- 
mehrbarkeit auch nur eine subjektive vom Standpunkt des bevor- 
zugten Produzenten, er will trotz vorhandener Nachfrage seine Pro- 
duktion nicht weiter erhöhen und zieht geringeren Umsatz bei hohen 
Preisen größerem Umsatz bei geringeren Preisen vor ’?). 





N) Selbst wenn ein solcher Fabrikant einfach aus Gründen seiner Konsum- 
wirtschaft, persönlicher Bequemlichkeit und dergl. seine Fabrik nicht vergrößert, 
handelt er durchaus wirtschaftlich im psychischen Sinne und verstößt nicht im 
geringsten gegen das Prinzip größten (Konsum-)Ertrags. 


134 Robert Liefmann, 


Eine sehr große Rolle spielt ferner das Qualitätsmonopol bei sach- 
lichen Leistungen: höhere Preise in Gasthäusern von besonderem Ruf, 
in besonders beliebten Badeorten und Sommerfrischen, die Bevorzugung 
mancher Transportgelegenheiten, Schiffe usw. seien hier genannt. Sei 
es, daß die Nachfragenden sich selbst die Preise in die Höhe schrauben, 
weil die bevorzugten Anbieter nicht den ganzen Bedarf befriedigen 
können und die Kaufkräftigsten daher die übrigen ausschalten (Gast- 
hofpreise in der Hochsaison, Fensterpreise in besonders günstiger Lage 
bei hervorragenden Ereignissen), sei es, daß diese Bevorzugten schon 
selbst die Lage kennen und mit hohen Preisforderungen ausnutzen: 
immer ergibt sich trotz vorhandener Konkurrenz eine, oft sehr fein 
abgestufte Verschiedenheit der Preise und der Erträge auf Grund 
relativer Monopolstellungen. Diese sind immer gewissermaßen ein 
Ueberbau, der sich über einem auf der Konkurrenz beruhen- 
den Markte gleichartiger Produkte oder Leistungen erhebt. Sind die 
Preisverschiedenheiten auf Grund der Qualitätsabstufungen sehr zahl- 
reich, so ist klar, daB sich dabei nicht sagen läßt, wo das Qualitäts- 
monopol in die Konkurrenz (relative Konkurrenz) übergeht. 

Wir erwähnten oben schon unter den Beispielen denjenigen Fall 
des Qualitätsmonopols, der für die Theorie der wichtigste ist, den des 
Bodens. Es sei noch darauf hingewiesen, daß die einzelnen Teile 
des städtischen Bodens, Bauplätze und Hausgrundstücke in ihrer 
Gesamtheit die verschiedensten Qualitätsunterschiede für die Zwecke 
ihrer Benützer aufweisen und doch der Nachfrage gegenüber konkur- 
rieren. Hier tritt vor allem auch die Besonderheit auf, daß diese 
Qualitätsunterschiede auf sehr verschiedener Grundlage beruhen und 
von den einzelnen Benützern wieder in sehr verschiedener Weise be- 
urteilt werden können. Für Fabrikzwecke z. B. sind ganz andere An- 
forderungen zu stellen als für Wohnzwecke; aber in beiden Fällen sind 
die Anforderungen wiederum in den verschiedenen Industriezweigen, 
dann wieder in sonstigen Erwerbszweigen: Handel, außerordentlich 
verschieden. Ebenso hinsichtlich der Wohnungen, selbst innerhalb 
derselben sozialen Schicht. Der eine will in diesem, der andere in 
jenem Stadtteil wohnen usw. Namentlich für Erwerbszwecke (Han- 
del), wo ja nicht nur gewisse Straßen, sondern auch gewisse Straßen- 
seiten und Ecken einen großen Unterschied in der Bewertung aus- 
machen, ziehen die Nachfragenden gewisse Eigenschaften der Grund- 
stücke, z. B. Eckhäuser, so allgemein vor, daß hier infolge ihres be- 
schränkten Vorhandenseins sehr viel höhere Preise erzielt werden. 
Und doch ist Konkurrenz vorhanden und wenn die Preisforderungen 
über eine gewisse Grenze hinausgehen, konkurrieren immer mehr 
andere Grundstücke mit. Das sind besonders ausgesprochene Fälle 
des relativen Monopols, die zu besonderen Preisen und Einkommen 
führen. Ä 

2. Der zweite Fall des relativen Monopols ist der, daß nicht nur 
einzelne Anbieter auf Grund von Qualitätsbevorzugungen höhere 
Preise und Erträge erzielen, als sie bei absoluter Konkurrenz sein 
würden, sondern alle die konkurrierendenAnbieter., 
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Das ist nur möglich, weil die Nachfrage das gesamte Angebot über- 
wiegt und dieses unvermehrbar ist. Ueber den Charakter dieser Un- 
vermehrbarkeit gilt da: schon oben Gesagte. Dieser Fall unterscheidet 
sich dadurch von dem Qualitätsmonopol, daß sich hier für alle 
Nachfragenden ein einheitlicher Preis bilden 
muß. Denn bei den Anbietern, die höhere Preise verlangen wollten, 
würden die Nachfragenden, die überhaupt zum Tausch kommen, ab- 
wandern und sich den Anbietern mit niederen Preisen zuwenden und so 
immer eine Ausgleichung der Preise herbeitühren. Schwächere Nach- 
fragende werden natürlich von Anfang an überall von den kaufkräf- 
tigeren überboten werden. Dadurch, daß sich hier für alle Anbieter 
und Abnehmer ein Preis bildet, steht dieser Fall des relativen Mono- 
pols der Konkurrenz näher und wir können ihn im Gegensatz zum 
Qualitätsmonopol als relative Konkurrenz bezeichnen. 
Relatives Monopol ist also immer eine Zwischenstufe zwischen Mono- 
pol und Konkurrenz, aber relative Konkurrenz ist wieder dessen be- 
sondere Unterart, die der absoluten Konkurrenz am nächsten steht. 
Auch aus dieser tauschwirtschaftlichen Konstellation ergeben sich 
sehr wichtige Wirkungen, bedeutsame Preis- und Gewinnerscheinungen. 

Wenn also bei der relativen Konkurrenz alle Preise gleich 
sind, so können doch — und dadurch kompliziert sich diese Erschei- 
nung sehr — die Gewinne gleich oder verschieden sein. Gleich 
werden sie sein, wenn die Kosten gleich sind, und das wird vor allem 
da der Fall sein, wo sie gar nicht berechnet werden. Mag z. B. noch 
so große Nachfrage nach Arbeitskräften bestehen, durch ihre Kon- 
kurrenz, d. h. durch das Ertragsstreben der Arbeiter werden sich für 
Leistungen gleicher Art die Preise gleich stellen. Denn wo noch höhere 
Preise bestehen, dorthin werden sich Arbeitskräfte wenden, wo die Löhne 
noch niederer sind, da werdeu sie entsprechende Erhöhung fordern. 
Im praktischen Leben vollzieht sich diese Ausgleichung bekanntlich 
nicht mit solcher Vollkommenheit. Immerhin kann man von einer 
Tendenz zur Ausrleichung sprechen und das ist für die Theorie ge- 
nügend. Dasselbe zeigt Ach z. B. bei Frachttarifen bei steigender 
Nachfrage und vor allem auch bei den im Besitz von Händlern be- 
findlichen Vorräten gewisser \Varen. Ein anderes Beispiel ist der Zins- 
satz von Leihkapital bei starker Nachfrage. Je nach dem Ueberwiesen 
der Nachfrage werden hier trotz des Bestehens der Konkurrenz weit 
über den Konkurrenzpreis und Konkurrenzertrag hinausgehender Ge- 
winne erzielt. Sie unterscheiden sich also von den Gewinnen, die bei 
absoluter Konkurrenz erzielt werden, nur durch ihre Höhe. Jeuen 
Gewinn, den der teuerste Anbieter, der noch zum Absatz gelanzt, 
bei freier Konkurrenz erzielt und der also die untere Grenze dessen 
bezeichnet, wofür man überhaupt noch auf die Dauer eine Erwerbs- 
tätıgkeit ausübt, nennen wir den tauschwirtschaftlichen Grenzertrag. 
Es ist der grundlegende Begriff für die Erklärung der Preisbildung, 

Die über diesen absoluten Konkurrenzertrag hinausgehenden Ge- 
winne sind von besonderer Bedeutung, wenn sie trotz gleicher Preise 
doch von verschiedener Höhe sind. Das hat seinen Grund in ver- 
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schiedener Höhe der Kosten. Die Nachfrage nach den 
wichtigsten Rohstoffen, z. B. Gummi, Kupfer oder auch Gold, mag 
noch so stark sein, der Preis mag enorm steigen, aber jedes Teilquan- 
tum erzielt bei gleicher Qualität den gleichen Preis. Die Gewinne 
aber sind sehr verschieden, weil sich der Preis, wie die herrschende 
Theorie hier ziemlich zutreffend sagt, ungefähr in Höhe der Produk- 
tionskosten des teuersten Produzenten stellt Pl Diese Erscheinung 
nennen wir Differentialgewinn, sie kommt sowohl bei 
relativer wie bei absoluter Konkurrenz vor. Bei ersterer sind die ver- 
schiedenen Gewinne aber höher, d. h. auch der Grenzertrag, der Ertrag 
des teuersten Produzenten ist höher als bei freier Konkurrenz. Das 
ist wiederum nur möglich, wenn das Angebot der billigsten Produ- 
zenten nicht vermehrbar ist, denn sonst würden ja sie ihre Angebote so 
weit ausdehnen, daß alle teuereren Produzenten überhaupt nicht mehr 
zum Absatz gelangten. 

Eine solche Verschiedenheit der Kosten und der darauf beruhen- 
den Differentialgewinne kann nun, wie jedermann leicht erkennen 
wird, auch dann eine Rolle spielen, wenn die Nachfrage hinter dem 
Angebot zurückbleibt, der teuerste Anbieter also, der noch zum Absatz 
kommt. nur das Minimum an Konkurrenzertrag erzielt. Dennoch können 
die billigeren Anbieter eine gewisse Art von Monopolstellung haben, 
weil sie wenigstens nicht für die Deckung des Bedarfs ausreichen. 
Jedermann denkt hier vor allem an den Fall, der in der bisherigen 
Theorie alslandwirtschaftliche Grundrenteceine so große Rolle spielt, 
an den Differentialgewinn, der mit Grund und Boden (aber keineswegs 
nur mit ihm) wegen Verschiedenheit der Kosten erzielt wird und in 
der schon Ricardo die Ursache der sog. Grundrente erblickte. Man 
weiß, daß in dieser Grundrente auch eine Art Monopolstellung der 
besseren Böden darin steckt, ihre Unvermelirbarkeit, und das habe 
ich in der Tabelle durch eine punktierte Klammer von den Differential- 
erträgen zu den relativen Monopolerträgen zum Ausdruck gebracht. 
Beide unterscheiden sich aber dadurch, daß diese auf einer Ver- 
schiedenheit der Preise beruhen, während jene auf Grund 
gleicher Preise erzielt werden. 

Es sei aber darauf aufmerksam gemacht, daß Ditferentialgewinne 
nicht nur auf Grund solcher relativer Monopolstellungen erzielt wer- 
den, sondern auch bei absoluter Konkurrenz vorkommen, 
weil auch da die konkurrierenden Anbieter fast regelmäßig verschie- 
dene Kosten haben, dieauf vorübergehenden Vorgängen 
(z. B. beim Rohstoffeinkauf) in ihrer Erwerbstätigkeit beruhen. Dieser 
Unternehmer kauft billiger ein als jener, daraus ergeben sich verschie- 
dene Kosten und damit verschiedene Gewinne bei absoluter Konkur- 
renz. Auch das ist in der Tabelle zum Ausdruck gebracht. 


83) Es fragt sich nur, welches der teuerste ist: das muß die Theorie er- 
klären unter der Voraussetzung, daß die Nachfrage keine gegebene und bekannte 
Größe ist. Hier versagt die bisherige Preistheorie, s. dafür meinen früheren Aufsatz, 
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o Der Zusammenhang von Monopol und Kon- 
kurrenz. 


Nach dem Gesagten wird die folgende Tafel der Monopol- und 
Konkurrenzverhältnisse verständlich sein. Sie enthält nicht die ver- 
schiedenen Arten des absoluten Monopols, sondern soll nur die ver- 
schiedenen Arten von Monopol- und Konkurrenzwirkungen und den 
Uebergang von den einen zu den anderen veranschaulichen. Die 
Klammern zeigen, wie die Preise, vor allem aber die Gewinne, in der 
verschiedensten Weise Uebergangsstufen zwischen Monopol und Kon- 
kurrenz sind. In diesen bisher durchaus ungenügend erkannten Er- 
scheinungen Klarheit zu schaffen, ist für die Erkenntnis der Preis- 
bildung und für die Einkommenslehre von der größten Bedeutung. 
(S. Tafel S. 138.) 

In diesem Aufsatz muß ich mich darauf beschränken, auszu- 
führen, aus welchen Gründen und in welcher Weise Monopol und 
Konkurrenz nicht nur Gegensätze sind, sondern in verschiedenen Ab- 
stufungen in einander übergehen. Diese Uebergänge werden herbei- 
geführt durch die verschiedenen Tauschkonstellationen und zeigen 
sich besonders in den dabei sich bildenden Preisen und Ein- 
kommen. Sie lassen sich aber zurückführen auf den Inhalt aller 
Wirtschaft, das Ertragsstreben im Tauschverkehr. Das Ziel jeder 
Einzelwirtschaft ist offenbar eine Monopolstellung. Denn 
nur bei einem Angebotsmonopol erhält die einzelne Erwerbswirtschaft 
das Maximum an Erwerbsertrag und bei einem Nachfragemonopol 
der Konsument die billigste Versorgung Hl. Der Zustand der Kon- 
kurrenz ergibt sich aber daraus, daß viele Anbieter in derselben Weise 
nach dem größten Erwerbsertrag streben. Je mehr in einem Gewerbe 
Monopolpreise und Monopolerträge, die über die sonst üblichen hin- 
ausgehen, erzielt werden, um so mehr werden Kapitalien und Arbeits- 
kräfte diesem Erwerbszweige zuströmen, um so mehr liegt der Zustand 
der Konkurrenz vor. Also das Monopol führt zur Kon- 
kurrenz. Andererseits führt aber auch die Konkur- 
renz zum Monopol. Denn je mehr die einzelnen Erwerbs- 
wirtschaften sich bekämpfen, je tiefer sie im Konkurrenzkampf die 
Preise herabdrücken, um so mehr bleiben nur die Stärksten übrig, 
jene, die mit den geringsten Produktionskosten arbeiten. Hier liegt 
der letzte wirtschaftliche Grund für die Entwicklung zum Großbe- 
trıebe, zumal die Zusammenfassung der Produktion die Kosten noch 
weiter zu erniedrigen vermag. Hier liegt auch der Grund für die starke 
Monopoltendenz der Großbetriebe. Also nicht das Monopol 
vernichtet die Konkurrenz, sondern Wie Konkurrenz tötet 
dieKonkurrenzs. wie das schon vor 70 Jahren der französische 





H Daß das Monopol des billigsten Produzenten in jedem Erwerbszweige 
auch technisch die größte Bedarfsbefriedigung Aller ermöglicht, ist in der Pro- 
duktivitätstheorie zu erörtern, 


Tafel der Monopol- und Konkurrenzverhältnisse. 


Die Klammern bezeichnen die Uebergänge zwischen absolutem und relativem Monopol (Qualitätsmonopol) und zwischen relativer Konkurrenz, 
die nur eine Unterart des relativen Monopols ist, und absoluter Konkurrenz, 





























I) einseitige Tauschstellung: Absolütes Monopol: Relatives Monopol: Absolute Konkurrenz: 
ein Anbieter mehrere Anbieter mehrere Anbieter 
aber 
2) Tauschkonstellation: Ueberwiegen der Nachfrage Ueberwiegen der Nachfrage Ueberwiegen des Angebots 
bzw. Zurückhalten im An- wegen Unvermehrbarkeit des 
gebot Angebots 
a er wre 
= D Ges D 
e beieinzelnen Anbietern bei allen Anbietern 
z | | | 
Se Bezeichnung derselben: Absolutes Monopol Qualitätsmonopol Relative Konkurrenz Absolute Konkurrenz 
= 
S Rx | | 
AA 
2 Së | | 
° 3) Preise für die Abnehmer: gleich verschieden verschieden gleich gleich 
CG S a 
von jedem nn 
Abnehmer 
N 
U E ës, | ö \ 5 N 
4) Gewinne für die Anbieter: gleich verschieden verschieden gleich verschieden verschieden gleich 
GC 2 (wegen gleicher (wegen verschie- Sg (tauschwirt- 
Së E Kosten) dener Kosten: $ schiftlicher 
er il — A - EE Grenzertrag) 
Differentialgewinne 
* weil das Angebot mit den niedrigsten Kosten nicht vermehrbar ist. 
er ** aus nur vorübergehenden Kostenverschiedenheiten. | 


13 


Konkurrenz- und Monopoltheorie. 139 


Sozialist Proudhou in seinen contradictions économiques be- 
hauptet hat. Und nicht die Konkurrenz beseitigt das Monopol, son- 
dern das Monopol erzeugt aus sich selbst die Konkurrenz. 
Jede der beiden Tauschkonstellationen hat, ins Extrem getrieben die 
Tendenz, sich in ihr Gegenteil zu verkehren. Sie sind wohl Gegen- 
sätze, aber solche, die in den verschiedensten Abstufungen ineinander 
übergehen. ` Es ist das Eigentümliche dieser beiden Tauschkonstel- 
lationen, daß sie sich nichtnur berühren, wie man das von allen 
Gegensätzen behauptet, sondern sich auch erzeugen. Die Kon- 
kurrenz führt zum Monopol, das Monopol ruft neue Konkurrenz auf 
den Plan. Das Monopol ist der Gipfel der Konkurrenz und jede Kon- 
kurrenz ist schließlich überhaupt nichts anderes als das Streben nach 
dem Monopol. 

Es ist also durchaus falsch, wenn die bisherige Theorie immer an- 
nahm, daß Betätigung des Gewinnstrebens und Konkurrenz identisch 
sei. Gewiß führt das Ertragsstreben zur Konkurrenz, aber sein Ziel 
ist das Monopol. Konkurrenz ist nicht mehr Organi- 
sationsprinzip des Tausches als das Monopol. 
Beide sind nur Folgen des eigentlichen Organisationsprinzips aller 
Wirtschaft, der Einzelwirtschaft sowohl wie des Tauschver- 
kehrs, des Strebens aller Einzelwirtschaften 
nach größtem Ertrag. In diesem eigentlichen Organisations- 
prinzip aller Wirtschaft, dem Ertragsstreben, ist also Monopol und 
Konkurrenz in gleicher Weise enthalten. Das Ertragsstreben hat die 
Tendenz zum Monopol, aber es führt zur Konkurrenz. Das ist der 
tiefste Grund für die eigentümliche wechselseitige Bedingtheit, in der 
Konkurrenz und Monopol zueinander stehen. Monopol ist das 
Ertragsstreben bezogen auf die Einzelwirt- 
schaft, bezeichnet die Tendenz der Einzelwirtschaft. Konkur- 
renz ist das Ertragsstreben bez«<gen auf den 
Tauschverkehr, die Beziehungen aller Einzelwirtschaften, die 
durch jene Tendenz geleitet sind. Sie ist also nicht sowohl eine Ten- 
denz, als vielmehr das tauschwirtschaftliche, »seziale« Resultat des 
Ertragsstrebens. Um sie von der »freien Konkurrenz« im 
Sinne der allgemeinen Geltung des Ertragsstrebens zu unterscheiden, 
tut man gut, statt dessen von Konkurrenzkampfi zu sprechen. 
Der Konkurrenzkampf, das Resultat des allgemeinen, aber bei jedem 
einzelnen nach dem Monopol zielenden Ertragsstrebens, das gegen- 
seitige Konkurrieren, das ist es, was man bisher immer im Auge hatte, 
wenn man in der Preistheorie von Konkurrenz sprach. — 

Nur eine eigentümliche Kombination von Konkurrenz und Mono- 
pol führt also größtmögliche Bedarisbefriedigung herbei. Wieviel 
Kapitalien und Arbeitskräfte den einzelnen Erwerbszweigen zufließen, 
das muß, wie das ja auch heute geschieht, die freie Konkurrenz, d.h. 
das sich frei betätigende Ertragsstreben entscheiden. Aber abgesehen 
von der Möglichkeit des Aufkommens neuer Anbieter, von 
latenter Konkurrenz, führt innerhalb des einzelnen Erwerbs- 
zweiges nicht eine Vielheit an Anbietern mit verschiedenen Pro- 
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duktionskosten, sondern ein einzelner mit den geringsten Produktions- 
kosten das Maximum an Bedarfsbefriedigung herbei. Dieses tech- 
nische Maximum, das beim vollkommenen Monopol eines einzigen 
Anbieters vorliegt, wird zwar wirtschaftlich selten ganz erreicht werden 
zumal heute im Zeitalter fortgesetzter technischer Fortschritte die 
Stelle des billigsten Anbieters sehr häufig wechselt. Aber das Ertrags- 
streben, das regelnde Prinzip der heutigen Volkswirtschaft, hat die 

natürliche Tendenz zur Monopolstellung, in der es sich allein voll aus- 
wirken kann. Nur wird der Einzelne in der Erreichung dieses Zieles 
durchkreuzt von demselben Streben aller anderen Wirtschaftsper- 
sonen. 

Werfen wir schließlich noch die Frage auf, bei welchem Verhältnis 
von Konkurrenz und Monopol größte Bedarisbefriedigung Aller vor- 
handen ist, so ergibt sich folgendes: wirtschaftlich ist freie Konkur- 
renz, d. h. möglichste Freiheit des Ertragsstrebens diejenige Organi- 
sation des Tauschverkehrs, die die vollkommenste Bedarisversorgung 
Aller ermöglicht. Denn dann wird das Gesetz des Ausgleichs der Grenz- 
erträge am vollkommensten gewahrt, das mit vollkommenster Be- 
darfsversorgung Aller identisch ist. Technisch aber wird das denkbare 
Maximum derselben herbeigeführt durch die Monopolstellung, die 
dem billigsten Anbieter die ganze Bedarfsversorgung überläßt. Da 
aber im Zustande des Monopols der Inhaber der Monopolstellung be- 
strebt ist, sie im Interesse seines größten Ertrages auszubeuten, 
also den Ausgleich der Grenzerträge umzustoßen, so ergibt sich, 
daß die zweckmäßigste re aftliche Organisation, die voll- 
kommenste Bedarisbefriedigung gewährleistet, gewissermaßen ein 
Monopol ist auf der Basis der freien Konkurrenz, ein Monopol des 
billigsten Anbieters, bei dem aber, wenn er seine monopolistische Stel- 
lung ausbeutet, die Konkurrenz, d. h. der Konkurrenzkampf, immer 
im Hinter: ‚runde steht. Die Konkurrenz muß latent immer wirksam 
sein, egen zum Konkurrenzkampf führen können, welcher die 
Ausnutzung der Monopolstellung hindert. Monopol und Konkurrenz 
in diesem Sinne, d. h. Mörlichkeit des Konkurrenzkampfes müssen 
also gewissermaßen in labilem Gleichgewicht nebeneinander bestehen. 

Wir können also das Verhältnis von Konkurrenz und Monopol 
folgendermaßen zusammenfassen: Organısationsprinzip des Tausch- 
verkehrs ist weder das eine noch das andere, sondern 
ist das Ertragsstreben aller Wirtschaften. Dieses Ertragsstreben 
führt zur zweckmäßigsten Verteilung aller Kapitalien und Arbeits- 
kräfte auf die einzelnen Erwerbszweige. Sein höchstes Ziel ist bei 
jedem Einzelnen die Monopolstellung, aber wo auf Grund der äußeren 
Bedingungen Mehrere nach diesem Ziel streben, ergibt sich die Kon- 
kurrenz und der Konkurrenzkampf. Je stärker das Monopolstreben 
sich geltend macht, je mehr es zu Monopol wirkungen führt, um 
so schärfer entfacht es den Konkurrenzkampf; der Konkurrenzkampf 
aber auf die Spitze getrieben führt wieder zum Monopol. Das ist ge- 
wissermaßen das Gesetz von der Erhaltung der Energie auf das Wirt- 
schaftsleben übertragen. Monopol und Konkurrenz Sind nur zwei Er- 
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scheinungsformen derselben Energie, welche den wirtschaftlichen 
Mechanismus in Gang setzt, des Ertragsstrebens aller Wirtschafts- 
subjekte. Führt diese Energie zur Monopolform, so erzeugt sie von 
selbst das Gegenmittel, den Konkurrenzkampf. Ist diese Energie- 
form zu einseitig in der Volkswirtschaft vorhanden, so hat sie von 
selbst die Tendenz, in ihr Gegenteil, das Monopol, umzuschlagen. Nur 
ein gewisser Ausgleich der wirtschaftlichen Energie in beiden Formen, 
ein gegenseitiges Sichanpassen unter fortwährendem Druck und Gegen- 
druck führt die zweckmäßigste Organisation des Wirtschaftslebens 
herbei. 


10o. Das Wesen der vertragsmäßigen Monopole. 


Es sei schließlich noch über das Wesen der vertragsmäßigen Mono- 
pole das Wichtigste gesagt, d. h. über die monopolistischen Vereini- 
gungen. Auch sie werden oft als Monopol schlechthin oder Kollektiv- 
monopol bezeichnet, wobei man entweder an die einseitige Stellung 
oder an die Tauschkonstellation, das Verhältnis zur Nachfrage oder 
endlich an die Monopolwirkungen, an Monopolpreise und Monopol- 
erträge denken kann. Ein Monopol im allgemeinsten Sinne, eine Mono- 
polerscheinung sind sie immer. Ein Kartell z. B. hört auf zu bestehen, 
wenn nicht wenigstens ein Teil der Nachfragenden sich an die im Kartell 
vereinigten Anbieter wenden muß. Es gehört eben zum Begriff des 
Kartells, zu seinem Zweck, daß es eine Monopolerscheinung ist. Ob 
aber ein Kartellauch eine Monopolstellung hat, ob gar keine 
Anbieter neben ihm vorhanden sind, das ist damit noch nicht gesagt. 
Das ist, wie bekannt, selten, weil eben das Monopol Konkurrenz her- 
beiführt. Und daher ist auch keineswegs gesagt, daß ein Kartell oder 
ein Trust Monopol wirkungen haben muß, d.h. ob es Preise und 
Erträge erzielen kann, die über die bei der Konkurrenz erzielten hin- 
ausgehen. Die Kartelle und Trusts sind also nur Erscheinungen einer 
Monopoltendenz, Vereinigungen mit monopolisti- 
schem Zweck, wie ich sie immer definiert habe. Die Konkurrenz 
aber ist bei ihnen nicht ausgeschlossen, oft nicht einmal der Kon- 
kurrenzkampf. Das Aufkommen neuer Konkurrenten ist jeder- 
zeit möglich, zumeist sind überhaupt nicht alle Anbieter, sondern 
nur der größere Teil zu einer Einheit zusammengeschlossen. Sie sind 
weder ein natürliches, noch ein verliehenes Monopol, das durch natür- 
lich-technische oder durch staatlich-rechtliche Bedingungen geschaf- 
fen wird. Sondern sie entstehen auf der Basis der Konkurrenz, setzen 
die Konkurrenz voraus, die dann nur vertragsmäßig ausge- 
schaltet wird. Tatsächlich aber steht sie latent immer im Hintergrund, 
essind entweder immer noch Konkurrenten vorhanden oder sie können 
jederzeit wieder auftreten, und die Konkurrenz wird um so sicherer 
und energischer hervorbrechen, je mehr an die Stelle einer bloßen 
Monopoltendenz auch wirkliche Monopolwirkungen treten, 
je mehr es also nicht auf die bloße Tatsache, daß sich Anbieter der- 
selben Art zu einer Einheit zusammengeschlossen haben, sondern auf 
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die Einwirkung dieses Zusammenschlusses auf die Preisge- 
staltung ankommt 19), 

Die Kartelle und Trusts, überhaupt alle monopolistischen Ver- 
einigungen, von denen jene ja nur die meist erörterten sind, auch die 
Gewerkvereine der Arbeiter, auch Abnehmer-(Einkaufs-)Vereini- 
gungen, welche die Nachfrage einheitlich zusammenfassen, sind in 
ihren Monopolwirkungen von denen der Einzelmonopole prinzipiell 
gar nicht verschieden. Dieselben Sätze und Grenzen, die für die Einzel- 
monopole gelten und die wir in der Preistheorie erÄrterten, gelten auch 
für sie. Ebensowenig wie ein Einzelmonopol sind die Kollektivmono- 
pole unter allen Umständen in der Lage, hinsichtlich der Preise und 
Erträge wirkliche, vom Zustande der Konkurrenz verschiedene Mono- 
polwirkungen zu erzielen. 

Ein Unterschied besteht nur darin, daß, während das Einzel- 
monopol als einseitige Tauschstellung nur einen Anbieter voraus- 
setzt, es beim vertragsmäßigen Monopol unter Umständen mehrere 
Anbieter gibt, z. B. bei den Kartellen, welche oft nur in einem oder dem 
andern Punkte ihr Angebot einheitlich regeln. Manche Kollektiv- 
monopole stehen so zwischen dem absoluten” und dem relativen Mono- 
pol. Auch aus dem Grunde, weil oft neben dem Kollektivmonopol 
noch andere Anbieter vorhanden sind, die monopolistische Vereint- 
sung nicht alle Anbieter umfaßt, aber diese doch eine so geringe Rolle 
spielen, daß der größte Teil davon sich an die Monopolorganisation 
zur Befriedigung ıhres Bedarfs wenden muß. Das liegt dann auch oft 
wieder an technischen Momenten, indem die Konkurrenten neben 
einem Kollektivmonopol inr Angebot nicht derart vermehren können, 
daß das Kollektivmonopol gesprengt wird. Wie die Geschichte der 
Rartelle und Trusts, Gewerkvereine usw. beweist, kommt derartiges 
aber oft genug vor. Aus dem Gesagten ergibt sich die Stellung der 
Kollektivmonopole. Sie sind eine Monopol for m, gehören aber nicht 
in die Tafel der Monopol- und Konkurrenzstellungen. Sie können eine 
absolute oder eine relative Monopolstellung haben. 

Offenbar sind im heutigen Wirtschaftsleben Hemmungen der 
Konkurrenz und Erleichterungen nebeneinander wirksam. In der 
Hauptsache ist die Geltendmachung der Konkurrenz durch die mo- 
derne wirtschaftlfche Entwicklung sehr erleichtert worden, und grade 
aus diesem Grunde sind ja, als Extrem des Konkurrenzkampfes, die 
heutigen vertragsmäßigen Monopolbildungen, die Kartelle und 
Trusts entstanden. Der größere Reichtum überhaupt erleichtert 
heute das Aufkommen neuer Konkurrenz, vor allem aber auch die 
größere Mobilisierung des Reichtums, die durch die Entwicklung des 
Kredit- und Effektenwesens geschaffene größere Leichtigkeit, große 
Vermögensmassen jederzeit wieder fungibel zu machen, in die Geldform 
zurückzuführen, so daß sie für die rentabelsten Verwendungsarten zur 
Verfügung stehen. Daneben erleichtern technische Momente das Auf- 





10) Anders ausgedrückt: das Monopol- und Konkurrenzproblem ist, wie alle 
Probleme der Wirtschaftstheorie, kein statisches, sondern ein typisch 
dynamisches, was die heutige Theorie noch zumeist verkennt, 
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kommen neuer Konkurrenz, diegewaltigen Verbesserungen in den Trans- 
portverhältnissen, welche den Kreis der konkurrierenden Anbieter er- 
weitern und die früher häufige Bildung lokaler Monopole erschweren. 
Ganz besonders aber lassen die fortgesetzten technischen Errungen- 
schaften auf allen Gebieten der Produktion den Anbieter, der eine 
monopolistische Stellung besitzt, z. B. ein Patent, doch nie zur Ruhe 
kommen, und sie geben auch in einem nichtmonopolisierten Unter- 
nehmungszweige immer Anlaß zur Gründung neuer Unternehmungen. 

Die Folge dieser Entwicklung war zu leichtes Aufkommen 
der Konkurrenz, zuviel Konkurrenzkampf. Und daraus ent- 
wickelte sich eben die Tendenz zum Monopol und führte zu monopo- 
listischen Vereinigungen, den Kartellen und Trusts, den Gewerkver- 
einen der Arbeiter usw. Den Satz, daß die Konkurrenz die Konkur- 
renz tötet, hat Proudhon aus der Betrachtung eines der ältesten Kar- 
telle Frankreichs, des Comptoir de Longwy, gewonnen. Diese allge- 
meine Tendenz zum Monopol hat nun in manchen besonders dafür 
geeigneten Erwerbszweigen ihr Ziel so weit erreicht, als es sich auf 
Grund des Gesagten und der speziellen Voraussetzungen zur Monopol- 
bildung in jedem Erwerbszweige überhaupt erreichen ließ. M. a. W.: 
Die Tendenz zur Konkurrenz ist um so schärfer geworden, je mehr 
die Monopoltendenz sich durchzusetzen, die Monopolisten ihre Mono- 
polstellung auszunutzen versuchten. Die allgemeinen Voraussetzungen 
für die Monopolbildung, genauer gesagt, für die Durchsetzung einer 
Monopoltendenz sind in der Theorie der Kartelle und Trusts als Mono- 
polfähigkeit der einzelnen Industrien viel erörtert worden. Das wich- 
tigste ist wohl, daß die sog. schweren Industrien, die mit einem großen 
Kapital schwer transportierbare Massengüter, insbesondere Produk- 
tıionsmittel herstellen, auf der Basis freier Konkurrenz, d. h. ohne 
das Vorhandensein verliehener Monopole, besonders zur Bildung mono- 
polistischer Vereinigungen geeignet sind. 

Die sozialistische Lehre hat richtig erkannt, daB die Konkurrenz 
auf die Spitze getrieben, zum Monopol führe, Marx hat diese Anschau- 
ung von dem von ihm so viel geschmälhten Proudhon übernommen. 
Aber was er selber dann auf Grund seiner deterministischen Betraclı- 
tungsweise hinzufügte, hat sich nicht als richtig erwiesen: der Ge- 
danke, daß die Monopolbildung, die »kapitalistische Expropriation« in 
seiner Ausdrucksweise, ins Extreme gehen werde, so daß schließlich 
die allgemeine Verstaatlichung der Pruduktionsmittel, die Exprspria- 
tion der Expropriateure, notwendig werden würde. Das ist nicht 
eingetreten, weil eben gegenüber den Monopolbildungen fast überall 
neue Konkurrenz ins Leben getreten ist, teilweise, wie vor allem aus 
besonderen Gründen in der Kaliindustrie, in viel zu großem Umfange. 
Jedenfalls hat sich bisher eine Verstaatlichung der Produktionsmittel 
nur in wenigen besonderen Fällen als notwendig oder nützlich er- 
wiesen und im allgemeinen kann es nur als Aufgabe der Volkswirt- 
schaftspolitik bezeichnet werden, das richtige Maß, die richtige Mi- 
schung von Konkurrenz und Monopol im Wirtschaftsleben herbeizu- 
führen, nicht, eines dieser Prinzipien auf die Spitze zu treiben. 
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Ueber die Herkunftsbedingungen der geistigen Führer. 
Von 


FRITZ MAAS. 


I. Einleitung. (Thema, die Ergebnisse der exakten Biologie, die 
statistisch-soziologische Methode, Galton, Odin, Soziologie und Statistik, Milieu 
und Begabung, Abgrenzung der Untersuchung, Statistik und Vererbung, Tbeo- 
rien der Begabung.) — 2. Versuch einer statistischen Abgren- 
zung von Begabung und Milieu. a) Die Vererbung innerhalb der 
einzelnen Berufe. b) Durchbruch der unteren Stände. c) Unterschiede in der 
Herkunftsgliederung. -d) Umgehung der beruflichen Ausbildung. e) Ergebnis, — 
3. Die historischen Veränderungen in der Herkunfts- 
gliederung: a) aus den unteren Ständen, b) aus den oberen Ständen 


Seitdem die Erkenntnis sich Bahn gebrochen hat, daß aller Fort- 
schritt menschlicher Kultur vom Wirken hervorragender Menschen 
abhängig ist, seitdem haben Gelehrte jeglichen \Wissenszweiges die 
Bedingungen untersucht, die zusammenwirken müssen, um »große 
Männer, Genies« entstehen zu lassen. Der Gedanke an die bewußte 
Höherzüchtung der menschlichen Rasse, der in Nietzsche seinen 
poetisch-philosophischen Höhepunkt gefunden hat, schwebte dabei 
vor. Man erkannte, daß jene Bedingungen sich zusammensetzten aus 
zwei gänzlich voneinander verschiedenen Faktoren: Milieu und Ver- 
erbung, d. h. alle Einflüsse vor und alle Einflüsse nach der Geburt 
des Menschen. Das hatte zur Folge, daB sich zwei entgegengesetzte 
Theorien bildeten, je nachdem das Problem mehr von der biologischen 
oder soziologischen Seite angefaßt wurde. Die Extreme dieser Theorien, 
wie wir sie besonders bei Galton, Ribot einerseits, bei Buckle und 
Taine andrerseits finden, lassen sich indes leicht ad absurdum führen. 
Wäre das Gesetz der Vererbung allmächtig, so müßte ein einmal 
vorhandenes Begabungselement regelmäßig wiederkehren und die 
Zahl der begabten und genialen Menschen wenigstens gleich bleiben, 
wenn nicht größer werden. Es ist aber eine bekannte Tatsache, daß 
das Genie höchst unregelmäßig auftritt und in den meisten Fällen 
in der Deszendenz verschwindet. Wäre allein der Einfluß des Milieus 
maßgebend, so wäre der Ursprung besonderer Begabung nicht erklär- 
bar, besonders dann, wenn sie sich durch widrige Umstände Bahn ge- 
brochen hat. 
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Die Frage nach der Vererbung der Begabung stellt sich dar als 
ein Teil der allgemeineren Frage nach der Vererbung menschlicher 
Eigenschaften überhaupt. Man hat zwei Wege eingeschlagen, um das 
Problem zu lösen: einmal die genaue biologische Erforschung des 
Befruchtungsvorganges beim Menschen, ausgehend von dem Schlusse 
der unbedingten Geltung der Naturgesetze. Zweitens die statistische 
Massenbeobachtung, die wiederum von biologischen oder soziologischen 
Gesichtspunkten ausgehen und sich in der genealogischen Erforschung 
von Familien, Berufsständen, Städten usw. betätigen kann. 

Die Lösung der ersten Seite des Problems hat seit Darwins Keim- 
chen-Hypothese viele Forscher auf den Plan gerufen, ohne daß bis 
heute eine klare Antwort auf die schwierige Frage erfolgt wäre. Analog 
den Ergebnissen der berühmten Pflanzenzüchtungsversuche M e n- 
dels,die für die Vererbung gewisser Merkmale genaue mathematische 
Wahrscheinlichkeiten ergaben, versuchte man beim Menschen eben- 
falls eine der Wahrscheinlichkeitsrechnung entsprechende Ueber- 
tragung von Merkmalskombinationen, wonach sich aus der Stellung 
eines Vorfahren in der Ahnentafel mathematisch der von ihm aus- 
gehende Teil der Erbmasse berechnen läßt, nachzuweisen. Ziemlich 
vergebens. »Sobald man den sicheren Boden der exakten Ergebnisse 
der mikroskopischen Untersuchung verläßt, gehen die Theorien sehr 
auseinander. Es ist manchmal schon mehr Spekulation als Theorie« 
(Devrient, Familienforschung). Träger der Vererbung sind die von 
Hertwig entdeckten Chromosomen, die zu gleichen Teilen von der 
väterlichen und mütterlichen Erbmasse herrühren. Aus bestimmtem 
Verhalten dieser Chromosomen hat Weißmann seine Theorie von der 
Kontinuität des Keimplasmas geschlossen, d. h. der kontinuierlichen 
Uebertragung der starren, unbeweglichen Erbmasse durch die Genera- 
tionenkette, wobei die individuellen Verschiedenheiten der einzelnen 
Menschen für die Vererbung belanglos sind. Das führt zu der viel- 
umstrittenen Frage von der Vererbung erworbener Eigenschaften, 
die Weißmann verneinen muß, die aber in gewissem Maße nachge- 
wiesen und ohne die die gesamte Menschheitsentwicklung schwer zu 
erklären ist. Wer der Erbmasse nur eine konservativ-tradierende 
Wirkung zumißt, kann daher die selektive Entwicklung der Mensch- 
heit nur in der Isolierung und Reinzüchtung der im Sinne der Ent- 
wicklung guten Merkmale (unter Zurückdrängung der schlechten) 
innerhalb der gleich bleibenden Erbmasse sehen. Er muß als Abschluß 
der Entwicklung eine absolute Maximalgrenze annehmen, die in der 
Inzucht der besten Merkmale besteht und eine unerträgliche Erstar- 
rung bedeutete. Von hier aus gelangt man zur Verneinung des Fort- 
schrittsprinzips überhaupt, indem man die ganze kulturelle Entwick- 
lung der Menschheit als lediglich äußerlich-technischer Natur erklärt. 
Die zweite Ansicht, die der Erbmasse evolutiv-produzierende Wirkung 
zumißt, vermag die Entwicklung ungezwungener zu erklären, da sie 
annimmt, daß mit jeder Generation der Erbmasse neue Merkmale 

hinzugefügt werden. 

Die mannigfaltige Uebertragung oder Nichtübertragung indivi- 
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dueller Eigenschaften hat zu einer Reihe von Hypothesen geführt, 
die aber alle darin einig sind, daß die Vererbung der Merkmale geson- 
dert vor sich geht, d. h. daß sich die einzelnen Merkmale jedes für 
sich vererben und sich erst in der neu entstehenden Erbmasse von 
neuem kombinieren, soweit sie nicht zurückgedrängt werden. Man 
hat versucht, Gesetzmäßigkeiten in die recht zufällig anmutenden 
Kombinierungen zu bringen durch Unterscheidung von dominanten 
und rezessiven Merkmalen, vermittelst der Reduktionsteilung, oder 
der Zurückführung auf chemisch-physische Vorgänge, die sich durch 
verschiedene Energiegrade von einander unterscheiden. 

Ein Hauptgrund, warum alle Versuche nicht zu sicheren Lösungen 
führten, liegt in der im Vergleich zu den Mendelschen Pflanzen unge- 
heuer komplizierten Erbmasse des Menschen, die mit jeder Generation 
nocheinmal so kompliziert wird, da die neue Erbmasse aus dem Zu- 
sarnmenfließen zweier verschiedener Erbmassen entsteht. Sie birgt 
so die Erbelemente einer ungezählten, ungeheuer verästelten Ahnen- 
reihe mehr oder weniger latent in sich, wenn nicht, wie manche an- 
nehmen, die Vererbung nur über eine begrenzte Anzahl von Genera- 
tionen wirksam ist. Theoretisch kann jeder Deutsche Erbelemente 
ungefähr einer Trillion Ahnen (nach Berücksichtigung des Unter- 
schieds der Lebensalter wenigstens von 15 000 Billionen) für sich in 
Anspruch nehmen, da seit Beginn unserer Zeitrechnung ungefähr 
60 Generationen gelebt haben !). Nun hatte aber das deutsche Mittel- 
europa zur Zeit Armins des Cheruskers nur etwa 3 Millionen Ein- 
wohner. Das beweist deutlich die ungeheure Größe des Ahnenver- 
lustes (d. h. der aus der Gemeinsamkeit verschiedener Ahnen her- 
rührenden verminderten Ahnenzahl) und die relative Häufigkeit der 
Inzucht D. Könnte man die Stammbäume aller heutigen Deutschen 
auf ein Jahrtausend zurückverfolgen, so würde man finden, daß alle 
Deutschen miteinander verwandt sind. Diese häufige Inzucht, die 
natürlich nicht innerhalb der Verwandtschaft oder Sippe stattgefun- 
den zu haben braucht, vermag eine fundamentale Tatsache zu erklären: 
Wie nämlich die Jahrmillionen andauernde Inzucht innerhalb der 
menschlichen Art die starre genotypische Festigkeit der Menschen- 
rasse auszuprägen vermochte, so hat auch die Jahrtausende andauernde 
Inzucht innerhab Deutschlands den festen Typus des Germanen und 
durch die gleiche genealogische Abgeschlossenheit die mehr oder 
minder ausgeprägten Eigentümlichkeiten der einzelnen deutschen 
Stämme geschaflen. (Das gleiche gilt natürlich für alle Menschen- 
rassen und -stämme.) Es ist augenscheinlich, daß durch Inzucht 
infolge Verdoppelung von gleich gerichteten Tendenzen der Erbmasse 
ebendiese Tendenzen schärfer und standfester in der Erbmasse ausge- 
prägt werden, und daß vielleicht, wie Reibmaier ?) ausgeführt hat, 
eine dauernde Inzuchtperiode Voraussetzung zur Bildung eines be- 
stimmten Charakters überhaupt ist. Sicherlich ist auch die eigentüm- 


1) Devrient, Familienforschung: Scite 130/31, vgl. auch Heinrich 


Baier, Ueber Vererbung und Rassenhygiene. Jena 1912, S. 45/6. 
2) Entwicklungsgeschichte des Talentes und Genies. München 1908, 2 Bände, 
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liche Ausprägung einzelner Bevölkerungsschichten (ich erwähne nur 
den Bauernstand) Folge einer lang andauernden Inzucht der Schicht, 
des Standes oder Berufs. 

Mit den letzteren Erörterungen habe ich die isolierte natur- 
wissenschaftliche Erforschung verlassen und bereits den zweiten 
Weg zur Lösung des Vererbungsproblems betreten, die statistisch- 
soziologische Methode der Massenbeobachtung, die vielleicht geeignet 
ist, den spärlichen Ergebnissen der reinen Biologie eine empirische 
Begründung oder Berichtigung zu geben. 

Sobald man das Individuum, genauer die exakte Beobachtung 
des Befruchtungsvorgangs verläßt, schiebt sich ein Hindernis zwischen 
Objekt und Beobachter: das Milieu. Die menschlichen Eigenschaften, 
bzw. die Begabung, von der wir hier besonders reden, kann nicht 
mehr unmittelbar, sondern nur in ihren Wirkungen und Folgen be- 
trachtet werden. Diese Wirkungen und Folgen haben aber nicht nur 
die Begabung zur Ursache, sondern auch eine Reihe von Faktoren, 
die man unter dem Sammelnamen Milieu begreift. Um also auf 
statistischem Wege die Vererbung der Begabung genau bestimmen 
zu können, müßte man zunächst die Milieu-Faktoren isolieren. Dies 
ist aber, wie weiter unten näher ausgeführt wird, beinahe unmöglich. 
Eine weitere Schwierigkeit der biologisch-soziologischen Statistik 
liegt in der Ungenauigkeit und Lückenhaftigkeit der Quellen, aus 
denen sie ihr Material schöpfen muß. So ist beinahe durchgängig 
in allen Biographien, Familiengeschichten usw. die weibliche Aszen- 
denz überhaupt nicht angegeben, deren Anteil an der Erbmasse gleich 
groß und gleich wichtig ist wie derjenige der männlichen Aszendenz. 
Somit entzieht sich die eine Hälfte des Materials vollständig der Beob- 
achtung. Das wird besonders unangenehm empfunden beim sogenann- 
ten Atavismus, der gewöhnlich darin besteht, daß Erbelemente durch 
weibliche Zwischenglieder latent übertragen werden, um nach einigen 
Generationen wieder als dominierende Merkmale zum Vorschein zu 
kommen. 

Aber auch sonst sind die Biographien selten so ausführlich, wie 
es von unserm Gesichtspunkt aus wünschenswert wäre. Immer fehlt 
die eine oder andere Angabe, die dem Historiker nebensächlich schien, 
die aber für den Biologen oder Soziologen von großer Bedeutung ist. 
Dazu kommt, daß alle biographischen Mitteilungen, wenn es sich 
nicht gerade um Angaben tatsächlicher Natur handelt, mit äußerster 
Vorsicht und Kritik aufzunehmen sind. Alle Motive, die geeignet 
sein könnten, den Biographen zu bestimmen, seine Schilderung in 
irgend einer Weise zu färben, sind zu berücksichtigen (Zeitbefangen- 
heit, Sympathien, Familienstolz usw.). 

Je nach dem Ausgangspunkt, von dem die statistische Erforschung 
der Vererbung ausgeht, kann man zwei Untersuchungsmethoden 
unterscheiden. Die genealogische Familienforschung geht von einer 
bestimmten Erbmasse aus, die sie so weit als möglich durch die Genera- 
tionen zurückverfolgt. Sie kann, besonders wenn ihr ausführliche 


Ahnentafeln und Familienchroniken zu Gebote stehen, eingehende 
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und genaue Resultate erzielen, die aber im Hinblick auf die Gesamt- 
frage nur geringen Wert haben. Die zweite Methode strebt nach 
möglichst vollständiger Erfassung eines örtlich und zeitlich begrenzten 
Materials im Hinblick auf charakteristische, in der Vererbung auf- 
fällige Eigenschaften des Menschen wie pathologische Erscheinungen, 
besondere Begabungen usw. Solche Untersuchungen vermögen von 
großem Wert zu sein für die Bestimmung der Vererbungswahrschein- 
lichkeit (Wilhelm Weinberg u. a.), lassen aber des ausgedehnten 
Materials wegen detaillierte Untersuchungen schwerlich zu. 


ké % 
* 


Wenn wir uns hinsichtlich der Vererbungsfrage »lediglich noch 
im Stadium der Sammlung von Tatsachen« befinden nach R. Sommers 
Meinung D. so ist hinsichtlich der statistischen Untersuchung der 
Begabungsvererbung, wenn man von ein paar Stammbäumen be- 
rühmter Familien und den Büchern Galtons und Odins atsieht, über- 
haupt noch nichts getan. 

Der erste Versuch, den Einfluß der Vererbung auf die Begabung 
zahlenmäßig festzulegen, wurde von Francis Galton, dem Vetter 
Ch. Darwins, gemacht in seinem berühmt gewordenen Buch: Heredi- 
tary genius. Galton leitet seine Untersuchung mit folgenden Worten 
ein: 

»Ich will in diesem Buche zeigen, daß die natürlichen Fähigkeiten 
eines Menschen durch Vererbung erworben sind unter den völlig 
gleichen Beschränkungen, die für die Form und die physischen Merk- 
male der gesamten organischen Welt gelten. Wenn es also ungeachtet 
dieser Beschränkung leicht ist, durch sorgsame Auslese eine beständige 
Hunde- und Pferderasse zu erhalten, die mit einer besonderen Schnellig- 
keit oder einer ähnlichen Fähigkeit ausgestattet ist, müßte es ebenso 
möglich sein, durch wohlausgewählte Ehen während einiger aufein- 
anderfolgender Generationen eine hochbegabte Menschenrasse her- 
vorzubringen. Ich werde zeigen, daß gegenwärtig soziale Faktoren 
alltäglicher Art, denen man solchen Einfluß nicht zuschreiben würde, 
wirken, und zwar die einen auf den Verfall, die andern auf den Fort- 
schritt der menschlichen Natur. Ich behaupte, daß jede Generation 
eine ungeheure Macht über die natürlichen Gaben der ihr folgenden 
hat, und behaupte weiter, daB es unsere Pflicht gegen die Menschheit 
ist, den Umfang dieser Macht zu untersuchen und sie in einer Weise 
auszuüben, daß sie für die Bewohner dieser Erde am vorteilhaftesten 
werde, ohne daß wir gegen uns selbst töricht handeln.« 

Wie man sieht, geht Galton nicht unparteiisch an das Problem 
heran, sondern mit einer bestimmten vergefaßten Meinung, und so 
ist nicht nur bei seinen theoretischen Darlegungen, sondern auch 
bei der Auswahl, Anordnung und Verwendung der Tatsachen der 
Wunsch der Vater seiner Lieblingsfolgerung, nämlich der bewußten 
Züchtung hervorragender Menschen. So hat also, abgesehen von 
der Untersuchung der englischen Richter, wo das Material a priori 








3) Familienforschung und Vererbungslehre. Leipzig 1907. 
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vorhanden war, seine vorgefaßte Ansicht Galton, gewiß ihm selber 
unbewußt, dazu verleitet, bei der Auswahl des Materials die für seine 
Theorie günstigen Fälle besonders zu berücksichtigen. Eine Stich- 
probe genügt, um dies zu zeigen: 

In der Liste der Dichter (Gesamtzahl 57) und Literaten (I1o) 
finden wir als Vertreter Deuschlands Goethe, Schiller, Wieland, Heine 
einerseits, Schlegel, Niebuhr, Lessing, Fichte andrerseits. Als Beweis 
für die Vererbung gelten Goethe (Vater und Mutter!), Heine (Onkel), 
Lessing (2 Brüder, I Neffe), Niebuhr (Vater und Sohn), Schlegel 
(Bruder, Vater, 2 Onkels). Es erübrigt sich über den Wert der Schlüsse, 
die auf dieser Zusammenstellung basieren, ein Wort zu verlieren. 
Bei den genannten Dichtern und Gelehrten vermag ich in meiner 
Liste Fälle bedeutender Verwandtschaft nur zu konstatieren bei 
Schlegel (Bruder und Onkel) und Niebuhr (Vater). 

Galton gibt an einer Stelle (Seite 346 der deutschen Ausgabe) 
sogar selbst zu, daß seine Theorie ihn zu einer einseitigen Auswahl 
verleitet haben könne und prüft nur ein bischen spät seine Resultate 
an einer neutralen Zusammenstellung genialer Menschen, nämlich 
an dem sogenannten Heiligenkalender August Comtes und ist zufrie- 
den, als das Resultat ungefähr mit dem seinigen übereinstimmt. Dies 
kann aber ebensozut Zufall sein, um so eher, als Comte nicht mehr 
als 65 Genies aller Zeiten und Völker aufzählt. Das ist der zweite 
Hauptfehler Galtons, daß seine Ziffern zu klein sind, um den Zufall 
einigermaßen auszuschalten. Seine Zahlen, die die Gesamtzahl her- 
vorragender Menschen aller Zeiten und Völker, in Berufsgruppen ge- 
trennt (Dichter, Musiker, Feldherrn, Naturwissenschaftler usw. 
angeben, schwanken zwischen 148 und 57. Zum Dritten war es Galton 
infolge seiner eigentümlichen Tatsachenauswahl nicht möglich, die 
Zahl hervorragender Leute, die berühmte Verwandte haben, mit der 
Gesamtzahl aller hervorragenden Leute zu vergleichen, um den 
eigentlichen Prozentsatz, die wirkliche Wahrscheinlichkeit der Ver- 
erbung zu berechnen. Die absoluten Zahlen, die er gibt, haben für die 
Untersuchung nur einen sehr geringen Wert. Das Milieu interessiert 
Galton nicht, und sein Einfluß bleibt, trotz des Versprechens der Ein- 
leitung, beinahe völlig unberücksichtigt. 

Galtons Buch hat außer in dem gleich zu besprechenden Werke 
Odins keine Prüfung oder Kritik erfahren und bedeutende Verer- 
bungstheoretiker, z. B. Ribot, haben sich ganz wesentlich auf seine 
Ergebnisse gestützt. Ein statistischer Beweis der Vererbung ist auch 
seither nicht mehr unternommen worden, wenn man von den weniger 
beachteten Arbeiten Jacobys und de Candolles, die gleichfalls bei 
Odin besprochen sind, absieht. 

Das Verdienst, das Problem zum erstenmal in wissenschaftlich 
einwandfreier Weise behandelt zu haben, gebührt A. Odin. In seinem 
zweibändigen Werk: »Genèse des grands hommes, gens de lettres 
français modernes« hat Odin die Entwicklungsbedingungen aller ihm 
zugänglichen französischen Schriftsteller seit 1300 sorgfältig unter- 
sucht und zum erstenmal eine genaue quantitative Bestimmung der 
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verschiedenen Einflüsse vorgenommen und zwar mit einer umfassenden 
Gründlichkeit und Aengstlichkeit um einen unparteiischen »point de 
depart«, die das Ergebnis nicht ganz belohnt hat. Odin faßt unter 
dem Sammelnamen Schriftsteller alles zusammen, was man in einen 
Zusammenhang mit der Literatur bringen kann, also neben den 
eigentlichen Dichtern (Lyriker, Dramatiker, Romanciers, Essayisten) 
Schauspieler, Buchhändler, Bücherliebhaber, Mäzene, Redner, dann 
Gelehrte, die Stoffe von allgemeinerem Interesse in leicht verständ- 
licher Form behandeln, also Popularphilosophen, Biographen, Ge- 
schichtsforscher, Ethiker, Geographen, Naturwissenschaftler usw. 
So nit eine Reihe von Gruppen, die nach ihren sozialen und psycho- 
logischen Zugehörigkeiten sehr von einander differieren. Odin sucht 
diesem Uebelstand dadurch abzuhelfen, daß er die gens de lettres 
wieder in I2 verschiedene Gruppen einteilt, die einzeln dann die ge- 
wünschte Einheitlichkeit besitzen. Allein er benutzt diese Einteilung 
nur bei einer einzigen Untersuchung (Geburtsorttabelle XXX), sonst 
geht er immer von dem weiten Begriff der Schriftsteller aus und so 
heben sich gewiß manche entgegengesetzte Tendenzen der einzelnen 
Gruppen gegenseitig auf und die Prägnanz der Resultate wird verwischt. 
" Odin hat sich die Mühe gemacht, durch Vergleichung der ver- 
schiedenen in Betracht kommenden Biographien die 6382 Schrift- 
steller zusammenzusuchen, die genügende Bedeutung besassen, um 
in seine Liste aufgenommen zu werden. Er hat sich bei Schätzung 
dieser Bedeutung aber letzten Endes doch auf Indizien verlassen 
müssen, die nicht immer zuverlässig sind. Die Anzahl der Ausgaben, 
Neudrucke, Uebersetzungen, Plagiate bezeugt mehr die Popularität 
als die Bedeutung, oder gar die wirkliche Begabung des Autors. Bei 
Rednern, Schauspielern usw. war Odin auf den Eindruck angewiesen, 
den diese auf die Zeitgenossen und die Nachwelt machten. Nach 
einer nicht sehr zuverlässigen Prüfung glaubt Odin annehmen 
zu dürfen, daß die Gesamtzahl aller bekannt gewordenen Leute 
ungefähr das Doppelte ausmache als diejenigen, die er unter 
der Gattung Schriftsteller zusammenfaßt. (Nach meinen Unter- 
suchungen betragen sie mindestens das Dreifache) Da nun Odin 
für die Vererbungswahrscheinlichkeit innerhalb seines Schriftsteller- 
kreises 8,2% (bzw. 10,8°% für die strengere Auswahl seiner gens de 
lettres de talent 3 ermittelt, glaubt er diese Ziffern einfach verdop- 
peln zu dürfen, um die Vererbungswahrscheinlichkeit bedeutender 
Leute jeder Gattung zu erhalten. Die erhaltenen Ziffern 16% (bzw. 
22%) sind unrichtig. Denn einmal müßte Odin seine Zahlen verdrei- 
fachen. Und außerdem nimmt er stillschweigend an, daß die Ver- 
erbungswahrscheinlichkeit überall die gleiche sei, daß also, genauer 
ausgedrückt, etwa ein bedeutender Maler die gleiche Chance habe, 
wieder einen bedeutenden Maler (Berufsinzucht) 5) oder einen bedeu- 
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t) Für die direkte Vererbung vom Vater auf den Sohn 4,2%. 
5) Wenn ich der Kürze halber Ausdrücke wie Vererbungswahrscheinlichkeit, 
Berufsinzucht, später Produktivität, Affinität gebrauche, so will ich mit diesen 
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tenden Schriftsteller zum Sohn zu bekommen. Odin hat hier selt- 
samerweise an den Einfluß des Milieus, den er sonst unterstreicht, nicht 
gedacht. Nach meinen Untersuchungen ist die Berufsinzucht 5—6 mal 
häufiger zu konstatieren als der Uebertritt in fremde Berufe. Das 
zahlenmäßige Verhältnis der einzelnen Berufsgruppen zu einander 
ändert an dieser Proportion kaum etwas. Odins Ziffern lauten nach 
Ausgleich dieser Fehler 9,7% (bzw. 12,8%) ®). 

Es zeugt von einer sehr äußerlichen Auffassung der Dinge, wenn 
Odin sagt: »Die Entwicklung der Begabung resultiert aus dem Zu- 
sammenwirken von Milieu und Vererbung.« Die Begabung ist kein 
Resultat, sondern eine sehr ursprüngliche, einstweilen nicht weiter 
erklärbare Ursache. Und es ist ganz verkehrt, dem Milieueinfluß die 
überwiegende Wirkung auf die Begabung zuzuschreiben, einfach 
weil deren Vererbung nur einen geringen Prozentsatz aufweist. Odin 
beschränkt sich auch in seiner ausführlichen Analyse der Milieu- 
einflüsse auf die äußerliche Konstatierung der Tatsachen, die Auf- 
findung der eigentlichen kausalen Zusammenhänge überläßt er andern. 
Ich will hier ganz kurz die Hauptergebnisse Odins zusammenstellen: 
Das Milieu ist der überwiegende Faktor. Die Vererbung gibt wohl die 
fundamentale Begabung, aber es bedarf zu ihrer Entwicklung des 
günstigen Milieus. Der Hauptanteil am Einfluß des Milieus gebührt 
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Odins Tabelle ist vorstehend zusammengezogen, um einen Vergleich mit 
meiner Tabelle eher zu ermöglichen. 


nach Analogie der Naturwissenschaft gebildeten Bezeichnungen durchaus nicht 
nur die rein physische Begabungsvererbung andeuten. Es ist vielmehr ein 
weiterer Vererbungsbegriff gemeint, der auch die psychische Vererbung, also 
das Milieu miteinschließt, wie sich ja auch bei dem rein naturwissenschaftlichen 
Faktum der Vererbung das Milieuelement nie ganz eliminieren lassen wird. Ich 
verstehe also unter Vererbungswahrscheinlichkeit einfach die Chance eines 
berühmten Vaters, gleichviel aus welchen Ursachen, einen berühmten Sohn 
zu haben, unter Berufsinzucht die Betätigung des Vaters und des Sohnes im 
gleichen Beruf. (Produktivität und Affinität sind bei ihrer erstmaligen Verwen- 
dung im Text erklärt.) 
D Für die direkte Vererbung vom Vater auf den Sohn 5,0%. 
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Gliederung der sozialen Herkunft. 
Vergleich zwischen Odins und meinen Resultaten. 


Maas. 





prozentuale Zahlen 
— 1789 | —1 818 | — 1860 


absolute 








1730—89; —ı818 —ı1860 





EE 





Së SE DE 

























Main d'oeuvre 11,0 12,3 


Aristokratie | 140 294 109 19,2 14,2 11,0 
Intellektuelle u. künstler. | | 
Sphäre 389 | 1152 | 493 | 53,3 | 55,8 | Dog 
Bourgeoisie u. Mittelstand 114 340 162 15,6 16,4 | 16,4 
Handwerk, Bauern u. Prolet. 87 | 340 124 II,9 | 13,6 | 12,4 
Summe: | 730 | 2067 | 888 |100% | 100%, | 100% 
17.3 EC fj 
Odin. dé 
| absolute | Prozentuale Zahlen 
ee | 1700—50 | —ı825 | 1700—50 | —ı825 
Noblesse 28,5 43,5 28,5 | 17,8 
Masistrature u. Prof. liberales 51,5 128 51,5 52,5 
9,7 17,4 


Bourgeoisie | 9 42,5 
| 





Summe: | 100 | 244 | 100% | 100% 


den erzieherischen und sozialen Faktoren; denn beinahe alle Schrift- 
steller in Odins Liste haben eine gute Erziehung genossen, oder Ge- 
legenheit gehabt, sich irgendwelchen Studien zu widmen. Von den 
5 Bevölkerungsschichten, die Odin unterscheidet (Adel und Offiziere, 
Beamte, Freie Berufe, Bourgeoisie, Handwerkliche Berufe) haben 
die drei ersten eine ungeheure Ueberlegenheit. Die Produktivität 
jeder Schicht an großen Männern steht im umgekehrten Verhältnis 
zu ihrer zahlenmäßigen Bedeutung. Daraus schließt Odin, daß die 
ökonomisch und sozial Gutgestellten weitaus bessere Chancen haben, 
berühmt zu werden als solche weniger begünstigter Abkunft. Dagegen 
treten nach Odin die sonstigen Einflüsse des Milieus an Bedeutung 
zurück. Das lokale Element scheint noch von ziemlicher Wirkung zu 
sein. Großstadtumgebung ist viel vorteilhafter als ländliche. Admini- 
strative und religiöse Elemente haben gelegentliche, geographische, 
klimatische, ethnologische Faktoren kaum irgendwelche Bedeutung. 


* * 
* 


Odin hat die Sorgfalt, mit der er seine Unterlagen auswählte, 
bei seinen Folgerungen nicht immer walten lassen und sich öfters 
über die Vieldeutigkeit und Kompliziertheit soziologisch-statistischer 
Ergebnisse hinweggesetzt. Ergebnisse, aus denen manchmal mit 
anscheinend gleichem Rechte die entgegengesetzten Schlüsse gezogen 
werden können (wie schon Simmel in seinem Aufsatz über soziale 
Differenzierung betont hat) und die erst dann eine eindeutige Lösung 
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erlauben, wenn die sie zusammensetzenden Faktoren quantitativ 
genau bestimmt sind. So kann man zum Beispiel die Tatsache, daß 
in berühmten Familien (wie ich mich der Kürze halber etwas ungenau 
ausdrücken will) die Berufsinzucht 5—6 mal häufiger ist als der Berufs- 
wechsel, ebensogut der Wirkung der Vererbung wie derjenigen des 
Milieus zuschreiben, während in Wirklichkeit beide Faktoren zusam- 
menhelfen. Diese Kompliziertheit und Zusammengesetztheit der 
Soziologie ist die hauptsächlichste Ursache, warum die Statistik in 
der Gesellschaftswissenschaft, wenn sich auch öfters ihre Stoffgebiete 
zu decken scheinen, so selten Anwendung finden kann. Viele dem 
Soziologen wertvolle Dinge sind für die groben Finger der statisti- 
schen Methode nicht erfaßbar. In der Statistik herrscht das Gesetz 
der großen Zahl, in der Soziologie, soweit sie induktiv verfährt, Cas 
der kleinsten in sich homologen Teile, die sich natürlich besser durch 
die aus Einzelbeobachtungen gewonnene Erfahrung als durch zu- 
sammenraffende Statistik ausdrücken lassen. Da ich in meiner Unter- 
suchung des ausgedehnten Materials wegen nur die statistische Methode 
benützen konnte, mußte ich auf viele wertvolle individuelle Einzel- 
heiten verzichten, wozu ich mich um so leichter entschließen konnte, 
als meine Quellen in dieser Hinsicht ebenfalls manches vermissen 
ließen. Dazu kommt, daß ich mir, was die Bestimmung der Milieu- 
und Begabungsfaktoren anlangt, von der Statistik eher eine über- 
sichtliche Antwort versprach als von der noch so eingehendsten Einzel- 
beobachtung. Milieu und Begabung, so klar sie sich begrifflich von- 
einander scheiden mögen, durchdringen sich in ihren Wirkungen fort- 
während und zwar um so inniger, je mehr man ins einzelne geht. So 
läßt sich zum Beispiel bei direkter Begabungsvererbung beinahe nie 
sagen, wieviel unbewußt (physisch) und wieviel bewußt (psychisch), 
also durch das elterliche Milieu, vererbt wurde. (Die gleiche Schwierig- 
keit besteht überhaupt bei jeder Art von Inzucht, ganz gleich, ob es 
sich um Familien, Bevölkerungsschichten oder ganze Volksstämme 
handelt. Nur da, wo eine Familie, ein Berufsstand oder ein Volks- 
stamm (Juden) plötzlich in ein ihm fremdes Milieu versetzt wird, 
läßt sich eine ganz vage Abgrenzung der Einflüsse vornehmen.) Jede 
einzelne menschliche Handlung hat sowohl in ihrem veranlassenden 
Reiz wie in ihrer Verwirklichung ein mannigfaches Komglomerat 
von Ursachen aus der äußeren Umwelt und der inneren Beschaffenheit 
des Menschen zur Voraussetzung. Wenn man die Handlungen eines 
Menschen addiert, die übersichtlichen Entwicklungszüge seines Lebens- 
bildes betrachtet, lassen sich schon eher Anhaltspunkte für die Bestim- 
mung der Milieu- und Begabungsfaktoren gewinnen als an der ein- 
zelnen Handlung. Nur wo die Tendenzen von Milieu und Begabung 
in einem Gegensatze stehen, läßt sich aus dem Resultat des Wider- 
streits der Kräfte, d. h. aus der tatsächlichen Entwicklung eine Ab- 
grenzung vornehmen oder wenigstens sagen, welcher von beiden 
Faktoren der stärkere gewesen ist. Ein derartiger Gegensatz wird 
beinahe immer vorhanden sein, da sich die Formen von Milieu und 
Begabung nie völlig decken. Aber er wird, wenn er auch einen reiz- 
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vollen Gegenstand für den Biographen oder Romanschriftsteller bildet, 
dem Statistiker nur dann zugänglich sein, wenn er sich in einem 
äußerlichen Merkmal ausprägt, das auf die geringe Reizempfindlich- 
keit des Statistikers einzuwirken imstande ist. 

I. Ein solches Merkmal ist gegeben in der sozialen Position. In 
den meisten Fällen hat besondere Begabung Berühmtheit zur Folge 
und diese wieder ein hochgestelltes soziales Milieu. Für diejenigen, 
die bereits durch die Geburt in eine der oberen Stufen der sozialen 
Schichtung hineingestellt sind, findet diese Tendenz keine Gelegen- 
heit, sich bemerkbar zu machen. Anders bei den aus den unteren 
Ständen hervorgegangenen Persönlichkeiten. Hier wird man in der 
Regel auf Ueberwindung des ungünstigen Milieus durch die Begabung 
schließen dürfen. 

2. Ein zweites Merkmal für die Stärke der Begabung wird man 
in den Unterschieden finden können, die die Einflüsse der Milieu- 
faktoren innerhalb der verschiedenen Berufsarten aufweisen. 

3. Ein weiterer Rückschluß auf die Begabung wird da gestattet 
sein, wo es ihrem Träger gelang, Berufsvoraussetzungen (Erziehung 
usw.) zu überspringen. 

Die Milieufaktoren werden natürlich umso wichtiger, je schwächer 
die Begabung ist. Da nun die Zahl der Genies, die die Menschheit 
hervorgebracht hat, viel zu gering ist, um bei der statistischen Unter- 
suchung einigermaßen die Zufälligkeiten aufzuheben, mußten in 
meine Liste sehr viel mittlere und kleinere Talente aufgenommen 
werden, die naturgemäß die Mehrheit ausmachen, da die Goethe 
und Michelangelo, jene wenigen großen Genies, die unsere Kultur 
zusammengehämmert haben, in den Tabellen der Statistik ebensogut 
oder schlecht eine Einheit repräsentieren wie das letzte Dichterlein, 
das gerade noch würdig befunden wurde, aufgenommen zu werden. 
(Eine Wertabstufung hätte wiederum dem Zufall und der Willkür Tür 
und Tor geöffnet.) Bei mittleren und kleineren Talenten läßt sich 
aber, wie Odins Untersuchungen beweisen, nie genau feststellen, ob 
sie ihre Berühmtheit wirklich auch ihrer Begabung verdanken. Ich 
kann mir also die große Mühe Odins sparen, indem ich für die Mitglieder 
meiner Liste den Titel der Begabung im voraus gar nicht in Anspruch 
nehme, sondern den Beweis ihres Vorhandenseins der Untersuchung 
selbst überlasse, in der Voraussetzung, daß sich in der Majorität der 
Fälle Berühmtheit und Begabung decken werden. Das Material zu 
meiner Untersuchung habe ich der zuverlässigsten der mir bekannten 
Biographiensammlungen, der Allgemeinen Deutschen Biographie (her- 
ausgegeben von Liliencron) und ergänzend dem Biographischen Jahr- 
buch (herausgegeben von Bettelheim) entnommen. Ich habe aus den 
dort enthaltenen mehr als 30 000 Biographien diejenigen der nach 
1700 Geborenen ausgelesen, denen mehr als zwei Seiten Text gewidmet 
ist und so 442I berühmte Persönlichkeiten erhalten, die ich in 17 ver- 
schiedene Berufsgruppen verteilt habe. Die Bedeutungsstufe, die 
erforderlich war, um in meine Liste aufgenommen zu werden, ist wie ich 
mich durch zahlreiche Stichproben überzeugt habe, bedeutend höher 
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Berufliche Gliederung. 


1. Dichter (Lyriker, Dramatiker, Roman- ) 
schriftsteller) `, 200 6,56% 
2. Schriftsteller (Journalisten, Publi- 
zisten, Essayisten) , . 202 4,5720 Künst- 
3. Musi k er (Ausübende, Virtuosen, Sänger, lerısche 
Dirigenten, Komponisten) . . . .....193 4,36% Sphäre 
4 Bildende Künstler (Maler, Bıld- 1113/25,17°, 
bauer, Architekten, Baumeister) „ . . . 338 7,6420 
5. Bühnenkünstler (Schauspieler, Re- 
gisseure, Intendanten) . . . . 2...2.. OO 2,04% 
6 Theologen (Pfarrer, Aebte, Diakone, 
Bischöfe, Universitätsprofessoren) . . . 504 11,40°, 
7. Philologen (Philologen, Philosophen, 
Nationalökonomen) . , 507 11,47% 
8& Historiker (Geschichtsforscher, Archäo- 
logen, Literar- u. Kunsthistoriker) . . 301 6,81% 
9. Pädagogen (Mittelschulprofessoren, Re k- 
toren, Schulmänner) A 118 2,67%% | Intellektuelle 
10. Juristen (Advokaten Univ ersitätsprofes- Sphäre 
soren, städt. u. Staatsbeamte) . . . . 323 7,31%] 2359/53,37% 
It. Mediziner (Aerzte, Universitätsprofes- 
Apotheker) `... rn. 198 4,48% 
12. Naturwissenschaftler (Astrono- 
men, Mathematiker, Chemiker, Physiker, 
Techniker, Ingenieure) . . . 179 4,05% 
13. Naturforscher (Zoologen, Botaniker, 
Geologen, Geographen, Reisende) , . . . 229 5,18%, 
LA, Staatsmänner (leitende Staatsbeamte, 
Diplomaten, Politiker) . . . . . . 498 11,20°%5 l 
15 Oekonomen (Landwirte, Förster, Leh- on 
rer landwirt. Schulen) . . 2. 2 2 2 2 2. Go 1,56°%, H Seef 
10. Militärs e. 295 6,670, 949/254520 


1. Kaufleute (Handelsleute, Industrielle) . 87  1,97°o 





Summe: 442I 100,00% 


als die bei Odin geforderte und entspricht ungefähr derjenigen seiner 
gens de lettres de talent. Als untere Zeitgrenze habe ich das Jahr 1700 
angenommen, weil für frühere Zeiten die biographischen Mitteilungen 
zu sehr zu wünschen übrig lassen. Für die untersuchte Zeit sind ohne- 
hin 14,4% der Biographien lückenhaft. Die natürliche obere Zeit- 
grenze bildet das Jahr 1910, mit dem der letzte Band des biographischen 
Jahrbuchs, den ich verwenden konnte, abschließt. Es sind also in 
meiner Untersuchung alle berühmteren Männer (und Frauen, deren 
Anzahl aber verschwindend gering ist) inbegriffen, die nach 1700 
geboren und vor Toto gestorben sind. Da indes viele der nach 1840 
Geborenen noch leben, so nimmt die Reihe von diesem Zeitpunkt an 
in steigendem Maße ab und schließt, wenn ich einige wenige später 
Geborene außer acht lasse, mit den vor 1860 Geborenen ab. 


* * 
* 
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In Untersuchungen über Vererbungseinflüsse werden diese häufig 
überschätzt. Es wird angenommen, daß das Gesetz der Vererbung 
geistiger Fähigkeiten — die regelmäßige Vererbung physischer Eigen- 
schaften ist großenteils bewiesen — besteht. Nur werde es in Wirk- 
lichkeit durch ungünstiges Milieu oft bis zur Unkenntlichkeit modifi- 
ziert. Diese Annahme ist durchaus unrichtig. Das Milieu wirkt in 
den meisten Fällen in der Richtung der Vererbung und unterstreicht 
ihre Wirkung. Den Kindern begabter Menschen steht gewöhnlich 
ein besonders günstiges Milieu zur Verfügung, das Milieu ihrer Familie, 
ihrer Eltern. Manches bedeutende Gelehrtengeschlecht zum Beispiel 
verdankt seine jahrhundertalte Tradition zu einem nicht geringen 
Teile dem Umstand, daß die Aufmerksamkeit der Nachkommen 
schon in der Kinderstube auf den Gegenstand ihrer späteren Beschäfti- 
gung gelenkt ward, daß sich Gespräche und Unterhaltungen im 
häuslichen Kreise großenteils um geistige Dinge drehten. Das Gesetz 
der Trägheit, der Beharrung spielt hier eine nicht zu unterschätzende 
Rolle, und es wäre in dieser Hinsicht einmal ganz interessant, die 
Vererbung der politischen Gesinnung zu untersuchen. Der Statistiker 
also, der eine bestimmte Anzahl von Vererbungsfällen konstatiert, 
muß diese als ein Maximum ansehen, zu dem er nicht noch die etwaige 
hemmende Wirkung eines ungünstigen Milieus hinzuzählen, sondern 
von dem er den fördernden Einfluß des vorteilhaften Milieı s abziehen 
muß, um die wahre Wirkung der Vererbung zu erhalten. Ein Beweis 
für die günstige Aktion des Milieus liegt auch in der von Odin nachge- 
wiesenen Tatsache, daß mit abnehmendem Einfluß des Milieus auch die 
Vererbung sinkt. Sie ıst nämlich im ersten Verwandtschaftsgrad 
(wo die günstige Wirkung des [elterlichen oder geschwisterlichen ] 
Milieus naturgemäß am größten ist) weit größer, beinahe so groß 
als in den übrigen Verwandtschaftsgraden zusammen. Freilich ist 
hier für die nach der Hauptberühmtheit Aufgetretenen der Ruhm 
selbst in Betracht zu ziehen, der die Nahestehenden mitbesonnt. 
(Galton hat hierzu die Theorie aufgestellt, daB sich die Begabungs- 
elemente allmählich um einen Zentralpunkt sammelten, um in diesem 
vereinigt die große geniale Begabung entstehen zu lassen.) Ein weiterer 
Beweis für die günstige Wirkung des Milieus liegt in der schon mehr- 
fach erwähnten Tatsache der häufigen Beruisinzucht berühmter 
Leute, für die in erster Linie allerdings die Vererbung der Begabung 
verantwortlich zu machen ist. \Venn man berühmte Männer berühm- 
ter Herkunft mit berühmten Männern gewöhnlicher Herkunft ver- 
gleicht, so zeigt sich, daß während der Uebertritt in verwandte Berufe 
bei beiden Gruppen ziemlich gleich bleibt (28,5%, bzw. 27,7%) bei 
der ersten Gruppe die Berufsinzucht mehr als die Hälfte (53,1%) 
ausmacht, während nur !/,—!/, (18,4%) in fremde Berufe übertritt. 
Bei der zweiten Gruppe ist das Verhältnis gerade umgekehrt. Hier 
bleibt nur !/,—!/; (15.5%) im väterlichen Berufe, während weit mehr 
als die Hälite °/, (56,8%) einen fremden Beruf ergreifen. (Hierbei 
muß man noch zweier Umstände gedenken, deren Wirkungen sich 
allerdings wohl gegenseitig aufheben. Die berühmten Leute berühmter 
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Herkunft befinden sich zum größten Teile in einer sozialen und ökono- 
mischen Position, die ihnen vollständige Freiheit der Berufswahl 
ermöglicht, während diejenigen gewöhnlicher Abstammung zu einem 
nicht unbeträchtlichen Teil aus unfreieren, gebundeneren sozialen und 
ökonomischen Verhältnissen kommen, die nur einen sehr engen Kreis 
von Berufsmöglichkeiten zulassen. Zum andern ist aber zu bedenken, 
daß bei vielen Leuten gewöhnlicher Abstammung der väterliche 
Beruf einfach die Möglichkeit, berühmt zu werden, ausschließt (zum 
Beispiel Handwerker, Bauern usw.), und daß die Voraussetzung, in 
meine Liste aufgenommen zu werden, eben die Berühmtheit ist.) 

Die Anzahl direkter Vererbungsfälle hervorragender Berühmt- 
heit betrug im Vergleich zu der Gesamtzahl der Fälle hervorragender 
Berühmtheit in Deutschland während der letzten beiden Jahrhunderte 
im Durchschnitt 4,9%, die Gesamtvererbung "1 (also auch die im 
2. und 3. Verwandtschaftsgrad) nach Analogieschluß nach Odin 
12—13%. Die oben bereits mitgeteilten Resultate Odins für Frankreich 
in der Zeit von 1300—1825 (5,0 bzw. 12,8%) sind fast genau dieselben. 

Nach dem Ausgeführten werden wir Odins Schluß, daß die 
87—88% Fälle, in denen sich das Vererbungsgesetz nicht bestätigt, 
allein der etwaigen ungünstigen Milieuwirkung zuzuschreiben seien, 
völlig verwerfen. Das Milieu ist, wie wir sahen, zum größten Teil der 
Vererbung günstig und die 12—13% Vererbungswahrscheinlichkeit 
stellen noch ein Maximum dar. Daher wird man die Gründe für diese 
auffallende Seltenheit, die im großen Zug der Generationen betrachtet 
schon beinahe zufällig anmutet, nicht außerhalb in Milieuwirkungen, 
sondern im Vererbungsvorgang selbst suchen müssen. 

Auch hierfür haben die Biologen bereits verschiedene Theorien 
erfunden. Man hat der Erbmasse die Neigung zugeschrieben, immer 
wieder zu einem idealen Mittelwert zurückkehren zu wollen. Die 
Begabung aber sei, ähnlich wie pathologische Erscheinungen, eine 
extreme Abweichung von diesem Mittelwert und unterliegen daher 
dem sogenannten filialen Regressionsgesetz. Andere wieder vermute- 
ten in der genialen Anlage eine äußerst seltene, nur durch einen Zufall 
herbeizuführende Kombination von Merkmalen. Da die gesonderte 
Uebertragung der Merkmale nachgewiesen ist, so glaube ich eher, 
daß sich das oder die Erbelemente, die die Begabung ausmachen, 
wohl vererben, aber da sie, wie dies bei hervorragend begabten Men- 
schen meist der Fall ist, stark ausgenutzt werden, nur rezessiv. Viel- 
leicht muß solch ein erschöpftes Erbelement erst wieder einige Gene- 
Tationen latent schlummern, um allmählich wieder zur Aktion zu 
erstarken. Guyau (Vererbung und Erziehung) vergleicht die Erb- 
masse mit einem Acker, der des fortwährenden Fruchtwechsels be- 
darf. Die Fluktuation der geistigen Interessen, der fortwährende 
Berufswechsel in der modernen Bevölkerung von Generation zu Gene- 
Tation, selbst da, wo das Milieu eine Berufstradition fördert oder ver- 
langt, zeigen die Neigung der Erbmasse zum Wechsel. Sie hält es gleich- 
"Die Vererbung in entfernteren Verwancdtschaftsgraden konnte der Lücken- 
haftigkeit der Biographien wegen nicht berechnet werden. 
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sam nie lange unter gleichen Bedingungen aus. Konstante geistige 
Interessen, konstantes soziales Milieu wirken ebenso gefährlich auf 
das Geschlecht wie lang andauernde physische Inzucht. Die anfangs 
zitierten Gelehrtengeschlechter erleben selten mehr als 3—4 Gene- 
rationen, und auch deren Mitglieder zeichnen sich fast nie fortgesetzt 
im gleichen, sondern in den verschiedensten Zweigen der Wissenschaft 
auf. Ein eigentliches Vererbungsgesetz für hervorragende Begabungen 
wird sich nie darlegen lassen. Dazu ist die Zahl der Genies viel zu 
gering, ihr Erscheinen viel zu singulär und außerordentlich. Die geniale 
Anlage ist eben einmal ein Wunder, das wir gläubig hinnehmen müssen, 
und dem man mit biologischen oder soziologischen Analysen ebenso 
wenig zu Leibe rücken kann wie mit psychopathischen Erklärungs- 
versuchen. l 
* %* 
x 
Auch wenn wir die konstatierten Vererbungsfälle der Berühmt- 
heit innerhalb ihrer Berufszugehörigkeiten untersuchen, läßt sich 
der kleinen Zahlen und des dadurch bedingten großen Zufalls wegen 
wenig Zuverlässiges aussagen. 
Eine direkte Vererbung scheint am ehesten möglich bei der musi- 
kalischen Berühmtheit. Ihre Vererbungswahrscheinlichkeit ist 8,3 %. 


Vererbung der Begabung. 





Berufe Inzucht Verwandte Sonstige Summe 
Berufe Berufe 
Dichter 2 (0,705 o o 2 
Schriftsteller 5 (2,5%) I 3 9 
Musiker 16 (8,320) 2 o 18 
Maler 22 (6,22%) o 3 25 
Bühnenkünstler I (1,19%) I o 2 
Theologen o (0,09%) 3 4 7 
Philologen 3 (0,69%) I3 2 18 
Historiker 3 (1,0%) 12 4 19 
Pädagogen 2 (1,9% 3 o 5 
Juristen 16 (4,920) 5 I 22 
Mediziner 7 (3,520) 4 o II 
Naturwissenschaftler 6{4]®) (3,320) [5,62%] 4 3 13 
Naturforscher 3 (1,305) 4 2 9 
Staatsmänner 20 (4,02%) 7 9 36 
Ockonomen I (1,520) o I 2 
Militär 5 (1,720) 4 3 12 
Kaufleute 5 (5,7%) Oo 2 7 
Summe: 117 03 37 217 (4,9%0) 


Diese Zahl erscheint vielleicht dem Bewanderten ziemlich gering. 
Man muß bedenken, daß Begabungsvererbung °) und Beruisinzuch t 


D — Mathematiker. | 
H Bei berühmten Künstlerfamilien kann man „wohl als hauptsächlichst e 


Ursache der Berühmtheit die Begabung vermuten, 
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zwei verschiedene Begriffe sind. Von 38,7% der Fälle von Berufs- 
inzucht konnte nur der angegebene Prozentsatz als Vererbung außer- 
ordentlicher Begabung angesehen werden. (Die nach der A.D.B. 
getroffene Auswahl ist ziemlich streng. So sind zum Beispiel von den 
120 musikalisch bedeutenden Mitgliedern der Familie Bach nur die 
4 begabtesten in Betracht gezogen.) Berühmtheit als Maler wurde 
in 6,2% aller Fälle übertragen. Die Uebertragung kaufmännischer 
Berühmtheit mit 5,7% ist hier auszuschalten, weil es sich dabei meist 
weniger um die Vererbung der Begabung als um die Vererbung irgend 
eines Weltunternehmens dreht. Eine Vererbungswahrscheinlichkeit 
von 5,6% hat die mathematische Berühmtheit für sich. (Einen Zu- 
sammenhang zwischen musikalischer und mathematischer Begabung, 
wie man ihn aus einer inneren Verwandtschaft beider Gebiete hat 
konstruieren wollen, habe ich nicht finden können.) Juristische, 
Staatsmännische und medizinische oder sonstige naturwissenschaft- 
liche Berühmtheit schwanken in der Reihenfolge der Aufzählung 
zwischen 5 und 3%. Den Beschluß bilden dichterische, militärische 
und philologische Bedeutung. Die Vererbung theologischer Berühmt- 
heit hat den Wahrscheinlichkeitskoeffizienten Null. 

Die musikalische Begabung ist diejenige psychische Fähigkeit 
des Menschen, die der Physis am nächsten steht. Ihre Voraussetzung 
ist eine angeborene musikalische Empfindung, die auf einer gewissen, 
physisch bedingten Disposition des Ohres beruht. Genau das gleiche 
ist bei der malerischen Begabung der Fall. Auch hier ist eine bestimmte 
Eignung des Auges unerläßliche Voraussetzung. Im übrigen reden 
die Einflüsse des Milieus, wie schon aus der großen Häufigkeit der 
Berufsinzucht hervorgeht, ein gewichtiges Wort mit. 


x * 
* ` 


Im folgenden wollen wir untersuchen, ob sich aus den Herkunfts- 
verhältnissen der berühmten Männer etwas über die Abgrenzung 
der Wirkungen von Begabung und Milieu aussagen läßt. Und zwar 
werden wir zunächst diejenigen untersuchen, die durch ihre Geburt 
in ein unvorteilhaftes Milieu gestellt wurden, aus dem sie sich erst 
emporarbeiten mußten. 

Von den 4421 untersuchten Persönlichkeiten stammen nur 635 
aus den niederen Volksklassen (3150 aus den oberen, die Herkunft 
von 636 ist unbekannt), ungefähr ?/e. Das Ueberwiegen der oberen 
Schichten wird noch um ein Vielfaches verstärkt, wenn man berück- 
sichtigt, daß diese nur einen geringen Teil der Gesamtbevölkerung 
ausmachen, die zu ungefähr 80% aus Angehörigen der unteren Gesell- 
schaftsschichten besteht. (Odins Resultate für Frankreich sind sehr 
ähnlich.) Wenn auch ein Ueberwiegen der oberen Bevölkerungsklassen 
naturgemäß zu erwarten war, so deutet doch diese enorme Ueber- 
legenheit eindringlich darauf hin, daß die Vorteile einer sozial und 
ökonomisch gesicherten Stellung eine beinahe unentbehrliche Voraus- 
setzung des Berühmtwerdens sind. 

Die berühmt gewordenen Männer, die aus den unteren Ständen 
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Herkunftliche Gliederung. 
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stammen, beanspruchen wie gesagt unsere besondere Aufmerksam- 
keit. Aber wir finden auch hier keine Anhaltspunkte für die besondere 
Wirkung der Begabung, mit andern Worten nichts, was sich nicht 
von Milieu Gesichtspunkten aus erklären ließe. Es war zu erwarten, 
daß der geistig regsamste und lebhafteste Stand, die Handwerker 
auch das größte Kontingent berühmter Männer stellen würde vor 
dem hartnäckigen, plumpen, in sich abgeschlossenen Bauernstand 
und dem unfreien, abhängigen wirtschaftlichen Mittelstand (sub- 
alterne Beamte, kleine Kaufleute, Angestellte) und dem völlig unbe- 
trächtlichen Proletariat. Was die Berufsverteilung anlangt, so möchte 
ich die künstlerischen Berufe von den übrigen unterscheiden, da sie 
an keine Voraussetzungen der Ausbildung oder Erziehung gebunden 
sind und nur die Durchsetzung der persönlichen Begabung ungehemmt 
von Milieuhindernissen zum Ziel haben. Darum stand zu erwarten, 
daß sich unter den berühmten Männern niederer Herkunft mehr Künst- 
ler finden würden als unter den Abkömmlingen der oberen Schich- 
ten, was sich auch bestätigt (32,7% gegen 23,0%). Wenn man hier- 
für in erster Linie die Begabung verantwortlich machen muß, so zeigen 
sich bei der näheren Betrachtung der einzelnen künstlerischen Tätig- 
keiten deutlich Milieu-Einflüsse. Der Dichterberuf, der technisch 
voraussetzungsloseste, hat ziemlich gleichmäßig Abkömmlinge aus 
allen Ständen aufzuweisen. Er ist der einzige Künstlerberuf, der 
eine bemerkenswerte Abstammung aus den Kreisen der Bauern und 
des abhängigen Mittelstandes aufzuweisen hat. Die Bauern zeichnen 
sich natürlicherweise noch einmal aus durch den vollständigen Mangel 
an schauspieltalentierten Söhnen. Im Musiker- und besonders im 
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Tabelle VIa. 

















Sphären | Künstlerische | Intellektuelle [Praktische 
a m nz 108 | 20,4 a De = 

a. | 23,5 18,6 8,9 
Unteren Stände zen 16,1 8,5 





21,8 18,2 | 8,0 


' Malerberuf bewahren die Handwerker eine große Ueberlegenheit, 
eine bekannte Tatsache, die der verwandten Art der meisten Hand- 
werkertätigkeiten zuzuschreiben ist. 

Auch in der intellektuellen Sphäre ist die Beteiligung der unteren 
Stände da am größten, wo ihr ein äußerer fördernder Einfluß zuteil 
wird, nämlich im theologischen Beruf. Dem Einfluß der Geistlichkeit, 
besonders der katholischen, und den Ansichten ihrer Väter ist es zu 
danken, wenn Bauernsöhne, wenn sie einen akademischen Beruf er- 

. greifen wollen, meistens Pfarrer werden. So sind mehr als Lie aller 
berühmt gewordenen Bauernsöhne unter den Geistlichen zu finden, 
desgleichen aber auch ein ziemlich höherer Prozentsatz der Hand- 
werker und des Mittelstandes (12,7 und 11,9%), ja sogar des sonst 
leer ausgehenden Proletariats. Der zweitüblichste Beruf, den Abkömm- 
linge unterer Stände bevorzugen, ist der philologische, auch hier wahr- 
scheinlich zumeist aus äußerlichen Gründen. Dagegen scheint die 
Begabung wieder vornehmlich mitzusprechen, wenn sich eine ziem- 
liche Anzahl von Handwerker- und Bauernsöhnen dem naturwissen- 
schaftlichen Studium zuwenden, wenn auch hier das Interesse an 
naturwissenschaftlichen Problemen von Milieu-Anlässen ausgegangen 
sein wird. Welch wichtige Rolle Milieuhindernisse spielen, zeigt sich 
deutlich in der geringen Beteiligung der unteren Stände an prakti- 
schen Berufen. Die Schwierigkeiten der Ausbildung und des fremden 
Milieus haben hier so dezimierend gewirkt. Die immer geringe Pro- 
duktivität des Proletariats sinkt auf den Nullpunkt, die der anderen 
Stände bleibt nicht weit davon. Zwei besonders merkwürdige Um- 
stände finden sich bei den Bauern. Einmal die auffallend geringe 
Beteiligung am Landwirt- und Försterberuf, die allerdings leicht 
erklärlich ist. Die berühmt gewordenen Förster und Landwirte haben 
sich meist durch Erfindung irgend einer neuen rationelleren Wirt- 
schaftsmethode verdient gemacht, Leistungen, die dem konserva- 
tiven, unzugänglich hartnäckigen Bauernkopf so fremd wie möglich 
sind. Noch auiffallender aber ist der Umstand, daß sich unter den 
berühmten Staatsmännern eine ganze Anzahl Bauernsöhne befinden. 
Das läßt sich wiederum nur durch den Einfluß der Begabung erklären, 
namentlich durch die berühmte Bauernschläue und -pfiffigkeit, die 
eine sehr willkommene Eigenschaft des Diplomaten abgibt. (Analog 
etwa dem Umstand, daß aus Söhnen reich gewordener Pferdehändler 
meist die tüchtigsten, will sagen durchtriebensten Rechtsanwälte 
werden, vgl. Tabelle X/XI.) 
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Das Ergebnis wird noch deutlicher, wenn man die einzelnen Be- 
rufe zu homogenen Gruppen der künstlerischen, der rein geistigen 
(Philologen, Historiker, Naturwissenschaftler und -forscher) und 
den übrigen, mehr oder weniger praktisch-technischen Berufen zu- 
sammenfaßt. Es zeigt sich, daß (mit Ausnahme der Pfarrer, bei denen 
wie gesagt besonders starke äußere Einflüsse mitspielen) ein deut- 
licher Unterschied in der Berufsverteilung besteht, eine Scheidung 
in drei Gruppen: eine sehr stark besetzte (Künstler und Nur-Aka- 
demiker [und Pfarrer), eine mittlere (die übrigen intellektuellen Be- 
rufe, die also bereits praktische Einschläge aufweisen: Beamte, Aerzte, 
Juristen, Lehrer) und eine schwach besetzte (die ausschließlich prak- 
tischen Berufe: Offiziere, Oekonomen und Kaufleute). 

Da also, wo die Begabung allein in der Hauptsache ausreicht, 
um in einem Berufe in die Höhe zu kommen (in den künstlerischen 
und rein wissenschaftlichen Berufen), ist die Beteiligung der unteren | 
Stände am größten. Da aber, wo neben der entsprechenden Begabung 
gewisse rein äußerliche Milieu-Erfordernisse Voraussetzung sind, 
ist ihr Anteil sehr gering. 

Bei diesen Untersuchungen wurde übrigens auf die .relativen 
Beteiligungsziffern der unteren Stände, d. h. auf die Beziehung 
zur numerischen Bedeutung der einzelnen Berufe, wie sie aus Tabelle VI 
hervorgeht, keine Rücksicht genommen, in der Erwägung, daß die 
große oder geringe Anzahl der in einem Beruf Tätigen auf die Nei- 
gung, sich diesem oder jenem Berufe zuzuwenden, ohne Einfluß war, 
sondern daß umgekehrt die Beteiligungsziffern der einzelnen Berufe 
auf jene Neigung Rückschlüsse erlauben. Andrerseits ist freilich 
zu bedenken, daß, je größer die Anzahl der in einem Berufe Tätigen 
ist, die Wahrscheinlichkeit, Leute niederer Herkunft darunter zu 
finden, größer wird und umgekehrt. 


% bé 


Die Unterschiede, in der Herkunftsgliederung berühmter Männer 
kann man von zwei verschiedenen Seiten aus betrachten. Einmal 
indem man ausgeht von den Berühmten selbst und untersucht, aus 
welchen Berufen und Berufsgruppen sie vornehmlich stammen; man 
erhält dann die Produktivitätsgrade der einzelnen Berufe, d. h. das 
Maß, in welchem ein bestimmter Beruf oder eine bestimmte Berufs- 
gruppe die Chance besitzt, berühmte Leute derselben oder einer 
andern bestimmten Berufsart hervorzubringen. (Und wenn der 
Schluß richtig ist, daß die hier untersuchten berühmten Leute we- 
nigstens zum großen Teil ihren Ruhm der entsprechenden Begabung 
verdanken, so sind mit den Produktivitätsgraden zugleich die haupt- 
sächlichsten Herkunftsquellen der verschiedenen Begabungen fest- 
gelegt.) 

Der zweite Weg geht aus von der Herkunftsgeneration und beob- 
achtet die Berufsverteilung der Deszendenz, d. h. den Affinitätsgrad 
der einzelnen Berufe, der Auskunft darüber gibt, in welchem Grade 


für Leute bestimmter beruflicher Herkunft dieselbe oder eine andere 
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Tabelle VIL. Die Prozentziffern für dieProduktivität der 
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Berufsart geeignet, begehrt oder naheliegend ist, um sich darin aus- 
zuzeichnen. (Auch hier ist, wenn man das Vorhandensein der betref- 
fenden Begabung zugibt, die verschiedene innere Verwandtschaft 
der einzelnen Begabungen festgestellt.) 

Was die Berufsinzucht angeht, deckt sich natürlich die Lösung 
der Frage im Prinzip und der Zahl nach mit der vorigen. Im übrigen 
weisen die Affınitätsgrade charakteristische Unterschiede auf, die 
sich mit denen der Produktivität gerade ausgleichen. 

Hinsichtlich der Produktivität fällt zunächst die ganze Masse 
in zwei Gruppen auseinander, eine unbeweglich starre, sterile, fast 
ganz unproduktive und eine bewegte, produktive, ausstrahlende. 
Die unbeweglich starre Gruppe, das sind diejenigen Berufe, die stark 
abgeschlossene Berufsinzucht treiben, deren Nachwuchs, da er zum 
größten Teil wieder zum väterlichen Beruf drängt, nur zu einem ver- 
schwindenden Teil in andere Berufe ausstrahlen kann. Trotz der 
starken Inzucht müssen diese Berufe (da es in ihnen eben weit mehr 
berühmte Söhne als Väter gibt) sich einen Einbruch aus fremden 
Berufen gefallen lassen, der das Zwei- und Mehrfache ihrer Inzucht 
beträgt. Diese Gruppe der sterilen Berufe setzt sich zusammen aus 
Künstlern und Nur-Akademikern, wobei ich unter den letzteren aka- 
demische Berufe verstehe, die in ihrer Berufstätigkeit. mit dem prak- 
tischen Leben wenig oder nichts mehr zu tun haben, also Philologen, 
Historiker, Naturwissenschaftler und -forscher. In einiger Entfer- 
nung folgen die Juristen, die, soweit sie Richter oder Anwälte sind, 
natürlich eine Ausnahme machen. 

Der anderen produktiven Berufsgruppe ist neben einer mittleren 
oder schwachen Inzucht eine große Beweglichkeit im Berufswechsel 
eigen. Beinahe die Hälfte dieser Ausstrahlung in andere Berufe wird 
dazu verwendet, das Dezifit der Künstler und Akademiker auszu- 
füllen. Diese zweite Gruppe setzt sich zusammen aus Pfarrern, Be- 
amten, Lehrern, Aerzten, (Advokaten), Gutsbesitzern, Offizieren 
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unteren Stände an berühmten Männern. 
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und:Kaufleuten. Unter diesen Berufen aber herrschen wieder große 
Unterschiede in Beziehung auf den Grad ihrer Produktivität. Man 
kann wieder zwei Unterabteilungen unterscheiden, die starken: Be- 
amte, Pfarrer und Kaufleute, die schwachen: die übrigen. Die Be- 
amten marschieren an erster Stelle, sie stellen mit ihrer Deszendenz 
in der intellektuellen sowohl wie in der künstlerischen Sphäre ein 
zahlreiches Kontingent an berühmten Leuten, im Durchschnitt 16,9%. 
Dann kommen die Pfarrer mit 13,0%, deren Produktivität sich mehr 
auf die intellektuelle Sphäre beschränkt. Die Kaufleute endlich mit 
11,0% senden ihren Nachwuchs ziemlich gleichmäßig zahlreich in 
alle drei Sphären. 

Man sieht, daß es die im tätigen Leben stehenden Berufe sind, 
die dem erstarrenden Künstler- und Akademikertum frische und be- 
lebende Elemente zuführen. Das stimmt zu meiner Theorie der Be- 
gabung, wonach diese in einem unbenützten, aber kräftig durchge- 
pflügten Ackerfeld den geeigneten Nährboden findet. 

Wenden wir uns nun der Erforschung der verschiedenen Affini- 
tätsgrade zu, so fällt uns sofort die starke Anziehungskraft auf, die 
die künstlerischen und rein wissenschaftlichen Berufe ausüben. Trotz 
Ihrer starken Inzucht ziehen sie mehr als das 2%, bzw. 7 fache aus 
anderen Berufen an sich. Sie wirken gleichsam wie Magnete, die 
zäh festhalten, was sie einmal besitzen und immer Neues an sich reißen. 

Diese eigentümliche Erscheinung hat verschiedene Ursachen. 
Zunächst die ganz banale, daß die künstlerischen und wissenschaft- 
lichen Berufe die häufigsten und gewöhnlichsten Gelegenheiten sind, 
berühmt zu werden (naheliegend). Zum zweiten gelten sie ihrer sozialen 
Stellung, ihrer Kultur und Lebensart gemäß als die erstrebenswertesten 
und wünschbarsten Berufe (begehrt). Schließlich bietet ihre Tätigkeit 
von allen den reinsten und vollkommensten Weg, der Begabung Aus- 
druck und Gestalt zu verleihen (geeignet). 





Tabelle VIII 
Die absoluten Ziffern für die Produktivität derunteren Stände anjberühmten Männern. 
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Tabelle VIII a. 


Berufs-Verteilung der berühmten Leute niederer Herkunft., 


Künster 208 (32,7 °/,) 
Akademiker 177 (27,8 %,) 
Pfarrer 73 (14,6 0/,) 
Beamte 29 (4,6%) 
Aerzte 27 (43%) 
Juristen 29 (4,6%) 
Lehrer 832 (5,0%) 
Offiziere 12 (1,99%) 
Handel 15 (2,4%) 
Oekonomen 13 (2 %/,) 


Summe 635 (1000/,) 


Es folgen in der Reihenfolge der Affinität die Berufe der Beamten 
und Pfarrer, bei denen ebenfalls die Schätzung ihres sozialen Ansehens 
sehr mitbestimmend sein mag; der gleiche Grund gibt auch den schwä- 
cher besetzten Berufen der Juristen, Offiziere und Aerzte den Vorzug 
vor den geringen Anteilen der Pädagogen, Kaufleute und Oekonomen. 

Betrachtet man die Berufsabstammung und -verteilung im 
einzelnen, so bemerkt man, daß nun, da die Begabung nicht genötigt 
war, sich vermittelst besonderer, dem Statistiker erkennbarer Hand- 
lungen durchzusetzen, beinahe durchweg nur Milieu-Gesichtspunkte 
erfaßbar waren. 

Es ist nicht weiter erstaunlich, wenn in den meisten Fällen der 
Sohn zu dem Berufe des Vaters greift, es ist ceteris paribus die nächste 
und beste Möglichkeit, die sich ihm bietet. Die Vorteile springen in 
die Augen. Häufig wird der Sohn frühzeitig in das Berufsmilieu des 
Vaters hineingezogen, was sein Interesse weckt, oder im häuslichen 
Kreise früh zu Tätigkeiten angehalten, die ihn technische Schwie- 
rigkeiten seines Berufes leichter überwältigen lassen, was ihm dem 
Eindringling von außen gegenüber, den jene Schwierigkeiten abhalten, 
einen großen Vorteil verschafft. Bei Musikern und Malern spielen 
diese Umstände neben der Vererbung des musikalischen und maleri- 
schen Sinnes eine ziemliche Rolle. So stammen 37,7% der berühmten 
Musiker von Berufsmusikern, 63,5% von musikalisch veranlagten 

Vätern ab, 29,3% der Maler stammen von Malern, 33,7% von in 
der Malerei dilettantierenden Vätern (die dilettantische Ausübung der 
Malerei liegt nicht so nahe und bequem wie die der Musik, weshalb 
die malerische Veranlagung der Väter seltener ermittelt werden konnte). 
Familien- und Berufstradition, Standesinteressen spielen eine besondere 
Rolle bei Offizieren, adligen Gutsbesitzern, Staatsmännern und andsrn, 
geistige Interessen und Einstellungen bei Gelehrten usw. 

Interessant wird das Ergebnis, wenn man die weitere Inzucht 
innerhalb der Berufssphären betrachtet: 
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Sana: künstle- intellek- Kc Summe 
ES: rische tuelle EES der Väter 
künstlerische: 214 53 7 274 
Herkunft intellektuelle: 341 1171 348 ı 860 
praktische: 192 381 443 1016 
(214)*°) (610) 
Summe d. Söhne 747 1005 798 3 150 
(1 438) (905) 


Die vorhin ausgeführte Tatsache wird deutlicher. Die künstle- 
rischen Berufe, die von der väterlichen Seite her betrachtet, so starke 
Inzucht treiben, vermögen den Eindringlingen von außen nur eine 
Widerstandsfähigkeit von 28,6% entgegenzusetzen. Die intellek- 
tuellen und praktischen Berufe, die was die Herkunftsgeneration 
anlangt, nicht so sehr zur Inzucht geneigt waren, bringen es zu einer 
Abgeschlossenheit von 81,4 bzw. 03.2%. | 

Die Herkunftsgliederung verläuft im einzelnen folgendermaßen: 

Dichter und Schriftsteller haben keine große Inzucht, dafür aber 
(als die beiden intellektuellen Künstlerberufe) häufig Väter intellek- 
tueller Berufe, meist Beamte oder Pfarrer. Ein ziemlicher Prozent- 
satz stammt auch von Kaufleuten und Gutsbesitzern ab. Die durch- 
gehende Unfruchtbarkeit der Industrie findet ihre Erklärung einfach 
darin, daß sie in der untersuchten Zeit erst zu entstehen anfing. 

Musiker stammen neben ihrer starken Berufsinzucht häufig aus 
Beamten- und Lehrerkreisen, was letzteres seinen Anlaß darin haben 
mag, daß die Lehrer sich meist berufsmäßig mit Musik befassen müssen. 
Auffallend ist der absolute Mangel an Musikern aus Kreisen der Ari- 
stokratie (Gutsbesitzer, Offiziere) und Juristen. Standesvorurteile 
scheinen in aristokratischen und Offizierskreisen vorhandene musi- 
kalische Neigungen zu unterdrücken. Maler und Schauspieler re- 
krutieren sich neben ihrer Inzucht hauptsächlich aus dem Beamten- 
und Kaufmannsstande. Durch besonderen Mangel an künstlerischem 
Nachwuchs zeichnen sich dagegen die Universitätsprofessoren und 
mit Ausnahme der dichterischen Nachkommenschaft die Juristen aus, 
was in der Ursprünglichkeit, d.h. Anti-Intellektualität des Künstlers 
begründet ıst. 

In der ganzen intellektuellen Sphäre herrschen Pfarrer, Beamte 
und Kaufleute als Herkunftsquellen vor. Inzucht ist ziemlich stark 
vorhanden und nimmt nur dann ziemlich ab, wenn sie sich auf die 
Akademiker beschränken muß (Philologen, Historiker, Naturwissen- 
schaftler und -forscher). Wie vorhin die Akademiker einen sehr ge- 
ringen künstlerischen, so zeigen nun aus dem gleichen Grunde die 
Künstler einen sehr geringen intellektuellen Nachwuchs. Im übrigen 
besitzen die Lehrer eine starke Affinität zum theologischen, die Be- 


10) Die eingeklammerten Zahlen ergeben sich, wenn man diejenigen Indivi- 
duen der Herkunftsgeneration, die Beamte waren, der praktischen Sphäre 
zurechnet, 
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VUebersichtüberInzucht, ProduktivitätundAffinität 
dereinzelnen Berufe. 








+ aus 








a EE | ale m fremden und zwar hauptsächlich Di 
Söhne = zucht 
| Berufen 
Künstler 747 214 533: (Künstler), Beamte, Handel, Pfar- 
. rer, Gutsbesitzer. 
Akademiker 13) 815 104 zıı: Pfarrer, Beamte, Handel, (Aka- 
demiker). 
Pfarrer 326 141 185: (Pfarrer), Beamte, Lehrer, Handel. 
Beamte 433 167 266: (Beamte), Gutsbesitzer, Offiziere 
Handel. 
Aerzte 140 54 86: (Aerzte), Handel, Pfarrer, Beamte, 
Juristen 254 60 194: (Juristen), Beamte, Handel, Pfarrer. 
Lehrer 70 17 53: Pfarrer (Lehrer). 
Offiziere 258 112 | 146: (Offiziere), Gutsbesitzer, Beamte, 


Handel | 57 36 | 21: (Handel), Pfarrer, Beamte, 








Gutsbesitzer 50 25 25: (Gutsbesitzer), Beamte. 
a | | + in 
a SE | ma me | D fremde und zwar hauptsächlich 1) 
Väter N E: 
| | Berufe 
Beamte mn e 641 167 474: (Beamte), Akademiker, Künstler, 
Juristen, Pfarrer, Ofıziere, 
Pfarrer 491 141 350: Akademiker, (Pfarrer), Künstler, 
Beamte, Lehrer, Juristen, Aerzte, 
Handel 473 36 437: Akademiker, Künstler, Beamte, 
Juristen, (Handel), Pfarr., Aerzte, 
Gutsbesitzer 289 25 264: Offiziere, Beamte, Künstler, Aka- 
dem ker, (Gutsbes.), Pfarrer. 
Künstler 274 214 60: (Künstler), Akademiker, Pfarrer, 
Offiziere 254 112 142: (Offiziere), Beamte, Künstler, 
Aerzte 215 54 161: Akademiker, (Aerzte), Künstler, 
Lehrer 195 17 178: Akademiker, Künstler, Pfarrer, 
(Lehrer). 
Akademiker 181 104 77: (Akad.), Beamte, Juristen, Pfarrer, 
Aerzte, Künstler. 
77: (Juristen), Künstler, Akademiker, 


Advokaten 137 | 60 





Beamte. 


amten zum juristischen, die Aerzte zum Naturforscherberuf, was in 
der inneren Verwandtschaft dieser Berufe begründet liegt. 

Die praktischen Berufe zeigen wiederum einen sehr geringen 
Prozentsatz künstlicher und intellektueller Aszendenz und beschrän- 


mn nn Ee 


u) In der Reihenfolge ihres Produktivitäts-, bzw. Affinitätsgrades. Die 
eingeklammerten Berufe bedeuten die Rangierung der Inzucht., 
12) D, h. Philologen, Historiker, Naturwissenschaftler und -forscher. 
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ken sich zum größten Teile auf ihre sehr starke Inzucht, was aus der 
Schwierigkeit ihrer Berufsausbildung erklärlich ist. Wenn sie doch 
irgend eine Affinität zu einem Beruf einer fremden Sphäre zeigen, 
so hat das ebenfalls nur in äußeren Milieugesichtspunkten seine Ur- 
sache. So rekrutieren sich die Staatsmänner neben starker Inzucht 
des Beamtenstandes aus Gutzbesitzer-, Offiziers- und Handelskreisen, 
die Offiziere beinahe zur Hälfte aus dem väterlichen Beruf, daneben 
aus adligen Gutsbesitzers- und Beamtenfamilien. Aus Gutsbesitzer- 
und Beamtenkreisen stammen begreiflicherweise auch die meisten 
Landwirte und Förster, während Handel und Industrie außer einer 
starken Inzucht keine bemerkenswerten Quellen aufweisen. 
Betrachten wir die Herkunftsgliederung nach Berufssphären, 
so fällt die Inzucht der künstlerischen und praktischen Berufe beson- 
ders ins Auge, die derjenigen der intellektuellen Sphäre weit überlegen 
ist. Besonders die praktischen Berufe weisen neben sehr geringen 


Tabelle XII. 


Die Prozentzahlen der Herkunftsgliederung nach 
Berufssphären. 
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= ki Si ven D wd 
aE S EIS EI21E 5 gl Z]|2 
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4,6| 2,5 al 4,2) oa 9,9 | 08 21,8 | 100,0 


Künstl.Sphäreļ22,4 1,4 | a 14,4 | 5,1 


| 
teg 14,3 er 7:5! 48| 3,5| 2,2 |12,0| 1,7 18,2 | 100,0 


nrl ses 


Intellekt. Sph.} 2,7 


Praktisch.Sph.| 0,8 25,8| 1,3 








2,7 | 2,2 [19,8 |19,6 | 9,7 | 2,0 | 7,9 | 100,0 








Durchschn 7,214,8 ema 5,2 11,0) 1,5 |16,8 |] 100,0 








| 
57| 2 dei 6,7 














Beteiligungsziffern aller übrigen, sogar der verwandten Berufe, sehr 
hohe Inzuchtzifiern auf, während die künstlerische Sphäre neben 
ihrer starken Inzucht sich gleichmäßig aus allen Berufen, namentlich 
aus Beamten- und Kaufmannskreisen rekrutiert. Die intellektuelle 
Sphäre hat keine starke Inzucht, sie stammt zu einem großen Teile 
von Pfarrern, dann von Beamten und Kaufleuten (Aerzten) ab. 
Ueber die verschiedenen Affinitätsgrade der einzelnen Berufe zu- 
einander ist wenig Besonderes hinzuzufügen. Künstler und Akade- 
miker sind im Hinblick auf anders beruflichen Nachwuchs nahezu 
steril. Pfarrer, Beamte und Kaufleute haben eine gleichmäßig starke 
Neigung für alle Berufsarten, wobei sich für alle drei eine besondere 
Affinität zur philologischen oder dichterischen Tätigkeit ergibt. 
Beamte und Kaufleute bevorzugen den juristischen, Kaufleute den 
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Tabelle XI. 
Die absoluten Zahlen der Herkunftsgliederung. 














© CN e © © wi 
Herkunft S = S v ER e | ZS 5 e Jz lelg 
JI % E $ E 2e Ss Is E s |3 |žįž|8S]|3 
© S S e e SÉ A e S AB Gi 5 x = 
g Dar CH véi Q > a | au 
B E vr es Ce e a. < © = 5 T eis r- o 
erof g 24 A D K 3 O | = È G 
NEE EEE en d vs ER KE e EEN e ` D 
Dichte | 257 | (3) to 7 20 46 | (10) 15, 19 19 24' 17 26 o 54 33 290 
Schriftsteller ; 170 | (9) 14 al 28 27 (6) o o 3 13; 13 24 ol 26] aal 202 
Musiker 167 | (63) 71 I 7 17 | (17) 19 5 o o o 9 al 36) 26| 193 
Maler 286 | (84) 92 3 15 40 (0) 4 7 I 7 6 26 ol 79| 52| 338 
Bühne 75 1 (19) 27 o 3 7 (1) 2 3 I 5 4 10 ol 13| te 90 
Theologen 419 10 12 | 141 42 | (26) 37 Il 8 22 o 30 Al 33 | 85] 504 
Philologen 420 14 | (13) 4ı 86 69 | (14) 28 | 24 9 5 8 54 al 731 871 507 
Historiker 250 9 | (9) 30 41 38 (7) 22 9 8 7 3 35 4 44 Dt: 301 
Pädagogen 102 2 3 29 7 (8) 17 5 o o I 5 I 32 16 118 
Juristen 283 3 13 | 20 58 (4) ol 12,) 60 13| 12 49 5| 29| 40 | 323 
Mediziner 167 4 ı2 18 18 (1) 5| 54 3 4 o 20 2| 27 | 31 | 198 
Naturwissensch. 150 6 (13) 21 12 21 5) 9 7 2 5 5 18 2 42 29 179 
Naturforscher 172 5 | (7) 12 23 27 Eu 8 26 4 12 6 25 6 18 57 229 
Staatsmänner 462 5 16 32 | (42) 167 (3) 6 12 16 70| 54 | 5I Al 29 | 36 | 49 
Oekonomen 63 o o 2 13 o 4 2 [(19) 25 3 I o| 13 6 69 
Militär 270 2 4 8 39 (3) 3 4 I 76 112 7 2 12 25 295 
Kaufleute 72 o 3 6 5 | (2) 2 3 o I I 25 |1| te 15 87 
Summe 3785 274 181 | 491 641 mus 195 | 215 | 137 289 | 254 | 415 | 58 | 635 | 636 | 4421 


(Die eingeklammerten fetten Zahlen geben die Inzucht an.) 
(Die eingeklammerten nichtfetten Zahlen in der Spalte: »Lehrer«e bedeuten Volksschullehrer im Gegensatz zu Mittelschullehrern.) 
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staatsmännischen Beruf. Gutsbesitzer und Offiziere haben besondere 
Vorliebe für den militärischen, dann den staatsmännischen und im ge- 
ringeren Maße für den dichterischen Beruf. Hinsichtlich der beiden 
letzteren Berufe gilt das gleiche für die Advokaten. Lehrersöhne end- 
lich werden gerne Pfarrer, Philologen oder Musiker, was bereits ge- 
sagt wurde. All diese Beziehungen ergeben sich von selbst und bieten 
keinen Anlaß zu besonderer Kommentierung. 

Ich komme zu dem dritten Versuch, eine statistische Bestimmung 
der Wirkungen von Milieu und Begabung zu erbringen, nämlich da, 
wo es dem berühmt Gewordenen vermöge seiner Fähigkeiten gelungen 
ist, eine Berufsvoraussetzung, also besonders die berufliche Ausbildung 
oder Erziehung zu überspringen. 

Ich muß wiederum die künstlerischen Berufe von den übrigen 
unterscheiden, da bei ihnen eine berufliche Ausbildung, wo sie statthaft, 
nur ein Vorteil, aber keine unbedingte Voraussetzung ist. Alle andern 
Berufe setzen eine oft lang andauernde berufliche Ausbildung voraus, 
-die zu umgehen dem Begabten nur in den seltensten Fällen gelingen 
wird. Wirklich zeigen sich die meisten Autodidakten !?) in der künst- 
lerischen Sphäre, nämlich 12 bei den Malern, 4 bei den Schauspielern, 
je 3 bei Musikern und Dichtern, bei den Schriftstellern 7. Bei den Be- 
rufen, die Universitätsstudium verlangen, ergeben sich 8 Nichtaka- 
demiker beiden Naturwissenschaftlern (zum größeren Teile Techniker), 
6 bei den Naturforschern, 3 bei den Philologen und einer bei den Päda- 
gogen. Die praktischen Berufe haben die wenigsten Autodidakten, 
nämlich die Staatsmänner und Offiziere je 3, die Kaufleute 2, die 
Oekonomen keinen. 

Diese verschwindend geringen Ziffern (auch bei den künstleri- 
schen Berufen) reden eindringlich von der Unverläßlichkeit einer guten 
Erziehung für die Entwicklung der Begabung. Die Tatsache, daß sich 
unter den 56 (1,1%) Autodidakten verhältnismäßig nicht mehr Per- 
sönlichkeiten von erster Begabungsstufe befinden als in der Gesamt- 
zahl, diskreditiert die beliebte These, daß die Wichtigkeit des Milieus 
mit zunehmender Begabung abnehme. 


* * 
* 


Die Untersuchung hat gezeigt, daß es offenbar nicht möglich ist, 
eine Abgrenzung der Wirkung der Begabung und des Milieus auf sta-ı 
tistischem Wege zu erbringen, weil sich die Begabung nur in den selten- 
sten Fällen in äußerlichen Merkmalen ausprägt, die der Statistik er- 
faßbar sind. Dagegen zeigt sich die Wirkung des Milieus in so über- 
wiegender Weise, daß man leicht verleitet wird, seinen Einfluß als den 
stärkeren anzuerkennen. Indessen muß man folgendes bedenken: 


— 





18) Bei dem Begriff Autodidakt ist zu bedenken, daß die beste Schule 
für den Schauspieler die Bühne, für den Maler und Musiker die Akademie usw., 
für den Kaufmann das Kontor, den Oekonomen und Förster das landwirtschaftl, 
Laut oder die Landwirtschafts- oder Forstschule, für den Offizier die militärische 
Ausbildung ist. 
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, Die äußerlich erfaßbare Wirkung der Begabung zeigt sich nur 
in den seltensten Fällen, woraus man aber durchaus noch nicht (mit 
Odin) schließen darf, daß sie in den häufigsten Fällen garnicht vor- 
handen wäre. 

Die Liste, die die Basis dieser Untersuchungen bildet, enthält 
nur die wirklich berühmt Gewordenen. Darin sind einmal nicht die 
Begabungen inbegriffen, denen es aus irgend einem Grunde nicht 
gelungen ist, berühmt zu werden, dagegen sind gewiß manche Leute 
darin enthalten, die ihre Berühmtheit nicht durch irgendwelche be- 
sondere Begabung verschuldet haben. Zum dritten ist es ganz gewiß, 
daß es im Leben eines jeden begabten Menschen Zeiten gibt, in denen 
ein ungünstiges Milieu, ein derber Eingriff, ihrer Begabung lebens- 
gefährlich werden kann. Ich meine die Zeit der Entwicklungs-, der 
Lernjahre. (Vererbt wird ja nur die Disposition zu einer Fähigkeit, 
nicht die Fähigkeit selbst.) Alle durch die Ungunst der Umstände nicht 
zur Entwicklung ihrer Begabung und damit zur Berühmtheit Ge- 
langten sind ebenfalls nicht auf dieser Liste zu finden, womit aller- 
dings dem Milieu sebst ein mächtiger Einfluß eingeräumt ist. — 

Die vorliegende Untersuchung ist, was die Vererbungsfrage an- 
langt, nicht mehr als eine Stichprobe, die allerdings an der geeig- 
netsten Stelle vorgenommen wurde. Einen genaueren Einblick in die 
überaus komplizierte Materie wird nur der erhalten, der sich die Mühe 
macht, einen möglichst kleinen, möglichst genealogisch abgeschlosse- 
nen Bevölkerungsraum, etwa eine kleine abgelegene Provinzstadt 
durch mehrere Jahrhunderte verfolgt, indem er peinlich über jedes 
noch so unscheinbare Erbelement wacht. 

hg l * 
% 

Durch zwei einschneidende geschichtliche Ereignisse, die franzö- 
sische Revolution und die des Jahres 1848 zerfällt der untersuchte 
Zeitabschnitt von selbst in zwei gleichlange, nämlich 59 jährige Pe- 
rioden: 1730—1789 und 1789—1848. Wie man sieht, habe ich das 
dreißigste Lebensjahr als durchschnittlichen Anfangspunkt für die 
Zeit angenommen, in der die Begabung ihre den Ruhm begründenden 
Werke oder Taten vollbringt. Es gehören demnach alle bedeutenden 
Menschen, die zwischen 1700 und 1759 geboren sind, zur ersten, alle 
zwischen 1759 und 1818 Geborenen zur zweiten Periode. Die dritte 
Periode, die also alle nach 1818 Geborenen umfaßt, ist, wie bereits S. 155 
ausgeführt wurde, unvollständig. Ihre Ergebnisse gelten haupt- 
sächlich der Zeit vor 1860. 

Im folgenden wollen wir die Veränderungen in der Herkunfts- 
gliederung berühmter Männer an Hand dieser drei Perioden unter- 
suchen und zwar zunächst die Verschiebungen in der Produktivität 
und Affinität der unteren, dann der oberen Stände. 

Die Produktivität, beziehungsweise Unproduktivität der unteren 
Schichten im Vergleich zu den oberen in bezug auf berühmten Nach- 
wuchs, mit anderen Worten die soziale Abgeschlossenheit oder Ex- 
klusivität der Berühmten ist noch nicht besonders untersucht worden. 
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Es wurde wohl bereits ausgeführt, daß und warum ein größerer Teil 
der Abkömmlinge unterer Stände in die künstlerischen und in’el- 
lektuellen Berufe strömt. Die Folge davon ist, daß die künstlerische 
und die intellektuelle Sphäre eine ziemlich geringere soziale Abge- 
schlossenheit zeigen als die praktische Sphäre, 21,8%, beziehungs- 
weise 18,2% gegenüber = 8,0% Eindringlinge. Der Gegensatz scheint 
sich indes im Lauf der untersuchten Zeit etwas vermindern zu wollen, 
der Einbruch in intellektuelle Berufe nimmt ab, derjenige in prak- 
tische Berufe zu. 

Im übrigen weisen die einzelnen Berufe interessante Unter- 
schiede in der Zugänglichkeit auf. So ist der dichterische Beruf leich- 
ter zugänglich als der schriftstellerische (18,5% zu I2,9% Eindring- 
linge), da der letztere weniger unmittelbar und gefühlsmäßig ist und 
mehr positive, sachliche Kenntnisse verlangt. Die größte Anteilnahme 
seitens der niederen Stände (27,0%) zeigt der Stand der Lehrer und 
Pädagogen, was ebenfalls in einer gewissen Voraussetzungslosi;keit 
und dann in dem Umstand begründet liegt, daß der Lehrerberuf neben 
dem des Pfarrers das übliche Ziel der unteren Schichten bildet. Die 
auch vom Standpunkt dieser Untersuchung auffallend starke Neigung 
zum naturwissenschaftlichen Studium läßt sich auch hier nur durch 
besondere Häufigkeit der Begabung erklären. Die große Zahl der Ma- 
ler niederer Herkunft ist ausschließlich dem talentierten Handwerker- 
stand zuzuschreiben. 

Durch ihre Exklusivität fallen besonders auf bei den intellektuel- 
len Berufen die Juristen, bei den praktischen Berufen die Staats- 
männer und Offiziere. Das sind diejenigen Berufe, die in bezug auf 
wissenschaftliche oder praktische Erfordernisse die größten Ansprüche 
„stellen, die sogar in den letzten beiden Fällen eine Abstammung aus 
sozial hochstehenden und altangesehenen Familien indirekt vor- 
schreiben. So stammen die Staatsmänner zu mehr als dem vierten 
Teile (26,8%) aus den Kreisen der alten Aristokratie, die Offiziere 
zu mehr als zwei Drittel (69,6%), während vier Fünftel von ihnen über- 
haupt adeliger Herkunft ist. 

Bezüglich der historischen Veränderungen dieser Umstände ist 
folgendes zu sagen: Die Anzahl der aus den unteren Schichten her- 
vorgegangenen Dichter, Schriftsteller, Pädagogen, Naturforscher und 
Staatsmänner wird größer, während diejenige der Musiker, Philo- 
logen, Historiker, Mediziner, Naturwissenschaftler und Kaufleute ab- 
nimmt. Die Rekrutierung der übrigen Berufe aus den unteren Schichten 
bleibt indifferent. Die erstere Bewegung ist dem sich erweiternden 
Gesichts-, Bildungs- und Interessenkreis der unteren Stände, bei den 
Staatsmännern auch der schwächer werdenden sozialen und kasten- 
mäßigen Exklusivität, die letztere den wachsenden wissenschaft- 
lichen, praktischen und ökonomischen (besonders bei den Kauf- 
leuten) Voraussetzungen zuzuschreiben. 

Die Produktivität und Affinität der unteren Stände unter sich 
wurde auf S. 159 f. bereits analysiert und über ihre historischen Verän- 
derungen ist dem Gesagten nicht viel hinzuzufügen. 


Tabelle XIII. 


Die historischen Verschiebungen inder Affinitätderunteren Stände zu den einzelnen Berufen. 
























ka D ka ka 
v bu Sg a ai & 
SIS EREECHEN 
Schichten cf = S So v E E E E = g = = S 
Et E E 21305131393) 3|:3|2,2,3|8 
Ze Aa "IS 1215 |0 = 
| d ba 
Wirtsch fel, 17001759] 12,5 | 9,4 6,25 | 6,25) 6,25| 18,75) 3,1 | 15,6 | 0,0 | 0,0 6,25) 3,12 | 00 | 3,1 | 6,25| 0,0 | 3,1 | 100,0 
Dec usg af 6,5 | 7,8 | 39 91] 13 J1n7 1142 | 65 | 3,9 | 65 | 52 | 39 | 52 | 65 | 39 | 2,6 | 1,3 | 100,0 
N 1818— 1860 26,5 5,9 5,9 2,9 5,9 5:9 8,8 2,9 5,9 5,9 2,9 2,9 5,9 2,9 5,9 0,0 2,9 100,0 
N 
2 Hand- 1700—1759 8, I 0,0 | 12,9 8,1 3,2 1 17:7 | 14,5 I ‚6 I ‚6 4,8 4,8 14,5 0,0 0,09 1,6 In ‚6 4,8 100,0 
= e 1759—1818] 4,5 | 2,0 | 7,0 121,8 | tëlttaitt4l 85 | 55 | 40i 25| 60| 2325| 40 | 1,0 | 2,0 | 4,0 | 100,0 
1818— 1860] 12,0 | 4,0 | 1,3 |ı16,0 | 2,7 | 10,7 | 13,3 
<> 1700—1759] 13,6 | 0,0 | 9,1 | 45 | 0,0 127,3 | 45 
Ge Bauern 1759—1818} 8,2 | 6,9 | 4,1 | 4,1 | 1,4 |19,2 | 9,6 
1ı818—ı8601 6,4 | 4.3 | 2,1 | 6,4 | 0,0 [19,2 | 12,8 
1700—1759] 0,0 | 0,0 oo 0,0 | 0,0 333 133,3 
Proletariat 1759—1818] 14,3 | 14,3 | 0,0 | 0,0 | 0,0 128,5 | 14,3 
1818—1860] 0,0 | 0,0 | 0,0 | 50,0 | 0,0 150,0 | 0,0 | 
eege 
Durch- 1700—1759 10,1 | 2,5 | 10,1 | 6,7 | 3,4 [20,2 | 10,1 | 5,9 | 3,4 | 3,4 | 5,0 | 10,1 | 0,0 08 | 25 | 1,7 | 4,2 | 100,0 
schnite 1759—1818] 59 | 45 | 56 [1515 14 |137 11,8) 73] 45 | 50 | 39 | 59 | 31] 56 | 20 | 2,5 | 2,5 | 100,0 
1818—1860f I 44 | 25 10,8 | 2,5 [12,9 |ı2,1 | 7,0 | 7,6 | 44 | 44 | 57| aal 51 | 19 | 0,6 | 06 | 100,0 
O 
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Der produktivste, der Handwerkerstand bleibt stabil, die Pro- 
duktivität des wirtschaftlichen Mittelstandes und des Proletariats 
an berühmten Männern nimmt ab, die der Bauern, deren ländliche Ab- 
geschlossenheit und Hartnäckigkeit allmählich schwindet, nimmt 
ziemlich zu. 

Die Darstellung der Verschiebungen der Affinitätsunterschiede 
beruht auf zu kleinen Zahlen, d. h. auf einer zu großen Zersplitterung 
der ohnehin kleinen Zahlen und gibt daher kein übersichtliches Re- 
sultat. Es liegt nahe, anzunehmen, daß diese verwirrende Unregel- 
mäßigkeit auf die Unbeständigkeit und schwankende Unsicherheit 
der Affinität selbst zurückzuführen ist. (Der Einwand der zu engen 
zeitlichen Begrenzung ist hinfällig; denn es ist nicht erklärlich, warum 
gerade innerhalb der untersuchten Zeitspanne eine -Bewegung, die 
sonst regelmäßig verläuft, solche Unregelmäßigkeiten gehäuft auf- 
weisen soll.) Ein solch unregelmäßiger Verlauf der Affinität ist aber 

in hohem Grade unwahrscheinlich. Denn selbst zugegeben, daß für 
die Affinität der Begabungen besondere Umstände walten, so wird doch 
jeder Mensch, da er in ziemlich jugendlichem Alter eine Berufswahl 
treffen muß, sehr mitbestimmt durch Zeitanschauungen, Familien- 
und Berufstraditionen. Diese aber ändern sich nur langsam im Laufe 
der Jahrhunderte. Der Einwand jedoch, daß die vorgenommenen 
sozialen und beruflichen Gruppierungen nicht homogen genug seien, 
um einheitliche Affinitätsverhältnisse zu ergeben, ferner, daß bei diesen 
auf tausend Arten motivierbaren Zusammenhängen der Zufall eine sehr 
wesentliche Rolle spiele, würde auch andere, nicht weniger komplizierte 
Zusammenhänge treffen, deren relative Beständigkeit erwiesen ist. 
Zudem zeigt sich in dem analogen Fall, in der Untersuchung über die 
Verschiebungen in der Herkunftsgliederung, eine gleiche verwirrende 
Unregelmäßigkeit der Affinitätsverhältnisse, die aber ziemlich ver- 
schwindet, sobald man an Stelle der vielen Spaltungen die zusammen- 
gezogenen Summen setzt, ein sicherer Beweis dafür, daß an der Unüber- 
sichtlichkeit die große Zersplitterung der Zahlen schuld ist. Indessen 
ist gewiß, daß, da die Untersuchung nur drei Beobachtungspunkte 
umfaßt, von denen der dritte noch unvollständig, daher unsicher ist, 
manche Unregelmäßigkeit auf das Konto dieser Umstände zu setzen 
ist. Immerhin kann in den meisten Fällen die Tendenz der Bewegung 
mit ziemlicher Sicherheit festgestellt werden. Man sieht, daß die 
abnehmende Produktivität des wirtschaftlichen Mittelstandes haupt- 
sächlich eine Abnahme des künstlerischen und intellektuellen Nach- 
wuchses, daß die zunehmende Produktivität des Bauernstandes vor- 
züglich eine vermehrte intellektuelle Deszendenz bedeutet. Die Nach- 
kommen der Handwerker werden selten Musiker, Theologen, Philo- 
logen, Juristen und Naturwissenschaftler, öfter dagegen Dichter, Schrift- 
steller, Staatsmänner oder Offiziere. 
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Die Veränderungen in der Produktivität der Herkunftsgliede- 
rung sind ziemlich stark und gehen parallel den Verschiebungen in 
der Struktur der Bevölkerung überhaupt vor sich. 

Im ganzen zeigt sich eine starke Zunahme der künstlerischen und 
intellektuellen Produktivität und eine entsprechende Abnahme der 
Produktivität der Praktiker: 


Sphäre: Gerant Sie Ge Praktische Wee Summe 
1730—89: 5,6% 47,7% 30,4% 16,3% 100,0% 
1789—1848: 6,6% 49,2% 26,9% 17,3% 100,0% 
nach 1848: 9,8% 50,2% 24,0% 16,0% 100,0% 


In der intellektuellen Sphäre zeigt sich ein rascher Rückgang bei 
den hauptsächlich in Betracht kommenden Herkunftsquellen der 
Pfarrer und Beamten, während alle anderen intellektuellen Berufe: 
Akademiker, Lehrer, Aerzte und Advokaten eine zunehmende Pro- 
duktivität aufweisen. 

In der praktischen Sphäre ist eine rasche Abnahme der Produk- 
tivität der alten Aristokratie (Gutsbesitzer und Offiziere) und eine 
langsame Zunahme der Produktivität der neuen Aristokratie (Handel 
und Industrie) zu konstatieren. 

Die künstlerische Inzucht nimmt sehr zu, infolgedessen wird die 
Rekrutierung aus anderen Berufssphären durchgehends kleiner, be- 
sonders rasch bei den Pfarrern. 

Die intellektuelle Inzucht nimmt ebenfalls zu, mit Ausnahme 
der Pfarrer und Beamten. Die Rekrutierung aus andern Sphären 
bleibt unverändert, die aus der künstlerischen Sphäre nimmt sogar zu. 

Die Inzucht innerhalb der praktischen Sphäre endlich nimmt 
sehr ab, was die alte, und langsam zu, was die neue Aristokratie an- 
langt. Gleichzeitig wächst aber auch die Rekrutierung aus der künstle- 
rischen und intellektuellen Sphäre. Die rasch kleiner werdende Zahl 
der berühmten Praktiker ist also ganz allein der schnell zunehmenden 
Unproduktivität (genauer: Inzucht) der alten Aristokratie zuzuschrei- 
ben. 

So klar und deutlich diese Veränderungen sich zeigen, wenn wir 
die Produktivitätsverschiebungen nach Sphären betrachten, so ver- 
wickelt und unregelmäßig werden sie, wenn wir ins einzelne gehen. 
Daran ist wiederum die hier noch größere Zersplitterung der Zahlen 
schuld (vergleiche das Seite 177 Ausgeführte). Ein Uebelstand, 
dem nicht abzuhelfen ist, da sich das Materialnicht beliebig vergrößern 
läßt. 

In der künstlerischen Sphäre ist zunächst das starke Ansteigen 
der engeren Inzucht durchweg zu bemerken, wenn auch die Musiker 
indifferent, die Maler sogar abzunehmen scheinen. Die dichterische 
Deszendenz der Lehrer, Aerzte, der alten Aristokratie und der unteren 
Stände wächst, während die Produktivität aller übrigen Berufe sinkt 
besonders rasch die der Pfarrer. Die Verschiebungen bei den Schrift- 
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Tabelle XV. 


Die historischen Verschiebungen in der Herkunftsgliederung nach Berufssphären. 
(Die Prozent-Zahlen.) 


















0,8 | 16,3 100,0 
1,7 | 19,3 100,0 
1,7 | 16,0 100,0 


1700—1759 | 5,6 | 4,0 | 15,8 | 17,1 | 3,0 41 | ı15 | 7,7) 304 


3,7 
Durchschnitt 1759—1818 6,6 | 4,5 | 13,1 | 18,9 | 46 50} 3,1 7,1 7,1 | 110 
8,6 } 4,4, 5,9 52 | 11,2 


ajal, | £ |: |» | g 

KHN 53/3] 4 3 

Sphäre Z E £ | 8 E 3 | È E 

, Si | < 5 | ki 
1700—1759 1,5 12,7 | 13,2 | 5,6 | 45| 51 5,6 4,5 | 9,1 | 0,5 | 19,9 100,0 
Künstlerische Sphäre 1759—1818 1,6 731 160 | 34 | 40 | 10 4,4 4,0 | 10,7 | 1,0 | 23,8 100,0 
1818—1860 LI 46 | 12,1 | 8,0 \ 571 33 6,0 4,2 9,1 | 0,8 | 20,1 100,0 
1700—1759 7,6 | 24,5 | 13,9 | 3,11) 371 50 3,4 2,2 | 12,7 | 09 | 21,5 100,0 
Intellektuelle Sphäre 1759—1818 6,8 | 193 | 16,4 | 67 | 69| 44] 37 20: 11,8 | 1,8 | 18,4 100,0 
| 1818—1860 8,4 | 15,2 | 10,5 | 9,2 ! 10,8 | 54 2,9 2,8 | 12,0 | 1,9 | 16,0 100,0 
1700—1759 1,5 s2 | 25,6 | o5! 28| 1,9| 294 | 190 | 80) 09) 52 | 1000 
Praktische Sphäre eege: 2,6 54 | 27,3 | 1,2 1,8 | 2,2 | 169 | 211 987 | 22 | 89 100,0 
1818—1860 46 | 6,5 | 21, 26 | 5,2 | 2,6 | 163 | 15,7 | M 2,6 | 35 100,0 


1818—1860 9,8 | 5:9 | 10,7 | 12:65! 7:9 


Die fetten Zahlen bedeuten die (weiteren) Inzuchtsphären, 
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stellern zeigen das gleiche Bild, nur daß hier die Produktivität der 
Aerzte und der alten Aristokratie ab-, die der Kaufleute aber zunimmt. 
Musiker und Maler zeigen neben stabiler Inzucht eine zunehmende 
Intellektualisierung (ausgenommen die Deszendenz der Pfarrer, bei 
den Malern auch der Beamten und Juristen). Die künstlerische Nach- 
kommenschaft des Handels wächst, während die Produktivität der 
unteren Stände gleichbleibt oder abnimmt. Bei dem Schauspieler- 
stande endlich wächst .die soziale und berufliche Abgeschlossenheit 
in gleichem Maße wie die Ansprüche, die man an diesen Beruf stellt. 

In der intellektuellen Sphäre bleiben im allgemeinen die Resul- 
tate, die für die ganze Sphäre gelten. So nehmen durchweg Pfarrer 
und Beamte hinsichtlich berühmten Nachwuchses ab, während be- 
rühmte Söhne von Lehrern, Aerzten und Juristen, ebenso wie von 
Künstlern häufiger werden. Die engere Inzucht nimmt durchaus 
nicht überall zu. Außer bei den Pfarrern nimmt sie auch ab bei den 
Naturwissenschaftlern, etwas weniger bei Naturforschern und Histo- 
rikern. Ebenso nimmt auch die Produktivität des Handels mehr ab 
wie zu, ab bei Theologen, Juristen und Medizinern, zu bei den übrigen. 
Alle anderen Berufe zeigen keine starken Veränderungen. 

Die engere Inzucht bei den einzelnen praktischen Berufen nimmt 
ziemlich zu mit Ausnahme der Staatsmänner. Besonders bemerkens- 
wert ist die zunehmende Verbourgeoisierung des Offizierstandes. 
Wenn auch hier die Inzucht etwas steigt, so nimmt dafür die Rekru- 
tierung aus den Kreisen der Adeligen und Gutsbesitzer stark ab, die 
aus Handelskreisen, aus intellektuellen und künstlerischen Berufen 
dafür zu. | 

e * 
+ i 

Wenn wir die Resultate überblicken und nach den Ursachen dieser 
Veränderungen fragen, so zeigt sich, daß wohl die soziale oder 
kastenmäßige Abgeschlossenheit der einzelnen Be- 
rufe wie der oberen Stände überhaupt ziemlich an Schroff- 
heit verloren hat. Dafür aber ist die berufliche Inzucht sehr 
gestiegen, beinahe durchweg in jedem einzelnen Beruf. Wenn man 
also der natürlichen Begabung gegenüber der unfreiwilligen sozialen 
Eingliederung des Geborenwerdens mit der Zeit mehr den Vorzug 
gab, so stellte man andrerseits eben an diese Begabung und Tüchtig- 
keit immer höhere Ansprüche. Die große Entwicklung und Speziali- 
sierung, die alle Berufe, die wissenschaftlichen und praktischen wie 
die künstlerischen erfahren haben, hat zu einer anspruchsvol- 
leren, zünftigeren beruflichenAbgeschlossen- 
heit geführt, die hier, wenn auch abgeschwächt und modifiziert 
durch die zufällige Auswahl der Berühmten, deutlich wird. Zeigt sich 
doch auch der rasche Rückgang der alten Aristokratie, die entweder 
ausstirbt oder sich unbemerkt zu den Handelsleuten und Industriellen 
schlägt, und die gewaltige Entwicklung der letzteren beiden ganz 
ausgeprägt in ihrer Rückwirkung auf die Auswahl der Berühmten. 
Die einzige Erscheinung, die in geradem Gegensatz zu der Entwick- 
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Die fetten Zahlen bedeuten die Inzucht-Ziffern. 
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ı86 Fritz Maas, Ueber die Herkunftsbedingungen der geistigen Führer. 


lung der Gesamtbevölkerung steht, ist das rasche Nachlassen der 
Produktivität der Pfarrer. Die wertvollen vitalen Begabungskräfte, 
die bisher langsam und unbekümmert in stillen protestantischen 
Landpfarrhäusern 14) reiften und aus denen die bedeutendsten Männer 
der vergangenen Generation hervorgingen, sterben allmählich aus. 
Die Großstädte ziehen magisch alle Kräfte an sich und in ihren kon- 
zentrierten dumpfen Atmosphären entwickeln sich hastig und ehr- 
geizig die Anlagen der kommenden geistigen Führer. 


Herkunft: 
Soziale und berufliche Gliederung. 


J. Inzucht 
2. Verwandte Berufe 
3. KūünstierischeSphäre (Dichter, Schriftsteller, 
Musiker, Maler, Architekten, Bildhauer, Schauspieler) 
4 Intellektuelle Sphäre 
I. Gebundene Berufe 
a) Akademiker 
b) Pfarrer 
c) Mittelschullehrer 
d) Volksschullehrer 
e) Höhere u. mittlere Beamte 
IL Freie Berufe. 
a) Aerzte und Apotheker 
b) Advokaten. 
5 Alte Aristokratie 
a) Adel und Gutsbesitzer 
b) Offiziere 
6. Neue Aristokratie (Bourgeoisie) 
a) Bank- und Handelssphäre 


` b) Industrie 


7. Wirtschaftlicher Mittelstand 
a) Subalterne Beamte 
b) Kleine Kaufleute 
c) Angestellte 
8. AlterMittelstand (Handwerker) 
9. Bauern 
10. Proletariat 
It, Unbekannt, Waise usw. 


— 


t) Denn um Landpfarrer handelt es sich dabei in allen Fällen. 
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Das Syndikat der Hausbesitzer. 
Von 
Dr. HANNS HEIMAN, Berlin. 


Der Hausbesitz leidet Not. Besonders in der Großstadt. Diesen 
Notstand hat der Krieg noch verschlimmert. Er zwingt den Haus- 
besitzern einen Krieg im Kriege auf. Feinde ringsum. Und beim 
Staate, der helfen sollte, kaum Neutralität. Jedenfalls keine wohl- 
wollende. Vielmehr: hilf dir selbst! Also Parole: Selbsthilfe! Rich- 
tung: Mieter! Und siehe da: ein neuer Feldzugsplan! 

In einer Haus- und Grundbesitzerzeitung wurde kürzlich von 
Dr. G. eine Anregung gegeben und später von anderer Seite weiter er- 
örtert, die vom Standpunkt des Hausbesitzerss — im Hinblick auf 
die gegenwärtigen besonderen Schwierigkeiten dieses Standes und 
angesichts des Versagens ausreichender behördlicher Rücksichtnahme 
und Unterstützung — zur Selbsthilfe zu greifen auffordert, mit dem 
Ziele: »Wir müssen ein Syndikat gründen, durch das wir die Woh- 
nungsmieten diktieren, so wie es unser Interesse verlangt.« 

Als Kartellfachmann und Hausbesitzer, dessen Erfahrungen in 
letzterer Eigenschaft freilich ebenso jung wie in ersterer alt, dafür 
aber um so unerfreulicher sind, erscheint mir der hier mit zwei Knappen 
harten Worten formulierte Gedanke immerhin interessant genug, um 
des näheren betrachtet und kritisch sondiert zu werden, wobei zu 
prüfen sein wird, ob und wieweit die Verwirklichung des Planes über- 
haupt erwünscht, ob und wie sie möglich ist. 

»Die Wohnungsmieten diktieren« will der Anreger. Dabei ist er 
sich mit erfreulicher Klarheit bewußt, daß damit der — nach seiner 
Angabe von ihm früher, allerdings erfolglos propagierte — »Ausgleich 
der Interessen zwischen Mieter und Vermieter fortfällt; aber das ist 
nicht unsere Schuld, denn wir kämpfen für unsere Existenz«. Man 
darf darnach annehmen, daß bestimmte, in jenem Interessenausgleich 
mündende sozialpolitische Gedankenreihen dem Vater dieses ent- 
schlossen unsozialen Projektes wohlvertraut sind, auch daß er grund- 
sätzlich ihre Berechtigung anerkennt und nur unter sotanen Um- 
ständen ihre Anwendung ablehnt. Das erleichtert die Auseinander- 
setzung. Denn es erübrigt die Beweisführung für Erwiesenes, und 
was uns trennt, ist im Grunde une! weislich und letzten Endes Sache 
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der Weltanschauung. Nämlich die Unbedingtheit jenes Interessen- 
ausgleiches. Erkennt man aber diese Unbedingtheit an, so wird es 
sozialpolitisches Gebot, von vornherein Bestrebungen als volkswirt- 
schaftlich unerwünscht abzulehnen, die — gleichviel unter welchen 
Voraussetzungen und zu welchen Zwecken — die Notwendigkeit ent- 
sprechender Rücksichtnahme auf die Mieterinteressen leugnen und 
einseitig die — noch so bedrohten — Interessen der Hausbesitzer 
walırnehmen wollen. 

Liegt denn aber überhaupt die Verwirklichung jenes Planes auch 
wirklich im wohlverstandenen Interesse der Hausbesitzer? Ist die 
Ausschaltung des Preiswettbewerbs auch nur vom Standpunkt des 
Vermieters erwünscht ? oder ist sie nicht etwa auch von diesem Stand- 
punkt als zum mindesten bedenklich abzulehnen ? Man braucht sich 
nur zu vergegenwärtigen: was wäre denn die unmittelbarste Folge 
einer Preisbindung, wie sie gefordert wird? Da das Mietsangebot 
wenigstens in den Großstädten größer ist als die Nachfrage, so würden 
zumindest diejenigen Hausbesitzer, welche unter den gleichpreisig 
rangierenden Wohnungen die unvorteilhaftesten haben, nicht in der 
Lage sein, sich dem durch einen Preisnachlaß anzupassen. Sie dürfen 
ja nicht unterbieten und müssen zusehen, wie sich der Mieterkandidat, 
den sie vielleicht bei geringem Mietsnachlaß hätten fesseln können, 
im Nachbarhaus entweder die gleichpreisig bessere oder aber auch 
vielleicht eine billigere, bescheidenere Wohnung mietet. Der vertrags- 
treue Syndikatshausbesitzer hätte also das Nachsehen und seine un- 
glückseligen Wohnungen blieben unvermietet. Ist der Wettbewerb 
im Preise ausgeschaltet, so bleibt ausschließlich der in der Qualität 
und Eignung der Wohnung übrig, und wer hierbei ungünstig ab- 
schneidet, ohne dieses Minus durch entsprechenden Preisnachlaß aus- 
gleichen zu können, kommt dauernd zu kurz. Gerade aber diese minder 
günstigen Wohnungen sind es ja, denen in erster Reihe durch die 
Preisbindung geholfen werden sollte, Denn für die unter ihrer Art 
besseren Wohnungen werden ohnehin und schon jetzt am ehesten 
die Preisforderungen durchzusetzen sein, und weil sie gesucht sind, 
bedürfen sie am wenigsten des Preisschutzes. Ä 

Ist damit aber dem Hausbesitz wirklich gedient? Ist nicht 
vielmehr zu befürchten, daß gerade das folgemäßige Bevorzugen der 
bei gleichem Preise besser ausgestatteten oder sonst günstigeren Woh- 


nungen zu einer Beschleunigung des doch wohl bereits rasch genug 


fortschreitenden Entwertungsprozesses älterer Mietshäuser führen 
müßte? Und wie ist es vor allem mit demjenigen Hausbesitzer, der 
nicht zusehen kann, den die Erfüllung seiner »Syndikats«-Pflichten 
zugrunde richtet, der materiell dazu nicht in der Lage ist, der unbe- 
dingt Geld braucht und dem, wenn er für die Wohnung schon nicht 
die angesetzten 600 Mark bekommt, auch mit 550 Mark geholfen ist, 
wofern er überhaupt nur Geld erhält, da er sonst in Zahlungsschwierig- 
keiten gerät? Es würde ihm wenig nutzen, wollte er dem Gerichts- 
vollzieher die Paragraphen seines loyal erfüllten Reverses entgegen- 
halten. 
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Hier — in der Gefahr der notgedrungenen Uebertretung — liegt 
zugleich eine der Hauptschwierigkeiten für die Durchführung. Zu- 
nächst wird es nie gelingen, die Hausbesitzer freiwillig alle unter einen 
Hut so zu bringen, daß sich jeder für die Einhaltung bestimmter Ver- 
mietspreise bei hoher Konventionalstrafe, die gerade hier notwendig 
wäre, verpflichtet. Was unter Gewerbetreibenden einer einzelnen 
bestimmten Branche schon schwer genug, wenn überhaupt gelingt: 
ein Zusammenschluß ohne Außenseiter, erscheint auch nur annähernd 
mir völlig ausgeschlossen zwischen solchen Personen, die durch nichts 
anderes als das rein zufällig gemeinsame Hausbesitzerinteresse an 
der Erzielung angemessener Mieten verbunden sind, im übrigen aber 
weder in Berufs- noch sonstiger Gemeinschaft stehen, kurz so in jeder 
Lebensbeziehung verschieden sind, wie eben Hausbesitzer besonders 
in der Großstadt, wo die wachsende Mobilisierung des Grund- 
besttzes dem Hausbesitzerstand längst jede Homogenität genommen 
hat. Es würde zu weit führen, dies an Beispielen zu belegen; jedes 
Adreßbuch beweist es. Man muß also damit rechnen, daß stets ein 
nicht unerheblicher Teil der Hausbesitzer nicht mitmacht. Das braucht 
nicht immer, wird aber sehr häufig aus Eigennutz geschehen. Weil 
der betreffende Pfiffikus nach berühmtem, freilich auf die Dauer wenig 
bewährtem Rezept im Trüben fischen will, in der Einbildung, er fahre 
am besten, wenn alle gebunden sind — außer ihm selbst, damit er 
dann vergnügt auf der Weide frei herumspazierend sich pflücken kann, 
was die andern in ihrem Gatter sich entgehen lassen müssen. Es 
können freilich auch andere, durchaus zu respektierende Gründe sein, 
aus denen manche fern bleiben. Gleichviel: man muß jedenfalls davon 
ausgehen, daß nicht alle von der Partie sind. Ist das aber nicht der 
Fall, so wird eben der Wohnungsuchende sehr bald den preisgebun- 
denen Hausbesitzern, soweit ihre Wohnungen nicht durch Lage oder 
sonstige besondere Vorzüge gewissermaßen außer Wettbewerb stehen, 
den Rücken kehren und sich denjenigen zuwenden, die im Preise ent- 
gegenzukommen durch keine Verpflichtung gehindert sind. Ich möchte 
den Hausbesitzer sehen, der Wohnungen leerstehen hat und ruhig 
zuschauen soll, wie sein nicht preisverpflichteter Nachbar — freilich 
vielleicht unter um so stärker und rücksichtsloser ausgeübtem Preis- 
druck — vermietet. Sie brächen alle aus. In diesem Falle wahrschein- 
lich sogar ganz offen, unverhüllt und unbeschönigt, jedenfalls abeı 
unhaltbar. Sie ließen es darauf ankommen, trotz Revers und Kon- 
ventionalstrafe, und fänden wohl auch ihren billig urteilenden Richter. 

Aber gesetzt einmal, das Unerreichbare wäre erreicht, die kon- 
kurrierenden Hausbesitzer hätten sich alle verpflichtet, es kämen keine 
Außenseiter als Störenfriede in Betracht. Dieser paradiesische Zu- 
stand wäre von kürzester Frist; es dauerte gewiß gar nicht lange, bis 
die Schlange der Verführung zum ersten Vertragsbruch verleitet hätte. 
Nur daß er sich hier wahrscheinlich weniger offen auf dem Schleich- 
wege irgend einer der stets dienstbereiten Umgehungsmöglichkeiten 
vollziehen dürfte. Und dies mit bester Aussicht auf Erfolg. Denn bei 
andern Vereinbarungen, die sich zwischen Gewerbetreibenden in der 
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Oeffentlichkeit des Geschäftslebens vollziehen, sind auch solche 
Schleichwege in der Regel beobachtet, und mag auch hier und da 
gesündigt werden, so ist doch die Gefahr des Herumsprechens und 
Entdecktwerdens erfahrungsgemäß eine zu große, als daß der Kauf- 
mann sich so leicht dazu hergäbe, mit seinem Kunden einen Seiten- 
sprung zu riskieren, den jener ja doch morgen seinem Konkurrenten 
gegenüber ausspielt und damit preisgibt. Bei den Geschäftsvor- 
gängen aber, die zwischen Hausbesitzer und Mieter in Betracht kom- 
men, handelt es sich wenigstens in der Regel um höchst persönliche 
Verhandlungen und Abschlüsse, bei denen nahezu immer der eine 
Kontrahent, zumeist aber beide Privatpersonen sind, also Geschäfts- 
vorgänge, die sich im Grunde jeder Kontrolle entziehen. Es ist gar 
nicht abzusehen, auf wievielerlei Weise die Mietspreisvorschriften 
umgangen würden. Angefangen vom zeitweiligen Mietefrei-Wohnen- 
lassen bis zur Fälschung des Kontraktpreises. Das ist alles gewiß nicht 
schön, sogar unter Umständen strafbar, soll auch wirklich nicht ge- 
rechtfertigt werden; aber es ist menschlich und würde bei den Haus- 
besitzern, denen doch gewiß Menschliches nicht fremd ist, in einem 
Umfange vorkommen, der die Geschäftsmoral des Hausbesitzerstandes 
in einem m. E. irreführend ungünstigen Licht erscheinen lassen müßte. 
Der ganze Preisbindungsvertrag wäre binnen kurzem nichts mehr als 
ein durchlöchertes Blatt Papier. 

All das zeigt, daß es mit der verbindlichen Festsetzung der Miets- 
preise allein nicht getan ist, daß diese sich vielmehr in der Praxis nur 
durchführen läßt, wenn dem Hausbesitzer das Interesse daran ge- 
nommen wird, ob er oder an seiner Statt der Nachbar vermietet. Das 
ganze System ist überhaupt nur diskutabel, wenn der vertragstreue 
Hausbesitzer für den Ausfall, der ihm bei Einhaltung der vorgeschrie- 
benen Mietspreise durch Nichtvermieten entsteht, schadlos gehalten, 
wenn mit der Preisbindung der Hausbesitzer als notwendiges Korrelat 
eine Mietsausfallgarantie verbunden würde. Das könnte aber nur 
geschehen auf dem Wege der Mietsversicherung. 

Die Erfahrungen, die bisher mit diesem Versicherungszweig be- 
reits verschiedentlich, in größerem und kleinerem Rahmen, als Selbst- 
wie Nebenzweck, gemacht wurden, sind m. W. keineswegs ermutigend 
gewesen. Das mag auch, aber wohl nicht ausschließlich an Mängeln 
der Organisation und solchen Gründen gelegen haben, die außerhalb 
der eigentlichen Sache liegen. Entscheidend war wohl dies: während 
bei andern Versicherungsrisiken der Schadensfall teils nur zufällig 
(Unfall usw.), teils unentrinnbar (Todesfall) eintritt, so bei der Miets- 
versicherung zwar keineswegs notwendig; wenn er aber eintritt, dann 
in der Regel — abgesehen von gleichfalls einwirkenden Zufällen — 
als Folge und im Zusammenhang von Entwicklungen, die mit einiger 
Wahrscheinlichkeit im vorhinein abzuschätzen sind. Wohnungen in 
günstiger Lage, in neueren Häusern, von zweckmäßiger Einteilung, 
mit neuzeitlicher Ausstattung werden voraussichtlich gar nicht oder 
jedenfalls doch seltener leer stehen als solche in abgelegenen Vierteln, 
in alten Häusern, in verwohntem Zustande und ohne Komfort. Das 
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weiß natürlich auch der betreffende Hausbesitzer, und darnach richtet 
sich seine Stellung zur Mietsversicherung. Will sagen: das Interesse, 
sich gegen Mietsausfall — gleichviel ob dieser durch Leerstehen oder 
Mietsnachlaß entsteht — zu schützen, ist bei den Hausbesitzern nicht 
gleich groß, sondern im Gegenteil so verschieden, daß es nur oder über- 
wiegend die schlechten, gefährdeten Risiken sind, die von der Mietsver- 
sicherung Gebrauch machen, während die guten fernbleiben. Diese 
jedem gesunden Versicherungsprinzip feindliche Belastung mit einseitig 
schlechten Risiken hat aber zur Folge, daß die Versicherungsträger, 
wenn sie nicht selbst Schiffbruch leiden sollen, die Prämien so hoch 
treiben müssen, daß sie zu einer unverhältnismäßig hohen Belastung 
werden und dann erst recht die guten Risiken, die ihrer entbehren 
zu können glauben, fernhalten. 

Diese Schwierigkeiten werden sich m. E. noch verschärfen, wenn 
die Mietsversicherung nicht, wie bei den bisherigen Versuchen, als 
selbständige Einrichtung, sondern in ergänzender Verbindung mit 
der Mietspreisbindung geschaffen würde. Das aus dem industriellen 
Syndikatswesen übernommene Prinzip der Absatz- bzw. Ausfall- 
garantie wäre wie dort mittels Abgaben vom Umsatz, d. h. hier einer 
im Verhältnis festzusetzenden prozentualen Abgabe vom Mietspreis. 
der vermieteten Wohnungen durchzuführen: wie die vollbeschäftigten 
Werke die nicht oder teilweise beschäftigten mit durchhalten, so hier 
die sausverkauften« Häuser die ganz oder zum Teil leerstehenden. 
Während nun aber bei sonstigen Mietsversicherungen diese sich nicht 
auf das volle Risiko erstreckten, vielmehr dieses immer nur bis zu 
einem bestimmten Prozentsatz deckten, andernfalls der versicherte- 
Hausbesitzer ja gar kein Interesse mehr an der Vermietung gehabt 
und betätigt hätte, wäre jetzt bei der Preisbindung, die dem ver- 
mietungswilligen Hausbesitzer die Hände bindet, Versicherung in 
voller Höhe des Mietszinses erforderlich. Dazu kommt: Im Falle der 
Preisbindung würde das Risiko des Mietsnachlasses zwar ganz ent- 
fallen, dasjenige des Nichtvermietens müßte sich aber natürlich bei. 
den vorteilhaften Wohnungen noch erheblich bis zum Grade der 
Wahrscheinlichkeit erhöhen. Was hier abhelfen könnte und durch 
Zuführung auch der guten Risiken den erforderlichen Ausgleich schaf- 
fen würde, wäre nur die Zwangsversicherung. 

Und damit kommen wir zu einem weiteren wesentlichen Punkte, 
der je nach der wirtschafts- und bodenpolitischen Parteistellung als 
Einwand oder Argument bewertet werden mag. Der Anschluß an 


die Preisbindung wie an die Mietsversicherung ist privatwirtschaft-. 


lich und privatrechtlich nicht erzwingbar. Es fehlen alle ausreichen- 
den Mittel zum Koalitionszwang. Denn rechtliche fehlen und solche 
auf dem Wege wirtschaftlicher Differenzierung müßten für die Dauer 
unwirksam sein, weil die etwa erreichbare Benachteiligung unver- 
hältnismäßig geringfügig wäre und wohl immer bleiben müßte, also 
auch für einen mittelbaren Zwang nicht hinreichen würde. Das ein- 
zige, das etwa in Betracht käme, wäre, wenn die für die Begebung 
erster Hypotheken in Betracht kommenden Institute und in ihrem 


ne I u N D 
vu 000 Per ` S Š ër ti E 


m... Aee ee mp ge gr zx 





192 Hanns Heiman, 


Gefolge auch andere Hypothekengeldgeber dies abhängig machen 
würden von der Zugehörigkeit zum Ring, was zweifellos insofern nicht 
ohne sachliche Berechtigung wäre, als ja ein Haus mit versicherungs- 
mäßig garantierten Mietseinkünften natürlich erhöhte Sicherheiten 
böte. Aber auch das kann aus den verschiedensten Gründen, die im 
einzelnen darzulegen hier zu weit führen würde, nicht erwartet werden, 
wenigstens insolange nicht, als die gesamte Organisation auf frei- 
willigem Anschluß und befristetem Vertrage beruht. Anders wenn 
die Grundlage eine öffentlichrechtlich-obligatorische ist. Dann erst 
würde jene Zugehörigkeit mit vollem Recht zur Vorbedingung städti- 
schen Immobiliarkredits gemacht werden; denn dann erst beginnt 
die Möglichkeit, alle Hausbesitzer ausnahmslos in die Preisbindung 
nebst Mietsversicherung einzubeziehen und damit den Bestand beider 
Einrichtungen sicherzustellen. Alle Hausbesitzer: die bisherigen, 
wie vor allem auch die durch Neubau erst hinzutretenden. 

Mit diesen letzteren, dem Zuwachs, müssen wir uns näher be- 
fassen; denn er ist für das ganze Problem von ausschlaggebender Be- 
deutung. Bekanntlich ist jeder Kartellierung ärgster Feind der An- 
reiz zu erhöhter Produktion, welcher mit der für die kartellierten 
Produkte erzielten Preisbesserung und Rente nicht nur für die kartel- 
lierten bisherigen, sondern in erster Linie für neu auftretende Produ- 
zenten verbunden ist. Die ersteren scheiden hier in der Regel aus, da ja 
im Hause bzw. auf dem einzelnen Grundstück die Zahl der Woh- 
nungen sich nur ausnahmsweise vermehren läßt. Um so stärker wäre 
aber die Wirkung in der Richtung der Neubauten. Durch Preisbindung 
festgelegte und womöglich durch Mietsausfallversicherung noch sicher- 
gestellte gute Mietspreise müßten unverzüglich eine kaum erlebte 
Baulust nebst allen spekulativen Nebenerscheinungen wachrufen. 
Denn die neuen Häuser und Wohnungen würden ja jedenfalls mit- 
profitieren von der allgemeinen Hebung des Preisniveaus, auch 
wenn sie selbst noch nicht gebunden und eventuell versichert sind. 
Solange dies nicht der Fall ist, würden die neuen Hausbesitzer aber 
unterbieten können und, um keine — bei ihnen durch Versicherung 
ja nicht gedeckte — Ausfälle zu haben, auch müssen. Die Folge 
wäre ein entsprechender Preisdruck, dem dann auch der Ring, schon 
um seine Versicherung nicht zu überlasten, folgen müßte. Der 
Nachwuchs würde den Ring sprengen oder ihm seine zauberwirkende 
Kraft rauben. Dem wäre duch die öffentlichrechtliche Zwangsor- 
ganisation insoweit gesteuert, als damit die Preisbindung alsbald auch 
auf jedes neue Haus ebenfalls erstreckt würde. 

Ist damit aber denn wirklich geholfen? Würde dies nicht Sak 
mehr im Vertrauen auf die Mietsausfallgarantie den Anreiz zur Woh- 
nungsproduktion noch erhöhen? Und zwar außer Verhältnis zur Be- 
völkerungsbewegung und zur dadurch bedingten Bedarfssteigerung, 
derart, daß in kürzester Frist zwischen Wohnungsangebot und Woh- 
nungsnachfrage ein klaffendes Mißverhältnis entstünde. Die Folge 
müßte sein wenn der Versicherungsträger nicht ruiniert werden soll, 
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ein dem Bedarf angepaßtes Herabsetzen der Mietspreise. Wir wären 
soweit als wie zuvor. 

Abhilfe hiergegen läge, wie bei jeder Preisbindung, in der darum 
oft genug mit ihr verbundenen Produkticnsbindung. Den Zuwachs 
an Wohnungen mit demjenigen der Bevölkerung ins Verhältnis zu 
setzen und ihn demgemäß zu beschränken, wäre also die Aufgabe, die 
selbstverständlich auch nur auf öffentlich-rechtlicher Basis gelöst 
werden könnte, wenn sie überhaupt im Rahmen unserer heutigen 
Wirtschaftsordnung lösbar ist. Denn allmählich, aber mit zwangs- 
läufiger Folgerichtigkeit hat uns jenes Projekt, mit dem der Kampf 
gegen die Bodenreform als »gemeingefährlichen Sozialismus« aufge- 
nommen werden soll, auf Wege und zu Stationen geführt, als deren 
letztes Ziel in nicht mehr weiter Ferne mit einem Monopol an Grund 
und Boden der sozialistische Staat, sei es auch nur in seiner hoffähigen 
Abart des Staatssozialismus winkt, wenn auch nicht gerade jeden 
lockt. | 

Ich wage es zu bezweifeln, daß sich dessen mit allen Konsequenzen 
der Promotor des Gedankens wirklich klar bewußt war, als er zuge- 
stand: »Die Syndikatsbildung, die ich hier vorschlage, setzt den Bruch 
mit aller Tradition voraus.« Jedenfalls kann und darf er sich darüber 
gar nicht getäuscht haben, daß die Durchführung nur möglich ist bei 
monopolartiger Beherrschung des Wohnungsmarktes. Das brauchte 
nach seiner Ansicht vielleicht kein rechtliches, müßte aber jedenfalls 
doch ein tatsächlich-wirtschaftliches Monopol sein im Sinne des Be- 
stehens einer durch relative Geschlossenheit durchsetzbaren Ueber- 
macht der Wohnungsanbieter über die Wohnungssucher. Diese Ueber- 
macht bestünde aber nur, um, also nicht ohne benutzt zu werden. 
Benutzt und auch ausgenutzt. Denn entgegenstehende Interessen 
sollen ja gar nicht berücksichtigt werden. Es soll ausschließlich das 
Vermieterinteresse gelten. Und diese Geltung wird nicht behindert, 
da und insolange jene tatsächliche Uebermacht besteht. Man würde 
also die Mietspreise so hoch ansetzen, als dies rein privatwirtschatt- 
lich betrachtet sich ein Hausbesitzer nur je erträumen mag. Dem 
Mieter bliebe nichts übrig, als in den Preis zu willigen. Es sei denn, 
daB er — und das wäre der einzige Ausweg — auf das Mindestmaß 
der Ansprüche, insoweit er bisher etwa darüber hinausgegangen war, 
nun hinuntergeht, also etwa statt der bisherigen 4 Zimmerwohnung 
sich mit einer 2- oder 3-Zimmerwohnung abtindet. Aber auch für solche 
Abwanderung in die kleineren Wohnungen ist einmal die Grenze er- 
Teicht, jenseits deren nicht hinunterzusteigen ist. Das ist der Punkt, 
wo in jedem Falle der Wohnungssucher den diktierten Preis annehmen, 
dem Preiskartell der Hausbesitzer anheimfallen muß. Was ist aber 
die Folge? Nach der einen Seite: mit der allgemeinen Steigerung der 
Mieten allgemeine Verteuerung des Lebensunterhaltes, also Entwer- 
tung des Geldes, also schließlich gar keine dauernde Besserung für die 
Hausbesitzer. Nach der andern Seite: eine in jedem Sinne ungesunde 
Steigerung der Behausungsziffer, zusammengepferchte Wohnungs- 
elend. 
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Ist aber im Ernste anzunehmen, daß der Staat sich damit ab- 
finden und ruhig zusehen würde ? Hofft man auf den Nachtwächter- 
staat? Oder ist nicht gerade mit dem durch die Kriegswirtschaft er- 
höhten Bewußtsein seiner Omnipotenz und seinem tiefen Eingreifen 
in die gesamte Wirtschaftsordnung zu rechnen ? Zumal auf dem sozia- 
len Gebiete, wenn so wichtige staatliche Interessen wie der Bevölke- 
rungszuwachs und -nachwuchs auf dem Spiele stehen. Und das zu- 
dem zu einem Zeitpunkte, wo man gerade unter der Einwirkung der 
durch den Krieg erwachsenen Schwierigkeiten und Aufgaben dazu 
schreiten dürfte, der Wohnungsfrage nach Friedensschluß erhöhte 
Aufmerksamkeit zuzuwenden zum Zwecke einer großzügigen Woh- 
nungspolitik. 

Es ist weder zu erwarten, noch auch nur zu wünschen, daß der 
Staat registrierend danebenstehe, wenn die zumindest monopolartigen 
Ansätze, die zweifellos dem städtischen Bauwesen heute schon eigen 
sind, durch die beabsichtigte Ausschaltung des Wettbewerbs sich zu 
einem vollkommenen Monopol in der Hand des Hausbesitzers au: 
wachsen, bat dem der natürliche Ausgleich von Angebot und Nach- 
trage, soweit er nicht ohnehin durch die Bodenspekulaiion aufgehoben 
ist, aufgehört hat, damit aber auch die — freilich eben durch jene 

Spekulation bereits wesentlich beeinflußte — selbsttätige Regulierung 
zwischen Bautätigkeit und Bevölkerungsbewegung. 

Man wird einwenden : Warum nimmt sich der Staat nur der Mieter- 
interessen an; wie kann bei einem einseitigen Vorgehen der Haus- 
besitzer gegen diese Interessen derselbe Staat Einspruch erheben, der 
seinerseits sich doch nicht scheut, einseitig den Hausbesitzerstand 
durch immer neue Lasten zu schädigen und nicht minder einseitig 
gerade jetzt wieder im Kriege durch die sanktionierte Mietsnachlaß- 
politik der Kommunen die Hausbesitzer in vertraglich gesicherten 
Rechten zu expropriieren, zugunsten der Mieter und der eigenen öffent- 
lichen Leistungspflichten ? Die Antwort auf diese Frage, die nicht 
ganz so unberechtigt ist, wie sie manchem erscheinen mag, gehört 
nicht zu denen, die sich mit ja und nein geben lassen. Sie bildet ein 
— übrigens höchst interessantes — Kapitel für sich und kann hier 
nicht abgehandelt werden. Aber in jedem Falle hat man mit gegebenen 
Verhältnissen zu rechnen, die sich über Nacht und auch bei einem 
noch so unsanften Erwachen sobald nicht ändern werden. Und ich 
selbst muß bekennen: so sehr und ernstlich ich die hausbesitzerschäd- 
liche Haltung der Regierung bedauere und ablehne, so wenig könnte 
ich mich doch damit befreunden, daß sie ihres wichtigen sozialpoli- 
tischen Berufes gegenüber dem mietspflichtigen Arbeiter- und Mittel- 
stand vergäße. 

Neben diesen grundsätzlichen Fragen erster Ordnung treten die- 
jenigen der praktischen Durchführung als bei aller Wichtigkeit doch 
nebensächlicher Art zurück. Hören wir hierzu den Rufer im Streite: 

»Eine Einzimmerwohnung, die heute 300 Mark kostet, darf ın 
Zukunft nicht unter 360 Mark vermietet werden, gleichgültig, ın 
welcher Gegend oder in welcher Gemeinde sie liegt. Desgleichen 
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darf eine Zweizimmerwohnung im Vorderhaus, die heute 550 Mark 
kostet, nicht unter 600 Mark vermietet werden hat sie Warmwasser- 
versorgung, beträgt ihr Preis 675 Mark und mit Kammer 700 Mark 
usw. 

»Wenn man’s so hört, möcht’s leidlich scheinen, steht aber doch 
immer schief darum.« Machen wir die Probe aufs Exempel: Bei einem 
Durchschnittszimmerpreis von X Mark darf die Wohnung von be- 
stimmter Zimmerzahl (Z) nicht mehr kosten, als X x Z, »gleich- 
gültig, in welcher Gegend«, also auf der Ackerstraße wie auf der Tier- 
gartenstraße, »oder in welcher Gemeinde sie liegt«, also ob in Wilmers- 
dorf oder in Weißensee (oder gar ob in Berlin oder in Neuruppin). Nun 
hat doch aber die Preisfestsetzung überhaupt nur dann einen Wert, 
wenn der Preis, der ja selbstverständlich immer nur ein Mindestpreis 
sein kann, eine bei angemessener Verzinsung den Preisdruck stauende 
Grenze bedeutet. Diese Grenze liegt für das Arbeiterviertel vielleicht 
bei X = 200 Mark, dagegen für das Tiergartenviertel bei X = 1000 
Mark. Trägt man aber diesem Unterschied der Gegend nicht Rech- 
nung, legt man ohne Unterschied nur einen dieser Preise in beiden 
Fällen zugrunde, was soll dann z. B. bei einer Vierzimmerwohnung 
der Hausbesitzer der Fabrikstraße mit einem Mindestpreis (Z x X = 
4 X 1000) von 4000 Mark, im umgekehrten Falle derjenige der Tier- 
gartenstraße mit einem solchen (Z x X = 4 x 200) von 800 Mark 
anfangen. Beiden wäre nicht geholfen, wohl aber geschadet, und das 
gleiche gilt entsprechend auch für weniger extreme Beispiele. 

Damit ist es also nichts. So bessern wir den Vorschlag: der Min- 
destpreis sei für engere Bezirke einheitlich aufgestellt. Sind wir da- 
mit wirklich wesentlich gebessert ? Keineswegs! Solange eine Woh- 
nung auf der einen Straße gut, eine von der gleichen Zimmerzahl aber 
in der Nachbarstraße schlecht sein kann, ist es auch mit dem bezirk:- 
weisen Einheitspreis nicht getan. Der hälfe nicht einmal für Woh- 
nungen im gleichen Hause. Was wir also brauchten, wäre eine indi- 
viduelle Abschätzung von Haus zu Haus, wobei natürlich für Bezirk 
und Stadtgegend gewisse Normalien zugrunde zu legen wären. Die 
Abschätzung müßte Wohnung für Wohnung durch Kommissionen 
erfolgen, über deren so wichtige wie schwierige Zusammensetzung 
man sich vorerst nicht den Kopf zu zerbrechen braucht. Gesetzt, 
das so oft und leider nicht immer zu Unrecht geschmähte Taxwesen 
funktionierte diesmal immer und überall gut, die Taxen würden in 
Ansehung all der zahlreichen mitsprechenden Umstände wirklich 
richtig festgestellt. Trifft denn aber die Taxe von gestern auch morgen 
noch zu? Kann nicht die Wohnung inzwischen längst wertgemindert 
sein ? Die heute neu ausgestattete Wohnung ist, wenn der kleine Mieter 
nach 6 Monaten auszieht, bereits gründlichst eingewohnt; sie hat für 
einen neuen Mieter unter Umständen nicht mehr den gleichen Wert. 
Soll der Hausbesitzeı vielleicht durch Renovier:n eine jedesmalige 
restitutio in integrum vornehmen ? Oder soll die Wohnung bei jeder 
neuen Vermietung neu abgeschätzt werden? Solchen und wesent- 
licheren Wertänderungen, wie sie nach oben und unten sehr leicht 
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einmal und dann häufig sehr rasch eintreten können, vermögen auch 
die selbst bei periodischer Wiederkehr jedenfalls doch immer nur in ` 
größeren Zeitabschnitten erfolgenden Schätzungen nicht ohne weiteres 
zu folgen. Dabei sei von Umfang und Kosten des ganzen Apparates 
hier gar nicht gesprochen. 

Zutreffend wird auf den naheliegenden Gesichtspunkt hinge- 
wiesen, daß bei der Bewertung nicht nur die Frage, ob Vorder- oder 
Hinterhaus, sondern auch Umstände, wie das Vorhandensein von 
Kammern, Warmwasserversorgung, zu berücksichtigen sind. Zweifel- 
los finden solche Nebenleistungen bei der Mietspreisberechnung bis- 
her nicht immer den vollen Ausdruck. In dieser Richtung ist denn 
auch von anderer Seite bei Erörterung des Vorschlages eine besondere 
»Zentralheizungskonvention« befürwortet worden. 

Hier ist vielleicht der Ausgangspunkt eines auch praktisch ent- 
wicklungsfähigen Gedankens, nämlich die Vereinbarungen nicht auf 
den Mietspreis als den Entgelt der Hauptleistung, sondern vielmehr 
auf die regelmäßig nicht entgoltenen Nebenleistungen zu erstrecken. 
Als da sind: Wasserverbrauch, Warmwasserlieferung, Zentralheizung, 
Schornsteinfegen, Müllabfuhr, Hausbeleuchtung, Hausreinigung, 
Schließ- und Wachdienst, Haftungsversicherung, Gartenpflege und 
-benutzung usw. Es wäre denkbar, für diese bisher mehr oder weniger 
unentgeltlich geleisteten Dinge bestimmt fixierte Zuschläge zum Miets- 
preise einzuführen. So könnte z. B. bei Wasserlieferung und Heizung 
eine billig begrenzte Mindestleistung abgabefrei bleiben; der darüber 
hinausgehende Verbiauch aber, der auf Mißbrauch oder individuellem 
Bedarf beruht, wäre einer eventuell entsprechend abgestuften Ab- 
gabe zu unterwerfen. Oder es wären der kostenfreien Lieferung be- 
stimmte Gestehungskosten zu unterstellen, bei deren notwendig wer- 
dender Ueberschreitung von einer bestimmten Grenze an auch der 
Mieter zur Kostendeckung heranzuziehen wäre, wie das in der er- 
wähnten Anregung für Zentralheizungen folgendermaßen ausgeführt 
wird: 

»Wir tragen die Kosten für den Unterhalt der Oefen, des Heizers 

und der Kohlen. Den Kosten der Heizung ist ein Kohlenpreis von 
I Mark pro Hektoliter zugrunde gelegt. Betragen diese mehr, so 
werden die Mehrkosten auf die Mieter repartiert. Zuwiderhandlungen 
werden mit einer Konventionalstrafe von ...... bestraft. Die 
Verteilungskosten auf die einzelnen Mieter berechnet die Geschäfts- 
stelle der Konvention und bestätigt die Richtigkeit.« 

Die betreffenden Bestimmungen wären natürlich nicht vom ein- 
zelnen Hausbesitzer aufzustellen, sondern müßten generell durch die 
Grundbesitzervereine — wenn möglich unter Hinzuziehung von Mieter- 
vertretern — festgesetzt werden als Bestandteile der Normalmiets- 
verträge, die ja jetzt bereits in den verschiedensten Punkten vor- 
bereitende Ansätze zu solchen einheitlichen Mietsbedingungen ent- 
halten. Würden diese bzw. die entsprechend erweiterten Normalver- 
träge auf dem Wege verbindlicher Vereinbarungen der Hausbesitzer 
zwingend vorgesehen, so hätten wir auf dem Gebiete des Vermietungs- 
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wertes eine Art Konditionenkartell, das sich auch insofern leichter 
durchführen ließe, als diese Nebenabreden und Nebenleistungen in 
der Regel nicht so wesentlich sind, daß sie für den Mietsentschluß be- 
stimmend wirkten bzw. daß ein Freisein hiervon etwaigen Außen- 
seitern gleich die Mieter zutreiben würde. 

Freilich liegt in der — im Verhältnis zum Mietspreis — Unwesent- 
lichkeit der hierbei zu erzielenden Vorteile oder zu vermeidenden Nach- 
teile auch das Wenn und Aber. Die Frage ist nämlich, ob es sich denn 
überhaupt lohnt, für diese Dinge Abreden zu treffen und eine Organi- 
sation zu schaffen, die schließlich doch mit dem ganzen Konventions- 
apparat einschließlich Vertragsstrafen arbeiten müßte. Ich wäre ge- 
neigt, diese Frage zu bejahen, und zwar um deswillen, weil m. E. 
Organisationen nicht neu geschaffen, sondern die bereits bestehenden 
der Haus- und Grundbesitzer nur weiter ausgestaltet und befestigt 
zu werden brauchten. 

Dabei bin ich mir ganz klar darüber, daß selbstverständlich da- 
mit der eigentlichen Not der Hausbesitzer, deren Abhilfe das Syndi- 
katsprojekt dienen will, nicht gesteuert ist. So wenig in der Industrie 
eine auf Verkaufs-, Lieferungs- und Zahlungsbedingungen erstreckte 
Konvention das Preiskartell oder das Produktions- und Absatzsyndi- 
kat zu ersetzen vermag. Aber wie auch hier für bestimmte Gewerbs- 
zweige das Konditionenkartell ohne weitergehende Kartellierung von 
größtem Nutzen geworden ist und den Lieferanten vielfach erst die 
Möglichkeit gewährleistet hat, sich gegen unbillige Ansprüche der 
Abnehmer, die auch materiell sich schließlich summierten, und vor 
allem gegen ein wechselseitiges Ausspielen und Drücken zu schützen, 
so könnten auch für den Hausbesitz derartige feste Schutzverein- 
barungen von nicht zu unterschätzendem Vorteil sein, besonders dann, 
wenn es gelänge, sie auch auf Ausartungen, wie z. B. das Mietfrei- 
wohnenlassen, auszudehnen und manch sonstigem Mißbrauch eben- 
falls einen Riegel vorzuschieben. 

Die zugleich erzielte Stärkung der Hausbesitzerorganisationen 
wäre dabei aber eine besonders willkommene Nebenwirkung, die im 
Interesse erhöhter Möglichkeit zur Selbsthilfe für alle Fälle nur zu 
begrüßen wäre. Dieser Selbsthilfe und einer gut organisierten, ziel- 
klar marschierenden, energisch, aber auch einsichtsvoll geleiteten In- 
teressenvertretung stehen noch so weite und wichtige Arbeitsgebiete 
offen, daß es schon um deswillen bedauerlich wäre, wenn die große 
und berechtigte Abwehrbewegung sich in abenteuernde Experimente 
verlieren würde, die zu nichts nutzen, vielmehr der ganzen Sache 
schaden könnten und nur die Gegner jeder Art, an denen es dem Haus- 
be itz doch wahrlich nicht fehlt, auf den Plan ruten würden zu einer 
Fehde, bei der zudem das gute Recht m. E. diesmal nicht auf Haus- 
besitzers-Seite stünde. Man spare die Kraft auf für aussichtsvollere 
und im Grunde nicht minder wichtige Aktionen, die, wenn auch mittel- 
bar, doch vielleicht wirksamer zum Ziele einer Besserung der Lage 
der Hausbesitzer führen als es mit dem Syndizierungsprojekt erreicht 
zu werden vermöchte. 
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»Eines schickt sich nicht für Alle«, und so bestechend es auf den 
ersten Anblick manchem erscheinen mag, organisatorische Maßnahmen 
des Gewerbslebens, mit denen man sich dort geholfen hat, auch auf 
den Hausbesitz übertragen zu wollen, so verkehrt und gefährlich wäre 
es, zu übersehen, daß ja auch in Handel und Industrie nicht alle Er- 
werbszweige den gleichen Weg gegangen sind und auch gar nicht gehen 
können, weil er eben nach der Natur des betreffenden Geschäfts- 
zweiges für diesen sich nicht eignet. Je näher dem Bedarf des letzten 
Verbrauchers, je individueller, je weniger fungibles gleichartiges 
Massenerzeugnis, desto geringer folge- und erfahrungsgemäß die Eig- 
nung für tiefgreifende Syndizierung, desto notwendiger die Beschrän- 
kung aller Kartellierungsbestrebungen auf die Konditionskonvention, 
wofern nicht auch dafür der erforderliche Mittelaufwand im prohi- 
bitiven Mißverhältnis zum erreichbaren Zwecke steht. Diese allge- 
meine Regel trifft in besonderem Maße auch für das Wohnungsver- 
mieten zu. Dazu kommt: Geschäfte unter Privaten — um solche 
handelt es sich ja zumeist — widerstreben an sich jeder Kartellierung. 
Ferner: da es sich nicht um Verkauf, sondern lediglich Vermietung 
eines wirtschaftlichen Gutes, nur um Nutzungswerte handelt, ist der 
Verlust, der im Falle der Nichtverwertung für deren Dauer entsteht, 
wenn er eben nicht durch Versicherung gedeckt ist, überhaupt nicht 
wieder hereinzubringen, im Gegensatz zur Verkaufsware, die, gleich- 
viel ob sie heute oder morgen verwertet wird, jedenfalls in der Regel 
ihren, wenn auch Schwankungen unterworfenen Wert behält. SchließB- 
lich: wer je am Aufbau von Kartellen mitgewirkt hat, weiß, welche 
große und nicht selten geradezu unüberwindliche Schwierigkeiten die 
vor dem Kartellvertrage getätigten, in dessen Dauer hinein fortlaufen- 
den Abschlüsse bereiten, die von vornherein ein nach jeder Richtung 
erschwerendes Moment der Differenzierung hineinbringen. Bei den 
Vermietungen der Hausbesitzer aber ist ja überhaupt so gut wie aus- 
schließlich mit bestehenden Abkommen zu rechnen, nämlich den auf 
längere und kürzere Frist abgeschlossenen Mietskontrakten, die von 
vornherein nur ein sehr allmähliches Nacheinander in der Einführung 
der Preisvereinbarungen durch jeweilige Kündigung bzw. Nichtver- 
längerung laufender Kontrakte ermöglichen. Andere Gründe, die 
gleichfalls im Wesen der Sache selbst, vornehmlich im einerseits un- 
verzchrbaren, andererseits aber auch unvermehrbaren Charakter von 
Grund und Boden liegen, sprechen nicht minder bedeutsam mit und 
dagegen. 

Deshalb auf die Gefahr hin, für einen Verräter an der gemein- 
samen Sache der Hausbesitzer verschrieen zu werden: principiis obsta! 
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16) Krohne, Die Beurteilung des Geburtenrückgangs vom volkshygieni- 
schen, sittlichen und nationalen Standpunkt. Leipzig, Dieterichsche Ver- 
lagsbuchhandlung, 1914. 44 S. M. —.50. 

17) Rost, Geburtenrückgang und Konfession. Köln 1913. Verlag v. J. 
Bachem. 95 S. M. 2.40. 

18) Derselbe, Beiträge zur Moralstatistik. Paderborn, Verlag von Ferd. 
Schöningh. Görres-Gesellschaft zur Pflege der Wissenschaft im katholi- 
schen Deutschland. Veröffentl. d. Sektion für Rechts- und Sozialwissen- 

schaft. 18. Heft. 177 S. M. 4.—. 

19) Forberg er, Moralstatistik Süddeutschlands. Berlin 1914. 138 S. M. 2.—. 

20) Knoch, August, Geburtenrückgang und praktische Seelsorge. Aus 
dem Französ. Mainz 1913. Verlag von Kirchheim u. Co. oo S. M. 1.60. 

21) Renz, Franz, Die katholischen Moralsätze bezüglich der Rationalisierung 
der Geburten. Breslau 1913. Verlag von G. P. Aderholz,. 35 S M. —.50. 

22) Rauhe, Die unehelichen Geburten als Sozialphänomen, Statist. und 
nationalökon. Abh., herausg. von G. v. Mayr. Heft VIII. 92 S. M. Ac 
Ernst Reinhardt Verlag. München 1912. 

23) Prenger, Die Unehelichkeit im Königreich Sachsen. Erg.-Heite z. 
deutschen statistischen Zentralblatt, Heft 4. Verlag von B. G. Teubner, 
Leipzig 1913. 119 S. M. 5.—. 

24) Stüber, Die Sterblichkeitsverhältnisse im Königreich Bayern f. d. 
Jahrzehnt 1901—1910. München 1913. J. Lindauer, Verlag. 96 S. M. 2.—. 

25) Kürten, Statistik des Selbstmordes im Königreich Sachsen. Erg.- 
Hefte z. deutschen Statistischen Zentralblatt, Heft 3. Verlag von B. G. 
Teubner, Leipzig 1913. 145 S. M. 5.—. 

26) Jaeckel, Die Selbstmorde im Kreise Teltow ı810—ıg910. S. A. aus 
d. Zeitschrift d. Königl. Preuß. Statist. Landesamtes, Jahrg. 1912. 4°. 265. 

27) Most, Otto, Bevölkerungswissenschaft. Eine Einführung in die Be- 
völkerungsprobleme der Gegenwart. G. J. Göschen Verlag. Berlin 1913. 
16°, 177 5. M. —.90. 

Die neuere Literatur aus dem Gebiete der Bevölkerungslehre 
und Bevölkerungsstatistik beschäftigt sich vorwiegend mit der Frage 
des Geburtenrückganges. Die Zahl der literarischen Aeußerungen 
darüber ist ungemein groß. Nach einer Zusammenstellung des deut- 
schen Statistischen Zentralblattes (März Mat IgI4) sind seit dem 
Jahre ıgıı nicht weniger als 216 selbständige Schriften, Aufsätze 
u. dgl. über die Frage des Geburtenrückganges erschienen. Der 
wissenschaftliche Wert dieser Darlegungen ist z. T. mehr als dürftig. 
In der Regel handelt es sich darum, daß ihr Verfasser in mehr oder 
weniger gut begründeter Weise seine private Meinung über die Be- 
deutung des Geburtenrückganges ausspricht, während die tieferen 
ökonomischen Probleme, die eigenes selbständiges Nachdenken 
erfordern, kaum berührt werden. Es wird hiervon noch weiter unten 
die Rede sein, wenn einige der in diese Kategorie gehörigen Arbeiten 
besprochen werden. 

Am meisten wissenschaftliche Bedeutung kommt naturgemäß 
denjenigen Arbeiten zu, die durch neue positive Tatsachen und Unter- 
suchungen die Basis verbreitern und sichern helfen, auf der allein 
eine einwandfreie Erörterung dieser Frage möglich ist. Von den 
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oben genannten Neuerscheinungen gehören hierher besonders die 
zuerst genannten Arbeiten der Statistischen Aemter von 
Berlin und Zürich, die beide nach der gleichen Richtung 
hin, neue beachtenswerte Tatsachen festgestellt haben. In der Unter- 
suchung Silbergleits werden zunächst die ehelich Lebend- 
geborenen nach der Geburtenfolge in den Zeiträumen von IgOI—IQIO 
gegliedert und hierdurch gezeigt, wie im allgemeinen der Anteil der 
später geborenen Kinder in der Abnahme begriffen ist. So betrug 
der Rückgang bei den erstgeborenen 11,4, bei den zweitgeborenen 
14,2, bei den dritten Kindern 23,1, bei den fünften bereits 34,5 Pro- 
zent. Besondere Beachtung verdient, daß in der allerneuesten Zeit 
sich bereits ein erheblicher Rückgang vom ersten zum zweiten und 
von diesem zum dritten Kinde geltend macht. Wohl noch wichtiger 
als dieses ist die Feststellung, die sich auf die Entwicklung der Jahre 
1906—IgII bezieht, daß die Geburtenabnahme in den arbeiter- 
reichsten Vierteln am stärksten gewesen ist. Zu dem gleichen Er- 
gebnis kommt die an zweiter Stelle schon genannte Untersuchung 
des statistischen Amtes der Stadt Zürich. Hier ist ebenfalls 
in dem Jahrzehnt 1899/o2—ıgog/12 in dem vorwiegenden Arbeiter- 
wohnviertel die eheliche Fruchtbarkeit von 246,4 auf 148,7 zurück- 
gegangen, eine Tatsache, die für die Prognose des weiteren Geburten- 
rückganges jedenfalls von Bedeutung ist. Es erhebt sich hier nun 
die Frage, ob sich dieser Rückgang unterschiedslos bei allen Schichten 
der Lohnarbeiterschaft zeigt, oder ob er nur in der Oberschicht der- 
selben auftritt, ein Zeichen also dafür ist, daß man auch unter diesem 
Gesichtspunkt nicht mehr von einer unterschiedslosen Masse der 
Lohnarbeiterschaft sprechen kann, sondern, daß sich auch hier immer 
stärkere Unterschiede ausbilden und ein Teil derselben in steigendem 
Maße sich in seinem Denken und Wollen den Schichten des sog. 
Mittelstandes annähert. Während die Statistik des Deutschen Reiches 
bisher für das Gebiet der Bevölkerungsbewegung nur sehr Unzu- 
längliches geboten hat, bringt zum ersten Male der B. 246 Unter- 
suchungen von Joh. Rahts, die sich tiefer mit dem Geburten- 
problem beschäftigen und hier sehr beachtenswerte Ergebnisse zu- 
tage fördern. Es handelt sich für ihn um die Prüfung der Frage, 
welche Geburtenzahl für die Erhaltung der Bevölkerung ausreichend 
sei. Rahts geht davon aus, daß es notwendig sei, um eine Bevöl- 
kerung ohne Zuzug von außen her auf dem gleichen Stande zu halten, 
daß von je 100 000 weiblichen Personen mindestens jährlich ebenso- 
viele Mädchen geboren werden müssen. Es zeigte sich nun, daß nach 
den Sterblichkeits-- und Geburtenverhältnissen des Jahrzehnts 
1881—90 von 100 000 weiblichen Personen 290 293 Kinder geboren 
wurden, während nur 213 177 zur Erhaltung der Volkszahl nötig 
gewesen wären. Die Zahl der Geborenen war also in diesem Jahr- 
zehnt um 36,17%, in dem Jahrzehnt I8gI—Iıg0o0o um 44.05%, in 
demjenigen von I90I—IgIo um 41,68% größer als zur Selbsterhaltung 
der Bevölkerung nötig gewesen wäre. Diese Ueberlegungen ergaben, 
daß der Geburtenüberschuß schon in ganz erheblichem Maße zu- 
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rückgehen müßte, ehe der Rückgang der Fruchtbarkeit einen für 
die Gesamtheit drohenden Charakter annehmen könnte. Auch für 
einige andere Staaten, für Schweden, Dänemark und Frankreich 
hat Rahts analoge Berechnungen ausgeführt. Für Frankreich z. B. 
ergab sich, daB hier in der Periode 1898/1903 2,47% weniger Kinder 
geboren worden sind, als zur Erhaltung der Volkszahl notwendig 
gewesen wäre. Die günstigste Stellung nahm Dänemark ein, wo der 
prozentuale Ueberschuß der Geburten über das zur Erhaltung der 
Volkszahl Notwendige hinaus 50,94 in dem Jahrfünft 1895—1900 
betragen hat. 

Es ist sehr erfreulich, daß das Kaiserl. Statistische Amt mit 
diesen Untersuchungen den Anfang dazu gemacht hat, das Geburten- 
problem tiefer anzufassen, als es bis jetzt geschehen ist. Die Schluß- 
worte dieses Abschnittes: 

Die eheliche Fruchtbarkeit und ihr Rückgang 
läßt sich wissenschaftlich nur verfolgen, wenn bei der Erhebung 
der Geburten, nach dem Alter der Mutter, der Ehe- 
dauer, und der Geborenenfolge gefragt wird, und 
wenn zur Zeit einer Volkszählung die entsprechenden Fragen nach 
der Dauer der bestehenden Ehen, dem Alter 
der Ehegatten und der Zahl der Kinder, die ın 
dieser Ehe geboren sind, gestellt werden. Eine geeignete Verbindung 
solcher Auszählungen mit dem Beruf und dem Glaubens- 
bekenntnisse der Eltern sowie dem Nachweis, ob ihr Wohnort 
einländlicher, städtischer oder großstädtischer 
ist, ist geeignet, Aufschluß über Art und Größe des Rückganges 
der ehelichen Fruchtbarkeit zu verschaffen«, zeigen, daß das Material 
zu einer ausreichenden Behandlung überhaupt noch beschafft werden 
muß. Um so mehr ist es zu wünschen, daß bei der nächsten im Jahre 
1915 wohl stattfindenden Volkszählung oder der wohl 1917 statt- 
findenden Berufszählung damit begonnen wird, die notwendigen 
Unterlagen zu beschaffen; denn wenn diese Gelegenheit 
wieder verpaßt wird, so dauert es wieder min- 
destens 5 weitere Jahre, bis sich dazu die Ge- 
legenheit bietet. Die Frage ist fürwahr wichtig 
genug nach jeder Beziehung hin, um alles zu 
tun, was geeignet ist, ein klares Bild der hier 
vorhandenen Tatsachen und Zusammenhänge 
zu schaffen. 

Die äußerst umfangreiche Arbeit über die Bevölkerungs- 
bewegung Rigas in den Jahren ı881—IgıI bietet ebenfalls, 
wenn auch nach einer anderen Seite hin, als die bis jetzt besprochenen 
Arbeiten, Wertvolles für die Fragen der Bevölkerungslehre. Be- 
achtung verdienen einmal die Feststellungen über die geringe Frucht- 
barkeit der protestantischen gegenüber der katholischen Bevöl- 
kerung und der Hinweis, daß dieser Unterschied in der Hauptsache 
auf den verschiedenen Heiratsverhältnissen beider Konfessionen 
beruht, ebenso wie darauf, daß die sozialen und Wohlstandsver- 
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hältnisse bei beiden verschiedenartige sind. Neben der Entwick- 
lung der Geburtenverhältnisse, die eine ganz eingehende Behandlung 
findet, sind dann weiter die Eheschließungen, die Sterblichkeit und 
hier ganz besonders eingehend die Säuglingssterblichkeit dargestellt. 
Die eingehende Benutzung der vorhandenen Literatur, die kritische 
Besprechung der anzuwendenden Methoden, die umfassende Be- 
rücksichtigung auch der entsprechenden Verhältnisse in anderen 
Staaten und Städten, geben der Arbeit einen weit allgemeineren Cha- 
rakter und Wert, als der Titel ahnen läßt; denn stellenweise erhält 
man fast den Eindruck, es mit einem Handbuch der Bevölkerungs- 
statistik zu tun zu haben. Ohne daß hier auf Einzelheiten weiter 
eingegangen werden kann, sei betont, daß diese Arbeit Schrencks 
eine äußerst wichtige Fundgrube wertvoller bevölkerungsstatistischer 
Tatsachen und Beobachtungen auf allen Gebieten der Bevölkerungs- 
bewegung darstellt. 

Im Gegensatz zu der Arbeit Schrencks beschränkt sich diejenige 
Vischers, eine Heidelberger Dissertation, lediglich darauf, 
in sehr gründlicher und vorsichtiger Weise die Geburten und Sterb- 
lichkeitsverhältnisse der Mannheimer Bevölkerung in ihrer neuesten 
Entwicklung aufzuzeigen. Die Arbeit ist, besonders nach der me- 
thodischen Seite hin, ungemein sorgfältig durchgeführt. Sie beschränkt 
sich nicht darauf, die allgemeinen Züge der Entwicklung darzu- 
stellen, sondern sie geht auch stark in die Einzelheiten, wie z. B. 
den jahreszeitlichen Verlauf der Geburten, die Entwicklung der 
Todesursachen in den höheren Altersklassen und bei den Säuglingen. 
Besondere Beachtung schenkt der Verfasser dem so viel erörterten 
Zusammenhange zwischen Geburtenhäufigkeit und Säuglingssterb- 
lichkeit, bei dem er doch zu dem Ergebnis kommt, daß ein Parallelismus 
vorhanden ist. Die Bemerkung, daß wir aus einem Auswanderungs- 
land ein Einwanderungsland geworden sind, ist doch etwas zu all- 
gemein gefaßt, denn nur für das Jahrzehnt 1895—1905 ist dieses 
zutreffend. Seitdem hat sich die Sachlage wieder geändert. 

Die Arbeit von Jaffe, die auf eine Anregung des Schreibers 
dieser Zeilen hin entstanden ist, betrachtet die Geburtenentwicklung 
für ganz Baden. Auch hier war der Geburtenrückgang ein ganz be- 
deutender. Die Untersuchung gliedert sich in zwei Teile, einmal in 
einen solchen, der die Verhältnisse in den einzelnen Gebieten in 
räumlicher Beziehung vergleicht, dann in einen solchen, der die 
zeitliche Entwicklung untersucht. In beiden Fällen wird der Ver 
such gemacht, die Unterschiede in räumlicher und zeitlicher Be- 
ziehung mit einer Reihe vom Faktoren zu vergleichen, die, wie der 
Altersaufbau, die Heiratshäufigkeit, die Bevölkerungsagglomeration, 
die Berufs- und Konfessionszugehörigkeit, der Wohlstand und die 
Höhe der Säuglingssterblichkeit, von Einfluß auf die Geburtenzahl 
sein können. Zum Teil ist es Jafte dabei gelungen, interessante und 
nicht unwichtige Zusammenhänge aufzufinden. 

Während die bis jetzt genannten Arbeiten sich lediglich mit 
den Tatsachen des Geburtenrückganges beschäftigen, kommt mit 
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dem Buche von Theilhaber »Das sterile Berlin« ein Autor 
zu Wort, der wesentlich weiter geht und der Frage des Geburten- 
rückganges gegenüber, hinsichtlich seiner Ursachen und Beurteilung, 
eine ausgesprochene Stellung einnimmt. Ein reiches Tatsachen- 
material, das sich vorwiegend auf Berlin bezieht und das auf Grund 
z. T. sehr feiner Methoden bearbeitet worden ist, dient ihm zur Stütze 
seiner Ansichten. Theilhaber stellt, was ja schon lang bekannt war, 
den gewaltigen Rückgang der Geburten in Berlin fest, und sucht 
zu beweisen, daß die Fruchtbarkeit nicht mehr ausreichend sei, 
um die Berliner Bevölkerung aus sich heraus zu erhalten. Bis zu 
den Jahren 1901/05 war dies noch der Fall gewesen, seitdem hat 
sich die Sachlage nach der ungünstigen Seite hin geändert. Theil- 
haber wendet folgende Methode an: auf Grund der Sterbetafeln 
stellt er fest, welcher Prozentsatz der Geborenen bis zum 16. bzw. 
26. Lebensjahre in den einzelnen von ihm betrachteten Jahren ge- 
storben ist; er berechnet dann weiterhin, wie viele Personen geboren 
werden mußten, damit in den entsprechenden Perioden 1000 Personen 
die genannten Altersstufen erreichten. Auf dieser Grundlage stellt 
er dann fest, wie viele Kinder auf 1000 gebärfähige Frauen (15—45 
Jahre) kommen mußten, um die Bevölkerung in ihrer Zahl zu er- 
halten. Aus einem Vergleich dieser »Soll«-Fruchtbarkeitsziffern 
mit den tatsächlichen sucht er dann festzustellen, ob und in welchem 
Umfange die Fruchtbarkeit in Berlin diesem Ziel der Erhaltung 
der Bevölkerung genügen konnte. Von diesem überaus starken Rück- 
gang der Geburten in Berlin ist Theilhaber doch etwas zu 
stark beeinflußt, so daß er auch die ganze Bevölkerungsentwicklung 
Deutschlands zu pessimistisch m. E. w. ansieht. Ich verweise 


auf die oben wiedergegebenen Berechnungen von Rahts, aus denen . 


sich ergibt, daß heute die Dinge noch keineswegs bedrohlich liegen. 
Darin hat der Verfasser durchaus recht, daß die wahre Bevölkerungs- 
zunahme darin allein besteht, daß in Beziehung auf die reifen Men- 
schen mehr jugendliche ins Leben treten, die selbst nach Abzug der 
jugendlich Sterbenden die Eltern numerisch übertreffen, daß es 
also mit dem einfachen Geburtenüberschuß nicht getan ist. Die Ur- 
sachen sind für ihn, darin möchte ich ihm im wesentlichen bei- 
stimmen, wirtschaftlicher Natur, vor allem die große Lebenser- 
schwerung in den Städten, die großen Kosten und sonstigen Schwierig- 
keiten der Kinderaufzucht in ihnen. Freilich hätte unter diesen 
Gesichtspunkten der Gedanke nahe gelegen — eine Frage, die Theil- 
haber nicht berührt, — ob wir nicht doch schon in diesem Geburten- 
rückgang Zeichen einer allgemeinen Verengerung des 
Nahrungsspielraumes der deutschen Volkswirtschaft zu 
erblicken haben, oder konkreter ausgedrückt, ob nicht bei einer 
höheren Geburtenzahl, unsere Auswanderung in die Höhe gegangen 
wäre oder ob unsere Großstädte bei einem stärkeren Eigenwachstum 
die große Aufnahmefähigkeit für den Geburtenüberschuß der Land- 
bevölker ung, auf dem ja das Wachstum jener beruht, haben würden. 
Das sind alles sehr wichtige Fragen, von denen das Urteil darüber 
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abhängt, ob die zahlreichen Maßnahmen, die Theilhaber zur 
Bekämpfung des Geburtenrückganges vorschlägt, den gewünschten 
Zweck, einer stärkeren und dauernden Volkszunahme erreichen. 
Denn dafür kommt allein der Geburtenüberschuß in Frage, den 
wir entsprechend unserer Bevölkerungskapazität im Inland halten 
können. Bei allen sonstigen Vorzügen des Buches von Theilhaber 
vermisse ich doch auch, eine Frage, die gerade bei einer Großstadt- 
bevölkerung von Bedeutung ist, ein tieferes Eingehen darauf, ob 
und in welchem Maße neben der Verminderung des Fortpflanzungs- 
willens ein solcher der Fortpflanzungsfähigkeit, und aus welchen 
Gründen, eingetreten sein mag. 

Die beiden Schriften von Blaschko und Sellheim 
sind vorzugsweise diesem Problem gewidmet. Bei dem ersteren 
finden wir eine Reihe von Berechnungen, die der Natur der Sache 
nach natürlich nur einen schätzungsweisen Charakter tragen können 
und die zeigen sollen, welchen EinfluB die Geschlechts- 
krankheiten auf den Umfang der Sterilität bei Mann 
und Frau ausüben. Er kommt zu dem Ergebnis, daß wir den hier- 
durch entstehenden Geburtenausfall bei geringer Schätzung auf 
mindestens 60 Kinder bei "on Ehen zu veranschlagen haben. Auch 
de Qualität des Nachwuchses hat unter der Wirkung 
der Geschlechtskrankheiten sehr zu leiden, da die syphilitische Nach- 
kommenschaft sehr kurzlebig und für den Nachwuchs kaum zu ver- 
werten ist. Dagegen vertritt Blaschko die Ansicht, daß der 
neuzeitliche Geburtenrückgang kaum in stärkerem Maße mit einer 
eventuellen Zunahme der Geschlechtskrankheiten in Zusammenhang 
zu bringen ist; er vertritt vielmehr die Ansicht, daB diese nicht zu- 
genommen haben, sondern relativ konstant geblieben seien, eine 
Tatsache, die er auf die wirksame Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten und auf die Zunahme der Heiraten, vor allem auch in 
den großen Städten, zurückführt. Von erheblicher Bedeutung sind 
seine Ausführungen über die Rolle der Präventivmittel 
in ihrem Zusammenhang mit den Geschlechtskrankheiten und dem 
Geburtenrückgang. »Heute werden viele tausende von Ehen ge- 
schlossen von jungen Leuten, namentlich Angehörigen des Mittel- 
Standes, mittleren Beamten, die noch gar nicht imstande sind, eine 
größere Kinderschar zu ernähren. Die Ehe wird von vorneherein 
in der Absicht geschlossen, mit der Erzeugung von Kindern noch 
ein paar Jahre zu warten oder die Zahl der Kinder sehr zu be- 
schränken. Die zunehmende Kenntnis der Präventivmethoden gerade 
in diesen Kreisen ist schuld daran, daß trotz zunehmender Ver- 
teuerung der Lebenshaltung die Ehen in den Großstädten reichlicher 
und früher geschlossen werden; und wie wir vorhin sahen, ist die Folge 
dieser Zunahme, daß das Bedürfnis nach außerehelichem Geschlechts- 
verkehr und nach Prostitution in den Großstädten trotz aller ent- 
gegenstehenden Momente nicht gestiegen ist und daß weiterhin 
die Geschlechtskrankheiten nicht zugenommen haben.« Man sieht 
daraus, welch zweischneidiges Mittel im Kampfe gegen den Ge- 
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burtenrückgang die geplante gesetzliche Regelung der Verbreitung 
und des Verkaufs von Präventivmitteln unter Umständen sein kann. 

In der Schrift Sellheims, Professors der Geburtshilfe 
und Gynäkologie in Tübingen, kommen zunächst die älteren An- 
sichten Herbert Spencers über den Rückgang der Fort- 
pflanzungsfähigkeit mit der Höherentwicklung des Organismus 
wieder zu Ehren, Zusammenhänge, die Sellheim mit einem 
glücklichen Ausdruck als »Wettbewerb zwischen Fortpflanzung 
und Eigenwachstum in allen seinen Formen« bezeichnet. Im einzelnen 
weist die Arbeit mancherlei Mängel vor allem in statistischer Be- 
ziehung auf; so dort, wo Sellheim den Geburtenrückgang auf »die 
Ehelosigkeit, das lange Hinausschieben der Heirat« zurückführt. 
Für diese Erscheinungen trifft das Gegenteil seiner Annahme zu, 
indem bei uns die Anzahl der Verheirateten in der Zunahme und das 
Heiratsalter im Durchschnitt der gesamten Bevölkerung in der Ab- 
nahme begriffen ist. Im ganzen bietet aber die kleine Schrift sehr 
viel Interessantes, schon deshalb, weil die Betrachtungsweise des 
Arztes in die Probleme neue Gesichtspunkte hineinträgt und sie 
z. T. wesentlich allgemeiner faßt, als es bei dieser Frage bisher die 
Regel gewesen ist. 

Das Buch von Max Hirsch über »Fruchtabtreibung und 
Präventivverkehr« trägt z. T. ein durchaus medizinisches Gepräge. 
Es behandelt, wie schon der Titel sagt, vor allem die Fruchtabtreibung 
in ihrem Zusammenhang mit dem Geburtenrückgang. Die Veran- 
lassung zu ersterer, deren neuzeitliche Zunahme sich zwar nicht 
zahlenmäßig feststellen läßt, die aber nach allseitiger Annahme 
jedenfalls sehr groß ist, ist seiner Ansicht nach in den meisten Fällen 
auf den wirtschaftlichen Notstand zurückzuführen. In ihm und in 
der Zivilisation erblickt er die geistigen Wurzeln des Geburtenrück- 
ganges. Zweifellos spielt der erstere eine ganz wesentliche Rolle, 
ich habe das selbst hervorgehoben, aber immerhin ist die Bedeutung 
des Notstandes nur als sekundäre Ursache aufzufassen, da man doch 
gerade sieht, daß in den Volksschichten, aber auch in Ländern, in 
denen der Notstand am größten ist, von einem Geburtenrückgang 
sehr wenig zu merken ist. Das Entscheidende ist das, was Hirsch 
mit einem zusammenfassenden Ausdruck als Zivilisation bezeichnet; 
und hier dürfte doch als Hauptmerkmal derselben, das mit dem Ge- 
burtenrückgang in Verbindung zu bringen ist, das wirtschaftlich- 
rationalistische Denken zu nennen sein, das die neuere Entwicklung 
in immer weitere Kreise gebracht hat; und diese Denkweise scheint 
mir dann doch, wie ich an anderer Stelle zu zeigen versuchte, .einen 
engen inneren Zusammenhang mit dem Maß und der Zunahme des 
Wohlstandes aufzuweisen !). Noch auf zweierlei, das mir allgemeinere 
Beachtung verdient, sei hier hingewiesen. Einmal, daß Hirsch, 
wie mir scheint, mit guten Gründen die Ansicht vertritt, daß man 





3) Zuletzt habe ich diese Zusammenhänge in dem »Grundriß der Sozial- 
ökoncmik« Abt. II »Bevölkerungslehre« S. 33 ff. besprochen (Tübingen, J. C. B. 
Mohr-Verlag). 
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aus der Zunahme der geburtshilflichen Operationsziffer den Schluß 
zu ziehen berechtigt sei, daB die Gebärfähigkeit sich verschlechtert 
habe ?); ferner scheinen mir seine Ausführungen über die Bedeutung 
der Präventivmittel alle Aufmerksamkeit zu verdienen. Er weist 
nämlich darauf hin, daß der Kampf gegen diese letztere die Ver- 
breitung der Fruchtabtreibung fördern müsse, daß diese erst dann 
eine Einschränkung erfahren werde, wenn die Menschen gelernt 
haben, eine unerwünschte Schwangerschaft zu vermeiden. »Die 
Wahl, welches von beiden Verfahren zu bevorzugen ist, dürfte dem 
Hygieniker nicht schwer sein.« Den Abschnitten über die Frucht- 
abtreibung und den Geburtenrückgang reihen sich dann eine Reihe 
von Kapiteln über die Mittel im Kampf gegen Fruchtabtreibung 
und Geburtenrückgang an. Allgemeinem Interesse werden hier vor 
allem die Ausführungen begegnen, in denen er über die eugenische 
Indikation in Geburtshilfe und Gynäkologie spricht und aus Gründen 
der Eugenik die dauernde Sterilisierung zu rechtfertigen versucht. 

Auf das Buch von Grassl, der sich durch seine bevöl- 
kerungsstatistischen Arbeiten bereits einen guten Namen gemacht 
hat, bin ich an anderer Stelle genauer eingegangen ?). Es ist eine 
ungemein lesenswerte Schrift, weil hinter ihr eine sehr warmherzige, 
geschlossene, aber durchaus romantische Weltanschauung steht, 
die vor sehr vielen Seiten der neueren wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung einen gewissen Horror empfindet. Wenn es Grassl 
auch wohl weiß, so nimmt er doch zu wenig Rücksicht darauf, daß 
diese ganze neuere Entwicklung mit ihren Vorzügen und Schatten- 
seiten eben die Wirkung der großen Volkszunahme ist, daß sie mit 
der industriestaatlichen und städtischen Entwicklung ursächlich 
auf das allerengste verknüpft ist. Es sind in erster Linie biologische 
Gründe, die ihn gegen den Geburtenrückgang einnehmen; es ist 
nicht so sehr der Gesichtspunkt, den wir sonst in der Regel antreffen, 
daß unsere Volkszunahme vor allem aus nationalen Gründen eine 
zu geringe würde. Hebt er doch als Mittel gegen eine zu starke 
Zunahme der Bevölkerung die Auswanderung empfehlend hervor, 
indem er die Ansicht vertritt, daß sich der Auswanderungsstrom 
schon so dirigieren ließe, daß das Mutterland auch wieder Nutzen 
von den Auswanderern haben werde. 

Die Schrift von Behr-Pinnow über den Geburtenrück- 
gang und die Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit bietet in ihrem 
ersten Teile, der den Geburtenrückgang behandelt, eine zusammen- 
fassende Darstellung der dafür in Frage kommenden Ursachen. 
Die »Wohlstandstheorie« hat er, wie soviele andere, mißverstanden, 
da er sonst nicht schreiben könnte: »\Venn man den Kausalnexus 
zwischen steigendem Wohlstand und Beschränkung der Kinderzalıl 
annimmt, müßte logischerweise der abnehmende Wohlstand zur 


2?) Vgl. dazu auch N. M., Der Geburtenrückgang (Neue Zeit 1914. Bd. 32. I), 
wo auf Grund eines umfassenden Materials der Nachweis für den Rückgang 
der Gebärfähigkeit zu erbringen versucht wird. 

3) Archiv f. Frauenkunde und Eugenik. 1914. 
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Kindervermehrung führen.e Das scheint mir »logischerweisee gar 
nicht notwendig zu sein. Ich habe diese Auffassung bereits in meinem 
Aufsatze gegen Oldenberg, den jedoch der Verf. nicht gekannt 
zu haben scheint, widerlegt*); auch in meinen »Studien zur Bevöl- 
kerungsbewegung«, die Behr-Pinnow unter seiner von ihm 
benutzten Literatur zitiert, bin ich S. 245—46 darauf schon eingehend 
zu sprechen gekommen. Auch Brentano hat das gleiche in 
seiner ebenfalls von Behr-Pinnow benutzten Abhandlung 
über die Malthussche Bevölkerungslehre S. 600 getan. Eine auf- 
merksamere Lektüre beider Schriften würde Behr-Pinnow 
vor einem solchen Mißverständnis bewahrt haben. Auch was er sonst, 
(vor allem S. 16) als Meinung der sog. Wohlstandstheorie ausgibt, 
zeigt, daß er sie nicht verstanden hat. Die Zusammenhänge liegen 
da doch wesentlich komplizierter als er es sich vorstellt. Auch sonst 
sind manche seiner Aeußerungen recht anfechtbar. Ueber die öko- 
nomischen Zusammenhänge ist sich Behr-Pinnow durchaus im un- 
klaren, sonst hätte er der Frage näher treten müssen, ob denn über- 
haupt unsere Volkswirtschaft für eine noch stärkere Volkszunahme 
den notwendigen Nahrungsspielraum geboten hätte und noch weiter 
ohne Grenzen bieten würde. Sätze wie »Es ist in hohem Grade er- 
freulich, wenn die Lehren des Brentano und seiner Schüler jetzt 
durch einige hervorragende Nationalökonomen bekämpft werden 
und es ist zu hoffen, daß ihre Auffassungen allmählich sich durch- 
setzen und das Volk durchdringen. Der Uebermittelung ihrer Lehren 
an die weitesten Volkskreise sollte sich der Staat durch belehrenden 
Einfluß auf die Jugend unbedingt annehmen, z. B. dafür sorgen, 
daß im Geschichtsunterricht, der Beispiele genug liefern kann, der 
Wert eines ebenso zahlreichen wie kräftigen Volkes dauernd den 
Schülern vor Augen gestellt wird« greifen auch vollständig daneben, 
da weder Brentano noch seine Schüler den Geburtenrückgang ver- 
teidigt haben. Das Gegenteil ist der Fall, wie die Schlußsätze vor 
allem der Abhandlung Brentanos, die durchaus auf einen resignierenden 
Ton gestimmt sind, zeigen. Behr-Pinnow sieht anscheinend 
nicht, daß doch ein gewisser Unterschied darin liegt, ob man eine 
Erscheinung erklärt, oder sie verteidigt. Man kann 
ihm den Vorwurf nicht ersparen, daß er sich das Studium der ihm 
nicht zusagenden Anschauungen zu leicht gemacht hat. Anders 
liegt es mit seinen Ausführungen über die Bekämpfung der Säug- 
lingssterblichkeit, die ungemein viel Beachtenswertes enthalten 
und denen man ebensosehr beipflichten kann, wie seiner Anschanung, 
daß darin das erfolgreichste Mittel liegt, die Wirkungen des Geburten- 
rückganges zu bekämpfen. 

Die Schrift Seebergs ist aus einem Vortrag hervorgegangen, 
den der bekannte Berliner Theologe auf einer Tagung der christlich- 
sozialen Konferenz gehalten hat und sie betitelt sich auch demgemäß 
als sozial-ethische Studie. Soweit es sich um diese sozial-ethischen 


4) Ueber den Rückgang der Geburten- und Sterbeziffer in Deutschland. 
Dieses Archiv Bd. XXXIV S. Bro 
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Seiten der Schrift handelt, gehören sie als Ausfluß einer bestimmten 
Weltanschauung des Verfassers, zu den Fragen, die man mit Interesse 
zur Kenntnis nehmen, aber nicht wissenschaftlich diskutieren kann. 
Ich gehe deshalb auch nicht näher an dieser Stelle auf sie ein. See- 
berg bringt zunächst als Frucht einer umfassenden Lektüre ein 
reiches Tatsachenmaterial über den Umfang und die Ursachen des 
Geburtenrückganges. Auch von dieser Schrift gilt ein ähnliches wie von 
derjenigen von Behr-Pinnow. Auch Seeberg geht ohne wei- 
teres über die wichtigen Zusammenhänge zwischen Wirtschaft und 
Volkszunahme hinweg, auch er hat sich in ganz unzulänglicher Weise 
in den Gedankengang der von ihm bekämpften Wohlstandstheorie 
eingearbeitet, auch er kennt nicht den unvermeidlichen Zusammen- 
hang zwischen Volkszunahme und »städtereichem Industriestaat«. 
Wenn er sagt (S. 43) »Die letzte Ursache ist vielmehr in dem Geist 
unserer Großstadt zu erblicken, oder in jenem egoistischen Sub- 
jektivismus, der im Bunde mit dem Naturalismus die Moral der 
modernen Bildung oder richtiger Halbbildung kennzeichnet«, so 
scheint er nicht zu wissen, daß seit einem Jahrzehnt auch die ehe- 
liche Fruchtbarkeit auf dem flachen Lande in vollem Rückgang 
begriffen ist, z. T. in noch stärkerem Umfange als in manchen städti- 
schen Gebieten. Gerade wo er, und von seinem Standpunkt aus mit 
Recht betont, daß es sich bei der Sache im Grunde um eine ethische 
Frage handle, wäre es Aufgabe einer objektiven Betrachtungsweise 
gewesen, auch den ethischen Standpunkt der Gegenpartei zu würdigen 
und eventuell zu widerlegen, daß es eine unmoralische Handlungs- 
weise sei, nur Kinder in die Welt zu setzen, ohne an die Möglichkeit 
ihrer Erziehung und an ihre Zukunft zu denken. Denn daß die Mo- 
tive, die so oft zu einer großen Kinderzahl führen, nicht immer ethisch 
hochstehende sind, wird auch Seeberg zugeben müssen. 
Demgegenüber nimmt die kleine Schrift von Julius Wolf, 
die aus einem Vortrage hervorgegangen ist, in maßvollerer \Veise 
eine bestimmte Stellung dem Geburtenrückgang gegenüber ein. 
Ich will an dieser Stelle nicht auf seine Ausführungen gegen die von 
mir vertretene Auffassung der Wohlstandstheorie eingehen; ich 
bin der Meinung, daß die Wolfschen Ausführungen sich in gar keinem 
sehr tiefgehenden Widerspruch dazu bewegen. Darauf hat auch 
Diehl neuerdings in einer Besprechung des größeren Werkes von 
Wolf, »Der Geburtenrückgang«, hingewiesen 5). Die vorliegende 
kleine Schrift trägt vor allem einen bevölkerungspolitischen Cha- 
Takter, indem sie auf die großen nationalen Gefahren desselben und 
die Möglichkeit und Mittel der Bekämpfung des Geburtenrück- 
ganges hinweist. Darin hat er meine volle Zustimmung, daß alle 
Mittel zu ergreifen sind, gegen ihn anzukämpfen, wenn ich auch die 
Entwicklung nicht für ganz so gefahrdrohend ansehe, wie er es tut, 
aus Gründen, auf die hier genauer einzugehen zu weit fülıren würde. 
Auf seine Ausführungen über den Zusammenhang zwischen Geburten- 


H Zur Frage des Geburtenrückganges in neuerer Zeit. Internationale Mo- 
natsschrift 1913; Heft e 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 41. ı. 14 
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rückgang, Konfession und sozialdemokratischer Bewegung, werde 
ich weiter unten anläßlich der Besprechung der Rostschen Schriften 
noch zurückkommen. s 

Eine ganz andere Stellung nimmt Rohleder zu dem Ge- 
burtenrückgang ein, wie schon der Untertitel seiner Schrift »Eine 
Kulturfrage« äußerlich zu erkennen gibt. Er erblickt in dem Ge- 
burtenrückgang nicht eine Entartungserscheinung, sondern eine 
logische und naturgemäße Konsequenz der fortschreitenden Kultur 
und Zivilisation und des damit verbundenen Kampfes ums Dasein. 
So lange der Geburtenrückgang »noch keinen Stillstand oder gar 
Rückgang der Bevölkerungszahl erreicht hat, kann und muß man 
ihn als kulturfördernden Faktor bezeichnen. Rohleder ist 
sogar geneigt, ihn als Kulturfortschritt zu betrachten. Er weist auch 
auf den engen Zusammenhang hin, der zwischen Geburtenrückgang 
und Gewinnung eines möglichst tüchtigen Menschenmateriales be- 
steht. Das Bedenkliche desselben liegt ihm darin, daß er sich allein 
bei den ehelichen nicht den unehelichen Geburten zeige, daß diese 
sich also vermehren, wenn die ersteren zurückgehen. Freilich hat 
Rohleder übersehen, daß dies bis heute wenigstens nicht der Fall 
ist, wie denn überhaupt die zahlenmäßigen Unterlagen seiner Schrift 
nicht ganz auf der Höhe stehen. Auf 100 Geborene überhaupt kamen 
nämlich uneheliche in Deutschland: 1861—70 11,5, 1871—80 8,9, 
1881—90 9,3, 189I—00 9,I, IGOI—IO 8,6. Erst in dem Jahre 1911 
ist ihr Anteil mit 9,2 wieder gestiegen, was aber wohl weniger mit 
dem Rückgang in der Zahl der ehelichen Geburten, als mit dem in 
den letzten Jahren erfolgten Rückgang der Eheschließungen zu- 
sammenhängen dürfte. Auch die absolute Zahl der unehelich Ge- 
borenen hat im Verhältnis zur Bevölkerung keine Zunahme, 
sondern sogar eine Abnahme erfahren. Sie betrug nämlich in den 
oben genannten Jahrzehnten: 176 237, 154 994, 167 498, 179 081, 
178 115 und im Jahre rot 177 056. Rohleder betont mehr 
die soziale Seite, Wolf mehr die nationale Seite des Problems, 
aber auch der erstere läßt, wie seine eben zitierten Worte zeigen, 
die letztere Seite nicht außer acht. Es handelt sich eben um das 
Maß des Geburtenrückganges, um die Frage der Prognose, darum, 
welchen Einfluß er weiterhin auf das Volkswachstum ausüben kann 
und wird. Hier stehen sich zwei Ansichten, eine optimistischer und 
eine pessimistischer gefärbte gegenüber und damit hängt es dann 
auch zusammen, daß der eine mehr die günstige soziale, der andere 
mehr die ungünstige nationale Wirkung in den Vordergrund stellt. 
Zu der optimistischen Auffassung Rohleders trägt auch bei, daß 
er darauf hinweisen kann, daß auch in Rußland die Geburtenziffer 
zurückgeht. Wenn auch die paar von ihm herausgegriffenen Zahlen 
für die Jahre 1864, 1895 und 1905 ohne Beweiskraft sind, so hat er 
in der Sache doch recht, daß auch hier die Zahl der Geburten, wenn 
auch zunächst noch in schwachem Maße, zurückgeht. Ich darf die 
schwer zugänglichen Ziffern hier wiedergeben. Es kamen in Rußland 
Geburten auf r000 Einwohner in den Jahren: 
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186I—70 49,3 189I—00 48,0 
1871—80 49,I 190I—05 46,8 
1881—90 48,5 1906 46,8 


Die Zahlen für die allerletzten Jahre stehen mir leider nicht zur 
Verfügung. 

Auch die Schrift Krohnes, die ebenso wie diejenigen von 
Wolf und Rohleder, aus einem Vortrag hervorgegangen ist, trägt 
eine pessimistische Stimmung im Hinblick auf die weitere Entwick- 
lung unserer Volkszunahme zur Schau. Wohl glaubt er, daß es möglich 
sein werde, die Sterbeziffer für Preußen vielleicht bis auf I0°/oo, wenn 
auch nicht weiter, herabzudrücken, aber er hält es auch für möglich, 
daß auch unsere Geburtenziffer noch erheblich weiter, etwa bis auf 
Io pro Tausend herabgeht, »wenn gewisse Erscheinungen in unserem 
Volksleben, auf die ich noch zu sprechen komme, nicht zu bannen 
sinde. Für eine solche Befürchtung liegen heute keinerlei Anhalts- 
punkte vor. Wer die Faktoren, die bei uns auf den Geburtenrück- 
gang hingewirkt haben, für so stark hält, daß er in absehbarer Zeit 
eine solch weitere Verminderung für möglich hält, der muß füglich 
auch auf alle Maßnahmen dagegen als nutzlos verzichten. In der 
Erklärung des Geburtenrückganges greift Krohne, wie es auch Roh- 
leder getan hatte, auf die sog. Wohlstandstheorie in der von mir ver- 
tretenen Form zurück. Sehr beachtenswert ist das, was er vor allem 
über den Umfang der Abtreibungen, deren Zahl er für Deutschland 
auf jährlich 4—500 000 schätzt, ausführt. Er wendet sich dann mit 
eindrucksvollen Ausführungen gegen diejenigen, welche den Ge- 
burtenrückgang als etwas Günstiges betrachten, die vor allem meinen, 
daß er rassenverbessernd wirke. Nicht ganz kann ich ihm da folgen, 
wo er sich gegen den von manchen betonten Zusammenhang zwischen 
Uebervölkerung und Geburtenrückgang wendet. Ich nehme doch 
an, daß ein solcher vorhanden ist und daß demgemäß auch ein weiteres 
Volkswachstum die Gefahr einer weiteren Verminderung der Ge- 
burtenzahl in sich birgt, wenn nicht durch eine Zunahme der Aus- 
wanderung ein Ausgleich geschaffen würde. Freilich, das ist Krohne 
ohne weiteres zuzugeben, würde ein solch eventueller Zusammen- 
hang zwischen Volkszahl und Geburtenrückgang nur ein Faktor 
unter vielen anderen sein, der für den Rückgang des letzteren als 
erklärendes Moment herangezogen werden müßte. 

Die Tatsache, daß innerhalb der katholischen Bevölkerung 
die Geburtenhäufigkeit eine größere ist, als innerhalb der prote- 
stantischen oder gar der jüdischen, hat die Veranlassung gebildet, 
daß in neuerer Zeit zwischen Geburtenrückgang und Konfession 
ein ganz besonders enger Kausalzusammenhang in Form, wie man 
fast sagen kann, einer speziellen »Konfessionstheories 
behauptet worden ist. Neben Julius Wolf (a. a. O.) vertritt 
in den beiden oben genannten Schriften am nachdrücklichsten Hans 
Rost diesen Standpunkt. Sachlich bieten seine Schriften gegen- 
über älteren Ausführungen in dieser Frage nichts Neues, nur daß die 
Untersuchung quantitativ auf eine etwas breitere Grundlage ge- 
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stellt ist, während sie, was weiter unten noch näher zu begründen 
sein wird, nicht genügend in die Tiefe gehen, um das wirklich ob- 
jektiv festzustellen, was nach dem heutigen Stande des statistischen 
Materials darüber wirklich hätte beigebracht werden können. Seine 
Schriften, vor allem das an erster Stelle genannte Buch, sind auch 
nicht frei von erheblichen Flüchtigkeiten. So wird z. B. S. 16 die 
natürliche Bevölkerungsvermehrung mit der Geburtenziffer ver- 
wechselt oder S. 26 wird die Zahl der auf eine Ehe entfallenden Kinder 
als Fruchtbarkeitsziffer bezeichnet, während man darunter bekanntlich 
das Verhältnis zwischen Zahl der Geborenen und Zahl der im ge- 
bärfähıgen Alter stehenden Frauen versteht. Zu diesen gelinde 
ausgedrückt Flüchtigkeiten gehört auch, daß er sein Vorwort mit 
dem Satze beginnt: »Mehrere Bevölkerungspolitiker, wie Mombert 
und Brentano lehnen den Einfluß der Konfession auf die Geburten- 
frequenz ab.« Das ist mir gar nicht eingefallen, wie aus S. 232 meiner 
»Studien zur Bevölkerungsbewegung« hervorgeht. Das weiß auch 
Rost ganz genau. Schreibt er doch in der gleichen Schrift S. 84: 
»Auch Mombert findet in seinen Studien zur Bevölkerungs- 
bewegung in Deutschland, daß der geringere Wohlstand der Ka- 
tholiken und die schwächere Zugänglichkeit für rationalistische 
und ökonomische Erwägungen die Haupterklärung für ihr in Frage 
stehendes Verhalten bilden.« Da ich nun die letztere Tatsache aus- 
drücklich mit der Wirkung des Bußsakramentes (a. a. O. S. 219) 
in Verbindung gebracht, also auf die Eigenart der katholischen Kon- 
fession als solche zurückgeführt habe, so ergibt sich daraus die Halt- 
losigkeit des oben aus dem Vorwort seiner Schrift zitierten Satzes. 

In der erstgenannten Schrift über »Geburtenrückgang und Kon- 
fession« werden zunächst die Verhältnisse in den verschiedenen Staaten, 
deutschen und außerdeutschen, behandelt, während in der zweiten 
in ihrem ersten Teile der Geburtenrückgang und die Sterblichkeit 
in den Städten behandelt wird. Wir wollen zunächst die Beweis- 
führung dieser zweiten neueren Schrift unter die kritische Lupe 
nehmen. Er führt den Beweis in der Weise, daß er die Entwicklung 
und Höhe der Geburtenziffern in den deutschen Städten mit der 
Konfessionszusammensetzung derselben vergleicht und, da die ersteren 
in den vorwiegend katholischen Städten höhere sind, so zieht er 
daraus den Schluß, sdaB die Geburtenziffer einer 
Großstadt im allgemeinen mit dem Vorwiegen oder Ueber- 
wiegen der protestantischen oder katholischen 
Bevölkerungsziffer sinkt oder steigt« Dieser 
Schluß ist sehr vorsichtig gezogen, denn er besagt lediglich das gleiche, 
was sich auch aus seinen Tabellen ergibt, daß zwischen beiden Er- 
scheinungen eine Parallelität vorhanden ist, eine Parallelität, die 
jedoch von so zahlreichen und schwerwiegenden 
Ausnahmen unterbrochen ist, daß man mit der Bemerkung Rosts, 
daß es sich dabei um Ausnahmen handle, nicht herumkommt. Hier 
fängt überhaupt erst für den wissenschaftlich Forschenden das Pro- 
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blem an, wo es für Rost bereits aufhört. Man betrachte folgende 
Zusammenstellung, die den Angaben Rosts entnommen ist: 
Auf 1000 Einwohner kamen 


Katholiken Geburten im Durchschnitt 
1901—1909 
Krefeld 787 26,3 
Metz 710 26,5 
Mainz 614 29,2 
Karlsruhe 460 20,0 
Frankfurt a. M. 334 28,5 
Barmen 176 30,7 
Stuttgart 158 29,0 
Dresden 96 28,7 
Königsberg 46 30,5 
Leipzig 43 29,6 


Diese Ausnahmen hätten erklärt werden müssen. Zunächst 
hätte sich Rost nicht mit der Betrachtung der allgemeinen Geburten- 
zifier begnügen dürfen, die für solche Zwecke ganz unbrauchbar ist; 
dann hätte er berücksichtigen müssen, nicht nur mit Worten, sondern 
auch in der Art seiner Untersuchung, daß die katholische Bevöl- 
kerung den weniger wohlhabenden Schichten angehört, daß bei ihı 
wohl auch die Sterblichkeitsverhältnisse, vor allem auch diejenigen 
der Säuglingssterblichkeit ganz anders liegen und ebenso daß auch 
die berufliche Zusammensetzung, vielleicht auch der Altersaufbau, 
in den verglichenen Städten, ganz anders geartete sind. Ich stimme 
Rost durchaus darin zu, wie ich auch schon vor 7 Jahren (a. a. O.) 
die gleiche Ansicht vertreten habe, daß die katholische Konfession 
dem Geburtenrückgang ein größeres und erfolgreicheres Hindernis 
entgegenzustellen vermag, als die anderen Konfessionen. Aber auf 
eine solch dilettantische Art darf man den Nachweis nicht führen 
wollen. Es wird heute auf dem statistischen Gebiete so viel zum 
Schaden des Ansehens der Statistik gesündigt, daß man von einem 
Fachstatistiker, wie Rost es ist, größere Gründlichkeit in solchen 
Fragen verlangen muß. Auf solch unzulänglichen Wegen, auf denen 
Rost es versucht hat, ist es nicht möglich, in einwandfreier Weise 
den Zusammenhang zwischen Konfession und Geburtenrückgang 
darzulegen und Rost hat es sich selbst zuzuschreiben, wenn man 
seine Schriften von seiten der Kritik als tendenziös, und als von 
Journalistischer Färbung, die aber trotzdem einer wissenschaft- 
lichen Basis nicht entbehrt, bezeichnet hat 6). 

Was oben über die Zusammenhänge zwischen Konfession 
und Geburtenrückgang gesagt wurde, gilt auch von der 
Rostschen Beweisführung über diejenigen zwischen diesem und der 
Ausbreitung der Sozialdemokratie. Auch hier 
ist es weiter nichts als ein Jonglieren mit Zahlen, weiter nichts zu 
tun als Geburtenziffern und Stimmenabgaben bei den Reichstags- 


D Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik. III. Folge, Bd. 47, 
S. 256 und 537. 
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wahlen zusammenzustellen, und damit weiter nichts darzulegen 
als den bekannten Parallelismus, daß in den Städten mit vorwiegend 
sozialdemokratischer Stimmenabgabe auch die Geburtenziffern am 
geringsten sind und den stärksten Rückgang erfahren haben. Ein 
Kausalnexus ist damit keineswegs bewiesen, wenngleich sicher ist, 
daß die sozialdemokratische Bewegung dem Geburtenrückgang im 
allgemeinen begünstigend gegenübersteht. Meiner Auffassung nach 
liegen die Dinge in der Hauptsache so, daß Entkirchlichung und Ge- 
burtenrückgang, ebenso wie die politische Stimmabgabe nicht in 
der so viel behaupteten Kausalbeziehung stehen, sondern daß es 
sich dabei um Parallelwirkungen: der gleichen Grundursache, des zu- 
nehmenden Rationalismus unserer Zeit handelt, dessen Entstehung 
wir in erster Linie mit der Zunahme des Wohlstandes in Verbindung 
bringen müssen. Es hat also gar keinen Sinn, die Entkirchlichung 
und die Entwicklung zu bestimmten politischen Richtungen hin, 
als spezielle Ursachen herauszuheben, da beides nicht so sehr Ur- 
sachen als Parallelerscheinungen des Geburtenrückganges sind, 

Die weiteren Abschnitte der Rostschen Beiträge zur Moral- 
statistik behandeln die unehelichen Geburten, die Ehescheidungen, 
den Selbstmord, das deutsche Judentum im Lichte der Zahl und vom 
Alkoholismus. An dieser Stelle sei darauf nicht eingegangen. Es 
wird davon noch weiter unten zu sprechen sein, wo von anderen 
Neuerscheinungen aus diesen Gebieten die Rede sein wird. 

Auch die kleine Schrift Forbergers kann in ihren sta- 
tistischen Grundlagen nicht strengeren wissenschaftlichen Ansprüchen 
genügen. Immerhin macht sie auch darauf als von einem Nicht- 
berufsstatistiker geschrieben, keinen Anspruch; auch schon äußerlich 
betrachtet braucht man an sie nicht den strengen Maßstab anzulegen, 
als an die Arbeit Rosts, die doch von der »Görres-Gesellschaft zur 
Pflege der Wissenschaft im katholischen Deutschland« herausge- 
geben worden ist. Dagegen verdient hervorgehoben zu werden, daß 
sich die kleine Schrift durch eine sehr große Sachlichkeit und Ob- 
jektivität auszeichnet. 

Die beiden Schriften von Knoch und Renz sollen an dieser 
Stelle nur erwähnt werden mit dem Hinweis darauf, daß man in 
ihnen in sehr klarer Weise den Standpunkt der katho- 
lischen Kirche und Moralsätze dem Geburtenrückgang 
gegenüber kennen lernen kann. Die Schrift von Renz behandelt 
nur diesen Standpunkt, während Knoch in seinen Darlegungen 
auch noch auf die materielle Seite der Frage, den Umfang und die 
Ursachen des Geburtenrückganges eingeht. Wenn auch dabei die 
Art der statistischen Behandlung nicht ganz auf der Höhe steht, 
die angewandten Methoden manches zu wünschen übrig lassen, 
so ist doch anzuerkennen, daß es sich dabei um recht brauchbare 
Zusammenstellungen handelt, die von einem objektiven, sachlichen 
Geiste getragen sind. 

Die weiter im folgenden zu betrachtenden Arbeiten be- 
schäftigen sich nicht mehr mit dem Geburtenrückgang, Diejenigen 
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von Rauhe und Prenger sind der Betrachtung der un- 
ehelichen Fruchtbarkeit gewidmet. Das Buch von 
Rauhe behandelt die Unehelichkeit in Preußen, dasjenige von 
Prenger diejenige in Sachsen. Auch zwischen dieser und dem 
Geburtenrückgang bestehen ja gewisse Beziehungen. Es ist ja 
oben schon darauf hingewiesen worden, daß man von einigen Seiten 
befürchtet, daß mit dem Rückgang der ehelichen Fruchtbarkeit 
der Anteil der unehelichen Geburten an der Gesamtfruchtbarkeit 
ein immer zunehmender sein werde. Die Arbeit Rauhes behandelt 
in ihrem ersten Teile, der hierdurch ganz besonders wertvoll wird, 
in sehr eingehender Weise die theoretische Seite der Frage, den Be- 
griff, das Wesen der Unehelichkeit und die Methoden zu ihrer Mes- 
sung. Als ersten und primitivsten Maßstab der Intensität der un- 
ehelichen Geburtshäufigkeit betrachtet er die uneheliche Geburts- 
ziffer, eine Methode, die, wie er mit Recht hervorhebt, heute all- 
gemein in Mißkredit geraten ist. Die zweite in Betracht kommende 
Berechnungsmethode ist die uneheliche Geburtsquote, der Prozent- 
satz der unehelichen Geburten an der gesamten Geburtsmasse, eine 
Methode, gegen die Rauhe mit Recht Bedenken äußert, da die Un- 
ehelichkeitsquote stark von der ehelichen Geburtshäufigkeit be- 
einflußt wird und außerdem weder den Altersaufbau, noch die Zu- 
sammensetzung der Bevölkerung noch den Zivilstand berücksichtigt. 
Eine dritte Möglichkeit der Messung bietet die Anwendung der sog. 
unehelichen Fruchtbarkeitsziffer, die Berechnung der Anzahl der 
unehelichen Geburten auf tausend unverheiratete Frauen im ge- 
bärfähigen Alter. Diesen verschiedenen Methoden, vor allem auch 
dieser letztgenannten gegenüber betont Rauhe, wenn auch nicht 
als erster, mit Recht den engen Zusammenhang, der zwischen ehe- 
licher und unehelicher Fruchtbarkeit bestehe und die Notwendigkeit, 
darauf die entsprechende Rücksicht zu nehmen. Er tut dieses durch 
Berechnung einer sog. unehelichen Fruchtbarbeitsquote, deren Wesen 
darin liegt, daß das jeweilige Größenverhältnis der ehelichen zur un- 
ehelichen Fruchtbarkeitsziffer prozentual festgelegt wird. Es ist 
ihm darin zuzustimmen, daß diese Methode, als die fehlerfreieste 
betrachtet werden kann. Der zweite Teil der Arbeit gibt dann eine 
allgemeine historische und detail-geographische Uebersicht über 
das Vorkommen der unehelichen Geburten in Preußen. Hier ist 
vor allem beachtenswert, welchem Wechsel die Höhe der Unehelich- 
keit in den einzelnen Landesteilen unterliegt, je nachdem man den 
einen oder den anderen der oben genannten Maßstäbe zur Messung 
derselben anlegt. So steht z. B. Berlin verglichen mit den preußischen 
Provinzen bei Benutzung der unehelichen Geburtsquote immer weitaus 
an der Spitze, dagegen bei Anwendung der unehelichen Fruchtbar- 
keitsziffer erst an achter Stelle. Der Untersuchung der Ursachen 
und Folgen der unehelichen Geburten soll ein weiterer noch nicht 
erschienener Teil der Arbeit gewidmet werden. 

Auch die Arbeit von Prenger über die Unchelichkeit im 
Königreich Sachsen ist eine sehr anerkennenswerte und ergebnis- 
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reiche Leistung, wenn auch seine Ausführungen in manchen Punkten 
nicht ohne Widerspruch bleiben können. Gerade das Königreich 
Sachsen mit seiner so besonders hohen Zahl von unehelichen Geburten 
bietet ein dankbares Feld für eine solche Untersuchung. Ein gewisser 
Mangel der vorliegenden Arbeit liegt m. E. darin, daß er nicht den 
Versuch gemacht hat, in systematischerer Weise doch den äußeren 
Verhältnissen, wodurch die Unehelichkeit bedingt ist, etwas genauer 
nachzugehen. Es ist ihm zwar darin im allgemeinen zuzustimmen, 
wenn er unter Berufung auf O. Spann meint, daß die unmittel- 
baren Bedingungen der Unehelichkeitserscheinung psychologischer 
Natur seien, und alle äußeren Verhältnisse nur komplizierende Ein- 
flüsse, nicht aber grundsätzliche Bedingungen, so bedeutsam sie auch 
tatsächlich sein mögen; darin kann ich ihm aber nicht folgen, wenn er 
meint, daß bei einer im großen und ganzen so einheitlich zusammen- 
gesetzten, relativ kleinen Bevölkerungsmasse die unmittelbaren Be- 
dingungen wohl im allgemeinen die gleichen seien. Ist er doch selbst 
später an anderer Stelle seiner Arbeit (S. 82/83) genötigt, auf solche 
Unterschiede in den äußeren Bedingungen einzugehen. Ich glaube, 
wenn das in etwas systematischerer Weise geschehen wäre, wie es 
z. B. Auguste Lange für das Großherzogtum Baden getan hat’), 
daß dadurch doch manche Unterschiede in der Unehelichkeit hätten 
erklärt werden können. Aber abgesehen davon, und von noch einigen 
kleinen Unstimmigkeiten, die hier nicht näher berührt werden sollen, 
haben wir es dabei mit einer äußerst gründlichen, lehrreichen Arbeit 
zu tun. Eine besonders eingehende Behandlung haben die unehe- 
lichen Totgeburten, die uneheliche Säuglingssterblichkeit und die 
Legitimationen durch nachfolgende Ehe der Eltern erfahren. 
Auch Rost beschäftigt sich in seinen oben genannten Bei- 
trägen zur Moralstatistik mit der Frage der unehelichen Geburten. 
Zum Teil stehen seine diesbezüglichen Darlegungen auf einem etwas 
höheren Niveau, als seine oben kritisierten Ausführungen über den 
Geburtenrückgang in den Städten. Seinen allgemeinen Bemerkungen 
über die Bedeutung der Unehelichkeit und über die Schwierigkeiten 
zu einer richtigen Erklärung der hierbei vorhandenen Unterschiede 
zu kommen, wird man im allgemeinen durchaus zustimmen Können, 
vor allem wenn er sagt: »Es ist nicht angängig, Gebiete miteinander 
zu vergleichen, die sich durch eine große Verschiedenheit ihrer kul- 
turellen Beschaffenheit, ihrer wirtschaftsgeographischen Lage, ihrer 
Ehegesetzgebung und anderer Momente auszeichnen. Will man zu 
wissenschaftlich einwandfreien Resultaten gelangen, so darf man 
bei einer Vergleichung der unehelichen Geburten nur Gebiete mit 
verhältnismäßig gleichen Lebens- und Wirtschaftsbedingungen heran- 
ziehen. Selbst innerhalb politisch-geographisch abgegrenzter Ge- 
biete muß man charakteristische Besonderheiten berücksichtigen, 
welche auf die Gestaltung der Höhe der unehelichen Geburten einen 
Einfluß haben könnten.« Hätte nur Rost in der Ausführung diese 
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guten Vorsätze auch befolgt! Statt dessen vergleicht er z. B., darin 
Krose folgend, die Unehelichkeitsquoten der Regierungsbezirke 
Münster und Kößlin im Jahre 1895, während der Anteil der industrie- 
und handeltreibenden Bevölkerung im gleichen Jahre, in dem ersteren 
549,7°/o, in dem letzteren 284,9%0 betrug, oder er vergleicht in der 
gleichen Weise, die Regierungsbezirke Oppeln und Liegnitz, von 
denen der erstere mit der geringeren Unehelichkeitsquote eine Geburten- 
ziffer von 40,3, der letztere nur eine solche von 32,8 im Jahre 1895 
hatten; und auf solchen Grundlagen folgert er dann in Ueberein- 
stimmung mit Krose, daß für die hier vorhandenen gewaltigen Unter- 
schiede in der Häufigkeit der unehelichen Geburten sich kein anderer 
hinreichender Grund angeben lasse, als die Verschiedenheit der Kon- 
fessionen. Auch seine sonstige Beweisführung ist eine äußerst mangel- 
hafte; er operiert nur mit der Unehelichkeitsquote und sogar für wich- 
tige Fragen mit der ganz primitiven unbrauchbaren unehelichen Ge- 
burtsziffer, des Verhältnisses der unehelich Geborenen zu der Ein- 
wohnerzahl der betreffenden Gebiete schlechthin. Die feineren Me- 
thoden, wie wir sie inso vorbildlicher Weise in den Arbeiten 
von Rauhe und Prenger finden, die uneheliche Fruchtbar- 
keitsziffer und die uneheliche Fruchtbarkeitsquote sind bei Rost 
nicht anzutreffen. Seine diesbezüglichen Darlegungen sind des- 
halb auch ohne jede Beweiskratt. Es mag sein, daß unter Umständen 
die Konfession einen erheblichen Einfluß auf die Häufigkeit der Un- 
ehelichkeitserscheinung ausübt, aber bewiesen hat das Rost nicht, 
denn dazu bedürfte es eines gründlicheren und methodischeren Vor- 
gehens, als es bei ihm der Fall ist. 

Der Wert der kleinen Schrift von Stüber über die Sterb- 
lichkeitsverhältnisse im Königreich Bayern liegt in der Berechnung 
einer Sterbetafel auf Grund der Verhältnisse des Jahrzehnts 
190I—1910. Abgesehen davon bietet sie jedoch nicht sehr viel, trotz- 
dem noch eine Reihe von Fragen offen geblieben sind, die z. T. hätten 
beantwortet werden können. Ich erinnere an einen Vergleich des 
Rückgangs der Säuglingssterblichkeit mit demjenigen des Geburten- 
rückganges; es wäre wohl nicht ohne Interesse gewesen, auf Grund 
einer detailgeographischen Vergleichung beider Erscheinungen zu 
sehen, ob sich hier eine Parallelität zeigt, die dann wohl wieder auf 
Kausalbeziehungen nach der einen oder anderen Seite hin schließen 
ließe. Wir hören ferner, daß in den Städten in den Zeiträumen von 
1901—1910 die Sterblichkeit erheblich stärker gesunken ist (von 22,3 
auf 17,2°/oo) als in den ländlichen Bezirken (von 24,9 auf 21,2°/oo). 
Es wäre möglich, daß dies lediglich seine Ursache in Aenderungen 
im Altersaufbau und der Geschlechterverteilung in Stadt und Land 
gehabt hat, es kann dies auch damit zusammenhängen, daß ın den 
Städten, vor allem infolge des Geburtenrückganges, die Säugrlings- 
sterblichkeit stärker gesunken ist, es mag aber auch sein, daß die 
Sterblichkeit gleichmäßig in allen Altersklassen stärker als in den 
ländlichen Bezirken zurückgegangen ist. All das sind Fragen, die 
wenigstens z. T. hätten beantwortet werden können. Die Schritt, 
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es mag das ja vielleicht die Absicht ihres Verfassers gewesen sein, 
stellt nur die Tatsachen dar, ohne genauer auf ihre Erklärung einzugehen. 

Auch für die Entwicklung und die Häufigkeit der Selbst- 
morde haben die letzten Jahre einige sehr instruktive Arbeiten 
gebracht. Dieeinevon Kürten behandelt das Königreich Sachsen, 
das durch seine besonders große Selbstmordhäufigkeit schon rein 
äußerlich die Aufmerksamkeit in dieser Hinsicht auf sich lenkt. 
Die Arbeit Kürtens ist ein Muster von Gründlichkeit und über- 
legtem methodischem Vorgehen. Einleitend beschäftigt er sich mit 
dem Begriff des Selbstmordes und ich kann seine Ansicht, daß für 
die Moralstatistik kein Platz in einem System der wissenschaft- 
lichen Statistik übrig ist, durchaus teilen. An dieser Stelle können 
natürlich nur wenige seiner interessanten Ergebnisse mitgeteilt 
werden. Hierher gehört z. B. die Tatsache, daß in Sachsen die Ka- 
tholiken eine größere Selbstmordhäufigkeit aufweisen, als die Pro- 
testanten, während sonst im allgemeinen das entgegengesetzte Ver- 
hältnis festgestellt worden ist. Unter den Städten sind es nicht die 
Großstädte, sondern die kleineren, die nach Feststellungen Kürtens 
die größte Selbstmordhäufigkeit aufweisen. Vielleicht, daß hier 
doch die statistischen Feststellungen trügerische sind, und daß diese 
Erscheinung damit zusammenhängt, worauf Jaeckel in seiner 
gleich zu besprechenden Untersuchung hinweist, daß die Tendenz 
zum Selbstmorde in den Großstädten nie ihren reinen Zahlenausdruck 
findet, wegen der Neigung der Selbstmörder, in der Umgebung 
das Leben zu endigen. »Die außerörtlichen Selbstmorde einer Groß- 
stadt, also diejenigen Selbstmorde, die nicht am Wohnort, sondern 
in der näheren Umgebung zur Ausführung und statistischen An- 
schreibung gelangen, erhöhen die Selbstmordfrequenz der Umgebung 
und lassen die eigene Selbstmordlichkeit zu nieder erscheinen.« Nach 
dieser Richtung hin würden also die Ergebnisse Kürtens einer 
Berichtigung bedürfen. Sehr viel Mühe hat sich der Verfasser ge- 
geben, die Selbstmordlichkeit in ihren Beziehungen zu allgemeinen 
natürlichen und sozialen Erscheinungen und Tatsachen zu unter- 
suchen; er hat diejenigen zu den Schwankungen der Konjunktur 
und der Kriminalıtät geprüft, ohne dabei jedoch eindeutige Zu- 
sammenhänge aufzufinden. Hervorheben möchte ich noch, daß in 
den letzten 30 Jahren die Selbstmordhäufigkeit in Sachsen eine 
Abnahme erfahren hat, eine Tatsache, die um so wichtiger ist, wo 
doch in dem gleichen Zeitraume der Anteil der städtischen Bevöl- 
kerung, die ja eine höhere Selbstmordziffer als die ländliche auf- 
weist, erheblich gestiegen ist. 

Die Untersuchung Jaeckels über die Selbstmorde im Kreise 
Teltow 1ı801—ıIgIo bringt auch viel Lehrreiches. Auch er unter- 
sucht die Einwirkungen von Teuerungen und politisch bewegten 
Zeiten auf die Selbstmordlichkeit, kann aber nur finden, daß ein 
solcher nur dann vorhanden ist, wenn diese Ereignisse mit besonderer 
Intensität auftreten. Auf ein anderes wichtiges Ergebnis ist oben 
bereits hingewiesen worden, darauf, daß die Selbstmörder der Groß- 
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stadt die Tendenz haben, ihr Leben in der Umgebung zu endigen, 
daß sich deshalb auch um Berlin eine Zone stark erhöhter Selbst- 
mordlichkeit gebildet hat, und daß auch darauf, eng zusammenhängend 
mit der schönen landwirtschaftlichen Lage und günstigen Verkehrs- 
verhältnissen, die große Zunahme der Selbstmorde in dem Kreise 
Teltow zurückzuführen ist. 

Auch Rost beschäftigt sich in seinen Beiträgen zur Moral- 
statistik mit der Frage des Selbstmordes, und sehr vielem, was er 
hierbei ausführt, wird man zweifellos zustimmen können; auch darin 
wird man ihm beipflichten, daß zwischen religiösen Leben und Selbst- 
mordhäufigkeit ein sehr enger Zusammenhang besteht, und daß man 
nicht fehlgeht, wenn man sdem Wesen der katholischen Re- 
ligion und ihren Bekennern in Ausübung ihrer Lehre und Anwendung 
ihrer Mittel einen unbestreitbaren Einfluß auf die geringe Beteiligung 
am Selbstmord und eine stärkere Gefeitheit gegen die krankhafte 
Selbstmordneigung zuschreibt«. So sehr man ihm darin beistimmen 
wird, das habe ich schon anläßlich der Besprechung seiner Schrift 
über den Selbstmord in den deutschen Städten betont ®), so darf 
man die anderen Faktoren, die ebenfalls auf den Selbstmord ein- 
wirken, nicht zu sehr hinter dem Einfluß der Konfession zurück- 
treten lassen; die Momente des Berufes, Wohlstandes, Wohnortes, 
wobei doch bei den einzelnen Konfessionen nicht unerhebliche Ver- 
schiedenheiten vorhanden sind, spielen bekanntlich eine erhebliche 
Rolle bei den Problemen des Selbstmordes. Zwar weist Rost dar- 
auf hin, daß neben der Konfession, auch solch andere Faktoren noch mit 
in Betracht kommen, aber, wie oben bei der Frage der unehelichen Ge- 
burten, berücksichtigt er sie nicht beiseinen statistischen Darlegungen, 
trotzdem das z. T. ohne große Schwierigkeiten möglich gewesen wäre. 

Zum Schlusse sei noch auf die kleine überaus sachlich und an- 
sprechend geschriebene »BBevölkerungswissenschaft«von 
Most hingewiesen. Das Urteil über ihren Weıt oder Unwert hängt 
natürlich nicht davon ab, ob man seinen Darlegungen und Ansichten 
auch im einzelnen überall zu folgen vermag. Wichtiger als dieses ist, daß 
es Most verstanden hat, auf engem Raume eine Fülle von Tat- 
sachen und Gedanken über die Probleme der Bevölkerung zu bringen 
und damit ein Buch zustande gebracht hat, das zur Einführung 
in die Probleme der Bevölkerungswissenschaft nicht warm genug 
empfohlen werden kann. Falls der kleinen Schrift, wie zu wünschen, 
bald einmal eine Neuauflage beschieden sein sollte, so wäre es viel- 
leicht zweckmäßig, die allgemeinen Zusammenhänge zwischen Wirt- 
schaft und Bevölkerung etwas stärker hervorzuheben. Vielleicht, 
daß dann Most auch sehen wird, was mir jetzt nicht genügend her- 
vorgehoben zu sein scheint, daß es sich bei der Frage der Volksver- 
mehrung doch auch in hohem Maße um die Frage der Bevölkerungs- 
kapazität handelt und daß unter diesem Gesichtspunkte auch die 
Aufgaben der Bevölkerungspolitik tiefer aufgefaßt sein wollen, als 
es bei ihm der Fall ist. 

®) Dieses Archiv Bd. 36, S. 638. 
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Neuere Literatur zur inneren Kolonisation. 
Von 


RUDOLF LEONHARD. 


Längst ist die innere Kolonisation kein einfaches Problem der 
stärkeren Besiedlung des flachen Landes mehr, sondern ein bündel- 
artig zusammengefaßter Komplex verschiedener, oft divergierender 
Bestrebungen und Fragen. Es kommen in Betracht die Interessen des 
Großgrundbesitzes, des groß-, mittel- und kleinbäuerlichen Betriebes, 
der Pächter, Häusler und freien Landarbeiter. Man kann das Problem 
betrachten vom populationistischen, vom nationalen, vom hygienischen 
Standpunkt aus, unter dem Gesichtspunkt der Produktion oder der 
Konsumtion. Die Fülle der Publikationen, welche das Thema der 
inneren Kolonisation von allen Seiten zu beleuchten suchen, beweist, 
in wie hohem Grade die Frage geradezu das Zentralproblem der Agrar- 
politik geworden ist; selbst die brennenden Fragen des landwirtschaft- 
lichen Verschuldungs- und Genossenschaftswesens sind dem gegen- 
über vorübergehend in den Hintergrund gedrängt worden. In erster 
Linie sei in diesem Zusammenhang erwälnt die Bearbeitung, welche 
der Oekonomierat Lothar Meyer der »englischen Agrarenqueäte von 
1913« (Berlin, Parey, 1914, 2 Mk.) hat zuteil werden lassen. Man kann 
ihr als bestes Lob nachsagen, daß sie das Original fast ersetzt und daß 
besonders angenehm der warmherzige Ton auffällt, in welchem der ost- 
deutsche Großgrundbesitz, für welchen die Broschüre augenscheinlich 
speziell bestimmt scheint, ermahnt wird, die innere Kolonisation, um 
welche sich ja auch die englische Agrarenquete von 1913 dreht, nicht 
vom rein privatwirtschaftlichen Standpunkt aus als ein Mittel zu be- 
trachten, sich seßhafte Arbeiter zu verschaffen, sondern vom Stand- 
punkt der nationalen Wohlfahrt aus, welche eine klein- und mittel- 
bäuerliche Bevölkerung erfordere. Das Problem sei dieses: »Wie er- 
halten wir dem platten Lande seine Bewohner — in welcher Form 
auch ımmer ?« Als ein Mittel zu diesem Zweck dürfe auch die Durch- 
setzung des flachen Landes mit Industrie nicht von der Hand gewiesen 
werden, vor allem aber müsse der Staat zum schnelleren Fortgang der 
Aktion größere Mittel als bisher bewilligen und solle überhaupt alle 
auf dieses Endziel gerichteten Bestrebungen in seiner Hand vereinigen, 
da augenscheinlich »nicht alle Lober es ehrlich meinen«. Eine recht- 
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zeitige Ersetzung der landwirtschaftlichen Großbetriebe des ‚Ostens 
durch Kleinbetriebe hält Autor für um so notwendiger, als er einen 
Zusammenbruch unseres auf fremde Lohnarbeit und Schutzzoll ba- 
sierten Großbetriebs voraussieht 71. 

Nur das Zusammenfallen einer Reihe guter Ernten mit guten 
Preisen hätte es ermöglicht, die Löhne etwas heraufzusetzen, es müsse 
aber mit einer allmählichen Herabsetzung der die hohen Preise garan- 
tierenden Zölle gerechnet werden, und dann sei das bisherige System 
des Großbetriebs nicht mehr zu halten. Wie man in England Land- 
arbeiter als Pächter heranzuziehen bestrebt sei, so müsse man in 
Deutschland beizeiten daran denken, an Stelle der Landarbeiter Stellen- 
besitzer und Kleinbauern anzusiedeln. 

Dies die vorweggenommene Schlußfolgerung des Autors. Eine 
vollständige Inhaltsangabe seiner kurzen, prägnanten Bearbeitung der 
englischen Agrarenquete zu geben, hieße einen Extrakt nochmals 
extrahieren. Es seien nur die wichtigsten Punkte kurz berührt. 

Die englische Enquête dreht sich vor allem um die wirtschaft- 
liche Lage des landwirtschaftlichen Lohnarbeiters, der, etwa in der 
Lage des städtischen Heimarbeiters, sich aus eigener Kraft nicht helfen 
kann. Die Gewerkschaftsbewegung hat sich als ohnmächtig erwiesen. 
Dem Pächter kann man die Zahlung eines Minimallohnes, die in an- 
deren Gewerben bereits gesetzlich eingeführt wurde, nicht zumuten, 
da hierdurch sein Profit ungebührlich verkürzt werden würde. Folg- 
lich muß der Grundbesitzer die unumgängliche Lohnerhöhung tragen, 
indem er auf einen entsprechenden Teil seiner Rente verzichtet, d.h. 
eine der Lohnerhöhung entsprechende Pachtermäßigung bewilligt, die 
nach den Aufstellungen der Kommission zwischen 0,8 und 22,3% der 
Pachtrente sich bewegen würde. 

Abgesehen von den Hungerlöhnen laboriert die englische Land- 
arbeiterschaft an ungenügenden Wohnungen. Rheumatismus und 
Tuberkulose gehören infolgedessen zu den häufigsten Krankheiten und 
machen die gedankenlose Redensart von der »gesunden Landluft« zu 
schanden. Ein täglich wenigstens achtstündiger Aufenthalt in un- 
gesunden, feuchten und überfüllten Räumen muß natürlich den gün- 
stigen Einfluß des Arbeitens in der freien Luft mindestens paralysieren, 
wie ja auch unter den Matrosen, die bei der Enge des Schiffsraumes 
meist ungesunde und überfüllte Schlafräume haben, trotz der gesunden 
Seeluft Lungentuberkulose nicht unbekannt ist. Die Zweiteilung 
zwischen Pächter und Eigentümer, die sich gegenseitig die Kosten zu- 
schieben, verhindert meist den Bau neuer Arbeiterwohnungen; wo der 
Landarbeiter in einer freien Dienstwohnung (tied cottage), die auf 
dem Pächterland steht, lebt, wagt er überhaupt keine Reparatur zu 
verlangen, aus Furcht hinausgeworfen zu werden. 

Die bisherigen Versuche, durch Schaffung von small holdings und 
allotments selbständige Kleinbetriebe zu schaffen, sind an den hohen 


1) Nicht immer wird esim Kriegsfall wie diesmal möglich sein, die auf tremde 
Saisonarbeiter angewiesene Ernte rechtzeitig und unverschrt einzubringen, 
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Bodenpreisen gescheitert; meist wurde zudem pachtweise auf dem 
Boden von Großgrundbesitz kolonisiert, wobei über den Pächtern 
das Damoklesschwert der Kündigung oder Pachtsteigerung schwebt. 
Sicherheit gibt nur die Kolonisation auf Kronland oder der gesetzliche 
Zwang zur Hergabe von Land zu einem dem Ertragswert, nicht dem 
Verkehrswert entsprechenden Preis. 

Sehr interessant sind auch die Abschnitte über den Landgerichts- 
hof, das ländliche Genossenschafts- und Kreditwesen. Es handelt sich 
hierbei durchweg um sog. Kleine Mittel, die aber, sobald das wichtigste 
Problem, das der Bodenfrage, nach neuseeländisch-irischem Muster 
gelöst ist, sehr wohl imstande sein können, neue Kleinbetriebe zu 
schaffen, welche vor allem hochwertige Luxusprodukte, wie Butter, 
Käse, Eier, Geflügel, Obst im eigenen Lande erzeugen können. An 
eine stärkere Wiedereinführung von Getreidebau wagt man offenbar 
gar nicht zu denken. 

Es sind, mutatis mutandis, die gleichen Probleme, welche auch 
die kontinentale, speziell die deutsche Landwirtschaft beschäftigen, 
nur daß es sich in England, solange das alte Bodensystem nicht durch 
die Lloyd-Georgeschen konfiskatorischen Erbschaftssteuern zerstört 
ist, immer um Pacht, in Deutschland vorwiegend um Besitz handelt. 
Um so mehr wendet sich das Interesse demjenigen Stande zu, welcher 
das Material für die innere Kolonisation wird liefern müssen: die Land- 
arbeiter. Mit der größten Akribie werden jetzt die Lebensbedingungen 
dieses scheinbar schon auf dem Aussterbeetat stehenden Standes unter- 
sucht, dann die Möglichkeiten für den wirtschaftlichen Aufstieg dieser 
Bevölkerungsklasse erörtert, für deren Existenz und Wohlfahrt die Bau- 
ernbefreiungsgesetzgebung noch kein Verständnishatte. Schon 1912 hat 
die »Vereinigung für exakte Wirtschaftsforschung« eine »Studienkom- 
mission für Erhaltung des Bauernstandes«ins Leben gerufen, deren Aus- 
schüsse bereits eine Reihe einschlägiger Arbeiten veröffentlicht haben. 
Ueber die Ergebnisse berichtet Bernhard von Oertzen in seiner Schrift 
»Wie erhalten wir unseren Bauernstand ? Und wie befreien wir uns 
von den Wanderarbeitern ?« (Jena, Fischer, 1914, I.20o Mk.). Vom 
gleichen Autor liegt gleichzeitig als 14. Ergänzungsheft des »Archiv 
für exakte Wirtschaftsforschung« und zugleich als Publikation des 
Ausschusses B der »Studienkommission für Erhaltung des Bauern- 
standes« eine Arbeit vor über »Landflucht, Kleinsiedlung und Land- 
arbeit« (Jena, Fischer, 1914, 12 Mk.), die sich trotz des verallgemei- 
nernden Titels ausschließlich auf Mecklenburg bezieht, aber immerhin 
vieles enthält, was auch für andere Territorien zutreffen kann. 

Wieder ist der bereits von vielen Seiten gerügte, ebenso bedauer- 
liche wie geschmacklose Untertitel »Archiv für vexakte« Wirtschafts- 
forschung« zu beanstanden, der einerseits für alle nicht aus der Rostock- 
schen Werkstätte hervorgegangenen Arbeiten ähnlicher Art die be- 
leidigende Unterstellung enthält, sie seien absichtlich oder unabsicht- 
lich weniger exakt gearbeitet, andererseits gegenüber den Veröffent- 
lichungen des Archivs den Argwohn erwecken muß, sie seien in 
irgendwelchem einseitig - parteiischem Sinne gehalten. Durch sol- 
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che, nach Selbstlob riechende Qualifikation der eigenen Arbeits- 
weise wird in die Wissenschaft ein Moment amerikanischer Reklame 
hereingetragen, das leicht dazu führen kann, daß eine andere 
Publikationswerkstätte das Ehrenbergsche Archiv durch Epitheta 
noch stärkeren Eigenlobs überbietet. 

Die Anstoß erregende Firmenbezeichnung ist um so bedauer- 
licher, als speziell die vorliegenden Arbeiten v. Oertzens tatsächlich 
sich durch große Gründlichkeit der Untersuchung, übersichtliche Zu- 
sammenstellung der Resultate und Klarheit des Urteils auszeichnen. 
Die Reichhaltigkeit der Ergebnisse ist aber nicht durch irgendeine 
irgendwie neuartige speziell dem Ehrenbergschen Institut paten- 
tierte Methode der Forschung herbeigeführt, sondern durch kombi- 
nierte Anwendung der längst bekannten und ausgeübten mono- 
graphischen Beschreibung einzelner Orte und Haushalte einer- 
seits und zusammenfassende Uebersicht über große Gebiete ande- 
rerseits. Der Zusammenhang des »Archivs« mit einflußreichen und 
offiziellen Kreisen gestattet eben bei seinen Enqu£ten eine Inan- 
spruchnahme und ein Zusammenarbeiten mit Behörden und Hono- 
ratioren, wie es privaten, zumal weniger gut angeschriebenen For- 
schern, bei ihren Bemühungen leider selten oder nie möglich ist. Aus 
jener sichtlichen Bevorzugung durch Behörden und maßgebende Kreise 
ist aber kein Rückschluß auf größere prinzipielle Exaktheit der Ar- 
beiten des »Archivs« zu machen. 

v. Oertzens Untersuchung beschäftigt sich mit dem Vorkommen 
und der Lage von freien Landarbeitern in den bäuerlichen Gegenden 
Mecklenburgs. Diese einheimischen Landarbeiter sind nicht nur das 
Material für die Arbeitsbeschaffung mittlerer und größerer Bauern- 
wirtschaften, sie sollen auch die Pflanzschule sein, aus denen sich die 
innere Kolonisation rekrutiert. O. konstatiert nun, daß speziell im 
Südwesten Mecklenburgs, wo auf leichter zu bearbeitendem Boden 
im herzoglichen Domanialgebiet während des ro Jahrhunderts ein 
Bauernstand entstanden ist, für die Landarbeiter eine Möglichkeit 
sozialen Aufstiegs besteht, welche etwa über die Stufenleiter 

Gesinde 


Einlieger 


Häusler 


bis zum . Kleinbauern 
geht, der nur noch eigenen oder gepachteten Boden bearbeitet. Zu- 
nächst macht früheres Gesinde sich selbständig, wohnt bei Bauern zur 
Miete und verdingt sich gelegentlich, dann pachten solche Einlicger 
Gemeinland, das in jener Gegend reichlich vorhanden und in kleine 
Parzellen, sog. Kompetenzen, zerlegt ist. Auf diese Weise gelingt es 
dann dem Einlieger, ein eigenes Haus zu erwerben und schließlich 
durch weitere Zupachtungen von der Arbeit auf fremdem Land ganz frei 
zu werden. Wenn sich dieser Prozeß nicht in größerem Umfang voll- 
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zieht, so liegt das vor allem an dem durchgehenden Mangel von ge- 
eigneten Mietswohnungen auf dem Lande, einem Mangel, der wieder- 
um zurückzuführen ist auf die alte Scheu der Bauern vor besitzlosem 
Landproletariat, das womöglich von Felddiebstählen lebt und Anteil 
an der Allmende verlangt ?). Bezeichnenderweise fehlt es im Norden und 
Osten Mecklenburgs, wo auf schwerer zu bearbeitendem Boden wenige 
Bauernhöfe zwischen Großgrundbesitz eingeklemmt liegen und die 
verkümmerte kommunale Entwicklung es nicht zur Schaffung von 
Gemeinland gebracht hat, gänzlich an Einliegern, da dieselben, keine 
Möglichkeit des sozialen Aufstiegs vor Augen, abgewandert sind, so 
daß in jenen Gegenden typischen Großbetriebs auch die Bauern mit 
polnischen Wanderarbeitern sich behelfen müssen. 

Diese mit zahlreichen Tabellen überzeugend belegten Ausführungen 
v. Oertzens enthalten einen wertvollen Fingerzeig, wie die innere Kolo- 
nisation in Mecklenburg und auch anderswo anzufassen ist. Mehr Er- 
folg als das Einsetzen eines Landarbeiters, der bisher nur auf fremdem 
Boden arbeitete und erst lernen muß, selbständig zu wirtschaften, in 
eine bereits vorbereitete Bauernstelle verspricht das langsame Auf- 
steigen des Einliegers zum Bauern über die Zwischenstufe des Häuslers. 
Mietswohnungen und Gemeinland sind zur Erleichterung der An- 
siedlung und des Emporarbeitens bereitzustellen, und auch die An- 
siedlung von Landindustrie, mit welcher die Erbauung von Miets- 
häusern auf dem Lande Hand in Hand geht, ist in diesem Sinne zu 
berücksichtigen. 

Für den bäuerlichen und Großgrundbesitz, in dessen Interesse ja 
jene Enquête vorwiegend unternommen wurde, läßt sich aber von 
einer derart betriebenen inneren Kolonisation die Gewinnung neuer 
ständiger Arbeitskräfte kaum erhoffen. Führt doch v. Oertzen selbst 
aus, daß die zu Häuslern gewordenen Einlieger ihren neuen Stand nur 
als Zwischenstufe zu weiterem Emporsteigen betrachten und ihn da- 
her möglichst bald zu verlassen streben. Eine wirtschaftlich unselb- 
ständige Häuslerstelle mit ungenügender Landparzelle, die also er- 
gänzende Lohnarbeit auf benachbarten Gütern erfordert, bindet den 
Häusler an die Scholle und liefert ihn dem Arbeitgeber aus. In dieser 
richtigen Erkenntnis sucht der Häusler durch Zupachten von Acker- 
parzellen sich möglichst schnell selbständig zu machen. Gelingt ihm 
dies aber, dann ist er eben kein Häusler mehr, sondern bereits Klein- 
bauer, der für Lohnarbeit auf fremdem Boden nicht mehr zu haben ist. 

Dem gleichen Bestreben wie die v. Oertzenschen Untersuchungen 
dienen die drei vorliegenden Schriften des »ständigen Ausschusses zur 
Förderung der Arbeiterinneninteressen«. Heft 4, dessen Ergebnisse 
von dem Pfarrer Hans Seufert zusammengestellt sind, bezieht sich 
auf die »Arbeits- und Lebensverhältnisse der Frauen in der Landwirt- 


2) Rehbein erzählt in seinen »Erinnerungen eines Landarbeiters«, wie in 
den 80er Jahren die reichen Bauern in Dithmarschen sorgfältig die verfalle- 
nen Katen der Häusler und Insten ankaufen und abreißen, damit ja nicht 
etwa so ein armer Häusler später der Gemeinde zur Last fallen könne, ur- 
alte Gemeindepolitik von Bayern bis Holstein! 
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schaft in Württemberg, Baden, Elsaß-Lothringen und der Rheinpfalz« 
(Jena, Fischer, 1914, 6 Mk.); Heft 5, bearbeitet von Elly v. Putlitz, 
auf die gleichen Verhältnisse in Brandenburg (Io Mk.); Heft 6, von 
Priester zusammengestellt, auf Mecklenburg (Jena 1914, Verlag Fischer, 
5 Mk.). Wenn, wie der Titel sagt, jene Untersuchungen sich auf die 
Lage der in der Landwirtschaft beschäftigten weiblichen Arbeits- 
kräfte beschränken, so ist das natürlich nicht «wörtlich zu nehmen. 
Die Lage der ländlichen Arbeiterinnen und Arbeiterfrauen kann nicht 
geschildert werden, ohne die Lage der ländlichen Bevölkerung über- 
haupt zu besprechen; ferner fassen die vorliegenden Publikationen den 
Begriff »Arbeiterin«sehr weit und ziehen in ihn allein der Landwirtschaft 
überhaupt tätigen Personen hinein, also auch jene Frauen von Tag- 
iöhnern und Kleinbauern, die lediglich im eigenen Betriebe arbeiten 
oder auch nur vorwiegend den Haushalt führen. Es kommt so ein 
reiche Details enthaltendes Bild zustande, das nur durch die Frage- 
stellung etwas einseitig wird; sowohl durch die, was gefragt wird, in- 
dem Suggestivfragen wie »Haben Sie unter der Sozialdemokratie zu 
leiden ?« nicht vermieden sind, als auch durch die Art, wie nur be- 
stimmte Interessentenkreise gefragt werden. Kontradiktorisch jeden- 
falls ist eine Enquête nicht, sondern im höchsten Grade einseitig, bei 
welcher, wie das z. B. in Mecklenburg der Fall war, von 60 Bericht- 
erstattern nur 2 Arbeiterfrauen, 58 aber Arbeitgeber, Pastoren, In- 
spektoren- und Förstersfrauen sind. Eine solche Erhebung kommt 
fast auf die Frage heraus: »Wie seid ihr mit euren Leuten zufrieden ?« 
Für die Objektivität der Gefragten ist es aber immerhin ein ehren- 
voller Beweis, wenn die Antworten aus oft neb:neinander gelegenen 
Kreisen so verschieden ausfallen, als seien -ie bald vom Arbeitgeber. 
bald vom Arbeitnehmer gekommen. Es kommt eben gerade in der 
Landwirtschaft, wo Arbeitgeber und Arbeitnehmer auch außerhalb 
der eigentlichen Arbeitszeit fortwährend Berührungspunkte haben, 
alles auf die Persönlichkeit des Betriebsleiters an, so daß in der Leute- 
frage die größten Gegensätze auf zwei benachbarten, unter ganz glei- 
chen Verhältnissen bewirtschafteten Gütern häufig sind. 

Was zunächst die Publikation über Mecklenburg betrifft, so 
decken sich deren Ergebnisse völlig mit denen der v. Oertzenschen 
Untersuchung. Bezüglich der Stellung des Gesindes und der weib- 
lichen Lohnarbeiter auf Ritter- und Bauerngütern zur Dienstherrschaft 
befindet man sich offenbar in einem vollen Uebergangsstadium. Die 
alten patriarchalischen Beziehungen haben sich gelockert, nicht ein- 
mal die Bauern essen mehr mit ihrem Gesinde zusammen. Auf den 
in Mecklenburg zahlreichen von Kaufleuten und Industriellen be- 
sessenen Gütern sind die Beziehungen des Arbeitspersonals zur meist 
absentistischen Herrschaft rein wirtschaftlicher Natur; dagegen fehlt 
es nicht an Beispielen »neupatriarchalischer, bewußter \Vohlfahrts- 
pflege«, die mit dem alten patriarchalischen System wohl das Prinzip 
der Herrschaft über den Arbeitnehmer gemeinsam hat, aber wenigstens 
wirkliche Gegenleistung gibt. Eine gewisse soziale Bevormundung 
wird auf dem Lande keineswegs als unerhörter Zwang empfunden, denn 
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der Sinn für soziale Distanz ist gerade bei der Landbevölkerung des 
Ostens äußerst ausgeprägt, und es wäre ein Irrtum, zu glauben, daß, 
je tiefer man auf der sozialen Stufenleiter abwärts steigt, desto mehr 
alles zu einer homogenen Masse werde, ein Irrtum, der nur auf den 
Blick aus der Vogelperspektive zurückgeht, der alle unter ihm liegen- 
den Niveaudifferenzen in der gleichen Ebene sieht. Im Gegenteil, 
man könnte beinahe sagen, die sozialen Unterschiede verschärfen sich 
nach unten hin; zwischen einem Ochsen- und Pferdeknecht ist der 
Unterschied in den Augen der Leute selbst sicherlich größer als der 
zwischen einem Kanzleisekretär und Staatssekretär. Vollends Stellen- 
besitzer und Häusler, die wirtschaftlich sich oft nicht besser stehen 
als Lohnarbeiter, würden sich mit den letzteren sozial absolut nicht 
auf eine Stufe stellen lassen (S. 154). »Wi sölln mit dei Daglöhners 
up ein Bank siten ? Ne, dat daun wi nich!« Auf ähnliche Gründe ist 
es zurückzuführen, wenn unter dem Mangel an weiblichen Dienst- 
boten in Mecklenburg die Bauernhöfe mehr leiden als die Rittergüter. 
Denn die Kuhmagd wird eher noch auf einem Rittergut dienen als 
bei einem Bauern, weshalb letzterer, wie schon v. Oertzen ausführt, be- 
sonders an Orten, die von Rittergutsland umschlossen sind, übel daran 
ist. Dazu kommt an der Ostseeküste, daß die Mägde lieber als Dienst- 
mädchen in die Badeorte gehen. 

Allgemein wird hervorgehoben, daß die Frauen der Häusler und 
Insten im eigenen Betrieb und auf fremdem Lande außerordentlich 
schwer arbeiten, im Winter 13, im Sommer 16 Stunden, härter jeden- 
falls als die Frauen der Taglöhner, so daß die Ansicht Kautskys, daß 
die kleinen Leute auf dem Lande nur durch übermäßige Arbeit und 
Raubbau an ihrer Gesundheit wirtschaftlich vorwärts kommen könn- 
ten, doch etwas Wahres zu enthalten scheint. Es ist kein normaler 
Zustand, wenn (S. 26 und 147) Frauen ihre Kinder nicht selbst stillen, 
um die Arbeit nicht versäumen zu müssen, wenn (S. 149) Schwestern 
und Landpflegerinnen, auf welche der häusliche Arbeitsbedarf abge- 
wälzt wird, einspringen und die Kinder beaufsichtigen müssen, wäh- 
rend die Frau auf Arbeit geht, wenn infolgedessen (S. 94) an manchen 
Orten die Kindersterblichkeit 13,7% betrug und von 51 Frauen 35,5% 
infolge von mangelnder Schonung vor und nach der Geburt Frauen- 
krankheiten hatten. 

Die Ernährung ist im übrigen sowohl bei Häuslerfrauen und 
Gesinde gut und reichlich. Für beides ist die mecklenburgische Küche 
bekannt, und das Fleisch spielt in der Ernährung eine Rolle, wie kaum 
anderswo. Eine starke Besserung in der Ernährung gegen früher wird 
konstatiert, »Flaschenbier hat den Schnapskonsum verdrängte« (S. 130) 
und »gesalzenes Rindfleisch von alten oder notgeschlachteten Kühen 
wird nicht mehr gegeben, da es verweigert wird« (S. 128). Anderer- 
seits macht sich die Verkehrswirtschaft insofern bereits für die Er- 
nährung unangenehm bemerkbar, als (S. 138) Butter schon vielfach 
aus den städtischen Molkereien zurückgekauft werden muß, daher 
durch Margarine, Natur- durch Kunsthonig ersetzt wird. 

An süddeutsche Verhältnisse erinnert die öfters auftretende Aus- 
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sage, daß (S. 151) die Behandlung der alten Eltern nicht immer muster- 
haft ist, während die Kinder verzogen werden. »Mancher Chinese 
könnte hierin unser Landvolk beschämen.« Dieser verbreitete Uebel- 
stand hängt mit der tief eingewurzelten bäuerlichen Anschauung zu- 
sammen, daß, wer nicht mehr mitarbeiten kann, als unnützer Esser 
keine Existenzberechtigung mehr hat. 

Von den polnischen Wanderarbeitern hält sich die eingeborene Be- 
völkerung fern und meidet im allgemeinen jede öffentliche Berührung, 
doch hat die Anziehungskraft, welche die leicht zugänglichen polnischen 
Schnittermädchen auf die jungen einheimischen Knechte ausüben, 
insofern demoralisierende Folgen für die einheimische weibliche Be- 
völkerung, als diese letztere infolge der unlauteren ausländischen Kon- 
kurrenz nun auch ihrerseits sich leichter zugänglich erweist (S. 177). 

Im ganzen zeigen uns die Ergebnisse der Untersuchung, daß ein 
Festhalten der weiblichen und überhaupt der arbeitenden Bevölke- 
rung auf dem Lande nur dann einige Aussicht hat, wenn man ihr 
neben der Möglichkeit wirtschaftlichen Vorwärtskommens etwas Ab- 
wechslung und geistige Anregung verschafft. Wandern die älteren 
Leute ab, weil sie keine Möglichkeit des Aufwärtssteigens sehen, so 
die jüngeren, weil es ihnen auf dem Lande zu tot ist. 

Daß dieser letztere Grund auch unter ganz anderen Verhältnissen 
ausschlaggebend ist, beweist die folgende, auf gänzlich verschiedenem 
Boden angestellte Untersuchung der Lage der Landarbeiterinnen im 
deutschen Südwesten. Hier, wo schon im 17. Jahrhundert der Unter- 
schied zwischen Voll-, Halb- und Viertelsbauer sich verwischt hatte, 
hat das ausgebreitete Industriesystem völlig nivellierend gewirkt; der 
vorherrschende Kleinbauernstand geht nach unten hin unmerklich 
in Häusler- und Taglöhnertum über; denn auch die Fabrikarbeiter 
haben meist etwas Land, das sie in ihren Mußestunden oder durch 
Ihre Familie bebauen. 

Hat diese Dezentralisierung der Industrie einerseits zur Schaf- 
fung zahlreicher Parzellen- und Zwergbetriebe geführt, so gefährdet 
sie andererseits die bäuerlichen Mittelbetriebe, die infolge der Nähe 
und Konkurrenz besser bezahlten Fabrikarbeit weibliche Arbeitskräfte 
nur noch schwer erhalten können, obwohl die Löhne und Lebensbe- 
dingungen auch in der Landwirtschaft ständig gestiegen sind. In- 
dessen die Tendenz, der für minderwertig gehaltenen Arbeit im Stall 
und auf dem Felde den Rücken zu kehren, beschränkt sich keineswegs 
auf das dienende Personal (S. 353). »Dieselbe Welle, die überall die 
alte Lebensauffassung überspült hat, hat auch das Landvolk berührt. 
Das Bauerntum erlebt zurzeit eine schwere innere Krisis.« Es herrscht 
typische (S. 352) »Landverdrossenheit auch in Besitzerskreisen, die 
den alten Bauernstolz vollkommen vermissen läßt«. Dieser Tendenz 
des Gesindes und selbst der Kleinbauernsöhne, Fabrikarbeit in der 
Stadt der Landarbeit vorzuziehen, entspricht der Hang der Bauern- 
töchter, Lehrer oder Beamte in der Stadt zu heiraten. Hier wird etwas 
festgestellt, was Karl Jentsch und auch der Schreiber dieser Zeilen 
des öfteren betont haben, daß nämlich die sog. Landflucht — übrigens 
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ein Schlagwort zur Bezeichnung einer inneren Bevölkerungsverschie- 
bung, das bereits ein unberechtigtes Werturteil, nämlich den Begriff 
der unerlaubten Entfernung vom Lande, in sich enthält, während 
doch nur von dem gesetzlich festgelegten Recht der Freizügigkeit 
Gebrauch gemacht wird — keine bloße Leutefrage, sondern eine solche 
der ländlichen Bevölkerung überhaupt ist. Haben wir doch die gleiche 
Erscheinung des Mangels an Farmern auch in der Union, wo manche 
Ursachen, denen man in Europa die Schuld gıbt, wie der obligatorische 
Militärdienst in städtischen Garnisonen, wegfallen. Wird die nach 
den Städten gerichtete zentripetale Wanderungstendenz später wieder 
einer zentrifugalen Richtung Platz machen? Die von Vandervelde 
in seinem »exode rural« und von Brentano in seiner Artikelserie im 
Berliner Tageblatt (2I. 4.14, 24.4. I4, 29.4.14, 5.5.14) angekündigte 
Auflockerung der Städte und villenartige Ansiedlung der Bewohner auf 
dem Lande bietet kein Aequivalent, da es sich hier ‚nicht um Land- 
wirtschaft treibende, sondern nur um auf dem Lande wohnende, in 
die Stadt tendierende Bevölkerung handelt. Solche halbstädtische 
Siedlungen kommen wohl als Zentren des Konsums, aber nicht als 
Stätten landwirtschaftlicher Produktion in Frage. 

Die Veröffentlichung über die Provinz Brandenburg ist in ihrem 
Text etwas mager, in ihren 34 des Buches ausmachenden Belegen und’ 
Tabellen, die unendlichen Fleiß verraten, aber kaum von einem Leser 
werden durchgearbeitet werden, hypertrophiert. Vieles von den Ergeb- 
nissen erinnert an Mecklenburg. Die Liebe zum Landleben ist immer- 
hin noch stärker vorhanden als in Südwestdeutschland, wenigstens 
bei den Kleinbesitzersfrauen, die vor allem einsehen, daß ihre Kinder 
auf dem Lande besser gedeihen. Auch bei den Dienstmägden fängt 
bezeichnenderweise (S. 149) »die Wirtschaftlichkeit erst an, wenn sie 
eigenen Hausstand haben«. Leicht haben es auch hier die Häusler- 
frauen nicht (S. 112), »in bezug auf Fehl- und Totgeburten zeigt die 
Kleinbesitzersfrau den höchsten Prozentsatz. Auch nehmen sich 
wenige Häuslerfrauen Zeit zum Stillen der Kinder, wie das die freien 
Landarbeiterinnen und Frauen kontraktlich gebundener Landarbeiter 
tun. 

Bei den Häuslern sind es Söhne und Töchter, die in die Stadt 
ziehen, wenn ihnen auf dem Lande die Möglichkeit fehlt, sich selb- 
ständig zu machen. Gesinde und Landarbeiter verlassen das Land 
u. a. deshalb, weil sie sich nicht mit »Ihr« anreden lassen wollen, ferner 
aus Langeweile, aus Mangel an Zerstreuung und Anregung. 

Dabei erstreckt sich die Abwanderung oft zunächst nur in die 
nächstliegende Kleinstadt, die als Uebergang in die Großstadt dient 
(was Vandervelde in seinem »exode rural« auch für Belgien konsta- 
tiert), und wenn Landindustrie in der Nähe existiert, wie z. B. Gänse- 
mästereien, so bleibt die Landbevölkerung dort hängen. 

Da gerade in der Provinz Brandenburg in den einzelnen Kreisen 
ganz verschiedene Voraussetzungen der ländlichen Besitzverteilung, 
der Absatzverhältnisse, der Industrialisierung herrschen, so ist es 
nicht verwunderlich, wenn ein wenig einheitliches Gesamtbild her- 
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auskommt, wenn der Gewährsmann aus dem einen Kreise berichtet, 
die Kleinbauern schätzten ihren Stand nicht hoch genug, während 
aus einem anderen Kreise (Kalau) vom Heimatgefühl der Leute ge- 
sprochen wird. | 

Vom entwurzelnden Einfluß des Großgrundbesitzes, davon, daß 
Leute, die vielleicht gerne auf dem Lande bleiben, und sich selbständig 
machen möchten, infolge der Rittergutsverfassung kein Land zu 
kaufen bekommen, ist nirgends die Rede. Eine auf diesen Grund 
der Abwanderung bezügliche Frage enthalten die sonst so eingeh- 
enden Fragebogen der Enquäten nicht. Man gewinnt aber gleich- 
wohl den Eindruck, daß in vielen Fällen durch die Aussicht auf Er- 
werb wirklich selbständig machender Kleinbetiiebe namentlich die 
älteren Leute auf dem Lande zurückzuhalten wären. Hoffentlich 
dienen die Erfahrungen, die sich aus den zahlreichen Untersu- 
chungen und Enque6ten herauskristallisieren, dazu, daß dieses große 
Mittel stärker als bisher vom Staate forciert und nicht nur auf polni- 
schem Boden zu Zwecken des Nationalitätenkampfes angewendet 
wird. Kleine Mittel wie ländliche Wohlfahrtspflege wirken wohl 
retardierend auf die Abwanderung, können sie aber nicht dauernd 
hemmen. 
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ı. Bibliographien, Sammelwerke, Lehrbücher. 


2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Seeberg, Reinhold: Was sollen wir denn tun? 
Leipzig 1915, Deichert. M. 1.50. 
Ragaz,L.: Ueber den Sinn des Krieges. Vortrag vor 
der Züricher Studentenschaft. Zürich 1915, Orell Füßli. M. —.80. 
Man hört zu, wenn der Leiter des Kirchlich-sozialen Kongresses 
und der Führer der Schweizer Religiös-Sozialen das Wort zum Kriege 
nehmen. Der Eigenart der durch jeden der beiden vertretenen Gruppen 
entspricht das Wesen der Schrift ihres Führers: während Seeberg sıch 
an das Nächste, nämlich an praktische Aufgaben für das Volksleben 
hält, schweift Ragaz in die Weite der Zukunftsentwicklung hinaus. 
Wir heben aus beiden Schriften heraus, was die soziale Seite angeht. 
Dahin gehört aus dem Bild, das Seeberg von dem Leben vor 
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dem Krieg entwirft, seine feine Schilderung der zwei Völker, die in 
dem einen Volke nebeneinander wohnen, ohne sich zu trauen und sich 
zu kennen, deren Gegensatz, mit dem Gegensatz der religiösen Parteien 
und dem der idealistischen und realistischen Weltanschauung, jene 
Zeit am besten kennzeichnet. Der Krieg hat dieser Lage mehrere 
Merkmale hinzugefügt, die uns Besseres erhoffen lassen: ein stärkeres 
nationales Empfinden, das Erschrecken vor der Macht des Bösen 
und mehr Sinn für die Gemeinschaft mit dem eigenen Volk und einer 
unvergänglichen Welt. Unter den Aufgaben, die sich für die Zukunft 
ergeben, steht neben allem, was die Erziehung der Jugend, die Aus- 
bildung der Frauen und die Pflege deutscher Eigenart angeht, die 
Ueberwindung jener früheren Gegensätze: der Gegensatz des Idealis- 
mus und des praktischen Realismus in unserer Kultur muß durch eine 
höhere Einheit überwunden werden, eine Form der Religion müssen 
wir anstreben, die das Christentum als die Vollendung der Denk- und 
Kulturarbeit der Menschheit erweist, indem es sie einem höchsten 
Zweck unterordnet, während die Kirche, als moralische und soziale 
Organisation, noch mehr eine Kraftzentrale für das Volkswohl wird; 
vor allem aber muß jene soziale Kluft überbrückt werden, die, wie S. fein 
und richtig bemerkt, mehr bei den weiblichen als den männlichen 
Personen der verschiedenen Schichten zur Geltung kommt. Im ein- 
zelnen erwartet S. von der Zukunft auf Grund der Erfahrungen des 
Krieges z. B. die Beibehaltung des Schutzes nationaler Arbeit, aber 
auch eine Verstärkung staatssozialistischer Gedanken, welch letztere 
freilich für die Landwirtschaft ohne Bedeutung sind, die sich aber die 
Seßhaftmachung der Landarbeiter gefallen lassen muß; gegenüber 
diesen beiden Kulturtypen, dem industriellen und agrarischen, die 
beide die Richtung auf Hebung des persönlichen Lebens der Staats- 
bürger und die Entfesselung aller Kräfte des Volkes haben, wird sich, 
auch unter Berufung auf seine nationalen Verdienste, der liberale 
kapitalistische Individualismus erheben, nicht ohne daß beiden Gruppen 
des wirtschaftlichen und politischen Lebens auch die entsprechende 
ideelle Seite zuwüchse. Dabei ergäbe sich dem Konservatismus die 
Möglichkeit, sich ein Stück modernen Strebens einzugliedern, wogegen 
es der Liberalismus nicht leicht hätte, seine ererbte Stellung im Bürger- 
tum zu behaupten. Die Sozialdemokratie wird sich dann wohl den 
sozialer gewordenen anderen Kreisen des Volkslebens annähern, zu- 
mal, wenn sie mit dem Programmpunkt, daß Religion Privatsache ist, 
Ernst macht. Der Gegensatz jener beiden Völker wird um so eher 
überwunden werden, je mehr es der Regierung gelingt, die notwendige 
Einigung, statt in den Anschauungen des \Vulgärliberalismus, der 
kaum mehr eine Realität im Volksleben ist, der neuen Lage entspre- 
chend in neuen Gedanken anzubahnen, und je mehr die Parteien den 
unausbleiblichen Gegensatz, statt auf ihre alten Doktrinen, auf wirk- 
lich fruchtbare und der Entwicklung dienende Gegensätze begründen. 
Dabei wird die christliche Liebe als der Wille zur Förderung des Näch- 
sten auch im innerpolitischen Leben ihre Rolle als wichtiges Imponde- 
rabile weiter zu spielen haben. 

Ragaz geht in spannenden Ausführungen der Frage nach: 
Wer ist schuld am Krieg? Von dem Attentäter Prinzip aus leitet cr 
bis zu den tiefsten Prinzipien hinunter, die er in dem Versuch, die 
Welt zwischen den großen Ländergruppen aufzuteilen und zuletzt in 
dem Zerfallen der alten Völkereinheit findet. So stellt er die Ursache 
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des Weltkrieges in unserer Kultur fest, die keine geistig-sittliche Orien- 
tierung mehr hat und gottlos geworden ist. Ueber sie ist das Gericht 
gekommen, das kommen mußte, das Gericht über ihren Mammonis- 
mus, ihren Militarismus, Imperialismus und Kapitalismus. Aber auch 
über zwei ideale Mächte ıst es hereingebrochen, weil sie jenen Zu- 
sammenbruch nicht verhindert haben, den Sozialismus und das Chri- 
stentum. Zugleich aber soll der Krieg als eine solche Katastrophe 
des Schlimmen auch ein Bringer des Guten werden. Das soll zuerst 
eine neue sittliche Orientierung des Zusammenlebens der Völker sein, 
die von der Idee des Sozialismus geleitet werden: es könnte ja die 
List der Idee sein, daß der Kapitalismus gerade diese Gemeinschaft 
herstellen hilft. Daneben müßten die internationalen Austausch- 
verhältnisse, etwa unter Aufsicht eines Parlamentes der vereinigten 
Staaten Europas, so geregelt werden, daß das Imperium Aller dem 
Imperium einzelner Völker folgte. Wenn so das alte Raubtierver- 
hältnis zwischen den Völkern durch einen wahren Sozialismus, also 
durch die gemeinsame Regelung des wirtschaftlichen Lebens ersetzt 
wird, dann ist die geistige Orientierung des Lebens hergestellt, die 
allein den Weg zur Rettung bedeutet, mag auch das ganze Zukunfts- 
bild jetzt noch den Namen einer Utopie verdienen. 

Offenbar ist der Gehalt der beiden Schriften bei all ihrer inhalt- 
lichen Verschiedenheit groß genug, um eine genauere Wiedergabe zu 
verdienen. Er entspricht genau der Gesamtstellung, den beide Grup- 
penführer einnehmen, wie ja die meisten Kriegsschriften zeigen, daß 
man mehr mit dem Kriege beweisen als aus ihm lernen will. Ref. 
steht, um das auch noch zu erwähnen, der Seebergschen Schrift viel 
näher; ob sie die Voraussetzung für die Wege der andern enthält, ist 
schwer zu sagen. (Niebergall.) 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 


Handbuch der praktischen Genealogie, herausge- 
geben von Oberregierungsrat Prof. Dr. phil. Eduard Heydenreich 
in Verbindung mit von Dungern, Raye, Sommer, Forst-Battaglia, 
Mucke, Tille. 2 Bände. Mit Einleitung. Leipzig 1913, Ludwig 
Regener. 

Diese Werke sind für den genealogischen Forscher durchaus Hand- 
bücher, d. h. notwendiges Material bietende Grundbücher. Die Quellen- 
kunde wird hier mit doppelter Art dem Leser vorgeführt. Einmal 
durch die Angabe der wesentlichsten Hilfsmittel genealogischen Stu- 
diums in Archiven, Bildforschung — mit bibliographischer und archi- 
valischer Genauigkeit unter Angabe der internationalen Literatur und 
sonstiger Hilfsquellen ; diese Angaben bedeuten wohl das Vollständigste, 
was wir besitzen. Dann versucht der Verf. aber auch, die genealo- 
gische Praxis unter den großen kulturhistorischen Gesichtspunkten 
darzustellen und die Geschichte der alten Familien entwicklungsge- 
schichtlich zu packen. Immerhin ist diesem letzteren Zwecke im 
Werke der geringere Raum gewidmet und vermögen auch die hier 
in Frage kommenden Artikel nicht eine vollständige Einführung in 
den Wissenschaftszweig zu geben. Der erste Band enthält folgende 
Hauptkapitel: Die Bibliothek. Hilfsmittel des Familienforschers. 
Genealogische Tafeln. Die monumentalen Quellen der Familienge- 
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schichte. Familiengeschichte und Heraldik. Familiengeschichte 
und Numismatik. Die Museen als familiengeschichtliche Hilfsmittel. 
Das Porträt. Die mündliche Tradition. Die Personennamen und 
der Gebrauch des Wortes von. Familiengeschichte und Topographie. 
Genealogie und Rechtswissenschaft. Genealogie und Sozialwissen- 
schaft. Familiengeschichtliche QOuellenkunde im Lichte der Psychiatrie 
und Anthropologie. Der zweite Band enthält die archivalischen Quellen 
des Familienforschers. Familiengeschichtliche Materialien in Archiven. 
Heroldsämter und verwandte Behörden nebst Nachweisen adels- 
geschichtlicher Literatur. In einem interessanten Kapitel betont Otto 
von Dungern die Unmöglichkeit, den heutigen Adel nach der Titulatur 
oder auch nur nach der Ebenbürtigkeit und souveränen Herrschfähig- 
keit zu klassifizieren. Das Recht auf Erlaß besonderer Bestimmungen 
im Familienrecht, das einem Teil des deutschen Adels verblieben ist, 
hat zu ganz eigenartigen Zuständen geführt. Dungern sagt: »Auch hat 
jedes regierende Haus und mitunter innerhalb eines Gesamthauses 
jede Linie ihren eigenen besonderen Ebenburtsmaßstab: entweder 
familiengesetzlich oder gewohnheitsmäßig bestimmt. Das hindert 
nicht, daß in jedem zweifelhaften Falle leicht verschiedene Auffas- 
sungen verteidigt werden können. Der moderne hohe Adel ist eben 
dem Blut nach heute eine äußerst gemischte Gesellschaft. Wenn der 
Genealoge feststellen muß, daß eine Frau wegen unadliger Ahnen 
nicht einmal in halbwegs strengen niederadligen Damenstiftern auf- 
nahmefähig wäre, so wird von den Juristen ungern zugegeben, daß 
diese Dame unter Umständen als formell ebenbürtig die ältesten 
Throne besteigen kann, während das für die meisten Mädchen mit 
tadellos rein adligem Blut immer noch ausgeschlossen ist (p. 362). 
In einem anderen Aufsatz stellt A. Tille der Genealogie die inter- 
essante Aufgabe, sich neben der Mischung des Adels mit bürgerlichem 
und kleinbürgerlichem Blut »den Uebergang hochadligen Blutes in 
die unteren Gesellschaftsschichten« zu widmen (p. 379). Mit Recht 
wird betont, daß der Adel im wesentlichen immer mehr zu einer ehren- 
vollen Auszeichnung ohne eine materielle Unterlage wird, und daß 
der Adel keine Funktion als solcher mehr erfüllt. Bedauerlich ist, daß 
es in dem Werke, das doch die Wege der Zirkulation der Elite mehr 
denn einmal streift, nicht zu einer Auseinandersetzung mit dem geist- 
reichsten und wissenschaftlich ernstesten Vertreter dieser Theorie, 
dem Lausanner Nationalökonomen Marchese Vilfredo Pareto kommt. 
Auch den berühmt gewordenen Untersuchungen des Lunder Statistikers 
Fahlbeck über die Dekadenz des schwedischen Adels, sowie der 
Studien S. Schotts über die alten Familien der Stadt Mannheim hätte 
mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden dürfen, da sie zu den wert- 
vollsten Forschungen der Art gehören. Indes sind die vorliegenden 
Bücher ja ganz wesentlich auf das Technische gestellt. Dieses aber 
liegt — wir können es nur mit Nachdruck wiederholen — in geradezu 
glänzender Fülle und peinlichster Bearbeitung und Durcharbeitung 
vor. (R. Michels.) 


4. Sozialismus. 
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5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


Aftalion, Prof. Albert: ses crises périodiques 
de surproduciion.« Paris 1914, Rivière. 
Ein umfangreicher und in mancher Hinsicht bemerkenswerter 
Beitrag zur Theorie der Krisen. Hauptthese des zweibändigen, über 
> Seiten starken Werkes des Liller Universitätsprofessors ist die 
töglichkeit der von Lescure und andern geleugneten allgemei- 
nen Ueberproduktion und die Erklärung der Krisen aus 
den Bewegungen des Güterangebots, zu denen sich erst in 
zweiter Linie der Einfluß einer Sous-demande, einer (nicht etwa von 
einer zurückbleibenden Kaufkraft bestimmten) Unternachfrage gesellt. 
Verf. stellt sich damit in bewußten Gegensatz nicht nur zu der 
voluminösen Krisentheorie Lescures, in dessen Zeitschrift seine 
ersten Abhandlungen über den Gegenstand erschienen, sondern vor 
allem zu der in Frankreich vorherrschenden Erklärung der Krisen 
auseinem plötzlichen Zurückbleibender Kaufkrafthin- 
ter der »Produktions, Zurückbleiben, das der Verf. für unmöglich erklärt. 
Verdienstvoller als die allzu abstrakten und weitläufigen Er- 
örterungen über die Möglichkeit oder Unmöglichkeit allgemeiner 
Ueberproduktionen und Unterkonsumtionen, über den Sinn und die. 
Konsequenzen der Débauché- Theorie und die Quantitätstheorie des 
Geldes sind für den nichtfranzösischen Leser die erstaunlich reich- 
haltigen statistischen Uebersichten über die rhythmischen Bewegungen 
der einzelnen Preisgruppen, der Produktion, der Kapitalbildung und 
Investierung, der Gesellschaftsgründung, der Einkommen, der mitt- 
leren Produktivität (pro Arbeiter) in einigen führenden Industrien, 
des Beschäftigungsgrades, des Eisenbahn- und Schiffverkehrs, des 
Zinsfußes, ja selbst der Lohnkämpfe und der Eisenbahnunfälle oder 
des scoüt en existences humaines« wie es Verf. in 
Anlehnung an den soüt en argent« und den soft en 
nature« des Produktionswerks nennt. Auf Schritt und Tritt er- 
öffnen sich dem Leser ungeahnte neue Perspektiven und Zusammen- 
hänge, die sehr dazu angetan sind, den Nachteilen einer allzu isolierten 
Behandlung des Krisenproblems zu steuern und die Krisen in Ver- 
bindung mit den gesamten, unser Zeitalter bewegenden wirtschaft- 
lichen und psychischen Grundtendenzen erscheinen zu lassen. 
Vielleicht könnte man dem Verf. die übertriebene Schematisie- 
rung der zu untersuchenden Tatbestände und die allzu abstrakte Be- 
handlung des Konjunkturproblems zum Vorwurf machen. Trotz des 
ansehnlichen Umfangs seines Werkes findet er keine Zeit, um auf die 
einzelnen Krisen, oder auch nur die wichtigsten Einzelheiten ein- 
zugehen. Seine Behandlung ist eine durchaus abstrakte, trägt 
offensichtlich den Charakter einer ersten Approximation. Leichten 
Stand hat die Kritik gegenüber der wirklich etwas störenden Ten- 
denz des Autors, alle nur erdenklichen wirtschaftlichen Größen 
und Erscheinungen unter das Schema eines regelmäßigen, mit 
den Krisen in enger Beziehung bestehenden Rhythmus zu 
bringen: Rhythmus der Produktion im allgemeinen, Rhythmus der Pro- 
duktion von Werkzeugen und Rohstoffen, Rhythmus der Produktion 
von Verbrauchsgütern, Rhythmus der Nachfrage, periodische Schwan- 
kungen der Preise, der Einkommen, der Kosten und der Produktivität, 
das sind die wichtigsten Kapitelüberschriften, deren jedes sich wieder 
in zahllose Spezialanwendungen des Rhythmusgesetzes gliedert. 
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Der Eindruck der Regelmäßigkeit dieser Öszillationen wird da- 
durch noch wesentlich erhöht, daß der Autor in seinen statistischen 
Uebersichten die Beträge der Produktion, der Preise, der Einkommen 
usw. nicht etwa Jahr für Jahr oder Jahrfünft für Jahrfünft gibt, son- 
dern für jeden Wert nach eigenem Gutdünken ein Dutzend Maxima 
und Minima auswählt und sie einander alternierend gegenüberstellt, 
so daß dem Leser alle zwischen diesen Stichproben liegenden Unregel- 
mäßigkeiten entgehen. Oft stellen die so ausgewählten Maxima und 
Minima nicht einmal absolute Höhe- oder Tiefstandspunkte dar, son- 
dern sind vom Verf. lediglich der Symmetrie mit seinen übrigen »Rhyth- 
men« zuliebe gewählt, was die Beweiskraft seiner Zusammenstellung 
gewiß nicht erhöht. 

Besondere Beachtung verdient der im zweiten Bande gemachte 
Versuch, die Preisbewegung zum allgemeinen Rhythmus der 
Produktion in Beziehung zu bringen. Es ist u. W. die erste 
synthetische Darstellung des Rhythmus der Produktion überhaupt, 
wie er uns besonders in der verschieden intensiven Produktion der 
industriellen Rohstoffe, des Fabrik-, Eisenbahn- und Schiffbaues, der 
Bau- und Maschinenindustrie, des Waren- und Geldumlaufs usw. ent- 
gegentritt. In streng methodischem Aufbau untersucht A. zuerst den 
Rhythmus der die gesamte Produktionstätigkeit widerspiegeln- 
den Daten, die er im Betriebskapital der Aktiengesellschaften, im 
Geld- und Kreditumlauf, im Güterverkehr der Eisenbahnen und im 
Außenhandel findet, um uns dann gesondert den Rhythmus des »Outil- 
lage industriel« und der Rohstoffe, den Rhythmus der Konsumgüter- 
ans (vornehmlich der Wohnhäuser, der Textilwaren und der 

etallgegenstände), sowie den Rhythmus der Nachfrage nach beiden 
vor Augen zu führen. 

Verdienstvoll ist die stete scharfe Unterscheidung der Indu- 
striesä technique capitaliste (d. h. mit großen Pro- 
duktionsumwegen und stark entwickelter Arbeitsteilung) und der 
Industries à technique peu capitaliste, zwischen 
der Production en valeur und der Production en 
marchandises jeder Periode, zwischen der Herstellung fester 
und beweglicher Kapitalien. 

Den Schluß bilden einige Kapitel über die Möglichkeit einer all- 
gemeinen Ueberproduktion und die Ursachen der zyklischen Pro- 
duktionsschwankungen und der Krisen. Durch drei sukzessive Ap- 
Dann gelangt er so schließlich zu seiner neuen Preis-und 

risentheorie, diesich uns als eine Ehrenrettung der allge- 
meinen Ueberproduktion, der von der Sayschen Debouche- 
Lehre für undenkbar erklärten »Surproduction generale« darstellt. 

»La crise en particulier a bien semblé ré- 
sulter dune surproduction, d'une pléthore de 
marchandises — lesen wir im SchluBwort. — On a insisté 
sur la possibilité de cette surproduction géné- 
rale. Onena précisé le sens.« Zwar kann die Produktion 
dem Verf. zufolge gegenüber der Totalität unserer Bedürfnisse 
nie zu groß sein. Aber sie ist zu groß, um Bedürfnisse der glei- 
chen Intensität wie die zuvor befriedigten zu stillen, zu groß, 
alsdaßder Grenznutzen der Produkte derselbe bleiben könnte. 
Daher der Preisfall (in. Die Ueberproduktion tritt nur ein, 
weil die (bereits aufgewendeten) Produktionskosten nun nicht in dem- 
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selben Maße sinken können wie die Preise. Eine dauernde Ueber- 
produktion bleibt daher begriftlich unmöglich. 

indessen erklärt der Rhythmus der Produktion den der Preise nur 
dank den besonderen Produktionsbedingungen der kapitalistischen 
Technik. »Die zum Ausbau des Outillage nötige Zeit ist es, die 
eine Ueberproduktion, d. h. eine wachsende Gesamtproduktion ohne 
gleichzeitigen Preisfall möglich macht. Was zunimmt, das ist vor 
allem der Ausbau des Outillage industriel. Solange dieses 
nicht beendet und gebrauchsfertig ist, bleibt der Bedarf nach festen 
Anlagen und folglich auch der Bedarf an Verbrauchsgütern und per- 
sönlichen Diensten (services directs) unbefriedigt. An diesen 
letzteren besteht alsoeine Unterproduktion trotz des großen 
Effort producteur, der ihren künftigen Ueberfluß vorbe- 
reitet. Ihre Preissteigerung trägt das ganze Gerüst der hohen Preise. 
Ebenso ist es in der Depression der Ausbau der festen Anlagen, 
die sich verlangsamt. Aber die von der Vorzeit hinterlassene mdu- 
strielle Ausrüstung, die man wegen ihrer hohen Kosten im Gebrauch 
lassen muß, die großen Mengen fester Anlagen, die während der Pro- 
sperität begonnen wurden und nun erst während der ersten Depres- 
sıionsjahre beendet werden, lassen die Ueberproduktion andauern und 
führen so zu einem dauernden Preisfall.« 

Wie stimmt das aber mit der mehrmals ausdrücklich wiederholten 
Erklärung des Verf., daß die Nachfrage zur Zeit der Prosperität dem 
Güterangebot nicht vorauseile, daß der Bedarf keinen Grund habe, 
die der Produktion eigenen Oszillationen mitzumachen? Unmittel- 
bar vor dem zitierten Passus lesen wir (II. S. 398): »A tout mo- 
ment ces prix (die Marktpreise) dépendent de loffre 
et delademande, ou plus exactement des court: 
bes d’offre et de demande Comme la demande 
par elle-mème, na pas paru avoir de raisons 
de passer par des mouvements alterné dac- 
croissement ou de diminution....ce sont les 
variations rhythmiquesdeloffrequ’on arendu 
responsables des oscillations cycliques des 

EA 

g Schon im ersten Buch finden wir die Auffassung, daß etwa die 
Güternachfrage oder der Güterbedarf dem gleichzeitigen Angebot 
während der Hausse noch vorauseilen und in der Baisse hinter ihm 
zurückbleiben könnte, als unbegründet zurückgewiesen. Nur für die 
industriellen Rohstoffe finden wir auf Seite 48, II. Band 
die Oszillationen der Nachfrage in den Vordergrund 
gestellt: »Der wichtigste Faktor der zyklischen Bewegungen der Roh- 
stoffpreise, besonders ihres Steigens in der Hausse, liegt in den Schwan- 
kungen nicht der Produktion, sondern der Nachfrage. Aus diesem 
Grunde dauert die Preissteigerung trotz wachsender Produktion 
fort, und ertönen immer mehr Klagen über Rohstoffmangel ... Be- 
sonders in den letzten Aufschwungperioden sprach man — wie 1900 
für die Kohle — von einer »disette«, einer Hungersnot an Roh- 
stoffen, während die Statistik eine ungeheure Zunahme der geför- 
derten Quantitäten erkennen ließ... .« 

Wie reimt sich das mit der oben zitierten Erklärung, daß die 
Hausse nicht von einer dem Angebot vorauseilenden Nachfrage, son- 
dern von einer tatsächlichen Teeberproduktion, von einem relativen 
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Güterüberfluß charakterisiert sei? Hier tritt die Unterscheidung 
zwischen Gütern des direkten (und baldigen) Ver- 
brauchs und den Produktionsmitteln und Zwi- 
schenprodukten ein, deren Produktion Verf. antagonistische 
Entwicklungstendenzen nachweisen will: Jede Mehrnachfrage 
nach Rohstoffen, festen Anlagen, Maschinen usw. ist der Ausdruck 
einer stärkeren Produktion von Gütern erster und zweiter 
Ordnung, d. h. von Verbrauchsgegenständen und Halbfabrikaten, 
jedes Nachlassen des Produktionsmittelbedarfes bedeutet, daß für 
diese letztere Güterklasse de Produktion, alsodas Angebot 
im Sinken ist. Für die Güter des persönlichen Verbrauchs, für die 
direkten Güter, wie Verf. sie bezeichnet, ist also die Prosperität 
eine Zeit vorauseilenden Angebots, die Depression eine solche schwa- 
chen Angebots und starker Nachfrage... Oder doch nicht d Aftalions 
Ausführungen über diesen Punkt geben zu Zweifeln Anlaß. Bald 
läßt er den allgemeinen Güterbedarf zur Zeit der Prosperität — wieam 
Schluß seines Buches — dem verfügbaren Vorrat oder Angebot vorausei- 
len, bald verwirft er wieder auf das Entschiedenste eine solcheErklärung. 

»Wegen der langen Zeit, die die Fabrikation des Outillage 
erfordert, können weder die in Gebrauch tretenden festen Kapitalien, 
noch ihnen zufolge die Konsumgüter wesentlich zunehmen (wo bleibt 
da die Ueberproduktion ?). Nun sind die fertigen fixen Kapitalien, 
de Wohnhäuser und Verbrauchsartikel lauter Waren, die die Be- 
dürfnisse des Publikums in sehr kurzer Zeit, nach einigen Tagen, 
Wochen oder Monaten befriedigen können. Die vorhandenen Mengen 
dieser Artikel bleiben lange unzureichend. Was zunimmt, das ist zu- 
nächst eine Produktion im Hinblick auf entfernte, erst nach 
einem, zwei oder mehr Jahren zu stillende Bedürfnisse. Trotz der 
lebhaften Produktion im Hinblick auf eine zukünftige Bedarfsbe- 
friedigung bleiben die Bedürfnisse während eines erheblichen Teiles 
der Prosperität unbefriedigt. Es herrscht Unterproduktion an Gütern, 
die bald Bedürfnisse befriedigen können — und das trotz der wachsen- 
den Gesamtproduktion.« 

»Daher die deutliche Produktionsvermehrung während der Pro- 
sperität. Die production en cours des capitaux 
fixes nimmt stark zu; die Produktion von Gütern, die in Bälde 
Bedürfnisse befriedigen können, nur schwach. Trotz ihres ungleichen 
Verlaufes bedingen die Bewegungen zusammen eine Vermehrung der 
Gesamtproduktion. Außerdem können in den wenig kapitalistischen 
Industrien, wo der Umfang der Produktion nicht so eng von der Größe 
des Outillage abhängt, erhebliche Produktionsvermehrungen 
stattfinden, die so die Summe noch verstärken.« 

Verwickelter sollen die Dinge während der Depression 
liegen. Sicher sei so viel, daß die Gesamtproduktion nun weniger 
wachse als während der Prosperität. Die zwei oben genannten Rhyth- 
men sind miteinander im Widerspruch und führen so zu einer unent- 
schiedenen, schwer näher zu bestimmenden Gesamtbewegung. Einer- 
seits geht die Aktivität im Hinblick auf die industrielle Ausrüstung, 
auf das Outillage rasch zurück. Die fixe Kapitalien produzierenden 
Industrien entlassen teilweise ihr Personal und verursachen Arbeits- 
losigkeit. Andererseits wird jetzt erst ein großer Teil der während der 
Prosperität begonnenen festen Anlagen und Maschinen fertig und 
trägt zur Verstärkung des Angebots von Verbrauchsgütern bei... 
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Daher relative Leberprodukton an Verbrauchsgütern. Erst gegen 
Ende der Depression läßt diese infolge der eingeschränkten Produk- 
tion (?) und der steigenden Nachfrage nach.« 

Trotz seiner mehrfach wiederholten Erklärung, die Preisbewegung 
nicht aus einem Vorauseilen der allgemeinen Güternachfrage oder 
des »Bedarfs« vor der gleichzeitigen Produktion erklären zw wollen, 
kommt Verf. schließlich zu dem Schluß, daß auch die der sofortigen 
Bedürfnisbefriedigung dienenden Güter zur Zeit der Prosperität mehr 
begehrt als angeboten werden und deshalb im Preise 
steigen und ıhren Preisaufschlag auch den Rohstoffen und festen An- 
lagen mitteilen. Da aber, wie er uns auf S. 174 erklärt, »die Unter- 
produktion« der Verbrauchsgüter nicht den Sinn einer eingeschränkten 
Produktion, sondern nur den eines Zurückbleibens hinter der gleich- 
zeitigen Vermehrung der Bedürfnisse haben könne, so ist nicht 
recht einzusehen, weshalb Verf. die Erklärung der Hausse aus einer 
dem Angebot vorauseilenden Güternachfrage von sich weist. Schon 
für die Produktionsmittel und festen Anlagen hat er ja eine abnorme 
Vermehrung des Bedarfs (zu Produktionszwecken) als die Ur- 
sache der Preissteigerung hingestellt. 

In Wahrheit besagt seine erste Approximation das genaue Gegen- 
= teil von der zweiten und dritten. In der ersten verwahrt er sich aus- 
drücklich gegen diese Erklärung der Haussen und Baissen aus den 
Oszillationen der Nachfrage, da diese »keinen Grund zu einer 
so unregelmäßigen Entwicklung habe«. In der zweiten schleicht sich 
zuerst für die Produktionsmittel, dann für die Konsumgüter auf Um- 
wegen eben diese Nachfrage ein, und in der dritten werden diese 
antagonistischen Erklärungen zu einer nicht völlig überzeugenden 
Synthese vereinigt. 

Offenbar ist es das Bild der während der Hausse enorm gestei- 
gerten »Produktion«, das den Verf. — und viele andere — von der so 
einfachen Erklärung der Krise aus einer Uebernachfrage, d. h. einen 
dem Angebot vorauseilenden Güter verbrauch abhält. Er ver- 
gißt nur, daß die gesteigerte »Produktion« nicht ohne weiteres Güter- 
angebot ist, sondern mit einem gesteigerten Güterverbrauch 
beginnt. Steigende produktive Tätigkeit kann sehr wohl eine Zeitlang 
mitabnehmender Gütermenge parallel gehen, ja muß es, 
solange vorwiegend fertige Güter in un fertige verwandelt werden. 

Daß zur Zeit der Hausse tatsächlich der Güterverbrauch (wenn 
auch zu produktiven Zwecken) der »Produktion«, besser der Güter- 
fertigstellung vorauseilt, ergibt sich übrigens deutlich genug aus dem, 
was Verf. über den Geldumlauf als Barometer der allgemeinen 
Aktivität sagt: »Das Zahlungswesen«, schreibt er auf S. 14, »zeigt uns 
die Schwankungen der Produktion wie durch ein Vergrö- 
Berungsglas. Seine Öszillationen sind viel intensiver, als die 
letzteren. Und die Ursachen davon sind (außer dem schwankenden 
Geldwert, der die Statistik fälscht) die Veränderungen der Vorräte. 
Während der Produktion nehmen die Transaktionen rascher zu, als 
die Produktion, wel nicht nur die Jährlich produzierte Gütermenge, 
sondern auch die zuvor angehäuften Stocks verkauft und erschöpft 
werden. Während der Depression gehen, besonders am Anfang, die 
Transaktionen stärker zurück als die Produktion, weil diese teilweise 
in den Magazinen bleibt, und die Stocks wiederherstellt. Wozu sollen 
aber die Vorräte aufgekauft werden, wenn nicht zum Verbrauch? 
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Also weist tatsächlich der (produktive oder improduktive) Güter- 

konsum noch stärkere Schwankungen auf, als dieGüterherstellung: 

also ist die »Prosperität« vor allem eine Zeit starken Güterverbrauchs! 
(W. Eggenschwyler.) 


Schlesinger, Dr. Karl: Theorie der Geld- und 
Kreditwirtschaft. München und Leipzig 1914, Duncker u. 
Humblot. V u. 176 S. M. 2.—. 

Wer den heutigen Stand der Diskussion praktischer Probleme 
auf dem Gebiet des Geld- und Bankwesens überblickt, z. B. die Lite- 
ratur, die seinerzeit die Bankenquete oder gegenwärtig die große 
Störung des normalen Ablaufs des volkswirtschaftlichen Lebens zu- 
tage gefördert hat, der könnte nie zu einem andern Urteil kommen 
als dem, daß dieser Teil der Sozialökonomie sehr im argen liegt: Die 
beste Figur machen noch die Schriftsteller, die ungefähr jenes Niveau 
beherrschen, auf dem die Klassiker vor hundert Jahren angelangt 
waren — auch sie sind selten, bei den meisten steht’s viel schlimmer. 
Daß jedenfalls die Wissenschaft über jenes Niveau hinausgekommen 
sei, würde weder Laie noch Praktiker ahnen, wenn nicht die Staub- 
wolken, die Knapps Gruppe aufgewirbelt hat, auch außerhalb des 
Fachkreises Stehenden sichtbar wären. 

Um so wichtiger ist es, darauf hinzuweisen, daß es auf diesem 
Gebiet nicht anders steht als auf andern sozialökonomischen Gebieten: 
Während die Diskussion praktischer Fragen sich mit alten Irrtümern 
und neuen Phrasen begnügt, geht innerhalb eines engen Kreises die 
Forschung ruhig und nicht erfolglos ihren Weg, mag sie gleich nie- 
mand beachten. Auch die Geldtheorie haben mancherlei Strö- 
mungen nach und nach zu etwas anderem gemacht als sie vor hundert 
Jahren war. Die wichtigste von diesen Strömungen knüpft sich an 
den Namen Leon Walras’. Das letzte Jahrzehnt von Schöpferkraft, 
das dem einsamen Forscher von Lausanne beschieden war, war der 
Geldtheorie gewidmet und schließlich gelang es ihm auch in dieser 
Problemgruppe, zunächst in Frankreich (Aupetit) und Italien (Del 
Vecchio u. a.) Schule zu machen. Unter den Arbeiten, die mehr oder 
weniger auf der Walrasschen Basis bauen, ist die vorliegende nun 
zweifellos eine der besten und, was immer ihr augenblicklicher Er- 
folg sein mag, einer dauernden Stellung in der Literatur der Geld- 
theorie sicher. Es war, wie die Dinge lagen, schon ein großes Verdienst, 
die Bedeutung der Walrasschen Gedanken zu erkennen, ein noch 
größeres, kräftig und originell auf ihnen weiterzubauen. Jeder, 
der die nötigen — aber ganz elementaren — Kenntnisse der Infini- 
tesimalmethode zur Lektüre des Buches mitbringt, wird es nicht ohne 
Nutzen, namentlich nicht ohne vielfache Anregung lesen, selbst der 
»Nichtmathematiker« vermag, so glaube ich, den großen Zügen des 
Gedankengangs zu folgen. Ganz abgesehen von der Tatsache, daß 
es sich um eine Erstlingsarbeit handelt, liegt zweifellos eine unge- 
wöhnliche Leistung vor und eine Talentprobe, wie man nicht oft einer 
begegnet. 

Der Autor befleißigt sich lakonischer Kürze: in den 176 Seiten 
des Buches stecken reichlich drei- oder vierhundert. Der Natur der 
modernen Geldtheorie entsprechend ruht das eine Ende des Gedanken- 
gangs in der reinen Theorie des Wertes und Preises, während das 
andere bis in die allerpraktischsten Probleme des Bankwesens hin- 








240 Literatur-Anzeiger. 


einragt. Demgemäß geben die ersten beiden der fünf Kapitel des 
Buches eine allgemeine Theorie des Kreislaufs der Volkswirtschaft 
in nuce: Auf Grund der üblichen Daten und methodischen Voraus- 
setzungen leitet der Autor die wichtigsten Theorien der Preisbildung 
erst der Genußgüter, dann der produktiven Leistungen, endlich der 
Kapitalgüter und des Bodens ab, zunächst unter der Voraussetzung, 
daß alle Preise »postnumerando« gezahlt werden, die dann fallen ge- 
lassen wird. Es ergeben sich alle Preise als Funktionen der Güter- 
mengen, eindeutig bestimmte Gleichgewichtsgrößen aller Quanti- 
täten und die wichtigsten Beziehungen unter ihnen, wobei die Be- 
griffe Grenznutzen und Grenzproduktivität sich von selbst einstellen, 
ohne daß dazu psychologische Darlegungen notwendig wären. An 
diesem schneidigen Gedankengang kann, abgesehen von Nebenpunkten, 
nur die benützte Zinstheorie zu Differenzen Anlaß geben, die auf einer 
Kombination des Produktivitäts- und des Abstinenzgedankens be- 
ruht. Bezüglich des letztern ist übrigens zu bemerken, daß ihn Schl. 
in teilweise neuer Art verwendet, sich namentlich ganz darüber klar 
ist, daß das Moment der Abstinenz an sich den Zins nie erklären 
würde, und daß es selbst im Zusammenhang mit dem Produktivitäts- 
gedanken die Möglichkeit der Zinslosigkeit der statischen Wirtschaft 
nicht völlig ausschließt. 

Das so entworfene theoretische Bild der Wirklichkeit ist nun 
noch auf die Tatsache einzustellen, daß sehr viele Produktionsmittel 
durch ihre Widmung für einen bestimmten Betrieb eine Bindung er- 
fahren, aus der sie nicht ohne weiteres herausgezogen werden können. 
Dieses Moment zusammen mit der Unsicherheit des Urteils der Wirt- 
schaftssubjekte bildet eine der großen Schwierigkeiten einer wirt- 
schaftlichen Konjunkturtheorie.. Soweit diesem Thema theoretisch 
überhaupt beizukommen ist, handelt es sich da vor allem um zwei 
Dinge: um eine Erklärung des Konjunkturenwechsels in den be- 
kannten 7—9 jährigen Perioden und um eine exakte Untersuchung 
der auf jenen beiden Momenten beruhenden Beziehungen zwischen 
den Rentabilitäten der in den einzelnen Betrieben zusammengefaßten 
Komplexen von Produktionsmitteln untereinander. Das letztere 
Problem hat noch nie eine Behandlung erfahren, die an das im zweiten 
Kapitel Schlesingers Gebotene heranreicht. Besonders seine Aus- 
führungen über die Erfassung der Diskrepanz zwischen den Schät- 
zungen der Wirtschaftssubjekte und dem wirklichen Verlauf der Dinge 
(p. 62 ff.) sind voll von neuen Möglichkeiten. Daraus ergeben sich 
wesentliche, zum Teil ganz neue Gesichtspunkte für das Verständnis 
des Unternehmergewinns. 

Ueber diese Grundvorgänge wird nun (3. Kapitel) das Kleid des 
Geldes gebreitet. Das Geldproblem ist ein Wertproblem: Die Deter- 
minierung der Kaufkraft der Geldeinheit ist das Ziel aller Geldtheo- 
rien — mit der mehr scheinbaren als wirklichen Ausnahme der Knapp- 
schen — gewesen. Und die größte Schwierigkeit dieses Problems liegt 
in der Beziehung zwischen Geldwert und Diskontrate, so wenig proble- 
matisch diese Beziehung unsern Geldpolitikern auch scheinen mag. 
Aber abgesehen davon ist es geradezu deprimierend, zu sehen, wie 
ein Geldtheoretiker nach dem andern sich in den Grundlagen der 
Geldtheorie mit einigen Allgemeinheiten begnügt, z. B. wenn er der 
Quantitätstheorie huldigt, die Sache für erledigt hält, wenn er die 
Begriffe Geldmenge und Umlaufsgeschwindigkeit definiert hat. Selbst 
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Irving Fishers so verdienstvolles Werk läßt in dieser Beziehung sehr 
viel zu wünschen übrig. Hier treten Schlesingers Ausführungen, wie- 
derum auf Walras weiterbauend, in eine wichtige Lücke. 

Zunächst von einfachsten Voraussetzungen ausgehend, besonders 
der, daß alle Einnahmen und Ausgaben aller Wirtschaftssubjekte 
gleichmäßig auf alle Geschäftstage verteilt und innerhalb jedes Tags 
auf einen bestimmten Zeitpunkt konzentriert sind, leitet er das Grund- 
theorem der Quantitätstheorie ab. Dann läßt er einige dieser Vor- 
aussetzungen fallen, und es eröffnen sich die für das Problem des 
Geldwerts so wesentlichen Fragen der Kassenreserven und deren 
Gesetze, wie die Frage der Bedeutung der Ungleichmäßigkeit und 
Unsicherheit von Einnahmen und Ausgaben für den Geldwert, 
des Abrechnungsverkehrs, das Gesetz, nach welchem die Größe 
der Kassenreserven mit den Umsätzen steigt, nach dem Einfluß des 
Zinsfußes darauf usw. Diese Ausführungen (p. 87—103) gehören zu 
den besten des Buches und könnten so, wie sie sind, in jeder Dar- 
stellung der Geldtheorie Aufnahme finden. — Die letzten Seiten dieses 
Kapitels geben dann das Grundtheorem des Bimetallismus und einige 
andere der Vollständigkeit halber kurz formulierte Dinge. 

Die beiden letzten Kapitel behandeln eine Fülle von Themen, 
die so ziemlich zu dem Schwierigsten gehören, woran sich ökono- 
mische Theorie versuchen kann. Für die moderne Geldtheorie zen- 
trieren die meisten ungelösten Einzelprobleme im Depositenbank- 
wesen, und das Gewirre von Wirkungen und Gegenwirkungen, das 
sich da darbietet, ist noch nicht annähernd befriedigend untersucht. 
Schlesinger hat zunächst das Verdienst, dieses Gewirre überhaupt 
erkannt und mutig angefaßt zu haben. Aber das Urteil über die zahl- 
reichen Detailresultate, die er uns zu bieten hat, läßt sich nicht in 
Kürze formulieren. Klar ist jedenfalls, daß der Umfang der Depositen 
und deren ausleihbarer Teil nur erfaßt werden kann, wenn man ihre 
Elemente voneinander sondert und eine besondere Theorie für jedes 
ausarbeitet. Das hat Schlesinger zum erstenmal systematisch getan: 
Er gibt uns eine Theorie der Kassenführungsguthaben und der in 
den Depositen der Banken enthaltenen »Reservebestände« der Einzel- 
wirtschaften. Er gibt ferner die exakte Formel für jene Vermehrung 
des Bankgelds, die dadurch eintritt, daß die ausgeliehenen Gelder 
selbst wieder deponiert und zum Teil wieder ausgeliehen werden. Klar 
ist weiter, daß in diesem Ausleihen der Kundengelder ein Akt der 
»Geldschöpfung« und eine Vermehrung des Angebots auf dem Geld- 
markt liegt, die unmittelbar die Diskontrate drücken und das Preis- 
niveau erhöhen muß. Klar ist endlich, daß die Banken in diesen 
Prozeß durch ihre Diskontpolitik eingreifen können. Aber die dauern- 
den Wirkungen desselben auf den realen Zinsfuß und den Geldwert 
und die weiteren Konsequenzen jener »gegenseitigen Versicherung 
gegen unvorhergesehene Bedürfnisse«, in der Schlesinger mit Recht 
den Kern der kreditvermittelnden Tätigkeit der Banken 
sieht, sind nicht so klar. Schlesingers Argument zielt nach dem Be- 
weise, daß der Geldwert durch diesen Prozeß zwar hin- und hergezerrt, 
aber in seinem Gravitationszentrum nicht verschoben werde, und daß 
eine Volkswirtschaft ohne Zentralbank infolge des Umstandes, daß 
Geldklemmen nie bloß durch Einschränkungen der Investitionen und 
Umsätze überwunden werden können, häufigen und heftigen Geld- 
krisen ausgesetzt sei. Beide Behauptungen gelten nur unter mehreren 
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restriktiven Annahmen, sind aber sicher sehr beachtenswerte Ver- 
suche, über das Gemisch von Empirie und Vorurteil hinwegzukommen, 
aus dem ein Teil der Diskussion dieser Dinge besteht. Den Zusammen- 
hang zwischen den Reserven miteinander konkurrierender Banken 
und zwischen Zinserhöhung und Absatzstockung dürfte der Autor 
einigermaßen überschätzt haben. 
Von selbst wächst aus diesen Erörterungen das Problem der, 
durch sie gleichsam deduktiv postulierten, Zentralbanken heraus, 
kompliziert durch deren Funktion als Hüter der Währung. Kurz legt 
der Autor die für ihn in Betracht kommenden Sätze der Theorie der 
internationalen Wertbildung und die Theorie der Wechselkurse dar, 
um dann die Fragen des Einflusses von Papiergeldemissionen, der 
Ausdehnung der bankmäßigen Organisation und der internationalen 
Kreditbeziehungen auf das Geldwesen eines Landes zu untersuchen. 
Diese Ausführungen sind gerade jetzt sehr aktuell und geeignet, man- 
chem Vorurteil über die Bedeutung des nationalen Goldvorrats und 
der Mittel, die zu seiner Erhaltung empfohlen werden, entgegenzu- 
wirken. Vielleicht geht er da sogar nicht weit genug — schließlich 
kommt es viel weniger auf eine Erhaltung der nationalen Goldreserve 
als darauf an, durch eine entsprechende Diskontpolitik Infla- 
tionen, wenn nicht zu verhindern, so doch soweit in Schranken zu 
halten, daß Perioden von Scheinprosperität vermieden werden, 
die ja doch nur zu Zusammenbrüchen führen. Schlesinger hat seine 
Anschauungen über die von Notenbanken in diesen Beziehungen ein- 
zuschlagende Politik nach der praktischen Seite hin ausgebaut in 
seinem Artikel »Methodologische Vorbemerkungen zu einer Geschichte 
der europäischen Kriegswirtschaft« (Weltwirtschaftliches Archiv VI, 
Heft ı), auf den in diesem Zusammenhang noch hingewiesen werden 
möge: Alle Gründe gegen die Methode, die Rückkehr normaler Zu- 
stände durch Zinsfußerhöhungen zu fördern, sind da vortrefflich aus- 
einandergesetzt. Aber dennoch — nimmt man der nach dem Kriege 
ohnehin unvermeidlichen Inflation auch noch diese einzige Bremse 
weg (wie Ja wohl zu befürchten steht), so mag man auch die Hoffnung 
aufgeben, gesunde Zustände in absehbarer Zukunft wiederzusehen! 
Doch das ıst ein Bedenken, das auf Differenzen in der Einschätzung 
konkreter Bedingungen praktischer Maßregeln beruht — das wissen- 
schaftliche Verdienst des Autors wird dadurch nicht berührt. 
(Schumpeter.) 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien. 


Histoire Universelle du travail. Publiée sous la 
direction de George Renard, professeur au collège de France. 
II. Renard, Georges et Dulac, Albert, Lévolu- 
tron industrielle et agricole depuis cent cin- 
quante ans. Paris 1912. Felix Alcan. 458 S. Fr. 5.—. 

Das Buch zerfällt in zwei völlig {selbständige, voneinander un- 
abhängige Teile, von denen der erste die Entwicklung der Industrie 
von Renard, der zweite die der Landwirtschaft von Dulac 
enthält. Es ist nicht eine vertiefte Forschung im Sinne der hi- 
storischen Schule, sondern ein Versuch synthetischer Darstellung 
und Systematisierung der mannigfaltigen Erscheinungen, die im Ver- 
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laufe der wirtschaftlichen Entwicklung während der letzten andert- 
halb Jahrhunderte zutage getreten sind. An sich Neues, bisher Un- 
bekanntes ‚bringt das Werk also nicht; sein Studium ist aber trotz- 
dem nicht wertlos, da die Verfasser, über ausgedehnte Literatur- 
kenntnis verfügend, die Entwicklung der verschiedensten Länder dar- 
stellen. 

Im ersten Teil untersucht Renard zunächst die Gründe, 
die ur Umwandlung der Industrie fühıten, systemati- 
siert de technischen Änderungen und betrachtet 
schließlich de Einflüsse, die infolgedessen auf das wirtschaft- 
liche Leben sich geltend gemacht haben. 

Die Veranlassung zu den technischen Wandlungen in der In- 
dustrie sieht Verfasser in erster Linie in der ungeheuren Entwick- 
lung des Handels und der Ausweitung der Märkte; ermöglicht wurde 
sie durch die mannigfachen Erfindungen auf allen Gebieten, die er 
in mechanische, physikalische und chemische trennt und einzeln dar- 
stellt. Nach einer Untersuchung der Vorbedingungen für eine gedeih- 
liche Entwicklung der Industrie: natürliche, wie Klima, Wärme, 
Feuchtigkeit; demographische und ethnische: Einwanderung, Ras- 
senmischung; wirtschaftliche: Lage, Verkehrsverhältnisse, Kapital- 
reichtum;; politische und soziale: Handels-, Tarif- und Arbeiterschutz- 
politik; Abhängigkeit vom jeweiligen Stande der Wissenschaft: 
Chemie, Physik — wobei er für alle Punkte seine Ansichten mit zahl- 
reichen Beispielen aus der Wirtschaftsgeschichte belegt und bei der 
Bedeutung der Wissenschaft besonders auf Deutschland und seine 
chemische Industrie verweist — schildert er sodann im Hauptteil 
die technischen Änderungen, die auf Grund der mehr oder weniger 
vollzählig vorhandenen Vorbedingungen im Laufe der betrachteten 
150 Jahre in den einzelnen Industiien vor sich gegangen sind. Hier- 
bei geht er in der Weise systematisch vor, daß er die Entwicklung 
nach drei prinzipiellen Gesichtspunkten gesondert behandelt: I. nach 
den Wissenschaften, an die sie sich anlehnt: Naturwissenschaften 
u. a., wobei besonders die Anilinfarben- und Sodaindustrie berück- 
sichtigt werden ; 2. nach den Kräften, die sie verwenden: belebte und 
natürliche; schließlich 3. nach den menschlichen Bedürfnissen, die 
befriedigt werden sollen, wobei allerdings keine Vollständigkeit er- 
reicht, wohl auch nicht beabsichtigt ist, sondern nur in großen Zügen 
die Ernährungs- und sanitären, Bekleidungs-, Bau- und Möbelindu- 
strien abgehandelt werden. Bei der Untersuchung der Folgen der tech- 
nischen Änderungen in der Industrie werden zunächst ihre Wir- 
kungen auf die verschiedenen Produktionsmethoden dargelegt, dann 
das Problem der Konzentrierung zum Großbetrieb mit seinen 
Folgen und endlich die Beeinflussung der übrigen Zweige mensch- 
licher Tätigkeit und der Zivilisation im allgemeinen durch die 
Industriellen Anderungen besprochen. 

Dies in nuce die Darstellung der industriellen Entwicklung. 

Wenn sie auch, wie aus dem kurzen Überblick hervorgeht, nichts 
neues bringt, auch im einzelnen sich völlig an bekannte Gesichts- 
punkte anlehnt, so ist doch immerhin eine neue Systematik vorge- 
nommen, der entsprechend die Entwicklung betrachtet wird. 

Leider läßt sich nicht einmal das vom zweiten Teile des Buches 
anerkennen, der die Entwicklung der Landwirtschaft ent- 

hält. Verfasser referiert in zweı Äbschnitten — ohne allerdings diese 
16* 
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Gliederung durchzuführen — über die technischen und wirtschaft- 
lichen Fortschritte, die seit 150 Jahren in der Landwirtschaft erzielt 
worden sind; es erübrigt sich, darauf einzugehen, da das Referat nur 
eine Zusammenstellung bekannter Tatsachen ist, die sich in jedem 
Lehrbuch des Agrarwesens und der Agrarpolitik finden. 

Der Titel des auf zwölf Bände berechneten Gesamtwerkes — 
der vorliegende Band ist der zweite — lautet »Universalgeschichte 
der Arbeit«; es soll also anscheinend die Bedeutung des Produktions- 
faktors Arbeit in erster Linie dargestellt werden. Hier tritt aber der 
Gesichtspunkt völlig zurück: die rein technischen Fragen 
nehmen bei weitem den meisten Raum und das größte Interesse ein. 
Zwar bringt Renard gelegentlich einige Bemerkungen über die 
Arbeiterfrage, aber der Einfluß, den die Arbeiterkoalitionen und alles, 
was mit ihnen zusammenhängt, auf die Gestaltung der Industrie aus- 

eübt haben, wird garnicht berücksichtigt ; auch nimmt Verf. keinen 

laren Standpunkt gegenüber den sozialpolitischen Maßnahmen ein: 
hinsichtlich ihrer Bedeutung für die Entwicklung der Industrie, 
ihre Konkurrenzfähigkeit und ähnliche Fragen. Im landwirtschaft- 
lichen Abschnitt wird zwar ein Überblick über die Entwicklung des 
Genossenschaftswesens gegeben, die eigentlichen Arbeiterfragen 
aber nur ganz flüchtig gestreift. 

Die Darstellung dessen, was man in erster Linie zu erwarten be- 
rechtigt ist, und was vielleicht das interessanteste gewesen wäre: die 
Wandlungen der »Arbeit« in der industriellen und landwirtschaft- 
lichen Entwicklung — das fehlt leider fast gänzlich. 

(W. D. Preyer.) 


— 


7. Bevölkerungswesen. 


8. Statistik. 


Gini, Prof. Corrado: Lammontareelacomposizione 
della ricchezza delle nazioni. Fratelli Bocca, Turin 
1gI4. Io Lire. 

Eine überaus reichhaltige Synthese unseres heutigen Wissens von 
der Höhe und Zusammensetzung des privaten und öffentlichen Reich- 
tums der wichtigeren Nationen. Und zwar gilt die Hauptaufmerk- 
samkeit des Verf. dem leichter meß- und vergleichbaren Privat- 
reichtum, eine Einschränkung, die man angesichts der überaus 
verschiedenartigen Zusammensetzung des öffentlichen Reichtums 
und seiner schweren Meßbarkeit nicht genug begrüßen kann. Natür- 
lich mußte eine Hauptaufgabe des an 700 Seiten starken Werkes darin 
bestehen, die ungeheuren Schwierigkeiten solcher Berechnungen her- 
vorzuheben. Es wird daher keinen Sachkundigen verwundern, wenn 
das Resultat zum Teil negativ und inkonkludent ausgefallen ist und 
der wahrscheinliche mittlere Reichtum dieser oder jener Nation nur 
innerhalb weiter Grenzen angegeben werden konnte. Die theoretischen 
Untersuchungen über die prinzipielle Meß- und Vergleichbarkeit ver- 
schiedener Arten des Reichtums stecken ja zurzeit noch in ihren An- 
fängen und haben auch durch das vorliegende Werk keine nennens- 
werte Förderung erhalten. 

Besondere Aufmerksamkeit schenkt Verf. dem Aufbau und der 
regionalen Verteilung des italienischen Reichtums. Er wird 
auf S. 180 folgendermaßen abgeschätzt: 
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Ländlicher Grund und Boden und Gebäude 37,0 Milliarden Lire 


Vieh 35 „ DÉI 
Städtische Gebäude 16,0 - j e 
Titel und Geld 18,0 MR e 
Hypothekarguthaben 2,3 T 


70,8 Milliarden Lire 
abzüglich Hypothekarschulden und Wechsel- 
schulden an Kreditinstitute 72,3 Milliarden Lire 


In dieser Schätzung bleiben indes — wie in den meisten ähn- 
lichen — die folgenden schwer schätzbaren Posten unberücksichtigt: 

a) Unangeeignete Gruben, Erzlager, Torfböden usw.; 

b) künstlerische Sammlungen und Privatbibliotheken; 

c) gegenwärtiger Wert der Lebensversicherungspolicen ; 

d) alle nicht in Titeln verkörperten Güter von Gesellschaften, 
Sport- und Unterhaltungsvereinen usw.; 

e) privates Mobiliar; 

f {fonds de commerce, stehende Agrar- und Berg- 
bauprodukte, ländliche und industrielle Maschinen und Geräte, soweit 
sie nicht dem Grundeigentümer selbst gehören; 

g) private Fahrzeuge, Jachten, Automobile usw. ; 

h) Kleider, Waffen, Schmuckgegenstände; 

LD italienisches Eigentum im Ausland, abzüglich des auslän- 
dischen Eigentums in Italien. 

Gini sucht diese Posten folgendermaßen zu schätzen: Das Privat- 
mobiliar schätzt er auf 3 Milliarden Lire, de altri mobili (wor- 
unter Werkzeuge, unverkaufte Vorräte, Rohstoffe aller Art) auf min- 
destens 5 Milliarden. Die steuerpflichtigen Automobile, Fahrräder, 
Motorräder sollen 1908 120 Millionen betragen haben, während er 
eine auch nur approximative Schätzung der übrigen Fuhrwerke für 
unmöglich hält. 

Alles in allem gelangt er so zu einem wahrscheinlichen Gesamt- 
reichtum von 80—85 Milliarden oder 2350 Lire pro Einwohner, II 000 
pro Familie, anno 1908. 

Die regionale Verteilung soll in Italien nicht un- 
gleicher sein als in den meisten anderen Staaten, wobei allerdings alles 
von der Abzirkelung der verglichenen Distrikte abhängt. Die Un- 
gleichheit der Verteilung sei von der bisherigen Literatur stark über- 
trieben worden, und dazu soll in den verzeichneten Ziffern der Auf- 
schwung des Südens nach 1887 noch sehr unvollkommen zum Aus- 
druck kommen. Gini erhält nach zwei verschiedenen Schätzungs- 
methoden die folgenden Verhältniszahlen: 


pro Einwohner pro Erwachsenem 
Norditalien 121 128 122 122 
Zentrum 93 102 95 95 
Süditalien 79 72 GO 77 
Sizilien 81 76 82 QI 
Sardinien 43 43 42 4I 


Das ergäbe einen relativ erheblicheren Unterschied zwischen den 
zwei letztgenannten Regionen als zwischen Nord- und Südprovinzen. 
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Indessen ist nicht zu vergessen, daß Sizilien hauptsächlich städtische 
Bevölkerung (drei Großstädte)! aufweist, welch letztere gegenüber 
gleich wohlhabender Landbevölkerung stets ein Plus an geld wer- 
tem Reichtum aufweist. 

Obwohl so 7 Zelintel des Gesamtreichtums in den Nordprovinzen 
konzentriert scheinen, scheint Gini diese »>Sperequazione«des 
Reichtums nicht stärker als in andern Ländern, als beispielsweise 
zwischen Nord- und Südfrankreich, zwischen England und Irland, 
zwischen Nordostpreußen (einschließlich Pommern und Schlesien) 
und dem übrigen Preußen, zwischen West- und Südschweiz, zwischen 
einzelnen Regionen der Ver. Staaten. 

Wie sehr das Ergebnis dieser Berechnung von der Abzirkelung 
der betreffenden Gegenden bzw. vom Ein- und Ausschließen einzelner 
Großstädte abhängt, mag man daraus erkennen, daß Verf. für die 
Westschweiz einen erheblich höheren mittleren Wohlstand erhält 
als für die wohlhabende Ostschweiz. Der Grund liegt wohl einfach 
darin, daß er der ersteren willkürlich die reichen Städte Bern und Basel 
zuzählt. Wäre die eine von ihnen zur Gruppe »Ostschweiz« gekommen, 
so dürfte sich das Verhältnis umkehren. 

Außer einer gründlichen Abhandlung über die verschiedenen 
Methoden der Ermittelung des Privatreichtums der Nationen und 
über die Bestimmung des Intervallo devolutivo der Erb- 
schaften und Veräußerungen unter Lebenden bringt das Buch inter- 
essante Angaben über die Steuerflucht der italienischen Erbschaften, 
über die qualitative Zusammensetzung des Reichtums nach Gegenden 
und über die »Dynamik« dieser Zusammensetzung. Während der un- 
bewegliche Nachlaß dem Fikus nur ausnahmsweise entgeht, soll auf 
4—6 Erblasser mit nur beweglichem Besitz im Mittel einer besteuert 
werden. 

Interessant ist auch der Anhang über die Sterblichkeit der Be- 
völkerung nach Reichtumsgraden, über die Ermittlung des mittleren 
Sterbeintervalls zwischen Ehegatten und zwischen Geschwistern, 
über das mittlere Heiratsalter nach Klassen, über die Zahl der Erb- 
fälle nach Verwandtschaftsgraden usw. 

Auch an Seitenblicken allgemein soziologischer Natur fehlt es 
nicht. Den Aufstieg der fähigen Elemente der unteren Klassen bringt 
G. in Beziehung zu der geringen Fruchtbarkeit der 
obern, die in den leitenden Kreisen Lücken schaffe und so An- 
gehörigen der niedrigen Klassen das Steigen ermögliche. Ferner unter- 
sucht er den Zusammenhang dieser beschränkten Fruchtbarkeit und 
des dadurch begünstigten Ricambio sociale mit der Ver- 
mögensverteilung. Die Vermögen der Reichen, führt er etwa aus, 
werden im Mittel unter weniger zahlreiche Erben aufgeteilt als die 
der Armen und leisten soder Konzentration des Reich- 
tums Vorschub. Dadurch werde auch in den untern Klassen der 
soziale Ehrgeiz angefacht, das Heiratsalter hinausgeschoben, die 
Kinderzahl beschränkt. Die Folge soll sein, daß der wirtschaftliche 
Fortschritt meist mit steigender Reichtumskonzentration und wach- 
sendem Ricambio unter den Klassen gepaart auftrete. 

Die Untersuchung über die Gleichheit oder Ungleichheit der 
Einkommensverteilung wird aus praktischen Gründen in die Ermitt- 
lung des Prozentsatzes der Personen über einer gewissen Besitzgrenze 
— und in die der Konzentration des Reichtums unter diesen letztern, 


a 
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den sog. »Besitzenden«, getrennt. Untersuchungen über die von Bres- 
ciani mit Recht in den Mittelpunkt der ganzen Forschung gestellte 
absolute Gleichheit oder Ungleichheit, d. h. über den mittleren 
Abstand von einem mittleren Vermögen oder 
Einkommen, vermissen wir in Ginis Werk. Auch die radikale Schei- 
dung der Vermögenserforschung, von der der Einkommens- 
verteilung mag Bedenken erregen. Im übrigen bringt das Werk auch 
für den Nichtitaliener vieles Wertvolle und darf wohl als statistisches 
Nachschlagewerk über die Hauptdaten der Vermögensverteilung 
jedermann empfohlen werden. (W. Eggenschwyler.) 


9. Soziale Zustandsschilderung. 


10. Agrarwesen, Landarbeiterwesen, 


Bippart, Ernst: Das staatliche Getreide-Lager- 
haus. Tore 

Diese kleine Schrift eines praktischen Landwirts fordert die Be- 
grenzung der Einfuhrscheine auf je eine Getreidegattung. Da- 
durch soll die exportfördernde, den Roggen- und Haferanbau gegen- 
über der Weizenproduktion begünstigende Wirkung des jetzt be- 
stehenden Einfuhrscheinsystems behoben werden. Außerdem soll 
durch Anlage staatlicher Lagerhäuser in amerikanischen Dimensionen 
der herbstliche Getreideexport aus Deutschland verhindert werden. — 
Diese Maßnahmen scheinen dem Referenten unter Voraussetzung des 
geschlossenen Wirtschaftsgebietes und fortdauernder Kriegsbereit- 
schaft als solipsistisches Ziel jeder Wirtschaftspolitik zweckmäßig, 
in Hinblick auf eine richtige Förderung der Produktionskrälte oder 
auf eine billige Produktionskostenbeschaffung — ehemals auch be- 
liebte Ziele der Handelspolitik — unrational. Vor allem ermangeln die 
Vorschläge jedes Konsumentenschutzes, der nur durch eine gesetzliche 
Regelung der Getreide- und Mehlpreise erreicht werden könnte. Sonst 
würde der Fall eintreten, daß die Landwirte ihr Getreide aus speku- 
lativen Gründen in den Lagerhäusern zurückhalten, während das 
Volk hungert. Ein ausgesprochenes Getreidemonopol wäre am besten. 

(E. Gibian.) 


Martens, Heinrich: DieAgrarreformeninlrland, 
ihre Ursachen, ihre Durchführung und ihre 
Wirkungen. Heft 177 der staats- und sozialwissenschaftlichen 
Forschungen, herausgegeben von Gustav Schmoller und Max Sering. 
en und Leipzig 1915, Duncker u. Humblot. XIV u. 282 S. 

, 1. — 

Das vorliegende Werk ist eine fleißige, gründliche, zum Teil auf 
örtlichen Studien beruhende Darstellung der vor mehr als 40 Jahren 
begonnenen, sich immer mehr auswachsenden und heute noch nicht 
völlig beendeten großen landwirtschaitlichen Umwälzung der »grünen 
Insel«. Verf. gliedert seine Arbeit klar und scharf in 3 Hauptabschnitte, 
deren erster das Problem auirollt, d. h. uns die landwirtschaftliche 
Entwicklung vorführt, die eine derartige ökonomische und soziale 
Lage hervorrief, daß tiefgreifende Reformen sich als unabweisbar er- 
wiesen, da schwere Agrarunruhen das Land bedrohten. Der zweite 
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enthält die chronologische Darstellung der einzelnen Reformakte und 
eine Schilderung ihrer Durchführung, der verursachten Kosten usw., 
während der letzte eine Würdigung der Erfolge und Ausblicke in die 
Zukunft zu geben versucht. Im 1. Abschnitt bringt Verf. nichts wesent- 
lich Neues, da über die Frage bereits anerkannte Werke vorliegen, 
denen er hauptsächlich folgt; doch gibt er eine ansprechende Schil- 
derung der Gesamtlage der Pächter im letzten Jahrhundert vor Be- 
ginn der Reformen. Im 2. Abschnitt ist als eine Bereicherung unserer 
Kenntnis über Irland die Darstellung der Einrichtung und Tätigkeit 
des »Amts für übervölkerte Distrikte« zu bezeichnen, das in den bis- 
herigen Veröffentlichungen wenig Berücksichtigung gefunden hat; 
im übrigen hätte sich gerade hier sehr vieles zum Vorteil des ganzen 
Buches erheblich kürzer und präziser fassen lassen; Verf. ergeht sich 
bei vielen Punkten untergeordneter Wichtigkeit in zu große Weit- 
schweifigkeit und Detailschilderung. 

Die Ursachen der schlechten agrarischen und sonstigen Entwick- 
lung Irlands gehen letzten Endes bis auf die Merkantilpolitik Englands 
zurück, die in Verbindung mit der besonderen Strafgesetzgebung 
gegen die Katholiken den verderblichsten und tiefstgreifenden Ein- 
fluß hatte. Die Ausbildung der kaufmännisch-industriellen Tugen- 
den wurde behindert; die Einführung der kurzen Pachtverträge rief 
ein solches Gefühl der Unsicherheit hervor, daß landwirtschaftlicher 
Fortschritt praktisch unmöglich war und durch das Verbot des öffent- 
lichen Gottesdienstes wurden nur die heimlichen Versammlungen ge- 
fördert und so im ganzen Volk ein Sinn für Umtriebe und gesetzwidrige 
Opposition genährt. Dazu kamen im Laufe des ro Jahrhunderts 
häufige Mißernten, starkes Anwachsen der Bevölkerung, Austrei- 
bungen der Pächter, die mit ihren Zahlungen im Rückstand blieben, 
und die Schaffung großer Weidedistrikte, Umstände, die alle zu- 
sammen eine starke Verschiebung der sozialen Struktur hervorriefen. 
Das bedeutete: Verringerung der Nachfrage nach Arbeit, verbunden 
mit Steigerung ihres Angebots, so daß bis zur Mitte des Jahrhunderts 
die Löhne auf den denkbar niedrigsten Stand sanken. In einiger- 
maßen günstiger Lage befanden sich’ allein die nach dem Uilsterrecht 
lebenden Pächter, die aber im Verhältnis zur Gesamtzahl nur einen 
kleinen Bruchteil ausmachten. Dazu kam bei den meisten eine außer- 
ordentliche Gemengelage ihres Landes, wucherische Verschuldung 
bei den Händlern infolge Mangels jeder Kreditorganisation und ein 
geradezu erschreckendes Analphabetentum. 

In diesen völlig verfahrenen Zuständen begann man 187I mit 
den nötigen Reformen, die vom Verf. eingehend geschildert werden. 
Da sie allgemein bekannt sind, sei hier nur das »Amt für übervölkerte 
Distrikte« erwähnt, das eine der preußischen Ansiedlungskommission 
ähnliche Tätigkeit zu entfalten hatte. Unter Uebervölkerung wird 
der Zustand verstanden, daß das den Bauern zur Verfügung stehende 
Areal zur Ernährung der Bevölkerung nicht ausreicht; typisch ıst 
der Fall, daB große Viehweiden innerhalb des bäuerlichen Landes vor- 
handen sind, die den Bauern aber nicht gehören, deren Besitz indessen 
genügen würde, ihnen selbständige Stellen zu schaffen. Die ersten 
Ankaufsgesetze waren nicht befriedigend, da die bloße Ueberführung 
des Pachtlandes zu Eigentum keine Fortschritte bringen konnte; 
Arrondierung und Vergrößerung waren erforderlich. Diese Gedanken, 
die auch die russische Agrarform von Igo6 und Toto beherrschen, 
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wurden erst durch den Wyndham-Act 1903 verwirklicht. Die russische 
Agrarreform weist mit der irischen die Analogie auf, daß die nur im 
»prekären« Besitz befindlichen Bauern zu Eigentümern gemacht und 
ihr zerstreutes Eigentum zusammengesetzt und vergrößert wird. 

Die Erfolge der Agrarreformen werden vom Verf. außerordent- 
lich günstig beurteilt. Die mittel- und großbäuerlichen Stellen sind 
stark vermehrt; die Viehzucht hat sich total nach Quantität wie 
Qualität außerordentlich gehoben; die Bodenbearbeitung hat sich 
intensiver gestaltet und schließlich hat die günstige Entwicklung des 
Genossenschaftswesens viel dazu beigetragen, die wirtschaftliche Lage 
der Bauern zu heben. Die Darstellung der Genossenschaften kommt 
etwas zu kurz; hier hätte Verf. mit Vorteil die vom römischen inter- 
Don Institut veröffentlichten Materialsammlungen benutzen 
önnen. i 

Im ganzen genommen erhält man aus dem vorliegenden Buch 
einen klaren Einblick in die agrarische Entwicklung Irlands und die 
großen Reformen der letzten vierzig Jahre. (W. D. Preyer.) 


Lt, Gewerbl. Technik und Gewerbepolitik. 


12. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 


— 


ı3. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 


Isay, Harry: Liberalismus und Arbeiiterfrage 
in Belgien. (1830—ı1852.) (Münchener Volkswirtschaftliche 
Studien, 135. Stück.) Stuttgart und Berlin 1915, J. G. Cotta. XVI 
und 102 S. M. 3.—. 

Die in vorliegender Schrift behandelte Periode der belgischen 
inneren Politik ist, wie der Verfasser eingangs richtig hervorhebt, 
charakterisiert »durch die vollkommene Einflußlosigkeit der arbeiten- 
den Klassen auf die Gestaltung ihrer sozialen Lage, sodann durch die 
Ausnutzung dieser Situation seitens der Bourgeoisie und schließlich 
durch die Abneigung der liberalen Partei gegen jegliche Intervention 
des Staates«. 

Im ersten Teile gibt der Verfasser eine Schilderung der wirtschaft- 
lichen und rechtlichen Stellung der belgischen Arbeiterklasse in den 
ersten Jahren des belgischen Staates, in denen mit dem Aufkommen 
einer Großindustrie schwere Notlage über die alteingesessenen Haus- 
industrien, insbesondere in Flandern, hereinbrach, und sich in den 
Städten schnell ein industrielles Proletariat unter den ungünstigsten 
sozialen Verhältnissen ansammelte. Hieran schließt sich eine kurze 
Wiedergabe von Ansichten zeitgenössischer Theoretiker und Praktiker 
über die vermeintlichen Ursachen der schlechten wirtschaftlichen 
Lage des Arbeiterstandes und über die zu ihrer Hebung zu treffenden 
Maßnahmen. 

Der zweite umfangreichere Teil behandelt die Stellung der poli- 
tisch maßgebenden Kreise, vor allem der liberalen Partei, welche die 
sourgeoisie verkörperte, zu dem neu entstandenen Problem. Während 
sich die liberale Regierung in den ersten Jahren ihrer Herrschaft der 
Notwendigkeit staatlichen Eingreifens zur Abstellung der sozialen 
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MißBstände verschloß, sah sich das Ministerium Rogier-Frere-Orban 
unter dem Drucke der Ereignisse von 1848 in Frankreich und der 
durch sie auch unter dem belgischen Proletariat hervorgerufenen Er- 
regung veranlaßt, für sozialpolitische Maßnahmen einzutreten; die 
wichtigsten der von ihm eingebrachten Gesetzentwürfe betrafen eine 
Steuerreform, eine staatliche Altersversicherung auf der Grundlage 
der Freiwilligkeit und ein Gesetz über die Anerkennung von freien 
Hilfskassen. Es unterblieben jedoch selbst die dringlichsten Maß- 
nahmen des Arbeiterschutzes, namentlich ein Verbot oder eine Ein- 
schränkung der Kinderarbeit. Vor allem vermochten die regieren- 
den Kreise nicht als die Wurzel des Uebels die ungünstigen Einkom- 
mensverhältnisse der belgischen Arbeiterschaft zu erkennen, so daß 
auch die wenigen Maßnahmen, die Gesetz wurden, keinen nachhaltigen 
Nutzen stiften konnten. Mit dem Sturze des liberalen Ministeriums 
und seinem Ersatz durch eine ausgesprochen reaktionäre Regierung 
im Jahre 1852 war die sozialpolitische Gesetzgebung auf Jahre hinaus 
zum Stillstand verurteilt. 

Das Bild, das der Verfasser auf Grund der Quellen von diesen 
Zuständen und Vorgängen zeichnet, ist klar und anschaulich; es er- 
innert in bezug auf die Stellungnahme der führenden Schichten gegen- 
über dem neu entstandenen sozialen Problem an die Schilderungen, 
die über die Zeit des aufkommenden Industrialismus aus anderen 
Ländern, besonders aus England, bekannt sind. Den belgischen 
Verhältnissen eıgentümlich ist wohl vor allem die Tatsache, daß dort 
die Abneigung der regierenden Kreise gegenüber staatlichen Eingriffen 
zwecks Abstellung sozialer Schäden länger wirksam gewesen ist als 
in irgend einem anderen modernen Industriestaate. 

Die Darstellung hätte namentlich im zweiten Teile an Tiefe ge- 
wonnen, wenn der Verfasser die parlamentarischen Vorgänge mehr 
im Zusammenhang mit der gesamten wirtschaftlichen Lage und Wirt- 
schaftspolitik des Landes gebracht hätte, von denen die Betrachtung 
der sozialen Verhältnisse nicht zu trennen ist. 

(Charlotte Leubuscher.) 


Kaufmann, Hans: Die Frauenarbeit in der 
schweizerischen Industrie. (Züricher Volkswirtschatt- 
liche Studien, ıı. Heft.) Zürich und Leipzig 1915, Rascher u. Cie. 
119 S. 

Die Frage der industriellen Frauenarbeit ist in den letzten Jahren 
sehr viel in Wort und Schrift diskutiert worden. Ein großer Teil dieser 
Erörterungen ließ jedoch wissenschaftliche Ruhe und Sachlichkeit 
vermissen, da sie das Problem unter dem Gesichtspunkte bestimmter 
Parteiprogramme und Bestrebungen betrachteten, und konnten da- 
her wenig zu seiner Klärung beitragen. Vor allem wurde die außer- 
häusliche Erwerbsarbeit der Frau seitens der radikalen Frauenbe- 
wegung um ihrer selbst willen als ein Fortschritt begrüßt, da sie die 
ökonomische Unabhängigkeit der Frauen fördere und dementsprechend 
ihre entschiedene Begünstigung durch die Gesetzgebung gefordert. 
Gleichzeitig wurde die unbewiesene Behauptung aufgestellt, daß die 
industrielle, namentlich die Fabrikarbeit der Frauen, in stetiger Zu- 
nahme begriffen sei, und alle Maßnahmen, die geeignet schienen, diese 
Entwicklung zu hemmen, wurden als aussichtslose Versuche einer 
überlebten Reaktion bezeichnet, die sich einer nicht aufzuhaltenden 
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ökonomischen Entwicklungstendenz entgegenstellen wollten. Man 
unterließ es jedoch, wenigstens auf der Seite, die derartige Forderungen 
am lebhaftesten erhob, die notwendige Voraussetzung für eine gesetz- 
geberische Behandlung des Problems zu erfüllen, d. h. auf Grund der 
vorhandenen Verhältnisse genaue und zuverlässige Untersuchungen 
über den tatsächlichen Stand und die Entwicklungsmöglichkeiten 
der industriellen Frauenarbeit vorzunehmen. Vor allem übersah man, 
daß es sich bei der industriellen Frauenarbeit keineswegs um ein ein- 
heitliches Problem handelt, sondern um eine Vielheit vou wirtschaft- 
lichen und sozialen Vorgängen, die ihrer Natur nach voneinander ganz 
‘verschieden sein können und daher nicht mit wenigen Schlagworten 
zu beurteilen sind. 


Es ist deshalb zu begrüßen, wenn im Rahmen einer wissenschaft- 


lichen Arbeit der Versuch gemacht wird, dem Problem der industriellen 
Frauenarbeit objektiv und gründlich für ein bestimmtes Gebiet nach- 
zugehen. Der vorliegenden Arbeit von Kaufmann ist das Lob der 
Objektivität unbedingt zuzusprechen, dagegen hat das Bestreben des 
Verfassers, ein möglichst vollständiges Bild der industriellen Frauen- 
arbeit der Schweiz in allen ihren Spielarten zu geben, der Gründlich- 
keit Abbruch getan. Einige Kapitel, wie z. B. dasjenige über die 
Organisation der Fabrikarbeiterinnen, tragen einen durchaus skizzen- 
haften Charakter und gehen nicht über allgemein gehaltene, längst 
bekannte Ausführungen hinaus; andere Teile des Buches stehen da- 
gegen bedeutend höher. Stilistisch läßt die Arbeit manches zu wün- 
schen übrig. 

Die Schweizer Verhältnisse sind für eine umfassende Betrachtung 
der industriellen Frauenarbeit sehr geeignet, da sich auf einem geo- 
graphisch eng umgrenzten Gebiet sowohl hochentwickelte Industrie- 
zweige mit einer Jahrhunderte alten Tradition als auch solche neueren 
Datums finden, und da vor allem die beiden wichtigsten Betriebs- 
arten, in denen Frauenarbeit in größerem Umfange auftritt, Fabrik- 
arbeit und Hausindustrie dicht nebeneinander vorkommen, oft sich 
gegenseitig ergänzen. 

. Die Arbeit von Kaufmann zerfällt dementsprechend in 2 Teile, 
von denen der I. der Fabrikarbeit der Frauen, der 2. der Schweizer 
Hausindustrie und ihrer Bedeutung für die Frauenarbeit gewidmet ist. 

Im ı. Kapitel über die »Entwicklung und Ausdehnung der Frauen- 
Fabrikarbeit« kommt der Verfasser zu der wichtigen Feststellung, 
»daß die industrielle Frauenarbeit sich wohl immer weitere Gebiete 
erobert hat, daß diejenigen Erwerbsarten, in denen ausschließlich 
Männerarbeit herrscht, immer seltener werden, daß sich aber die 
Zahl der Fabrikarbeiterinnen doch nicht in dem Maße gehoben hat, 
wie man nach den Ergebnissen der ersten Jahrzehnte hätte erwarten 
müssen«, sowie, »daß die Frauenarbeit sich durchaus nicht gleich- 
mäßig entwickelt in den einzelnen Arbeitsgebieten«e Nach der eid- 
genössischen Fabrikstatistik waren IQOI 12,7%, IQII nur noch 7,5% 
aller Industriezweige ohne Frauenarbeit. Trotzdem war der Zuwachs 
weiblicher Arbeitskräfte von I882—IgII nicht nur nicht proportional 
demjenigen der Gesamtarbeiterschaft, sondern schwächer (vergl. 
S. 12). Die Gründe für diesen relativen Rückgang sieht der Verf. 
wohl mit Recht in der Hebung des allgemeinen sozialen Niveaus der 
Arbeiterschaft und speziell für die Schweiz in der Tatsache, daß sich 
dort in den letzten Jahrzehnten in erster Linie die Industriezweige 
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entwickelt haben, in denen die Frauenarbeit von untergeordneter 
Bedeutung ist, vor allem die Maschinenenindustrie, während z. B. 
die Stickerei und die Seidenstoffweberei, die bisher in hohem Maße 
Frauen beschäftigen, in viel geringerem Grade an dem allgemeinen 
Aufschwung teilnahmen. Hierzu kommt als zweiter wesentlicher 
Grund für den relativen Rückgang der Frauenarbeit in den Schweizer 
Fabriken die starke Absorbierung von weiblicher Arbeit durch die 


Hausindustrie, die durch die Einführung billiger elektrischer Kraft 


in jüngster Zeit eine Neubelebung erfahren hat. In bezug auf die Be- 
urteilung der Fabrikarbeit von Frauen nimmt K. einen verschiedenen 


Standpunkt ein, je nachdem es sich um verheiratete Frauen handelt, 


‚die ein Hauswesen zu besorgen haben, oder um unverheiratete, bei 
denen eine Kollision zwischen Berufsarbeit und häuslicher Tätigkeit 
nicht zu befürchten ist. Die folgenden Kapitel sind der speziellen 
Gestaltung des Problems in der Schweiz gewidmet, der gesetzlichen 
Regelung, die dort die Frauenarbeit gefunden hat, den Durchschnitts- 
löhnen weiblicher Arbeiter, wobei sich der Verf. allerdings nicht auf 
eigene Erhebungen, sondern auf vorhandenes Material meist älteren 
Datums stützt, den Wohlfahrtseinrichtungen für Arbeiterinnen, wo- 
bei auch die interessante Frage der Heranziehung ausländischer, haupt- 
sächlich italienischer Arbeiterinnen in die Schweizer Industrie be- 
handelt wird. 

Sehr viel stärker als in den Fabriken sind weibliche Arbeitskräfte 
in der Schweizer Hausindustrie beschäftigt; nach der Gewerbestatistik 
sind dort nicht weniger als 72,8% aller Arbeitskräfte weiblich. Der 
Grund liegt einmal darin, daß die wichtigsten Zweige der Schweizer 
Hausindustrie, wie die Stickerei und die Züricher Seidenbandweberei, 
spezifisch weibliche Gewerbe sind, die seit Jahrhunderten von Frauen 
ausgeübt worden sind, sodann in der ganzen Organisation der meisten 
Hausindustrien, die ihre Existenz auf das Vorhandensein von billigen, 
also weiblichen Arbeitskräften, gründen. Die einzelnen Zweige der 
Hausindustrie werden vorgeführt, und die Bedeutung, die der Frauen- 
arbeit innerhalb des einzelnen Produktionsprozesses zukommt, wird 
dargetan. Die Verhältnisse in den einzelnen Zweigen der Haus- 
industrie und damit auch die Beurteilung, die der Frauenarbeit in 
ihnen zukommt, sind sehr verschieden, je nachdem die hausindustrielle 
Tätigkeit die einzige Einkommensquelle darstellt, oder, wie es sehr häufig 
in der Schweiz geschieht, neben einem landwirtschaftlichen Betrieb 
zur Ergänzung des Einkommens ausgeübt wird. Im allgemeinen zeigt 
die Betrachtung von Kaufmann, daß die Schweizer Hausindustrien 
der Mehrzahl nach lebensfähige Industriezweige sind, und daß daher 
auch nicht mit einer Abnahme der Frauenarbeit in ihnen zu rechnen ist. 

Die Arbeit von Kaufmann hat den Mangel, daß in erster Linie 
und fast ausschließlich die berufliche Seite des Problems, die Rolle, 
welche der Frauenarbeit innerhalb der Produktionstätigkeit zukommt, 
behandelt wird, daB dagegen der volkswirtschaftlich mindestens eben- 
so wichtige Punkt, die Rückwirkung der industriellen Frauenarbeit 
auf Haus und Familie, auf Bevölkerungsbewegung und Volksgesund- 
heit, abgesehen von wenigen allgemeinen Bemerkungen, vernach- 
lässigt ist. 

(Charlotte Leubuscher.) 


Be 
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Schmidt, Robert, Mitglied des Reichstags: Der Arbeiter- 
schutzin Deutschland. Mit 2ı Abbildungen. Berlin 1915. 
Verlag der Sozialistischen Monatshefte. 62 S. 

Eine übersichtliche, durchwegs auf amtlichem Material und der 
Gesetzgebung fußende, zuverlässige Darstellung des Arbeiterschutzes 
im weitesten Sinne. (Diese Zusammenfassung wurde im Juli 1914 
für einen Parteifreund des Verfassers in England geschrieben, und 
‚ nunmehr auch in Deutschland publiziert.) Mehr im Ton, als in ein- 
zelnen Aeußerungen drückt sich darin eine durchaus ruhige, oppor- 
tunistische Haltung des Verfassers aus, welcher (an hervorragender Stelle 
in der deutschen Gewerkschaftsbewegung wirkend) die Stimmung 
einflußreicher Gewerkschaftskreise gut zum Ausdruck bringt. Was 
dem Außenstehenden in erster Linie auffällt, ist die peinliche Be- 
schränkung auf die Fragen des Arbeiterschutzes — man merkt in 
keiner Zeile, daß die Schrift einen sozialdemokratischen Reichstags- 
abgeordneten zum Autor hat. Sodann ist bemerkenswert die Ruhe 
der Kritik, die sich an keiner Stelle zu energischerer Tonart verstärkt, 
sondern bloß andeutend auf die vom Arbeiterstandpunkt aus vor- 
handenen Lücken der Gesetzgebung und die Mängel der Praxis hin- 
weist (S. I6 Heimarbeitsgesetz, S. 28 Praxis der Gerichte bei Streik- 
vergehen, S. 41 Einschränkung der Selbstverwaltung in den Kranken- 
kassen, S. 59 Arbeitslosenversicherung). Auch die Schlußbemer- 
kungen deuten darauf hin, daß die vom Verfasser vertretene, in der 
letzten Zeit viel an Boden gewinnende Richtung all ihre Kraft auf 
die Weiterentwicklung des Arbeiterschutzes konzentrieren möchte, 
dessen weiterer Ausbau die Situation der Arbeiterschaft auch im 
Rahmen der kapitalistischen Gesellschaft durchaus erträglich gestalten 
könnte. (—?.) 


D 


15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 
16. Gewerkvereine und Tarifwesen. 


17. Allg. Sczialpolitik und Mittelstandsfrage. 


— 


ı8. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 


ı9. Handel und Verkehr. 


Jünger, Justizrat Dr. H.: Die Kriegsgesetze. Hannover 
1915, Helwing. 406 S. 

Das Buch enthält eine Zusammenstellung aller aus Veranlassung 
des Krieges für das Deutsche Reich, in dem Reichsgesetzblatt und 
in dem Zentralblatt für das Deutsche Reich, ebenso der für Preußen 
in der Gesetzsammlung und den Ministerialblättern veröffentlichten 
Erlasse. Die Brauclibarbeit dieser Zusammenstellung, welche bis 
Juni 1915 reicht, wird dadurch sehr erhöht, daß (S. XI—XXVHI) 
zunächst die Erlasse der Zeitiolge nach verzeichnet werden; sodann 


gelangen sie (S. I—176 und S. 333—353), nach 13 Materien geordnet, 
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zum Abdruck (I. Kriegszustand, II. Ermächtigung des Bundesrats, 
des Reichskanzlers zu Regierungsgeschäften, III. Ausland und Schutz- 
gebiete, IV. Eisenbahnen, V. Kraftwagen, VI. Tauben, VII. Reichs- 
stempel, VIII. Abgabenfreiheit, IX. Finanzrecht, Handelsrecht und 
Verkehr, Gesellschaften, Genossenschaften, Gewerbe- und Kaufmanns- 
gerichte, Wechsel und Schecks, Patente, Gebrauchsmuster, Waren- 
zeichen und Schutz des gewerblichen Eigentums, X. Vorräte und 
Erzeugnisse in Landwirtschaft und Industrie, sonstige Gebrauchs- 
gegenstände, sowie Volksernährung, XI. Soziale Fürsorge, XII. Un- 


terrichtswesen, XIII. Rechtsschutz). Die Systematik ist zwar nicht ` 


sehr gleichartig, umfaßt z. B. unter IX. und X. außerordentlich mannig- 
faltige Materien, was jedoch durch Unterteilung wieder ausgeglichen 
wird. — Auf S. 177—333 folgt der Abdruck der preußischen Erlasse. 
Ein Nachtrag enthält die seit Mai bis Juni noch erschienenen Erlasse 
(wieder ebenso systematisch geordnet), und ein ausführliches alpha- 
betisches Register, für das Deutsche Reich und für Preußen gesondert, 
erleichtert das Auffinden jeder gewünschten Materie. Die außer- 
ordentlich sorgfältige Zusammenstellung kann daher wärmstens emp- 
fohlen werden. (—.) 


Der Wıirtischaftskrieg. Sammlung der in den kriegführen- 
den Staaten verfügten Maßnahmen des wirtschaftlichen Kampf- 
rechtes. Zusammengestellt vom Bureau der Handels- und Gewerbe- 
kammer für das Erzherzogtum Oesterreich unter der Enns (Wien). 
1915. Wilhelm Braumüller. 172 S. 

Die dankenswerte Veröffentlichung, die bereits in zweiter, nach 

dem Stande vom 31. Juli 1915 ergänzter Auflage erscheint, enthält 
die Zahlungs-, Handels- und Erfüllungsverbote, die Vorschriften über 
die staatliche Aufsicht, Zwangsverwaltung und Liquidation feind- 
licher Unternehmungen und Vermögen, sowie sonstige Maßnahmen, 
die sich auf die Aufhebung, Aenderung und Uebertragung von Rechten 
beziehen, die Vorschriften auf dem Gebiete des Patent-, Marken- und 
Musterrechtes, zollrechtliche Verfügungen und die seerechtlichen 
Maßnahmen (Konterbandelisten, Behandlung der feindlichen Han- 
delsschiffe bei Kriegsausbruch, Blockadeerklärungen, Prisenrecht und 
Prisenverfahren). Hiebei sind nach Möglichkeit nur solche rechtliche 
Maßnahmen in die Sammlung einbezogen, welche sich gegen die Volks- 
wirtschaft und das Privatvermögen des Feindes richten. Die Samm- 
lung enthält die Maßnahmen sämtlicher kriegführender Staaten (auch 
der Zentralmächte) und gestattet so einen Ueberblick über die Art 
und Weise, wie sich die einzelnen Staaten im Kriege mit der engen 
weltwirtschaftlichen Verknüpfung auseinandergesetzt haben. Die 
wertvolle Sammlung und systematische Gruppierung ist vom Kammer- 
konsulenten Dr. Emil Perels besorgt worden. (—?.) 


20. Privatwirtschaftsiehre (Handelswissenschaft). 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 


22. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


— 
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23. Genossenschaftswesen. 


Müller, Dr. Hans, Dozent für Genossenschaftswesen an der 
Universität Zürich, ehem. Sekretär des Verbands schweizer. 
Konsumvereine und des Internationalen Genossenschaftsbundes: 
Konsumgenossenschaftliche Entgleisungen. 
Zur Beleuchtung der Zustände im Verband schweizer. Konsum- 
we Zürich und Leipzig 1915, Verlag von Rascher u. Cie. 
431 >. 

Wie aus dem Titel ersichtlich, ist die Schrift polemischen Inhalts. 
Worauf diese Polemik hinausläuft, ist aus dem Motto, einem Worte 
von Charles Gide zu entnehmen, das folgendermaßen lautet: 
»Wenn ihr den Zwischenhandel durch etwas Besseres ersetzen wollt, 
so wisset, daß es euch nur gelingen wird unter der Bedingung, daß 
ihr selbst nicht zu Händlern und Profitmachern werdet.« Die im 
»Verband schweizerischer Konsumvereine .... tätigen Genossen- 
schafter sind«, nach Hans Müllers Vorwort, »selbst zu Händlern und 
Profitmachern geworden«. Das Buch, das eine Sammlung früherer 
denselben Gegenstand betreffender polemischer Schriften, sowie die 
Antrittsvorlesung des Verf. an der Universität Zürich enthält, sucht 
das in der verschiedensten Form und Art zu beweisen. 

Den Anlaß zu diesem schwerwiegenden Vorwurf gibt dem Verf. 
in letzter Linie die Beteiligung der Verwaltung des Verbandes schweei- 
zerischer Konsumgenossenschaften (kurz V. S. K. genannt) an einer 
kapitalistischen Großschlächterei in der Schweiz, Bell A.-G. Von 
dieser Gesellschaft, die 1909 einen Umsatz von 2, im Jahre 1912 aber 
schon von 20 Millionen Franken hatte, übernahm der V.S.K. an- 
fangs 1914 etwa ein Drittel und nach engen Monaten ein zweites 
Drittel der 2,6 Millionen betragenden Aktien, so daß heute tatsächlich 
der wirtschaftliche Einfluß auf den V. S. K. übergegangen ist. Dieser 
Uebergang der rasch aufblühenden Aktiengesellschaft in konsunige- 
nossenschaftliche Hände erregte natürlich in der Schweiz das aller- 
größte Aufsehen und die verschiedenartigste Beurteilung. 

Zu den heftigsten Gegnern gehörte gleich von Anfang an Dr. 
Müller. Er kritisierte sofort diese »Bellallianz« in einer Reihe von Ver- 
öffentlichungen sowohl ihrer materiellen Seite nach, indem er u. a. 
den Aktienpreis zu hoch, die Immobilien zu teuer veranschlagt fand, 
als auch in grundsätzlicher Hinsicht. Als der Verband nur einen Teil 
der Aktien inne hatte, fand er, daß es sich nicht mit dem genossen- 
schaftlichen Prinzip vertrage, Teilnehmer an einem auf Gewinn aus- 
gehenden Unternehmen zu sein, da man ins Schlepptau der Gewinn- 
Interessen genommen werden müsse. Und auch als die Mehrheit der 
Aktien in der Hand des Verbandes war, glaubte er aus dem Ver- 
halten der Verwaltung, die besonders bei Kriegsausbruch die Waren- 
preise und Fleischpreise nicht genügend niedrig gehalten, ja 
sogar heraufgesetzt und gerade ın dieser Zeit einen Teil der Läden 
geschlossen habe, die Tendenz auf Profitmacherei im Verbande selbst 
erschließen zu können. 

Diese Tendenz vermeint er, wie er im ersten Stücke des Buches, 
über »die Entwicklung der Verwaltungsorganisation im Verbande 
schweizerischer Konsumvereine«, mitteilt, schon seit geraumer Zeit 
beobachtet zu haben, Er teilt mit, daß sich die Verwaltung allmählich 
immer mehr aus einer demokratischen in eine bureaukratische Form 
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umgewandelt, z. B. die Wahl der Geschäftsführer nicht mehr der 
Delegiertenversammlung, sondern dem abhängigeren Aufsichtsrate 
überwiesen habe, daß schließlich im Grunde ein einzelner Mann, der 
Leiter der Einkaufszentrale, Nationalrat J äg gi, die Herrschaft über 
den Verband tatsächlich an sich gerissen habe. Dieser Entwicklung 
schreibt er es auch zu, daß er selbst aus »einem Wirkungskreis her- 
ausgedrängt« worden sei, zu dem er »den Beruf fühlte«, wobei Leute, 
in denen er glaubte »Freunde zu besitzen, nur auf eine Gelegenheit 
gewartet hatten«, sich seiner sou entledigen«, weil er »ihren im ge- 
heimen verfolgten Plänen im Wege stand«. Auf Jäggi vor allem 
ergießt er denn auch die volle Schale seines Zorns, und Dr. Schär, 
den Sohn des Berliner Professors Schär, der Müller im Sekretariat 
nachfolgte, erklärt er schlankweg »als Federfuchser eines Jäggi, als 
literarischen Hausknecht der Bellallianz« usw. 

Auf diese in persönlicher Verbitterung sich ausladende Seite der 
Darlegungen können wir natürlich hier nicht kritisierend eingehen, 
ebensowenig darauf, ob der Erwerb der Bellaktien ein geschäftlicher 
Vorteil für den V.S.K. war, ob überhaupt die Art der Verwaltung 
und des Finanzgebarens im Verbande zu berechtigten Ausstellungen 
Anlaß geben. Dazu fehlen die genügenden Unterlagen, die im Grunde 
nur ein sachkundiger Revisor sich beschaffen kann. Wir können nur 
als Tatsache feststellen, daß der Schweizer Verband auch nach Müllers 
Austritt erfolgreich gearbeitet hat. Dagegen müssen wir hier die grund- 
sätzliche Seite der Kritik wenigstens ın ihren Hauptpunkten berühren. 

Den grundsätzlichen Gesichtspunkt, von dem aus Hans Müller 
die Konsumgenossenschaft gerade in seiner Antrittsvorlesung, sowie 
in verschiedenen Teilen des Buches zu erfassen sucht, wird man in 
seinen Hauptzügen durchaus anerkennen müssen. Vor allem ist der 
(S. 347) aufgestellte soziale Grundsatz vollkommen zu unter- 
schreiben: »Die wirtschaftliche Volksarbeit sollim Interesse der Gesamt- 
heit, d.h. die Güterproduktion und Verteilung sollen im Interesse der 
Konsumenten organisiert werden.« Das ist der Grundsatz, von dem aus 
der verstorbene Landrat Stefan Gschwind in Basel-Land, 
ein gemeinsamer Freund und Lehrer Dr. Müllers wie des Referenten, 
die Birsecker Genossenschaft geleitet hat. Auf diesem Boden stand 
Hans Müller bereits sehr entschieden in seiner 1896 herausgegebenen 
bedeutenden »Geschichte der schweizerischen Konsumgenossenschaf- 
ten«, also zu einer Zeit, in der noch überaus wenige Sozialisten den 
reinen Arbeiterproduzentenstandpunkt aufzugeben oder auch nur zu 
modifizieren imstande waren. Ebenso ist der weitere Grundsatz richtig: 
»Alle Konsumenten sind gleichberechtigt und bilden in ihrer Gesamt- 
heit die höchste Instanz der Genossenschaft.« Und wenn in der An- 
trittsvorlesung darauf hingewiesen wird, daß die materiellen Kräfte 
der Wirtschaft seine unauflösliche Beziehung zum Geist« haben, daß 
diese auch ihnen »die Richtung ihrer Entwicklung weist«, wenn über- 
haupt die ideelle Seite stark betont wird, so kann Ref. das nur aufs 
wärmste begrüßen. 

Aber diese ganz allgemein ausgedrückte Tendenz genügt nicht. 
Es handelt sich da doch ganz wesentlich erstlich um genauere Be- 
stimmung und zweitens um die Anwendung solcher Grundsätze auf 
die wirklichen Verhältnisse. Letztere pflegen ihnen nicht oder nur 
sehr teilweise zu entsprechen; aber aus ihnen können wir nicht so 
ohne weiteres dadurch hinausschlüpfen, daß wir ihnen die Grundsätze 
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gegenüberstellen. Ob Hans Müllers Aufstellungen in dieser Hinsicht 
überall haltbar sind, das muß besonders erwogen werden. 

Da stellt er vor den beiden genannten zunächst einen ersten, 
einen ökonomischen Grundsatz auf (S. 346), der da lautet: »Beim 
Güteraustausch soll kein Profit gemacht werden.« Dieser für die 
Konsumgenossenschaft aufgestellte Grundsatz ist freilich eine auf un- 
endliche Vervollkommnung hinweisende richtige Idee, wenn man dar- 
unter genau das versteht, was der Wortlaut besagt. Aber er setzt vor- 
aus, daß sowohl die Güterlieferungen der Lieferanten des Konsum- 
vereins, wie die bezahlten Arbeitsleistungen, die doch auch Güter- 
austausch sind, sofern sie zu bezahlende Güter hervorbringen, in einer 
dem ideellen Werte entsprechenden Weise gemessen und bezahlt wer- 
den sollten. Ebenso dürften keine Zinsen bezahlt werden, keine 
Anlehen aufgenommen werden usw. Daß davon in einer Zeit, wo 
noch die Genossenschaftsarbeiter ebenso wie die Lieferanten mög- 
lichst viel Ertrag und alle Darleiher Zins von der Genossenschaft er- 
halten wollen, noch keine Rede ist, das ist leider richtig. Die Kritik, 
die Müller (S. 361 ff.) in dieser Beziehung übt, ist nur zu berechtigt, 
Wei auch, wie er selbst sagt, dies Drängen nach Mehr heute begreit- 
ich ist. 

Will Müller dagegen den genannten so allgemein ausgedrückten 
Grundsatz derart verstanden wissen, daß zwischen den warenbezie- 
henden Mitgliedern der Genossenschaft unter sich kein Profit 
gemacht werden soll, so liegt die Sache wieder anders. Hier ist das 
Soll, wenn man den direkten Bezug im Auge hat, sogar ganz über- 
flüssig. In dieser Hinsicht kann man ruhig sagen: »In diesem Güter- 
austausche kann kein Profit gemacht werden.« Keiner der Genossen- 
schafter, die im Konsumvereine beziehen, nimmt dem anderen einen 
Vorteil weg, im Gegenteil, jeder hilft des anderen Vorteil durch den 
seinen steigern, indem er mit seiner Güterentnahme die allgemeinen 
Unkosten pro rata senken hilft. Das ist ja gerade das wesentliche und 
ausschlaggebende Merkmal der gemeinschaftlichen Güterbezugsge- 
nossenschaft. Auch das, was die Genossenschaft von der erzielten 
Gesamtersparnis zurückbehält und in Gemeineigentum verwandelt, 
stellt keinen an den Mitgliedern gemachten Profit dar. Denn es gehört 
allen gemeinsam, wird nicht von einem aus den Taschen des anderen 
geholt und zu einem sie ausbeutenden Zwecke verwandt. Im Gegen- 
teil, es vermehrt sowohl die Kraft, die Güter weiter durch Einkauf 
und durch Selbstproduktion zu verbilligen, als auch die Möglichkeit, 
eine weitere Schar von Arbeitern in dem eigenen Sozialbetrieb statt 
im kapitalistischen Betriebe anzustellen. Mit Recht sagt darum 
Stefan Gschwind, jeder Rappen, den die Genossenschaft 
dem Gemeinvermögen zuführe, sei dem Kapital entrissen. Hierdurch, 
nicht durch die sogenannte »Dividendenverteilung«, richtiger »Rück- 
vergütung«, vollbringt die Genossenschaft in ihrem Bereiche die 
»Expropriation des Kapitals«. Es ist einfach eine Verwandlung des 
dem Gewinnzweck einzelner dienenden Vermögens in ein dem Be- 
darfszweck aller dienendes Sozialeigentum. Und wenn die Gesamt- 
heit der Genossenschafter heute noch nicht der Gesamtheit der Men- 
schen entspricht, so ist das bekanntlich nicht ihre Schuld. Jeder hat 
Ja die Möglichkeit, sich durch eine verschwindende Einzahlung, ja 
schon vor ihr durch bloße Beitrittserklärung zum Mitbesitzer dieses 
»soziale zu machen, und damit gleiches Recht mit seinen Genossen zu 
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erwerben. Wenn er das unterläßt und dadurch der Genossenschaft 
einen Nutzen bringt, der ihm selbst nicht mit zufließt, so ist die Ge- 
nossenschaft dafür nicht verantwortlich. Ihr Einkommen und Ver- 
mögen ist vollkommen allgemein der inneren Natur nach. 

Nur dann könnte durch die Genossenschaft ein wirklicher Profit 
gemacht werden, wenn sie etwa Einkommen, das ihr von Nichtge- 
nossenschaftern zuflöße, an die Mitglieder als Dividende verteilte. Dann 
machten diese einen individuellen Profit aus den Taschen 
ihrer Nebenmenschen, die Genossenschaft als Ganzes kann das nicht. 
Es müßte also jedes aus dem Absatz an Nichtmitglieder entstehende 
Einkommen pro rata des Umsatzes der allgemeinen Kasse verbleiben. 
Das wäre allerdings eine soziale Forderung. 

Aber so stellt sie Hans Müller leider nicht. Er betrachtet merk- 
würdigerweise das Einkommen der Genossenschaft aus kapitalisti- 
schen Quellen als solches als Profitmacherei, wirft sich also, ohne es 
zu merken, zum Schutzpatron des kapitalistischen Profits auf, und 
will verhindern, daß die Genossenschaft auf kapitalistischem Wege 
Teile des Kapitalismus für die soziale Bedarfsbeschaffung expropriiere. 
Nun, Stefan Gschwind dachte nicht so, als er allmählich die Aktien 
der Birsecker Elektra aufkaufte und der Genossenschaft zuführte. 
Die britischen Genossenschafter, die sich mit vier Millionen Mark am 
kapitalistischen Manchester-Liverpoolkanal beteiligt haben, scheinen 
ebenfalls anders zu denken. Und so dürfte die »Bellallianz«, 
falls sie geschäftlich rationell ist, ebenfalls dem Vorwurfe kapitalisti- 
scher Gewinninteressen berechtigterweise nicht unterliegen. Im 
Gegenteil! 

Wenn Dr. Müller sodann beanstandet, daß der V.S.K. zu Be- 
ginn des Krieges die Waren nicht verbilligt, ja sie zum Teil »blitzartig 
heraufgesetzt« habe, so ist auch das eine reine Zweckmäßigkeits-, 
keine Prinzipienfrage.e Denn das Ergebnis der Preisheraufsetzung 
kommt doch jedenfalls entweder, wie Müller selbst S. 357 bemerkt, 
den einzelnen Mitgliedern als Rückvergütung oder ihrer Gesamtheit 
als Sozialeigentum zugute. Und was die Zweckmäßigkeit betrifft, so 
müßte sich doch Müller als ehemaliger Genossenschaftssekretär er- 
innern können, daß solche blıtzartige Heraufisetzungen der Preise zu- 
weilen geradezu geboten sind, um zu hindern, daß nicht einzelne zum 
Schaden aller auf das rascheste die billigen Vorräte zu ihrem Indivi- 
dualnutzen zusammenkaufen, sie womöglich nachher teurer veräußern. 
Es ist gerade eines der Hauptkennzeichen eines gewandten Geschäfts- 
führers, daß er rasch und sicher ermessen kann, ob jeweils eine Preis- 
herabsetzung oder eine Preiserhöhung der Genossenschaft und ihren 
Mitgliedern nützlicher ist. Unkundige Mitglieder pflegen freilich über 
Erhöhungen zu schelten. Aber ein Hans Müller sollte doch solchen 
Leuten nicht auch noch Wasser auf ıhre Mühlen liefern. 

Ganz ähnlich steht es mit dem Vorwurf, den er gegen die Wahl 
der Verwaltung durch den Ausschuß, statt durch die Gesamtheit der 
Mitglieder vorbringt. Das verstoße gegen die demokratischen Grund- 
sätze, so meint er. Aber demokratisch ist doch nach seiner eigenen 
Aufstellung nur der Grundsatz, daß alle Konsumenten gleichberechtigt 
sind und die höchste Instanz bilden; keineswegs aber folgt daraus, 
daß sich diese höchste Instanz nunmehr auch für die geschäftlichen 
Einzelheiten und für die Wahl tüchtiger Geschäftsleiter für maßgebend 
erklärt. 
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Gerade der Ausschuß, den die höchste Instanz sich wählt, und 
der durch seine Tätigkeit intimer mit der Geschäftsführung in Be- 
ziehung kommt, ist jedenfalls sachkundiger als die Gesamtheit der 
Mitglieder, die großenteils nur nach Hörensagen und äußerlichen per- 
` sönlichen Eindrücken ihr Urteil fällen. Deshalb stellt ja auch gerade 
die erzogenere Mitgliedschaft besserer Konsumvereine die Wahl der 
Geschäftsführung praktisch ihrem Aufsichtsrat anheim, wenn die 
Generalversammlung auch gesetzlich in Deutschland dabei das letzte 
Urteil zu fällen hat. Andernfalls wird statt der Demokratie leicht 
Anarchie und Demagogie einreißen. 

Daß freilich die Gefahr einer Bureaukratie besteht, daß bei der 
heutigen weitgehenden Dezentralisation der Konsumvereine kein 
Gegengewicht durch einen allgemeinen genossenschaftlichen Reichs- 
tag geschaffen werden kann, daß ferner die in den heutigen Verhält- 
nissen begründeten Parteiungen mit ihren Klasseninteressen zuweilen 
in die doch ihrer Natur nach klassenlosen Genossenschaften schädigend 
hineingetragen werden, ist völlig richtig, betrifft indes alle Genossen- 
schaften, nicht nur die schweizerischen. Ebenso ist es richtig, daß hier, 
wie überall, gewandte und tätige Leute als Geschäftsführer zuweilen 
etwas autokratisch zu regieren geneigt sind. Aber wenn tatsächlich 
ein geschickter Geschäftsführer zuweilen mit dem Aufsichtsrat »machen 
kann was er will«, so muß er doch eben geschickt sein und das Ver- 
trauen bewahren können. 

Unter dieser Bedingung wird man sich seine Autorität um so 
lieber und um so leichter in der Genossenschaft gefallen lassen können, 
als es hier in größerem Maße kaum möglich ist, die Verwaltung bei 
geschickter und erfolgreicher, also anerkannter Betätigung anders als 
im Gesamtinteresse zu führen. Der Ertrag kommt ja nach Gesagtem 
so oder so allen Konsumenten als Gleichberechtigten zugute, und die 
Privatvorteile, die der einzelne sich erwerben könnte, sind selbst im 
schlimmsten Falle selten erheblich, zumal bei guter Kontrolle, die 
freilich unerläßlich ist. 

Damit fallen die wesentlichsten und grundsätzlichsten Vorwürfe, 
die Verf. gegen den V.S.K. auf Grund seiner Mitteilungen erheben 
kann, zusammen und es bliebe nur die, wie gesagt, hier nicht zu er- 
ledigende Frage übrig, ob die Uebernahme der Bellaktien geschäftlich 
wirklich ratsam war. Daraus, daß zu Anfang infolge der ungemeinen, 
gerade auch durch die Autorität Dr. Müllers unterstützten Agitation 
dagegen und nachher infolge des Krieges ein Niedergang des Umsatzes 
stattgefunden hat, läßt sich hierüber für den Außenstehenden noch 
kein abschließendes Urteil fällen. 

Jedenfalls aber wird es nach der Art, wie Hans Müller seine so 
überaus schönen Grundsätze auf die Praxis anzuwenden weiß, doch 
einigermaßen begreiflich, daß die schweizerische Genossenschaft ihn 
trotz aller Anerkennung seiner Verdienste, auch wenn keinerlei son- 
stige Gründe hinzukamen, doch weder als Sekretär noch als Lehrer 
der Genossenschaft festzuhalten suchte; und es ist wohl unerläßlich, 
auszusprechen, daß er mit diesen Veröffentlichungen weder der Ge- 
nossenschaft noch seinem wissenschaftlichen Rufe einen Dienst er- 
wiesen hat. 

(Staudinger.) 
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24. Finanz- und Steuerwesen. 
Harzendorf, Dr. Friedrich: Die Einkommen- 


steuer in England. Zeitschr. f. d. gesamte Staatswissen- ` 


schaft, Ergänzungsheft XLVIII, 202 S. M. 6.—. 

Der Vertasser hat sich in dankenswerter Weise der Mühe unter- 
zogen, bei Untersuchung der zugrundeliegenden Problemfragen 
auf die gesamte Finanzpolitik Englands, auf die wechselnden Wege 
zur Deckung der im Kampfe um seine Großmachtstellung aufge- 
wendeten Kriegsausgaben, auf seine Staatsschuldenpolitik usf. ein- 
zugehen. Dadurch wurde es ihm möglich, die ganze Umwelt von 
treibenden Ursachen aufzuzeigen, welchen die englische Einkommen- 
steuer ihre Entstehung verdankt. Dies ist deshalb besonders wichtig, 
weil nur hieraus allein die steuerpolitische Motivierung ihrer Gestalt, 
wie auch der ihr im gesamten Finanzsystem zugewiesenen Funktion 
gefunden werden kann. Der Verfasser geht von der Entwickelung 
der englischen Finanzwirtschaft im 18. Jahrhundert aus, welche bei 
außerordentlicher Ausgaben- und Schuldenerhöhung infolge kost- 
spieliger Kriege stets darauf bedacht war, für eine dementsprechende 
Erweiterung der laufenden Einnahmen zu sorgen. Das englische 
Finanzsystem dieser Zeit bestand aus Ein- und Ausfuhrzöllen als 
Schutz- und Finanzzöllen, dann der Hauptsache nach aus indirekten 
Verbrauchssteuern, wozu noch seit der Mitte des 18. Jahrhunderts 
Aufwandsteuern verschiedener Art traten (assessed taxes), während 
Stempel- und Erbschaftssteuern nur untergeordnete Bedeutung 
besaßen, die einzige direkte Steuer aber, die land-tax, schon von 
Pitt in eine ablösbare Rente umgewandelt wurde. So wies denn 
die Entwickelung von selbst darauf hin, die weiteren Steigerungen 
des Finanzbedaris durch Heranziehung der auf dem Umwege über 
die Aufwandwirtschaft nicht erreichbaren besitzenden Kreise mittels 
einer Ergänzung des vorwiegend indirekten Abgabensystems durch 
direkte Besteuerung des Vermögens und Einkommens zu decken. 

Interessant und finanzwissenschaftlich wertvoll ist nun der 
Nachweis des Verfassers, daß ein Zwischenglied in dieser von den 
Aufwandsteuern ausgehenden und zur direkten Vermögensbesteuerung 
hinüberführenden Entwickelung der von Pitt 1797 unternommene 
Versuch eines »triple assessment« bildete. Obwohl dieses 
letztere der Hauptsache nach nur eine Erhöhung der bestehenden 
assessed taxes zum Gegenstand hatte, sollte außerdem noch die Höhe 
der Steuerleistung eines jeden Steuerpflichtigen nach Einkommens- 
klassen prozentuell abgestuft werden, wobei die Steuerpflicht erst 
bei Einkommen von 60 £ beginnen und bei 200 £ das Höchstmaß 
von Io% erreichen sollte, ja sogar »Steuernachlässe« (abatements) 
nach der Kinderzahl vorgesehen waren. Es vereinigte also, obwohl 
das Einkommen noch nicht das eigentliche Steuerobjekt bildete, 
bereits viele Kennzeichen einer Einkommensteuer in sich. Von diesem 
Projekte zu einer wirklichen Steuer vom Einkommen bzw. Vermögen 
als Bemessungsgrundlage war nur ein Schritt. Er wurde bereits in 
der 1799 erstmalig eingeführten Einkommensteuer Pitts 
vollzogen. Richtig hebt hiebei der Verfasser hervor, daß das Ein- 
kommen zunächst nur als sekundäre Erscheinungsform des Ver- 
mögens angesehen, schließlich aber als der eigentliche Ausdruck 
der Leistungsfähigkeit, insbesondere auch für das nicht aus Besitz 
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stammende Einkommen erkannt wurde. Diese Doppelfunktion 
des Einkommens in der englischen Auffassung, einmal als Mittel der 
Vermögensbesteuerung, das anderemal als unmittelbares Steuer- 
objekt spiegelt sich auch in der fortan beibehaltenen Doppelbe- 
nennung der englischen Einkommensteuer »Property and income 
Tax« wieder. Die ursprünglich auf Deklaration beruhende und auf 
alle Einkommenszweige, sowie Steuerobjekte sich erstreckende Ein- 
kommensteuer Pitts wurde unter seinen Nachfolgern alsbald 
geändert. Schon unter Addington wurde die als inquisitorisch 
verschriene Deklarationspflicht fallen gelassen und zur Besteuerung 
jedes Teileinkommens san der Quelle« in Form der schedules-Be- 
steuerung übergegangen. Der Verfasser stellt fest, daß diese »Ein- 
kommensteuer«, wenn sie auch nur tatsächlich während der Kriegs- 
zeit bestand und 1816 wieder aufgehoben wurde, doch nicht, wie dies 
genen angenommen wird, ausschließlich nur als vorübergehend 
gedachte »Kriegssteuer« aufzufassen ist. Sie hatte vielmehr zugleich 
den steuerpolitischen Zweck, als »Ergänzungssteuer« die durch das 
indirekte Abgabensystem nicht erfaßten Steuerquellen zu treffen. ` 

Eingehend werden nun in den folgenden Abschnitten auf Grund 
eines reichen finanzgeschichtlichen Materiales die Bedingungen und 
Einflüsse dargestellt, unter denen sich die im Jahre 1842 einsetzende 
große Finanzreform Englands vollzog, wobei die Wiedereinführung 
der Einkommensteuer unter Robert Peel im Zusammenhang 
mit der Zoll- und Tarifreform dieser Zeit im Mittelpunkt der Betrach- 
tung steht. In interessanter und zugleich sachlich außerordentlich 
gründlicher Form stellt der Verfasser insbesondere jenen gewaltigen 
Umwandlungsprozeß dar, aus welchem seit den zoer Jahren des 
19. Jahrhunderts an Stelle eines vorwiegend indirekten Abgaben- 
systems das moderne englische Besteuerungssystem mit direkten 
Steuern als dauernden und normalen, zunächst den indirekten gleich- 
stehenden und dann sie überholenden Einnahmsquellen hervorging. 
Damit steht auch die Aufnahme verschiedener moderner Veran- 
lagungsgrundsätze bei der Einkommensteuer, so Gradation der 
Steuerleistung nach der Einkommensgröße, Differenzierung je nach 
der Einkommensart (Besitz- und Arbeitseinkommen), Einführung 
von Abatements (Ermäßigungen in den unteren Stufen je nach 
subjektiven Verhältnissen) im Zusammenhange, wie sie in der Finanz- 
reform des Jahres Igog eine besondere und vorläufig abschließende 
Ausgestaltung erfahren haben. Da das Anrecht auf die Abatements 
nur durch Deklaration des Gesamteinkommens erworben werden 
kann, so hatte ihre weitere Ausbildung die faktische Ausdehnung 
der Deklaration auf ca. 65% der Einkommensteuerzahler zur Folge. 
Auch bei Darstellung der »Einkommensteuerorganisation«, d. h. 
ihrer positiven gegenwärtigen Gestalt geht der Verfasser nicht von 
systematischen, sondern von rein genetischen Gesichtspunkten unter 
stetem Vergleich der Peel- und der Pittsteuer aus. Wichtig 
ist die Konstatierung, daß bei dem Ertragssteuercharakter des eng- 
lischen Schedulensystems die subjektive Steuerpflicht vom Gesamt- 
einkommen losgelöst und mit dem Teileinkommen verbunden wird, 
wodurch sie aber zugleich ihre Bedeutung als ein selbständiges und 
wesentliches Merkmal der Einkommensteuer verliert. Harzen- 
dorf weist am Schlusse seiner Abhandlung auf die enorme Stei- 
gerung des Fiskalertrages der Einkommensteuer hin, welche 1842,43 
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nur 9%, IgIı/I2 aber bereits 29% der Staatseinnahmen. Englands 
, lieferte. Dieses Wachstum des Ertrages sei aber mit Rücksicht auf 
die Wirkungen des Abatementsystems nicht auf die Erhöhung der 
Steuersätze, sondern auf das gewaltige Wachstum des veranlagten 
Einkommens infolge der modernen Kapitalskonzentration zurück- 
zuführen. Die englische Einkommensteuer sei fähig, künftig in 
noch höherem Maße zum Grundstock der Staatsbesteuerung zu 
werden, wobei ihre weitere Ausgestaltung auf subjektiver Grundlage 
bei Verallgemeinerung der Deklarationspflicht und Herabsetzung 
des Existenzminimums das wirksamste Gegenmittel gegen die von 
der konservativen Schutzzollpolitik propagierte Ausdehnung der 
Konsumbesteuerung bilden würde Die Arbeit Harzendorfs 
ist eine wertvolle Bereicherung unserer Spezialliteratur über die 
Entwickelungsgeschichte des englischen Steuersystemes. 
(E. H. Vogel.) 


Kap-Herr, Dr. Hans v.: Zur Theorie und Praxis 
der Wertzuwachsstewer. München und Leipzig 1914. 
Duncker u. Humblot. 20 S. M. 0.70. 

Die Abhandlung wollte zu dem von der bayerischen Regierung 
ausgearbeiteten, inzwischen gescheiterten Zuwachssteuergesetzent- 
wurf, der den vom Reich jetzt nicht mehr erhobenen Reichsanteil 
für den bayerischen Staat in Anspruch nehmen wollte, Stellung neh- 
men und über das Wesen und die Wirkung des Gesetzes unterrichten. 

Auf 20 Druckseiten macht der Verfasser den unserer Ansicht 
nach mißlungenen Versuch, den Zuwachssteuergedanken theoretisch 
und praktisch abzutun. Nach seiner Ansicht führt die Zuwachsbe- 
steuerung eine Aenderung der jetzigen Wohnungsverhältnisse nicht 
herbei; statt auf diesem Weg soll der Staat zur Lösung der Woh- 
nungsfrage vor allem durch Ausbau der Verkehrswege, durch Maß- 
regeln gegen die Mißstände im Baugewerbe usw. beitragen. 

Auf die nicht sehr tiefgründige und mehr der Tagespolemik die- 
nende Schrift des näheren einzugehen, halten wir für überflüssig. Sie 
wird weder den Theoretiker noch den Praktiker, der grundsätzlich 
auf dem Boden der Wertzuwachsbesteuerung steht, zu einer anderen 
Ueberzeugung bringen. (Joos.) 


Nöldeke, Dr. Alexander: Die Stewuerfreiheiider 
Bundesfürsten im Deutschen Reich. Karlsruhe 
i. B. 1914. G. Braun. M. 2.80. 

Die vorliegende Abhandlung will eine zusammenhängend juri- 
stische Erörterung der Frage der Besteuerbarkeit des Monarchen im 
Einzelstaat und der Bundesfürsten im Reich geben. 

Im ersten Teil — über die Besteuerung des Monarchen im Ein- 
zelstaat — bespricht der Verfasser die rechtliche Stellung des Mon- 
archen im allgemeinen, die Entwicklung in der Auffassung vom Staat 
und Monarchen und die heutige Auffassung vom Staat als Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts und vom Monarchen als Organ dieser 
Körperschaft, der nur als solches die Regierungsrechte ausübt und 
grundsätzlich den Staatsgesetzen unterworfen und daher in seiner 
Eigenschaft als Inhaber von Vermögenswerten mit seinem Privat- 
vermögen der Besteuerung unterliegt. 

Die früher und jetzt noch vertretene Behauptung einer begriff- 
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lichen Unmöglichkeit, den Monarchen zu besteuern oder eines Nicht- 
könnens der Staatsgewalt, und insbesondere die anläßlich der Bera- 
tung des Wehrbeitragsgesetzes im Jahre 1913 auch von der Reichs- 
regierung vertretene Ansicht von der Steuerfreiheit der Landesherrn 
infolge ihrer staatsrechtlichen Herrscherstellung als Träger der Staats- 
gewalt erscheint hier theoretisch mit der heutigen Auffassung vom 
Staat und Monarchen nicht vereinbar und nach den Tatsachen des 
positiven Rechts unhaltbar. 

Die Frage, ob beim Schweigen des Gesetzes über die Person des 
Monarchen grundsätzliche Steuerpflicht oder Steuerfreiheit anzu- 
nehmen ist, wird dahin beantwortet, daß weder aus der angeblichen 
Stellung des Monarchen als Träger der Steuerhoheit, noch als In- 
haber des Majestätsrechts der Besteuerung, noch aus einem von Ge- 
setz, Verfassung oder Gewohnheitsrecht gewährten Sonderrecht, 
noch endlich aus dem Sinn der Sanktion der Steuergesetze die grund- 
sätzliche Steuerfreiheit abgeleitet werden könne, sondern daß grund- 
sätzliche Steuerpflicht des Monarchen und nur Steuerfreiheit m den 
vom Gesetz besonders vorgesehenen Fällen besteht und ein über den 
Monarchen schweigendes Gesetz dessen Person mitumfaßt. 

Nach diesen grundsätzlichen Erörterungen bespricht der Ver- 
fasser das geltende Recht in den größeren deutschen Monarchien. 

Indirekte Steuern entrichten die Monarchen allgemein, soweit 
nicht das Gesetz ausdrücklich Steuerfreiheit ausspricht. 

Zur Einkommen- und zur Ergänzungssteuer werden in Preu- 
Ben die Mitglieder des Königl. Hauses auf Grund besonderer Be- 
freiungsvorschrift nicht beigezogen; die Person des Königs wird in 
den beiden Gesetzen nicht genannt, entrichtet aber tatsächlich keine 
Steuer ` Dr. Nöldeke nimmt an, daß der König als Mitglied des Könjgl. 
Hauses aufzufassen und daher an sich als steuerpflichtig, aber nach 
der besonderen Gesetzesbestimmung für die Mitglieder des Königl. 
Hauses als steuerbeireit anzusehen ist. 

Das bayerische Einkommensteuergesetz spricht gesetzlich die 
Steuerfreiheit der Mitglieder des Königl. Hauses aus, soweit die ihnen 
durch die Verfassung vorbehaltene Steuerfreiheit sich erstreckt; nach 
den Motiven zu diesem Gesetz ist der König absichtlich nicht aufgeführt 
in der Voraussetzung, daß der König als Staatsoberhaupt von allen 
öffentlichen Abgaben frei ist, und daß an diesem Grundsatz auch 
durch die Steuergesetze nichts geändert wird; auch die Kammer- 
mehrheit teilte diese Auffassung. Dem Standpunkt des Verfassers, 
daß trotz des Widerspruchs der Motive die Besteuerung des Königs 
bei Schweigen des Gesetzes eintreten muß, vermag ich nicht beizu- 

flichten, da in Zweifelsfällen der Gesetzesauslegung auch der aus der 
egierungsbegründung und den parlamentarischen Verhandlungen 
erkennbare Wille der Gesetzgeber maßgebend ist. 

In Baden unterliegt der Großherzog als Inhaber von Ver- 
mögensrechten der staatlichen Besteuerung, soweit ihn nicht beson- 
dere gesetzliche Vorschriften für steuerbefreit erklären. Befreit sind 
die Zivilliste des Großherzogs, sowie gewisse Bezüge der Mitglieder 
des Großherzogl. Hauses vom Beizug zur Einkommensteuer, nicht 
aber das Einkommen aus Privatvermögen und sonstigen Privat- 
quellen. Auch die Vermögenssteuer zieht bei der Liegenschafts- und 
Kapitalbesteuerung den Zivilgrundstock und die Zivilgrundstocks- 
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kapitalien als zwecklos nicht zur Besteuerung, wohl aber sonstige 
Privatvermögensbestandteile des Großherzogs. 

Als Ergebnis der Ausführungen über die Besteuerung des Mon- 
archen wird der staatsrechtliche Grundsatz aufgestellt, daß der Mon- 
arch im konstitutionellen Staat der allgemeinen staatlichen Steuer- 
pflicht untersteht, sofern nicht die Steuergesetze ihn von dieser Pflicht 
befreien und die Hoffnung ausgesprochen, daß die Gesetzgebung in 
bezug auf die Steuerpflicht des Monarchen in den Einzelstaaten durch 
Einheitlichkeit des Gesetzesausdrucks Klarheit schaffen wollte. 

Den zweiten Teil der Abhandlung, über die Besteuerung der Bun- 
desfürsten im Reich, leiten Ausführungen über die rechtliche Natur 
des Deutschen Reiches und die Rechtsstellung der Bundesfürsten 
im allgemeinen ein. Das Deutsche Reich ist nach dem Verfasser nicht 
ein Staatenbund, sondern ein Bundessaat mit souveräner Staatsge- 
walt. Inhaber der souveränen Reichsgewalt ist der aus den Staaten 
zusammengesetzte Bund. Und die Bundesfürsten sind nicht Ausüber 
der Reichsgewalt als selbständige eigenberechtigte Glieder des Reichs 
sondern nur in ihrer Eigenschaft als Organe ihrer Staaten. Jedes 
Reichsgesetz trifft auch die Bundesfürsten, sofern nicht besondere 
Ausnahmen festgesetzt werden. 

An diese allgemeinen staatsrechtlichen Ausführungen schließt 
sich, wie im ersten Teil, die Erörterung über die Stellung der Bun- 
fürsten in bezug auf die Reichssteuergesetzgebung. Die auch hier be- 
hauptete begritiliche oder rechtliche Unmöglichkeit einer Besteue- 
rung der Bundesfürsten im Reich wird widerlegt theoretisch und an 
an Hand der positivrechtlichen Tatsache der Heranziehung der Mon- 
narchen zu indirekten Reichssteuern, und endlich aus dem Vorhan- 
densein von Matrikularbeiträgen, durch die das Reich sogar die Staa- 


ten selbst, die Inhaber seiner eigenen Reichsgewalt besteuert, wäh- ° 


rend die Landesfürsten doch nur Organe dieser Staaten sind. 

Das Reichssteuergesetz findet bei Schweigen des Gesetzes über 
die Person der Bundesfürsten grundsätzlich auf diese Anwendung; 
eine Steuerfreiheit der Bundesfürsten kann auch nicht aus einem an- 
geblichen Sonderrecht und auch nicht aus dem Sinne der Sanktion 
der Reichssteuergesetze (Inhaber des Sanktionsrechts ist die Gesamt- 
heit der deutschen Staaten) abgeleitet werden. Und endlich läßt auch 
das geltende Recht und der gegebene Rechtszustand die Behauptung 
von der grundsätzlichen Steuerpflicht der Bundesfürsten im Reich 
rechtfertigen. 

Denn die Verbrauchssteuergesetze des Reichs kennen keine Be- 
freiungsvorschriften und die Bundesiürsten entrichten diese Steuern. 
Auch bezüglich der Zölle besteht grundsätzliche Abgabepflicht. Das 
Reichsstempelgesetz kennt keine Befreiungsvorschriften für die Bun- 
desfürsten; nur für die Grundwechselabgabe ist die Steuerfreiheit 
ausdrücklich ausgesprochen worden. Im Erbschaftssteuergesetz sind 
von der Entrichtung der Landesfürst und die Landesfürstin befreit; 
die Befreiung beschränkt sich aber nach der Gesetzesbegründung auf 
das Staatsgebiet des Fürsten. Auch das Zuwachssteuergesetz befreit 
den Landesfürsten und die Landesfürstin von der Steuerpflicht, was 
in den Motiven mit dem Hinweis auf die entsprechende Vorschrift 
bei der Grundwechselabgabe begründet wird. 

Von den beiden neuesten Reichssteuergesetzen endlich, dem Ge- 
setz über einen einmaligen außerordentlichen Wehrbeitrag und dem 
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Besitzsteuergesetz, erwähnt das erstere die Bundesfürsten nur durch 
die Vorschrift des $ 35 Abs. 2, der den Bundesrat die für die Veran- 
lagung und Erhebung des Wehrbeitrags zuständigen Behörden be- 
stimmen läßt; die Motive betonen jedoch, daß die Landesfürsten und 
Landesfürstinnen, die der Besteuerung nicht unterliegen, sich gleich- 
wohl bereit erklärt haben, an dem vaterländischen Opfer des Wehr- 
beitrags sich zu beteiligen. Der Auffassung des Verfassers, daß die 
Steuerpflicht der Bundesfürsten durch das Schweigen des Gesetzes 
ausgedrückt ist, kann ich mich nicht anschließen. Das Besitzsteuer- 
gesetz schweigt über die Bundesfürsten vollständig und nennt auch 
nicht die Veranlagungsbehörden für sie. Der Verfasser legt trotz der 
entgegengesetzten Ansicht der Reichsregierung und des Reichstags 
das Gesetz im Sinne einer Steuerpflicht der Bundesfürsten aus und 
will diese deshalb später auch zur Besitzsteuer heranziehen. 

Seine Ergebnisse faßt der Verfasser in den Satz zusammen: Die 
Fürsten im Deutschen Reich als Landesherren und Bundesfürsten 
unterliegen sowohl der Steuergewalt ihres Staates als des Reiches 
wie jeder andere Inhaber von Vermögensobjekten, auch wenn das Ge- 
setz über ihre Person schweigt. 

Im allgemeinen wird man den allgemeinen Grundsatz der Steuer- 
flicht anerkennen müssen. Nicht zu folgen vermag man jedoch dem 
erfasser in seinen Anschauungen über die Rolle, die er den Motiven 

der Gesetze, den parlamentarischen Beratungen und Regierungser- 
klärungen zukommen läßt. 

Die tiefgründige Arbeit verdient hohe Anerkennng. Alle, die sich 
theoretisch oder praktisch mit staats- oder steuerrechtlichen Fragen 
beschäftigen und das Werk lesen, werden es mit großem Interesse ver- 
folgen. (Joos.) 


Ott Fritz: Die Vermögens- und Einkommensteuer 
ın der Schweiz. Orientierung für Steuerpflichtige. Zürich 
1914. Art. Institut Orell Füssli. 279 S. brosch., Fr. 6.— 

Das Buch ist in erster Linie zur Orientierung der Steuerpflich- 
tigen bestimmt, denen es eine Uebersicht über die in den einzelnen 
Kantonen der Schweiz geltenden Einkommens- und Vermögens- 
steuern unter Mitteilung der wesentlichsten gesetzlichen Bestimmun- 
gen und der Steuersätze bieten soll Mit Rücksicht auf den außer- 
ordentlich partikularistischen Charakter des Steuerrechtes in der 
Schweiz wird eine solche Zusammenstellung auch dem Fachmanne 
zu Nachschlagezwecken sehr willkommen sein. Der Verfasser schickt 
seiner nach Kantonen gegliederten Darstellung zunächst einen Ueber- 
blick über das Bundesrecht bezüglich Doppelbesteuerungen voraus, 
ein gerade für die Schweiz außerordentlich aktuelles Kapitel, da 
die von Kanton zu Kanton verschiedenen Steuergesetze (ganz abge- 
sehen von der an die kantonale anschließenden kommunalen Besteue- 
rung) die Abgrenzung der Steuergewalten 1m einzelnen Fall naturge- 
mal außerordentlich erschweren. Die Darstellung des positiven di- 
rekten Steuerrechtes in den einzelnen Kantonen bringt nach Mittei- 
lung der einschlägigen Rechtsquellen einen systematischen Ueber- 
blick über das Verfahren, die Grundsätze des materiellen Steuer- 
rechtes und die für die Berechnung der kantonalen und kommunalen 
Steuern erforderlichen tabellarischen Uebersichten sowie die Straf- 
bestimmungen. Es zeigt sich, daß die Vermögens- und Einkom- 
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menssteuer für die vom Verfasser vorgeführten 25 Kantone den 
Haupttypus aller direkten Besteuerung bildet, wobei die von Ge- 
meinde zu Gemeinde verschiedenen kommunalen Steuersätze die 
Differenzierung der Steuerlast bis in die unterste örtliche Einheit 
tragen. Nur in der Minderzahl der Kantone (insbesondere die von fran- 
zösischem Rechte beeinflußten Gebiete, wie Genf, Freiburg u. a.) 
besteht eine Art von Ertragssteuersystem (Grundsteuer, Kapital- 
steuer, Einkommensteuer von Dienstbezügen, eine der Patentsteuer 
nachgebildete, nach einer Anzahl von Kategorien erhobenen »Han- 
dels- und Gewerbesteuer«.) Bei der außerordentlichen Vielgestaltig- 
keit der Steuerformen in der Schweiz entspricht die vom Verfasser 
geschaffene systematische Zusammenstellung jedenfalls einem drin- 
genden Bedürfnisse. (E. H. Vogel.) 


25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


Spaeth, Dr. mg Karl: Die Umgestaltung von Alt- 
brüssel. Mit 3 Plänen und ı Figur im Text. (Abhandlungen 
aus dem volkswirtschaftlichen Seminar der Technischen Hochschule 
zu Dresden, 8. Heft.) München und Leipzig 1914, Duncker u. Hum- 
blot. IX und 94 S. M. 3.—. 

Während für den Haag Berlage seinen genialen Erweiterungs- 
plan schuf, blieben ın der Residenz der südlichen Niederlande mit 
ıhren viel größeren städtebaulichen Problemen die verschiedenen 
städtebaulichen Versuche stets nur Einzelwerke ohne Unterordnung 
unter einen Gesamtregulierungsplan. So erklären sich auch die Haupt- 
fehler der großen Umgestaltung, die in den letzten Jahren in Brüssel 
im verkehrsreichsten Teil der City vorgenommen wurden: die Gefahr 
der Verkehrsübcrlastung der benachbarten Gebiete, die nicht mitver- 
ändert wurden; die Begrenzung des verfügbaren Platzes um den, wohl 
an geeigneter Stelle im Stadtbild, im Straßennetz aber unzweckmäßig 
geplanten Hauptbahnhof; schließlich die \Wohnungsüberlastung der 
benachbarten Proletarierviertel durch die aus dem sanierten Quartier 
auswandernden Bewohner mangels entsprechender Wohnungsfür- 
sorge an anderer Stelle der Stadt u. a. m. 

Dennoch bringt die Umgestaltung — eine Kombination aus 
königlicher, behördlicher und privater Initiative — eine Reihe er- 
heblicher Vorteile. Ein gesundheitswidriges Viertel in der Mitte der 
Stadt verschwindet und macht einer großzügigen Geschäftsstraßen- 
gegend Platz. Mehr noch — es entsteht — und das ist der Haupt- 


zweck des ganzen Werkes — endlich eine genügende, nicht zu. 


steile Verbindung der Ober- mit der Unterstadt Brüssels, mit der 
Möglichkeit, einen Hauptbahnhof mit den nötigen Zufahrtsstraßen 
mitten in die Stadt zu legen; weiter überhaupt eine würdige Verbin- 
dung des Nordostens, Ostens und Südostens der Stadt mit der Mitte 
und dem gesamten Westen. Zum ersten Male kann jetzt je eine direkte 
Straßenbahnlinie die Mitte der Längsboulevards mit dem wichtigsten 
Verkehrsknotenpunkt der Vorstadt des Place Royale und der be- 
deutendsten Verkehrsader des Ostens der Rue de la Loi verbinden. 

Erfreuliches weiß weiter der Verfasser, im Gegensatz zu den frü- 
heren Brüsseler Sanierungen und Neuanlagen, von der künstlerischen 
Führung und Anlage der Straßen zu berichten; auch auf den guten 
Ausbau und die Harmonie der Fassaden wird diesmal Wert gelegt. 
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Der Verfasser schildert die geschichtlichen, verkehrstechnischen, 
sozialen und rechtlichen Grundlagen des Baues und tügt das bedeut- 
same Zonenenteignungsg esetz Im Anl ang wörtlich an, da er der Meı- 
nung ist, daß dieses Gesetz unter Umständen auch bei uns Nach- 
ahmung verdient (auch auf unbebautem Gebiet). 

Die Fehler, die bei der Anlage begangen wurden, veranlaßten 
ihn, für derartige Umgestaltungen ganzer Stadtteile folgende Forde- 
rungen auizustellen: 

I. Aufstellung eines Generalregulierungsplanes mit Rücksicht auf 
die zukünftigen Bedürfnisse. 

2. Planmäßiges Vorgehen beim Niederlegen der alten Stadtteile, 
Fürsorge, daß für die abwandernde Bevölkerung im voraus genügend 
neuer Wohnraum hergestellt wird. 

Schließlich verlangt der Verfasser systematische Verkehrszüh- 
lungen bei Anlage neuer Hauptverkehrsadern. 

Die gründliche Arbeit und ihre klare und systematische Dar- 
stellung verdient Lob. Bemerkung trifft nur Aeußerlichkeiten: den 
drei guten Karten hätte vielleicht ein Stadtplan mit allen Straßen bei- 
gefügt werden können, da viele Namen genannt werden, die auf den 
drei Karten nicht enthalten sind. Eine solche Karte wäre sicherlich 
in genügender Anzahl fertig billig zu kaufen gewesen und hätte ein- 
fach als Anlage eingeheitet werden können. Čebrigens sind die Maß- 
stäbe der Zeichnung im Text nur halb so groß wie angegeben. Im 
Literaturv erzeichnis vermißt man einiges. doch macht sich der Mangel 
bei der Lektüre der Arbeit nicht fühlbar. Der Veriasser hat durch 
eigene Beobachtung anscheinend das Fehlende ersetzt, das beweist 
eine Reihe treifender Bemerkungen über den Städtebau im allge- 
meinen, die sich an verschiedenen Stellen finden. 

(Theodor Metz.) 


26. Wohnungsfrage. 


27. Unterrichts- und Bildungswesen. 


Picht, Karl: Hypnose, Suggestion und Er- 
ziehung. Leipzig 1913, Werner Klinkhardt. Geh. M. 2.—. 
Hinter dem Titel dieses 72 S. starken Schriftchens verbirgt 
sich im wesentlichen eine Besprechung des Werkes von Guyau, 
Education et Heredite, das vorwiegend nicht Vererbungsprobleme, 
sondern die Erziehung durch Hypnose und Suggestion behandelt. 
Zum mindesten dankt P. ausdrücklich die Anregung zu seiner 
Arbeit Guyau. 

P. bemüht sich nachzuweisen, daB Guvau als erster die angeb- 
lich hohe Bedeutung von Hypnose und Suggestion für die Erziehung 
erkannte; er setzt sich sodann kritisch mit zahlreichen Hypnose- 
autoren auseinander und bekennt sich mit einigen Einschränkungen 
als Anhänger der Nancyer Schule. Er erzählt in populärer Weise 
eine größere Anzahl von Geschichtchen aus der einschlägigen Litera- 
tur und erläutert an der Hand dieses Materiales das W esen der 
Hypnose, ihre Bedeutung für den moralischen Instinkt wie für die 
menschlichen Handlungen überhaupt, sowie die Anwendung der 
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Wachsuggestion in der moralischen und intellektuellen Erziehung 
des Kindes. Dabei kommt P. zu folgenden Ansichten: 

Die Praxis habe bewiesen, daß man durch Suggestion bei einem 
Kinde schlechte Instinkte dauernd vernichten und gute förderliche 
einpflanzen könne. So können mangelnder Fleiß und fehlendes In- 
teresse durch hypnotische Suggestion geweckt werden, selbst eine 
Steigerung der Gedächtnisleistungen sei möglich. Aus einem trägen 
Knaben sei schon in einer Sitzung ein fleißiger gemacht worden, 
aus einem diebischen, liederlichen, unsauberen, faulen und brutalen 
Dienstmädchen wurde durch das Auswendiglernen einiger Seiten 
eines Moralbuches und der entsprechenden hypnotischen Suggestion 
eine ehrliche, anständige, saubere, fleißige und gehorsame Person. 
Freilich sei die Hypnose nur ein Mittel für Ausnahmefälle: in der 
Erziehung der täglichen Praxis sei die Wachsuggestion viel wich- 
tiger. Wenn man einem Kinde suggeriere, daß es des Guten fähig 
sei, so werde es tatsächlich diese Fähigkeit bekommen; rede man 
ihm ein, daß es einen starken Willen habe, so werde es ihn erhalten. 
Man bediene sich der Autorität, doch sei ihr die Liebe ge- 
sellt. 

Pichts Büchlein hat mit Guyaus Education et Heredite man- 
ches gemein, beide durchzieht eine persönliche Hingabe der Verfasser 
an ihre Probleme, und auch Guyaus Begeisterung findet in D einen 
sympathischen Widerhall. Beides sind ausgesprochene Dilettanten- 
bücher, mit allen ihren Vorzügen und Fehlern. Ihre Kritiklosigkeit 
ist eminent; von wissenschaftlicher Klarheit und scharfer Begriffs- 
festsetzung kann nirgends die Rede sein. Ja man geht nicht zuweit, 
das Guyausche Buch als stellenweise geradezu verworren zu be- 
zeichnen. Was heute dem Guyauschen Werke einen größeren Ein- 
fluß verschafft, und was wohl auch Dicht an Guyau als tiefsinnig 
schätzt, ist die persönlichste Einstellung des Verfassers auf seinen 
Stoff, das menschliche, gefühlsbetonte Verwachsensein mit seinen 
Problemen. Mit wissenschaitlicher Behandlung hat dies jedoch nichts 
zu tun. (Gruhle.) 


28. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


Bohnstedt, H.: Jugendpflegearbert. Ihre De 
tischen Anfange und geistigen Werte. ipzig 
und Berlin 1914. B. G. Teubner. 190 S. M. 2.50. — Jugend- 
pflege-Arbeit. II. Teil: Der Kieler Jugendpfle- 
ger-Kursus 1913 in Vorträgen und Berichten. 
Herausgegeben vom Ortsausschuß für Jugendpflege in der Stadt 
Kiel (E. V.). Leipzig und Berlin 1914. B. G. Teubner. 198 S. 
M.2.50.—DerKampfderParieien um die Jugend. 
Ein Erörterungsabend. Herausgegeben von der deut- 
schen Zentrale für Jugendfürsorge. Berlin 1912. Otto Liebmann. 
86 S. M. 1.50. 

Die erste Schrift ist eine Werbeschrift, die der Jugendpflege auch 
Mitarbeiter gewinnen will. Durch eine lebhafte Schilderung »der 
Not des jungen Volkes« und der Gefahren sozialdemokratischer Ju- 
gendbeeinflussung soll das Gewissen des gebildeten Bürgertums wach- 
gerüttelt werden. Der Zusammenschluß der Jugendlichen, die äußere 
Gestaltung der Organisation bieten keine Schwierigkeit. Inhaltlich 
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erscheint die Jugendpflege als Fortsetzung der Volksschule in freierer 
Form. Der Unterricht ın den oberen Klassen soll, darin sieht der 
Verfasser die Aufgabe der Lehrer in der Jugendpflege, die Schüler 
so weit selbständig machen, daß sie die Fähigkeit und das Inter- 
esse zur Weiterbildung im Jugendverein erhalten. Die Arbeit an 
den Schulentlassenen aber soll in der Hauptsache nicht den bereits 
überlasteten Volksschullehrern sondern weiteren Kreisen überlassen 
sein. — Von den besonderen Problemen der Jugendpflege, die in 
der Erwerbstätigkeit der jugendlichen Proletarier mit ihren man- 
nigfachen Einflüssen, in der sozialen Kluft zwischen Pfleglingen und 
Pflegern usw. liegen, ist nichts erwähnt, das Buch geht überhaupt 
den Schulpädagogen mehr an als den Jugendpfleger. Und es besteht 
die Gefahr, daß durch solche Werbeschriften dem Dilettantismus 
sozial und pädagogisch ungeschulter Kräfte, unter dem die Jugend- 
pflege bereits sehr leidet, weiterhin Vorschub geleistet wird. — 

Um den Mitarbeitern Gelegenheit zu geben,. ihre Kenntnisse 
aufzufrischen und zu erweitern, veranstalten alle größeren Jugend- 
pflegeorganisationen Ausbildungskurse. Besonders die auf Grund 
des bekannten preußischen Ministerialerlasses vom 18. Januar IgıI 
errichteten Orts- und Bezirksausschüsse für Jugendpflege sehen darin 
eine. ihrer wichtigsten Aufgaben. Der Kieler Jugendpflege- 
Kursus1g13 war von mehr als 150 Teilnehmern und Teilnehmerinnen 
aus den verschiedensten Berufskreisen besucht. Die Vorträge behandeln 
zum Teil theoretische Probleme: Rechtsfragen in der Jugendpflege, — 
Fortbildungsschule und Jugendpflege, — Weibliche Jugendpflege —, 
Geistige und geistliche Jugendptlege in kleinen Städten und auf dem 
Lande —, Der Anteil der Religion an dem inneren Leben und der 
inneren Entwicklung der Jugendlichen —, Staatsbürgerliche Er- 
ziehung und Jugendpflege —, Jugendfürsorge und Jugendpflege —; 
zum Teil Fragen der Vereinspraxis: Segeln, Rudern, Schwimmen —, 
Wanderfahrten, Geländeübungen, Kriegsspiele —, Samariterdienst —, 
Ländliche Schutzhäuser und Heime für Jugendliche —, Lichtbilder- 
apparat und Kinematograph —, Das Kasperletheater. 

In den allgemeinen Vorträgen zeigt sich — mit Ausnahme des 
Referats über weibliche Jugendpflege — durchweg eine gewisse Angst 
vor einem »Zuviel« in der Jugendpflege. Das geht z. B. soweit, daß 
die Forderung nach Berufsberatung der Jugendlichen mit der Be- 
gründung abgelehnt wird: »Unsere Jungen sollen werden, wozu sie 
Lust haben«, und daß staatsbürgerliche Erziehung nur gefordert wird, 
weil sie im Kampf gegen die Sozialdemokratie unentbehrlich er- 
scheint. 

Der Kampf der Parteien um die ]Jugend« 
behandelt eines der schwierigsten und bedeutsamsten Probleme der 
Jugendpflege: Parteiliche oder neutrale Beeinflussung der Jugend- 
lichen (unter 18 Jahren). In einem einleitenden Referat gibt Bürger- 
meister Dr. Weinreich-Neukölln einen Ueberblick über die außer- 
ordentliche Mannigfaltigkeit, aber auch große Zerrissenheit, die der 
deutschen Jugendpflegearbeit eigentümlich ist; er weist darauf hin, 
wie durch die Konkurrenz um die Mitglieder Reibungen zwischen 
den Organisationen auch da entstehen, wo dies gar nicht durch grund- 
sätzliche Unterschiede geboten ist. Es warnt vor der großen Gefahr, 
daß in der Jugend, die sich bewußt wird, daB man sich um sie reißt, 
Ueberheblichkeit, Autoritätslosigkeit und Phrasentum Platz greifen. In 
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der Diskussion, an der alle Parteien teilnehmen, fordern eine Reihe 
von Rednern neutrale Erziehung, als deren Träger der Staat gedacht 
wird oder der gebildete Pädagoge, deren Inhalt durch die objektive 
Wissenschaft und Ethik, durch Arbeit und Spiel gegeben ist und 
deren Ziel die in sich gefestigte, von Arbeitsfreude und Gemeinsinn 
erfüllte Persönlichkeit ist. Von anderer Seite wird eine neutrale Er- 
ziehung für undurchführbar erklärt, weil der Erzieher seine persön- 
liche Weltanschauung nicht verleugnen kann und weil Familie und 
Arbeitsumgebung von Parteigeist durchtränkt sind. Ja, die neutrale 
Erziehung wird nicht einmal für wünschenswert erachtet, weil die 
Hingabe an eine Idee in hohem Maße persönlichkeitsbildend ist. 
Uebereinstimmend wird gefordert, daß der Streit um Tagesfragen 
von den Jugendlichen ferngehalten werden muß, und daß Partei- 
lichkeit immer nur positive Idealerfüllung, niemals Kampf gegen 
Andersdenkende bedeuten darf. Für wünschenswert wird ferner er- 
klärt, eine Interessengemeinschaft zwischen allen Jugendpflegeor- 
ganisationen anzubahnen (wie das für die bürgerliche Jugendpflege 
durch den Ministerialerlaß vom 18. Januar rot bereits geschehen 
ist), die Konkurrenz um die einzelnen Mitglieder herabzumindern 
und durch gelegentliche gemeinsame Veranstaltungen die Jugend- 
lichen vor Einseitigkeit zu bewahren. 

Nach dem Kriege wird in der Jugendpflege das Problem, zu- 
sammenfassende Kräfte lebendig zu erhalten, besonders aktuell wer- 
den. Dann kann die kleine Schrift, die bereits IgI2 erschienen 
ist, wiederum nützliche Dienste leisten. (Cora Berliner.) 


Studentien- Bibliothek. Herausgegeben vom Sekreariat 
Sozialer Studentenarbeit. 3. Heft: Student und Vinzenzverein. 
Von stud. phil. Hans Grundei, Charlottenburg. — 7. Heft: Die 
Früchte einer Sozialstudentischen Bewegung (zugleich Einfüh- 
rung in das geistige Leben und in die Literatur des sozialen Katho- 


lizismus in Frankreich). Von Dr. Hermann Platz. — 8. Heft: Die 
Settlementsbewegung. Von Dr. Bruno Raucebier. — ıI. Heft: 
Meine Residenzarbeit. Von Ina Künemann. — 13. Heft: Die ka- 


tholischen Arbeitervereine. Von Joseph Joos. M.-Gladbach 1913. 
Volksvereinsverlag. Jedes Heft M. —.40. 
Die Heftchen wenden sich an die katholische Studentenschaft. 
Sie wollen Begeisterung und Tatbereitschaft für die sozial-studen- 
tische Bewegung erwecken, im Geiste katholischer Weltanschauung 
Aufklärung über moderne Sozialprobleme geben und durch reiche 
Literaturangaben zu weiteren Studien anregen. (Cora Berliner.) 


29. Kriminologie, Strafrecht. 
30. Soziale Hygiene. 
at. Frauenfrage, Sexualethik. 


32. Staats- und Verwaltungsrecht. 
Oesterreichische Zeitschrift für öffentliches 
Recht. Herausgegeben von Edmund Bernatzik, Max 
Ritter Hussarek v. Heinlein, Heinrich Lammasch, 
Adolf Menzel. ı. Jahrgang, 6 Hefte. Wien 1914, Manzsche Ver- 
lagsbuchhandlung. 
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Oesterreich hat sich von jeher durch eine sorgtältire wissenschaft- 
liche Pilege des ötientlichen Rechts ausgezeichnet. Für das Vertas- 
sungsrecht versteht sich dies von selbst ın einem Staat, ın dem die 
veriassungsrechtlichen Probleme und Streitfragen fast zum täglichen 
Brot gehören. Mit der Errichtung des österreichischen Verwaltungs- 
gerichtshofes ist aber auch das Verwaltungsrecht, im Gegensatz 
zur bloßen Verwaltungslehre und Verwaltungstechnik. in den Vorder- 
grund gerückt worden, und die Praxis des Verwaltungsgerichtshotes 
hat sich in steigendem Maße die Anerkennung der Wissenschaft er- 
worben. Dem ötientlichen Rechte Oesterreichs tehlte jedoch bis heute 
ein eigenes literarisches Organ. Die vorliegende Zeitschrift, um deren 
Zustandekommen neben den Herausgebern sich Privatdozent Dr. 
Hans Kelsen in Wien besondere Verdienste erworben hat, unter- 
nimmt es, diese Lücke auszufüllen. Der erste abgeschlossene Jahr- 
sang bedeutet einen wissenschaftlichen Erfolg für das Junge Unter- 
nehmen. Staats-, Verwaltungs-, Völkerrecht, Rechtsphilosophie, 
Kirchenrecht werden gleichmäßig berücksichtigt und neben den grö- 
Beren, zum Teil hervorragenden Abhandlungen von Tezner, Schenk, 
Menzel, Seidler, Nawiaskv, Herrnritt, Radnitzky u. a. m. finden die 
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes und des österreichischen 
Reichsgerichts eine eingehende Behandlung. In den Abschnitten über 
die neueste Literatur wird der Leser nicht mit kurzen Bücheranzeigen 
abgespeist, sondern er bekommt wirkliche kritische Besprechungen 
zu lesen. Zum erstenmal wird uns auch von sachkundiger Seite über 
die wichtigsten Erscheinungen der böhmischen Literatur (Wevr) und 
der polnischen Literatur (Dubanowicz) Bericht erstattet. Den Haupt- 
akzent legt die Zeitschrift mit Fug und Recht auf das spezifisch Oester- 
reichische. Aber der große geistige Zusammenhang mit der reichs- 
deutschen Literatur wird auf Schritt und Tritt sichtbar, so daß wir 
uns auch unter diesem Gesichtspunkt über das neue Unternelimen 
von Herzen freuen dürfen. (F. Fleiner.) 


33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 


Tomforde, Dr. H.: Die Unterhaltisklage des un- 
ehelichen Kindes im In- und Auslande. (Fort- 
schritte des Kinderschutzes und der Jugendfürsorge, I. Jahrgang 
Heft 4.) Berlin 1915. Julius Springer. M. 2.—. 

T. gibt eine kurze Anleitung für die praktische Durchführung von 
Unterhaltsklagen unehelicher Kinder. Zu diesem Zwecke — es 
soll auch juristisch nicht gebildeten Personen (Vormünder) »die erste 
Inangriffnahme der Fälle erleichtert werden« — wird nur die augen- 
blickliche Rechtslage in den einzelnen Ländern dargestellt. \Wün- 
schenswert wäre, wenn der Verfasser in einer ausführlichen wissen- 
Schaftlich-systematischen Darstellung die Ergebnisse seiner mühevollen 
Arbeit noch bringen würde. Nicht nur die Rechtsprechung hätte 
Gewinn von einer tiefer gehenden Erörterung der manniglaltigen 
Zweifelsfragen, auch die Wissenschaft (Rechtsvergleichung!). Vor 
allem würde auch für die Reform dieses so unendlich wichtigen Rechts- 
gebietes eine nachhaltige Anregung gegeben werden. Diese tut gerade 
bei dem furchtbaren Aderlasse not, den Europa eben erleidet. Denn 
wohl für die meisten Länder stellen die Folgen der bisherigen Regelung 
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einen entsetzlichen Raubbau an dem kostbarsten Gute dieser Erde 
dar: dem Menschen. Es ist gerade vernunftwidrig, daß das Mißver- 
gnügen, das auch der Staat gegenüber den unehelichen Kindern — 
auch für ihn sind sie »Schmerzenskinder« (erhöhte Sterblichkeit, Kri- 
minalität usw.) — empfindet, gegen diese unschuldigen Zeugen tiefer 
liegender sozialer, wirtschaftlicher, ethischer Mißstände dadurch zum 
Ausdrucke kommt, daß sie vielfach auch rechtlich erheblich schlechter 
gestellt werden, als die ehelichen Kinder. Freilich darf nicht verkannt 
werden, daß auch hier der Staat als Gesetzgeber einem Widerstreite 
der Interessen gegenübersteht: Förderung der Ehe als eine der Grund- 
lagen des Bestehens des Staates einerseits, Anspruch eines jeden Men- 
schen auf gleiche rechtliche Behandlung, auf gleichen Anteil an den 
Lebensgütern, auf Glück andererseits. Wenn T., der diesen Konflikt 
auch streift, die eine Seite desselben in der »Unverletzlichkeit der 
Ehe« sieht, so dürfte dies nicht vollständig zutreffend sein. Denn die 
Unverletzlichkeit der Ehe ist nur ein Mittel, durch welches der Staat 
seinen Bestand zu sichern sucht, während ja wohl die große Mehrzahl 
der unehelichen Kinder nicht von Ehegatten im außerehelichen Ver- 
kehr gezeugt wird. Ferner werden als »unehelich« auch solche Kinder 
angesehen und behandelt, die aus nichtigen und anfechtbaren Ehen 
stammen, falls diese aufgelöst werden. Aus diesem Widerstreite er- 
klärt sich, daß die Gesetzgebung der verschiedenen Länder das Pro- 
blem der Sorge für die unehelichen Kinder von drei Gesichtspunkten 
aus zu lösen versuchte. 

a) Das Kind folgt der Mutter und hat einen Anspruch auf Unter- 
haltsgewährung gegen den unehelichen Vater (Deutschland, Rußland, 
Oesterreich A.B.GB. ustf.). 

b) Kindschaft durch Anerkennung: Das Kind tritt durch Aner- 
kennung zu einem Elternteil in ein ähnliches Rechtsverhältnis wie 
ein eheliches Kind (Italien, Griechenland, Rumänien, Spanien usf.). 

c) Beide Systeme sind miteinander verbunden (Schweiz, Nieder- 
lande, Belgien). 

Daneben gibt es schon eine Reihe beachtlicher Ansätze zu einer 
Entwicklung, so in Deutschland die VO. vom 4. August 1914 betr. die 
Unterstützung von Familien der in den Dienst eingetretenen Mann- 
schaften, die eine rechtliche Gleichstellung der unehelichen Kinder 
mit den ehelichen hinsichtlich des aus dem familienrechtlichen Ver- 
hältnis zum Vater abgeleiteten öffentlich-rechtlichen Unterstützungs- 
anspruchs bringt. 

T. gibt nun für jedes Land einen kurzen Abriß nach folgenden 
Gesichtspunkten: System, Gesetze, internationales Privatrecht, un- 
ehelicher Vater, Rechtsstellung des unehelichen Kindes gegenüber 
dern Vater, der Mutter und deren Verwandten, Ansprüche gegen den 
Kindesvater seitens des unehelichen Kindes und der Kindesmutter, 

Prozeßrecht einschließlich Vollstreckung. Daneben werden Angaben 
über das wichtigste Schrifttum gemacht. Die Beifügung von Formu- 
laren und praktischen Hinweisen, z. B.: Anleitung zur Aufenthalts- 
ermittlung erhöhen die Brauchbarkeit des Werkchens. 
(Ludwig Wertheimer.) 
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Andrillon, Henry, Capitaine: LE xpansion de VAlle- 
magne. Ses Formes, ses Causes, ses Consäqwen- 
ces. Paris, Rivière, 1914. 364 S. 

Ein Alarmschrei gegen den wirtschaftlichen Aufschwung Deutsch- 
lands, der dem patriotischen Offizier eine Drohung für Frankreich 
scheint. 

Andrillon beschreibt das Deutsche Reich als einen ungeheuren, 
von Berlin aus geleiteten, wirtschaftlich-militärischen Mechanismus 
mit der einzigen Absicht, Deutschland zur stärksten Weltmacht zu 
machen, auf dem Umweg über die wirtschaftliche Suprematie die 
andern Völker militärisch zu unterjochen. Er macht auf die unge- 
heure moralische Kraft dieser Bewegung aufmerksam, die er auf die 
Ueberzeugung aller Mitwirkenden zurückführt, daß die deutsche 
Rasse allen andern überlegen sei und über sie herrschen müsse. Der- 
selbe Wunsch soll die deutschen Ansiedelungen im Auslande erfüllen, 
die überall, wo sie hinkommen, sde petites Allemagnes« 
bilden und die nationale Einheit der Völker gefährden. So besonders 
die 25 Millionen (?) Nordamerikaner deutscher Herkunft mit ihren 600 
Zeitungen. 

Das treibende Moment in der deutschen Expansion erblickt 
Capitaine Andrillon mit Recht im starken Bevölkerungszu- 
wachs. Die industrielle und kommerzielle Entfaltung führt er 
großenteils auf die Initiative des Staates zurück (die 5 Milliarden !), 
zitiert Beispiel über Beispiel, wie die französischen Produzenten nach 
und nach zu bloßen Vertretern der Made-in-Germany-Ware herab- 
sinken. Paris allein zähle 300 deutsche Handelsgesellschaften und 
400 Vertretungen. Selbst die Lieferungen für die defense na- 
tionale suchen die Deutschen, wie der »Skandal« der »Grande 
Palud« beweise, an sich zu ziehen..... 

Trotz dieser erfolgreichen Penetration in Friedenszeiten und des 
anerkannten deutschen Anpassungsvermögens meint A., diese kolos- 
sale Entwicklung werde Deutschland schließlich zu einem Hunger- 
kriege zwingen, um andern Völkern ihre Kolonien wegzunehmen, 
fremde Völker zu unterwerfen usw. Die wirtschaftliche Eroberung 
ziehe, wie das Beispiel Englands in Aegypten zeige, leicht die mili- 
tärısche nach sich. — 

Am meisten Interesse werden die Kapitel über die deutsche Ex- 
ansion in Frankreich beanspruchen, wenn auch hier nicht alles aus 
ester Quelle bezogen scheint. Verf. erblickt überall Beispiele der 

unversöhnlichen deutschen Antipathie gegen die Franzosen und 
fürchtet, das fruchtbare Nachbarvolk werde mit der Zeit die kinderlose 
Rasse ganz in sich aufsaugen oder anderweit ersetzen. 

In manchem Punkte berührt sich das Buch mit den Beobach- 
tungen Le Bons in »Psychologie du Socialisme«, von dem es sich aber 
durch seine volkswirtschaftliche Unkenntnis unvorteilhaft unter- 
scheidet. Es ist fraglich, ob es mehr zur Kenntnis der Deutschen in 
Frankreich — oder umgekehrt zu der der Franzosen in Deutschland 
beizutragen imstande ist. (W. Eggenschwyler.) 


Ostland; Jahrbuch für ostdeutsche Interessen. 
Herausgegeben von Albert Dietrich, Otto Hoetzsch, 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 41. ı. 18 
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Manfred Laubert, Dietrich Schäfer, Leo We- 
gener, Kurt Wiedenfeld, Erich Zechlin. 2. Jahr- 
gang. Lissa i. P. 1913. Oskar Eulitz. 313 S., geb. M. 5.—. 

Der Inhalt des zum zweiten Male vorliegenden Jahrbuches 
gliedert sich in zwei Teile: im ersten werden mehrere Aufsätze über 
verschiedene Fragen der Ostmark zusammengefaßt, während der 
zweite ausschließlich die Polenfrage behandelt und sie in allen ihren 
Ausstrahlungen: wirtschaftlich, kulturell und politisch betrachtet. 
Der Schwerpunkt des Jahrbuches liegt in dem zweiten Teil; es ist 
zweifellos ein verdienstliches Unternehmen, diese brennendste Frage 
der inneren preußischen Politik — in ihren wichtigsten Seiten von 
guten Kennern bearbeitet — dem Publikum näher zu bringen und 
weitere Kreise so auf ihre Bedeutung aufmerksam zu machen. 

Der leitende Gedanke, der sich wie ein roter Faden durch die 
verschiedenen Aufsätze: Tätigkeit der Ansiedlungskommission, Be- 
sitzbefestigung, Genossenschaftswesen, Industrie, politische Organi- 
sation u. a. m. hindurchzieht, ist der Kampf der beiden Nationali- 
täten. Zuweilen klingt eine gewisse Resignation durch, als ob alle 
Mühe, dem Deutschtum zum Siege zu verhelfen, an der zähen Ener- 
gie der Polen zu scheitern bestimmt sei; anderseits zeigt sich auch 
ein gewisser Optimismus. 

Es ist natürlich unmöglich, hier auf die verschiedenen Aufsätze ein- 
zugehen; nur auf einen sei besonders hingewiesen: Die Bedeutung 
der Grundbesitzverteilung vom nationalen Sir aus, der den 
Regierungspräsidentenv. Schwerin in Frankfurt a. O. zum Verfasser 
hat. Während bei den Verfechtern der inneren Kolonisation gewöhn- 
lich rein wirtschaftliche Gründe in erster Linie stehen, auch poli- 
tische vielfach mitsprechen, treten die nationalen meist etwas in den 
Hintergrund. Esist ein Verdienst Sch werins, gerade dieseSeite gründ- 
lich untersucht zu haben: er weist nach, wie groß und naheliegend die 
Gefahr ist, daß ein fremdes Volkstum, sich zum Mittelstand ent- 
wickelnd, die dünne Bevölkerungsunterschicht im Großgrundbesitzer- 
land verdrängt und weiter — noch viel gefahrdrohender —, daß ein 
allmähliches Nachschieben der Polen in landwirtschaftliche Ge- 
biete des Ostens stattfindet, die als alte deutsche Sitze anzusehen 
sind. Statistisch wird nachgewiesen, daß in den letzten 40 Jahren 
in ursprünglich rein deutschen Bezirken, wie Magdeburg, Merseburg 
u. a. m., der prozentuale Anteil der polnischen Bevölkerung stellen- 
weise auf über 20% gestiegen ist. Das einzige Mittel, dieser doppelten 
Gefahr zu begegnen, erblickt Verfasser m. E. durchaus richtig in der 
inneren Kolonisation, deren populationistische Bedeutung auch vom 
nationalen Standpunkt aus noch nicht klar genug erkannt ist. Mit 
einer gewissen Wehmut übersieht er die bisher auf diesem Gebiet er- 
zielten Erfolge, die er als »recht bescheidene Anfänge« bezeichnet. 
Seine Ausführungen faßt er am Schlusse dahin zusammen, daß inner- 
halb eines Menschenalters etwa es sich herausstellen müsse, ob das 
Ostland deutsch erhalten werden könne oder nicht, und daß die 
Frage ihre Entscheidung nur auf dem Gebiet der Grundbesitzver- 
teilung finden werde. Wenn man aber bedenkt, daß seit 1892, also 
in wenig mehr als 20 Jahren, allein in der Provinz Posen 86 000 ha 
fideikommissarisch gebunden worden sind, und sich weiter vorstellt, 
welche Wirkungen das zu erwartende Fideikommißgesetz in Preußen 
voraussichltich zeitigen wird, dann ist man kaum in der Lage, eine 
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im national-deutschen Sinne erfreuliche Lösung der erwähnten Frage 
erwarten zu können. $ 
Im ganzen genommen führt das »Ostland« recht gut in die wich- 
tigsten Fragen des deutschen Ostens ein und kann allen nur warm 
zum Studium empfohlen werden, die einen raschen Einblick in die 
besonderen Verhältnisse dieses Gebietes zu erlangen wünschen. 
(W. D. Preyer.) 


Alberto Torres; Le problème mondial. Étude de 
ER internationale. Rode Janeiro 1913, Imprensa 
acional. 

Ein für die pazifistische Ideologie der Amerikaner symptomati- 
scher soziologisch-philosophischer Versuch über die Berechtigung des 
Krieges usw. Der Kampf der Völker entspricht dem in pazifistischen 
Kreisen wohlbekannten Verf. zufolge weder einer wirtschaftlichen 
Notwendigkeit, noch einem subjektiven Bedürfnis, einem angeborenen 
Grundinstinkt der Menschen. 

Wie erklärt sich da die Tatsache des Krieges? Hauptsächlich 
als politisches Phänomen, als Ausfluß des menschlichen Ehr- 
geizes, wie er sich besonders die politische Betätigung zum Tummel- 
platz ausersieht. Die »Politik« stellt dem Verf. zufolge eine atavisti- 
sche, unvollkommene Form des menschlichen Handelns dar, der die 
wirtschaftliche Kultur um Jahrhunderte voraus ist. Der Mangel 
eines internationalen Gewissens, das Fehlen sicherer Rechtsnormen 
für den Verkehr der Völker untereinander wird als der Ausfluß er- 
künstelter Sitten, einer »theatralischen« Auffassung des Lebens, einer 
zu leidenschaftlichen Politik dargestellt. 

Es folgen metaphysisch angehauchte Ausführungen über die 
Entwicklung des Friedensideales mit der sichtbaren Nebenabsicht, 
den Krieg und Kampf als etwas Unnatürliches, als eine störende Be- 
gleiterscheinung der menschlichen Geschichte abzutun, und eine Ten- 
denz zur Ausschaltung des Kampfes aus der Entwicklung herauszu- 
lesen. Die Geschichte der historischen Kulturvölker — von den 
Aegyptern an — wird in diesem Sinne idealisiert, zu einem bald be- 
wußten, bald unbewußten Streben nach pazifistischen Idealen zu- 
rechtgedreht. Alle werden als von vorwiegend edlen, altruistischen 
Gefühlen beseelt aargestellt, die beispielsweise im Institut der grie- 
chischen Gastfreundschaft zum Ausdruck kommen sollen. Mit den 
historischen Tatsachen wird dabei in einer — für europäische Begriffe 
an Willkür grenzenden — Freiheit verfahren. 

Als Beweis für die altruistisch-kosmopolitische Gesinnung der 
Griechen werden unbedenklich einige humanitäre Theorien und 
vereinzelte Aussprüche ihrer Schriftsteller hervorgehoben, die Verf. 
»wunderbare Dokumente des pazifistischen Genius« nennt. Plato, 
Aristoteles, Euripides betrachten den Menschen »als für die Gemein- 
schaft geboren« und die ganze Menschheit als für ein einziges, auf 
Gleichheit und Gerechtigkeit aufgebautes Weltreich bestimmt. Lebten 
die Hellenen trotzdem nicht als reine Friedensengel, so wird dafür 
der Umstand verantwortlich gemacht, daß man sie zu jener Zeit nicht 
verstanden hätte, sondern ihre Friedensliebe als Feigheit und poli- 
tische Schwäche gedeutet hätte. 

Selbst für Rom, das »der Welt mit der Idee des Rechts und 
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leuchtete«, soll der Krieg lediglich eine von außen aufgezwungene 
harte Notwendigkeit gewesen sein. Es führte ihn nur, um den Frie- 
den zu begründen (!), um einen internationalen Rechtsstaat zu schaffen. 

Sichtlich verwechselt Verf. das Leben des Individuums für die 
Gesamtheit, sein Aufgehen in Gemeinde und Staat mit pazifistisch- 
humanitärer Gesinnung, vereinzelte Symptome kriegerischer Er- 
schöpfung mit pazifistischen Grundinstinkten. Weniger gnädig zeigt 
er sich dem Mittelalter, obgleich es gewiß auch hier nicht an einer 
pazifistischen Ideologie fehlt. 

Die pazifistische Tendenz der neueren Entwicklung wird außer 
aus den Schriften von Campanella, Morus, Grotius, Puffendorf, Bent- 
ham, Leibniz, Kant durch eine Statistik der internatio- 
nalen Schiedssprüche wahrscheinlich gemacht. Während 
es von 1820—40 erst 8 Schiedssprüche gab, zählt Verf. ihrer in den 
folgenden 20 Jahren 30, von 1860—80 44, von 1880—I900 gar Bo 
und von I903—IgII 120. — Es fehlt nur noch die Statistik des mit 
pazifistischen Ergüssen geschwärzten Papiers und der Deserteure, 
um den Fortschritt der Friedensidee darzutun! 

Nicht überzeugender wirkt es, wenn Verf. zum Beweis der pazi- 
fistischen Grundinstinkte des Menschen (und somit der Widernatür- 
lichkeit des Krieges) die friedfertigen Sitten einiger in der Wüste oder 
im ewigen Eis isoliert lebender Menschengruppen mit patriarchalisch- 
kommunistischer Lebensweise hervorhebt. Nur in der organisierten 
Kulturmenschheit sollen die Kampfinstinkte vorherrschen, daselbst 
aber nicht ein Ausfluß der »individuellen Natur«, sondern der sozialen 
Reibungen der Rivalıtät und Eifersucht sein. Die Despoten aus Nei- 
gung und die wirklich populären Revolten seien. überaus selten. Selbst 
die Interessen verschiedener Klassen sollen nur durch den Stachel der 
politischen Eifersucht miteinander in Konflikt geraten. 

Die ablehnende Stellungnahme vieler Denker und Staatsmänner 
gegenüber einem so rosigen Pazifismus wird ziemlich unterschiedslos 
auf Ideallosigkeit und Idealfeindlichkeit zurückgeführt. Alles, was 
dem Intellekt in Form eines Ideales entgegentritt, soll auf die »prak- 
tischen Menschen« abschreckend wirken ..... 

Die schmeichelhafte Mission, die Welt zu diesem Ideal zu be- 
kehren, wird — o Ironie! — den Vereinigten Staaten und 
der Monroedoktrin zugedacht. Letztere soll in ihrer »reinen« 
Gestalt nichts anderes sein, als eine Huldigung an das auch in Europa 
geltende Völkerrecht. Ein Message Roosevelts von 1905 und einige 
von der Union vermittelte Schiedssprüche veranlassen den Verf., 
in den amerikanischen Bundesstaaten die Engel des Weltfriedens zu 
begrüßen, der das »oflizielle politische Programm« der Vereinigten 
Staaten darstelle. Der Union gebühre das Verdienst, einen neuen 
Imperialismus, den Imperialismus der Idee, der Gerechtigkeit, der 
politischen Redlichkeit usw. usw. gegründet zu haben. So interessant 
ein solches Glaubensbekenntnis uns Europäern im Augenblick der 
amerikanischen Intervention in Mexiko sein mag, so sehr wird man 
unter den vom Verf. angeführten Ursachen des Krieges eine vermissen: 
die kaum glaubliche Mediokrität des größten Teiles der pazifistischen 

Literatur! (W. Eggenschwyler.) 
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Allgemeine Einwirkung des Kriegs auf die Arbeitgeberverbände S. 277; Statistisches 
S. 279; Streikentschädigungsgesellschaften S. 280; Streiks und Aussperrungen S. 281; 
Tätigkeit der Arbeitgeberverbände S. 283; Soziale Fürsorge der Arbeitgeberver- 
bände S. 284; Arbeitsnachweisfragen S. 289; Arbeitslosenversicherung S. 290; Mono- 
pole S. 292; die Ideologien der Arbeitgeberverbände über den Krieg S. 293. 


Im letzten Abschnitt der Chronik über Unternehmerorgani- 
Sationen !), welcher kurz vor Kriegsausbruch geschrieben wurde, 
konnte wieder auf das allmähliche Durchdringen des Gedankens der 
Arbeitgeberorganisation hingewiesen werden. Für die Entwicklung 
dieser Verbände kann aus dem Berichtsjahr kaum Material beigebracht 
werden. Denn die allgemeinen Organe der Arbeitgeberverbände, auch 
sonst knapp in der Mitteilung von Daten über Mitgliederziffern, Bud- 
gets, Vermögen, haben es im Kriegsjahr noch weniger als sonst für not- 
wendig gefunden, von ihren Geschäftsergebnissen etwas \Wesentliches zu 
berichten. Auch zusammenfassende Daten standen nicht zur Verfü- 
gung, werden wahrscheinlich erst nach dem Kriege veröffentlicht 
werden. Während wir also für die Gewerkschaften über eine fort- 
laufende, genau geführte Statistik der einzelnen Verbände verfügen, 
fehlt diese völlig für die Arbeitgeberverbände. Immerhin dürfen wir 
annehmen, daß sich allzuviel während des ersten Kriegsjahres nicht 
geändert hat. Denn die finanziellen Anforderungen an die 
Mitglieder sind seitens der Arbeitgeberverbände während des Krieges 
sicherlich geringere. Namentlich die Beiträge für die Streikentschädi- 
gungsgesellschaften dürften nicht voll in Anspruch genommen worden 
sein. So zeigt sich auch in der Einwirkung des Krieges die von Natur ge- 
gebene günstigere Position der Arbeitgeberverbände: Während die Ge- 
werkschaften mit den größten finanziellen Schwierigkeiten, mit derSorge 
um Aufrechterhaltung und Ergänzung des Mitgliederbestandes zu 
kämpfen haben, während sie nach dem Kriege im Kreise ihrer Mit- 
glieder auch größeren grundsätzlichen Schwierigkeiten begegnen 
werden, das Problem der wirksamen Organisation und Taktık aufge- 





*) Abgeschlossen am 25. August. 
1) Archiv Bd. 39, S. 297/345. 
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rollt werden wird, bedeutet der Krieg für die Unternehmerverbände 
lediglich eine Ruhepause. Mit ziemlich unverändertem Mit- 
gliederbestand, Vermögen und unveränderter Organisationstätig- 
keit werden sie in die Zeit des Friedens eintreten und schon dadurch 
wird sich ihre Position gegenüber den Gewerkschaften automatisch 
verbessern. 

Auch im übrigen dürfte der Krieg keine für die Arbeitgeberorgani- 
sationen ungünstigen Wirkungen haben: denn die Tendenzen zur 
Kartellierung sind zweifelsohne durch die zahlreichen Organisationen 
für Kriegslieferungen überall verstärkt worden. Die Art und Weise, 
wie nun diese Kriegslieferungsorganisationen aufgebaut sind (als 
Verbände von Unternehmern, welche vorzugsweise mit Lieferungen 
betraut werden und ein Interesse an der Fernhaltung von Outsiders 
haben), befähigt sie, sich gleichzeitig als Organisation der Arbeit- 
geber gegenüber den wachsenden Forderungen der Arbeiter zu be- 
tätigen und namentlich auch der Lohnsteigerung infolge des Auftretens 
von Outsiders entgegenzuwirken (siehe unten). Gerade diese durch 
den Krieg geschaffenen Gesellschaften von Unternehmern werden 
so zu Verbänden, welche direkt Funktionen von Arbeitgeberorgani- 
sationen ausüben, oder die Unternehmer, soweit sie noch nicht in 
Arbeitgeberverbände eingegliedert sind, solchen zuführen. Ueber- 
haupt kann man ja als wichtigste Wirkung des Krieges auf die Unter- 
nehmerschaft bezeichnen, daß die Einordnung in kartellähnliche Ver- 
bände fast in allen Branchen erfolgt ist. Soweit die direkten oder in- 
direkten Aufträge des Heeres reichen (und sie erfüllen nahezu die ganze 
Industrie), ist auch eine Organisation der Unternehmer er- 
folgt, sei es.aus dem Kreise der Unternehmer selbst oder unter Mit- 
wirkung der behördlichen Stellen, welche auf die Dauer lieber und 
besser mit Verbänden als mit einzelnen Unternehmern arbeiten. Von 
dieser Tendenz bleibt notwendigerweise die Arbeitgeberorganisation 
nicht unberührt. Wenn also auch die Arbeitgeberverbände unmittel- 
bar an Mitgliedern und kontrollierten Arbeitern im Kriege nicht ge- 
wachsen sein sollten, so ist dieses indirekte Wachstum und die re- 
lative Steigerung ihrer Bedeutung gewiß sehr hoch zu veranschlagen. 
Es wird sich im Falle von größeren Auseinandersetzungen nach dem 
Kriege zweifelsohne stark fühlbar machen. 

Gerade bei Abschluß dieses Chronikabschnitts ist noch das 
II. Sonderheft des RABI. publiziert worden, welches u. a. auch die 
Entwicklung der Arbeitgeberverbände im Jahr 1913 registriert °). 
Es seien hieraus noch die wichtigsten Daten (in Ergänzung der im 
Verjahr gebrachten Statistik) vermerkt. Sie reichen bis in die Zeit 
vor Beginn des Krieges (Anfg. 1914). Obzwar sich diese Statistik 
bemüht, lediglich die Verbände zu erfassen, welche sich mit der Wah- 
rung der besonderen Interessen der Unternehmer gegenüber den Ar- 
beitern beschäftigen, kann eine solche Einheitlichkeit des Materials 
doch schwer erzielt werden, so daß die unten folgenden Ziffern z. B. 


2) Carl Heymanns Verlag, ıgr5. 
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auch Verbände betreffen, welche nicht bloß als Arbeitgeberorgani- 
sationen betrachtet werden können. 


Die Entwicklung der letzten Jahre wird durch folgende Ziffern 
veranschaulicht 3): 


Davon 
Verbände KReichsverbände Landes- od. Bezirksverbände Ortsverbände 
1909 2592 73 402 2117 
I910 2613 84 474 2055 
IQII 2928 93 474 2361 
1912 3085 103 461 2521 
1913 3431 III 5II 2809 
1914 3670 121 509 3040 


Die Bedeutung dieser Verbände geht besser aus der Zahl der 
Mitglieder und der kontrollierten Arbeiter hervor ®): 


Es machten Angaben über Zahl der hierbei ermittelten 
Mitglieder- Arbeiter- Mitglieder Arbeiter 
Verbände 

1909 — == 159 405 3 647 147 
1910 1923 1414 115 095 3 854 680 
IQII 1929 1351 127 424 4 027 440 
1912 2019 1547 132 485 4 378 275 
1913 2303 1822 145 207 4 641 361 
1914 2361 1888 167 673 4 841 217 


Namentlich in der Zahl der kontrollierten Arbeiter (bei den Mit- 
gliederziffern erklären sich die Ungleichmäßigkeiten aus veränderten 
Erhebungsmethoden) zeigt sich ein ganz stetiges Wachstum der Ar- 
beitgeberverbände, das von der Konjunktur ganz unberührt ist. 
Während ıgı3 die Zahl der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter 
sogar abnahm, ist das Wachstum der Arbeitgeberverbände nicht zu- 
rückgegangen. Dadurch ist die Difierenz zwischen der Zahl der ge- 
werkschaftlich organisierten und der in Arbeitgeberverbänden kon- 
trollierten Arbeiter zugunsten der Arbeitgeberverbände nur noch ge- 
wachsen, wie die folgenden Ziffern für einige wichtige Industrien zeigen?). 


Zahl der Zahl der 
gewerkschaftl. bei den durch die 
organisierten Arbeitgeb.- Berufszählung 

verb, erfaßten 1907 erfaßten 
Ende Arbeiter Personen 
Bergbau IQII 208 420 469 982 
IgI2 195 185- 496 631 903 156 
1913 167 602 520 433 
Industrie der Steine u. Boden 1911 69 140 209 248 
1912 73 209 210 360 644 604 
1913 74278 234 876 


Da a O. S. 8*, 

D Ebenda S. ıı. 

$) Hier sind in der Regel, soweit bekannt, die Mitgliederziffern der gewerk- 
schaftlichen Verbände aller drei Hauptrichtungen zusammengezogen, 
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Zahl der Zahl der 
gewerkschaftl. bei den durch die 
organisierten Arbeitgeb.- Berufszählung 


verb. erfaßten 1907 erfaßten 
Ende Arbeiter Personen 
Metall- und Maschinenindustrie 1911 627 312 796 288 
1912 657 433 838 683 1 694 III 
1913 638655 953 693 
Textilindustrie I9II 178183 490 026 
1912 188 390 494 329 856 522 
1913 IBI 493 502 699 
Holzindustrie IQII 217114 70 137 
I9I2 232 40I 86 262 571549 ` 
1913 228715 86 402 
Baugewerbe IgII 496 836 500 924 
I9I2 530 907 566 848 1571154 
1913 499 599 516 409 
Polygraphische Gewerbe IQII 106239 77 006 
I9I2 105815 74 004 163 322 
I9I3 108422 72 282 


Wie in den früheren Jahren ist daher fortgesetzt die Ueberlegen- 
heit der Arbeiterorganisationen mehr in den gewerblichen Betrieben 
gegeben (Holz-, Bau- und graphische Gewerbe), in denen sich ja auch 
die Tarifvertragsentwicklung am stärksten durchsetzte. 

Das Wichtigste über die Streikentschädigungsgesellschaften 
wurde bereits im letzten analogen Chronikabschnitt gestreift, na- 
mentlich die infolge der Zusammenlegung des »Vereins« und der 
»Hauptstelle« zur »Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände« 
gegebene Zusammenfassung der zugehörigen Streikentschädigungs- 
gesellschaften zur »Zentrale der deutschen Arbeitgeberverbände für 
Streikversicherung, Berline. Das Wachstum dieser Entschädigungs- 
gesellschaften dauerte auch IgI3 an. Die 1913 vorhandenen ro be- 
sonderen a hatten folgende Ent- 
wicklung genommen ®): 


Zahl der Versicherte Jahreslohn- 
angeschl. Mitglieder erfaßten Arbeiter summe in 1000 M. 
I9I0 33 088 I II7 172 — 
IgII 30 132 I 295 665 — 
1912 32 082 I 394 900 I 122 204 
1913 34 333 1 654 218 I 268 445 


Diese besonderen Streikentschädigungsgesellschaften stell- 
ten jedoch nicht alles dar, was direkt und indirekt bei den Arbeitgeber- 
verbänden an Fürsorge für Streikschäden gegeben ist. Diese reicht 
vielmehr weiter und zwar ?): 

6) a. a O. S. 20. 

"a a. O. S, 21. 
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Zahl der 
Mitglieder Arbeiter, 
auf welche sich die Vorsorge gegen Schäden 
Jahr aus Arbeitseinstellungen erstreckt: 
1910 47 328 2 315 159 
GIE 49 781 2 637 637 
1912 61 973 2 873 469 
1913 72 121 3 081 551 


Während des Krieges ist die Tätigkeit der Arbeitgeberverbände, 
ebenso wie die der Gewerkschaften (wenn man von Unterstützungen 
absieht) auf ein Minimum gesunken. Während z. B. im Jahre 1913 
(dem letzten Jahre, das als Ganzes zum Vergleich herangezogen 
werden kann) die Zahl der Streikenden 254 000, die der Ausgesperrt- 
ten ca. 57000 betrug (im Durchschnitt 1909, 13 die Zahl der Strei- 
kenden 226,000, die der Ausgesperrten 101 000), bricht die Streik- 
und Aussperrungsbewegung mit dem Kriegsbeginn nahezu ganz ab 8). 
In den 5 Kriegsmonaten des Jahres r914 wurden 26 Streiks begonnen 
und beendet; im ersten Vierteljahr IgI5 sind noch 24 Streiks und 
2 Aussperrungen dazugetreten ?) — im ganzen also 52 Arbeitskämpfe 
mit 402g beteiligten Arbeitern. Bei diesen Arbeitsstreitigkeiten handelt 
es sich fast durchwegs um Differenzen, welche nur einen Betrieb be- 
trafen (bloß in 3 Fällen handelt es sich um 2, in einem um 4 Betriebe) 
und nur wenige Tage andauerten. Im Jahre r914 betrug die längste 
Dauer eines Streiks (in einem Steinkohlenbergbau) 8 Tage mit 150 Strei- 
kenden. Im Jahre r915 war die längste Dauer 14 Tage (in 3 Fällen 
mit zusammen ca. 220 beteiligten Arbeitern). Prinzipiellen Charakter 
trugen diese Differenzen nicht, sie hatten in den meisten Fällen Strei- 
tigkeiten über Lohnhöhe und Arbeitszeit zum Ausgangspunkt. Auch 
die ziemlich gleichmäßige Verteilung auf alle Industrien zeigt, daß 
es sich um vereinzelte Sreitfälle, nicht um das Fortwirken prinzipieller 
Auseinandersetzungen handelt. 

Die oben genannte Ziffer von insgesamt 4029 beteiligten Ar- 
beitern ist aber für die Beurteilung dieser Differenzen noch zu hoch: 
denn die durchschnittliche Dauer der Arbeitsruhe ist während 
des Krieges ganz wesentlich gesunken. Sie beträgt nämlich bloß 
4,77 Tage. Auf jede an diesen Streiks und Aussperrungen beteiligte 
Person kommt im Durchschnitt ein noch geringerer Satz, nämlich 
4,32 Tage (weil eben nicht alle an den Differenzen beteiligten Arbeiter 
die ganze Dauer durchhalten). Es betrug nämlich die Anzahl der 
Streik- und Aussperrungstage bloß 17412. Im Jahrfünıt 1909/13 
betrug die Durchschnittszahl der Kampftage auf den einzelnen Strei- 








H So namentlich auch die große Aussperrung in der Lausitzer Tuchindustrie 
welche durch die Differenzen der kleinen Arbeiterkategorie der Walker entstanden 
war und ca. 30 000 Arbeiter und Arbeiterinnen umfaßte (Der Arbeitgeber, 15. VII. 
und r. VIII. 1914). Ferner wurden auch Arbeitsstreitigkeiten größeren Um- 
fanges in der Solinger Waffenindustrie und im Baugewerbe von Celle sofort bei- 
gelegt (Reichsarbeitsblatt, Sept. 1914). 

H Reichsarbeitsblatt, Mai 1915. 
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kenden 27,99 Tage. Wie verschwindend klein die Zahl der Streik- 
und Aussperrungstage während des Krieges ist, geht daraus hervor, 
daß die seit dem Beginn der amtlichen Streikstatistik festgestellte 
geringste Ziffer an rechnungsmäßigen Streik- und Aussperrungs- 
tagen (1902) I 950 847 betrug; auf die Zeit von 8 Monaten (welche 
diese obige Statistik während des Krieges erfaßt) reduziert, sind das 
I 300 565 Streik- und Aussperrungstage, so daß die Zahl der Streik- 
und Aussperrungstage während des Krieges bloß 1/7, dieser Minimal- 
ziffer ausmacht. 

Auffallend gering war auch die Mitwirkung und Unterstützung 
von Berufsvereinigungen bei diesen Arbeitskämpfen. 
Von den so Streiks sind nur 9 von Gewerkschaften veranlaßt und unter- 
stützt; von den Aussperrungen wurde eine vom Arbeitgeberverband 
gefördert. Die Streikpunkte betrafen in den meisten Fällen Lohn- 
differenzen. Die Hälfte der Fälle wurde durch Vergleich er- 
ledigt. Besonders bemerkenswert ist endlich, daß nur in Io der ge- 
nannten Fälle die vom Streik betroffenen Betriebe Heeresbedarf 
fertigten. Es ist also nicht in erster Linie die Diskrepanz zwischen 
Lohn- und Gewinnstentwicklung gewesen, welche zum Streik führte. 

Nichts zeigt deutlicher die Verschiebung der Situation zugunsten 
der Unternehmer als diese geringe Ziffer von Streiks und Aussper- 
rungen. Während die Arbeiterschwierigkeiten in England an der 
Tagesordnung sind, weil die Arbeiterschaft einen erheblichen Anteil 
an den Kriegsgewinnen fordert, sehen wir in Deutschland eine weit- 
gehende Regulierung auch der Arbeiterverhältnisse durch den Staat. 
Die Tarife wurden weiter eingehalten und vielfach wurden unter der 
Mitwirkung der Militärbehörden, namentlich für Heereslieferungen, 
Tarife festgesetzt 1%). Aber abgesehen von diesen regulierenden Ein- 
griffen sind es wohl zwei Momente, welche hauptsächlich das Ab- 
brechen der Streiks und Aussperrungen erklären, das nur im Be- 
ginn des Krieges infolge der großen, plötzlichen Arbeitslosigkeit 
schon aus der ökonomischen Situation folgte. Späterhin aber, 
je länger der Krieg dauert, wird der Arbeitermangel fühl- 
bar und die Konjunktur auf dem Arbeitsmarkte ist zweifellos für 
die Arbeiterschaft günstig. Daß es trotzdem nahezu gar nicht zu Streiks 
kommt, liegt wohl daran, daß erstens die Einstellung der deutschen 
Arbeiterschaft zum Staat, besonders zum Staat im Kriege eine andere 
ist, als die der englischen. Das Bewußtsein, auch im Betrieb Kriegs- 
dienste zu leisten, verhindert es, den egoistischen Interessen Raum 
zu geben. Zweitens dürfte von nicht zu unterschätzender Wichtigkeit 
sein, daß namentlich in den mit Heereslieferungen beschäftigten Be- 
trieben eine große Anzahl von Arbeitern für den speziellen Betrieb 
reklamiert wurde. Ein Streik dieser Arbeiter -ist ausgeschlossen, 
da sie im Fall der Arbeitsniederlegung (ja selbst schon im Fall des 
Stellenwechsels) mit der Einstellung in die Armee zu rechnen hätten. 
Was die englische Gesetzgebung durch die Registrierungspflicht er- 


— 





10) Vgl. Sozialpolitische Chronik Bd. 39, Heft 2. 
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reichen will, ist daher in Deutschland (und mehr noch durch das Gesetz 
über die Kriegsleistungen auch in Oesterreich) gegeben: eine zahlreiche, 
willige, leistungsfähige Arbeiterschaft, deren Leistung nicht je nach 
der Lage der Konjunktur erst mit Zugeständnissen erkauft werden muß. 

Von der Bildung der neuen »Vereinigung der deutschen Arbeit- 
geberverbändee, welche aus den beiden Hauptorganisationen her- 
vorging, war bereits in den letzten Chronikabschnitten die Rede »). 
Ihre ruhige Weiterentwicklung während des Krieges geht aus den 
knappen Angaben hervor, welche das Vereinsorgan enthält !?). Darnach 
haben sich im Berichtsjahr 7 neue Verbände angeschlossen !?). Von 
besonderen Aktionen ist nichts zu berichten. Die Vereinigung be- 
teiligte sich an den Vorarbeiten für die Sicherung der Beschäftigung 
von Kriegsinvaliden in industriellen Betrieben. Die Jahressitzungen 
mehrerer anderer Arbeitgeberverbände, über welche ebenso farblose 
Berichte vorliegen, zeigen gleichfalls, daß der Krieg für die Arbeit- 
geberverbände eine Ruhepause in der Entwicklung bedeutet, die 
aber für sie, aus den oben erwähnten Gründen, tıotzdem eine re- 
lative Steigerung ihrer Macht mit sich bringen wird. 

Dieses Bild zeigen z. B. die Verhandlungen des deutschen Ar- 
beitgeberbundes für das Baugewerbe 1$) (16. III. 1915). Hier wurde 
u. a. beklagt, daß von den Zentralorganisationen bis zum März 1915 
der Tarifperiode erst 457 Verträge für 554 Lohngebiete zum Abschluß 
gelangt seien, so daß noch Verträge für 300 Lohngebiete ausständen. 
Bei etwaiger Erneuerung im April 1916 müßte auf eine gleichmäßige 
Regelung geachtet werden. Schon jetzt wurde der Vorstand ermäch- 
tigt, wegen etwaiger Verlängerung des Reichstarifsvertrags (der im 
März 1916 ablaufen würde) mit den Arbeiterzentralverbänden ein 
Vierteljahr vor Ablauf der Verträge zu verhandeln. Auch daraus 
geht hervor, daß die Kriegszeit als eine Ruhepause betrachtet wird, 
in welcher die wesentlichen Bestimmungen des Reichstarifs keine 
Abänderung erfahren sollen. — In diesem Verhandlungsbericht findet 
sich auch ein Anhaltspunkt für die Mitgliederbewegung während des 
Krieges: es wurde nämlich ein Verlust von 354 Mitgliedern konstatiert, 
in Anbetracht der kriegerischen Verhältnisse nicht erheblich, und 
ein Zeichen für die große Konstanz des Mitgliederbestandes, trotzdem 
dieser (mehr als in anderen Verbänden) aus mittleren und kleineren 
Gewerbetreibenden besteht. 

Gleich zu Beginn des Krieges haben die Arbeitgeberverbände 
ihre Aktionen, wie bereits aus der Streikstatistik hervorgeht, einge- 
stellt. Darüber hinaus wurden auch (wenigstens von der Vereini- 


11) Archiv Bd. 36, S. 987/8 und Bd. 39, S. 300, 

18) Der Arbeitgeber, ı. IV. 1915. 

13) Darunter auch große Verbände, z. B. der deutsche Arbeitgeberbund für 
das Baugewerbe mit 36 Bezirksverbänden: ferner der Arbeitgeberschutzverband 
für das deutsche Holzgewerbe (6234 Betriebe von 69 000 Arbeitern); ebenso der 
Arbeitgeberverband des deutschen Braunkoblenindustrievereins in Halle a. S. 
(Der Arbeitgeber, ı5. VII. 1914). ` 

14) Der Arbeitgeber, 1. IX. 1914. 
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gung der deutschen Arbeitgeberverbände) alle bisher bestehenden 
Sperren einzelner Arbeiter und Arbeiterkategorien »in der Erkenntnis, 
daß unter der gewaltigen Wucht der äußeren Ereignisse die inneren 
Kämpfe und Gegensätze zurzeit zurückstehen«, durch Rundschrei- 
ben an die Mitglieder aufgehoben 15). Ebenso traten die Arbeitgeber- 
organisationen für die Aufrechterhaltung der Verträge (namentlich 
im Baugewerbe, Holzgewerbe, in der Steindruckereiindustrie usw.) 
ein. Hierin zeigte sich deutlich, daß diese Tarifverträge auch von 
den Unternehmern als in ihrem Interesse liegend betrachtet wurden 1). 

Ferner betrachteten es die Arbeitgeberverbände auch als ihre 
Pflicht, »die gesamten Kräfte in den Dienst der nationalen Sache zu 
stellen«, und sich »der sozialen Pflichten gegenüber ihrer Arbeiter- 
schaft zu erinnern. Direkte soziale Fürsorge suchten sie in weitge- 
hendem Umfang zu üben und haben daneben die Ausgestaltung ihrer 
Arbeitsnachweiseinrichtungen {ür ihre wesentlichste Aufgabe ge- 
halten 271. 

Darüber hinaus ist hier zum erstenmal in größerem Umfang ein 
Zusammenwirken der Arbeitgeberverbände mit den Gewerkschaften 
zu verzeichnen. Namentlich suchten die Arbeitgeberorganisationen 
durch einverständliche Abkürzung der Arbeitsdauer oder Einfüh- 
rung von Wechselschichten in der ersten Zeit des Krieges möglichst 
eine Entlassung von Arbeitern zu verhindern 18). Dieselben Aufgaben 
welche sonst in das Tätigkeitsgebiet der Arbeitgeberverbände fallen 
würden, wurden dann vom Kriegsausschuß der deutschen Industrie 
übernommen. i 

Die direkte soziale Fürsorge der Arbeitgeberverbände hat gleich- 
falls einen erheblichen Umfang erreicht. Es würde zu weit führen, 
alle von den Organisationen getroffenen Maßnahmen im einzelnen 
zu registrieren 1°); teils wurden größere Beträge von den Arbeitge- 
berverbänden zur Unterstützung der Arbeitslosen und in Not ge- 
ratenen Familien ausgeworfen, teils wurde es den Unternehmern 
zur Pflicht gemacht, für die Hinterbliebenen und die Arbeitslosen 
zu sorgen. Hierbei hat man wohl in den meisten Fällen an eine kürzere 
Kriegsdauer gedacht; je länger sich aber der Krieg hinzog, desto mehr 





15) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 28. III. 1915. 

16) Der Arbeitgeber, 1. X. 1914. 

17) Vgl. insbesondere Reichsarbeitsblatt, Sept. 1914. An besonderen Maß- 
nahmen seien erwähnt: Ausgleich der Aıbeitskräfte innerhalb der Industrie; 
Ueberweisung von Industriearbeitern für die Erntearbeit: Ueberweisung von 
Arbeitern an Betriebe, welche für die Bedürfnisse des Heeres und der Flotte 
arbeiten, 

18) Ebenso wirkten z. B. im deutschen Holzgewerbe zusammen der Arbeit- 
geberschutzveiband für das deutsche Holzgewerbe, der Zentralverband christ- 
licher Holzarbeiter und der Gewerkverein der Holzarbeiter Deutschlanas. Von 
diesen Organisationen wurden Einschränkung der Arbeitszeit und Doppel- 
schichten anstatt Ueberstunden empfohlen. 

19) Vgl. hierzu die Zusammenstellungen im Reichsarbeitsblatt September 
und Oktober 1914 und Januar 1915. 
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dürften diese Fürsorgeeinrichtungen eingestellt sein. Welche Ter- 
mine man bei Kriegsbeginn im Auge hatte, und wie sehr man mit 
einer Einstellung oder Reduktion der Betriebe rechnete, geht aus 
der Fürsorge des Arbeitgeberverbandes Oberruhr (Sitz Arnsberg) 
hervor. Er beschloß folgende Vergünstigungen: 

I. Angestellte, welche im Felde stehen: 

a) Verheiratete gelten für 3 Monate als beurlaubt, und erhalten 
je nach den Familien- und sonstigen Verhältnissen 50—100% der 
Bezüge. | 
b) Unverheiratete Angestellte gelten gleichfalls für dieselbe Zeit 
als beurlaubt und erhalten, wenn sie für ihre Familie zu sorgen haben, 
25—50% ihrer Bezüge. 

c) Unverheiratete, welche nicht für ihre Familie zu sorgen haben, 
gelten gleichfalls tür 3 Monate als beurlaubt und erhalten bis 25% ihrer 
Bezüge. 

Eine weitere Stellungnahme wird nach Maßgabe der Entwick- 
lung der Verhältnisse vorbehalten. 

2. Angestellte, welche nicht einberufen sind, unterliegen in ihrem 
Vertragsverhältnis ab re August besonderer Vereinbarung. Sie 
können zum I. X. kündigen oder sich mit dem reduzierten Gehalt 
(von !/s—?/; ihrer bisherigen Bezüge, je nach ihren persönlichen Ver- 
hältnissen) begnügen. 

3. Arbeiter, welche einberufen sind; deren Angehörige erhalten 
keine allgemeine Unterstützung, doch besteht die Absicht, ihre Fa- 
milien, namentlich mit Einbruch des Winters, vor Not zu bewahren. 

4. Arbeiter, welche zurückbleiben.. Für diese sind besondere 
Fürsorgeeinrichtungen nicht vorgesehen. 

Daraus ist zu schließen, daß man mit einer kürzeren Kriegsdauer 
und namentlich, daß man miteiner Stillegung der Betriebe, wenigstens 
verminderter Arbeitsgelegenheit rechnete. Da die Annahme nicht zutraf, 
sind wohl diese, wie die meisten übrigen analogen Maßnahmen wir- 
kungslos geworden, weil die großen Einberufungen zum Landsturm 
den Arbeitermangel so steigerten, daß — zumal mit Rücksicht auf 
die Reichsunterstützungen — schon nach den ersten Kriegsmonaten 
erhebliche Unterstützungen (außer für die Angehörigen von Angestel- 

ten) kaum notwendig waren, jedenfalls kaum gewährt wurden. Da- 
her kann auch von der Wiedergabe dieser Maßnahmen im einzelnen 
abgesehen werden. 

Die Zahl der Unternehmungen, welche Unterstützungen ge- 
währten, ist sehr groß. Ziemlich leicht laßt sich noch ein Ueber- 
blick über die Aufwendungen gewinnen, welche von den Be- 

trieben des Reiches, der Bundesstaaten und der Gemeinden ge- 
macht wurden ?°) (hauptsächlich Weiterzahlung des Gehalts für eine 
bestimmte Zeit). Hingegen geht die Uebersicht, welche das Reichs- 
arbeitsblatt über die analogen Maßnahmen der einzelnen privaten 
Unternehmungen publiziert, zu wenig ins Detail, so daß ein Eindruck 








39) Reichsarbeitsblatt, September und Oktober 1914. 
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über die Mittel, welche hier aufgewendet werden, und die Bedeutung, 
welche diese Aufwendungen für die ganze Arbeiterschaft haben, nicht 
gewonnen werden kann. Die Zusammenstellung registriert, nach den 
Angaben der Fachpresse in dankenswerter Weise wenigstens oberfläch- 
lich den Umfang der Unterstützungen, ohne ihre Intensität und Quali- 
tät erkennen zu lassen. 

Im ganzen sind in dieser Uebersicht 211 286 Firmen mit Maß- 
nahmen zugunsten von Angestellten, und 904 Firmen mit Maßnah- 
men zugunsten von Arbeitern aufgeführt. In der ersten Gruppe 
überwiegt das Handelsgewerbe (or Firmen), die Metallindustrie (59) 
und das Versicherungsgewerbe (39) — in der zweiten Gruppe die 
Industrie der Nahrungs- und Genußmittel (296) und der polygra- 
phischen Gewerbe (324), während wichtige Gewerbe, wie Bergbau 
(13), Textilindustrie Dol und Metallindustrie (73) nur sehr schwach 
vertreten sind. Daraus könnte man schließen, daß es sich nur um 
vereinzelte Maßnahmen handelt, und es dürften in erster Linie 
die größten Betriebe hieran beteiligt sein. 

Diese besonderen Unterstützungsmaßnahmen sind nur eine Fort- 
setzung der Fürsorge, welche durch Verkürzung der Arbeitszeit, Ein- 
legung von Wechselschichten usw. für die Arbeiterschaft getroffen 
wurde. Im einzelnen gehen dann die Unterstützungen oftmals ziem- 
lich weit, und es kann hier nur auf das Normalschema hingewiesen 
werden: 

Den Angestellten werden meist laufende Unterstützungen 
gewährt, welche recht häufig das volle Gehalt betragen (so 
in 17 von den 59 unterstützenden Betrieben der Metall- und Maschinen- 
industrie); in Bo von tor Handelsbetrieben. — Die Unterstützungen 
an Arbeiter sind gleichfalls in der Mehrzahl der Fälle laufende 
Unterstützungen (die Dauer, für welche die Unterstützungen 
gewährleistet sind, ist weder bei den Angaben für Angestellte noch 
für Arbeiter vermerkt), ohne daß man nach den gemachten Mitteilun- 
gen sagen könnte, welcher Prozentsatz, auf den Lohn bezogen, am 
häufigsten üblich ist. Nur soviel ist sicher, daß in den meisten Fällen 
lediglich ein Bruchteil, nur sehr selten der ganze Lohn bezahlt wird. 
Es kommen auch ganz niedrige Unterstützungssätze (z. B. 
sogar I, 2, 3 und 4 M. als monatliche Unterstützung für Frau und 
Kinder) vor. 

Hie und da gelangen sehr erhebliche Mittel für Unterstützungen 
zur Aufwendung; so z.B. haben für Unterstützungszwecke ausge- 
worfen: die Strebelwerke 250 000 M., die Maschinenfabrik Augsburg- 
Nürnberg 750 000 M., die Drahtseilbahnfabrik A. Bleichert-Leipzig 
600 000 M. usw. | 

Oft wird auch der Modus gewählt, daß die nicht eingezogenen 
Arbeiter auf einen Teil ihres Lohnes verzichten und die Firma den 
gleichen Betrag zuschießt. Aus diesen Einnahmen werden dann die 
Unterstützungen bezahlt. Ein solches Vorgehen hat auch der alte 








21) Reichsarbeitsblatt, Oktober 1914. 
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Bergarbeiterverband (freie Gewerkschaft) gebilligt. Die Beitrags- 
leistungen der Arbeiterschaft zu diesen Kassen sind oft recht hoch — 
sie schwanken zwischen 2!/ und 15%. Auch in den Betrieben, welche 
durch Kriegslieferungen keinerlei Niedergang der Konjunktur ver- 
spüren, werden die Arbeiter zu solchen Beitragsleistungen, oft in recht 
hohem Maße, herangezogen. 

Neben Bargeldunterstützungen kommen vor: Gewährung miet- 
freier Wohnungen, freie Heizung, Naturalienunterstützung, endlich 
auch freiwillige Weiterversicherung der Kriegsteilnehmer auf Kosten 
der Arbeitgeber bei der Krankenkasse. Auch werden mehrfache Ver- 
günstigungen der Kriegsteilnehmer bei den einzelnen Pensionskassen 
erwähnt 22). 

So bedeutungsvoll manche dieser Einrichtungen und Aufwen- 
dungen sein mögen, so darf man in ihnen doch nicht Ansätze zu einer 
Entwicklung erblicken, in welcher sich das Arbeitgeberverhältnis 
wieder in patriarchalischer Richtung ausgestalten würde. Es handelt 
sich vielmehr wohl meist um individuelle Tatsachen. Selbst die ent- 
sprechenden Aktionen der Verbände sind unter diesem Gesichts- 
punkt, nicht als prinzipielle Aenderung der Politik zu betrachten, 
wie aus der Diskussion der prinzipiellen Aeußerungen während des 
Krieges und dem unveränderten Verhalten der Verbände gegenüber 
sozialpolitischen Problemen geschlossen werden kann. 

In diesem Zusammenhang sei noch auf die Institution der Ar- 
beitsgemeinschaften verwiesen, welche, ähnlich wie die 
Unterstützungseinrichtungen der Unternehmungen, zu der Meinung 
verleiten könnten, daß der Klassenkampf zwischen Unternehmern und 
Arbeitern einer Interessengemeinschaft Platz gemacht habe. In Wahr- 
heit handelt es sich hierbei meist um Abkommen von Verbänden, 
welche den Zweck verfolgen, im Interesse beider Teile die bisherigen 
Arbeitsbedingungen aufrechtzuerhalten und eine Kontinuität in den 
Bestellungen (namentlich seitens der öffentlichen Körperschaften) 
zu erwirken. Bereits in einem früheren Chronikabschnitt wurde auf 
die Arbeitsgemeinschaft im Baugewerbe hingewiesen 2°). Diese wurde 
inzwischen wesentlich ausgebaut ?*). Der Zentralausschuß hat die 
Bildung von Bezirks- und Ortsausschüssen veranlaßt (die gleichfalls 
paritätisch zusammengesetzt wurden), welche mit den Behörden 
kooperieren sollen. Auch örtliche Arbeitsgemeinschaften (z. B. 
in Berlin, Breslau, Braunschweig) wurden gegründet. Diese örtlichen 
Organisationen sollen namentlich auf die Belebung der privaten 
Bautätigkeit hinwirken. 

Ein wirksames Vorgehen von Arbeitgeber- und Arbeiterverbänden 
ist ferner zu verzeichnen in der Holzindustrie, im Gärtnereigewerbe, 
im Steinbruch- und Steinmetzgewerbe, im Tapeziergewerbe, in der 
Binnenschiffahrt. 
~) Ueber alle diese Einrichtungen vgl. ausführlich Reichsarbeitsblatt, Ok- 
tober 1914. 

DI Archiv Bd. 39,5. 634. 
DI Reichsarbeitsblatt, Januar 1915. 
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Indirekt für das Verhältnis zu der Arbeiterschaft ist wichtig das 
— allerdings nur vereinzelte — Vorgehen des allgemeinen deutschen 
Arbeitgeberverbandes für das Schneidergewerbe. Dieser beschloß, den 
verwundeten Mitgliedern die an die Streikentschädigungskasse gezahlten 
Beiträge zurückzuvergüten, und den Hinterbliebenen gefall:ner Mitglie- 
der die Beiträge zurückzuerstatten, ferner für die einberufenen Mitglie- 
der bei Stillegung des Geschäfts für jeden versicherten Arbeiter wöchent- 
lich 6 M., für jede versicherte Arbeiterin wöchentlich 3 M. bis auf weiteres 
zu bezahlen. Außerdem wurden 50 000 M. für die Unterstützung der 
Angehörigen der zum Kriegsdienst einberufenen Mitglieder bereit- 
gestellt. Es wurde also diese Streikentschädigungskasse in eine Kriegs- 
unterstützungskasse umgewandelt, ähnlich, wie es bei mehreren Ge- 
werkschaften der Fall war. Immerhin ist diese Umorientierung unter 
den Arbeitgeberverbänden eine Seltenheit und erklärt sich hier wohl 
aus der großen Anzahl von Mitgliedern, welche dem Mitte stand an- 
gehören und im Kriege vielfach in Notlage geraten sind. 
Ebensowenig als über die Arbeitgeberverbände, kann über die 
Entwicklung der Streikentschädigungsgesellschaften wäh- 
rend des Krieges berichtet werden. Auch deren Tätigkeit ruht. Sie dürfte 
aber nach dem Kriege wieder aufleben, wenn die große Preisrevolution 
welche der Krieg mit sich gebracht hat, auch ihre Folgewirkung auf 
das Verhältnis zwischen Unternehmern und Arbeitern erstrecken 
wird. Erst dann wird ja für die zurückflutende Arbeiterschaft das 
Problem aktuell werden, die Lohnhöhe mit dem neuen Preisniveau, 
das sich mit geringen Reduktionen stabilisieren dürfte, in Einklang 
zu bringen. Schon jetzt sind die Arbeitgeberblätter ängstlich bei 
dem Gedanken, daß die Lohnerhöhungen in den Betrieben, die für 
Kriegslieferungen arbeiten, sich dauernd fixieren könnten. Sie wenden 
sich daher gegen die Unternehmer, welche solche Lohnsteigerungen 
veranlassen 25), ferner gegen Staat und Kommunen, die in den Be- 
trieben oder durch Einflußnahme auf die Unternehmer gleichfalls 
Lohnerhöhungen bewirken oder wenigstens nicht verhindern "291. 








35) Die deutsche Arbeitgeberzeitung, 24. I. 1915, verweist auf Lohntrei- 
berei in der Militäreffektenfabrikation. Diese gehe namentlich von neu ge- 
gründeten Betrieben aus, welche nicht über Arbeiter verfügen, und die sich da- 
her die gelernten Arbeiter erst durch hohe Löhne beschaffen müssen. Dagegen 
hat übrigens auch schon die Heeresverwaltung Stellung genommen und verfügt, 
daß solche Fälle als unlauterer Wettbewerb gekennzeichnet und diese Firmen 
von den Lieferungen ausgeschlossen werden können. Der Kriegs-Lederaus- 
rüstungsverband beschloß, daß die Löhne vor dem Kriege nebst einem Zuschlag 
von 3314% als maßgebend anzusehen seien. Höhere Löhne sollen den Unter- 
nehmer strafbar machen und den Ausschluß bewirken. Aufiräge seien nur an 
Mitglieder zu vergeben. — Das isi der Beginn einer Zwangskartellierung, die 
zweifelsohne von den Militärbehörden begünstigt wird. Bei weiterer Erhöhung 
aller wichtigen Preise würden (wie wohl schon jetzt) auch diese Lohnsätze eine 
Aufrechterhaltung des Reallchnes nicht garantieren, 

26) Die deutsche Arbeitgeberzeitung, 7. III. 1915, gibt der Befürchtung 
Ausdruck, daß schon das Lohnniveau während des Kricges für alle Betriebe ge- 
fährlich sei, welche nicht an Heereslieferungen arbeiten. Namentlich die Land- 
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Schon aus diesen Aeußerungen ist zu entnehmen, daß die Aus- 
einandersetzung um die Verteilung des Produktionsertrages nach dem 
Kriege eine außerordentlich heftige sein wird. Das Kräfteverhältnis 
dürfte sich dann wesentlich aus den oben erwähnten Gründen zu- 
ungunsten der Arbeiter verschoben haben. Da die prinzipielle Hal- 
tung der Unternehmer gegenüber sozialpolitischen Fragen sich nicht 
geändert hat (siehe unten) und auch während des Krieges eine Macht- 
verschiebung an wichtigen Punkten stattfindet, kann der Ernst der 
Situation für die Arbeiterschaft nach dem Kriege nicht bezweifelt 
werden. 

Zwei Fragen sind es besonders, welche trotz oder eben gerade 
wegen des Krieges in den Arbeitgeberorganisationen erörtert werden. 
Die des Arbeitsnachweises und der Arbeitslosenversicherung. Das 
Problem des Arbeitsnac hweises steht ja seit der Gründung der Ar- 

beitgeberverbände im Mittelpunkt der Erörterung. In dieser vertreten 
die Arbeitgeberverbände stets den Standpunkt, daß die Regelung 
des Arbeitsmarktes Sache der Arbeitgeber sei. Sie bekämpften daher 
nicht nur die Arbeitsnachweise der Arbeitnehmer, sondern sprachen sich 
auch gegen die öffentlich-rechtlichen, gemeinnützigen Arbeitsnachweise 
aus, denen sie höchstens eine eingeschränkte Bedeutung für die ungelern- 
ten Arbeitskräfte zubilligen wollten. Im Laufe der Jahre war die Frage 
der Arbeitsnachweise (im Jahre 1909 durch den Zwangsarbeitsnachweis 
des Zechenverbandes in ein akutes Stadium geraten) etwas zurück- 
getreten, ist aber jetzt, während des Krieges, erneut zur Diskussion 
gestellt worden 271. Es sind namentlich die Bemühungen der Reichs- 
regierung, im Reichsamt des Innern eine Arbeitsvermittlungszentrale 
zu schaffen, welche das Mißtrauen der Arbeitgeberverbände erweckt 
haben. Wenngleich diese Zentrale, mit ihrem Organ, dem Arbeits- 
markt-Anzeiger, zunächst lediglich eine Ausgleichung der lokal ver- 
schieden beschickten Arbeitsmärkte anstrebt, so erblicken die Unter- 
nehmer darin doch den Ansatz einer universalen Organisation, welche 
einmal auch den Arbeitgebernachweisen gefährlich werden könnte 28), 
Dazu kommt noch, daß am 30. IV. 1915 im Reichstag eine Verhand- 
lung über die Arbeitsnachweisfrage stattfand, als deren Resultat wohl 
die Ministerialerlasse vom 21. und 26. V. d. J. über die Einführung der 





wirtschaft werde in der Frühjahrsbestellung unter dem hohen Lohnniveau leiden, 
Daher müsse man dafür Sorge tragen, daß sdie Bäume der Lohnerhöhung nicht 
in den Himmel wachsen« Es wird als Aufgabe der Behörden bezeichnet, eine 
solche sungesunde« Entwicklung zu hemmen. In diesem Zusammenhang ist 
auch die abweisende Haltung der Bergbaubetriebe gegenüber dem Wunsch der 
Gewerkschaften nach allgemeinen Lohnerhöhungen zu erwähnen — namentlich 
der Hinweis, daß allgemeine Lohnerhöhungen die Tendenz hätten, zu einer all- 
gemeinen Teuerung zu führen. (Vgl. insbesondere Bergarbeiterzeitung, 24. IV. 
und 8. V. 1915.) 

#7) Vgl. auch Deutsche Arbeitgeberzeitung, 14. III. 1915, wo die Wünsche 
der Gewerkschaften nach Einrichtung eines obligatorischen, paritätischen Arbeits- 
nachweises abgelehnt werden. 

26) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 22. VIII. 1915. 
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Anzeige- und Meldepflicht der nicht gewerbsmäßig betriebenen Ar- 
beitsnachweise an das Kaiserliche Statistische Amt zu betrachten 
sind (auf Grund $ 15 des Stellenvermittlergesetzes vom Jahre 1910). 
Auch die von der Reichsregierung befürwortete Fühlungnahme der 
Arbeitsnachweise untereinander (z. B. Gründung einer Zentralaus- 
kunftsstelle in Berlin) wird von den Arbeitgebern mißtrauisch als 
Beginn einer allgemeinen gesetzlichen Regelung der Nachweisfrage 
angesehen. Schon wird vermerkt, daß die Reichsarbeitszentrale für 
die Heeresbehörden als eine in Lohnfragen zuständige Behörde 
gilt. Sie schreiben u. a. vor, daß Kriegsgefangene denselben 
Lohn erhalten sollen wie deutsche Arbeiter, trotzdem diese nach all- 
gemeiner Anschauung mehr leisten. Die Arbeitgeber befürchten eine 
Entwicklung, ın welcher diese Stelle im Reichsamt des Innern in der 
sozialpolitischen Gesetzgebung die Führung übernehmen und zu 
Resultaten gelangen könne, welchen die Regierung in ihrem gewohnten 
Nachgeben gegenüber Sozialreformern und Sozialisten zustimmen 
würde. So wird schon während des Krieges auf eine der wichtigsten 
Machtpositionen der Unternehmer, die der Arbeitsnachweise, nach- 
drücklichst hingewiesen 29). 

Ebenso wird auch schon während des Krieges ein wichtiges, viel- 
fach diskutiertes Problein, das der Arbeitslosenversiche- 
rung, neuerdings erörtert. Es hat eine gewisse Aktualität, weil sich 
an manchen Stellen des Arbeitsmarktes die Schwierigkeiten, Arbeiter 
zu beschaffen, bei bestehenden Arbeitslosenfürsorgeeinrichtungen 
gesteigert haben. Namentlich wird darüber geklagt, daß Arbeit außer- 
halb des Wohnortes nicht akzeptiert wird und daß insbesondere dort, 
wo ein Anspruch des Arbeitslosen auf irgend eine Unterstützung be- 
steht (auch Anspruch der Kriegerfrauen auf Reichsunterstützung), 
die Anforderungen an Ort und Qualität der Arbeit, sowie Lohn sehr 
hohe seien. Derartige Beobachtungen sind natürlich nur darnach an- 
getan, den Widerstand der Arbeitgeber gegen eine Arbeitslosenver- 
sicherung zu steigern ®9). 

Wenn so der Krieg in der Stellungnahme der Arbeitgeber in ein- 
zelnen Hauptforderungen keine Veränderung mit sich gebracht hat, 
so dürfte sich auch im allgemeinen die Haltung gegenüber sozial- 
politischen Pıoblemen nicht ändern. Nur gelegentlich findet sich der 
Hinweis auf die Kulturbedeutung der sozialen Versicherung, wenn 
es gilt, die Einwürfe gegen das »deutsche Barbarentum« abzuwehren. 


29) In der Frage der Angestelltennachweise sind die Unternehmer nicht eo 
kritisch. Da hätten sie gegen die paritätischen, öffentlichen Nachweise kaum 
etwas einzuwenden (Deutsche Arbeitgeberzeitung, 27. XII. 1914). Trotzdem 
also die Angestelltennachweise in der Hand der gemäßigten, von Unternehmern 
durchsetzten Handlungsgehilfenverbänden sind, sprechen sich die Unternehmer 
doch nicht gegen öffentliche Nachweise aus, weil für sie offenbar die öffentlich- 
rechtliche Regelung des Angcestelltennachweises die günstige Nebenwirkung 
hätte, alle Angestelltenverbände in ihrem Einfluß auf die Mitglieder zu schwächen 
(Deutsche Arbeitgeberzeitung, 24. I. 1915). 

30) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 14. IÍ. 1915. 
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Dann wird auf die Kinderarbeit in Belgien und das niedrige Lohn- 
niveau hingewiesen 9). Solche gelegentlichen Aeußerungen treten 
aber zurück gegenüber der prinzipiellen Anschauung, welche auch 
durch den Krieg kaum geändert wurde. Da wird mit Genugtuung 
vermerkt, daß sich seit dem Kriege der Krankenstand der Kranken- 
kassen sehr erheblich vermindert habe, trotzdem ja gerade die ge- 
sunden, kräftigen Kassenmitglieder zu den Fahnen gerufen wurden. 
Die ungeheure psychische Erregung, welche alle Menschen ergriff, 
die Schwere der Verpflichtungen, welche sich für jeden geltend machte, 
wirkte zweifelsohne stärkend auf die Willenskraft und hat die Zahl 
der Krankmeldungen reduziert — ganz abgesehen von den verschärf- 
ten Vorschriften für die Praxis der Kassenärzte. So ging z. B. bei 
der Betriebskrankenkasse eines größeren Werkes die Zahl der Kranken. 
(bei einer Belegschaft von 39 350 Mitgliedern) von 1984 (31. VII. 
1914) auf 1126 (I. IX. 1914) zurück. Auch die allgemeine Ortskranken, 
kasse Berlin machte ähnliche Erfahrungen 221. Die Unternehmer 
wollen zunächst »gegenüber dieser erfreulichen Erscheinung die sich 
aufdrängende Frage, ob die Sozialversicherung nicht doch, wie viel- 
fach behauptet wird, zu einer Verweichlichung des Volkes und zu 
einem Nachlassen der Energie und des Widerstandes gegen tatsäch- 
liche oder eingebildete Krankheiten beigetragen hat«, heute nicht 
stellen, noch beantworten. Aber es ist klar, daß aus diesen Tatsachen 
späterhin Argumente gegen eine Ausdehnung der sozialen Versiche- 
rung werden geschöpft werden müssen, trotzdem man schwerlich 
einen Ausnahmszustand, wie es der Kriegsbeginn war, als normativ 
für das Verhalten der Menschen ansehen kann. Denn es dürfte 
während des Kriegsjahres der Verbrauch der Menschen ein in- 
tensiverer gewesen sein, als in Friedenszeiten, und die soziale 
Versicherung hat ja gerade u. a. auch den Sinn, den frühzeitigen Ver- 
brauch der Menschen zu verhindern, solche Kräfteausgaben zu ver- 
meiden, welche zwar noch rein physisch möglich, aber physiologisch 
und auch ökonomisch unrationell wären. Nur vom Gesichtspunkt 
der einzelnen Unternehmer aus, rein auf die Rentabilität angesehen, 
ist natürlich ein rascherer Verbrauch der Arbeiterschaft rationeller, 
eine ständige Anwendung derselben Arbeiter ohne Störung durch 
Krankheitsfälle, auch wenn die Arbeiter dann früher leistungsun- 
fähig werden, vorzuziehen. Immerhin aber werden diese Erfahrungen, 
welche man namentlich in den ersten Kriegsmonaten gemacht hat, von 
den skeptischen Beurteilern der sozialen Versicherung als Beweis für 
ihre Anschauung betrachtet und zum Ausgangspunkt entsprechender 
Aktionen der Arbeitgeberverbände gemacht werden 8). 


31) Ebenda, 4. X. 1914. 

3) Ebenda, 22. XI. 1914. 

33) Wie sehr man in Arbeitgeberkreisen schon jetzt Stimmung macht gegen 
die Beibehaltung mancher sozialpolitischer Einrichtungen, welche während des 
Krieges getroffen wurden, zeigt z. B. eine eingehende Aeceußerung der Deutschen 
Arbeitgeberzeitung, welche nach Ablehnung des Gedankens öffentlicher Arbeits- 
nachweise und der Arbeitslosenunterstützung auf die srichtigen Grenzlinien« 
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Daß in den prinzipiellen Anschauungen der Arbeitgeberver- 
bände gegenüber den Anschauungen, welche sie im Frieden ver- 
treten haben, keinerlei Aenderung zu verzeichnen ist, sieht man auch an 
ihrer Haltung gegenüber dem Staat und dem Problem des erweiterten 
Eingreifens des Staates in das Wirtschaftsleben. Geflissentlich wird in 
den Organen der Arbeitgeberverbände betont, daß es sich bei allen wirt- 
schaftlichen Kriegsmaßnahmen um Notgesetze und den Zwang der 
Stunde handle. Die Wichtigkeit des individuellen Unternehmers steht im 
Vordergrund, und weder prinzipielle noch ökonomische Gründe werden 
als Motiv für eine stärkere Position des Staates akzeptiert. Besonders 
deutlich zeigt sich das in der Haltung der Arbeitgeberorganisationen 
gegenüber den Plänen, durch Monopole die großen finanziellen 
Leistungen zu tragen, welche zweifelsohne nach dem Kriege die deut- 
sche Volkswirtschaft belasten werden. Ebenso in der Ablehnung 
welche schon jetzt gegen etwaige Absichten, die sozialpolitische Ge- 
setzgebung auszubauen, laut werden. Namentlich wird schon -jetzt 
dagegen protestiert, daß aus der Teilnahme irgend eines Standes oder 
einer Klasse am Kriege, aus den Opfern einer Klasse der Anspruch 
auf Berücksichtigung in’ der Gesetzgebung gefolgert werde, weil ja 
alle Schichten in der gleichen Weise am Kriege beteiligt seien. Wenn 
man aber an Ausdehnung der sozialen Fürsorge denke, so müsse man 
auch an Sozialpolitik für den Arbeitgeber denken, um ihn überhaupt 
in die Lage zu versetzen, seinen schon bestehenden Verpflichtungen 
nachzukommen. Die Unmöglichkeit, größere soziale Lasten aufzu- 
nehmen, werde den weiteren Ausbau der sozialpolitischen Gesetz- 
gebung hemmen. Auch hier kehrt die alte Lohnfondstheorie in neuer 
Wendung wieder: daß einschränkende Maßnahmen, die unter dem 
Druck ungünstiger wirtschaftlicher Verhältnisse getroffen werden, in 
erster Linie den Arbeitnehmer belasten. Kürzung an Lohn oder Ge- 
halt, die Verminderung der Arbeitskräfte ist notwendige Konsequenz 
solcher Maßnahmen. Dieser Standpunkt wird zweifelsohne von allen 
Arbeitgeberorganisationen verfochten werden. Zu ihrer publizistischen 
Vertretung wurde sogar ein neues Organ ins Leben gerufen, das offen- 
bar in der Tonart viel radikaler zu sein beabsichtigt als sonst die Ar- 
beitgeberblätter %4). So wenn es z. B. in einem einleitenden prinzi- 
piellen Aufsatz heißt: l 

»Die sittliche Not ist viel größer als die soziale. Hier sind die 








hinweist, welche für die Sphäre des Staates gezogen werden müßten. Von den 
schweren Kämpfen, in welche uns das Schicksal gestürzt hat, erwartet das Organ 
der Arbeitgeber seine sozialpolitische Reinigung höherer Arte, ...»Wir hoffen 
und wünschen, daß die sozialen Gegensätze an ihrer Schärfe verlieren, daß die 
alten Irrlehren von der Notwendigkeit des Klassenhasses und Klassenkampfes 
endlich beiseite geworfen werden! Nicht einzelne Einrichtungen, die Kinder der 
Not und des Augenblicks gewesen sind, wollen wir in die friedliche Zukunft hin- 
übernehmen, sondern die große sittliche Erkenntnis, daß wir alle Söhne eines 
Landes sind, die das Band gemeinsamer Vaterlandsliebe umschlingt!« (Deutsche 
Arbeitgeberzeitung, 7. II. 1915.) 
#) Recht und Arbeit, Hamburg 1915. 
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Quellen unserer sozialen Krankheiten zu suchen. Ueberstürzter Ge- 
nuß, überspannte Bedürfnisse, Luxus in allen Schichten. Die Folge: 
Schwinden der geistigen und körperlichen Kräfte, der Genügsamkeit 
und der Zufriedenheit. Folgen: Nervosität, Häufigkeit der Unfall- 
folgen, Erschlaffung des Körperorganismus... Der Krieg hat uns 
mit göttlicher Kraft die Binde von den Augen gerissen, wohin wir 
steuerten. Lehrt unser Volk den Weg zurückfinden zum alten Kurs, 
zur Selbstdisziplin und zur Selbstverantwortlichkeit. Anstatt die 
Tatkraft zu stärken, haben unsere sozialen Reformen zur Sorglosigkeit 
geführt. Das wird niemand bestreiten können, der durch die Gewalt 
des Scheins und der Vorstellungen zu den Wirklichkeiten durchzu- 
dringen vermag... Im Grunde haben wir es mit nichts weiter als 
mit einer gewaltsam organisierten Besitzwechselströmung zu tun... .« 
Auf alle diejenigen dürfe keine Rücksicht genommen werden, für 
welche die soziale Reform nichts weiter ist als ein Ersatz für mangelnde 
Tatkraft. 

Neben dieser skeptischen Beurteilung aller sozialpolitischen Ge- 
setzgebung ist der neuen Zeitschrift die Bekämpfung der vorgeschla- 
genen Monopole ein Hauptprogrammpunkt. Diese erfolgt übrigens 
auch in den übrigen Arbeitgeberzeitschriften. Alle befürchten von 
dem großen Finanzbedürfnis der Regierungen nach dem Kriege eine 
Ausbreitung des Monopolgedankens. Denn die außerordentlich schwere 
Belastung durch die Kriegsausgaben wird weder durch direkte noch 
indirekte Steuern voraussichtlich zur Gänze gedeckt werden können. 
Darum bietet sich vorteilhafterweise der Weg des Monopols als relativ 
reibungslose Methode zur Erlangung großer Einnahmen dar. Diese 
Pläne stoßen aber schon jetzt auf den Widerstand der Unternehmer, 
welche davon eine Einschränkung ihres Tätigkeitsgebietes, vielleicht 
auch eine ungünstige Einwirkung der Arbeitsbedingungen in den staat- 
lichen Monopolbetrieben auf die privaten Betriebe befürchten. Auch 
die Unternehmer geben sich ja keinen Illusionen hin und meinen nicht, 
in Monopolen den Staatssozialismus bekämpfen zu müssen — denn 
diese Monopole würden ja rein finanziellen Charakter tragen, nicht 
prinzipiell einer Vergesellschaftung der Produktionsmittel näher- 
führen, sondern lediglich einen Teil der Produktionsmittel aus fis- 
kalischen Gründen der Profitsphäre der Unternehmer entziehen — 
sie wehren sich lediglich gegen die Einschränkung des Raumes, in 
welchem Profite erzielt werden können. Nichts zeigt deutlicher, als 
die allgemeinen Bemerkungen der Arbeitgeberorganisationen zum 
Phänomen des Krieges und seiner Bedeutung, wie nüchtern sie 
die Situation und die Probleme des Krieges beurteilen — weit entfernt 
von dem Ueberschwang der politischen Organe, namentlich in sozia- 
listischem und liberalem Lager 3). 

45) Besonders lehrreich. ist ein prinzipieller Artikel der Deutschen Ar- 
beitgeberzeitung (vom ı5. VIII. 1915), in welchem die Bestrebungen 
auf eine (demokratische) Neuorientierung der inneren Politik nach dem 
Kriege entschiedenst abgelehnt werden. Beifällig werden die Aeußerungen einer 
veinflußreichen Berliner Korrespondenz zitiert; da wird gegenüber den gesetz- 
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Allerdings, muß man sofort einschränkend sagen, ist die Haltung 
der Arbeitgeberverbände zum Krieg, selbst wenn man ein und das- 
selbe Organ betrachtet, nicht ganz klar, sondern oft widerspruchsvoll: 
So wird bald der Krieg als ein Wirtschaftskrieg aufgefaßt, den Deutsch- 
land führen müsse, weil der Handelsneid der konkurrierenden Staaten, 
namentlich Englands, den deutschen Aufschwung nicht ertragen 





geberischen Wünschen der Gewerkschaften auf die wirtschaftlichen Schwierig- 
keiten nach dem Friedensschluß verwiesen. Es werde notwendig sein, alle Kräfte 
anzuspannen, sum sich der wirtschaftlichen Gegnerschaft unserer jetzigen Kriegs- 
feinde zu erwehren« (was nur soviel heißen kann; daß auf Basis niedrigerer Löhne 
konkurriert werden muß: ganz deutlich geht das übrigens aus folgendem Passus 
hervor); »Unter diesem Gesichtspunkt gewinnen die Erfahrungen, die in Eng- 
land gegenwärtig mit den Wirkungen gewerkschaftlicher Bewegungen zu machen 
sind, erheblich an Bedeutung. Von berufenster Scite (vom englischen Munitions- 
minister) ist ausgesprochen worden... daß ohne die produktionseinschränken- 
den gewerkschaftlichen Ordnungen die Leistungsfähigkeit der in Betracht kom- 
menden Industrien um wenigstens 25%, gesteigert werden könnte. Es liegt auf 
der Hand, daß eine der britischen ähnliche gewerkschaftliche Entwicklung mit 
der Wirkung beträchtlicher Verminderung der Leistungsfähigkeit der heimischen 
Produktion uns die erfolgreiche Durchführung des wirtschaftlichen Kampfes 
nach Friedensschluß unmöglich machen würde. Auch auf diesem Gebiet wird 
man sich daher nicht durch ungeduldige Wünsche dazu drängen lassen dürfen, 
die Klinke der Gesetzgebung zu ergreifen, bevor nicht die gesetzgeberischen 
Pläne nach allen Richtungen hin ausgereift sind.« 

Hier ist zweifelsohne nicht Zusammengehöriges miteinander verknüpft. 
Denn die hier gemeinten Pläne für die Erlangung der Rechtsfähigkeit der Be- 
rufsvereine, Arbeitslosenversicherung usw. haben mit der englischen Gewerk- 
schaftsbewegung und ihrer Eigenart, wie sie sich in den letzten großen Streiks 
entwickelt hat, nichts gemeinsam. Denn in England handelt es sich ja um ener- 
gische Interessenvertretung gegenüber den Unternehmern, um Streiks, die nicht 
erst durch eine besondere Gesetzgebung in Deutschland möglich gemacht werden 
müssen, So ist aus allem — trotz der darin enthaltenen Unklarheiten — nur die 
energische Betonung des Arbeitgeberstandpunktes zu erblicken, der keinerlei 
Konzessionen macht. Zunächst habe noch, ist der Standpunkt der Arbeitgeber- 
zeitung, die Sozialdemokratie weiter sumzulernen«; sie werde »vor allem auch 
nach dem Kriege zu zeigen haben, ob ihr der Wandlungsprozeß, auf den sie sich 
beruft, wirklich in Fleisch und Blut übergegangen ist. Erst wenn längere Zeit 
hindurch diese Tatsache einwandfrei festgestellt ist, wird sich mit der gebotenen 
Vorsicht darüber reden lassen, ob in der inneren Politik Deutschlands einige 
der Aenderungen möglich sind, wie sie von den sozialdemokratischen Führern 
schon heute aus voreiligem Ungestüm verlangt werden.« Jedenfalls seien jetzt 
noch keine Voraussetzungen für innere Zukunftspolitik (im Sinne der links- 
stehenden Parteien) gegeben, ...im Gegenteil, saus der ernsten Schule des 
Krieges gewinnen wir die stärksten Argumente, die sich gegen weitere Demo- 
kratisierung unscres Staatswesens anführen lassen... € usw. 

So wie im allgemeinen, ist auch im besonderen die Deutsche Arbeitgeber- 
zeitung gegen jede sozialpolitisch wirkende Gesetzgebung, z. B. gegen die vom 
Reichstag gewünschten Acnderungen des Vereinsgesetzes, wonach Gewerk- 
schaften nicht als politische Vereine zu behandeln seien (a.a. O. 29. VIII. 1915), 
trotzdem es sich hierbei um Beseitigung einer Interpretation handelt, auf Grund 
deren die Gewerkschaften nicht auf gleichem Fuß mit übrigen Interessenver- 
bänden behandelt wurden. 
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könnte ®) — und bald wieder wird gesagt, daß zwar zweifelsohne die 
ökonomischen Verhältnisse mit unter den Gründen für den Krieg zu 
nennen seien, daß aber die wahren Ursachen anderswo liegen 37). Sie 
seien im »Machthunger, der Anmaßung, dem Neid« usw. der Deutsch- 
land feiAdlichen Staaten gegenüber dem kräftigen jungen Staat zu 
suchen. Hier wird also der Krieg nicht ökonomisch, sondern poli- 
tisch gedeutet, wobei das Oekonomische mehr das Material bildet, in 
welchem sich die politische Gegnerschaft auswirkt. Von England aus 
sei der Krieg vielleicht ökonomisch gemeint gewesen — aber da werde 
sich die Unmöglichkeit, einen Wirtschaftskrieg zu führen, bald her- 
ausstellen 291. Dieser Anschauung, daß die ökonomischen Interessen 
Material, aber nicht Ursache und Zielpunkt des Krieges seien, wird 
in den Organen der Arbeitgeberverbände wiederholt Ausdruck ver- 
liehen, so z. B. wenn sie den »Sinn des Krieges« diskutieren, und diesen 
nicht in irgendwelchen greifbaren ökonomischen Vorteilen, sondern 
in der Betätigung des ganzen Volkes als Einheit erblicken. So wird 
das Wort von Grabowsky übernommen als Kennzeichnung für 
den Krieg, daß Weltmachtstellung und Weltmachtwille als Ziel des 
Krieges betrachtet wird. Das sei aber nicht dahin zu deuten, daß es 
sich um neue Erzlager, um neue Weizenfelder, um Baumwollplan- 
tagen handle, sondern das Ziel sei: »die Zurückgewinnung des inne- 
ren Deutschtums«. Der deutsche Geist sollein diesem Kriege 
wiedererlangt werden, während bisher »gallische Leichtfertigkeit, 
englischer Utilitarismus und slawische Sentimentalität« auf deutschem 
Boden Wurzel fassen konnten. Die »wahre Renaissance des Deutsch- 
tums« solle die Frucht des Krieges sein, der sonst »gar keinen Sinn 
haben würde«. Es ist also an die Entwicklung oder Steigerung eines 
speziell deutschen Typus gedacht, darum gehe der Krieg. Eine solche 
Auffassung liegt, genauer betrachtet, auch durchaus in der Richtung 
der Unternehmerinteressen. Diese haben erkannt, daB für die Unter- 
nehmer eine gewisse Gefahr darin liege, wenn man nach dem Kriege 
sagen würde: »vestra res agitur, um eure Haut und um eure 
Interessen geht es! Der Krieg wird geführt zur Entscheidung dar- 
über, wer auf dem Weltmarkt die erste Rolle spielen soll!« 39). 
Dann würden nämlich offenbar alle sozialpolitischen Tendenzen, alle 
Bestrebungen, den Unternehmergewinn auch mit der Deckung der 
Kriegsausgaben zu belasten, williges Ohr finden. Geht aber der Krieg 
umKulturinteressen, istesein Kulturtypus, der sich durch- 
ringt, nicht das Profitinteresse, dann ist auch de Gesamtheit 
verpflichtet, die Kriegslasten zu tragen, und es kann nicht eine spe- 
zielle Klasse genannt werden, deren Interessen in erster Linie durch 
den Krieg gefördert wurden. 
Die Wirkungen des Krieges sehen die Arbeitgeber, soweit 
sie sich auf die innerpolitische Lage erstrecken, als vorwiegend vor- 


2) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 6. XII. 1914. 
3) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 13. XII. 1914. 
39) Ebenda, 30. VIII. 1914. 

39) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 7. II. 1915. 
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teilhaft an. Namentlich ist es die Einwirkung auf die sozialistische 
Partei, welche da im Vordergrund steht. Da wird das »Schicksal als 
Erzieher« gepriesen. Die Einheit des Volkes habe sich im Kriege her- 
gestellt, und den schönsten sozialistischen Theorien seien die Felle 
weggeschwommen 4°). In diesem Kriege sei eben das Volk "wirklich 
erst zum Volke geworden (nach dem Wort Treitschkes) — und schon 
daraus rechtfertige sich der Krieg. Staatliches Leben kämpfe in der 
Kriegstätigkeit und Kriegstüchtigkeit und man müsse sagen: daß 
salles Arbeiten innerhalb der nationalen Gemeinschaft letzten Endes 
Vorbereitung für den Krieg ist«. — Der Krieg sei noch auf Jahrhunderte 
die Form der Auseinandersetzung zwischen den Staaten, und die 
Form wird begrüßt, weil der Krieg die Entwicklung zur Demokratie 
aufgehalten habe: »bis an den Rand der Schwächung, bis an die Grenze 
der Verflachung und Verweichlichung sind wir gekommen. Aber vor 
dem Letzten, dem Versinken in diesen Abgrund, hat uns das Schick- 
sal bewahrt, das Schicksal, das offenbar mit unserem deutschen Volke 
ein besonderes Ziel zu erreichen sucht!« $1). - 

So wird der Sinn des Krieges konsequent ganz im allgemeinen, 
in der Umgestaltung der Seele gesucht; die ökonomische und poli- 
tische Bedeutung des Krieges wird reduziert, bedeutsame politische 
und ökonomische Konsequenzen werden abgelehnt. So namentlich die 
Bestrebungen nach einer Demokratisierung aus dem Titel der allgemei- 
nen Wehrpflicht und des patriotischen Opfers aller Klassen: man könne 
nicht, wird ausgeführt, die Jungmannschaft, welche militärisch zwei- 
felsohne die wertvollste Kategorie darstelle, in ihren politischen 
Rechten mit den älteren auf eine Stufe stellen. Wenn so schon inner- 
halb der Wehrfähigen keineswegs militärische Leistung und politische 
Berechtigung zusammenfallen könne, so wäre es außerdem unbillig, 
politische Rechte den Wehrfähigen zu gewähren, hingegen die nicht 
Wehrfähigen davon auszuschließen 291. 

In allen diesen Anschauungen zeigt sich die durchgehende Linie: 
Quieta non movere. Der Krieg liege eigentlich außerhalb der ökono- 
mischen Entwicklung, für welche zwar der Krieg bedeutsam sei, aber 
für welche er nicht geführt werde. Aller wesentliche Sinn, alle Be- 
deutung des Krieges liegt außerhalb des ökonomischen Feldes. Für 
die Auseinandersetzung der Klassen untereinander folgt daher nichts 
aus dem Kıieg. Das Opfer jeder Klasse ist der Kulturbedeutung des 
Krieges gebracht. Alle Einrichtungen während des Krieges sind da- 
her auch auf ihn beschränkt. Sie sollen keinen prinzipiellen Charakter 
tragen, sind namentlich nicht als »Sozialismus« aufzufassen. Richtig 
wird darauf hingewiesen, daß auch die weitergehenden Maßnahmen 
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40) Ebenda, 2. VIII. 1915. 

41) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 16. VIII. 1914. 

4) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 25. X. 1914. Uebrigens ist das eine Argu- 
mentation, welche auch vom ungarischen Ministerpräsidenten Tisza gebraucht 
wird. Sie ist besonders bequem, da sie demokratisch klingt; lieber Gleichheit 
im Unrecht bestehen lassen, als Ungleichheit in der Berechtigung einzuführen, 
die wenigstens einem Teil sein Recht gewähren würde, 
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der deutschen Regierung eine Konsumregelung betrafen, 
während ja das 'Ziel des Sozialismus Vergesellschaftung der Pro- 
duktionsmittel sei®). Alle diese Maßnahmen sollen daher 
auch mit dem Frieden wieder verschwinden. Diese sämtlichen An- 
schauungen liegen im Interesse der Arbeitgeber, und es ist vielleicht 
nichts so symptomatisch dafür, wie sehr antagonistisch die Klassen- 
interessen der Arbeitgeber und Arbeiter sind, als daß auch die Spiege- 
lung des Kriegsphänomens in der Ideologie da und dort ganz entgegen- 
gesetzt ist. Und zwar ist der Gegensatz ein mehrfacher. Die Sozialisten 
opportunistischer, revisionistischer Richtung sehen im Krieg einen 
ökonomischen Krieg. Sie sind die Träger der Anschauung, daß der 
Krieg imperialistisch sei, sie vertreten sogar das Recht jeder Nation 
auf den Imperialismus, folgern daraus eine Interessengemeinschaft 
zwischen Unternehmern und Arbeitern innerhalb einer Nation und 
müßten sich konsequenterweise auf dem Wege zu einer radikalen 
bürgerlichen Reformpartei befinden. Während demgegenüber die 
radikale Richtung der sozialistischen Arbeiterbewegung zwar den 
Krieg auch noch (wenngleich mit Einschränkungen) als einen impe- 
rialistischen betrachtet, aber diese Entwicklung eben verneint — als 
Konsequenz des Krieges Verschärfung des Klassenkampfes und schon 
während des Krieges Betonung des proletarischen Standpunktes er- 
heischt. Die Unternehmer aber lehnen — wie wir sehen — die Be- 
deutung des Krieges als eines imperialistischen ab. Sie wollen sich 
nicht sagen lassen: Tua res agitur. Sie lehnen die positive, bejahende 
imperialistische Anschauung der revisionistischen Sozialisten ebenso- 
gut ab, wie die kritische Haltung des radikalen Sozialismus und retten 
sich in einen »kulturellen Sinn« des Krieges, der keine Klasse für den 
Krieg verantwortlich und keine Klasse als besonderen Nutznießer 
des Krieges erscheinen läßt. So sehen wir das groteske Bild: Während 
die Regierungen allüberall die imperialistische Theorie vertreten, 
wenigstens beim Gegner das ökonomische Interesse als das ausschlag- 
gebende bezeichnen, ziehen sich die Hauptvertreter der ökonomischen 
Interessen auf die allgemeine Kulturbedeutung des Krieges zurück. 
Das hat dann zur Konsequenz, daß sie sich mit Anschauungen be- 
rühren, welche sich auch im Lager des radikalen Sozialismus finden ; 
sie betrachten den Krieg ökonomisch nur als eine Zwischenphase; alle 
Erscheinungen während des Krieges, alle Maßnahmen des Staates 
sind der Situation entsprungen und sind bestimmt, mit dem Kriege 
wieder zu verschwinden. Auch die Anschauungen der Unternehmer 
über den Krieg, so sehr sie eine Idee im Mittelpunkt zu haben 
scheinen, lassen sich daher restlos als Ideologie begreifen *). 


43) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 28. II. 1915. 

#) Die Darstellung der Tätigkeit der Arbeitgeberorganisation für Oester- 
reich-Ungarn mußte unterbleiben, da hiefür das Material noch dürftiger als 
für Deutschland war. 
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Die Entstehung der kapitalistischen Unternehmung. 


Von 


WERNER SOMBART. 


Literatur. 


Da von Wirtschaftshistorikern und Nationalökonomen die Frage nach der 
Entstehung der kapitalistischen Unternehmung meines Wissens bisher noch 
nicht aufgeworfen ist, so gibt es auch keine wirtschaftsgeschichtliche Literatur 
über das Gesamtproblem (I). Wir sind einstweilen angewiesen auf die For- 
schungen, die die Teilprobleme zum Gegenstande haben, die in den Unterab- 
schnitten II—IV zur Erörterung gelangen. 

Die erste hierhergehörige Spezialliteratur ist derechtsgeschichtliche 
(II), von derin erster Linie die Literatur über die Geschichte des 
Gesellschaftsrechts in Betracht kommt, also die bekannten Bücher 
von Gierke, Goldschmidt, Lehmann, M.Weberu.a. Einen guten 
Ueberblick über den Stand der Forschung auf dem Gebiete des Gesellschafts- 
rechts gibt der Aufsatz von M. Hacman, Zur Entwicklung der offenen 
Handelsgeselischaft in der Zeitschrift f. d. ges. HR. 69 (1911). In Betracht 
kommen ferner die Schriften über die »Firmas (im Sinne des HGB.) 
und die Handelsmarken: G. Dietzel, Das Handelszeichen und die Firma 
im Jahrbuch des gem. deutsch. Rechts (hersg. von Bekker und Muther) 
Bd, IV. 1860. Homeyer, Haus- und Hofmarken 1870, Lastig, Mar- 
kenrecht und Zeichentregister. 1890. Viktor Ehrenberg, im HSt. 
Artikel »Firma«e. 

Die juristische Literatur, die sich mit unserer Frage befaßt, scheint mir an 
dem Fehler zu kranken, daß sie verschiedene zwar verwandte, aber keines- 
wegs sich deckende Probleme ungetrennt behandelt; in allen Schriften beispiels- 
weise, die die Entstehung des abgesonderten Geschäftsvermögens verfolgen, 
werden die Probleme der Solidarhaftung mit erörtert, während doch die beiden 
Fragengebiete keineswegs zusammenfallen. Wird aber von der »Firmas ge- 
sprechen, so wird nicht immer mit der bei Juristen sonst üblichen begrifflichen 
Sauberkeit unterschieden zwischen den ganz und gar verschiedenen Begriffen, die 
dieses Wort ausdrückt; da es doch sowohl soviel wie Geschäft als auch soviel 
wie Geschäftsname bedeutet. Wenn wir von »Schulden der Firma« oder von 
einer soliden Firma sprechen, meinen wir etwas ganz anderes, als wenn wir sa- 
gen: »die Firma dieser Gesellschaft lautet so und soe: was also das HGB. im 
Sinne hat, wenn es ($ 17) sagt: »Die Firma eines Kaufmanns ist der Name, 
unter demerim Handel seine Geschäfte betreibt und die Unterschrift gibt.« Wenn 
nichts andres bemerkt wird, gebrauche ich das Wort stets in jenem (ma- 
terialen) Sinn. 
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Eine Rechtsgeschichte der Firma ist ein dringendes wissenschaftliches 
Bedürfnis. 

Das Geschäft als Rechnungseinheit (III) wird in der Literatur über 
Buchhaltung behandelt. Von den systematischen Schriften dieses Wis- 
senszweiges, die natürlich außerordentlich zahlreich sind, und schon den Ge- 
genstand mehrerer Bibliographien bilden: siehe A. Calmes, Zur Biblio- 
graphie der BH. in der Zeitschrift f. H.-Wiss. und H,-Praxis 2 (1909/10), 
157 D, nenne ich einige, die die hier interessierenden grundsätzlichen 
Fragen der Buchhaltung am gründlichsten erörtern: Leo Gomberg, La 
science de la comptabilité et son système scientifique (1901). Seidler, Die 
theoretischen Grundlagen der doppelten Buchhaltung in der Zeitschr. f. Vw. 
usw. Bd. ro ıgoı. Friedrich Schär, Buchhaltung und Bilanz. 2. neu- 
gearb. Aufl. 1914. E. L&autey et Ad. Guilbaut, Principes géné- 
raux de comptabilité. Nouv. ed. 1903, ide m, Traité. . de compt. Viele Auflagen. 

Vgl. auch A. Adler, Art. Buchführung im HSt. 

Für die Geschichte der BH. kommen als Quellen in Betracht sowohl 
alte Handlungsbücher als alte Lehrbücher der BH. In der Literatur sind diese 
beiden Arten von Quellen meist nebeneinander verwertet. Die wichtigsten Er- 
scheinungen sind folgende: E.L. Jäger, Beiträge zur Geschichte der Dop- 
pelbuchhaltung 1874 (im wesentlichen Uebersetzungen aus den Werken Man- 
zonis, Pietras und Dela Portes). Derselbe, Lucas Pacioli und 
Simon Stevin nebst einigen jüngeren Schriftstellern über BH. 1876 (enthält 
die — nicht fehlerfreie — Uebersetzung Luc. Pac. und Auszüge aus den übri- 
gen). C. Desimoni, C. Colombo e il banco di S. Georgio in den Atti della 
Soc. ligura di Stor. patr. Vol. 19. 1889. A. Gherardi, L’antica cam. del. 
Com. di Firenze im Arch. stoı. IV. ser. t. 16. V.Alfieri, La partita doppia 
appl. alle scritture delle ant. aziende merc. Venez. 1891 (verwertet die HB. der 
Soranzo). P.Rigobon, Lacontabitä di Stato nella Rep. di Firenza etc. 1892. 
V. Vianello, Luca Paciolo nella storia della ragioneria. 1896. G. Bram- 
billa, Storia della ragioneria italiana. ıgor (die ausführlichste Darstel- 
lung). H.Sieveking, Aus venetianischen Handlungsbüchern in Schmollers 
Jahrbuch Bd. 25 und 26 (verwertet die Handlungsbücher der Soranzo, zieht aber 
auch andere HB. in den Kreis seiner Betrachtung). A Adler, a.a. O. (Ueber- 
blick). H.V.Simon, Die Bilanzen der Aktiengesellschaften usw. 4. Aufl. 1910 
(enthält eine Reihe wertvoller Feststellungen namentlich zur Geschichte der 
Inventarisierung und Bilanzaufmachung). Carl Peter Kheil, Bene- 
detto Cotrugli Raugeo. Ein Beitrag z. Gesch. der BH. 1906. C. Leyerer, 
Die HB. der Rep. Ragusa. 1907. 

Alfieri war mir nicht zugänglich. 

Zur Geschichte der Ditta (IV) hat meines Wissens bisher nur Richard 
Ehrenberg im Zeitalter der Fugger Bd. II sich geäußert. 


I. Das Besondere der kapitalistischen Unterneh- 
mung als Vermögensorganisation. 


Fragen wir, was die kapitalistische Unternehmung als Ver- 
mögensorganisation, als welche wir sie hier zu würdigen versu- 
chen wollen, von andeın, insonderheit vor-kapitalistischen 
Wirtschaftsformen unterscheidet, was ihr ihre ganz besondere Note 
gibt, was das neue ist, das mit ihr in die Organisation det wirt- 
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schaftlichen Tätigkeit hineingetragen wird, so wird die Ant- 
wort nicht schwer fallen können: es ist die in ihr sich vollziehende 
Verselbständigung des Geschäftes, das heißt 
also: die Emporhebung eines selbständigen Wirtschaftsorganis- 
mus über die einzeln wirtschaftenden Menschen hinaus, die Zu- 
sammenfassung aller neben- und nacheinander sich vollziehen- 
den geschäftlichen Vorgänge in einer Wirtschaft zu einer begriff- 
lichen Einheit, die aber dann selbst als der Träger der einzelnen 
Wirtschaftsakte erscheint und ein eigenes, das Leben der Indi- 
viduen überdauerndes, Leben führt. Zwar hatte es früher auch 
und gerade im Bereiche des Wirtschaftslebens ein überindivi- 
duelles Leben gegeben. Aber das war immer ein natürlich ge- 
wachsener Kreis lebendiger Menschen gewesen, der durch die 
Gemeinschaft der Glieder zu einem organischen Ganzen 
in der Gegenwart und durch die natürliche Abfolge der Ge- 
schlechter in Vergangenheit und Zukunft zu einer Einheit zu- 
sammengefügt wurde: der Stamm, die Sippe, die Familie, auch 
noch die Dorfgemeinde, die Innung waren solche überindivi- 
duelle Leben gewesen, auf die auch die wirtschaftlichen Akte 
bezogen wurden. Aber nun trat an Stelle dieser natürlichen 
Gebilde ein Abstraktum: »das Geschäft«: der Inbegriff der 
einzelnen Geschäfte. Damit waren die wirtschaftlichen Be- 
ziehungen von allem Persönlichen losgelöst; sie waren zu 
eigenem Leben erweckt. Die einzelnen Wirtschaftsakte wurden 
nicht mehr auf eine bestimmte Person, sondern eben auf ein von 
rein wirtschaftlichem Geiste erfülltes Abstraktum, gleichsam auf 
sich selber als Ganzes bezogen: die Vermögensbeziehungen waren 
(in der öfters von mir angewendeten Ausdrucksweise) entpersön- 
licht, versachlicht. 

Daß aber mit dieser Verselbständigung des Geschäfts in 
der Tat der Wesenskern der kapitalistischen Unternehmung 
(als Vermögensorganisation) bezeichnet ist, das sehen wir ein, 
sobald wir uns klarmachen, daß damit erst eine Wirtschaftsform 
geschaffen war, in der die dem kapitalistischen Wirtschafts- 
system innewohnenden Ideen zur Verwiklichung gebracht 
werden konnten. 

Erst in einem solcherweise von der Person losgelösten Er- 
werbsmechanismus, wie es die kapitalistische Unternehmung ist, 
konnte auch das Eswerbsprinzip zur ungehinderten Betäti- 
gung gelangen. Erst die Versachlichung der Wirtschaftsakte ermög- 


208 


. a Kn mg 


302 Werner Sombart, 


licht es, sie ohne alle Rücksicht auf andere Interessen nur auf 
den Gewinn auszurichten, und die Verselbständigung des Ge- 
schäftes schafft dem grenzenlosen Gewinnstreben erst freie Bahn. 

Aber ebenso wie das Erwerbsprinzip in der kapitalistischen 
Unternehmung erst zu voller Entfaltung gebracht werden kann, 
so wird auch die Idee der vollständigen Rationalisierung aller 
Wirtschaftsvorgänge, werden Planmäßigkeit und Zweckmäßigkeit, 
erst im Rahmen dieser neuen Wirtschaftsform in die Wirklichkeit 
übergeführt. Erst in dem zu selbständigem Leben eıweckten 
»Geschäft« wird die stete Fortdauer des wirtschaftlichen Prozes- 
ses gewährleistet, nachdem dieser einmal dem Erwerbsprinzip 
überantwortet war. Diese Stetigkeit war und ist in aller orga- 
nisch-natürlichen Wirtschaft durch die in den Wirtschaftsbedin- 
gungen selbst gelegenen Umstände gegeben: die auf Bedarfsdec- 
kung abzielende Unterhaltsfürsorge wird durch die sich stetig 
wiederholende Notwendigkeit, einen natürlichen Güterbedarf 
zu befriedigen, im Gange gehalten und in den natürlichen Ver- 
bänden der Familie, der Zunft sind die Foımen geschaffen, in 
denen sich die der Sache entsprechende fortdauernde Tätig- 
keit vollziehen kann. 

Die von der unmittelbaren Bedarfsbefriedigung losgelöste 
und auf den Umweg des Erwerbs verwiesene Wirtschaftsweise 
hat zunächst keine irgendwelche Gewähr der ununterbrochenen ' 
Fortdauer, vielmehr vollziehen sich die einzelnen Erwerbsakte 
in Gestalt von Geschäften sprunghaft, bis sie in der Einheit des 
Geschäftes ihre Zusammenfassung erleben, womit dann die be- 
ständige Weiterführung in der Zeit verbürgt wird. Ist aber erst 
einmal in der Gestalt des selbständigen Geschäfts ein fortdauern- 
der auf Erzielung von Gewinn gerichteteı Wirtschaftsbetrieb ge- 
schaffen, dann erweistersich als die vollkommenere, weil stetigere 
und weil der Anwendung rationaler Leitsätze leichter zugäng- 
liche Organisation. Die Lebensdauer des Geschäfts ist nicht 
mehr an irgendwelche personale Zufälligkeit geknüpft wie auch 
seine Ausgestaltung ausschließlich unter dem Gesichtspunkt 
höchster ökonomischer Zweckmäßigkeit erfolgen kann. 

Die Entstehung der kapitalistischen Unternehmung verfolgen 
heißt also nichts anderes als feststellen: wie und wann sich »das 
Geschäft« verselbständigt hat und zum Träger der wirtschaft- 
lichen Vornahmen geworden ist. Zu einer solchen Feststellung 
können wir nur auf Umwegen gelangen, da zu keiner Zeit von 
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einem Unternehmer oder sonst jemand verkündet worden ist: 
von jetzt ab besteht eine kapitalistische Unternehmung in dem 
von den Theoretikern des 20. Jahrhunderts umschriebenen Sinne. 
Vielmehr ist die Verselbständigung vielfach ohne Wissen und 
Willen der Geschäftsleiter erfolgt, nur an einzelnen Vorgängen 
können wir deren Absicht, ihr Geschäft als solches sich gegenüber 
zu stellen, wahrnehmen, teilweise haben außerwirtschaftliche 
Kräfte auf eine Verselbständigung hingedrängt und diese ist 
dann auch nicht ausdrücklich als solche anerkannt und ausge- 
sprochen, sondern ist nur in stillschweigenden Handlungen 
oder in der Verfolgung bestimmter Grundsätze zum Ausdruck 
gebracht worden, so daB wir aus Anzeichen auf ihr Dasein 
schließen müssen. 

Soviel ich sehe, wird von drei ganz verschiedenen Seiten her 
die Verselbständigung des Geschäfts in der kapitalistischen Un- 
ternehmung angestrebt und durchgeführt und aus der Ver- 
einigung dieser drei Entwicklungsreihen 
geht die kapitalistische Unternehmung 
hervor. Die drei Interessenkreise, aus denen das Bemühen 
um Verselbständigung des Geschäftes hervorgeht, sind: die Juris- 
prudenz, die Geschäftstechnik und der Marktverkehr. Sie schaf- 
fen die Firma, die Ratio (ragione, raison) und die Ditta, 
welche Bezeichnungen, alle drei, nur jede auf ihre Weise die 
Selbständigkeit des Geschäftes zum Ausdruck bringen. Dieses 
wird durch jene Benennungen, die sich in den verschiedenen Sprach- 
kreisen erhalten haben: der Deutsche sagt Firma, der Fran- 
zose Raison, der Italienr Ragione oder Ditta, um dasselbe 
auszudrücken, in seiner Einheitlichkeit erfaßt: als Rechtscinheit, 
als Rechnungseinheit und als Krediteinheit, die in der Geschäfts- 
einheit gipfeln oder zusammenflieBen. 


II. Das Geschäft als Rechtseinheit: Die Firma. 


Der lange Weg, den die Rechtsentwicklung bis zu dem Rechts- 
institut der »Firma« zurückgelegt hat, ist, wie mir scheint, durch 
folgende wichtige Merksteine bezeichnet. 

Uralt sind Sitte und Begriff des »Firmare«, des Unterzeich- 
nens mittels eines besonderen Zeichens an Stelle des Namens, 
das signum mercatoris, das ähnlich den Haus- und Hofmarken 
von den Kaufleuten in den germanischen und romanischen Län- 
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dern zu dem genannten Zwecke verwendet wurde. Vielleicht 
reicht diese Sitte in die Zeit zurück, in der die Kunst des Schrei- 
bens noch nicht unter den Kaufleuten allgemein verbreitet war. 


Firmare bedeutet ja ursprünglich nur »bekräftigen«, also auch eine Urkunde 
(anfangs durch Handauflegen) bekräftigen. Später nahm es die Bedeutung an, 
die es noch heute besitzt = firmieren, zeichnen, unterzeichnen. DasSubstantivum 
Firma kommt (nach Goldschmidt), zuerst in den Urkunden des 14. Jahrhun- 
derts vor im Sinne von Uebereinkommen, Vertrag. Die Bedeutung von Unter- 
schrift hat es zuerst in spanischen Gesetzen und Urkunden des 15. und 16. Jahr- 
hunderts. Den heute damit verknüpften Sinn sei es als Handelsname, sei es als 
Geschäft hat der Ausdruck Firma erst sehr spät bekommen. In die Geschäfts- 
und Rechtssprache der romanischen Länder ist er wie bekannt überhaupt nicht 
übergegangen. Wann er zuerst in einer seiner Bedeutungen, in welcher zuerst er 
in Deutschland auftaucht, vermag ich nicht zu sagen. 

Immer aber vertrat das Zeichen nur den Namen. Ja, es galt 
in den Anfängen wohl als der noch persönlichere, unmittelbarere 
Willensakt, da es ja sinnfälliger war, als der immerhin schon 
abstrakte Name. Daß die Unterschrift oder Unterzeichnung 
etwas anderes hätte vertreten und verpflichten sollen als den leben- 
digen Menschen, der unterschrieb oder unterzeichnete (es sei 
denn ein anderes Konkretum wie das Haus oder den Hof), war ein 
Gedanke, der selbstverständlich außerhalb des Bereichs der Vor- 
stellungswelt primitiver Menschen lag, wie sie in Europa während 
des größten Teils des Mittelalters Handel trieben und Geschäfte 
machten. 

Die juristische Literatur des 14. und 15. Jahrhunderts erkennt denn auch in 
dem Handelszeichen immer nur den Zweck: sad agnoscendum hominesse, das Zei- 
chen charakterisiert und individualisiert eine Person nach einer bestimm- 
ten Seite: den einen nach Amt und Würde, den andern nach Geburt und 
Stand, den dritten nach bürgerlichem Beruf und Gewerbe als Kaufmann, 
Handwerker usw. Siehe G. Dietzel, a a. O. S. 239. 

Dieser Zustand änderte sich auch nicht, als man Sozietäts- 
verhältnisse einging und nun einer der Genossen für den oder 
die andern eine Urkunde »unterzeichnete«. Ich halte es für durch- 
aus verfehlt, aus den Unterschriften... et socii, e compagni, wie sie 
schon frühzeitig im Mittelalter (seit dem 12. Jahrhundert) er- 
scheinen, auf das Vorhandensein einer Firma, im Sinne eines selb- 
ständigen Geschäfts, zu schließen, wie es Goldschmidt und 
andere zu tun scheinen. Vielmehr schwebte dem Unterzeichnenden 
gewiß nichts anderes vorals die leibhaftigen Personen seiner Mitge- 
nossen, die er durch seine Unterschrift mitverpflichten wollte. 
Nichts zeigt deutlicher die Konkretheit des Denkens jener Zeit, aber 
zugleich wiederum die Kleinheit, Handwerkerhaftigkeit der Ver- 
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hältnisse als die Art und Weise, wie man im Zweifelsfalle fest- 
stellte, wer denn die »Socii« des Bonus Joannes seien. Man ver- 
wies auf die gemeinsame Arbeitsstätte und sagte: die da in der- 
selben Werkstatt, in demselben Laden zusammenarbeiten, die 
sind gemeint: »socii palam in eadem statione« (Stat. Ver.); 
yet intelligantur socii qui in eadem statione . . . morantur vel 
mercantur ad invicem« (Stat. Mut. 1327). Oder man verwies 
darauf, daß die Männer, die eine bestimmte Sozietät eingegangen 
waren, ja allbekannt als solche seien, daß jedermann von ihrer 
Gesellschaft wisse. Noch in den Rev. Stat. von Arezzo (1580) 
wird festgesetzt: »et intelligantur socii qui invicem pro talibus 
se tractant et publice pro sociis habentur.« Oder es heißt ganz 
allgemein: palam, publice, fama publica (Stat. Flor. 1324, 1355). 
Noch weit weniger war es natürlich eine »Firma«, wenn bei Fa- 
miliensozietät nur der Name des Hauses genannt wurde !): als ob 
nicht jeder gewußt hätte, wer die Societas Aczarellorum de Flo- 
rentia (die Acciaiuoli), die Soc. Peruzz. etc. gewesen wäre. Wie 
weit entfernt man davon war, bei der Unterschrift . . et socii an 
etwas wie eine »Firma« in unserem Sinne, ein überindividuelles 
Geschäft zu denken, geht deutlich aus der Tatsache hervor, daß 
man im weiteren Verlauf der Entwicklung, als die Verkehrsver- 
hältnisse verwickelt wurden, als man sich nicht mehr damit be- 
gnügen wollte, die »Socii« des Bonus Ioannes als stadtbekannte 
Männer gelten zu lassen, daB man da vielfach eine konkretere 
Bezeichnung der Gesellschafter vorschrieb, nämlich die Aufzählung 
ihrer Namen in der Unterschrif.. In manchen Statuten des Spät- 
mittelalters wurden durch die Unterschrift eines Gesellschafters 
nur diejenigen Gesellschafter verpflichtet, deren Name mitge- 
genannt ist: »cuius nomen expenditur«. Ursprünglich offen sicht- 
bar auf dem Ladenschild; später in dem Namen (und der Unter- 
schrift) der Gesellschaft. So bestimmt noch das Stat. civ. von 
Genua aus dem Jahre 1633: »socij, quorum nomen in ea. (sc. so- 
cietate) expenditur, teneantur in solidum pro omnibus gestis 
societatis. Socij vero .. quorum nomen non expenditur non... 
sint in aliquo obligati ultra partecipationem«. Freilich: in dieser 
Bestimmung kommt schon ein veränderter Rechtsstatus zum 
Ausdruck: eine Firma (Geschäft) besteht bereits, für die 
mittels einer Firma (Handelsname) verbindlich gezeichnet wird: 
der frühere Zustand macht sich nur dadurch noch bemerkbar, 


1) Beispiele bei Goldschmidt, 274. 
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daß die weitere Haftung an die Voraussetzung der Namensnennung 
geknüpft ist. 

Wie haben wir uns nun die Entstehung des Firmenbegriffs 

vorzustellen? Ich denke, man ist zu ihm gelangt auf dem Wege 
einer schrittweisen Entkonkretisierung des Merkmals der Gesell- 
schaftszugehörigkeit. Erst sagte man: Genossen sind die in der- 
selben Werkstatt zusammenarbeiten. Dann kam man zu einer 
etwas abstrakteren Auffassung, indem man sagte: die in dem- 
selben Handel tätig sind und dann bekam wohl das Wort Handel 
(negociatio) unmerklich den Sinn, den unser Wort Geschäft 
ausdrückt. 
“ In der vorhin angeführten Stelle der Stat. urb. Mut. zum 
Beispiel steht an der von mir punktierten Stelle: »socii in eadem 
stacione vel negociatione«; in dem Stat. del Paratico 
di Bergamo heißt es: »socii eiusdem negotiationis.« Indem 
Wort negotiatiohat sichoffenbar derWan- 
del der Anschauungen vollzogen: es bekam 
allmälich die Nuance, die unser Wort »Geschäft« heute hat, wenn 
wir darunter eine Stelle verstehen, von der aus regelmäßig Ge- 
schäfte betrieben werden, während es im Altertum und zunächst 
auch im Mittelalter nur Geschäft im Sinne von Einzelgeschäft 
oder auch Einzelgeschäften oder allenfalls men Komplex von 
Geschäften bedeutet hatte. 

Wenn etwas den schlüssigen Beweis dafür erbringt, daß es im Alter- 
um keinen Kapitalismus im modernen Verstande gegeben hat, so ist 
es die Tatsache, daß die lateinische Sprache kein Wort für Geschäft, kein Wort 
für Firma entwickelt hat. Die Ausdrücke negotium, negotiatio, quaestus, sind 
alle in dem Stadium der Entwicklung stecken geblieben, in dem sie Vornahmen 
oder Vorgänge bezeichnen, haben aber nicht den Schritt getan, den sie im Be- 
ginn der Neuzeit in der Vulgärsprache und dann in den romanischen Sprachen tun, 
daß sie ein Zuständliches, die Einzelgeschäfte zu einer Einheit zusammenfassen- 


des Abstraktum bezeichnen wie unser »Geschäft« Für Firma im Sinne von Han- 
delsname kennt aber die lateinische Sprache nur das persönliche Nomen. 


Gleichzeitig scheint sich der Ausdruck negotium (ne- 
gozio) und bottega im Italienischen entmateralisiert 
und damit die Bildung des Begriffes Geschäft eingeleitet zu haben. 
Im 15. Jahrhundert sagt man: ich habe so und so viel Anteile an 
einer »bot tega della seta«; oder man schließt einen Vertrag: »per 
fare una bottegha d’arte di seta« 2). 

Wesentlich unterstützt mußte diese Herausarbeitung eines 


2) Siehe z. B.Sieveking, Handlungsbücher der Medici, 14, 47. 
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Begriffes »Geschäft« werden durch einen anderen Prozeß, der sich 
mittlerweile in der statutarischen Rechtsbildung vollzogen hatte: 
ich meine die Anerkennung eines selbständigen Gesell- 
schaftsvermögens. 

Wiederum können wir feststellen, daß die römische Welt 
einen solchen Begriff nicht gehabt hat: die römisch-rechtliche 
societas ist, wie bekannt, eine Abmachung, die nach außen hin 
ohne Wirkung war. Dagegen beobachten wir in dem italienischen 
Statuterrecht seit dem 13. Jahrhundert eine unaufhaltsame 
Tendenz, einerseits den Komplex von Rechten und Verbindlich- 
keiten, welcher durch die im Betriebe der Societas geschlossenen 
Geschäfte gebildet wurde, nach Art eines Sondervermögens be- 
sonderen Schicksalen zu unterwerfen«, andererseits im Rahmen 
der Familiengesellschaften ein Geschäftsvermögen von dem 
Privatvermögen der einzelnen Familienmitglieder abzusondern. 
Die Interessen der Gläubiger gingen hier parallel mit den In- 
teressen der Gesellschafter 3). 

Es liegt aber auf der Hand, daß der Begriff eines selbst- 
ständigen Geschäftsvermögens gleichsam mit innerer Notwendig- 
keit aus sich selber den Begriff des überindividuellen Geschäfts 
erzeugen, seine Klärung und Festigung also, da er aus andern 
Gründen bereits im Entstehen war, herbeiführen mußte. 

Dieselben Dienste leistete dann auch der sich mit der Zeit 
herausbildende Gebrauch eines besonderen Handels- 
namens, also einer Firma in formalem Sinne: durch eine von dem 
bürgerlichen Namen des Unternehmers oder dereinzelnen Gesell- 
schafter losgelöste Bezeichnung des Geschäfts wird dieses in der 
Vorstellung abermals mehr verselbständigt gegenüber den lebendi- 
gen Personen. Von den Juristen wird diese Bedeutung des selbstän- 
digen Handelsnamens denn auch unterstrichen, wie ich bei dec 
Betrachtung der Entwicklung des Gesellschaftsrechts an anderer 
Stellenoch genauer nachweisen werde. Dort wird auch erst die pas- 
sende Gelegenheit sich bieten, den Zeitpunkt, in dem die eben skiz- 
zierte Entwicklung zum Abschluß gekommen ist, zu bestimmen. 

Endlichhat offenbarderGebrauch vonHandelszeichen 
die Herausbildung des selbständigen Firmenbegriffs gefördert. 


23) Diese Probleme sind in der juristischen Literatur am gründlichsten erör- 
tert worden. Es kann deshalb auf die bekannten Schriften verwiesen werden. Vgl, 
noch Karl Adler, Zur Entwicklungslehre und Dogmatik des Gesellschafts- 
rechts. 1895. 
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Ursprünglich, sahen wir, war das Handelszeichen durchaus persön- 
licher Natur. Auch wenn es von einer Gesellschaft verwandt 
wurde, vertrat es doch immer nur die einzelnen Gesellschafter 
oder (häufig) den Hauptgesellschafter (wir würden sagen: den 
Senior-Chef). Deshalb verschwand es auch sofort, wenn ein Ge- 
sellschafter ausschied (starb), das heißt wenn die Sozietät sich 
auflöste: »non debet signum vel sigillum integrum remanere so- 
cietate non integra«. Immer aber empfand man diese aus der 
rein persönlichen Natur der Marke folgende Rechtswirkung als 
problematisch: man suchte auf verschiedene Weise die Kontinui- 
tät des Handelszeichens einzubürgern dadurch, daß man es 
von der Person loslöste (es verkaufen, vererben ließ usw.). Da- 
mit eben stärkte man natürlich den Begriff des von den Per- 
sonen unabhängigen Geschäfts, auf das allmählich das Handels- 
zeichen bezogen wurde $). Was den Zeitpunkt anbetrifft, indem 
alle diese Einflüsse ihre Wirkung ausüben, so scheint es mir zweifel- 
los, daß wir eine Verselbständigung des Geschäfts im Rechtssinne, 
also eine Firma (im doppelten Verstande, den das Wort hat) keines- 
wegs vor dem I6. Jahrhundert annehmen dürfen, wenn auch Keime 
dieser Entwicklung sich natürlich schon früher nachweisen lassen. 


Im 16. Jahrhundert wird es erst üblich, unter dem »usato 
nome della compagnia«, eben der Firma der Sozietät (nunmebr 
deı wirklichen »Firma« I als Bezeichnung der wirklichen »Fir- 
ma« II) Verträge abzuschließen. Im 16. Jahrhundert wird es dann 
offenbar auch erst allgemeiner Brauch, Handelszeichen für Gesell- 
schaften zu verwenden, um durch sie anzuzeigen, daß nomine 
societatis kontrahiert worden sei. Daß dieser Brauch noch neu 
war, scheint mir folgende Stelle aus Straccha zu beweisen: 

sconsueverunt mercatores ne diversarum negociationum fiat confusio et 
mixtura et ut et diversis administrationibus non oriatur incertitudo ubi forte 
societatem colerunt, formam contrahendi inscribere seu titulum societatis ad- 
icere, verbi gratia, Societas Bartholomaei Thomasi, Joannis Francisci Tudini et 
sociorum certoque signo eX consensu omnium facto uti et in libris notare quod 
signum ad discernendum ac iudicandum, incertitudinem removendum et inspi- 
ciendum, an nomine societatis sit contractum, valde prodest.« 

Straccha, De mercatura (1583), 52 (No. 91). 

Die von der Idee des selbständigen Geschäfts befruchtete 
Gesellschaftsbildung setzt aber auch nicht früher als im 16., wahr- 


4) Am ausführlichsten behandelt diese Probleme G. Dietzel, a a. O. 
S. 274 ff. und öfters. Vgl. Lastig, Markenrecht 154, 158 f. 
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scheinlich sogar erst im 17. Jahrhundert ein, wie an anderer 
Stelle zu zeigen sein wird. 

Und selbst im ı8. Jahrhundert steht der Rechtsbegriff 
der selbstständigen Gesellschaftsfirma noch keineswegs uner- 
schütterlich fest. 

So schreibt noch die Leipzg. Handels-Gerichts-Ordnun 
vor: daß auf Wechsel-Briefen die Namen sämtlicher 
Teilhaber einer Gesellschaft verzeichnet sein müssen. 

In der Erläuterung und Resolution über einige Punkte der Leipzg. 
HGO. vom ı2. April 1720 heißt es: 

»Weil auch zu 2. Wegen deren Wechsell-Briefe, so im Nahmen einiger 
in Compagnie zusammenstehender Handels-Consorten zum öfftern pflegen aus- 
gestellet. zu werden, und über deren eydliche Difession vielmahls Zweiffel 
vorgefallen: So ordnen und befehlen wir hiermit, daß derjenige Handels-Con- 
sort, welcher dem Brief unterschreibet, jedesmahl zugleich seiner Neben- 
und Handels-Consorten Tauff- und Zunahmen,,„.. mit exprimiren und un- 
terschreiben soll 

Diese Bestimmung wurde erst durch Reskript vom 8. Dez. 1773 auf- 


gehoben: die Zeichnung der Firma wird ausdrücklich gestattet. 
Jahrb. d. gem. Deutsch. Rechts 4 (18060), 300 fÍ. 


Die Herausbildung des Begriffs des selbständigen Geschäfts 
beschränkt sich aber zunächst durchaus auf den Umkreis der 
kollektiven Wirtschaftsformen. Erst sehr spät begegnen wir 
beim Einzelbetriebe einem von dem bürgerlichen Namen des In- 
habers abweichenden Handelsnamen. Und gewiß noch viel später 
entsteht die Vorstellung eines von dem lebendigen Wirtschafts- 
subjekte unabhängigen »Geschäfts«, entsteht die »Einzelfirma« 
in der strengen Bedeutung, in der hierimmer das Wort verstanden 
wird. Was heute in dem Umkreis kapitalistischer Wirtschaft 
selbstverständlich ist: die begriffliche Loslösung und Verselbstän- 
digung des »Geschäfts« auch dort, wo nur Ein Unternehmer vor- 
handen ist, dürfen wir für das Zeitalter des Frühkapitalismus 
als die seltene Ausnahme betrachten. Unter den frühkapitalisti- 
schen Wirtschaftsformen ist die »Einzelfirma« ohne Bedeutung. 


Daß aber keineswegs vor dem 16. Jahrhundert die Entste- 
hung der kapitalistischen Unternehmung anzusetzen ist, dafür 
spricht endlich der Umstand, daß die beiden andern Entwicklungs- 
reihen, die zu dieser Wirtschaftsfoım hinführen, ebensowenig wie 
die juristische vor jenem Zeitpunkt abgeschlossen sind, wie nun- 
mehr festzustellen ist. 
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HI. Das Geschäft als Rechnungseinheit: 
Die Ratio (ragione, raison). 
1. Die geschichtliche Entwicklung der systematischen Buchhaltung. 


Von großer Bedeutung für die Herausbildung deı kapitali- 
stischen Unternehmung ist die Einführung einer geordneten 
Buchhaltung oder Buchführung?) geworden. 

Wir wissen, daß die handwerksmäßige Organisation des 
mittelalterlichen Handels (und für andere Zweige des Wirt- 
schaftslebens kam damals so etwas wie Buchführung gar 
nicht in Betracht) in der Unvollkommenheit und namentlich 
Höchstpersönlichkeit der Buchhaltung ihren sinnvollen Aus- 
druck fand. Das wüste Durcheinander von allerhand Aufzeich- 
nungen, das die deutschen Handlungsbücher noch des 14. und 15. 
Jahrhunderts kennzeichnet, hatte keinen andern Zweck als den: 
dem Geschäftsleiter bestimmte Vorgänge und Zustände in seiner 
Wirtschaft ins Gedächtnis zurückzurufen. Die Bücher waren 
Memoriales im primitivsten Verstande. 

Diejenigen Stellen, wo zuerst eine geordnete, auch für Dritte 
verständliche (also objektive) Buchführung Platz griff, sind wohl 
die öffentlichen Haushalte gewesen. 

Vor allem natürlich waıen es die italienischen Stadtgemein- 
den, die hier neue Wege gingen. Seit dem 13. Jahrhundert, viel- 
leicht noch früher, beginnt hier eine straffe Geschäftsführung 
sich auszubilden. Inventare des beweglichen und unbeweglichen 
Vermögens werden aufgenommen, die tavole delle possessioni 
in Florenz, und in zwei Exemplaren aufbewahrt; über das öffent- 
liche Schuldwesen werden besondere Beamte (notai) gesetzt, die 
jährliche Uebersichten geben müssen (Mailand, Pisa, Florenz). 
Eine strenge Aufsicht wird über Einnahmen und Ausgaben der 
Kommune geführt. In Mailand verspricht der Podestà im Jahre 
1225 jeden Monat die Rechnungen der Kämmereikasse zu prüfen 








5) Die beiden Ausdrücke werden im Deutschen von einigen (Adler) als 
gleichbedeutend angesehen, andere (Schär) uuterscheiden Buchhaltung 
und B Führung. 

Die fremden Sprachen trennen die beiden Begriffe wie die französische (comp- 
tabilite — tenue des livres} oder lassen sie zusammenfallen wie die englische 
(book-keeping). 

Ich gebrauche die beiden Worte im gleichen Sinne, und zwar demjenigen, 
den einzelne für das Wort B.Haltung aufbewahren wollen. 
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und die Kämmerer zu zwingen, jeden nächsten Monat Rechnung 
abzulegen. Alle Statuten enthalten auch Vorschriften über die 
Buchführung: so verlangte das Breve pisano (1286) zwei getrennte 
Bücher, eines für die Einnahmen, eines für die Ausgaben; in Ve- 
nedig sollten monatliche Revision und Kassensturz stattfinden. 
Bilanzen wurden von den italienischen Stadtgemeinden jeden- 
falls im 14. Jahrhundert aufgestellt: wir kennen eine für Florenz 
aus dem Jahre 1336—38, für Treviso aus dem Jahre 1341, für 
Rom aus dem Jahre 1368, für Mailand aus dem Jahre 1463 ®). 

Auf eine frühe Ordnung des Rechnungswesens wurde auch 
der päpstliche Haushalt hingedrängt, dank der außerordentlich 
hohen Einnahmen, die eı hatte, ebenso die Haushalte der fran- 
zösischen und englischen Könige. 

Im privaten Erwerbsleben werden vermutlich die ersten, 
die durch die Eigenart ihrer Geschäfte gezwungen wurden, syste- 
matisch Buch zu führen, die Bankiers gewesen sein. Die 
Statuten der Städte, wie die von Pavia, Piacenza und Novara er- 
wähnen die Genauigkeit ihrer Rechnungen. Im 14. Jahrhundert 
sollen die städtischen Verwaltungen ihre Bücher nach der in Ban- 
kierkreisen üblichen Art führen. Welche war das? und wie wuchs 
die Buchhaltung zu einem wohlgeordneten System sich aus? 

Die Geschichte der systematischen Buchführung wird mit 
dem Satze beginnen müssen:im Anfang war das Kon- 
to: die ratio. Mit Recht nennt man noch heute die Buch- 
haltungslehre eine Kontenlehre und sowohl die französische 
wie die italienische Sprache gebrauchen dieses Wort: Kontenlchre, 
um das Ganze der Buchhaltung zu bezeichnen: comptabilite, ra- 
gioneria. Was aber für das vollendete System gilt, gilt in noch 
viel stärkerem Maße für die ersten Anfänge: an der Kontenbil- 
dung hat sich die systematische Buchbaltung emporgerankt: 
durch die Aufstellung eines Kontos wurde erstmalig die unge- 
gliederte und auf die Person des Schreibers zugeschnittene 
Notizensammlung entzw:i gebrochen und in das Chaos wurde 
ein festes Gedankengefüge hineingebaut, an das alle weitere 
Rechnung sich anlehnen konnte. 

Wir dürfen nach dem Quellenstoff, über den wir bisher ver- 
fügen, annehmen, daß im 13. Jahıhundert in Italien die Konten- 
bildung sich entwickelt, daß man im 14. Jahrhundert selbst in 


%)Brambilla, l.c.p. 21. 
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Frankreich schon Sachkonten neben den ursprünglich wohl allein 
bestehenden Personenkonten kannte. 


In den Rechnungen der Florentiner Kaufleute Riniero und Baldo Fini finden 
sich folgende Konten: 


»Le dispense di vestire e di chalzare ed altre minute ispese de dare per Baldo 
Fini.. .e 


»Lo chosto de dare ne la fiera di Tresi Sam Giovanni novanta sette (1297) 
per Riniero Fini.. .e 

»Lo monetagio degli ottomilia marchi deono avere ne la fiera freda treicento 
tre..«eH.Sieveking, a.a.0.25, 1496. 

In dem Handlungsbuche des Narbonner Kaufmann Jacme Olivier (1391 bis 
1392) begegnen wir einem Oelkonto, einem Schiffskonto, einem Honigkonto, 
einem Reisekonto. Diese Konten wurden belastet mit der Formel deu und er- 
kannt mit e nos a lu. Zum Beispiel: 

»La enporesion de las Farynat e del Marel deu ...e (p. 128). 

»La mel deu ... e (p. 159). 

»Lo vyage de Barut e d’Alisandria deu... « (p. 200). 

A. Blanc, Le Livre de Comptes de Jacme Olivier. t. II. 1899. 

Doch sind diese Sachkonten noch ganz vereinzelt. Die Regel bildet 
durchaus noch die (eintragungsweise) Beziehung auf Personen, Es handelt 
sich also um die ersten ganz leisen Ansätze zur Kontenbildung, die aber 
doch schon begonnen hatte. 


Die zweite Entwicklungsstufe der systematischen Buchfüh- 
rung wird durch die Doppelschreibu ng erreicht: die An- 
wendung der Doppik, wie es deutsch schreibende ?), der Loi 
digraphique, wie es französisch schreibende Theoretiker der Buch- 
haltung nennen), durch jene Gepflogenheit also, jeden Posten 
in zwei Konten auf je der entgegengesetzten Seite zu buchen, 
so daß das eine Konto stets um denselben Betrag belastet wird, 
für den ein anderes erkannt wird, durch jene Gepflogenheit, die 
die »doppelte Buchführung«, la partita doppia, die comptabilité 
à parties doubles begründet. Durch die Doppelbuchung werden 
sämtliche Konten eines Geschäfts gleichsam wie mit einem Band 
zu einem Bündel zusammengeknüpft. 

Der Zeitpunkt, in dem diese Entwicklungsstufe erreicht war, 
scheint die letzte Hälfte des 14. Jahrhunderts gewesen zu sein °). 
Im Jahre 1340 soll die Stadtverwaltung Genuas ihre Bücher be- 
reits auf der Grundlage der partita doppia geführt haben 19 und 
nach dem Urteil H. Sievekings ruhen auch schon die äl- 

7 C.P.Kheil, Cotrugli. 9. 

3 L. Gombert, l. c. p. 34 u. öfters. Das Wort »digraphie« ist von L é- 
autey undGuilbaut gebildet. 

a Brambilla, 39 nennt die erste Hälfte des 13. Jahrhunderts als den . 


Zeitpunkt, sin cui probabilmente nacque il metodo«, er bringt aber keine Beweise. 
10) Com. Desimoni, Lc. 
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teren Handlungsbücher der Soranzo, die noch in das 14. Jahr- 
hundert fallen, auf dem Grundsatze der Doppelschreibung. Be- 
kannt ist, daß die doppelte Buchführung später die à la Venezia- 
Methode genannt wurde, so daß wir darauf schließen dürfen, daß 
sie in Venedig zuerst ihre Ausbildung (oder Anwendung?) er- 
fahren hat. 

So sehr die Doppelschreibung, die Loi digraphique, die sy- 
stematische Buchhaltung, die ja darnach die doppelte heißt, 
kennzeichnet, so genügt die Anwendung dieses Prinzips doch 
noch keineswegs, um dasSystem zu vollenden. Ja die wesentliche 
Eigenart der doppelten Buchhaltung, die zweifellos darin besteht, 
den lückenlosen Kreislauf des Kapitals in einer Unternehmung 
zu verfolgen, ziffernmäßig zu erfassen und buchmäßig festzu- 
legen, kann nicht in die Erscheinung treten, solange das System 
der Kontierung nicht vollendet ist. Man weiß, daß das erst dann 
der Fall ist, wenn neben die »Bestandskonten« ein Gewinn- 
und Verlust- undein Kapitalkonto treten, in die die Saldi 
der Bestandskonten übertragen werden, gleichsam abfließen kön- 
nen, diesich sonst jean ihrem Platze unverbunden anstauen. Erst 
mit der Einstellung dieser Konten kann sich der von der doppel- 
ten Buchhaltung zu erfassende Kreislauf des Kapitals ohne Unter- 
brechung vollziehen: aus dem Kapitalkonto über die Bestands- 
konten durch das Gewinn- und Verlustkonto in das Kapitalkoto 
zurück. 

Historisch hat sich dieser Abschluß des Systems der dop- 
pelten Buchhaltung in zwei Stufen vollzogen: die erste führt bis 
zur Einfügung eines Gewinn- und Verlustkontos; die zweite end- 
lich zur Schaffung eines Kapitalkontos. Das neue Hauptbuch 
der Soranzo, das bereits dem 15. Jahrhundert angehört, hat ein 
Gewinn- und Verlust-, aber kein Kapitalkonto; das von Andrea 
Barbarigo 1430/40 geführte Handlungsbuch hat endlich auch 
ein Kapitalkonto Di 

Hier sind nicht nur, wie in dem neuen Buche der Soranzo, 
die Warenkonten regelmäßig durch das Gewinn- und Verlust- 
konto saldiert, sondern dieses selbst wird auch ordnungsmäßig 
durch das Kapitalkonto geschlossen: die Utilekonten von 1430 
und 1432 speisen das Utilekonto von 1434. Das Saldo dieses 
Kontos wird dem Kapitalkonto »Andrea Barbarigo«gutgeschricben. 


l1) Nach den Angaben H. Sievekings, a. a. O. S. 1503. 1508. 


314 Werner Sombart, 


Mit dem Ausgange des 15. Jahrhunderts kam dann auch 
noch das erste wissenschaftliche System der 
doppelten Buchführung, in dem alle die seitdem vom praktischen 
Leben gemachten Errungenschaften zu einer vollkommenen Dar- 
stellung theoretisch zusammengefügt wurden. Es war das 1494 
veröffentlichte System des Fra Luca (Pacioli), dem, allen neuen 
Forschungen zur Geschichte der systematischen Buchführung 
zum Trotz, der Ruhm geblieben ist, der erste Systematiker der 
Buchhaltung »il primo autore di ragioneria« gewesen zu sein. 


Vgl. Brambilla, 44 und die Spezialschriften über Luca Pacioli. 
NachC.P. Kheil, a.a. O. S. 23 ist die erste Abhandlung über doppelte Buch- 
haltung im 13. Kap. des Buches Della mercatura des Cotrugli enthalten, das 
zwar erst 1573 im Druck erschien, aber schon 1458 geschrieben wurde. Von an- 
deren Kennern, wie Vianello, wird bestritten, daß C. die doppelte Buch- 
haltung überhaupt im Sinne habe. Ich kann nicht entscheiden, wer recht 
hat, möchte aber meiner Meinung dahin Ausdruck geben, daß sich das ge- 
nannte Kapitel der Schrift des Cotrugli, das nur wenige Seiten umfaßt, 
doch wohl nicht vergleichen kann mit der ausführlichen, wohlgegliederten Dar- 
stellung des Fra Luca. Die Streitfrage ist auch nicht so arg wichtig. Zweifellos 
hat Pacioli das erste, einwandfreie System der d. B. entworfen. 


Die doppelte Buchführung, die also am Ende des 15. Jahrhunderts vollendet 
dasteht, ist nicht etwa aus der seinfachen Buchführung« hervor- 
gegangen, wenn man unter dieser nicht nur eine unvollkommene Buchführung, 
sondern auch ein bestimmtes »System« der Buchhaltung versteht. In diesem 
Sinne ist die einfache Buchführung viel später entstanden; durch »Verstümme- 
lung der doppelten Buchhaltung«, wie ein hervorragender Kenner urteilt. Schär 
a a O. S. 7. Nach demselben Gewährsmann war Cotta im Jahre 1774 der 
erste Schriftsteller der einfachen Buchhaltung. Doch kann man schon bei de 
la Porte (1685) Ansätze dazu finden. Schär, a.a. O. S. 7. Vgl. Ad- 
ler, a.a. O. S. 246. 


War nun das System der doppelten Buchführung mit der 
Darstellung Luca Paciolis auch vollendet, so doch noch 
keineswegs das System der vollkommenen und systematischen 
Buchhaltung, wie wir es heute verstehen. Ein Mangel, der sich 
bei Pacioli und den Schriftstellern des 16. Jahrhunderts 
findet, konnte durch einfache Uebung beseitigt werden: der 
Mangel der Bilanzaufstellung nach den Büchern: erst durch 
die Bilanz wird der latente Zusammenhang der einzelnen Konten 
unter einander offenbar. Pacioli kennt noch keine Bilanz 
und keinen jährlichen Abschluß. Erst Simon S te vin (1608) 
verlangt, daß die Bücher jährlich abgeschlossen werden, außer- 
dem beim Tode des Kaufmanns und bei Ablösung des Geschäfts. 
Aber damit war ein sachlicher Mangel, der der doppelten Buch- 
führung anhaftet, noch nicht behoben. 
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Dieser sachliche Mangel besteht, wie man weiß, darin, 
daß der aus den Saldi der Bestandskonten vorhandene Gewinn 
oder Verlust fiktiv, nicht wirklich ist, da bei seiner Berechnung 
zwei Umstände außer acht gelassen sind, die die Höhe des tat- 
sächlich erzielten Gewinnes oder Verlustes wesentlich mitbe- 
stimmen: ı. die Tatsache, daß während des Rechnungsjahres 
ein Teil der Unkosten nicht genau festgestellt werden kann; 2. die 
Tatsache, daß die Bestände seit ihrem Eintritt in das Unter- 
nehmen Wertverminderungen erfahren haben können (und meist 
erfahren). Sollen Gewinn oder Verlust, wie sie sind, festgestellt 
werden, so muß der Wert aller Bestände im Augenblick des Bilanz- 
abschlusses ermittelt werden und diese Ermittelung ist Aufgabe 
der Inventur: »Somit ist die Schlußbilanz von einer außerhalb 
der Buchhaltung liegenden Operation, der Inventur, abhängig.« 

Verlangten nun die Buchhaltungstheoretiker des 17. Jahr- 
hunderts auch einen Jahresabschluß der Bücher, also eine Jahres- 
bilanz, so diente diese doch z. B. noch bei de la Porte im 
wesentlichen nur buchhalterischen Zwecken, war also eine rein 
mechanische Vornahme, oder, wie es Schär richtig ausdrückt: 
»ein recherisches Kunststück, eine identische Gleichung«. Wann 
ist die Inventur in ihrer Notwendigkeit erkannt worden? Man 
hat geglaubt 171. daß um jene Zeit — gegen Ende des 17. Jahr- 
hunderts — auch der Gedanke des Schlußinventars aufgekommen 
sei, sonst hätte die französische Ordonnance von 1673 eine solche 
Vornahme nicht den Kaufleuten zur gesetzlichen Pflicht machen 
können. 

Der art. VIII des tit. III der Ord. von 1673 bestimmt 
in deı Tat: 

»Seront aussi tenus tous les Marchands de faire dan. le même 
delai de six mois, inventaire sous leur seing de tous leurs effets 
mobiliers et immobiliers, et de leurs dettes actives et passives, 
le quel sera recollé et renouvell& de deux ans en deux ans«13). 

Es liegt nahe, als die Schöpfer dieser Idee die beiden S a- 
vary anzusprechen, die ja bekanntlich auch die Väter der 

Ord. pour le commerce vom Jahre 1673 waren und die in ihren 


n) Simon, a.a. O. S. 34f. Ihm folgen andere, z. B. Sieveking, 
S a O. S. 324. 
13) Code marchand (1762), 15. 


Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 41. 2. 21 


316 WernerSombart, 


wissenschaftlichen Werken einen sehr ausführlichen Kommentar 
jener Gesetzesbestimmung geben 19). 

Bei näherem Hinsehen ergibt sich jedoch, daß die Ansicht: 
die beiden Savary hätten in ihren Werken oder durch 
Vorschrift der Ordnung von 1673 eine Schlußinventur als Er- 
gänzung der doppelten Buchführung verlangt, irrig ist. Jene 
Inventur, die sie vorschreiben und für die 
siein der Tateine genaue Wertermittelung 
heischten!d), bezog sich nur auf die Detail- 
händler!%, die keine doppelte Buchhaltung 
hatten und denen die Inventarisierung diese ersetzen sollte. 
In Geschäften mit doppelter Buchhaltung 
blieb es jedoch bei der rein rechnerischen 
Bilanz: die Eröffnungsbilanz wurde bei dem Jahresabschluß 
der neuen Bilanz zugrunde gelegt: sie trat an die Stelle des In- 
ventars: quand un marchand ou négociant tient ses livres en 
parties doubles, le bilan d’entree lui sert d’Inventaire, qu’il porte 
au commencement du nouveau Journal et du nouveau grand 
Livre« 171. 

Auch im 18. Jahrhundert vernehmen wir noch keine For- 
derung einer wertbestimmenden Inventur. Selbst noch B üs ch 
verlangt keine Inventarisierung und läßt die Waren zum Ein- 
kaufspreise in der Bilanz erscheinen. Ebenso nimmt Gerhard 
Heinrich Buse beim Inventar noch die Menge des Bestandes 
ohne Rücksicht auf die vorhandene Ware nach der Differenz 
zwischen Einkauf und Verkauf, sowie die Preise nach dem Ein- 
kauf an 18). 

Ist also vielleicht das Zeitalter des Fıühkapitalismus zu 
Ende gegangen, ohne die Idee einer außerbuchmäßigen In- 
ventur als notwendige Ergänzung der doppelten Buchhaltung 
erzeugt zu haben d Die Spezialforschung wird die Frage zu be- 


14) [.Savary, Le parfait negoc. P.I.1.IV.chr. oa und Dict. de comm. 
art. Balance, Bilan und Inventaire. 

15) Siehe Le parfait négociant, 4. ed. (1697), 313. 

16) In der Ord. heißt es im Art. VIII: »Seront aussi tenus tous les mar- 
chands...«e während in allen übrigen art. steht: stous négociants et mar- 
chands...« Bei der genauen Sprachweise jener Zeit genügte die Bezeichnung 
smarchands«e, um die Bestimmung auf Detailhändler einzuschränken. In ihren 
Werken sprechen die Verf. immer ausdrücklich von Marchands en detail. 

17) Dict. de Comm. 2 (1726), 438. 

18) G.H. Buse, Das Ganze der Handlung usw. 1804 bei Jäger, Pacioli, 
152. 
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antworten haben. Hier genügt uns aber, festgestellt zu haben, 
daß jedenfalls das System der doppelten Buchführung schon 
während der frühkapitalistischen Epoche zur vollen Entfaltung 
gekommen ist. Sehen wir zu, welche grundsätzliche Bedeutung 
diese neue Ordnung der Geschäfte für den Aufbau und Ausbau 
deı kapitalistischen Unternehmung gehabt hat. 


2. Die Bedeutung der systematischen Buchhaltung für die Ent- 
wicklung des Kapitalismus. 


Alle Ordnung steigert unsere Kräfte. Das gilt nicht am we- 
nigsten von der Ordnung in wirtschaftlichen Dingen. »Ordnung 
und Klarheit vermehrt die Lust zu sparen und zu erwerben. 
Ein Mensch, der übel haushält, befindet sich in der Dunkelheit 
sehr wohl; er mag die Posten nicht gerne zusammenrechnen, die 
er schuldig ist. Dagegen kann einem guten Wirte nichts ange- 
nehmer sein, als sich alle Tage die Summen seines wachsenden 
Glückes zu prüfen. Selbst ein Unfall, wenn er ihn verdrießlich 
überrascht, erschreckt ihn nicht; denn er weiß sogleich, was für 
erworbene Vorteile er auf die andere Seite zu legen hat.« In 
dieser Allgemeinheit läßt sich diese Weisheit auf alle wirtschaft- 
lichen Verhältnisse anwenden: auf den Bauern wie auf den Hand- 
weıker, auf den kapitalistischen Unternehmer wie auf die Haus- 
frau. Zu einer auf das lebhafteste empfundenen Wahrheit wird 
aber diese Ueberzeugung, daß Ordnung den wirtschaftlichen 
Sinn stärke, wenn wir uns die überragende Bedeutung ins Be- 
wußtsein bringen, die der ganz eigenartigen Ordnung der Ge- 
schäfte durch die systematische Buchhaltung für die Entfaltung 
des kapitalistischen Wesens innewohnt. Man kann schlechthin 
Kapitalismus ohne dcppelte Buchhaltung nicht denken: sie 
verhalten sich wie Form und Inhalt zueinander. Und man kann 
im Zweifel sein, ob :ich der Kapitalismus in der doppelten Buch- 
haltung ein Werkzeug, um seine Kräfte zu betätigen, geschaffen 
oder ob die doppelte Buchhaltung erst den Kapitalismus aus 
ihrem Geiste geboren habe. 

Die doppelte Buchhaltung! Es gibt kein Lehrbuch dieser 
Wissenschaft oder Kunst, in dem nicht die Worte (nicht G o e- 
thes! wohl aber) des Schwagers Wilhelm Meisters mit Stolz 
zitiert wären: »Es ist eine der schönsten Erfindungen des mensch- 
lichen Geistes und ein jeder guter Haushalter sollte sie in seiner 

SC? 
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Wirtschaft einführen.« Ich glaube, man wird sich in der Tat 
dieses Urteil des Kaufmanns Werner zu eigen machen können, 
wenn man den im letzten Satz geäußerten Gedanken nicht etwa 
dahin auffaßt: jeder Privathaushalt täte gut, die doppelte Buch- 
haltung anzuwenden und wenn man die Wertung in dem Sinne 
versteht, daß man die doppelte Buchführung für eine der gran- 
diosesten und folgenreichsten Erfindungen, besser Schöpfungen, 
des menschlichen Geistes erklärt Will man ihrer Bedeutung 
voll gerecht werden, so muß man sie in Vergleich stellen mit den 
»Erkenntnissen«, die seit dem 16. Jahrhundert die Denker über 
die Beziehungen in der Natur vorbereitet haben. Die doppelte 
Buchhaltung ist aus demselben Geiste geboren, wie die Systeme 
Galileis und Newtons, wie die Lehren der modernen 
Physik und Chemie. 

Mit denselben Mitteln wie diese ordnet sie die Erscheinungen 
zu einem kunstvollen System, und man kann sie als den ersten, 
auf den Grundsatz des mechanischen Denkens aufgebauten Kos- 
mos bezeichnen. Die doppelte Buchhaltung erschließt uns den 
Kosmos der wirtschaftlichen, genauer der kapitalistischen Welt, 
nach derselben Methode, wie später die großen Naturforscher 
den Kosmos der Sternenwelt und der Blutkörperchen oder In- 
fusorien aufbauen (oder uns erschließen, was dasselbe bedeutet). 
Die doppelte Buchhaltung ruht auf dem folgerichtig durchge- 
führten Grundgedanken, alle Erscheinungen nur als Quantitäten 
zu erfassen, dem Grundgedanken also der Quantifizie- 
rung, derall die Wunder der Naturerkenntnis zutage gefördert hat 
und der hier wohl zum ersten Male in der menschlichen Geschichte 
mit voller Klarheit zum tragenden Gedanken eines Systems ge- 
macht worden ist. Man wird aber ohne viel Scharfsinn in der 
doppelten Buchhaltung auch schon die Ideen der Gravitation, 
des Kreislaufes des Blutes, der Erhaltung der Energie und andere, 
die die Naturerkenntnis so sehr befruchtet haben, keimhaft 
nachweisen können. Und wird schon — ich möchte sagen — bei 
rein ästhetischer Bewertung in der Tat die doppelte Buchhaltung 
nicht ohne Staunen und Bewunderung betrachten können als eines 
der kunstvollsten Gebilde des wunderreichen Gestaltungsver- 
mögens der europäischen Menschheit. 

t Abeı was uns hier vielmehr angeht, ist: den Einfluß zu er- 
messen, den dieses System auf den Gang des europäischen Wirt- 
schaftslebens ausgeübt hat. Da möchte ich nun diesen Gedanken 
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in den Vordergrund stellen: daß abermals durch die‘ doppelte 
Buchhaltung Möglichkeiten und Anregungen geschaffen wurden, 
damit die dem kapitalistischen Wirtschaftssystem innewohnen- 
den Ideen zur vollen Entfaltung kommen konnten: die Er- 
werbsidee und die Idee des ökonomischen Rationalismus. 

Die Erwerbsidee wirdin der doppelten Buchhaltung und 
durch sie insofern zur Entwicklung gebracht, als diese die endgül- 
tige Trennung der »werbend«, d. h. um Gewinne zu erzielen, ange- 
legten Geldsumme von allen naturalen Zwecken der Unterhalts- 
fürsorge vollzieht. In der doppelten Buchhaltung gibt es 
nur noch einen einzigen Zweck: die Vermehrung eines rein quan- 
titativ erfaßten Wertbetrages. Wer sich in die doppelte Buch- 
haltung veıtieft, vergißt alle Güter- und Leistungsqualitäten, ver- 
gibt alle organische Beschränktheit des Bedarfsdeckungsprinzips 
und erfüllt sich mit der einzigen Idee des Eıwerbes: er kann nicht 
anders, wenn er sich in diesem Systeme zurechtfinden will: er 
darf nicht Stiefeln oder Schiffsladungen, nicht Mehl odeı Baum- 
wolle sehen, sondern ausschließlich Wertbeträge, die sich ver- 
mehren oder vermindern. 

sUnabhängig von den Formen irgend eines speziel- 
len Systems hat .. die Buchführung das in dem Unternehmen verwen- 
dete Kapital in der Art zur Nachweisung zu bringen, daß in Ueberein- 
stimmung mit der Organisation und Gliederung des Unternehmens die bei jedem 
Betriebszweige in Funktion stehenden Vermögensbestandteile ersehen und in 
einer mit dem Betriebe gleichmäßig fortschreitenden Weise alle Geschäftsfälle, 
d. bh. Tatsachen, welche eine Veränderung des Vermögens bewirken, in 
einer solchen systematischen Ordnung verzeichnet werden, daß das System 
des Wirtschaftsbetriebes gleichzeitig das System der Buchführung bildet. 
Seidler, Die theoretischen Grundlagen der doppelten Buchhaltung, in der 
Zeitschrift für Volkswirtschaft usw. To (I901,) 55. 

Mit dieser Betrachtungsweise wird der 
BegıiffdesKapitalsüberhaupterstgeschaf- 
fen. Man kann also sagen, daß vor der doppelten Buchführung 
die Kategorie des Kapitals nicht in der Welt war, und daß sie 
ohne sie nicht dasein würde. Man kann Kapital geradezu de 
finieren als das mit der doppelten Buchführung erfaßte Er- 
werbsvermögen. 

Engstens im Zusammenhange hiermit steht der andere Ge 
danke: daß durch sie erst die Rationalisierung der Wirt- 
schaft zur vollen Durchführung gelangt, sofern als eine der Aeuße- 
rungen dieser Rationalisierung die Tendenz zur allgemeinen Re- 
chenhaftigkeit aller wirtschaftlichen Vorgänge auftritt. Hier er- 
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weist sich derenge Zusammenhang, der zwischen der Herrschaft des 
Erwerbsprinzips und der Rationalisierungstendenz besteht: beide 
lösen die wirtschaftliche Welt in Ziffern auf: jenes, um ihre Ver- 
größerung als Zweck zu setzen, diese, um jenen Zweck vollkom- 
mener zu verwirklichen. Wie sehr die Rechenhaftigkeit durch die 
doppelte Buchhaltung gefördert werden mußte, liegt auf der 
Hand: diese kennt keine wirtschaftlichen Vorgänge, die nicht in 
den Büchern stehen: quod non est in libris, non est in mundo; 
in die Bücher kommen kann aber nur etwas, das durch einen Geld- 
betrag ausgedrückt werden kann, Geldbeträge aber werden nur 
in Ziffern dargestellt, also muß jeder wirtschaftliche Vorgang 
einer Ziffer entsprechen, also heißt Wirtschaften Rechnen. Ge- 
mäß diesen Anschauungen bilden sich dann die Hilfsbegriffe aus. 
So sehen wir hier die begriffliche Kategorie des Tauschwertes 
entstehen, mit dem erst im Rahmen der systematischen Buch- 
haltung wirklich Ermst gemacht wird. 

Aber die Rationalisierung der Wirtschaft wird durch diese 
auch nach den beiden anderen Richtungen hin befördert, in der, 
wie wir von früher her wissen, sie sich zu betätigen strebt: auch 
der Zweckmäßigkeit und Planmäßigkeit der Wirtschaftsführung 
dient die doppelte Buchhaltung. 

Mit Recht hat man darauf hingewiesen, daß sie erst die volle 
Einsicht gewährt in die Mängel, die einer wirtschaftlichen Or- 
ganisation etwa noch anhaften, daß sie damit also erst die Vor- 
bedingung für eine fortschreitende, systematische Verbesserung 
der Geschäftsbetriebes wird. Da sie durch die gesonderte Behand- 
lung der einzelnen Abteilungen einer Unternehmung in den ver- 
schiedenen Konten über Erfolg und Nichterfolg jeder einzelnen 
Maßnahme rechnerischen Aufschluß gewährt. Mit Recht hat 
man aber auch geltend gemacht, daß sie dadurch erst die weit 
ausreichende Planmäßigkeit der Unternehmung verbürgt. »L’im- 
portance de la Comptabilité consiste non seulement dans l'étude 
de l'activité écoulée d'une entreprise, mais encore dans les indi- 
cations qu’elle fournit pour la direction future. D’après l’obser- 
vation et létude des causes et conséquences des événements 
accomplis, elle donne la possibilité de préjuger l'activité future 
et de trouver des bases sûres pour raisonner les actions à venir« !9). 

In der Verfolgung ihrer Zwecke bildet sie dann aber jenes 
Begriffssystem aus, oder hilft es ausbilden, mit Hilfe dessen wir 


19) Gomberg, l. c. p. 36. 
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uns gewöhnt haben, die Welt der kapitalistischen Wirtschaft ge- 
danklich zu erfassen: die Kategorien des stehenden und umlau- 
fenden Kapitals, der Formveränderungen des Kapitals, des Um- 
satzes, des Umschlages des Kapitals, der Produktionskosten und 
andere ergeben sich aus der Anwendung der Grundideen der dop- 
pelten Buchführung und wären ohne sie wahrscheinlich gar nicht 
oder viel weniger scharf entstanden: das wissenschaftliche Rüst- 
zeug der Privat- und Volkswirtschaftslehren, sofern sie die kapi- 
talistische Wirtschaft zum Gegenstande haben, ist (oft unbewußt) 
zum großen Teil dem Arsenal der doppelten Buchführung ent- 
nommen. 

Indem nun aber die doppelte Buchführung erst den Begriff 
des Kapitals schafft, schafft sie gleichzeitig den Begriff der 
kapitalistischen Unternehmung als diejenige 
Organisation der Wirtschaft, diejenige Wirtschaftsform, deren 
Zweck es ist, ein bestimmtes Kapital zu verwerten. Ja, hier bei 
der Entstehung der kapitalistischen Unternehmung tritt die 
schöpferische Mitwirkung der doppelten Buchhaltung am 
greifbarsten in die Erscheinung. Wir haben festgestellt, daß das 
Wesen der kapitalistischen Unternehmung als Vermögensor- 
ganisation in der Verselbständigung des Geschäftes erblickt 
werden muß. Und zu dieser Verselbständigung des Geschäftes 
trägt nun die systematische Buchhaltung in hervorragender 
Weise bei. 

Sie bewirkt diese Verselbständigung auf zwei Wegen: zu- 
nächst dadurch, daß sie die Rechnung und somit die Geschäfts- 
führung von der Person des Unternehmers loslöst und nach rein 
sachlichen Gesichtspunkten ordnet. Die Vornahme der Rech- 
nung wird objektiviert und mechanisiert. Objekti- 
viert: indem das Verfahren ein allgemeines, von der Zufälligkeit der 
Person des Leiters unabhängiges, durchschnittliches, übliches wird, 
so daß es nun, wer es auch anwenden möge, für jedermann verständ- 
lich ist. In den Handlungsbüchern des Mittelalters konnten (und 
sollten) sich nur ihre Besitzer zurechtfinden; in den systematisch 
geführten Büchern weiß jeder Kenner Bescheid. Deshalb ver- 
langten die Begründer der doppelten Buchhaltung auch schon 
Uebersichtlichkeit und Allgemeinverständlichkeit der Buch- 
führung. So heißt es bei Luca Pacioli im ı2. Kapitel (in 
der Jägerschen Uebersetzung): »Alle Posten des Journals 
wirst Du durch eine Linie einschließen, welche die erzählende 
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Schrift umfaßt, die man auszieht. Dasselbe wirst Du beobachten 
bei den Posten des Memorials usw. und je nachdem Du vom Me- 
morial ins Journal überträgst, wirst Du den einen Posten mit 
einer einzigen Querlinie durchstreichen. Dies wird bedeuten, 
daß jener Posten in das Journal eingetragen worden ist, und wenn 
Du den Posten nicht durchstreichen willst, so wirst Du den ersten 
oder letzten Buchstaben des Anfangs vom Posten mit einer Lanze 
versehen (lanciarai) oder wirst ein anderes Zeichen machen, da- 
mit Du ersiehst, daß besagter Posten in das Journal eingetragen 
worden ist usw. Obgleich Du viele verschiedene Zeichen ge- 
brauchen kannst, sollst Du dich doch der gewöhn- 
lichen bedienen, welche die andern inlän- 
dischen Kaufleute anzuwenden pflegen, da- 
mit es nicht den Anschein bekommt, als ob Du von dem gewöhn- 
lichen Handelsgebrauch (modo mercantesco, Handelssitte, Usance) 
abweichest.« 

Aber mehr: durch die doppelte Buchhaltung wird die Rech- 
nung nicht nur objektiviert, sie wird auch mechanisiert. Ist der 
Anfang gemacht, so kann die Rechnung in einer ganz bestimmten 
Richtung weiter geführt werden. Schär bezeichnet diese Eigen- 
art der doppelten Buchhaltung treffend, wenn er sagt: durch sie 
sei die Rechnungsführung in ein »zwangsläufiges System« ge- 
bracht ?°). 

Hat hierdurch die Geschäftsführung aufgehört, eine höchst- 
persönliche zu sein, so wird nun dafür (positiv) an die Stelle der 
persönlichen Geschäftsführung die Sachordnung des Geschäfts 
gesetzt: das Geschäft tritt dem Unternehmer als ein Selbstän- 
diges gegenüber, das nach inneren, eigenen Gesetzen bewegt 
wird. In doppeltem Sinne wiederum: sofern das Geschäft, 
vertreten durch das Kapital, selbst als Einheit erscheint, die ja, 
wie wir wissen, durch die Einfügung in das Kontensystem her- 
gestellt wird; sofern aber mit Deutlichkeit gezeigt wird, daß diese 
Einheit des Geschäfts nicht aus der Person des Unternehmers 
sich ableitet, der vielmehr wie ein Gläubiger seinem Kapital 
gegenübersteht. 

Diese Verselbständigung des Geschäfts veımittels der Rech- 
nung macht geradezu das Wesen der doppelten Buchhaltung 
aus und ist oft als solches hervorgehoben worden. Besonders 


20) Schär, a. a. O. S. 7, woselbst sich auch die Begründung findet. 
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glücklich wiederum von Gomberg, dessen Worte ich des- 
halb noch hierher setzen will: 

en organisant la Comptabilité d'une entreprise quelconque, 
on ne poursuit pas le but de déterminer le revenu de son pro- 
priétaire, du capitaliste lui-même, qui peut avoir des gains et 
des pertes provenant des sources étrangères à l’entreprise en 
question; mais on veut raisonner sur lavantage de l'exploitation 
de l'entreprise donnée.« 1. c. p. 66. 

»Il ne faut donc pas confondre l'entreprise, avec le capi- 
taliste, son propriétaire. Ces deux sont séparés par 
la comptabilité, qui considère le propriétaire de l’entre- 
prise comme une personne tierce, comme son créancier pour le 
capital qu’il lui a 1remis.« 

»Unternehmer und Unternehmung wer: 
den durch die doppelte Buchführung von- 
einander getrennte das trifft in der Tat den Kern der 
Sache. 


Ich lasse dahingestellt, wie weit diese Trennung rechtliche Folgen hat, wie 
weit also die Juristen sie als eine wirkliche und nicht bloß fiktive ansehen wollen. 
Simon, Bilanzen der Akt.-Ges., will die Verselbständigung des Geschäfts 
in der Buchführung aufgefaßt wissen lediglich als ein Hilfsmittel des Unterrichts. 

»Das »Geschäft« ist nicht Rechtssubjekte, meint er, »der Geschäftsherr nicht 
Schuldner des Geschäfts: wer etwa daraus, daß man ad usum delphini in den 
Buchhaltungen von einer Kapitalschuld des Geschäfts an seinen Geschäftsherren 
spricht, irgendwelche rechtliche und tatsächliche Folgerungen zichen wollte, 
würde von materiell schlechthin unrichtigen Voraussetzungen ausgehen und 
wohl daher auch zu schlechthin unrichtigen Folgerungen gelangen.s Er verweist 
auf Lor. v. Stein, der sich zu dem Satze »verstieg«e: daß die Firma durch 
ihren eigenen Chef betrogen werden kann und auf die sowohl verdiente Abfertigung e 
dieses Gelehrten durch Goldschmidt seinerzeit (Zeitschr. 23). 

Daß die Selbständigkeit des Geschäftsvermögens auch eine rehr reale 
Rechtswirkung haben kann, scheint mir doch im Gesellschaftsrecht deutlich 
zutage zu treten. Aber wie gesagt: diese Frage nach der Rechtswirkung muß 
ausgeschieden werden. Daß aber, abgeschen von positiv-rechtlichen Folgen die 
Verselbständigung des Geschäfts keineswegs nur eine Hilfskonstruktion des 
Unterrichts, sondern auch sehr »tatsächlich« ist, lehrt ein Blick in den kapita- 
listischen Wirtschaftsbetrieb, vor allem auch in die Psyche des kapitalistischen 
Unternehmers. Ich begreife nicht, wie man überhaupt über kapitalistische Wirt- 
schaftsweise etwas Vernünftiges aussagen will, ohne daß man diese Trennung 
von Unternehmer und Unternehmung zum Ausgangspunkt seiner Betrachtung 
macht. 


Wie stark nun aber die systematische Buchführung an der 
Herausbildung der Vorstellung eines selbständigen Geschäftes, 
also des Begriffes von der »Firma« in dem oben festgestellten 
Sinne, beteiligt ist das erkennt man ausder Tatsache, daß in den 


324 Werner Sombart, 


romanischen Sprachen dasjenige Wort, das ursprünglich Rechnung, 
dann Konto bedeutete, den Sinn von »Firma«, »Geschäft« be- 
kommen hat: das Wort ratio — ragione — raison. 

Die italienische Sprache übernimmt das lateinische Wort ratio zunächst in 
dem ursprünglichen Verstande von »Rechnung«, was es im klassischen Alter, 
tum bedeutet hatte; »par est ratio acceptorum et datorum« (Cic.): sin rationem 
inducere«, also in Rechnung bringen, verrechnen (Cic.). So heißt es: ein Tuch- 
fabrikant sendet Tücher: sii sua raciones; auf seine Rechnung. Dann nimmt es 
die Bedeutung von Konto an: Dem Kunden wurde eine sratio«, sragione« er- 
öffnet. Endlich wird es für Filiale, Geschäft, Firma gesetzt. In den Mitteilungen 
beispielsweise, die H. Sieveking aus den Rechnungsbüchern der Medici 
macht, hat das Wort häufig schon diesen Sinn: Die jüngere Linie der Medici 
hatgut: »..fl. perla sua parte del corpo della ragione di Firenze;« »... fl. parte del 
corpo della ragione della setae. Daneben heißt es in denselben Büchern: »per 
la loro ragione ovvera accomenda di Barzelona...« »per essermi interdicte le 
mie ragioni et compagnie da Roma e da Napoli«: Lorenzo waren die Geschäfte 
mit Rom und Neapel unterbunden usw. Man sieht: das Wort ringt sich in jener 
Zeit (15. Jahrhundert) zu einer neuen Bedeutung: das »Geschäft« durch. Später 
wird diese Bedeutung dann allgemein. Im heutigen Italienischen heißt ragione: 
ı. Conto di dare e di avere, calcolo, partita. 2. compagnia di traffico: in diesem 
Verstande sagt man: screare una ragione«, »disdire una ragione«. Noch fester hat 
sich die Bedeutung von »Firma« dem französischen Worte »raison« eingeprägt, 
das heute noch die einzige Bezeichnung für den Begriff »Handelsfirma« in der 
französischen Sprache ist. 

Diese Wortwandlung ist aber nur eine willkommene Be- 
stätigung für die Richtigkeit der hier vertretenen Ansicht: daB 
aus der Buchhaltung ebenfalls sich der Begıiff des selbständigen 
Geschäfts und damit deı kapitalistischen Unternehmung her- 
ausentwickelt, des selbständigen Geschäfts, das hier al-o als 


Rechnungseinheit erscheint. 


3. Die Verbreitung der systematischen Buchhaltung. 


Vorhin haben wir die Ausbildung des Systems deı doppelten 
Buchhaltung veıfolgt und haben festgestellt, daß es in seinen 
Wesenszügen im Beginne des 16. Jahrhunderts vollendet ist, daß 
es aber seine ihm zur Vollkommenh:it notwendigen Ergänzungen 
wahrscheinlich nicht vor dem Ende des frühkapitalistischen 
Zeitalters empfängt. Nun wissen wir damit aber noch nichts von 
seiner Anwendung im praktischen Leben. Und gerade über diesen 
Punkt möchten wir doch Aufschluß haben: in welchem Umfange 
und mit welcher Gründlichkeit gestaltete sich die Geschäfts- 
führung während der letzten Jahrhunderte der frühkapitalisti- 
schen Epoche gemäß den Lehren und Anweisungen der Theo- 
retiker der Handelswissenschaft ? 
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Eine erschöpfende Antwort auf diese Frage vermöchte nur 
eine wenn möglich statistische Eımittelung der wirklich geführten 
kaufmännischen Bücher zu geben. Und die besitzen wir natürlich 
nicht. Ja, wir kennen nicht einmal genug typische Fälle prak- 
tischer Buchhaltung, um daraus auf indirektem Wege auf den 
allgemeinen Zustand der Buchfühiung ihrer Zeit schließen zu 
dürfen.. Die meisten Geschäftsbücher früherer Jahrhunderte, 
die wir kennen, gehören noch dem 15. und 16. Jahrhundert an 
— es mögen ein paar Dutzend sein —, Handlusgsbücher aus 
dem 17. und I8. Jahrhundert sind bisher nur in ganz geringer 
Anzahl veröffentlicht. 

So sind wir einstweilen, bis mehr unmittelbares Quellen- 
material zutage gefördert ist — hoffentlich holt die wirtschafts- 
geschichtliche Forschung das Versäumte bald nach —, auf die 
Deutung von Anzeichen angewiesen, aus denen wir auf einen 
bestimmten Stand des kaufmännischen Wissens, der kaufmän- 
nischen Kunst und ihre Anwendung in den Kreisen des aufkom- 
menden kapitalistischen Unternehmertums schließen dürfen. 

Das Bild, das sich uns auf Grund einer genauen Prüfung 
der verschiedenen Anzeichen ergibt, ist dann etwa folgendes: 

Daß die meisten gutgeführten Handlungsbücheı aus dem 
14. und re Jahrhundert, die wir kennen, italienische sind, ist 
wohl nicht nur ein Zufall der wirtschaftsgeschichtlichen For- 
schung: Italien war damals zweifellos in allen merkantilen 
Dingen das führende Land. Wir brauchen nur die italienischen 
Geschäftsbücher dieser Jahrhunderte mit den deutschen der- 
selben Zeit zu vergleichen, um den Abstand zwischen diesen 
beiden Ländern zu ermessen. War ja doch auch der allgemeine 
Geist in Italien schon viel weiter auf der Stufe der Rationali- 
sierung und Mechanisierung vorangeschritten. Wir schen, wie 
der moderne Staat sich schon während des Mittelalters in Italien 
zu entwickeln beginnt; wir können wahrnehmen, wie der Sinn 
für das Exakte, Rechnerische das Wesen der Menschen des Rina- 
scimento immer mehr gefangen nimmt. Erinnern wir uns, daß 
die Anfänge der Feldmeßkunst sowie der Stadtpläne sich in 
den italienischen Republiken während des 14. Jahrhunderts 
verfolgen lassen, daß hier die öffentliche Zeitmessung schon 
während derselben Zeit erhebliche Fortschritte gemacht hatte, 
daß auch die Statistik sich hier um jene Zeit zu entwickeln be- 
ginnt. 
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Von besonderem Interesse ist es aber für uns, die R ec h en- 
kunst in ihrer Entwicklung und Verbreitung zu verfolgen. 
Sie darf uns als der Ausdruck einerseits der allgemeinen Geistes- 
verfassung der Kaufleute dienen, andererseits als ein Gradmesser 
für die Höhe deı Geschäftstechnik, die sich aus dem Zusammen- 
wirken von Buchhaltung und kaufmännischen Rechnen auf- 
baut. Das eine ohne das andere bleibt Stückwerk und deshalb 
hatte auch die Entwicklung der systematischen Buchhaltung 
zur Voraussetzung eine gleichzeitige Ausbildung der kaufmän- 
nischen Rechenkunst und ihrer Verbreitung unter den Geschäfts- 
leuten, die im wesentlichen auf dem Wege des Schulunterrichts 
erfolgen mußte. Da ist es nun von Wichtigkeit, festzustellen, 
daß in Italien schon: verhältnismäßig frühzeitig, nämlich bereits 
im 14. Jahrhundert, diese Kunst des Rechnens in den Schulen 
gelehrt wurde. Giov. Villani berichtet uns, daß in den 
1340er Jahren in Florenz 8 bis I0 000 Knaben und Mädchen 
lesen, I00oo bis 1200 Knaben in 6 Schulen den »Abacus« und den 
»Algorismus« lernten 211. 

Was lernten sie? 

Man wird antworten können: im wesentlichen den Inhalt 
des Liber abbaci Leonardo Pisanos 291. Dieser lehrte immerhin 
außer den vier Spezies die Anfangsgründe kaufmänn S 
schen Rechnens, namentlich die Regel de tri; und ent- 


21) Giov. Villani, Cron. Lib. XI. c. XCIV. Die Zahl kann stimmen 
(während sonst den Ziffernangaben Villanis namentlich handelsstatistischer 
Natur nicht zu trauen ist). Aber Unterrichtsstatistik ist leichter anzustellen 
als Handelsstatistik. Wir finden die Angabe Villanis auch an anderen 
Stellen. So heißt es in einer Handschrift aus dem 15. Jahrhundert, von der 
Vianello (l. c. p. 81) Auszüge mitteilt: scircha il 1348 o veduto Trattato 
che dice in Firenze essere più di 10 centinaia di fanciulli alle schuole dellabacho.« 
Ob Villani seine Kenntnis aus diesem Traktat geschöpft hat oder ob der 
Traktat, von dem die Rede ist, Villanis Chronik war oder ob V. und der Ver- 
fasser des Traktats aus einer gemeinsamen Quelle geschöpft haben, läßt sich 
nicht feststellen. 

22) Der Liber Abbaci des Leon. Pis. ist 1857 von Buoncompagni 
herausgegeben. Ueber Leonardo Pisano unterrichtet jedes Werk der Geschichte 
der Mathematik. Eine Literaturübersicht gibt Unger, Methodik der prak- 
tischen Arithmetik S. VIff. Ueber die Fortschritte des kaufmännischen Rech- 
nens in den Jahrhunderten nach dem Erscheinen des Werkes Fibonaccios bis 
Luca Pacioli gibt Aufschlu Vianello, l.c.p. 77 ff.; in den Jahrhunderten 
nach Luca Pacioli Unger, Methodik, S. 64 ff. Vgl. auch noch Libri, 
Hist. des sciences math. 2, 214 f. W. Adam, Gesch. des Rechnens und des 
R.-Unterrichts 1891. Populär. F. Villicus, Gesch. der Rechenkunst vom 
Altertum bis zum 18. Jahrh, 3. A. 1897. 
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hielt eine Menge ziffermäßiger Angaben über Dinge, die den 
Kaufmann interessierten: Maße, Münzen, Gewichte, Paritäten 
usw. 

Die hauptsächlich hierbergehörigen Kapitel sind folgende: 8. Kap.: de 
reperiendis preciis mercium per maiorem guisam (= Regel de Tri); 9. Kap.: de 
baractis mercium atque eorum similium; 10. Kap.: de societatibus (Gesellschafts- 
rechnen); 11. Kap.: de consolumine monetarum (das Legierungsverhältnis der 
Münzen); 12. Kap.: de inventione bursarum ; de emptione equi inter duos homines. 
Im 13. Kap. wird die »regula ad cataym« gelehrt: das Rechnen mit zwei Unbe- 
kannten. 

Dazu kamen dann im Laufe der folgenden Jahrhunderte 
noch einige Wissensgebiete hinzu: die Abacuslehrer des 15. Jahr- 
hunderts in Italien lehrten auch schon Zinsesrechnung und 
Skontorechnung 291. Um die Wende des Jahrhunderts scheint 
die als »welsche Praxis« später in Deutschland beliebte vervoll- 
kommnete Regel de tri in Aufnahme gekommen zu sein 291. 

Man soll sich nun aber auch davor hüten, sich von der Höhe 
der kaufmännischen Bildung jener Jahrhunderte, von dem Grade 
der extensiven und intensiven Entwicklung der Rechenhaftig- 
keit und systematischen Geschäftsführung im Wirtschaftsleben 
übertriebene Vorstellungen zu machen. Selbst in Italien ging 
es während des ganzen Mittelalters und darüber hinaus, also bis 
tief in das Zeitalter des Frühkapitalismus hinein, auch in den 
größeren Geschäften noch recht patriarchalisch zu. Von den 
Familienverbänden und ihrer durchaus nicht kapitalistischen 
Buchführung wissen wir genaueres. Aber auch die Art, wie die 
Bücher geführt wurden, war oftnoch lax und large. Die Bücher der 
Soranzo, der Barbarigo sind noch voller Unstimmigkeiten, 
Dunkelheiten, Fehler. Es war offenbar noch eine Ausnahme, 
wenn die Buchführung eine ganz genaue war. So sollen nach 
dem Urteil der Sachverständigen die Bücher des Giac. Badoer 
eine solche Ausnahme darstellen ®°). 

Zuweilen geben anekdotische Erzählungen am besten Auf- 
schluß über die Gesamtstruktur der Geistesverfassung oder des 
Lebensstils einer Zeit. Darum möchte ich hier ein Wort aus den 
Familienbüchern des Alberti anführen, das über die Zustände 


13) Siehe die Uebersicht bei Vianello, Leon seq. Die beiden wich- 
tigsten Lehrbücher des kaufmännischen Rechnens des späten Quattrocento 
waren Borghi und Calandri; das bedeutendste Lehrbuch des 16. Jahr- 
hunderts war das des Tartaglia. 

24) Ueber die swelsche Praxise: Unger: a. a. O. S. g92£. 

3) Brambilla, p. 35 ff. 
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in der Florentiner Handelswelt während des Spätmittelalters, 
wie mir scheint, helles Licht verbreitet: 

Leon Battista erzählt °®): 

Messer Benedetto Alberti pflegte zu sagen: es stünde dem 
tüchtigen Geschäftsmann so wohl an, wenn er mme die Hände 
mit Tinte beschmiert habe. Er erklärte es als die Pflicht jedes 
Kaufmanns, sowie jedes Geschäftsmannes, der mit vielen Leuten 
zu tun hat, immer alles aufzuschreiben, jeden Vertrag, jeden 
Eingang und Ausgang an Geld, alles so oft zu überprüfen, daß 
er eigentlich immer die Feder in der Hand hätte. 

Aus dieser Anekdote lernen wir folgendes: 

I. daß es unter den Geschäftsleuten in Florenz damals 
durchaus noch nicht allgemeine Gepflogenheit waı, über- 
haupt Buch zu führen; 

2. daB der Chef eines »Welthauses« zum Teil wenigstens selbst 
noch die Bücher führte; 

3. daß er so unbeholfen war, wie heute ein ABC-Schütze, der 
zum ersten Male mit Tinte schreibt und sich die Finger beschmutzt. 

Mit diesem Bilde stimmt es sehr wohl überein, wenn wir er- 
fahren, dß Domenico Manzoni, derden Buchhaltungs- 
traktat des Pacioli stilistisch umgearbeitet und durch zahlreiche 
Buchungsbeispiele ergänzt hat, seinem Libro mercantile vom 
Jahre 1564 eine Sammlung von zwölf — Schreibvorlagen bei- 
fügte ?°). 

Wir müssen auch der Tatsache eingedenk sein, daß die 
arabischen Ziffern, die Leonardo Pisano 
eingeführt hatte, einen langwierigen Kampf zu kämpfen gehabt 
haben, ehe sie den Sieg errangen. Ich erinnere daran, 
daß die Calimalazunft noch im Jahre 1299 den Gebrauch ara- 
bischer Ziffern verbot. Aber auch noch im 16. Jahrhundert 

finden wir sowohl in theoretischen Schriften über die Buchhal- 
tung wie in manchen Handlungsbüchern in Italien die lateinischen 
Ziffern verwandt ®). Hat man nun zwar auch mit Recht gesagt, 
daß diese die Anwendung der doppelten Buchhaltung nicht 
schlechthin unmöglich machen 2°), so wird man doch nicht leug- 


26), Alberti, Libri della famiglia, 191/92. 

27) C. P. Kheil, Ben. Cotrugli, 23. 

233) Vaniello, L c. p. 135. 

2) H. Sieveking, Aus venetianischen Handlungsbüchern a. a. O. 
S. 1504 (gegen Simon und Goldschmidt). 
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nen wollen, daß sie für die freie Entfaltung des Rechnungs- 
wesens und damit der Rechenhaftigkeit eine starke Hemmung 
bedeuteten. 

Wenn wir nun aber schon in Italien eine nur langsame Ver- 
breitung der systematischen (das heißt also kapitalistischen) 
Geschäftsführung annehmen dürfen, so tun wir gut, deren An- 
fänge und Ausdehnung in den übrigen Ländern eine erkleck- 
liche Spanne Zeit später anzusetzen. Wir wissen, daß die 
deutschen Kaufleute noch im 16. Jahrhundert in den ita- 
lienischen Städten das Rechnen erlernten; auch die Buchhal- 
tung à la Venezia werden sie von hier heimgebracht haben. Aber 
das blieben gewiß nur vereinzelte Fälle. Allgemeiner wurden 
die Kenntnisse wohl erst, als auch in Deutschland Schriften über 
die doppelte Buchhaltung und über das dazugehörige kaufmän- 

. nische Rechnen veröffentlicht wurden. Das war im Laufe des 
16. Jahrhunderts der Fall. Aber die ersten Werke dieser Art, die 
in Deutschland erschienen, wie das des Magisters H en- 
ricus Grammateus (1518), ds Joann Gottlib 
(1531) u. a. standen in ihrem System noch hinter Luca Pa- 
cioli zurück. Erst allmählich erreichte man in Deutsch- 
land auch nur grundsätzlich die Höhe der italienischen Theorie, 
und ihre Anwendung wird dementsprechend langsam gewesen 
sein. Ueber die langsame Entwicklung des kaufmännischen 
Rechnens bei uns geben die Rechenbücher des 16. und 17. Jahr- 
hunderts Aufschluß. Das Land des Adam Riese scheint aber 
namentlich im 16. Jahıhundert die Führung auf diesem Ge- 
biete des Wissens gehabt zu haben 3°). 

Auch in den anderen Ländern nördlich der Alpen bürgert sich 
während des 16. Jahrhunderts das neue System der Buchhaltung 
allmählich ein, macht das kaufmännische Rechnen Fortschritte. 

In England ist der erste Schriftsteller, der ein Lehrbuch 
der doppelten Buchhaltung schreibt, Hugf Oldcastle 
(1543) 201. Aber noch 1569 bemerkt James Peele in der 
Vorrede zu seinem Werke über systematische Buchführung, daß 
in England diese Kunst neu sei und Kaufleute samt ihren Lehr- 

lingen sie bei ihm erlernten %). 








#0) Siehe die Uebersichten bei Unger, Methodik, 34 ff. 

3) Nach Vianello, l.c.p. 145. Ich selbst konnte des Buches nicht hab- 
haft werden. 

2) Anderson, Orig. of Comm. 2, 130. 
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Mindestens das ganze 16. Jahrhundert hindurch jedenfalls 
blieb denn auch das englische Geschäftsleben von diesen Bestre- 
bungen unberührt. Wir treffen selbst in den Büchern der großen 
Handelsgesellschaften dieser Zeit eine durchaus mittelalter- 
lich-handwerksmäßige Buchführung an 29. Erst mit dem Be- 
ginne des 17. Jahrhunderts scheinen sich Verbesserungen ange- 
bahnt zu haben; z. B. der Begriff des Kapitals in die Buchhal- 
tung eingedrungen zu sein; wahrscheinlich unter dem EinfluB 
derjenigen Kaufleute, die mit Italien in Berührung kamen, wie 
die Mitglieder der Levante-Company. 

In Holland und Frankreich fand die neue Lehre 
zunächst durch eine Uebersetzung des Luca Pacioliin 
die vlämische und französische Spıiache, de Jan Ympyn 
besorgte, Eingang (1543). 

In Holland entwickelte sich dann bald ein reges eigenes 
Leben auf dem Gebiete der theoretischen und praktischen Buch- 
haltung. Der bekannteste der holländischen Lehrer dieses Wis- 

senszweiges ist Simon Stevin, dessen 1605—08 eıschie- 
nene Hypomnemata Mathematica als Hilfsmittel bei dem dem 
Prinzen von Nassau erteilten Unterricht abgefaßt worden sind 29. 

Der Beitrag, den Holland zur Vermehrung des kaufmännischen Rechnens 
beisteuerte, bestand in der Ausbildung des Wechselrechnens, die im 
17. Jahrhundert erfolgte. Wie bekannt, war ein in Holland früh beliebter Ge- 
schäftszweig die Wechselkommission und Wechselarbitrage geworden. Da- 
durch aber entstand die Nötigung, die Gewinn- und Verlustmöglichkeiten rasch 
und einwandsfrei rechnerisch feststellen zu können. Zu einer Zeit, in der man 
in Deutschland kaum die ersten Spuren der Wechselrechnung antrifft, besaßen 
die Holländer schon Spezialschriften darüber. Unger (Methodik, 134) nennt 
folgende zwei: v. Velde, T’Onderrecht des Wissels ende Wisselhandeling 
ouer gantsch Christenryk... Amsterdam 1647 und J. Phoon sen „Wissel 
Styl tot Amsterdam vervattende, niet alleen wat men gewoon, mar ook wat 
een vorsichtigk koopmann tot syn securiteyt in de Wisselhandel dienstig en noo- 
digk is. 1676. Das bekannte deutsche Buch: Zu b ro d t, Unterricht der Wechsel- 
handlung 1669 ist die Uebersetzung eines holländischen Werkes. 

Die Führung auf dem Gebiete des kaufmännischen Rech- 
nungswesens, die in den Anfängen zweifellos Italien gehabt hatte, 
ging dann in den folgenden Jahrhunderten auf Holland über. 
Holland wurde das Musterland nicht nur für alles, was bürger- 
liche Tugend hieß, sondern auch für rechnerische Exaktheit. 


3) Ueber die unvollkommene Buchhaltung der englischen Gesellschaften 
bis ins 17. Jahrhundert hinein W. R. Scott, The joint stock companies I 
(1912), 158 f. 

3) Simon Stevin von Brügge (1548—1620) ist im Auszuge wieder- 
gegeben bei Jäger, Luc. Pac. und Sim. Stevin 1876. 
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Noch im 18. Jahrhundert wird z. B. der Abstand empfunden, der 
zwischen der amerikanischen und der holländischen Geschäfts- 
kunst bestand. Franklin?°®, erzählt von der Witwe eines 
Kompagnons, einer geborenen Holländerin: wie sie erst ihm 
regelmäßige und genaue Abrechnungen schickte, zu denen ihı 
Mann (ein Amerikaner) nicht zu bringen war: »Die Buchhaltung«, 
fügt er hinzu, »bildet in Holland einen Bestandteil des weiblichen 
Unterrichts.« Das galt für die 1730er Jahre. 


Was wir von französischen Handlungsbücheın aus 
dem 16. und 17. Jahrhundert kennen, deutet auf einen ungemein 
schwankenden Zustand der kaufmännischen Buchhaltung hin: 
sowohl die Zahl als die Art der Bücher wechseln von Fall zu Fall. 


Die von Fagniez, L’economie soc. de la France sous Henry IV (1897), 
221 ff. beschriebenen, nur handschriftlich vorhandenen Bücher verschiedener 
Großkaufleute des 16. Jahrhunderts beruhen offenbar noch nicht, wie F. irr- 
tümlich annimmt, auf der doppelten Buchhaltung. Denn Eintragungen wie 
diese: 

sCaisse dot à ro d’octobre aux sieurs Granier et Gestel 100 écus... 

Srs Pierre Granier et Questel en compagnie.. doivent avoir & r9 Octobre 
la somme de 106 écus ... sol secs pour cent écus de comptant Debiteur 
caisse pour cent &cus.. .e 

beweisen doch nur, daß ein Kassenkonto geführt wurde, aber nicht notwendig, 
daß die Eintragungen doppelt erfolgten. Die Handlungsbücher, die Jean 
Maillefer um die Mitte des 17. Jahrhunderts führte, sind allerdings nach 
den Grundsätzen der Partie double eingerichtet. Doch läßt seine Selbstbiographie 
deutlich erkennen, daß dieses System wohl durchaus als eine Neuheit empfunden 
wurde: sc’est une très belle science et très nécessaire A un marchand...ilya 
des mestres pour apprendre les parties doubles. o etc. Mém. de Jean Maillefer, 
marchan] bourgeois de Reims (1611—1684), Ed. H. Jadart (1890), 95 sep. 


Im 17. Jahrhundert wurde dann aber offenbar 3$) F r a n k- 
reich neben Holland das Land, in dem das kaufmännische 
Rechnungswesen einen unverhältnismäßig hohen Grad der Ent- 
wicklung erreichte. Wir dürfen darauf schließen aus der unge- 
wöhnlich großen Zahl vortrefflicher »Kaufmannsbücher«, in fran- 
zösischer Sprache wie den klassischen Werken der beiden S a- 
varys, der beiden Ricards u. a. 


Wir dürfen vielleicht auch als ein Zeichen einer fortgeschrit- 


3) B. Franklin, Memoirs ı (1833), 150. 

3%) Eine sicher begründete Kenntnis aller dieser für die Wirtschaftsgeschichte 
so entscheidend wichtigen Dinge besitzen wir einstweilen noch nicht. Ich hoffe, 
daß meine ersten Versuche, ein Urteil zu begründen, die Anregung zu vielen 
guten Spezialuntersuchungen bieten wird. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 41. a. 22 
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tenen Geschäftstechnik den Umstand betrachten, daß Frank- 
reich das erste Land Europas war, in dem vom Gesetze jedem 
Kaufmann — En gros- wie en detail-Kaufmann — eingeschärft 
wurde, Bücher zu führen. 


Die Ord. von 1673 bestimmte in tit. III. art. r: 

»Les negocians et marchands tant en gros ou en detail auront un Livre qui 
contiendra tout leur Négoce, leurs lettres de change, leurs dettes actives 
passives, et les deniers employés à la dépenses de leur maison.« 

»Eingeschärfte wurde es ihnen, Buch zu führen: sie wurden nicht gezwungen: 
»l’Ordonnance enjoigne aux Marchands et Negocians d'avoir des Livres 
sur les quels ils écriront toutes leurs affaires; néansmoins ils ne seront 
point forcez d’enavoir, cela dépendra de leur volonté: Nur ein indirekter 
Zwang besteht, sofern nur durch Bücher der Nachweis strittiger Forderungen 
zu erbringen und nur durch Bücher der Vorwurf betrügerischen Bankerotts zu 
entkräften ist. So kommentiert Savary, der Vater der Ordonnanz, die 
Bestimmungen des angeführten Artikels (Parf. neg. ı, 248). Darnach sind die 
früheren Ansichten zu berichtigen; z. B. Simon, Bilanzen der Akt.-Ges., 34. 

Rechtmäßige Handlungsbücher müssen von den Konsuln oder Bürger- 
meistern gezeichnet sein; »Les livres des Negocians et Marchands tant en gros 
qu’en detail, seront signés sur le premier et dernier feuillet, par lun des Consuls 
dans les Villes ou il ya jurisdiction consulaire et dans les autres, par le maire ou 
Pun des Echevins, sans frai ni droits, et les feuillets paraphe&s et cott&s par premier 
et dernier de la main de ceux qui auront été commis par les Consuls ou maire 
et echevins, dont sera fait mention au premier feuillet.« Art. III. art. 3. 


Diese Bestimmungen bedeuteten zweifellos einen Schritt 
vorwärts auf dem Wege geordneter Geschäftsführung, die übri- 
gens in Frankreich insoweit schon bestand, als es bereits vor dem 
Erlaß der Ordonnanz von 1673 bei »den meisten En gros-Kauf- 
leuten« schon Sitte war, Bücher zu führen, wie uns Savary 
versichert 271. 

Aber wiederum müssen wir uns zum Bewußtsein bringen, 
daß damit immer erst die Anfänge der systematischen Buch- 
führung gemeint sein konnten. Denn was die Ordonnanz zu 
führen vorschreibt und was »nichts Neues« nach Savarys 
Meinung für Frankreich war, war ein einziges Journal, in dem 
alle Geschäftsvorgänge chronologisch eingetragen wurden. Na- 
türlich bestanden daneben schon Geschäfte mit doppelter Buch- 
haltung; aber das war sicher nicht »der größte Teil«. 

Wurde dann England, so wie das Land des größten Handels 
auch das Land der vollkommensten Geschäftstechnik? Jeden- 
falls wiesen im Anfang des 19. Jahrhunderts die deutschen Kauf- 
leute auf England und Holland hin als die Länder mit der fort- 
mi sAvant lord., la pluspart des négociants (also nicht des Marchands; 


Savarys Ausdrucksweise ist sehr genau) pour tenir un bon ordre dans leurs 
affaires, ont toujours tenu des livres...«e Le parf. nég. 1%, 249. 
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geschrittenen »kaufmännischen Bildung«, die innerhalb Deutsch- 
lands wiederum damals in Hamburg am höchsten entwickelt ge- 
wesen zu sein scheint. Ueber das Verhältnis dieser Länder zu- 
einander schreibt in den 1830er Jahren ein guter Sachkenner 
folgendes: 

»Zu solchen freien und klaren Ansichten in Handelssachen, 
wie namentlich der Engländer, dieser Kaufmann durch und 
durch, sie hat, gelangt der Hamburger sehr selten oder erst spät; 
das Decidierte, Selbständige, was jener an den Tage legt, fehlt 
diesem mehr oder weniger in der angedeuteten Beziehung ganz. 
Dennoch kann man die hamburgische kaufmännische 
Akkuratese dem übıigen Deutschland mit Recht als 
Muster nachıühmen; sie kommt fast der holländischen an Um- 
sicht gleich, ist aber bedeutend liberaler, als die des ängstlichen 
Mynheer« 38). 

Hamburg hatte im 18. Jahrhundert das meiste für die Pflege 
der Handelswissenschaften getan, für die in Joh. Büsch 
der hervorragendste Vertreter erstanden war 39). 

Ueberblicken wir den ganzen Zeitraum der frühkapitalisti- 
schen Epoche, so werden wir zu der Ueberzeugung kommen, daß 
zweifellos in allen Länden Europas die Geschäftstechnik nach 
neuen Grundsätzen sich zu gestalten begonnen hatte, daß über- 
all die kapitalistische Unternehmung infolgedessen im Entstehen 
begriffen war, daß aber keinesfalls vor der zweiten Hälfte des 
17. Jahrhunderts auch nur der kleinere Teil der Unteinehmungen 
die Stufen der unsystematisch-persönlichen Geschäftsführung 
völlig verlassen hatte, daß vielmehr der geschäftliche Gesamt- 

stil auch der letzten Jahrhunderte des Frühkapitalismus sich 
als ein Uebergangsstil darstellt. In dieser Ansicht werden wir 
bestärkt, wenn wir die Entwicklung der kapitalistischen Gesell- 
schaftsformen uns aus der Nähe anschauen werden. 


IV. Das Geschäft als Krediteinheit: 
die Ditta. 


Nachdem sich das Geschäft von innen heraus zur Rechts- 
einheit und zur Rechnungseinheit entwickelt hat, empfängt es 
gleichsam die Weihe von außen her dadurch, daß Dritte es als 


3) Lud. Schleicher, Das merkantilische Hamburg (1838), 75. 
») Vgl. Ed. Weber. Literaturgesch. der Handelsbetriebsichre. 1914. 
22» 


334 Werner Sombart, Die Entstehung der kapitalistischen Unternehmung. 


solches anerkennen und zwar deshalb anerkennen, weil sie es 
als solches für kreditwürdig erachten, ohne Rücksicht auf eine 
bestimmte Persönlichkeit. Auf diese Weise entsteht zum dritten 
Male der Begriff der Firma, die in diesem Falle ursprünglich als 
Ditta bezeichnet wurde: eine Bezeichnung, die, wie bekannt, bis 
heute in der italienischen Geschäftssprache die übliche für unser 
Wort Firma geblieben ist. So weist der sprachliche Zufall in den 
drei heute verwendeten Ausdrücken für den Begriff eines selb- 
ständigen Geschäfts uns die dreifache Entstehungsursache der 
kapitalistischen Unternehmung dokumentarisch auf. Wie sich 
das Wort Ditta aus ganz einer anderen Bedeutung, ähnlich wie 
das Wort Firma und Ratio zu der Bedeutung des selbständigen 
Geschäfts entwickelt hat, können wir an der Hand der wenigen 
Bemerkungen, die Ehrenberg*° darüber macht, mit ziem- 
licher Deutlichkeit verfolgen: 
Als »ditta« (dita, dicta, von dicere) bezeichnete man ursprüng- 
lich ein kaufmännisches Zahlungsversprechen, eine Bürgschaft, 
eine Sicherheit. In diesem Sinne verwendet das Wort noch 
Luca Pacioli, wenn er als eine der Arten des Kaufver- 
trages die »per assegnazione di ditta« aufführt. Dann gebraucht 
man das Wort auch für die Urkunde, die über das Zahlungsver- 
sprechen ausgestellt war. Namentlich nannte man so diejenigen 
Bürgschaften, die die Bankiers und Wechsler für ihre Depositen- 
‘kunden leisteten. Da diese Bürgschaft durch Buchung in den 
Konten gegeben wird, bekam das Wort auch den Sinn von Bu- 
chung. Dann übertrug man nun die Bezeichnung auf die Aus- 
steller der Urkunden, die Bürgen usw. So verwandten das Wort 
die oberdeutschen Handelskorrespondenten des 18. Jahrhunderts, 
indem sie als »Ditta« einen kaufmännischen Kreditnehmer bei 
berufsmäßigen Wechsel- und Depositengeschäften bezeichnen. 
Sofern diese Kreditvorgänge sich an der Börse abspielten, sprach 
man dann auch von »dita di borsa«. Und indem man nun diese 
dite di borsa« als kreditwürdig, als gut, als »buone dite« bezeich- 
nete, hatte man die Metamorphose das Ausdrucks in die Bezeich- 
nung »Geschäft« vollzogen. Den Sinn »Handelsfirma« bekommt 
das Wort »ditta« nicht vor dem 16. Jahrhundert. Ehrenberg 
ist ihm in dieser Bedeutung zuerst in einer Urkunde des Jahres 
1525 begegnet. 


t) Ehrenberg, Zeitalter d. Fugger 2, 123 ff. 
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III $. 


Der offizielle chinesische Staatskult diente, wie überall, 
nur den Gemeinschaftsinteressen, der Ahnenkult Interessen der 
Sippe. Rein individuelle Interessen blieben bei beiden außer 
Spiel. Die weitgehende Verunpersönlichung der großen Natur- 
geister, die Reduktion ihres Kultes auf das amtliche Ritual, die 
Entleerung dieses Rituals von allen emotionalen Elementen, end- 
lich seine Gleichsetzung mit bloßen gesellschaftlichen Konven- 
tionen: — Alles das Werk der vornehm gebildeten Intellck- 
tuellenschicht, — ließen die typischen religiösen Bedürfnisse der 
Massen ganz beiseite. Der stolze Verzicht auf das Jenseits”) und 








— 


1) Vgl. zum Taoismus die Quellen beide Harlez und Legge. — All- 
gemein vor allem die schon zitierte vorzügliche posthume Schrift von 


W. Grube, Religion und Kultur der Chinesen. 
2) Er drückt sich schon in den Trauerinschriften für vornchme Beamte 
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auf individuelle religiöse Heilsgarantien im Diesssits waren nur 
innerhalb einer solchen Schicht durchführbar. Daß diese Stel- 
lungnahme durch den Einfluß der klassischen Lehre, als einzigen 
Unterrichtes überhaupt, auch den Nichtmandarinen oktroyiert 
wurde, konnte jene Lücke nicht ausfüllen. Es ist nicht gut denk- 
bar, daß erst in der Zeit bald nach Konfuzius, wo plötzlich Funk- 
tionsgötter aller Art und dann weiterhin vergöttlichte Heroen 
literarisch zuerst auftauchen, ein Prozeß der Bildung solcher 
Göttergestalten auch erstmalig begonnen habe. Denn diese 
Bildungen sind überall sonst gerade früheren Stadien: gewisse 
typische Funktionsgötter (»Herren« des Donners, der Winde usw.) 
der Religion der Bauernschaft, vergöttlichte Helden der, damals 
in China schon vergangenen, Epoche feudalen Heldenkampfes 
eigen. Nur die starke Spezialisierung und Fixierung der Funk- 
tionsgötter, bis hinab zur Abtrittsgöttin, dürfte, wie die gleich- 
artige Spezialisierung der Numina in Rom, erst Produkt des 
in China unter der Herrschaft der Bürokratie zunehmenden 
kultischen Konventionalismus gewesen sein. Und nur für die 
Feststellbarkeit der Persönlichkeit eines historischen Menschen 
als Gegenstand eines Kultes ist die Kanonisierung des Konfuzius 
das erste sichere Beispiel. [Wie in der katholischen Kirche machte 
die patrimoniale Gnadenanstalt übrigens auch hier den Unter- 
schied: daß der kanonisierte Mensch nur. katholisch ausgedrückt, 
»Verehrung« und nicht, wie die großen Naturgeister, »Anbetung« 
genoß; — für die Vorstellung der Massen freilich war dies in 
diesem wie in ähnlichen Fällen nur eine formale Scheidung.) In 
der zweideutigen offiziellen Terminologie und mehr noch in bild- 
lichen Darstellungen lassen zahlreiche Züge den Himmelsgott als 
ein ursprünglich persönlich gedachtes Wesen erkennen. Für 
die Massen, welchen zu dem stark verunpersönlichsten höchsten 
Wesen des Staatskultes der direkte Zutritt in Gebet und Opfer 
versperrt war, scheint dieser urwüchsige »Herr des Himmels«, 
später mit Geburts-, Regierungs-, Einsiedelei- und Himmel- 
fahrtslegenden ausgestattet, immer weitergelebt und im Haus- 
kult verehrt worden zu sein, natürlich von seiten der Träger des 


aus der Zeit der Han-Dynastie aus. Der Tote ist in ein kaltes Schattenreich 
gegangen. »Der Himmel kannte keine Gnade«: er erkrankte und starb«e. — 
Oder: vier vollendete Mensch hat keine persönliche Merkmalee (d. h. er hat 
sich mit dem Tao vereint). Beispiele u. a. Journal Asiat. X. Ser. 14 (1909) 
p. 13 ff. 
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amtlichen Himmelskultes ignoriert. Ebenso werden sicher andere 
der in der Neuzeit bekannten, vom offiziellen Kult ignorierten, 
vom Konfuzianiemus nur unter die Schar der » Geister« gerechneten 
Volksgottheiten sehr alte Funktionsgötter sein. Dem schwierigen 
Problem des Verhältnisses des ursprünglichen und späteren Cha- 
rakters dieser Gottheiten freilich (Frage der Stellung des »Ani- 
mismus«) und der Art der Auffassung der wundertätigen 
Naturobjekte und Artefakte (Page der Stellung des »Fetischis- 
mus«) könnte nur ein Fachmann überhaupt näher kommen. Sie 
hat uns aber hier nicht zu beschäftigen. Uns soll vielmehr der 
Zwiespalt zwischen der Stellungnahme der Amtskirche und der 
Volksreligion unter dem Gesichtspunkte interessieren: ob die 
letztere Quelle einer abweichend orientierten Lebensmethodik 
werden konnte und geworden ist. Dies könnte so scheinen. Denn 
die Kulte der meisten Volksgottheiten galten, soweit sie nicht 
buddhistischen Ursprungs waren, als Angelegenheit einer vom 
Konfuzianismus und der von ihm beherrschten Heilsanstalt 
immer wieder als Heterodoxie behandelten Richtung, welche, 
wie die konfuzianisch orientierte Gnadeanstalt selbst, einerseits 
Kult- (und Zauber-)Praxis, andererseits aber auch Lehre war. 
Es wid bald von ihr zu reden sein. Zunächst aber scheint es nütz- 
lich, das grundsätzliche Verhältnis der alten Volksgötter zur 
ethischen Lehre des Konfuzianismus uns weiter zu verdeutlichen. 

Nehmen wir das uns nächstliegende Beispiel: die Beziehung 
der hellenischen, schulmäßig philosophischen Sozialethik zu den 
alten hellenischen Volksgöttern, so ist auch da die prinzipiell 
allen vornehmen Intellektuellenschichten aller Zeiten gegenüber 
dem historisch gegebenen massiven Volksglauben gemeinsame 
Verlegenheitssituation zu beobachten. Der hellenische 
Staat ließ metaphysischen und sozialethischen Spekulationen 
freien Raum. Er verlangte nur Innehaltung der überlieferten 
kultischen Pflichten, deren Vernachlässigung Unheil über die 
Polis als solche bringen konnte. Die ihrer spezifisch sozialethi- 
schen Orientierung nach dem Konfuzianismus entsprechenden 
griechischen Philosophenschulen ließen, in ihren Hauptvertretern 
der klassischen Zeit, die Götter der Sache nach ebenso dahinge- 
stellt, wie die chinesischen Intellektuellen der konfuzianischen 
Schule dies taten. Sie machten die nun einmal überkommenen 
Riten mit, im ganzen ähnlich, wie diesdie vornehmen Intellektuel- 
lenkreise in China taten und im allgemeinen auch bei uns tun. 
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Aber in einem Punkt bestand ein bedeutsamer Unterschied. Der 
konfuzianischen Redaktion der klassischen Literatur war es ge- 
glückt: — vielleicht war dies, wie schon einmal angedeutet, die 
wichtigste Leistung des Konfuzius —, nicht nur diese Volksgott- 
heiten selbst, sondern auch alles für den ethischen Rationalismus 
Anstößige aus der kanonisierten Literatur pädagogisch auszu- 
merzen. Man braucht nur Platons berühmte Auseinandersetzung 
mit Homer in der Politeia zu lesen, um zu erkennen: wiegern 
die Sozialpädagogik der klassischen hellenischen Philosophie 
das gleiche getan hätte. Auch für Homer war im ethisch 
rationalen Staat kein Platz. Aber Homer war eine ungeheure 
und als klassisch geltende Macht in der überkommenen ritter- 
lichen Erziehung. Es war ganz aussichtslos, in der kriegerischen 
Polis ihn und seine Heldengötter zu einer von Amts wegen und 
in der Erziehung ignorierten Rolle herabzudrücken und eine reine 
Literatenherrschaft auf der Basis einer ethisch purifizierten Lite- 
ratur (und Musik) aufzurichten, wie dies der Patrimonialismus 
in China in seinem politischen Interesse, wie wir sahen, durch- 
setzte. Es konnte ferner, auch als die Domestikation der Polis 
im befriedeten Weltreich die rein politischen Hemmungen dafür 
beseitigt hatte, keiner der nebeneinander stehenden Philosophen- 
schulen gelingen, zu ausschließlicher kanonischer Geltung zu ge- 
langen, wie dies der Konfuzianismus für sich in China er- 
reichte. Dies war um deswillen unmöglich, weil keine von ihnen 
jeneLegitimität desabsoluten Traditionalismus fürsich in dem 
Sinne in Anspruch nahm und in Anspruch nehmen konnte, wie 
Konfuzius es für seine Lehre zu tun in der Lage war und höchst 
absichtsvolltat. Aus diesem Grunde vermochten sie auch politisch 
einem Weltherrscher und seinen Beamten nicht das gleiche zu 
leisten wie die konfuzianische Lehre. Sie alle waren ja, ihrer in- 
nersten Eigenart nach an den Problemen der freien Polis orien- 
tiert: »Bürger«-Pflichten, nicht »Untertanen«-Pflichten war ihr 
Grundthema. Es fehlte die innere Verknüpfung mit altgehei- 
ligten religiösen Pietätsgeboten solcher Art, wie sie in den Dienst 
des Legitimitätsinteresses eines Patrimonialherrschers hätten ge- 
stellt werden können. Und dem Pathos gerade der politisch ein- 
flußreichsten von ihnen lag jene absolute Weltanpassung und 
jene Ablehnung bedenklicher metaphysischer Spekulationen ganz 
fern, welche den Konfuzianismus den chinesischen Machthabern 
so dringend empfehlen mußte. Die Stoa blieb bis auf die Anto- 
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nine die Lehre der opportunitätsfeindlichen Opposition. Dies 
war die ideengeschichtlich wohl wichtigste Folge der Eigenart 
der antiken Polis. 

So blieb die Spannung der philosophischen Lehre und Sozial- 
ethik gegen den volkstümlichem Kult im vorchristlichen Occident 
in dem Sinne bestehen, daß der (entsprechend weiterentwickelte) 
Kult der alten »homerischen« Helden- und Volksgötter die offi- 
zielle Institution, die Lehre der Philosophen aber unverbindliche 
Privatangelegenheit war: — genau umgekehrt wie in China, wo 
eine kanonische Lehre und von ihr kanonisierte religiöse Staats- 
riten neben Göttern bestanden, deren Kult eine teils, wie wir sehen 
werden, nur offiziös gepflegte, teils nur geduldete, teils mit Miß- 
trauen angesehene Privatangelegenheit blieb. Solche nicht offi- 
ziell anerkannten, teilweise verdächtigen, Privatkulte gab es na- 
türlich, neben dem offiziellen Götterkult, auch im antiken Oc- 
cident, und ein Teil von ihnen zeichnete sich durch den Besitz 
einer eigenen Soteriologie und einer durch diese bestimmten 
Ethik aus, vom Pythagoräismus angefangen bis zu den Erlöser- 
kulten der Kaiserzeit. Das gleiche war bei manchen nicht offi- 
ziellen Kulten in China der Fall. Aber während im Occident die 
Entwicklung zu jenem welthistorischenBündnis einer dieser soterio- 
logischen Gemeinschaften: des Christentums, mit der Amtsgewalt 
führte, welches noch heute nachwirkt, verlief die Entwicklung 
in China anders. Es konnte einige Zeit scheinen, als ob der Bud- 
dhismus dort eine ähnliche Rolle spielen sollte, nachdem er von 
den Kaisern in aller Form rezipiert worden war. Indessen der 
Widerstand der konfuzianischen Bürokratie und schließlich eine 
gewaltige Katastrophe beschränkte ihn auf die Stelle eines (im- 
merhin einflußreichen) geduldeten Kultbetriebes neben anderen. 
Und vor allem war inChina sein Einfluß gerade in dem uns bier 
besonders interessierenden Punkte: der Wirtschaftsgesinnung, 
wie wir schen werden, relativ gering. Die meisten alten Volks- 
gottheiten aber, vermehrt um eine ganze Schar ven Neuschöp- 
fungen, sind in China unter die Patronage einer geduldetenPrie- 
sterschaft geraten, welche ihren Ursprung auf eine Philosophen- 
gestalt und eine Lehre zurückführen zu dürfen behauptet, deren 
Sinn weitab lag von dem des Konfuzianismus und als durchaus 

heterodox galt. Wir können einen Blick auf diese Heterodoxie 
nicht umgehen. 
Individuelle mystische oder asketische Heilssuche, wie sie 
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in Indien aus den Schichten der priesterlich nicht gebundenen 
Laienbildung, zumal des vedisch geschulten oder doch halbge- 
bildeten Adels, hervorquoll, ist eindem klassischen Konfuzianis- 
mus gänzlich fremdes Interesse. Sie hatte im chinesischen Be- 
amtenrationalismus ganz natürlich ebensowenig eine Stätte, wie 
sie jemals der Lebensführung irgend einer Bürokratie entspro- 
chen hat. Anachoretentum wird in China in ferner Vergangenheit 
als typische Erscheinung erwähnt und fand sich auch später. Aber 
keine historische Entwicklung führte von da aus weiter zu einer 
asketischen Religiosität. Auch die Mystik Laotses?°) und seiner 
Nachfolger ragte in dem Sinne, in welchem sie gemeint war, 
fremd in die chinesische Welt binein. Freilich berief sich ein gan- 
zer Schwarm von heilspendenden Magiern auf eben ihn als Ahnen: 
der »Taoismus«. 

Das »Tao« ist bei Laotse das allein Unveränderliche und 
deshalb absolut Wertvolle, sowohl Ordnung wie zeugender Real- 
grund, wie Inbegriff der ewigen Urbilder alles Seins, kurz das 
göttliche Alleine, dessen Teilhaftigkeit man — ganz wie in aller 
kontemplativen Mystik — durch absolute Entleerung des eige- 
nen Ich von Weltinteressen und Leidenschaften bis zu völliger 
Nichttätigkeit (Wu-Wei) sich aneignet. Dies Interesse an der 
gottinnigen, durch Kontemplation zu erreichenden Zuständlich- 
keit hätte hier, wie meist, zur völligen Entwertung der inner- 
weltlichen Kultur als einer Quelle religiösen Heils führen müs- 
sen. Und bis zu einem gewissen Grade traf dies auch zu. Denn 
das höchste Heil war auch bei Laotse eine seelische Zu- 
ständlichkeit, eine unio mystica, nicht aber ein aktiv handelnd 
sich bewährender Gnadenstand wie beider Askese des Occidents. 
Nach außen hin wirkte diese wie alle Mystik nicht rational, sondern 
nur psychologisch bedingt: die universelle akosmistische Liebes- 
gesinnung ist typische Folgeerscheinung der objektlosen Eu- 


3) DaB L. eine halbmythische Gestalt, das Tao-te-king der massenhaften 
Interpolation mehr als nur verdächtig und als Buch in der Literatur vor dem 
6. Jahrh. n. Chr. überhaupt nicht nachweisbar ist, braucht uns für unsere Zwecke 
hier nicht zu kümmern. Denn wäre selbst alles, was die Ueberlieferung von Laotse 
berichtet, Dichtung und alle seine Aussprüche Produkte weit späterer Zeiten, SO 
würde das an dem, worauf es uns hier ankommt,: dem Sinne dieser Lehre und 
der Art ihres Kontrastes gegen den Konfuzianismus, nichts ändern. Denn die 
Tatsache, daß die Ueberlieferung das persönliche und sachliche Verhältnis des 
Konfuziusund Laotse so wie geschehen konstruierthat, wäre genau im gleichen 
Sinne charakteristisch. Wir dürfen uns also hier so gebärden, als stünde fest, 
daß die Konstruktionen der Ueberlieferung Tatsachen seien. 
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phorie des Mystikers in der apathischen Ekstase. Diese an sich 
rein psychische Gegebenheit wurde nun auch hier rationalausgedeu- 
tet: Himmel und Erde sind als die größten Götter durch die ab- 
solute Selbstlosigkeit ihrer Leistungen für den Menschen legi- 
timiert, durch jene bedingungslose Güte, welche nur dem 
Göttlichen eignet und der Grund der dem allein ewigen Tao we- 
nigstens angenäherten Dauer dieser Naturmächte ist. Nach die- 
sem Muster richtet sich das eigene Verhalten des Mystikers. 
Wiederum wird dabei die psychologisch bedingte innere Lage 
rational gedeutet. Die Erhaltung der eigenen Güte und Demut 
in der Welt durch ein Incognitoleben ist der Inhalt, jenespezifische 
Gebrochenheit der Weltbeziehung des Mystikers, welche das 
Handeln, wenn sie es nicht absolut aufhebt, dann doch minimi- 
siert, die einzige mögliche Bewährung seines Gnadenstandes, 
weil der einzig mögliche Beweis: daß ihm die Welt nichts anhat. 
Sie sind zugleich, entsprechend der eben erwähnten Theorie 
Laotses, die beste Gewähr der eigenen Dauer über das Er- 
denleben hinaus. Eine eigentliche Unsterblichkeitslehre hat 
Laotse selbst (oder sein schriftstellerischer Interpret) nicht ent- 
wickelt, sie scheint späteres Erzeugnis. Bei ihm selbst ist die 
Minimisierung des Welthandelns noch rein und dirckt Folge 
der Art des mystischen Heilsbesitzes. Gewisse Folgerungen 
aller mystischen Religiosität hat Laotse überhaupt nur angedeu- 
tet, nicht vollzogen. Zwar der »Heilige«, den er dem konfu- 
zianischen Ideal des »Gentleman« überordnet, bedarf der Welt- 
tugend nicht nur nicht, sie ist ihm vielmehr als Ablenkung vom 
eigenen Heil im Grunde gefährlich: die weltliche Tugend und 
ihre Hochschätzung ist ein Zeichen, daß die Welt unheilig und 
gottlos geworden ist. Und auf der niedrigsten Stufe steht ihm eine 
solche Welt, welche durch die konfuzianische Kardinaltugend 
des »Li«, der »Schicklichkeit«, zusammengchalten wird. Indessen: 
diese Welt ist nun einmal da und es gilt also, sich in sie zu schik- 
ken. Das geht nur durch Relativierungen irgendwelcher Art. 
Denn die Konsequenz der entschlossenen Weltabwendung, vor 
allem der grundsätzlichen Ablehnung des im Mandarinenstand 
lebendigen Ideals des gebildeten Gentleman (Kiün-tse) hat 
Laotse eben nicht gezogen. Hätte er es getan, so wäre wohl keine 
Spur seiner Gedanken auf uns gekommen. Er forderte freilich 
gegenüber der Weltanpassung des Konfuzianismus als der »kleinen« 
die »große« Tugend, d.h. die absolute Vollkommenheits-Ethik ge- 
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genüber der sozialrelativierten. Aber diese Forderung konnte letzt- 
lich für ihn weder, einerseits, zu asketischen Konsequenzen, noch, 
andererseits, zu positiven Forderungen in der Sozialethik führen. 
Teils deshalb nicht, weil die kontemplative Mystik an sich solche 
Forderungen nicht zu gebären vermag. Aber auch deshalb nicht, 
weil die letzten Folgerungen nicht gezogen wurden. Der persön- 
liche Gegensatz des Konfuzius gegen Laotse war, nach der Ueber- 
lieferung, durch gewisse, schon stark relativierte, Konsequenzen 
der Mystik des letzteren für die politischen Ideale bedingt. Auf 
der einen Seite der Zug zum Zentralismus des rational von Be- 
amten regierten Wohlfahrtsstaates bei dem bildungsstolzen 
Rationalisten. Auf der andern die möglichste Autonomie und 
Autarkie der einzelnen Staatsteile als kleiner Gemeinwesen, die 
eine Stätte schlichter bäuerlicher oder bürgerlicher Tugend bil- 
den könnten und daher die Parole: möglichst wenig Bürokratie, 
bei dem Mystiker, dessen Selbstvervollkommnung durch staat- 
liche geschäftige Zivilisationspolitik ja unmöglich gefördert 
werden konnte. »Banne der Herr seinen stolzen Geist, seine 
vielen Wünsche, sein schmeichelhaftes Wesen, seine ausschwei- 
fenden Pläne«, schreibt die Tradition dem Laotse als Mahnung 
an Konfuzius bei dem berühmten Zusammentreffen beider 
zu, mit der vom Standpunkt des Mystikers ebenso selbstverständ- 
lichen, wie von dem des rationalistischen Sozialethikers unzuläng- 
lichen, Begründung: »Dies alles ist ohne Nutzen für deine Person«, 
d. h. für die Erreichung der »unio mystica« mit dem göttlichen 
Prinzip des »Tao«. Diese Erlangung der mystischen »Erleuch- 
tung« (ming), auf Grund deren dem Menschen dann alles andere 
von selbst zufällt, war ein — wenn man aus seinen überlieferten 
Aeußerungen etwas schließen darf — dem Stifter des Konfu- 
zianismus persönlich unzugängliches, außerhalb der Grenzen 
seiner Begabung liegendes Ziel. Der für Laotse grundlegende 
Begriff der Heiligkeit (sching) spielt im konfuzianischen Sy- 
stem keine Rolle. Er ist nicht etwa unbekannt. Er gilt aber 
dem Konfuzius als kaum jemals, auch von ihm selbst nicht, er- 
reicht und steht daher beziehungslos neben dem konfuzianischen 
Ideal des Kiün-tse, des »vornehmen« Menschen. Oder er wird gar, 
wie bei Mencius, im Grunde als ein ins Vollkommene gesteigerter 
Gentleman angesehen. Dagegen das Schriftzeichen für die 
Heiligkeit Laotses drückt Demut aus und der Laotsesche 
Heiligkeitsbegriff liegt, als eine Kategorie der streng individua- 
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listischen Selbsterlösung, in seiner Konsequenz in der gerade ent- 
gegengesetzten Richtung wie das konfuzianische, am Maßstab 
der Bildung und Angepaßtheit an die Welt und Gesellschaft, wie 
sie einmal ist, orientierte Ideal. Aus dem gleichen Grund, aus 
welchem in aller Regel der occidentale Mystiker die Theologie 
als das recht eigentlich von Gott Abführende ablehnt, verwirft 
Laotse die hier die Theologie vertretende literarische Bildung. 
Und wie gegenüber jeder konsequenten Erlösungsmystik, so ist 
auch gegenüber der Laotseschen der typische und ganz natür- 
liche Vorwurf von seiten der auf die Beherrschung und Ordnung 
des realen Lebens gerichteten Sozialethik, im vorliegenden Falle 
also von seiten des Konfuzianismus, der: jene sei »Egoismus«. 
In der Tat konnte sie, konsequent durchgeführt, nur das eigene 
Heil suchen, auf andere nur durch Beispiel, nicht durch Propa- 
ganda oder gar durch soziales Handeln wirken wollen. In voller 
Konsequenz müßte sie das innerweltliche Handeln als für das 
Seelenheil irrelevant gänzlich ablehnen. Einige Ansätze zu prin- 
zipiellem Apolitismus finden sich denn auch deutlich genug aus- 
geprägt. Indessen ist es nun zugleich der charakteristische Zug 
und die Quelle aller Paradoxien und Schwierigkeiten des Laotse- 
schen Systems, daß es darin Konsequenz nicht besitzt. 

Auch Laotse (oder sein Interpret) gehörte der gleichen Schicht 
an wie Konfuzius und auch für ihn verstanden sich daher zu- 
nächst gewisse Dinge durchaus von selbst, wie für jeden Chine- 
sen. Zunächst — in unvermeidlichem Widerspruch mit dem jen- 
seits der Welt liegenden Selbsterlösungszweck — der positive 
Wert der Regierung. Er folgte vor allem aus dem überall vor- 
ausgesetzten charismatischen Beruf des Herrschers: von seinen 
Qualitäten hing auch für Laotse letztlich das Wohl der Men- 
schen ab. Nur ergabsich daraus für den Mystiker: daß der Regent 
persönlich das Charisma des mystisch mit dem Tao Geeinten 
haben müsse, auf daß diese mystische Erlösung auch ebenso 
allen Untertanen durch die charismatische Wirkung dieser seiner 
Qualitäten als Gnadengabe zuteil werde. Während für den nicht- 
mystischen Sozialethiker es genügte, daß der Regent als solcher 
vom Himmel gebilligt, seine Tugenden also sozialethisch 
zulängliche seien. Nicht minder war die Annahme des gesamten 
offiziellen Pantheon und ebenso der Geisterglaube beiden, oder 
wenigstens den Nachfolgern beider, gemeinsam (während aller- 
dings das Tao-te-king von Magie frei war). Ein an der prakti- 
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schen Politik orientierter chinesischer Gebildeter durfte dies 
alles nicht ablehnen. Da ein überweltlicher persönlicher Schöpfer- 
gott und Weltregent, der über alles Kreatürliche nach seinem 
Ermessen schaltet und dem gegenüber alles Kreatürliche unhei- 
lig ist, der chinesischen Bildung ebenso unvollziehbar blieb, wie 
— in der Hauptsache — der indischen, so war der Weg zu eineran 
dem Gegensatz von Gott und Kreatur orientiertten asketischen 
Ethik verschlossen. Daß die gegebene, wesentlich animistische, Reli- 
gion für den Erlösung suchenden Mystiker letztlich wenig bedeutete, 
versteht sich von selbst. Daß das gleiche für den konfuzianisch 
gebildeten Sozialethiker der Fall war, sahen wir und werden es 
immer wieder sehen. Gemeinsam war beiden aber die Ueber- 
zeugung, daß eine gute Ordnung des irdischen Regiments die 
Dämonen am sichersten in Ruhe halten werde. In dieser charisma- 
tischen Wendung des Dämonenglaubens lag einer der Gründe, 
welcher radikal apolitische Konsequenzen auch für die Schüler 
Laotses unmöglich machte. Freilich wird nicht zufällig gerade 
von den erheblichsten späteren Mystikern berichtet, daß sie sich 
von staatlichen Aemtern ferngehalten haben, und dem als Schule 
Laotses geltenden »Taoismus« pflegte man auch die (nicht bud- 
dhistischen) Anachoreten zuzurechnen. Es ist verständlich, 
daß für eine Intellektuellenschicht von Beamten und Amts- 
anwärtern eines patrimonialen Staates die individualistische Heils- 
suche und gebrochene Demut des Mystikers als solche, vor allem 
aber die Forderung charismatischer mystischer Qualifikatio- 
nen für den Herrscher und die Regierenden ganz unannehmbar 
war, — ganz ebenso unannehmbar wie für die Bischofskirche das 
Erfordernis des persönlichen pneumatischen Charisma. Und erst 
recht war selbstverständlich, daß in der politischen Staatspraxis 
der bürokratische Machtstaat des Rationalisten das Feld be- 
hielt. Beides geschah sosehr, daß, — während man immer wieder 
die Empfindung hat: nur ein Chinese könne den Konfuzianis- 
mus im einzelnen richtig interpretieren, — die europäische Wissen- 
schaft einigermaßen einig darüber ist, daß wahrscheinlich keinem 
modernen Chinesen die Anschauungen Laotses (oder seines In- 
terpreten) in ihrem inneren Zusammenhang ganz nacherlebbar 
geworden sind. 

Die ethischen Konsequenzen der Laotseschen Mystik, wie 
sie bei seinen Nachfolgern, oder denen, die sich als solche aus- 
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gaben, hervortraten, mußten vollends dazu beitragen, dem Kon- 
fuzianismus das Uebergewicht zu sichern. 

Bei Laotse selbst fehlt, wie bei der kontemplativen Mystik 
meist, jede religiös motivierte aktive Gegensätzlichkeit gegen 
die Welt: — die kontemplativ bedingte Forderung rationaler 
Genügsamkeit wird damit motiviert, daß sie das Leben ver- 
längere. Es fehlt aber überhaupt jene Spannung des Gött- 
lichen gegenüber dem Kreatürlichen, wie sie nur durch die 
Festhaltung eines schlechthin überkreatürlichen, außerweltlichen, 
persönlichen Weltschöpfers und Weltregenten garantiert wird. 
Auch ihm ist die Güte der Menschennatur selbstverständlicher 
Ausgangspunkt. Und da die Konsequenz der wirklichen Welt- 
indifferenz oder gar der Weltablehnung nicht, sondern nur die 
der Minimisierung des Welttuns gezogen wurde, so kann sich 
aus dem allem in der innerweltlichen, für die reale Welt, wie sie 
ist, geltenden Sozialethik im Effekt lediglich eine weitere Steige- 
rung des konfuzianischen ökonomischen Utilitarismus ins He- 
donische ergeben. Der Mystiker »genießt« Tao. Die Andern, die 
das nicht können oder wollen, mögen genießen, was ihnen zu- 
gänglich ist. Darin drückt sich offensichtlich ein ganz prinzi- 
pieller Gegensatz zum Konfuzianismus in der Frage der ethi- 
schen und religiösen Qualifikation der Menschen aus. Der ge- 
meine im Gegensatz zum höheren Menschen ist auch für den 
Konfuzianer derjenige, der nur an die leiblichen Bedürfnisse 
denkt; aber eben diesen würdelosen Zustand will er durch 
Schaffung von Wohlstand und Erziehung von oben her behoben 
sehen. Denn die Tugend ist an sich jedem zugänglich. Quali- 
tative Grundunterschiede unter den Menschen gab es für ihn 
nicht, wie wir sahen. Für den mystischen Taoisten dagegen 
mußte der Unterschied zwischen dem mystisch Erleuchteten und 
dem Weltmenschen ein solcher der charismatischen Begabung 
sein. Darin kommt der immanente Heilsaristokratismus und 
Gnadenpartikularismus aller Mystik: die Erfahrung von der 
Verschiedenheit der religiösen Qualifikation der Menschen, zum 
Vorschein. Wer die Erleuchtung nicht hat, der steht — occi- 
dental ausgedrückt — außerhalb der Gnade. Er muß und mag 
also bleiben wie er ist. »Den Bauch der Untertanen möge der 
Herrscher füllen, nicht ihren Geist, ihre Glieder stark machen, 
nicht ihren Charakter«: zu dieser eigentümlichen Konsequenz 
gelangte die Durchführung des literatenfeindlichen Erleuch- 
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lichen Himmelsgott als Yü-hoang-schang-ti mit Laotse und 
einer dritten Figur unbekannter Herkunft zu der Trias der »Drei 
Reinen« zusammengefaßt, die überall verehrten volkstümlichen 
8 Hauptgenien (zum Teil historische Personen) und die sonstigen 
himmlischen Heerscharen leidlich schematisiert, den Stadtgott 
(sehr oft einen kanonisierten Mandarinen der Stadt) in seiner 
Funktion als amtlichen Konduitenlistenführer für das Jenseits- 
schicksal der Einwohner und also als Herren über Paradies und 
Hölle gesichert, und die Kultorganisation für ihn und die sonsti- 
gen kanonisierten Naturgeister oder Heroen in die Hand genom- 
men, soweit ein solcher dauernd organisierter Kult überhaupt 
entstand. Meist wurden die Mittel durch Subskription und 
Turnusdienst der lokalen Interessenten aufgebracht und nur an 
den großen Festen von Priestern Messen gelesen. 

Neben dieser Schaffung eines unoffiziellen, aber geduldeten 
eigentlichen Kultes ging nun aber, bereits seit den Zeiten der 
frühesten bekannten, sich als »Schüler« Laotses bekennenden 
Schriftsteller eine Esotcrik her, welche die mit dem Besitz des 
Tao Begnadeten als Träger übermenschlicher Kräfte aller Art 
behandelte und ihnen die Spendung magischen Heils an die Be- 
dürftigen zuschob. 

Besteht historisch die Verknüpfung dieses esoterischen Taois- 
mus mit Laotse oder anderen Mystikern wirklich zu Recht, so wäre 
diese Entwicklung keineswegs erstaunlich. Denn dieWeiterentwick- 
lung der schon an sich unklassischen Kontemplation und vor 
allem des alten Anachoretentums mußte hier, wie überall da, wo 
der Weg von dem heilsaristokratischen Charisma des Begnadeten 
zu einer rationalen Askese nicht gefunden wurde, von der my- 
stisch-pantheistischen Vereinigung mit dem Göttlichen aus direkt 
zu sakramentaler Magie und Therapie, von da zu zauberischer 
Beeinflussung der Geisterwelt und praktischer Anpassung an 
die magische Gesetzlichkeit ihres Wirkens führen. Ein anderer 
Weg vom Heilsaristokratismus des der Erleuchtung Teilhaftigen 
zu einer Volksreligiosität war unter den gegebenen Umständen 
kaum möglich, wie schon in der Einleitung dargetan ist. Das oft 
besprochene geomantische System des »Fung-Schui«, der Exorzis- 
mus, die Divination und alle Arten von Magie wurden nun die 
wichtigste Angelegenheit dieser sogenannten »Taoisten« der mo- 
dernen Zeit. Diese Geschäfte besorgten die Zauberer und Medi- 
zinmänner (Wu und Hih). Sie waren bei jeder wichtigen Hand- 
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lung des Alltagslebens unentbehrlich. Sie kannten dabei selbst- 
verständlich keinerlei ethische Maßstäbe, sondern ausschließ- 
lich magische Kunstregeln. Anthropolatrische Entwicklungen, 
wie sie sonst bei ritualistischer Umbiegung als Anpassung der aristo- 
kratischen Erleuchtungs-Erlösung an die Massenbedürfnisse ein- 
treten: — der begnadete Mystiker wird Anbetungsobjekt und le- 
bender »Heiland« — hätte die chinesische Regierung aus poli- 
tischen Gründen früher so wenig wie im ro Jahrh. geduldet. Nur 
Anfänge dafür wurden auch hier entwickelt. Die heterodoxe, 
aber geduldete, taoistische Weltpriesterschaft verehrte als Haupt 
den seit lange in einer charismatisch begnadeten Familie erblichen 
vohimmlischen Meister«, dessen Funktionen und Ansprüche kei- 
nerlei Gefahr einer Befassung mit praktischer Sozialethik 
oder Politik in sich schlossen. Er war vor allem Oberexorzist 
und führte im übrigen — nach Grubes glücklichem Ausdruck — 
die himmlischen Konduitenlisten«, d. h. er veranlaßte die 
Kanonisierung und Rezeption bewährter Geister und Heroen 
in den geduldeten Kult, übrigens unter jedesmaliger Einholung 
des Placet der Regierung. 

Wenn sich dieser grob magische heterodoxe Taoismus als 
Lehre besonders in Kaufmannskreisen verbreitet zu haben 
scheint, deren literarische Bildung unvermeidlich unvollständig 
war, so dürfte wohl mehr der dadurch bedingte antiliterarische 
Zug als seine positive Qualität dafür ursprünglich verantwort- 
lich sein. Außerdem war für die Anhänglichkeit von großen 
Kreisen der Kaufmannschaft an den Taoismus aber sicherlich aus- 
schlaggebend, daß, wie andere Spezialgötter, der Gott des Reich- 
tums, der Berufsgott der Kaufmannschaft, ein von taoistischer 
Seite gepflegter Gott war. Der Taoismus hat eine ganze An- 
zahl von solchen Spezialgöttern zu Ehren gebracht, so den als 
Kriegsgott kanonisierten Heros der kaiserlichen Truppen, Studen- 
tengötter, Götter der Gelehrsamkeit und vor allem auch: der 
Langlebigkeit. Denn hierin lag, wie in den eleusinischen Mysterien, 
auch beim Taoismus der Schwerpunkt: in den Verheißungen von 
Gesundheit, Reichtum und glücklichem Leben im Diesseits und 
Jenseits. Die Lehie von den Handlungen und Vergeltungen stellt 
für alle Handlungen Belohnungen und Strafen durch die Geister in 
Aussicht, sei es im Diesseits, seiesim Jenseits, seiesan dem Täter 
selbst, sei es — im Gegensatz zur Seclenwanderungslehre — an sei- 


nen Nachkommen. Die Jenseitsversprechungen insbesondere zogen 
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ein großes Publikum an. Aber die einzelnen und unsystemati- 
schen Ansätze zu einer Verknüpfung des Jenseitsschicksals mit 
ethischen Anforderungen blieben ohne Folge. Die Magie, 
von der konfuzianischen Bildungsschicht nie ernstlich bekämpft, 
überwucherte immer wieder alles. Infolgedessen hat sich die 
taoistische Lehre zunehmend zu einer sakramentalen Therapie, 
Alchemie, Makrobiotik und Unsterblichkeitstechnik entwickelt. 
Schon der Urheber der Bücherverbrennung, der erbittere Feind der 
Literatenherrschaft, scheint außer durch diese gemeinsame Geg- 
nerschaft durch die Unsterblichkeitstränke der Taoisten mit ihnen 
zusammengeführt worden zu sein. Andre Herrscher mehr durch 
ihre Versuche, Gold zu machen. Innerhalb der für die Lebens- 
führung der Gebildeten maßgebenden Schicht des literarisch ge- 
schulten Beamtentums blieb die ursprüngliche Lehre Laotses 
in ihrem Sinne unverstanden und in ihren Konsequenzen schroff 
abgelehnt, die Magie der seinen Namen führenden Priester aber 
wurde mit duldsamer Verachtung als geeignete Kost für die Massen 
behandelt. 

Darüber, daß der Taoismus sowohl seine hierarchischen 
Organisationen, wie seine Pantheonbildung (namentlich die Trias 
der höchsten Götter), wie seine Kultformen erst dem Buddhis- 
mus nachgeahmt hat, herrscht unter den Sinologen kein Streit. 

In seinen Wirkungen war der Taoismus noch wesentlich 
traditionalistischer als der orthodoxe Konfuzianismus. Dies ist 
von einer durchaus magisch orientierten Heilstechnik, deren 
Zauberer ja an der Erhaltung der Tradition und vor allem der 
überlieferten Deisidaimonie direkt mit ihrer ganzen ökono- 
mischen Existenz interessiert waren, nicht anders zu erwarten, 
und es nimmt daher nicht wunder, dem Taoismus die ausdrück- 
liche Formulierung des Grundsatzes: »führe keine Neuerungen 
ein«, zugeschrieben zu finden. In jedem Falle führte von hier 
nicht nur kein Weg zu einer rationalen — sei es inner- oder außer- 
weltlichen — Lebensmethodik, sondern die taoistische Magie 
mußte eines der ernstlichsten Hindernisse für die Entstehung 
einer solchen werden. Die eigentlich ethischen Gebote waren im 
späteren Taoismus materiell wesentlich die gleichen, wie im Kon- 
fuzianismus. Nur daß der Taoist von ihrer Erfüllung persönliche 
Vorteile, der Konfuzianer mehr das gute Gewissen des Gent- 
leman erwartete. Der Konfuzianer operierte mehr mit dem Gegen- 
satz: »recht« — »unrecht«, der Taoist, wie jeder Magier, mehr 
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mit »rein« — »unrein« Trotz seines Interesses für Unsterblich- 
keit und jenseitige Strafen und Belohnungen blieb er innerwelt- 
lich orientiert wie der Konfuzianer. Der Gründer der tao- 
istischen Hierarchie soll sich das, die Acußerung des Achilleus 
in der Unterwelt noch überbietende Wort Dschuang-Tsis ausdrück- 
lich angeeignet haben: daß »die Schildkröte lieber lebend den 
Schwanz durch den Kot schleifen als tot in einem Tempel ver- 
ehrt werden wollen, — 

Hinlänglich starke Motive für eine religiös orientierte, etwa 
puritanische, Lebensmethodik des Einzelnen konnte die chi- 
nesische Religiosität weder in ihrer offiziellen staatskultischen 
noch in ihrer taoistischen Wendung aus sich heraussetzen. Es 
fehlte bei beiden Formen jede Spur einer satanischen Macht des 
Bösen, mit welcher der im chinesischen Sinn fromme Mensch 
— er sei orthodox oder heterodox — um sein Heil zu ringen 
hätte. Die genuin konfuzianische Lebensweisheit war »bür- 
gerlich« im Sinne des optimistischen aufgeklärten Beamten- 
rationalismus mit seinem, jeder Aufklärung leicht beigemeng- 
ten, superstitiösen Einschlag. »Ständisch« aber war sie als eine 
Moral des literarischen Intellektuellentums: Bildungsstolz war 
ihre spezifische Note. — Selbst dem grenzenlosesten utilitarischen 
Optimismus und Konventionalismus konnte jedoch die Tat- 
sache nicht entgehen: daß diese beste der möglichen sozialen 
Ordnungen, innerhalb deren Unglück und Unrecht nur die Folge 
von Unbildung des Einzelnen oder charismatischer Unzuläng- 
lichkeit der Regierung — oder, nach ta« istischer Lehre, von magisch 
relevanten Verfehlungen — sein sollten, angesichts der tatsäch- 
lichen Verteilung der Glücksgüter und der Unberechenbarkeit 
des Lebensschicksals doch oft auch mäßigen Ansprüchen nicht 
genügte. Das ewige Problem der Theodicee mußte auch 
hier entstehen und wenigstens dem Konfuzianer stand ein Jen- 
seits oder eine Seelenwanderung nicht zur Verfügung. Infolge- 
dessen findet sich in leisen Spuren innerhalb der klassi- 
schen Schriften die Andeutung einer Art von esoterischen Präde- 
stinationsglaubens. Die Vorstellung hatte einen etwas zwiespäl- 
tigen Sinn, ganz entsprechend dem Charakter der chinesi- 
schen Bürokratie als einer dem Wesen nach dem Kriegsheldentum 
fernstehenden, ebenso aber auch ständisch von allem rein 
Bürgerlichen geschiedenen Literatenschicht. Die Konzeption 
einer Vorsehung fehlte dem Volksglauben, scheint es, gänz- 
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lich. Dagegen entwickelte er deutliche Ansätze eines astrolo- 
gischen Glaubens an die Herrschaft der Gestirne über das Schick- 
sal des Einzelnen. Der Esoterik des Konfuzianismus — soweit 
man von einer solchen sprechen kann — scheint der Vorsehungs- 
glauben nicht schlechthin fremd. Aber — namentlich bei Men- 
cius zeigt sich das — die Vorsehung bezieht sich im allgemeinen 
nicht auf das konkrete Schicksal des einzelnen Menschen, sondern 
nur auf die Harmonie und den Verlauf der Schicksale der sozialen 
Gesamtheit als solcher, ganz wie bei allen urwüchsigen Gemein- 
schaftskulten. Andererseits aber war auch die jedem rein mensch- 
lichen Heldentum — welches den Glauben an eine gütige Vorsehung 
überall stolz abgelehnt hat — spezifische Auffassung der Vorherbe- 
stimmung als eines irrationalen Verhängnisses im Sinne etwa der 
hellenischen »Moira«, einer unpersönlichen Schicksalsmacht also, 
welche die großen Peripetien im Leben des Einzelnen bestimmt, im 
Konfuzianismus nicht wirklich durchgeführt. Sondern beides stand 
nebeneinander. Seine eigene Mission und was sie beeinflußte, sah 
Konfuzius offenbar als positiv providentiell geordnet an. Da- 
neben findet sich nun der Glaube an die irrationale Moira. Und 
zwar in sehr charakteristischer Wendung. Nur der »höhere 
Mensch«, so heißt es, weiß überhaupt vom Schicksal. Und ohne 
Schicksalsglauben, wird hinzugefügt, kann man kein vornehmer 
Mensch sein. Der Glaube an eine Vorherbestimmung dient also 
hier, wie auch sonst, dazu, diejenige Art von stoischem Helden- 
tum, welche dem literarischen Intellektualismus allein zugäng- 
lich ist: die »Bereitschaft«, etwa im Sinne Montaignes, zu unter- 
bauen, um mit Gleichmut das Unabänderliche hinzunehmen und 
eben darin die Gesinnung des vornehm gebildeten Kavaliers 
zu bewähren. Der gemeine Mann jagt, schicksalsfremd oder in 
Angst vor dem Verhängnis, nach Glück und Gut, oder er steht 
— und dies scheint, nach den Missionarberichten, praktisch die 
Regel zu sein — dem Schicksalswechsel, wenn auch nicht als einem 
Kismet, so doch als einem Fatum, resignierend gegenüber. Wäh- 
rend der konfuzianische »höhere« Mensch, vom Verhängnis wis- 
send und ihm innerlich gewachsen, in stolzem Gleichmut seiner Per- 
sönlichkeit und ihrer Pflege zu leben gelernt hat). Man sieht: 


4) Bei Religionsgesprächen zwischen Konfuzianern und Buddhisten” pflegte 
die buddhistische Karman-Theodicee besonders nachdrücklich abgelehnt zu wer- 
den: Nicht Folge früherer Taten sei die soziale Lage eines Menschen, sondern 
des Schicksals, welches auch von den Blättern der Bäume die einen auf Teppiche, 
die andern in den Schmutz wirble. 
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hier wie immer dient dieser, eine restlos rationale innerweltliche 
Theodicee wenigstens für den Einzelnen ablehnende (daher von 
manchem Philosophen als die Ethik gefährdend verworfene und 
innerhalb des Konfuzianismus gegen den sonstigen Rationalis- 
mus des Systems in Spannung lebende), Glaube an die Irratio- 
nalität der Prädestination, der zu den andern uns schon bekann- 
ten irrationalen Bestandteilen des konfuzianischen Rationalis- 
mus hinzutritt, als Stütze der Vornehmheit. In einem charakte- 
ristisch anderen Sinne als der an einem persönlichen Gott und 
seiner Allmacht orientierte puritanische Prädestinationsglaube, 
der zwar gleichfalls die Güte der Vorsehung hart und klar ab- 
lehnte, aber dabei dennoch für sich nach dem Jenseits blickte. 
Das Jenseits aber kümmerte im Konfuzianismus den vornehmen 
so wenig wie den gemeinen Mann. Das einzige über den Tod hin- 
ausreichende Interesse des ersteren war die Ehre seines Namens, 
für die er den Tod zu leiden bereit sein mußte. Daß dieses spezi- 
fische Ehrgefühl Kennzeichen des vornehmen Mannes war, und 
daß es sich wesentlich an eigene Leistungen, nicht an Geburt 
knüpfte, war wohl das stärkste Motiv hochgespannter Lebensfüh- 
rung, welches der Konfuzianismus überhaupt kannte 5). Auch darin 
war diese Lebensführung durchaus stärdisch und nicht in unserem 
occidentalen Sinne »bürgerlich« orientiert. 

Damit ist auch schon gesagt, daß die Bedeutung einer sol- 
chen Intellektuellenethik für die breiten Massen ihre Schranken 
haben mußte. Zunächst waren die lokalen und vor allem die so- 
zialen Unterschiede der Bildung selbst enorme. Die traditio- 
nalistische und bis in die Neuzeit stark naturalwirtschaftliche 
Bedarfsdeckung, aufrechterhalten bei den ärmeren Volkskreisen 
durch eine nirgends in der Welt erreichte, an das Unglaubwür- 
dige grenzende Virtuosität im Sparen (im kKonsumtiven Sinne 
des Worts), war nur möglich bei einer Lebenshaltung, welche 
jede innerliche Beziehung zu den Gentlemanidealen des Konfu- 
zianismus ausschloß. Nur die Gesten und Formen des äußeren 
Sichverhaltens der Herrenschicht konnten hier, wie überall, 
Gegenstand allgemeiner Rezeption sein. Der entscheidende 
Einfluß der Bildungsschicht auf die Lebensführung der Massen 


5) Wie leicht übrigens dieser Namensstolz auch hier in die nackte Sehnsucht, 
zu leben, einfach um zu leben, umschlagen konnte, zeigt das oben S. 351 erwähnte 
Schildkrötengleichnis, dessen Urheber zwar kein reiner Konfuzianer war, aber 
den Konfuzius mit hoher Verehrung zitiert. 
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hat sich aller Wahrscheinlichkeit nach vor allem durch einige 
negative Wirkungen vollzogen: die gänzliche Hemmung des Ent- 
stehens einer prophetischen Religiosität einerseits, die weit- 
gehende Austilgung aller orgiastischen Bestandteile der animisti- 
schen Religiosität andererseits. Es muß als möglich gelten, daß 
dadurch wenigstens ein Teil jener Züge mitbedingt ist, welche 
man zuweilen als chinesische Rassenqualitäten anzusprechen 
pflegt. Esließe sich heute sicherlich auch von genauen Kennern hier 
sowenig wie sonst etwas Bestimmtes darüber aussagen: wie weit 
der Einfluß des biologischen »Erbgutes« reicht. Für uns ist aber 
eine, sehr leicht zu machende und von namhaften Sinologen be- 
stätigte, Beobachtung wichtig: daß, je weiter zurück man in der 
Geschichte geht, desto ähnlicher die Chinesen und ihre 
Kultur (in den für uns hier wichtigen Zügen) dem erscheinen, 
was man auch anderwärts findet. Sowohl der alte Volksglaube, 
die alten Anachoreten, die ältesten Lieder des Schi king, die alten 
Kriegskönige, die Gegensätze der Philosophenschulen, der Feu- 
dalismus und die Ansätze kapitalistischer Entwicklung in der 
Zeit der Teilstaaten erscheinen uns weit verwandter mit occi- 
dentalen Erscheinungen als die als charakteristisch geltenden 
Eigenschaften des konfuzianischen Chinesentums. Mit der Mög- 
lichkeit ist also zu rechnen: daß viele seiner gern als angeboren 
angesprochenen Züge Produkte rein historisch bedingter Kultur- 
einflüsse waren. 

Für Züge dieser Art ist der Soziologe im wesentlichen auf 
die sicherlich sehr verschiedenwertige, aber schließlich doch die 
relativ sichersten Erfahrungen in sich bergende Missionarliteratur 
angewiesen. Einige stets hervorgehobene Beobachtungen: die 
auffällige Abwesenheit von »Nerven« in dem spezifischen Sinne 
des Worts, den der Europäer heute damit verbindet, die grenzen- 
lose Geduld und beherrschte Höflichkeit, die Zähigkeit des Haf- 
tens am Gewohnten, die absolute Unempfindlichkeit gegen Mo- 
notonie und die pausenlose Arbeitsfähigkeit, die Langsamkeit der 
Reaktion auf ungewohnte Reize, speziellauch in der intellektuellen 
Sphäre: dies alles scheint eine in sich gut und verständlich zu- 
sammenhängende Einheit darzustellen. Aber sonst stehen schein- 
bar grelle Kontraste gegeneinander. Die außerordentliche, das üb- 
liche Maß übersteigende, als unausrottbares Mißtrauen sich äu- 
äußernde Scheu vor allem nicht Bekannten und direkt zu Durch- 
schauenden, die Ablehnung oder der Mangel an Bedürfnis nach 
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Kenntnis alles nicht direkt handgreiflich Naheliegenden und 
Nützlichen kontrastieren scheinbar mit der grenzenlos gutmüti- 
gen Leichtgläubigkeit für allen noch so phantastischen magischen 
Schwindel. Ebenso bildet der, wie es scheint, tatsächlich oft 
starke Mangel echt sympathetischer Mitempfindung auch für 
die persönlich Nächststehenden einen scheinbaren Gegensatz zu 
der großen Zähigkeit des Zusammenhaltes der sozialen Verbände. 
Die (angeblich typische) lieblose Autoritätslosigkeit der uner- 
wachsenen Kinder würde, wenn wirklich bestehend, scheinbar 
schw er zu vereinbaren sein mit der absoluten Fügsamkeit und zere- 
moniösen Pietät der erwachsenen Kinder gegenüber den Eltern. 
Ebenso scheint die — wie stets erneut behauptet wird — in der 
Welt nicht ihresgleichen findende Unaufrichtigkeit (z. B. selbst 
dem eigenen Anwalt gegenüber) schwer zu vereinbaren mit der, 
relativ betrachtet und mit Ländern feudaler Vergangenheit wie 
z. B. Japan verglichen, offenbar sehr bemerkenswerten Zuver- 
lässigkeit der Kaufleute im großen Geschäftsverkehr (der De- 
tailhandel freilich scheint davon sehr wenig zu wissen, die »festen 
Preise« auch unter den Einheimischen selbst meist fiktiv zu 
sein). Letzten Endes schließlich kontrastiert aber überhaupt die 
Einheit und Unerschüttertheit des psychophysischen Habitus 
gegenüber der oft berichteten Unstetheit aller jener Züge der 
Lebensführung, die nicht — wie allerdings die meisten — von 
außen her durch feste Normen geregelt sind. Schärfer gesagt: 
das Fehlen einer »von Innen heraus«, aus irgendwelchen eigenen 
zentralen Stellungnahmen. überhaupt regulierten Einheit der 
Lebensführung bildet den grundlegenden Kontrast zu deren durch 
zahllose Konventionen hergestellter Gebundenhcit. Wie er- 
klärt sich das alles? 

Das Fehlen der hysterisierenden Askese und der ihr ange- 
näherten Formen der Religiosität und die — nicht vollständige, 
aber doch weitgehende — Ausschaltung aller Rauschkulte konnte 
nicht ohne Einfluß auf die nervöse und seelische Konstitution 
einer Menschengruppe sein. In bezug auf den Gr brauch der 
Rauschmittel gehörten die Chinesen zu den relativ »nüchter- 
nen« Völkern. Rausch und orgiastische »Besessenheit« hatten 
alle charismatische Heiligkeitsschätzung abgestreift und galten 
nur als Symptome dämonischer Herrschaft. Der Konfuzianismus 
verwarf den Gebrauch von Spirituosen, außer — als Rudiment — 
bei den Opfern. Daß tatsächlich der Alkoholrausch auch in China 
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bei den unteren Volksschichten nichts Seltenes war, ändert nichts 
an der relativen Bedeutung des Unterschieds. Das als spezifisch 
chinesisch geltende Rauschmittel aber: das Opium, wurde erst 
in moderner Zeit importiert und seine Zulassung ist dem Lande 
bekanntlich gegen den schärfsten Widerstand der herrschenden 
Schichten von außen her durch Krieg aufgezwungen worden. 
Es liegt in seinen Wirkungen überdies in der Richtung der apa- 
thischen Ekstase, also in dergeraden Verlängerung der Linie des 
»Wu wei«, nicht aber in der Linie des Heldenrausches oder der 
Entfesselung aktiver Leidenschaften. Die hellenische Sophrosyne 
hinderte Platon nicht, im Phaidros alles Große als aus dem schö- 
nen Wahnsinn geboren anzusehen. Darin dachte der Rationalis- 
mus sowohl des römischen Amtsadels, — welcher »ekstasise 
mit »superstitio« übersetzte, — wie der chinesischen Bildungs- 
schicht völlig anders. Die »Ungebrochenheit« sowohl wie das, was 
als Indolenz empfunden wird, hängt vielleicht bis zu einem 
gewissen Grade mit diesem gänzlichen Fehlen dionysischer 
Elemente in der chinesischen Religiosität: — einer Folge bewußter 
Ernüchterung des Kults durch die Bürokratie, — zusammen. 
Es gab nichts in ihr und sollte nichts in ihr geben, was 
die Seele aus dem Gleichgewicht hätte bringen können. 
Jede überstarke Leidenschaft, besonders auch der Zorn: 
Tschei, bewirkte bösen Zauber, und bei jedem Leiden 
fragte man zuerst: welchem Tschei es wohl zuzuschreiben 
sei. Die Erhaltung der animistischen Magie als einziger, 
zwar vom Gebildeten verachteter, aber doch durch den Charak- 
ter der offiziellen Kulte gestützter Form der Volksreligiosität 
bedingte die traditionalistische Angst vor jeder Neuerung, die 
bösen Zauber bringen und die Geister beunruhigen könnte. Sie 
erklärt die große Leichtgläubigkeit. Die Folge der Erhaltung 
des magischen Glaubens: daß Krankheit und Unglück Symptome 
selbstverschuldeten göttlichen Zornes seien, mußte eine gewisse 
Unterbindung jener sympathetischen Empfindungen begünstigen, 
welche aus dem Gemeinschaftsgefühl von Erlösungsreligionen dem 
Leiden gegenüber zu entspringen pflegen und daher in Indien 
die volkstümliche Ethik von jeher stark beherrschten. 

Eine Fundgrube folkloristischer Forschung, wie sie nament- 
lich W. Grubes Arbeiten repräsentieren, stellen die unermeßlichen 
zeremoniellen, in ihrer Umständlichkeit und vor allem in der Un- 
verbrüchlichkeit aller Einzelheiten fast beispiellosen Bindungen 
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dar, wie sie die Existenz des Chinesen vom Embryo angefangen 
bis zum Totenkult umgaben. Davon ist ein Teil ersichtlich ma- 
gischen, namentlich apotropäischen Ursprungs. Ein anderer fällt 
dem Taoismus und dem weiterhin noch zu erörternden Volks- 
buddhismus zur Last, die beide auf dem Gebiet des Alltagslebens 
der Massen sehr tiefe Spuren hinterlassen haben. Aber es bleibt 
ein sehr bedeutender Rest rein konventionell-zeremonialen Cha- 
rakters. Die zeremoniell vorgeschriebenen Fragen, auf welche 
die zeremoniell vorgeschriebene Antwort zu geben war, die zere- 
moniell unumgänglichen Anerbietungen, deren in bestimmter 
Form zu gebende dankende Ablehnung zeremoniell geregelt war, 
die Besuche, Geschenke, Achtungs-, Beileids- und Mitfreude- 
kundgebungen zeremoniellen Charakters lassen alles weit hinter 
sich, was etwa in Spanien innerhalb der (feudal und wohl auch 
islamisch beeinflußten) altbäuerlichen Tradition sich bis an die 
Schwelle der Gegenwart erhalten hatte. Und hier, auf dem Ge- 
biet der Geste, ist der Ursprung aus dem Konfuzianismus im 
ganzen als vorwiegend anzunehmen auch da, wo er nicht nach- 
weisbar ist. Nicht immer, wohlverstanden, in der Art des Brau- 
ches, aber indem »Geist«, indem er geübt wurde, wirkte sich der 
Einfluß seines Schicklichkeits-Ideales aus, dessen ästhetisch kühle 
Temperatur alle aus feudalen Zeiten überkommenen Pflichten, 
insbesondere die karitativen, zum symbolischen Zeremoniell er- 
starren ließ. Auf der andern Seite band der Geisterglaube die 
Sippengenossen um so enger aneinander. Die vielbeklagte Un- 
wahrhaftigkeit war zweifellos zum Teil, — wie auch im antiken 
Aegypten, — direktes Produkt des patrimonialen Fiskalismus, 
der überall dazu erzog, daneben aber sicher durch den ganz aus- 
schließlichen Kult des zeremoniell und konventionell Schick- 
lichen im Konfuzianismus bedingt. Auf der anderen Seite fehl- 
ten die lebendigen feudalen Instinkte, denen aller Handel mit 
dem Stichwort »Qui trompe-t-on ?« gebrandmarkt ist, und es 
konnte sich daher aus der Pragmatik der Interessenlage des ge- 
bildeten Außenhandelsstandes jene geschäftliche Zuverlässig- 
keit entwickeln, welche an ihm gerühmt zu werden pflegt. Sie 
wäre, wenn dies zutrifft, mehr von außen ankultiviert als von 
innen heraus entwickelt, wie in der puritanischen Ethik. 
Dies gilt aber für die ethischen Qualitäten überhaupt. 
Eine echte Prophetie schafft eine systematische Orientie- 
rung der Lebensführung an cinem Wertmaßstab von innen 
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heraus, der gegenüber die »Welt« als das nach der Norm ethisch 
zu formende Material gilt. Der Konfuzianismus war umgekehrt 
Anpassung nach außen hin, an die Bedingungen der »Welt«. 
Ein optimal angepaßter, nur im Maße der Anpassungsbe- 
dürftigkeit in seiner Lebensführung rationalisiserte Mensch ist 
aber keine systematische Eirheit, sondern eine Kombination 
nützlicher Einzelqualitäten. Das Fortbestehen der animistischen 
Vorstellungen von der Mehrheit der Seelen des Einzelnen in 
der chinesischen Volksreligiosität könnte fast als ein Symbol 
dieses Tatbestandes gelten. Wo alles Hinausgreifen über die 
Welt fehlte, mußte auch das Eigengewicht ihr gegenüber man- 
geln. Domestikation der Massen und gute Haltung des 
Gentleman konnten dabei entstehen. Aber der Stil, welchen sie 
der Lebensführung verlichen, mußte durch wesentlich negative 
Elemente charakterisiert bleiben und konnte jenes Streben 
zur Einheit von innen heraus, das wir mit dem Begriff der »Per- 
sönlichkeit« verbinden, nicht entstehen lassen. Das Leben blieb 
eine Serie von Vorgängen, kein methodisch unter ein trans- 
zendentes Ziel gestelltes Ganzes. 

Der Gegensatz dieser sozialethischen Stellungnahme gegen 
alle occidentale religiöse Ethik ist unüberbrückbar. Von außen 
könnten manche patriarchalen Seiten der thomistischen und 
auch der lutherischen Ethik Aehnlichkeiten mit dem Konfuzia- 
nismus aufzuweisen scheinen. Aber dieser Schein ist äußerlich. 
Denn keine, auch nicht eine mit den Ordnungen der Erde in ein 
noch so enges Kompromiß verflochtene christliche Ethik konnte 
die pessimistische Spannung zwischen Welt und überweltlicher 
Bestimmung des Einzelnen mit ihren unvermeidlichen Konse- 
quenzen so von Grund aus beseitigen, wie das konfuzianische 
System des radikalen Weltoptimismus. 

Irgendwelche Spannung zwischen Natur und Gottheit, 
ethischen Anforderungen und menschlicher Unzulänglichkeit. 
Sündenbewußtsein und Erlösungsbedürfnis, diesseitigen Taten 
und jenseitiger Vergeltung, religiöser Pflicht und politisch-so- 
zialen Realitäten fehlte eben dieser Ethik vollständig, und da- 
her auch jede Handhabe zur Beeinflussung der Lebensführung 
durch innere Gewalten, die nicht rein traditionell und konven- 
tionell gebunden waren. Die weitaus stärkste, die Lebensfüh- 
rung beeinflussende Macht war die auf dem Geisterglauben ru- 
hende Familienpietät. Sie war es letztlich, welche den immernoch, 
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wie wir sahen, starken Zusammenhalt der Sippenverbände und 
die früher erwähnte Art der Vergesellschaftung in Genossen- 
schaften, welche als erweiterte Familienbetriebe mit Arbeits- 
teilung gelten können, ermöglichte und beherrschte. Dieser feste 
Zusammenhalt war in seiner Art ganz und gar religiös motiviert, 
und die Stärke der genuin chinesischen Wirtschaftsorganisa- 
tionen reichte etwa ebensoweit, wie diese durch Pietät regulier- 
ten persönlichen Verbände reichten. Im größten Gegensatz gegen 
die auf Versachlichung der kreatürlichen Aufgaben hinaus- 
laufende puritanische Ethik entfaltete die chinesische Ethik ihre 
stärksten Motive innerhalb der Kreise der naturgewachsenen 
(oder diesen angegliederten oder nachgebildeten) P erson en- 
verbände. Während die religiöse Pflicht gegen den überwelt- 
lichen, jenseitigen Gott im Puritanismus alle Beziehungen 
zum Mitmenschen: auch und gerade zu dem in den natür- 
lichen Lebensordnungen nahestehenden, nur als Mittel und Aus- 
druck einer über die organischen Lebensbeziehungen hinaus- 
greifenden Gesinnung schätzte, warumgekehrt die religiöse Pflicht 
des frommen Chinesen gerade nur auf das Sichauswirken in- 
nerhalb der organisch gegebenen persönlichen Beziehungen 
hingewiesen. Die allgemeine Menschenliebe lehnt Mencius mit 
der Bemerkung ab, daß dadurch Pietät und Gerechtigkeit aus- 
gelöscht werden: weder Vater noch Bruder zu haben sei die Art 
der Tiere. Inhalt der Pflichten eines konfuzianischen Chinesen 
waı immer und überall Pietät gegen konkrete, lebende oder tote 
Menschen, die ihm durch die gegebenen Ordnungen nahestanden, 
niemals gegen einen überweltlichen Gott und also nie- 
mals gegen eine heilige »Sache« oder »Idee«. Diese Schranke 
der Versachlichung hat auch für die Wirtschaftsgesinnung ohne 
allen Zweifel, als eine Schranke der objektivierenden Ratio- 
nalisierung, erhebliche Bedeutung gehabt, indem sie den Ein- 
zelnen immer erneut innerlich an seine Sippen- und sippenartig 
mit ihm verbundene Genossen, jedenfalls an »Personen«, statt 
an sachliche Aufgaben (»Betriebe«) zu binden die Tendenz hatte. 
Gerade sie war, wie die ganze Darstellung ergab, auf das In- 
timste verknüpft mit der Art der chinesischen Religiosität, mit 
jener Schranke der Rationalisierung der religiösen Ethik, welche 
die maßgebende Bildungsschicht im Interesse der Erhaltung der 
eigenen Stellung festhielt. Es ist von sehr erheblicher ökonomi- 
scher Bedeutung, wenn alles Vertrauen, die Grundlage 


360 Max Weber, 


aller Geschäftsbeziehungen, immer auf Verwandtschaft oder 
verwandtschaftsartige rein persönliche Beziehungen gegründet 
blieb, wie dies in China sehr stark geschah. Die große Leistung 
der ethischen Religionen, vor allem der ethischen und asketi- 
schen Sekten des Protestantismus, war die Durchbrechung des 
Sippenbandes, die Konstitutierung der Ueberlegenheit der Glau- 
bens- und ethischen Lebensführungsgemeinschaft gegenüber der 
Blutsgemeinschaft, in starkem Maße selbst gegenüber der Fa- 
milie. Oekonomisch angesehen: die Begründung des geschäftli- 
chen Vertrauens auf ethische Qualitäten, der Einzelindividuen, 
welche in sachlicher Berufsarbeit bewährt waren. Die Folgen 
des universellen Mißtrauens Aller gegen Alle, eine Konsequenz 
der offiziellen Alleinherrschaft der konventionellen Unaufrich- 
tigkeit und der alleinigen Bedeutung der Wahrung des Gesich- 
tes im Konfuzianismus, müssen ökonomisch vermutlich — denn 
hier gibt es keine Maßmethoden — ziemlich hoch veranschlagt 
werden. 

Die Erhaltung des Personalismus zeigt auch die Sozial- 
ethik. Es fehlte in China bis in die Gegenwart das Verpflichtungs- 
gefühl gegenüber »sachlichen« Gemeinschaften, seien sie poli- 
tischer oder ideeller oder welcher Natur immer. Alle Sozialethik 
war hier lediglich eine Uebertragung organischer Pietätsbezie- 
hungen auf andere, die ihnen gleichartig gedacht wurden. Die 
Pflichten innerhalb der fünf natürlichen sozialen Beziehungen: 
zum Herrn, Vater, Ehemann, ältern Bruder (einschließlich des 
Lehrers) und Freund enthielten den Inbegriff aller unbedingt 
bindenden Ethik. Der konfuzianische Grundsatz der Reziprozi- 
tät, welcher allen außerhalb dieser Beziehungen liegenden na- 
türlichen sachlichen Pflichten zugrunde liegt, enthält keinerlei 
pathetisches Element in sich. Alle in der genuinen Sozialethik 
der Nachbarschaftsverbände überall bodenständigen Pflichten, 
so namentlich die überall als Zeichen vornehmer Lebensführung 
geltende, von allen heiligen Sängern gepriesene, von jeder religiösen 
Ethik rezipierte Gastfreiheits- und Wohltätigkeitspflicht der 
Besitzenden, hatten unter der Einwirkung der konfuzianischen 
Rationalisierung und Konventionali ierung der ganzen Leben füh- 
rung sehr stark formelhaften Charakter angenommen. So nament- 
lich das »Praktizieren der Tugend« — wie der charakteristische 
übliche Ausdruck lautete — in Gestalt der Gastlichkeit für Arme 
am 8. Tage des I2. Monats. Das Almosen — das urwüchsige 
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Kerngebot aller ethischen Religiosität — war ein traditioneller 
Tribut geworden, dessen Verweigerung gefährlich war. Die christ- 
liche Bedeutsamkeit des Almosens hatte dazu geführt, die »Ar- 
men«, da ihre Existenz für das Seelenheil der Reichen notwen- 
dig war, als einen gottverordneten »Stand« innerhalb der christ- 
lichen Gemeinschaft anzusehen. In China hatten sie sich in gut 
organisierten Gilden zusammengeschlossen, die zu prinzipiel- 
len Feinden zu haben niemand leicht wagte. Daß im übrigen 
Hilfsbereitschaft dem »Nächsten« gegenüber im allgemeinen nur 
erwartet wurde, wo ein konkreter persönlicher oder sachlicher 
Anlaß dazu vorhanden war, dürfte nicht nur inChina das Normale 
sein und nur der Landeskenner kann beurteilen, ob tatsächlich, 
wie gesagt wird, hier ausgeprägter als anderwärts. Da der Volks- 
religiosität hier noch, wie der magischen Religiosität ursprünglich 
überall, dauernde leibliche Gebrechen als Folgen irgend einer 
rituellen Sünde galten und das Gegengewicht religiöser Mitleids- 
motive fehlte, so mag es, so sehr die Ethik (Mencius) den sozialen 
Wert des Mitleids rühmte, recht wohl sein, daß diese Empfin- 
dung nicht eben sehr entwickelt wurde. Jedenfalls nicht auf dem 
Boden des Konfuzianismus. Selbst die (heterodoxen) Vertreter 
der Feindesliebe (z. B. Mo ti) begründeten diese wesentlich utili- 
tarisch. — 

Die heiligen persönlichen Pflichten der Sozialethik können 
untereinander in Konflikt geraten. Dann müssen sie eben rela- 
tiviert werden. Aber ein Konflikt der Interessen des eigenen 
Seelenheils mit den Anforderungen der natürlichen sozialen Ord- 
nungen nach christlicher Art ist undenkbar. Ein Gegensatz von 
»Gott« oder »Natur« gegen »positives Recht« oder »Konvention« 
oder irgendwelche anderen verpflichtende Mächte, und deshalb 
auch irgend ein religiöses oder rationales, mit einer Welt der 
Sünde oder des Unsinns in Spannung oder Kompromiß lebendes, 
religiös unterbautes Naturrecht fehlte, außer aus den schon 
erwähnten, auch aus diesem Grunde selbst in den leisesten An- 
sätzen, wie jeder Blick auf die Fälle, in welchen die Klassiker ge- 
legentlich von »natürlich« reden, sofort zeigt. Denn dann ist 
immer der Kosmos der mit sich harmonischen Natur- und Ge- 
sellschaftsordunng gemeint. Gewiß erreicht fast kein Mensch die 
Stufe der unbedingten Vollendung. Aber jeder Mensch ist voll- 
kommen zulänglich, sich innerhalb der sozialen Ordnungen, die 
ihn daran nicht im mindesten hindern, cine für ihn ausreichende 
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Stufe der Vollkommenheit zu erwerben, indem er die offiziellen 
sozialen Tugenden: Menschenfreundlichkeit, Rechtlichkeit, Auf- 
richtigkeit, rituelle Pietät und Wissen, ausübt, je nachdem mehr 
in aktiver (konfuzianischer) oder mehr in kontemplativer (tao- 
istischer) Färbung. Wenn die soziale Ordnung trotz Erfüllung 
jener Pflichten nicht zum Heil und zur Zufriedenheit aller führt, 
dann ist — sahen wir schon wiederholt — der charismatisch un- 
genügend qualifizierte Herrscher persönlich daran schuld. Darum 
gibt es im Konfuzianismus keinen seligen Urstand, sondern, we- 
nigstens nach der klassischen Lehre, als Vorstufe der Kultur nur 
bildungslose Barbarei (für die man ja in den stets mit Einbruch 
drohenden wilden Gebirgsstämmen das Beispiel nahe hatte). Auf 
die Frage, wie man die Besserung der Menschen am schnellsten 
erreiche, antwortet der Meister im Lapidarstil: man möge sie 
zuerst bereichern und dann erziehen. Und in der Tat entsprach 
dem englischen formelhaften »How do you do: — charakteristisch 
das ebenso formelhafte »Hast du Reis gegessen« ? des Chinesen 
als Begrüßungsformel. Da Armut und Dummheit die einzigen 
beiden sozusagen »erbsündlichen« Qualitäten, Erziehung und 
Wirtschaft aber in der Prägung der Menschen allmächtig sind, 
so mußte der Konfuzianismus die Möglichkeit eines goldenen 
Zeitalters nicht in einem unschuldsvollen primitiven Naturstand, 
sondern vielmehr in einem optimalen Kulturstand erblicken. 

Nun wird uns in einer merkwürdigen Stelle der klassischen 
Schriften einmal ein Zustand geschildert, in welchem die Herr- 
scherwürde nicht erblich, sondern durch Wahl besetzt ist, die 
Eltern nicht nur die eigenen Kinder als ihre Kinder lieben und 
umgekehrt, Kinder, Witwen, Alte, Kinderlose, Kranke aus ge- 
meinsamen Mitteln erhalten werden, die Männer ihre Arbeit und 
die Frauen ihr Heimwesen haben, Güter zwar gespart, aber nicht 
zu Privatzwecken akkumuliert werden, die Arbeit nicht dem eige- 
nen Vorteile dient, Diebe und Rebellen nicht existieren, alle Türen 
offen stehen und der Staat kein Machtstaat ist. Dies ist der 
»große Weg« und sein Resultat die »große Gleichartigkeit« — wo- 
gegen die durch Selbstsucht erzeugte empirische Zwangsordnung 
mit individuellem Erbrecht, Einzelfamilie, kriegerischem Macht- 
staat und der exklusiven Herrschaft der individuellen Interessen 
in charakteristischer Terminologie die »kleine Ruhe« genannt 
wird. Die Schilderung jener anarchistischen Idealgesellschaft fällt 
derart aus dem Rahmen der empirischen konfuzianischen Gesell- 
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schaftslehre heraus und ist speziell mit der Kindespietät als der 
Grundlage aller konfuzianischen Ethik so unvereinbar, daß die 
Orthodoxie sie teils auf Textverderbnis zurückführte, teils »tao- 
istische« Heterodoxie darin witterte (wie übrigens auch Legge 
tut), während begreiflicherweise jetzt die moderne Schule Kang- 
yu-wei’s gerade diesen Ausspruch als Beweis für die konfuzia- 
nische Legitimität des sozialistischen Zukunftsideales zu zitieren 
pflegt. Tatsächlich dürfte die Stelle ebenso wie manche andere 
im Li-ki der Ausdruck dafür sein, daß viele später und jetzt 
als heterodox oder doch unklassisch und sogar als eine be- 
sondere Religion angesehene Lehren sich ursprünglich zur Or- 
thodoxie etwa so verhielten, wie christliche Mystik zur katho- 
lischen Kirche und sufistische Mystik zum Islam. Wie jede kirch- 
liche Anstaltsgnade mit der individuellen Heilssuche des Mysti- 
kers stets nur künstlich in ein Kompromiß gebracht werden 
konnte, obwohl andererseits die kirchliche Anstalt selbst die My- 
stik als solche nicht grundsätzlich verwerfen durfte, so geriet hier 
die letzte Konsequenz des konfuzianischen Optimismus: die Hoff- 
nung auf Erreichung rein irdischer Vollkommenheit ganz aus 
eigener ethischer Kraft der Individuen und durch die Macht ge- 
ordneter Verwaltung, mit der ebenfalls grundlegenden Kkonfuzia- 
nischen Anschauung in Spannung: daß die materielle und ethi- 
sche Wohlfahrt des Volkes und aller Einzelnen letztlich bedingt 
sei durch die charismatischen Qualitäten des vom Himmel legi- 
timierten Herrschers und die staatliche Anstaltsfürsorge sei- 
ner Beamten. Denn die als heterodox geltende Lehre vom 
Nichtstun der Regierung als der Quelle alles Heils war nur die 
letzte Konsequenz des ins Mystische umschlagenden orthodox 
konfuzianischen Optimismus. Aber ihr akosmistisches Vertrauen 
auf die eigene Qualifikation und die Entwertung der Anstalts- 
gnade, welche daraus folgte, bel dabei sofort die Gefahr 
einer Häresie entstehen. Die Ueberbietung der inner- 
weltlichen Laiensittlichkeit durch das Aufsuchen besonderer Heils- 
wege war eben hier, wie überall, das prinzipiell der Anstalts- 
gnade Bedenkliche, — ganz wie im kirchlichen nicht asketischen 
Protestantismus. Denn an sich war Tao: der »Weg« zur Tugend 
selbstverständlich auch ein zentraler orthodox konfuzianischer 
Begriff. Und ebensogut, wie die mehr oder minder konsequenten, 
den Eingriff des Staates nur im Falle von allzu bedenklichen 
Exzessen der Reichtumsdifferenzierung vorbehaltenden, oben er- 
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erwähnte Laissez-faire-Theorien einiger Konfuzianer, konnte sich 
natürlich die Mystik auf die Bedeutung der gottgewirkten, 
natürlichen, kosmischen und sozialen »Harmonie« berufen, um 
das Prinzip des Nichtregierens daraus abzuleiten. Ebenso 
schwierig und zweifelhaft, wie die Feststellung, ob vom Stand- 
punkt der mittelalterlichen Kirche ein Mystiker noch orthodox 
sei, war daher für den Konfuzianismus die entsprechende Fest- 
stellung für diese Lehren. Es ist also sehr verständlich, wenn de 
Groot die übliche Behandlung des Taoismus als einer eigentli- 
chen Sonderreligion neben dem Konfuzianismus überhaupt ab- 
lehnt, obwohl die Religionsedikte der Kaiser selbst mehrfach 
und ausdrücklich neben dem Buddhismus den Taoismus als einen 
nur geduldeten unklassischen Glauben nennen. 

Letztlich waren die Scheidungen orthodoxer und hetero- 
doxer Lehren und Praktiken ebenso wie alle entscheidenden Eigen- 
tümlichkeiten des Konfuzianismus durch seinen Charakter als 
einer ständischen Ethik der literarisch geschulten Bürokratie 
einerseits, andererseits aber durch die Festhaltung’ der Pietät und 
speziell det Ahnenverehrung als der politisch unentbehrlichen 
Grundlage des Patrimonialismus bedingt. Nur wo diese Inter- 
essen bedroht schienen, reagierte der Selbsterhaltungsinstinkt 
der maßgebenden Schicht mit dem Stigma der Heterodoxie®). 

In der grundlegenden Bedeutung des Ahnenkultes und der 
innerweltlichen Pietät als der Grundlage der patrimonialen Unter- 
tanengesinnung lag nun auch die wichtigste absolute Schranke 
der praktischen Toleranz des konfuzianischen Staates. Diese 
zeigte einerseits Verwandtschaft, andererseits auch charakte- 
ristische Unterschiede zu dem Verhalten der occidentalen An- 
tike. Der Staatskult kannte nur die offiziellen großen Geister. 





6) Auch die Pietät freilich konnte zu Konsequenzen führen, welche die 
politische Gewalt ablehnen mußte. Im Gegensatz zu der merkantilistisch 
und ständisch motivierten Beschränkung der Luxusausgaben namentlich für 
Feierzwecke war und ist, entsprechend jener Bedeutung der Pietät als letzten 
ethischen Maßstabs, der für Trauerausgaben zugelassene Aufwand für unsere 
Vorstellung ganz ungeheuerlich. Politisch bedenklich aber wurde dabei die 
Konsequenz der patrimonialen Auffassung: daß auch Amtspfründen »Besitz« 
sind, also im Trauerfall auch das ausgeübte Amt, ursprünglich um den Neid 
des Toten nicht zu erwecken, niedergelegt werden mußte. Angesichts des 
Leerstehens massenhafter Aemter bei Seuchen haben die Kaiser wiederholt die 
maßlose Trauerzeit abgekürzt, unter Androhung von Prügeln für Ueberschrei- 
tung, dann aber wieder, in Besorgnis vor Erschütterung der Pietät und vor 
dem Geisterzorm, ihre Einhaltung bei Prügelstrafe eingeschärft. — 
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Aber auch die taoistischen und buddhistischen Heiligtümer be- 
grüßte der Kaiser gegebenenfalls, nur daß er nicht, wie z. B. selbst 
vor dem heiligen Konfuzius, den Kotau machte, sondern sich mit 
einer höflichen Verbeugung begnügte. Am Kult des taoistischen 
Stadtgottes nahm deı Stadtmandarin offiziell teil und die Kano- 
nisierungen durch den taoistischen Patriarchen bedurften des 
kaiserlichen Placet. Weder existierten garantierte Ansprüche 
auf »Gewissensfreiheit«, noch andererseits Verfolgung wegen reli- 
giöser Ansichten, außer wo entweder magische Gründe (ähnlich 
den hellenischen Religionsprozessen) oder politische Gesichts- 
punkte sie forderten. Aber diese verlangten immerhin ziemlich Er- 
hebliches. Wie die katholische Kirche die Leugnung der Sakra- 
mentsgnade und das römische Reich die Ablehnung des Kaiser- 
kults, so hat der chinesische Staat die nach seinen Maßstäben 
staatsfeindlichen Häresien teils durch Belehrung (noch im ro. 
Jahrhundert durch ein eigenes amtlich verbreitetes Lehrgedicht 
einesMonarchen) bekämpft, teils aber mit Feuer und Schwert ver- 
folgt. Entgegen der Legende von der unbeschränkten Duld- 
samkeit des chinesischen Staates hat noch das ro Jahrhundert 
in fast jedem Jahrzehnt eine Häretikerverfolgung mit allen Mit- 
teln (einschließlich der Zeugentortur) gesehen. Und andererseits 
war fast jede Rebellion mit einer Häresie intim verknüpft. Der 
chinesische Staat war, gegenüber etwa dem antiken römischen, 
insofern in einer besonderen Lage, als er außer den offiziellen 
Staatskulten und dem obligatorischen Ahnenkult der Einzelnen 
auch, seit der endgültigen Rezeption des Konfuzianismus, eine 
offiziell allein anerkannte Lehre besaß. Insofern näherte er 
sich einem »konfessionellen« Staat und stand im Gegensatz zum 
vorchristlichen antiken Imperium. Das »heilige Edikt« von 1672 
gebot daher ausdrücklich (in der siebenten seiner sechzehn Sen- 
tenzen) die Ablehnung falscher Lehren. Dabei aber war die 
orthodoxe Lehre keine dogmatische Religion, sondern eine Lebens- 
kunde. Das Verhältnis war ähnlich, wie wenn etwa die römischen 
Kaiser des 2. Jahrhunderts die stoische Ethik offiziell als allein 
orthodox und ihre Annahme als Vorbedingung für die Ueber- 
tragung staatlicheı Aemter rezipiert hätten. 

Demgegenüber war, wie in Indien und auf dem Boden jeder 
zur mystischen Erlösung führenden Religiosität überhaupt, die 
populäre Form der Sektenreligiosität die Spendung von Sakra- 
mentsgnade. Wird der Mystiker zum Propheten, Propagandi- 
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sten, Patriarchen, Beichtvater, so wird er damit in Asien un- 
vermeidlich auch zum Mystagogen. Aber das kaiserliche Amts- 
charisma duldete gerade solche Mächte mit selbständiger Gna- 
dengewalt neben sich so wenig wie die Anstaltsgnade der ka- 
tholischen Kirche es tun konnte. Es waren dementsprechend 
fast immer die gleichen Tatbestände, welche den Häretikern 
in den Motiven der kaiserlichen Ketzeredikte vorgeworfen wui- 
den. Zunächst natürlich die Tatsache, daß nicht konzessionierte 
neue Götter verehrt wurden. Da aber im Grunde überhaupt das 
ganze volkstümliche Pantheon, soweit es vom staatskultischen 
abwich, alsunklassisch und barbarisch galt, so war nicht dieser 
Punkt, sondern es waren die folgenden drei die wirklich ent- 
scheidenden: 

I. Die Ketzer tun sich, angeblich zur Pflege tugendhaften 
Lebens, zu nichtkenzessionierten Gesellschaften zusammen, wel- 
che Kollekten veranstalten. 

2. Sie haben Leiter, teils Inkarnationen, teils Patriarchen, 
welche ihnen jenseitige Vergeltung predigen und das jenseitige 
Seelenheil versprechen. 

3. Sie beseitigen die Ahnentafeln in ihren Häuseın und tren- 
nen sich zu mönchischem oder sonst unklassischem Lebenswandel 
von der Familie ihrer Eltern. 

Der erste Punkt verstie gegen die politische Polizei, welche 
nichtkonzessionierte Vereine verbot. Tugend sollte der konfu- 
zianische Untertan privatim in den fünf klassischen sozialen Be- 
ziehungen üben. Er brauchte dazu keine Sekte, deren bloße Exi- 
stenz ja das patriarchale Prinzip, auf welchem der Staat ruhte, 
verletzte. — Der zweite Punkt bedeutete nicht nur offenbaren 
Volksbetrug: — denn eine jenseitige Vergeltung und ein beson- 
deres Seelenheil gab es ja nicht —, sondern er bedeutete auch 
ein Verschmähen des (innerweltlichen) Anstaltscharisma des 
konfuzianischen Staates, innerhalb dessen für das (diesseitige) 
Seelenheil zu sorgen Sache der Ahnen und im übrigen ausschließ- 
lich des vom Himmel dazu legitimierten Kaisers und seiner Be- 
amten war. Jeder derartige Erlösungsglaube und jedes Streben 
nach Sakramentsgnade bedrohte also die Ahnenpietät sowohl 

wie das Prestige der Verwaltung. Aus dem gleichen Grunde war 
schließlich der dritte Vorwurf der entscheidendste von allen. 
Denn die Ablehnung des Ahnenkults bedeutete die Bedrohung 
der politischen Kardinaltugend der Pietät, an der die Disziplin 
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in der Amtshierarchie und der Gehorsam der Untertanen hing. 
Eine Religiosität, welche von dem Glauben an die allentschei- 
dende Macht des kaiserlichen Charisma und der ewigen Ordnung 
der Pietätsbeziehungen emanzipierte, war prinzipiell unerträg- 
lich. 

Dazu fügen die Motive der Dekrete je nach Umständen noch 
merkantilistische und ethische Gründe. Das kontemplative Le- 
ben, sowohl die individuelle kontemplative Heilssuche, wie, und 
namentlich, die Mönchsexistenz, war, mit konfuzianischen Augen 
gesehen, parasitäre Faulheit. Sie zehrte am Einkommen der er- 
werbstätigen Bürger, die buddhistischen Männer pflügten nicht 
(wegen des »Ahimsa«: des Verbotes, lebende Wesen — Würmer und 
Insekten — zu gefährden) und die Frauen webten nicht; das 
Mönchtum war überdies oft genug nur Vorwand, sich den Staats- 
fronden zu entziehen. Selbst Herrscher, welche den Taoisten 
oder Buddhisten, in der Zeit von deren Macht, den Thron ver- 
dankten, wendeten sich zuweilen alsbald gegen sie. Der eigent- 
liche Kern der buddhistischen mönchischen Askese: der Bettel, 
wurde dem Klerus immer erneut ebenso untersagt wie die Er- 
lösungspredigt außerhalb der Klöster. Diese selbst wurden, nach- 
dem sie konzessionspflichtig geworden waren, zahlenmäßig scharf 
beschränkt. Die damit kontrastierende zeitweise entschiedene 
Begünstigung des Buddhismus beruhte wohl (wie bei den Mon- 
golenchanen die Einführung des Lamaismus) auf der Hoffnung, 
diese Lehre der Sanftmut zur Domestikation der Untertanen 
benutzen zu können. Allein die gewaltige Ausbreitung er Klö- 
ster, welche sie im Gefolge hatte, und das Umsichgreifen des Er- 
lösungsinteresses führten schon sehr bald zu scharfer Repression, 
bis die buddhistische Kirche im o Jahrhundert jenen Schlag er- 
hielt, von dem sie sich nie wieder ganz erholt hat. Wenn ein 
Teil ihrer und ebenso der taoistischen Klöster erhalten und so- 
gar ` uf den Staatsetat genommen wurde, jedoch unter strengem 
staatlichen Dipiomzwang für jeden Mönch: — nach Art des preu- 
Bischen Kulturkampfes wurde eine Art von »Kulturexamen« ge- 
fordert —, so war dafür, nach de Groots sehr plausibler Annahme, 
maßgebend wesentlich das Fung-schui: die Unmöglichkeit, ein- 
mal konzessionierte Kultstätten ohne vielleicht gefährliche Er- 
regung von Geistern zu bescitigen. Wesentlich dies bedingte jene 
relative Toleranz, welche die Staatsräson den heterodoxen 
Kulten zubilligte. Diese Toleranz bedeutete keinerlei positive 
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Schätzung, sondern mehr jene verächtliche »Duldung«, welche 
jeder weltlichen Bürokratie der Religion gegenüber die na- 
türliche, überall nur durch das Bedürfnis nach Domestikation der 
Massen temperierte Haltung ist. Der »vornehme« Mensch be- 
folgte diesen wie allen nicht offiziell von Staats wegen ver- 
ehrten Wesen gegenüber den dem Meister selbst in den Mund 
gelegten sehr modernen Grundsatz: die Geister durch die be- 
währten Zeremonien zur Ruhe zu bringen, aber von ihnen »Di- 
ganz zu halten«. Und die Praxis der Massen diesen geduldeten 
heterodoxen Religionen gegenüber hatte nichts mit unserem Be- 
griff der »Konfessionszugehörigkeit« zu tun. Wie der antike Oc- 
cidentale je nach Anlaß Apollon oder Dionysos verehrte und der 
Süditaliener die konkurrierenden Heiligen und Orden, so zollte 
der Chinese den offiziellen Zeremonien der Reichsreligiosität, 
den buddhistischen Messen, — die dauernd bis in die höchsten 
Kreise beliebt waren, — und der taoistischen Mantik ganz die gleiche 
Beachtung oder Mißachtung, je nach Bedarf und jeweiliger Be- 
währung der Wirksamkeit. Für die Begräbnisriten wurden im 
Pekinger Volksbrauch nebeneinander buddhistische und tao- 
istische Sakramente verwendet, während der klassische Ahnen- 
kult die Grundfärbung abgab. Unsinn war es jedenfalls, die 
Chinesen als der Konfession nach »buddhistisch« zu zählen, wie 
früher oft geschah. Nach unserem Maßstab wären eigent- 
lich n u r die eingeschriebenen Mönche und Priester »Buddhisten«. 

Aber nicht die Mönchsform des Buddhismus allein war das 
Entscheidende für die Gegnerschaft de Staatsgewalt. Im Gegen- 
teil: als nun der Buddhismus und ebenso der von ihm beeinflußte 
Taoismus Laien gemeinschaften mit verheirateten Weltpriestern 
entwickelte, als also eine Art von Konfessions-Reli- 
giosität zu entstehen begann, griff die Regierung naturgemäß 
erst recht scharf ein, stellte die Priester vor die Wahl, sich ent- 
weder in die konzessionierten Klöster internieren zu lassen oder 
in weltliche Berufe zurückzukehren und unterdrückte vor allem 
die von den Sekten nach indischem Muster aufgenommene Sitte 
der Unterscheidungszeichen in Bemalung und Tracht in Ver- 
bindung mit den besonderen Aufnahmezeremonien und der Stu- 
fenleiter der religiösen Würden des Novizen je nach dem Rang der 
Mysterien, zu denen sie zugelassen waren. Denn hier entwickelte 
sich ja die spezifische Seite alles Sektentums: Wert und 
Würde der »Persönlichkeit« wurden garantiert und legitimiert 
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durch die Zugehörigkeit und Selbstbehauptung innerhalb eines 
Kreises spezifisch qualifizierter Genossen, nicht durch Bluts- 
band, Stand oder obrigkeitliches Diplom. Gerade diese grund- 
legende Funktion aller Sektenreligiosität ist jeder Gnadenan- 
stalt, der katholischen Kirche ebenso wie dem cäsaropapisti- 
schen Staat, noch weit odiöser als das leicht zu beaufsichtigende 
Kloster. 

Die zeitweilige, politisch bedingte, Förderung des Lamaismus 
bedeutete geschichtlich wenig, und die Schicksale des recht bedeu- 
tenden chinesischen Islam?) und des chinesischen, eigentümlich 
verkümmerten und so stark, wie sonst nirgends in der Welt, 
seines genuinen Charakters entkleideten Judentums, sollen uns 
hier nicht weiter interessieren. Die islamischen Herren im fernen 
Westen des Reiches wurden charakteristischerweise in man- 
chen Edikten in der Funktion erwähnt: daß Verbrecher als Skla- 
ven in ihren Besitz verkauft werden sollten. 

Die hier nicht weiter zu erörternde Verfolgung der »euro- 
päischen Verehrung des Herrn vom Himmel« — wie der amtliche 
Name des Christentums lautet — bedarf keiner weiteren Motivie- 
rung. Auch bei größerem Takt der Missionare wäre sie unver- 
mejdlich eingetreten. Nur kriegerische Gewalt hat hier zu ver- 
tragsmäßiger Duldung geführt, sobald einmal die christliche 
Propaganda in ihrem Sinne erkannt worden war. Die alten Reli- 
gionsedikte motivierten dem Volk die Duldung der Jesuiten aus- 
drücklich mit ihren astronomischen Diensten. 

Es ist der Bürokratie tatsächlich gelungen, duch Gewalt 
und durch Appell an den Geisterglauben die Sektenbildung auf 
ein gelegentliches Aufflammen zu beschränken. Ueberdies 
aber waren die sämtlichen Sekten, von deren Eigenart nähere 
Nachrichten vorliegen, absolut heterogen gegenüber den Sekten- 
bewegungen, mit welchen der occidentale Katholizismus oder 
der Anglikanismus zu schaffen hatte. Es handelte sich stets um 
Inkarnationsprophetie oder um Propheten des mystagogi- 
schen Typus, welche — oft durch Generationen erblich im 
Besitz dieser Würde — im Verborgenen lebten, ihien Anhängern im 
Diesseits und (teilweise) Jenseits Vorteile versprachen, deren 








?) Daß der Islam in China gar keine Veränderungen erlitten habe, wie W. 
Grube gelegentlich meint, scheint etwas zu viel gesagt. Die seit etwa dem 17. Jahr- 
hundert entwickelte eigentümliche Stellung der Jmame ist sicher unter dem 
Einfluß des Beispiels der indisch-ostasiatischen Mystagogen entstanden. 
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Heilsbedingungen aber ausschließlich magisch-sakramentalen 
oder ritualistischen oder allenfalls kontemplativ-ekstatischen 
Chaıiakter hatten: rituelle Reinheit, die andächtige Wiederho- 
lung stets der gleichen Formeln oder bestimmte kontemplative 
Uebungen waren die regelmäßig wiederkehrenden soteriologischen 
Mittel. Nie aber, soviel bekannt, rationale Askese. 
Die genuin heterodox-taoistische Demut: Ablehnung aller 
feudalen Ostentation, hatte wesentlich kontemplative Motive, wie 
wir sahen. Ebenso zweifellos die Enthaltung von gewissen Arten 
des Luxuskonsums (Parfüms, kostbarem Schmuck), welche z. B. 
die Lung-Hua-Sekte ihren Gläubigen außer den üblichen buddhi- 
stischen Sektenregeln auferlegte. Auch da fehlte die Askese, wo 
die Sekten gewaltsame Bekämpfung ihrer Bedrücker in Aussicht 
nahmen und deshalb, wie eine in neuerer Zeit bekannt gewor- 
dene, das Boxen systematisch übten. Denn sie alle waren Derivate 
und eklektische Verschmelzungen heterodox-taoistischer mit 
buddhistischer Soteriologie, der sie keinerlei prinzipiell neue Ele- 
mente hinzugefügt hatten. Es scheint nicht, daß die Sekten 
klassenmäßig geschichtet waren. Natürlich war das Mandarinen- 
tum am strengsten orthodox konfuzianisch. Aber heterodoxe 
Taoisten und namentlich Anhänger der wesentlich einen gebets- 
formelhaften Hauskult pflegenden Lung-Hua-Sekte scheinen ge- 
rade unter den besitzenden Klassen, aus denen die Mandarinen 
doch ebenfalls meist hervorgingen, ziemlich verbreitet gewesen 
zu sein. l 

Im übrigen stellten offenbar die Frauen hier, wie in 
jeder soteriologischen Religiosität, ein starkes Kontingent. 
Ganz begreiflicherweise, weil ihre religiöse Wertung durch die 
(heterodoxen und daher unpolitischen) Sekten hier ebenso, wie 
im Occident, meist erheblich über dem Niveau ihrer Schätzung 
im Konfuzianismus stand. 

Im Alltagsleben der Massen spielten die vom Taoismus und 
Buddhismus entnommenen oder beeinflußten Elemente offenbar 
eine recht bedeutende Rolle. Es wurde einleitend allgemein 
dargelegt, daß die Heilands- und Erlösungsreligiosität überall 
ihre dauernde Stelle vornehmlich in den »bürgerlichen« Klassen 
finden, wo sie an Stelle der Magie zu treten pflegen, welche zunächst 
die einzige für Not und Leid des Einzelnen als solchen zur Verfü- 
gung stehende Zuflucht bildet, und daß aus der individuellen Heils- 
suche beim Magier die rein religiösen Gemeinden der Mystagogen 
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herauszuwachsen pflegen. In China, wo der Staatskult ebenfalls 
von der Not des Einzelnen keine Notiz nahm, ist die Magie nie- 
mals durch eine große Erlösungsprophetie oder einheimische 
Heilandsreligiosität verdrängt worden. Nur eine teils den helle- 
nischen Mysterien, teils der hellenischen Orphik ungefähr ent- 
sprechende Unterschicht von Erlösungsreligiosität war entstan- 
den. Sie war zwar stärker als dort, aber rein magischen Cha- 
rakters geblieben. Der Taoismus war nur Organisation der Magier, 
der Buddhismus in der Form, wie er importiert wurde, nicht mehr 
die Erlösungsreligiosität der frühbuddhistischen Zeit Indiens, 
sondern magische und mystagogische Praxis einer Mönchsorgani- 
sation. In beiden Fällen fehlte also, wenigstens für die Laien, 
das soziologisch Entscheidende: eine religiöse Gemeinde- 
bildung. Diese volkstümlichen, in Magie stecken gebliebenen Er- 
lösungsreligiositäten waren daher in aller Regel gänzlich unsozial. 
Der Einzelne als Einzelner wendetesich an den taoistischen Magier 
oder den buddhistischen Bonzen. Nur die buddhistischen Feste 
bildeten eine Gelegenheitsgemeinschaft und nur die heterodoxen, 
oft politische Ziele verfolgenden, aber eben deshalb auch poli- 
tisch verfolgten Sekten Dauergemeinschaften. Es fehlte nicht 
nur alles, was unserer Seelsorge entspricht, sondern vor allem 
auch jede Spur von einer »Kirchendisziplin« und also auch jedes 
Mittel einer religiösen Lebensreglementierung. 

Diese, soziologisch angesehen, verkümmerten Ansätze von 
Erlösungsreligiosität sind dennoch, sittengeschichtlich betrach- 
tet, von erheblicher Wirkung gewesen. So gut wie alles, 
was das chinesische Volksleben an religiöser Predigt und in- 
dividueller Heilssuche, Vergeltungs- und Jenseitsglauben, reli- 
giöser Ethik und andächtiger Innigkeit überhaupt aufwies, hat 
trotz der Verfolgungen, denen er ausgesetzt war, der Buddh is- 
mus importiert, wie ja ganz das gleiche auch für Japan gilt. 
Um freilich überhaupt zu einer »Volksreligion« werden zu können, 
mußte diese mönchische Intellektuellensoteriologie Indiens die 
denkbar tiefstgehenden inneren Wandlungen durchmachen. Wir 
werden sie also zunächst auf ihrem Heimatboden betrach- 
ten müssen. Dann wird erst ganz verständlich werden, warum 
von dieser Mönchskontemplation her Brücken zum rationalen 
Alltagshandeln nicht geschlagen werden konnten und auch, war- 
um die Rolle, die ihr in China zugestanden wurde, trotz der schein- 
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baren Analogie so stark von derjenigen abweicht, welche das 
Christentum in der Spätantike auf sich zu nehmen vermochte. 


IV. 


Wir fassen das Gesagte vielleicht am zweckmäßigsten der- 
art zusammen, daß wir uns das Verhältnis des konfuzianischen 
Rationalismus zu dem uns geographisch und historisch nächst- 
liegenden: dem Rationalismus des Protestantismus, verdeutlichen. 
Für die Stufe der Rationalisierung, welche eine Religion reprä- 
sentiert, gibt es vor allem zwei, übrigens miteinander in viel- 
facher innerer Beziehung stehende Maßstäbe. Einmal der Grad, 
in welchem sie die Magie abgestreift hat. Dann der Grad syste- 
matischer Einheitlichkeit, in welche das Verhältnis von Gott 
und Welt und demgemäß die eigene ethische Beziehung zur 
Welt von ihr gebracht worden ist. 

In der ersten Hinsicht stellt der asketische Protestantis- 
mus in seinen verschiedenen Ausprägungen eine letzte Stufe dar. 
Seine am meisten charakteristischen Ausprägungen haben der Magie 
am vollständigsten den Garaus gemacht. Auch in der sublimierten 
Form der Sakramente und Symbole wurde sie prinzipiell aus- 
gerottet, so sehr, daß der strenge Puritaner selbst die Leichen seiner 
Lieben formlos verscharren ließ, um nur jeder »Superstition«, 
und das hieß hier: jedem Vertrauen auf Manipulationen magi- 
schen Charakters, die Quelle abzugraben. Die gänzliche Ent- 
zauberung der Welt war nur hier in alle Konsequenzen durch- 
geführt. Das bedeutete nicht etwa die Freiheit von dem, was 
wir heute als »Aberglauben« zu werten pflegen. Die Hexenpro- 
zesse haben auch in Neu-England geblüht. Aber während der 
Konfuzianismus die Magie in ihrer positiven Heilsbedeutung 
unangetastet ließ, war hier alles Magische teuflisch geworden, 
religios wertvoll dagegen nur das rational Ethische geblieben: 
das Handeln nach Gottes Gebot, und auch dies nur aus der gott- 
geheiligten Gesinnung heraus. Diese Ethik aber rückte, im stärk- 
sten Gegensatz zu der unbefangenen Stellungnahme des Kon- 
fuzianismus zu den Dingen dieser Erde, in den Zusammenhang 
einer gewaltigen und pathetischen Spannung gegenüber der 
»Welt«. 

Jede Religion, welche mit rationalen (ethischen) Forde- 
rungen der Welt gegenübertritt, gerät an irgend einem Punkt 


Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen. Konfuzianismus IV. 373 


mit deren Irrationalitäten in ein Spannungsverhältnis. Aber 
diese Spannungen setzen bei den einzelnen Religionen an sehr 
verschiedenen Punkten ein und darnach ist sowohl die Art wie 
der Stärkegrad der Spannung verschieden. Dies hängt in starkem 
Maße von der Art des durch metaphysische Verheißungen ge- 
gebenen Erlösungswegs der einzelnen Religion ab. Der Grad 
der Entwertung der Welt ist dabei mit dem Grade ihrer prak- 
tischen Ablehnung nicht identisch. 

Diejenige rationale Ethik, welche die Spannung gegen die 
Welt, sowohl ihre religiöse Entwertung wie ihre praktische Ab- 
lehnung, auf ein absolutes Minimum reduziert, ist, wie wir ge- 
sehen haben, der Konfuzianismus. Die Welt ist die beste 
der möglichen Welten, die menschliche Natur ist der Anlage 
nach ethisch gut und die Menschen untereinander sind hierin, 
wie in allen Dingen, zwar dem Grade nach verschieden, aber 
prinzipiell gleich geartet und jedenfalls schrankenlos vervoll- 
kommnungsfähig und zulänglich zur Erfüllung des Sittengesetzes. 
Philosophisch-literarische Bildung an der Hand der alten Klassi- 
ker ist das universelle Mittel der Selbstvervollkommnung, un- 
genügende Bildung und als deren hauptsächlichster Grund: un- 
genügende ökonomische Versorgung, die einzige Quelle aller 
Untugenden. Solche Untugenden aber, und zwar insbesondere 
diejenigen der Regierung, sind der wesentliche Grund alles aus 
der Unruhe der (rein magisch aufgefaßten) Geister entstehenden 
Unheils. Der rechte Weg zum Heil ist die Anpassung an die 
ewigen übergöttlichen Ordnungen der Welt: das Tao, und also 
an die aus der kosmischen Harmonie folgenden sozialen Erforder- 
nisse des Zusammenlebens. Vor allem also pietätvolle Fügsam- 
keit in die feste Ordnung der weltlichen Gewalten. " Für den 
Einzelnen ist die Ausgestaltung des eigenen Selbst zu einer all- 
seitig harmonisch ausbalanzierten Persönlichkeit, einem Mikro- 
kosmos in diesem Sinne, das entsprechende Ideal. »Anmut 
und Würde« des konfuzianischen Idealmenschen: des Gentle- 
man, äußert sich in der Erfüllung der überlieferten Pflichten. 
Die zeremonielle und rituale Schicklichkeit also in allen Lebens- 
lagen ist, als Zentialtugend, Ziel der Selbstvervollkommnung, 
wache raticnale Selbstkontrolle und Unterdrückung alle Er- 
schütterung des Gleichgewichts durch irraticnale Leidenschaften, 
welcher Art immer, das gecignete Mittel, sie zu erreichen. Irgend- 
welche »Erlösung« aber, außer von der Barbarei der Unbildung, 
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begehrt der Konfuzianer nicht. Was er als Lohn der Tugend er- 
wartet, ist im Diesseit langes Leben, Gesundheit und Reichtum, 
über den Tod hinaus aber die Erhaltung des guten Namens. Es 
fehlt, genau wie bei den genuinen Hellenen, jede transzendente 
Verankerung der Ethik, jede Spannung zwischen Geboten eines 
überweltlichen Gottes und einer kreatürlichen Welt, jede Aus- 
gerichtetheit auf ein jenseitiges Ziel und jede Kı nzeption eines 
radıkal Bösen. Wer die auf das Durchschnittskönnen der Men- 
schen zugeschnittenen Gebote innehält, ist frei von Sünden. 
Vergebens suchen christliche Missionare ein Sündengefühl da 
zu wecken, wo solche Voraussetzungen selbstverständlich sind. 
Ein gebildeter Chinese würde entschieden ablehnen, dauernd mit 
»Sünden« behaftet zu sein, wie ja übrigens für jede vornehme 
Intellektuellenschicht dieser Begriff etwas Peinliches, als würde- 
los Empfundenes zu haben und durch konventionell oder feudal 
oder ästhetisch formulierte Abwandlungen (etwa: »unanständig«+ 
oder »geschmacklos«) vertreten zu werden pflegt. Gewiß gibt 
es Sünden, aber das sind auf ethischem Gebiet Verstöße ge- 
gen die überlieferten Autoritäten: Elteın, Ahnen, Vorgesetzte 
in der Amtshierarchie, also gegen traditionalistische Gewal- 
ten, im übrigen aber magisch bedenkliche Verletzungen der 
überlieferten Bräuche, des überlieferten Zeremoniells und endlich: 
der festen gesellschaftlichen Konventionen. Diese alle stehen 
untereinander gleich: »ich habe gesündigt« entspricht unserem 
pentschuldigen Sie« bei Verstößen gegen die Konvention. Askese 
und Kontemplation, Mortifikation und Weltflucht sind innerhalb 
des Konfuzianismus nicht nur unbekannt, sondern als drohnen- 
haftes Schmarotzertum veachtet Jede Form von Gemeinde- 
und Erlösungsreligiosität ist teils direkt verfolgt und ausgerottet, 
teils in äbnlichem Sinne Privatangelegenheit und geringgeschätzt 
wie etwa die orphischen Pfaffen bei den vornehmen Hellenen 
der klassischen Zeit. Die innere Voraussetzung dieser Ethik der 
unbedingten Weltbejahung und Weltanpassung war der unge- 
brochene Fortbestand rein magischer Religiosität, von der Stel- 
lung des Kaisers angefangen, der mit seiner persönlichen Quali- 
fikation für das Wohlverhalten der Geflster, den Eintritt von 
Regen und guter Erntewitterung verantwortlich war, bis zu dem 
für die offizielle wie für die Volksreligiosität schlechthin grund- 
legenden Kult der Ahnengeister, zu der inoffiziellen (taoisti- 
schen) magischen Therapie und den sonstigen bestehen ge- 
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bliebenen Formen animistischen Geisterzwangs und herolatrischen 
Funktionsgötterglaubens. Mit der gleichen Mischung von Skepsis 
und gelegentlicher Uebermanntheit durch Deisidaimonie wie 
der gebildete Hellene stand der gebildete Konfuzianer, mit un- 
gebrochener Gläubigkeit stand die in ihrer Lebensführung vom 
Konfuzianismus beeinflußte Masse der Chinesen innerhalb der 
magischen Vorstellungen. »Tor, wer nach dort die Augen blin- 
zend richtet....« würde der Konfuzianer mit dem alten Faust 
in bezug auf das Jenseits sagen, — aber wie dieser die Einschrän- 
kung machen müssen: »Könnt’ ich Magie von meinem Pfad ent- 
fernen . . .« Auch die im altchinesischen Sinne gebildetsten 
hohen Beamten zögerten selten, ein beliebiges stupides 
Mirakel andächtig zu verehren. Eine Spannung gegen die 
»Welt« war nie entstanden, weil eine ethische Prophetie eines 
überweltlichen Gottes, soweit die Erinnerung zurückreicht, völlig 
gefehlt hat. Die führende Intellektuellenschicht: Beamte und 
Amtsanwärter, haben die Erhaltung der magischen Tradition 
und speziell der animistischen Ahnenpietät als ein absolutes 
Erfordernis der ungestörten Erhaltung der bürokratischen Autori- 
täten konsequent gestützt und alle Erschütterungen durch Er- 
lösungsreligiosität unterdrückt. Die — neben der taoistischen 
Divination und Sakramentsgnade — einzige, als pazifistisch und 
daher ungefährlich zugelassene Erlösungsreligicn: die des buddhi- 
stischen Mönchtums, wiıkte in China praktisch durch Bereicherung 
der seelischen Spannweite um einige Nuancen stimmungsvoller 
Innerlichkeit, im übrigen aber nur als weitere Quelle magischer 
Sakramentsgnade und traditionsstärkender Zeremonien. 

Den radikal entgegengesetzten Typus einer rationalen Welt- 
behandlung stellt nun der Puritanismus dar. Das ist 
kein ganz eindeutiger Begriff. Die »Ecclesia pura« bedeutete 
praktisch, im eigentlichsten Sinne, vor allem die zu Gottes Ehre 
von sittlich verworfenen Teilnehmern gereinigte christliche Abend- 
mahlsgemeinschaft, ruhe sie nun auf calvinistischer oder bap- 
tistischer Grundlage und sei sie demgemäß in der Kirchenver- 
fassung mehr synodal oder mehr kongregationalistisch geartet. 
Im weiteren Sinne aber kann man darunter verstehen die sittlich 
rigoristischen, christlich-asketischen Laiengemeinschaften über- 
haupt, mit Einschluß also der von pneumatisch-mystischen An- 
fängen ausgegangenen täuferischen, mennonitischen, quäke- 
rischen, der asketisch-pietistischen und der methodistischen. Das 
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Eigentümliche dieses Typus gegenüber dem vorhergehenden ist 
nun: daß hier das Gegenteil von Weltflucht: Weltrationalisierung, 
trotz oder vielmehr gerade in der Form asketischer Weltableh- 
nung, gilt. Die Menschen sind, da es in der kreatürlichen 
Verderbtheit gegenüber Gott keine Unterschiede geben kann, an 
sich alle gleich verworfen und ethisch absolut unzulänglich, die 
Welt ein Gefäß der Sünde. Anpassung an ihre eitlen Gepflogen- 
heiten wäre ein Zeichen der Verwerfung, Selbstvervollkommnung 
im konfuzianischem Sinne ein blasphemisch kreaturvergötterndes 
Ideal. Der Reichtum und die Hingabe an seinen Genuß wäre 
die spezifische Versuchung, das Pochen auf menschliche Philo- 
sophie und literarische Bildung sündlicher kreatürlicher Hoch- 
mut, alles Vertrauen auf magischen Geister- und Gotteszwang 
nicht nur verächtlicher Aberglaube, sondern dreiste Gottesläste- 
rung. Alles, was an Magie erinnerte, jeder Rest von Ritualismus 
und Priestergewalt, wurde ausgerottet. Das Quäkertum kannte, 
der Theorie nach, selbst den bestellten Prediger nicht, die Mehr- 
zahl der asketischen Sekten wenigstens keinen bezahlten Berufs- 
prediger. In den hellen kleinen Vereinigungsräumen der Quäker 
fehlte jede letzte Spur von religiösen Emblemen. — Die Menschen 
sind von Natur alle gleich sündhaft, aber ihre religiösen Chancen 
sind dennoch nicht gleich, sondern höchst ungleich, und zwar 
nicht nur zeitweilig, sondern definitiv. Entweder direkt kraft 
grundloser Prädestination (wie bei den Calvinisten, den Partikular- 
baptisten, den Whitefieldschen Methodisten und den reformierten 
Pietisten) oder doch kraft ihrer verschiedenen Qualifikation 
zu den pneumatischen Geistesgaben oder endlich kraft der ver- 
schiedenen Intensität und also auch des verschiedenen Erfolgs 
ihres Strebens, den bei den alten Pietisten entscheidenden Akt 
der Bekehrung, den »Bußkampf« und »Durchbiuch«, oder wie 
die Wiedergeburt sonst geartet sein mochte, zu erringen. Immer" 
waltet aber in diesen Unterschieden Vorsehung und grundlose, 
unverdiente, »freie« Gnade eines überweltlichen Gottes. Deshalb 
ist der Prädestinationsglaube zwar nur eine, aber doch die weit- 
aus konsequenteste dogmatische Formung dieser Virtuosenreli- 
giosität. Nurwenige aus der massa perditionis sind berufen, das Heil 
zu erreichen, einerlei, ob es kraft Prädestination von Ewigkeit her 
nur ihnen bestimmt ist oder zwar allen (nach den Quäkern z. B. 
auch Nichtchristen) angeboten, aber nur von dem kleinen Haufen, 
der es zu ergreifen vermag, erreicht wird. Nach manchen pietisti- 
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schen Lehren wird das Heilnur einmal im Leben, nach anderen (den 
sog. Terministen) einmal zum letztenmal angeboten: — immer 
muß jedenfalls der Mensch sich imstande zeigen, es sich anzu- 
eignen. Auf Gottes freie Gnade und auf das Jenseitsschicksal 
ist also alles ausgerichtet, das diesseitige Leben ist entweder 
ein Jammertal oder doch nur ein Durchgang. Eben deshalb 
aber fällt auf diese winzige Zeitspanne und das, was in ihr vor- 
geht, ein ungeheurer Akzent, im Sinne etwa von Carlyles Wort: 
» Jahrtausende mußten vergehen, ehe du zum Leben kamst, und 
andere Jahrtausende warten schweigend, was du mit diesem 
deinem Leben beginnen wirst.« Nicht etwa weil es möglich wäre, 
durch rein eigene Leistung ewiges Heil zu erringen. Das ist un- 
möglich. Sondern weil die eigene Berufung zur Erlösung dem 
Einzelnen nur zu Teil und vor allem auch nur erkennbar werden 
kann durch das Bewußtsein von einer zentralen einheitlichen Be- 
ziehung dieses seines kurzen Lebens auf den überweltlichen Gott 
und seinen Willen: in der »Heiligung«. Diese wieder kann, wie 
bei aller aktiven Askese, nur in gottgewolltem Tun, einem ethi- 
schen Handeln also, auf dem Gottes Segen ruht, sich bewähren 
und sa dem Einzelnen die Heilsgewißheit in der Sicherheit 
geben, daß er Gottes Werkzeug sei. Die denkbar stärkste innere 
Prämie wurde dadurch auf eine rationale sittliche Lebensmethodik 
gesetzt. Nur das Leben nach festen, von einem einheitlichen 
Zentrum aus geregelten Grundsätzen konnte als gottgewollt gel- 
ten. Wenn die unbefangene Hingabe an die Welt unbedingt vom 
Heil abführt, so ist diese kreatürliche Welt und sind die kreatür- 
lichen Menschen doch eben Gottes Schöpfung, an die er bestimmte 
Anforderungen stellt, die er (calvinistische Vorstellung:) »zu 
seinem Ruhm« geschaffen und in denen er daher, wie kreatür- 
lich verderbt sie auch seien, seine Ehre verwirklicht schen will, 
indem die Sünde und nach Möglichkeit auch das Leiden gebändigt 
und unter ethische Zucht genommen werden durch rationale 
Ordnung. Das »Wirken der Werke dessen, der mich gesandt hat, 
solange es Tag ist« wurde hier zur Pflicht und diese aufgegebenen 
Werke waren nicht rituellen, sondern rational-ethischen Cha- 
rakters. 

Der Gegensatz zum Konfuzianismus ist klar. Beide Ethiken 
haben ihre irrationale Verankerung: dort die Magie, hier die letzt- 
lich unerforschlichen Ratschlüsse eines überweltlichen Gottes. 
Aber aus der Magie folgte, da die erprobten magischen Mittel und 
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letztlich alle überkommenen Formen der Lebensführung bei Ver- 
meidung des Zorns der Geister unabänderlich waren, die Unver- 
brüchlichkeit der Tradition. Aus der Beziehung zum überwelt- 
lichen Gott und zu kreatürlich verderbten ethisch irrationalen 
Welt folgte dagegen die absolute Unheiligkeit der Tradition und 
die absolut unendliche Aufgabe immer erneuter Arbeit an der 
ethisch raticnalen Bewältigung und Beherrschung der gegebenen 
Welt: die rationale Sachlichkeit des »Fortschritts«. Der Anpas- 
sung an die Welt dort steht also hier die Aufgabe ihrer ıationalen 
Umgestaltung gegenüber. Der Kanfuzianismus erfordert stetige 
wache Selbstbeherrschung im Interesse der Erhaltung der Würde 
des allseitig veivollkommneten perfekten Weltmannes, die puri- 
tanische Ethik im Interesse der methodischen Einheit der Ein- 
gestelltheit auf den Willen Gottes. Die konfuzianische Ethik 
beläßt die Menschen höchst absichtsvoll in ihren naturgewach- 
senen oder durch die sozialen Ueber- und Unterordnungsver- 
hältnisse gegebenen persönlichen Beziehungen. Sie verklärt diese, 
und nur diese, ethisch und kennt letztlich keine anderen sozialen 
Pflichten als die durch solche persönlichen Relationen von Mensch 
zu Mensch, von Fürst zu Diener, vom höheren zum niederen Be- 
amten, von Vater und Bruder zum Sohn und Bruder, vom Lehrer 
zum Schüler, von Freund zu Freund geschaffenen menschlichen 
Pietätspflichten. Der puritanischen Ethik dagegen waren eben 


diese rein persönlichen Beziehungen, — obwohl sie sie natürlich, 
soweit sie nicht gottwidrig waren, bestehen ließ und ethisch 
regelte, — dennoch leicht verdächtig, weil sie Kreatuien galten. 


Die Beziehung zu Gott geht ihnen unter allen Umständen vor. 
Allzu intensive, kreaturvergötternde, Beziehungen zu Menschen 
rein als solchen sind unbedingt zu meiden. Denn das Vertrauen 
auf Menschen, gerade auf die natürlich nächststehenden, würde 
der Seele gefährlich sein. Ihre eigenen nächsten Verwandten würde 
die calvinistische Herzogin Renata von Este verfluchen, wenn 
sie sie von Gott (kraft grundloser Prädestination) verworfen 
wüßte. Daraus folgen praktisch sehr wichtige Unterschiede beider 
ethischer Konzeptionen, obwohl wir doch beide in ihrer prak- 
tischen Wendung als »raticnalistisch« bezeichnen werden und ob- 
wohl sie beide »utilitarische« Konsequenzen zogen. Zwar nicht 
nur aus jener sozialethischen Stellungnahme, — sondern auch 
aus Eigengesetzlichkeiten deı politischen Herrschaftsstruktur 
—, aber doch sehr wesentlich auch aus jener folgte die Erhaltung 
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der Sippengebundenheit in China, der durchaus an persönliche 
Beziehungen geknüpfte Charakter der politischen und ökono- 
mischen Organisationsformen, die alle (relativ) in sehr auffallender 
Art der rationalen Versachlichung und des abstrakten transper- 
sonalen Zweckverbandscharakters entbehrten, von dem Fehlen 
eigentlicher »Gemeinden«, speziell in den Städten, angefangen 
bis sum Fehlen ökonomischer Vergesellschaftungs- und Betriebs- 
formen rein sachlich zweckgebundener Art. Aus rein chinesischen 
Wurzeln sind solche so gut wie gar nicht entstanden. Alles Ge- 
meinschaftshandeln blieb dort durch rein persönliche, vor allem 
verwandtschaftliche Beziehungen, und daneben durch Berufs- 
verbrüderungen umspannt und bedingt. Wäh end dagegen der 
Puritanismus alles versachlichte, in rationale »Betriebe« und rein 
sachlich »geschäftliche« Beziehungen auflöste, rationales Recht 
und rationale Vereinbarung an die Stelle der in China prinzipiell 
allmächtigen Tradition, lokalen Gepflogenheit und konkreten 
persönlichen Beamtengnade setzte. Noch wichtiger scheint ein an- 
deres. Der weltbejahende Utilitarismus und die Ueberzeugung 
von dem ethischen Wert des Reichtums als universellen Mittels 
allseitiger sittlicher Vollendung in Verbindung mit der unge- 
heuren Volksdichte haben in China zwar die »Rechenhaftigkeit« 
und Genügsamkeit zu sonst unerhörter Intensität gesteigert. 
Um jeden Pfennig wurde gefeilscht und gerechnet und täglich 
machte der Krämer seinen Kassensturz. Zuverlässige Reisende 
berichten, daß Geld und Geldinteressen in einem sonst seltenen 
Maße das Gesprächsthema der Einheimischen unter sich zu 
bilden scheinen. Aber höchst auffallenderweise waren große 
methodische geschäftliche Konzeptionen rationaler Art, 
wie sie der moderne Kapitalismus voraussetzte, auf ökono- 
mischem Gebiet wenigstens, aus diesem unendlich intensiven 
Wirtschaftsgetriebe und dem oft beklagten krassen »Materia- 
lismus« heraus nicht entstanden und sind China überall da 
fremd geblieben, wo nicht (wie z. B. bei den Kantonesen) 
fremder Einfluß in deı Vergangenheit, oder jetzt der Eindruck 
des unaufhaltsam vordringenden occidentalen Kapitalismus sie 
ihnen lehrte. Aus Eigenem sind zwar seinerzeit (wie es scheint 
speziell solange die politischen Spaltungen bestanden) die Formen 
des politisch orientierten Kapitalismus, der Amts- und Not- 
kreditwucher, Großhandelsprofite und auf gewerblichem Gebiet 
Ergasterien (auch grüßere Werkstätten), wie sie auch im späten 
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Altertum, in Aegypten und im Islam vorkamen, neuerdings auch 
die übliche Abhängigkeit vom Verleger und Aufkäufer, auch sie 
jedoch im allgemeinen ohne die straffe Organisation des »sistema 
domestico« schon unseres Spätmittelalters, entstanden. Aber 
trotz des recht intensiven Binnentausch- (und des wenigstens 
zeitweise ansehnlichen Außenhandels-)Verkehrs kein bürger- 
licher Kapitalismus moderner, nicht einmal spätmittelalterlicher 
Art: nicht die rationalen Formen des spätmittelalterlichen und 
vollends des seicentistischen europäischen kapitalistischen gewerb- 
lichen »Betriebs«, nicht eine »Kapital«Bildung europäischer Art 
(das chinesische Kapital, welches sich bei modernen Chancen 
beteiligt, ist vorwiegend Mandarinen-, also durch Amtswucher 
akkumuliertes Kapital), keine rationale Methodik der Betriebs- 
organisation nach europäischer Aıt, keine wirklich rationale 
Organisation des kommerziellen Nachrichtendienstes, kein ratio- 
nales Geldsystem, nicht einmal eine dem ptolemäischen Aegypten 
gleichkommende Entwicklung der Geldwirtschaft, nur Ansätze 
(charakteıistische, aber wesentlich in ihrer technischen Unvoll- 
kommenheit charakteristische Ansätze) von Rechtsinstitutionen, 
wie sie unser Firmenrecht, Handelsgesellschaftsrecht, Wechsel- 
und Wertpapieırecht darstellen, und eine höchst begrenzte Ver- 
wendung der zahlreichen technischen Erfindungen für rein öko- 
nomische Zwecke, schließlich kein wirklich technisch vollwertiges 
kaufmännisches Schrift-, Rechnungs- und Buchführungssystem. 
Also, trotz des fast völligen Fehlens der Sklaven — einer Folge 
der Befriedung des Reichs — sehr ähnliche, aber in mancher 
Hinsicht vom »Geist« des modernen Kapitalismus und seiner In- 
stitutionen noch ferner abliegenden Zustände, wie sie die mittel- 
ländische Antike aufweist. Eine im Vergleich mit der Intoleranz 
mindestens des calvinistischen Puritanismus weitgehende reli- 
giöse Duldung, weitgehende Freiheit des Güterverkehrs, Friede, 
Freizügigkeit, Freiheit der Berufswahl und der Produkt onsmetho- 
den, Fehlen aller Perhorreszierung des Krämergeistes, dies alleshat 
doch keinen modernen Kapitalismus in China entstehen lassen. 
Daß »Erwerbstrieb«, hohe, ja exklusive Schätzung des Reich- 
tums und utilitaristischer »Rationalismus« an und für sich 
noch nichts mit modernem Kapitalismus zu tun haben, 
kann man gerade in diesem typischsten Lande des Erwer- 
bes studieren. Erfolg und Mißerfolg schrieb zwar der chine- 
sische kleinere und mittlere Geschäftsmann (und auch der große, 
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der in den alten Traditionen stand) ebenso wie der Puritaner, 
göttlichen Mächten zu. Der Chinese aber seinem (taoistischen) 
Reichtumsgott: sie waren für ihn nicht Symptomes eines Gnaden- 
standes, sondern Folgen magisch oder zeremoniell bedeutsamer 
Verdienste oder Verstöße und wurden daher durch rituelle »gute 
Werke« wieder auszugleichen gesucht. Es fehlte ihm die zentral, 
von innen heraus, religiös bedingte rationale Lebensmethodik des 
klassischen Puritaners, für den der ökonomische Erfolg nicht 
letztes Ziel und Selbstzweck, sondern Mittel der Bewährung war. 
Es fehlte die bewußte Verschlossenheit gegen die Einflüsse und 
Eindrücke der »Welt«, die der Puritaner durch ein bestimmt und 
einseitig orientiertes sationales Wollen ebenso zu bemeistern 
trachtete wie sich selbst, und die ihn zur Unterdrückung gerade 
jener kleinlichen, jede rationale Betriebsmethodik zerstörenden 
Erweıbsgier anleitete, welche das Tun des chinesischen Klein- 
krämers auszeichnete. Jene eigentümliche Verengerung und Ver- 
drängung des natürlichen Trieblebens ®), welche die streng willens- 
mäßige ethische Rationalisierung mit sich bringt und welche 
dem Puritaner anerzogen wurde, war dem Konfuzianer fremd. 
Bei ihm hat: e die Beschneidung der freien Aeußerung der urwüch- 
sigen Triebe einen anderen Charakter. Die wache Selbstbeherr- 
schung des Konfuzianers ging darauf aus, die Würde der äußeren 
Gesten und Manieren, das »Gesicht«, zu wahren. Sie war ästhe- 
tischen und dabei wesentlich negativen Charakters: »Haltung« 
an sich, ohne bestimmten Inhalt, wurde geschätzt und erstrebt. 
Die ebenso wache Selbstkontrolle des Puritaners richtete sich 
auf etwas Positives: ein bestimmt qualifiziertes Handeln, und 
darüber hinaus auf etwas Innerlicheres: die systematische Mei- 
sterung der eigenen, als sündenverderbt geltenden inneren Natur, 
deren Inventur der konsequente Pietist durch eine Art von Buch- 
führung, so wie sie noch ein Epigone wie Benjamin Franklin 
täglich vornahm, feststellte. Denn der überweltliche allwissende 
Gott sieht auf den zentralen inneren Habitus, die Welt dagegen, 
an die sich der Konfuzianer anpaßt, nur auf die anmutige Geste. 
Dem universellen, allen Kredit und alle Geschäftsoperationen 
hemmenden Mißtrauen, welches der nur auf die äußere »Con- 
tenances bedachte konfuzianische Gentleman gegen andere hatte 
und gegen sich selbst voraussetzte, stand das Vertrauen, insbe- 
sondere auch das ökonomische, auf die bedingungslose und un- 
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erschütterliche weil religiös bedingte Legalität des Glaubens- 
bruders beim Puritaner gegenüber. Dieses Vertrauen war genau 
ausreichend, seinen tiefen realistischen und durchaus respekt- 
losen Pessimismus in bezug auf die kreatürliche Verderbtheit 
der Welt und der Menschen, auch und gerade der Höchststehen- 
den, nicht zu einem Hemmnis des für den kapitalistischen Ver- 
kehr unentbehrlichen Kredits werden zu lassen, sondern ihn nur 
zu einer nüchternen, auf die Konstanz der für sachliche Geschäfts- 
zwecke nach dem Prinzip: »honesty in the best policy« unent- 
behrlichen Motive zählenden, Abwägung des objektiven (äußeren 
und inneren) Könnens des Gegenparts zu veranlassen. Das Wort 
des Konfuzianers war schöne und höfliche Gebärde, die ihren 
Selbstzweck hat, das Wort des Puritaners sachliche, knappe und 
absolut verläßliche geschäftliche Mitteilung: »Ja, ja, nein nein, 
was darüber ist, das ist vom Uebel.« Die Sparsamkeit des Kon- 
fuzianers, übrigens beim Gentleman durch ständische Schick- 
lichkeit eng begrenzte und, wosiezum Uebermaß wurde, wie bei 
der mystisch bedingten Demut Laotses und mancher Taoisten, 
von der Schule bekämpft, war bei dem chinesischen Kleinbürger- 
tum ein Zusammenscharren im Grunde nach Art des Thesaurie- 
rens im Bauernstrumpf. Es geschah um der Sicherung der 
Totenriten und des guten Namens, daneben um deı Ehre und 
Freude des Besitzes als solchen willen, wie überall bei noch nicht 
asketisch gebrochener Stellungnahme zum Reichtum. Dem 
Puritaner dagegen war der Besitz als solcher ebenso Versuchung 
wie etwa dem Mönch. Sein Erwerb war ebenso ein Nebenerfolg 
und Symptom seiner Askese wie der der Klöster. Wir haben 
keine Wahl, sagte John Wesley, — unter ausdrücklichem Hinweis 
auf diese bei den puritanischen Denominationen von jeher be- 
obachtete scheinbare Paradoxie von Weltablehnung und Erwerbs- 
virtuosität —, als den Menschen zu empfehlen: fromm zu sein, 
yund das heißt« — als unvermeidliche Folge — sreich 
zu werden« obwohl die Gefährlichkeit des Reichtums für 
den einzelnen Frommen ebenso wie bei den Klöstern auf der 
Hand liest. Beim Konfuzianer war der Reichtum, wie eine vom 
Stifter überlieferte Aeußerung ausdrücklich lehrt, das wichtigste 
Mittel, tugendhaft, d. h. würdig leben und sich der eigenen Ver- 
vollkommnung widmen zu können. »Bereichert sie« war daher 
die Antwort auf die Frage nach dem Mittel, die Menschen zu 
bessern. Denn nur dann kann man »standesgemäß« leben. Beim 
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Puritaner war der Erwerb ungewollte Folge, aber wichtiges Sym- 
ptom der eigenen Tugend, die Verausgabung des Reichtums für 
eigene konsumtive Zwecke aber sehr leicht kreaturvergötternde 
Hingabe an die Welt. Reichtumserwerb würde Konfuzius an 
sich nicht verschmähen, aber er ist unsicher und kann daher zur 
Störung des vornehmen Gleichgewichts der Seele führen und 
alle eigentliche ökonomische Berufsarbeit ist banausisches Fach- 
menschentum. Der Fachmensch aber ist für den Konfuzianer 
auch durch seinen sozialutilitarischen Wert nicht zu wirk- 
lich positiver Würde zu erheben. Denn — dies war das Ent- 
scheidende — der Gentleman ist »kein Werkzeug«, d. h.: er ist 
in seiner weltangepaßten Selbstveıvollkommnung ein letzter 
Selbstzweck, nicht aber Mittel für sachliche Zwecke welcher Art 
immer. Dieser Kernsatz der konfuzianischen Ethik lehnte die 
Fachspezialisieıung, die moderne Fachbürokratie und die Fach- 
schulung, vor allem aber die ökonomische Schulung für den Er- 
werb ab. Einer solchen »kreaturvergötternden« Maxime setzte 
deı Puritanismus gerade umgekehrt die Bewährung an den spe- 
ziellen sachlichen Zwecken der Welt und des Berufslebens als 
Aufgabe entgegen. Der Konfuzianer war der Mensch literarischer 
Bildung und zwar, noch genauer: Buch-Bildung, Schrift- 
Mensch in der höchsten Ausprägung, ebenso fiemd der helle- 
nischen Hochwertung und Durchbildung der Rede und Konver- 
sation, wie der, sei es kriegerischen, sei es ökonomischen, Energie 
des rationalen Handelns. Die Mehrzahl der puritanischen Deno- 
minationen (wenn auch nicht alle gleichmäßig stark) lehnten, 
gegenüber der freilich unumgänglichen Bibelfestigkeit (die Bibel 
war ja eine Art von bürgcrlichem Gesetzbuch und Bctriebslchre), 
die philosophisch-literarische Bildung, die höchste Zierde des 
Konfuzianers, als eitlen Zeitverdeib und als religiös gefährlich 
ab. Die Scholastik und Dialektik, Aristoteles und was von ihm 
kommt, war ihnen ein Greuel und eine Gefahr, der z. B. Spener 
die kartesianische rational-mathematisch fundierte Philosophie 
vorzog. Nützliche Realkenntnisse, vor allem empirisch-natur- 
wissenschaftliche und geographische Orientierung, nüchterne 
Klarheit des realistischen Denkens und Fachwissen als Zweck 
der Erziehung sind planmäßig zuerst von puritanischen, speziell 
in Deutschland von pietistischen Kreisen gepflegt worden. Einer- 
seits als der einzige Weg der Erkenntnis von Gottes Ruhm und 
Vorschung in dessen Schöpfung, andererseits aber als Mittel, im 
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Beruf die Welt rational bemeistern und zu Gottes Ehre seine 
Schuldigkeit tun zu können. Dem Hellenentum und auch dem 
Wesen der Hochrenaissance standen beide, Konfuzianismus wie 
Puritanismus, gleich fern, jeder von ihnen aber in anderem Sinne. 

Die radikale Konzentration auf gottgewollte Zwecke, der 
rücksichtslose praktische Rationalismus der asketischen Ethik, 
die methodische Konzeption sachlicher Betriebsführung, der 
Abscheu gegen den illegalen politischen, kolonialen, auf dem 
Buhlen um Fürsten- und Menschengunst ruhenden, Raub- und 
Monopolkapitalismus, im Gegensatz dazu die nüchterne strenge 
Legalität und die gebändigte rationale Energie des Alltagsbe- 
triebs, die rationalistische Schätzung des technisch besten Weges 
und der praktischen Solidität und Zweckmäßigkeit statt der 
traditionalistischen Freude an der überkommenen Fertigkeit 
und der Schönheit des Produkts beim alten Handwerker, — alle 
diese unentbehrlichen »ethischen« Qualitäten des spezifisch mo- 
dernen kapitalistischen Unternehmers und die spezifische Arbeits- 
willigkeit des frommen Arbeiters: — dieser rücksichtslose, religiös 
systematisierte, in der jeder rationalisierten Askese eigentüm- 
lichen Art »in« der Welt und doch nicht »von« der Welt lebende 
Utilitarismus hat jene überlegenen rationalen Fähigkeiten und 
damit jenen »Geist« des Berufsmenschentums schaffen helfen, 
welche dem Konfuzianismus und seiner weltangepaßten, das be- 
deutet aber: zwar rational, aber von außen nach innen, nicht, 
wie beim Puritanismus, von innen nach außen determinierten 
Lebensführung letztlich verschlossen blieb. Der Gegensatz kann 
lehren, daß auch bloße Nüchternheit und Sparsamkeit in 
Verbindung mit »Erweıkstrieb« und Schätzung des Reichtums 
noch bei weitem nicht »kapitalistischer Geist« im Sinne des spe- 
zifisch modernen ökonomischen Berufsmenschentums sind. Der 
typische Konfuzianer verwendet seine und seiner Familie Er- 
sparnisse, um sich literarisch zu bilden und für die Examina aus- 
bilden zu lassen und dadurch die Grundlage einer ständisch vor- 
nehmen Existenz zu haben. Der typische Puritaner verdient 
viel und verbraucht wenig und legt seinen Erwerb, zufolge des 
asketischen Sparzwangs, wieder weıbend als Kapital in ratio- 
nalen kapitalistischen Betrieben an. »Rationalismus«, dies ist 
für uns die zweite Lehre, enthält der Geist beider Ethiken. Aber 
nur die übeıweltlich orientierte puritanische rationale Ethik führt 
den innerweltlichen ökonomischen Rationalismus in seine Kon- 
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sequenzen durch, gerade weil ihr an sich nichts ferner lag als 
eben dies, gerade weil ihr die innerweltliche Arbeit nur Aus- 
druck des Strebens nach einem transzendenten Ziel war. Die 
Welt fiel ihr, der Verheißung gemäß, zu, weil sie »allein nach 
seinem Gott und dessen Gerechtigkeit getrachtet« hatte. Denn da 
liegt der Grundunterschied dieser beiden Arten von »Ratio- 
nalismus«. Der konfuzianische Rationalismus bedeutet ratio- 
nale Anpassung an die Welt. Der puritanische Rationalismus: 
rationale Beherrschung der Welt. Der Puritaner wie der 
Konfuzianer waren »nüchtern« Aber die rationale »Nüchternheit« 
des Puritaners ruhte auf dem Untergrund eines mächtigen Pathos, 
welches dem Konfuzianer völlig fehlte, des gleichen Pathos, 
welches das Mönchtum des Occidents beseelte. Denn die Welt- 
ablehnung der occidentalen Askese war bei ihm mit dem Ver- 
langen nach Weltbeherrschung als ihrer Kehrseite unauflöslich 
verbunden, weil ihre Forderungen im Namen eines überwelt- 
lichen Gottes an den Mönch und, in abgewandelter und gemil- 
deter Form, an die Welt ergingen. Dem konfuzianischen Vor- 
nehmheitsideal widerstreitet nichts so sehr, als der Gedanke des 
»Berufs«. Der »fürstliche« Mann war ästhetischer Wert und daher 
niemals ein Werkzeug, auch nicht Werkzeug eines Gottes. Der 
echte Christ, der — außer- oder innerweltliche — Asket vollends, 
wollte gar nichts anderes sein als eben dies Denn gerade nur darin 
suchte er seine Würde. Und weil er dies sein wollte, war er ein 
brauchbares Instrument, die Welt rational umzuwälzen und zu 
beherrschen. 

Der Chinese wird, aller Voraussicht nach, ebenso fähig, ver- 
mutlich noch fähiger sein als der Japaner, sich den technisch und 
ökonomisch im neuzeitlichen Kulturgebiet zur Vollentwicklung 
gelangten Kapitalismus anzueignen. Es ist offenbar gar 
nicht daran zu denken, daß er für dessen Anforderungen etwa 
von Natur aus »nicht begabt« wäre. Aber trotz dermannigfachsten 
im Verhältnis zum Occident das Entstehen des Kapitalismus äußer- 
lich begünstigenden Umstände ist dieser hier ebensowenig g e- 
schaffen worden wie in der occidentalen und orientalischen 
Antike oder in Indien und im Bereich des Islam, obwohl in jedem 
von diesen Gebicten andere, aber ebenfalls: begünstigende, Um- 
stände seiner Entstehung entgegenzukommen schienen. Von 
den Umständen, welche ihr in China hinderlich sein konnten oder 
mußten, bestanden viele auch im Occident, — und zwar gerade 
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in der Zeit der endgültigen Formung des modernen Kapitalismus. 
So die patrimonialen Züge des Herrschertums und der Büro- 
kratie oder etwa die Zerfahrenheit und Unentwickeltheit der Geld- 
wirtschaft, welche im ptolemäischen Aegypten weit gründli- 
cher durchgeführt war als im 16. und 17. Jahrhundert in 
Europa. Von den Umständen, welche wir als Hemmnis der kapi- 
talistischen Entwicklung im Occident anzusehen pflegen, fehlte 
in China die feudale und grundheriliche, teilweise auch die 
zünftige Gel undenheit und anscheinend auch ein erheblicher 
Teil der im Occident typischen güterverkehrshemmenden Mono- 
pole aller Art. Diejenigen politischen Zustände, welche seit der 
altbabylonischen Zeit und der Antike überall den politisch beding- 
ten, der Neuzeit mit der ganzen Vergangenheit gemeinsamen 
Kapitalismus haben entstehen lassen: Krieg und Kriegsvorberei- 
tung konkurrierender Staaten, hat China in der Vergangenheit 
ebenfalls gekannt. Man hätte glauben können, der spätere Fort- 
fall dieser wesentlich politischen Orientierung der Vermögens- 
akkumulation und Kapitalverwertung würde dem an freiem Tausch 
orientierten, spezifisch modernen. Kapitalismus günstigere Chan- 
cen geben, etwa so, wie in der neuesten Zeit das fast völlige Feh- 
len der Kriegsorganisation in Nordamerika dort der hochkapi- 
talistischen Entwicklung den freiesten Raum bot. Zum minde- 
sten erklärt die Befriedung des Weltreiches unmittelbar zwar das 
Fehlen des der occidentalen Antike (bis zur Kaiserzeit), dem 
Orient und dem Mittelalter gemeinsamen politischen, nicht aber 
des rein ökonomisch orientierten Kapitalismus in China. Es 
wird kaum abzuweisen sein, daß die grundlegenden Eigentüm- 
lichkeiten der »Gesinnung«, in diesem Falle: der praktischen Stel- 
lungnahme zur Welt, so gewiß sie ihrerseits in ihrer Entfaltung 
durch politische und ökonomische Schicksale mitbedingt wur- 
den, doch auch kraft der ihren Eigengesetzlichkeiten zuzu- 
rechnenden Wirkungen an jenen Hemmungen stark mitbeteiligt 
gewesen sind. 
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Das Gebiet der indischen Religiosität, in welches wir 
eintreten wollen, ist im stärksten Kontrast gegenChina die Wiege 
der theoretisch und praktisch weltverneinendsten Formen von 
religiöser Ethik, welche die Erde hervorgebracht hat. Ebenso 
ist hier die entsprechende »Technik« am höchsten entwickelt. 
Das Mönchtum und die typischen Manipulationen der Askese und 
Kontemplation sind hier nicht nur am frühesten, sondern 
auch schr konsequent durchgebi'det worden und diese Rationali- 
sierung hat vielleicht auch historisch von da aus ihren Weg durch 
die Welt gemacht. Ehe wir uns nun dieser Religiosität zuwen- 
den, ist es wohl zweckmäßig, kurz in einer schematischen 
und theoretischen Konstruktion uns zu verdeutlichen, aus wel- 
chen Motiven heraus und in welchen Richtungen religiöse Ethiken 
der Weltverneinung überhaupt entstehen und verlaufen: wel- 
ches also ihr möglicher »Sinn« sein Konnte. 

Um nicht gründlich mißverstanden zu werden, sind aber 
einige Vorbemerkungen über den »Sinn« eines solchen Unternch- 
mens selbst nötig, welches ja den Anschein erregen könnte, als 
sollten aus rein gedanklichen Zusammengehörigkeiten reale 
historische Entwicklungen rational konstruiert werden. Das ist 
natürlich ganz und gar nicht der Fall. Denn es wäre offenkundig 
unmöglich. Das konstruierte Schema hat zunächst den Zweck, 
ein idealtypisches Orienticrungsmittel zu sein. Seine gedank- 
lich konstruierten Typen ermöglichen es, da, wo sich eine histo- 
rische Erscheinung einem von ihnen in Einzelzügen oder Gesamt- 
charakter annähert oder mit ihm kontrastiert, deren — so zu 
sagen — typologischen Ort durch Ermittlung der Nähe oder des 
Abstandes vom theoretisch konstruierten Typus festzustellen. 
Insoweit ist die Konstruktion also lediglich ein technischer Be- 
helf zur Erleichterung der Ucbersichtlichkeit und Terminologie. 
Aber daneben ist sie allerdings unter Umständen noch etwas 
mehr. Auch das Rationale im Sinne der logischen oder telco- 
logischen »Konsequenz« einer intellektuell-theoretischen oder 
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praktisch-ethischen Stellungnahme hat nun einmal (und hatte 
von jeher) Gewalt über die Menschen, so begrenzt und labil diese 
Macht auch gegenüber andern Mächten des histoiäschen Lebens 
überall war und ist. Gerade die der Absicht nach rationalen, 
von Intellektuellen geschaffenen, religiösen Weltdeutungen und 
Ethiken aber waren dem Gebot der Konsequenz stark ausge- 
setzt. So wenig sie sich auch im Einzelfalle der Forderung der 
»Widerspruchslosigkeit« fügten und so sehr sie, vor allem, rational 
nicht ableitbare Stellungnahmen in ihre ethischen Postulate ein- 
fügen mochten, so ist doch die Wirkung der ratio, speziell der 
teleologischen (zweckrationalen) Ableitung der praktischen Postu- 
late bei ihnen allen irgendwie und oft sehr stark bemerkbar. 
Wir dürfen auch aus diesem sachlichen Grunde hoffen, durch 
zweckmäßig konstruierte rationale Typen, also durch Heraus- 
präparieıung der »konsequentesten« Formen eines aus fest ge- 
gebenen Voraussetzungen ableitbaren praktischen Verhaltens 
die Darstellung der sonst unübersehbaren Mannigfaltigkeit zu 
erleichtern. Und schließlich und vor allem muß und will ein 
religionssoziologischer Versuch dieser Art nun einmal zugleich 
ein Beitrag zur Typologie und Soziologie des Rationalismus selbst 
sein. Er geht daher von den rationalsten Formen aus, welche 
die Realität annehmen kann, und sucht zu ermitteln, inwieweit 
gewisse theoretisch aufstellbare rationale Konsequenzen in der 
Realität gezogen wurden, und eventuell: weshalb nicht. — 

In den einleitenden und auch manchen späteren Ausfüh- 
rungen wurde schon die große Bedeutung der Konzeption des 
überweltlichen Schöpfergottes für die religiöse Ethik berührt, 
insbesondere für die aktiv asketische im Gegensatz zur kon- 
templativ mystischen, mit der Verunpersönlichung und Im- 
manenz der göttlichen Macht innerlich verwandten, Richtung 
der Heilssuche. Daß aber diese Zusammengehörigkeit ?) keine 
unbedingte ist, und daß nicht der überweltliche Gott schon rein 
als solcher die Richtung der Askese des Occidents bestimmt hat, 
ergibt die Ueberlegung: daß die chıistliche Trinität mit ihrem 
gottmenschlichen Heiland und den Heiligen eine im Grunde 
eher weniger überweltliche Gotteskonzeption darstellte, als der 
Gott des Judentums, insbesondere des Spätjudentums, oder als 
der islamische Allah. 


a Auf welche E. Tröltsch wiederholt sehr mit Recht nachdrück- 
lich hingewiesen hat, 
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Und doch hat das Judentum zwar Mystik, aber so gut wie 
keine Askese des occidentalen Typus entwickelt und war im 
alten Islam die Askese direkt verworfen, während die Eigenart 
der Derwisch-Religiosität ganz anderen (mystisch-ekstatischen) 
Quellen entstammte als der Beziehung zum überweltlichen Schöp- 
fergott und auch ihrem inneren Wesen nach der occidentalen 
Askese fernstand. Die übeıweltliche Gotteskonzeption, so wichtig 
sie war, wirkte mithin offenbar, crotz ihrer Veıwandtschaft 
mit der Sendungsprophetie und der Askese des Handelns, doch 
nicht allein, sondern nur in Verbindung mit anderen Umstän- 
den, vor allem wohl: der Art der religiösen Verheißungen und 
der dadurch bestimmten Heilswege. Dies wird im Einzelnen 
immer wieder zu erörtern sein. Hier sollen zunächst, zur Klärung 
der Terminologie, die Ausdrücke »Askese« und »Mystik«, mit denen, 
als polaren Begriffen, schon vielfach operiert werden mußte, 
etwas weiter spezialisiert werden. 

Als Gegensatz auf dem Gebiete der Weltablehnung wurde 
schon in den einleitenden Bemerkungen hingestellt die aktive 
Askese: ein gottgewolltes Handeln als Werkzeug Gottes einer- 
seits, andererseits der kontemplative Heilsbesitz der Mystik, 
der ein »Haben«, nicht ein Handeln bedeuten will, und bei wel- 
chem der Einzelne nicht Werkzeug, sondern »Gefäß« des Gött- 
lichen ist, das Handeln in der Welt mithin als Gefährdung der 
durchaus irrationalen und außerweltlichen Heilszuständiichkeit ab- 
lehnen muß. Radikal ist der Gegensatz, wenn auf der einen Seite 
die Askese des Handelns sich innerhalb der Welt als deren ratio- 
nale Gestalterin zur Bändigung.des kreatürlich Verderbten durch 
Arbeit im weltlichen »Beruf« auswirkt (innerweltliche Askese) 
und wenn die Mystik ihrerseits die volle Konsequenz deı radikalen 
Weltflucht zieht (weliflüchtige Kontemplation).. Der Gegen- 
satz mildert sich, wenn auf der einen Seite die Askese des Han- 
delns sich auf die Niederhaltung und Uebeiwindung des krea- 
türlich Verderbten im eigenen Wesen beschränkt und infolge- 
dessen die Konzentration auf die feststehendermaßen gottgewoll- 
ten aktiven Erlösungsleistungen bis zur Meidung des Handelns 
in den Ordnungen der Welt steigert (weltflüchtige Askese), dadurch 
also dem äußeren Verhalten nach der weltflüchtigen Kontemp- 
lation sich annähert. Oder wenn andererseits der kontemplative 
Mystiker die Konsequenz der Weltflucht nicht zieht, sondern 
in den Ordnungen der Welt bleibt wie der innerweltliche Asket 
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(innerweltliche Mystik). Der Gegensatz kann in beiden Fällen 
tatsächlich in der Praxis schwinden und irgend eine Kombination 
beider Arten der Heilssuche eintreten. Aber er kann auch unter 
der äußerlich ähnlichen Hülle weiterbestehen bleiben. Für den 
echten Mystiker bleibt der Grundsatz bestehen: daß die Kreatur 
schweigen muß, damit Gott sprechen könne. Er »ist« in der 
Welt und »schickt sich« äußerlich in ihre Ordnungen, aber um 
sich im Gegensatz gegen sie dadurch seines Gnadenstandes zu 
versichern, daß er der Versuchung, ihr Treiben wichtig zu nehmen, 
widersteht. Wie wir bei Laotse sehen konnten, ist eine spezifisch 
gebrochene Demut, ein Minimisieren des Handelns, eine Art 
von religiösem Incognito in der Welt, seine typische Haltung: 
er bewährt sich gegen die Welt, gegen sein Handeln in ihr. 
Während die innerweltliche Askese sich gerade umgekehrt 
durch Handeln bewährt. Für den inneıweltlichen Asketen ist 
das Verhalten des Mystikers träger Selbstgenuß, für den Mysti- 
ker das des (innerweltlich hardelnden) Asketen eine mit eitler 
Selbstgerechtigkeit verbundene Verflechtung in das gottfremde 
Treiben der Welt. Mit jener »glücklichen Borniertheit«, welche 
man dem typischen Puritaner zuzuschreiben pflegt, vollstreckt 
die innerweltiiche Askese die in ihrem letzten Sinne ihr ver- 
borgenen positiven göttlichen Ratschlüsse, wiə sie in den von 
Gott verfügten rationalen Ordnungen des Kreatürlichen vor- 
liegen, während dem Mystiker gerade nur die Eıgreifung jenes 
letzten, gänzlich irrationalen, Sinnes im mystischen Erlebnis 
allein heilsbedeutsam ist. Die weltflüchtigen Formen beider Ver- 
haltungsweisen sind durch ähnliche Gegensätze unterscheidbar, 
deren Erörterung wir der Einzeldarstellung vorbehalten. — 

Wir wenden uns jetzt den Spannungsverhältnissen zwischen 
Welt und Religion im Einzelnen zu und knüpfen auch dabei 
an die Bemerkungen der Einleitung an, um sie etwas anders zu 
wenden. — | 

Es wurde gesagt, daß diejenigen Arten von Verhaltungs- 
weisen, welche, zu eineı methodischen Lebensführung ausge- 
staltet, den Keim sowohl der Askese wie der Mystik bildeten, 
zunächst aus magischen Voraussetzungen erwuchsen. Entweder 
zur Erweckung charismatischer Qualitäten oder zur Verhütung 
bösen Zaubers wurden sie ausgeübt. Der erste Fall war natür- 
lich der entwicklungsgeschichtlich wichtigere. Denn hier schon, 
an der Schwelle ihres Auftretens, zeigte die Askese das Doppel- 
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gesicht: Weltabwendung einerseits, Weltbeherrschung kraft der 
dadurch erlangten magischen Kräfte andererseits. Der Magier 
war der entwicklungsgeschichtliche Vorliufer des Propheten, 
des exemplarischen wie des Sendungspropheten und des Heilandes. 
Der Prophet und der Heiland legitimierten sich in aller Regel 
durch den Besitz eines magischen Charisma. Nur daß dies beiihnen 
lediglich Mittel war, der exemplarischen Bedeutung oder der 
Sendung oder der Heilandsqualität ihrer Persönlichkeit Aner- 
kennung und Nachachtung zu verschaffen. Denn der Inhalt der 
Pıophetie oder des Heilandsgebotes war: Orientierung de 
Lebensführung an dem Streben nach einem Heilsgut. In die- 
sem Sinne also, mindestens relativ: rationale Systematisierung 
der Lebensführung. Entweder nur in Einzelpunkten oder im 
ganzen. Das letztere war die Regel bei allen eigentlichen »Er- 
lösungs«-Religionen, d. h. allen denen, welche ihren Anhängern 
die Befreiung vom Leiden in Aussicht stellten. Und zwar, je 
sublimierter, verinnerlichter, prinzipieller das Wesen des Lei- 
dens gefaßt wurde, desto mehr. Denn dann galt es, den Anhängeı 
in einen Dauer zustand zu versetzen, welcher ihn gegen das Lei- 
den innerlich gefeit machte. Statt des durch Orgie oder Askese 
oder Kontemp!ation akut und außeralltäglich, also: vorüber- 
gehend, erlangten heiligen Zustandes sollte ein heiliger und des- 
halb des Heils versichernder Dauerhabitus der Eılösten erreicht 
werden: dies war, abstrakt ausgedrückt, das rationale Ziel der 
Erlösungsıeligion. Entstand nun im Gefolge der Prophetie oder 
Heilandspropaganda eine religiöse Gemeinschaft, so fiel die 
Pflege der Lebensreglementierung zuerst in die Hände der charis- 
matisch dazu qualifizierten Nachfolger, Schüler, Jünger des 
Propheten oder Heilandes. Weiterhin geriet sie unter bestimm- 
ten sehr regelmäßig wiederkehrenden Bedingungen, die uns hier 
noch nicht beschäftigen, in die Hände oner priesterlichen, erb- 
lichen oder amtlichen, Hierokratie, — während der Prophet oder 
Heiland selbst in aller Regel gerade im Gegensatz zu den über- 
kommenen hierokratischen Mächten: Zauberern oder Priestern, 
stand, deren traditionsgeweihter Würde er ja sein persönliches 
Charisma entgegenstellte, um ihre Macht zu brechen oder in 
seinen Dienst zu zwingen. 

Prophetische und Heilands-Religionen lebten, wie alles so- 
eben Gesagte als selbstverständlich voraussetzt, in einem großen 
und entwicklungsgeschichtlich besonders wichtigen Bruchteil der 
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Fälle in einem nicht nur (wienach der angenommenen Terminologie 
selbstverständlich ist) akuten, sondern in einem dauernden Span- 
nungsverhältnis zur Welt und ihren Ordnungen. Und zwar, je 
mecht sie eigentliche Erlösungsreligionen waren, desto mehr. Dies 
folgte aus dem Sinn der Erlösung und dem Wesen der prophe- 
tischen Heilslehre, sobald diese sich, und um so mehr, je prin- 
zipieller sie sich zu einer rationalen und dabei aninnerlichen 
religiösen Heilsgütern als Erlösungsmitteln orientierten Ethik 
entwickelte, je mehr sie, heißt das im üblichen Sprachgebrauch, 
vom Ritualismus hinweg zur »Gesinnungsreligiosität« sublimiert 
wurde. Und zwar wurde die Spannung von ihrer Seite her um so 
stärker, je weiter auf der anderen Seite die Rationalisierung und 
Sublimierung des äußerlichen und innerlichen Besitzes der (im 
weitesten Sinne) »weltlichen« Güter auch ihrerseits fortschritt. 
Denn die Rationalisierung und bewußte Raffinierung der Be- 
ziehungen des Menschen zu den verschiedenen Sphären äußeren 
und inneren, religiösen und weltlichen, Güterbesitzes drängte dann 
dazu, innere Eigengesetzlichkeiten der einzelnen Sphä- 
renin ihren Konsequenzen bewußt werden und dadurch in jene 
Spannungen zueinander geraten zu lassen, welche der urwüch- 
sigen Unbefangenheit der Beziehung zur Außenwelt verborgen 
blieben. Es ist dies eine ganz allgemeine, für die Religionsge- 
schichte sehr wichtige Folge der Entwicklung des (inner- und 
außerweltlichen) Güterbesitzes zum Rationalen und bewußt 
Erstrebten, duch Wissen Raffinierten. Machen wir uns an einer 
Reihe dieser Güter die typischen Erscheinungen, die bei sehr ver- 
schiedenen religiösen Ethiken irgendwie wiederkehıen, klar. 
Wenn die Erlösungsprophetie Gemeinschaften auf rein reli- 
giöser Grundlage schuf, so war die erste Macht, mit welcher sie 
in Konflikt geriet, und welche durch sie Entwertung zu befürch- 
ten hatte, die naturgegebene Sippen gemeinschaft. Wer seinen 
Hausgenossen, Vater und Mutter, nicht feind sein kann, der 
kann kein Jesus- Jünger sein: »Ich bin nicht gekommen, den 
Frieden zu bringen, sondern das Schwert« heißt es (Matth. 
Io, 34) in diesem (und, wohlgemerkt, nur in diesem) Zusammen- 
hang. Gewiß reglementierte die weit überwiegende Mehrzahl 
aller Religionen auch die innerweltlichen Pietätsbande. Aber daß 
der Heiland, Prophet, Priester, Beichtvater, Bruder im Glauben 
dem Gläubigen letztlich näher zu stehen habe als die natürliche 
Anverwandtschaft und Ehegemeinschaft rein als solche, verstand 
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sich um so mehr von selbst, je weitgreifender und innerlicher das 
Ziel der Erlösung gefaßt wurde. Unter mindestens relativer Ent- 
wertung jener Beziehungen und unter Sprengung der magi- 
schen Gebundenheit und Exklusivität der Sippen schuf die Pıo- 
phetie, vor allem, wo sie zur soteriologischen Gemeindereligiosität 
wurde, eine neue soziale Gemeinschaft. Innerhalb dieser ent- 
wickelte sie nun eine religiöse Brüderlichkeitsethik,. Zunächst 
meist unter einfacher Uebernahme der urwüchsigen Grundsätze 
sozialethischen Verhaltens, welche der »Nachbarschaftsverbande: 
die Gemeinschaft der Dorf-, Sippen-, Zunft-, Schiffahıts-, Jagd- 
zugs-, Heereszuges-Genossen, darbot. Diese aber kannten zwei 
elementare Grundsätze: ı. den Dualismus der Binnen- und 
Außenmoral, 2. für die Binnenmoral die einfache Reziprozität: 
Wie du mir, so ich dire Als den ökonomischen Ausfluß dieser 
Grundsätze aber das Prinzip der brüderlichen Nothilfepflicht, 
beschränkt auf di. Binnenmoral: entgeltlose Gebrauchsleihe, 
zinsloses Darlehen, Gastfreiheits- und Unterstützungspflicht des 
Besitzenden und Vornehmen gegenüber dem Unbemittelten, 
unentgoltene Bittarbeit auf dem Nachbar- und ebenso auf dem 
Herrenhof gegen bloßen Unterhalt. Alles nach dem Grundsatz: 
was hcute dir mangelt, kann morgen mir mangeln. Dem ent- 
sprechend die Beschränkung des Feilschens (bei Tausch und Leihe) 
und der dauernden Versklavung (z. B. als Folge von Schulden) 
auf die gegenüber dem Ungenossen geltende Außenmoral. Die 
Gemeindereligiosität übertrug diese alte ökonomische Nachbar- 
schaftsethik auf die Beziehung zum Glaubensbruder. Die Not- 
hilfepflicht der Vornehmen und Reichen für Witwen und Waisen, 
für den kranken und verarmten Glaubensbruder, das Almosen 
des Reichen zumal, von dem die heiligen Sänger und Magier 
ebenso wie die Asketen ökonomisch athingen, wurden Grundgebote 
aller ethisch rationalisierten Religionen der Welt. Bei den Er- 
lösungsprophetien im besonderen war nun das allen Bekennern 
gemeinsame, wirkliche oder stets drohende, äußere oder innere 
Leiden das konstitutive Prinzip ihrer Gemeinschaftsbezie- 
hung. Je rationaler und gesinnungsethisch sublimierter die Idee 
der Erlösung gefaßt wurde, desto mehr steigerten sich daher jene 
aus der Reziyrozitätsethik des Nachbarschaftsverbandes erwach- 
senen Gebote äußerlich und innerlich. Aeußerlich biszum brüder- 
lichen Liebeskommunismus, innerlich aber zur Gesinnung der 
Caritas, der Liebe zum Leidenden als solchen, der Nächstenliebe, 
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Menschenliebe und schließlich: der Feindesliebe. Die Schranke 
des Glaubensbandes und schließlich die Tatsache des Hasses 
erschienen angesichts der Konzeption der Welt als einer Stätte 
unverdienten Leidens nun als Folgen der gleichen Unvollkommen- 
heiten und Verderbtheiten alles Empirischen, die auch das Lei- 
den verschulden. Rein psychologisch wirkte dabei allgemein in 
der gleichen Richtung vor allem die eigentümliche Euphorie 
aller Arten von sublimierter religiöser Ekstase. Von der andäch- 
tigen Rührung bis zum Gefühl des unmittelbaren Besitzes der 
Gemeinschaft mit Gott neigten sie alle zum Ausströmen in einen 
objektlosen Liebesakosmismus. Die tiefe ruhige Seligkeit aller 
Virtuosen akosmistischer Güte schmolz deshalb in den Erlösungs- 
religionen stets mit dem erbarmungsvollen Wissen um die 
natürliche Unvollkommenheit wie des eigenen so alles mensch- 
lichen Wesens zusammen. Dabei konnten freilich die psycho- 
logische Färbung sowohl wie die rationale ethische Deutung 
dieser inneren Haltung im übrigen sehr verschiedenen Charakter 
haben. Stets aber lag ihre ethische Anforderung irgendwie 
in der Richtung einer universalistischen Brüderlichkeit über alle 
Schranken der sozialen Verbände, oft einschließlich des eigenen 
Glaubensverbandes, hinveg. Immer stieß diese religiöse Brüder- 
lichkeit, je mehr sie in ihren Konsequenzen durchgeführt wurde, 
desto härter mit den Ordnungen und Werten der Welt zusam- 
men. Und zwar pflegte — und darauf kommt es hier an — je 
mehr diese ihrerseits nach ihren Eigengesetzlichkeiten rationali- 
siert und sutlimiert wurden, desto unversöhnlicher dieser Zwiespalt 
sich geltend zu machen. 

Am offensichtlichsten wurde dies in der ökonomischen 
Sphäre. Alle urwüchsige, sei es magische oder mystagogische 
Beeinflussung der Geister und Götter im Interesse von Einzel- 
interessen erstrebte, neben langem Leben, Gesundheit, Ehre, 
Nachfahren und eventuell Besserung des Jenseitsschicksals, den 
Reichtum als selbstverständliches Ziel, die eleusinischen Mysterien 
ebenso wie die phönikische und vedische Religion, die chinesische 
Volksreligion, das alte Judentum, der alte Islam und die Ver- 
heißungen für die frommen hinduistischen und buddhistischen 
Laien. Dagegen die sublimierte Erlösungs 'eligion und die ratio- 
nalisierte Wirtschaft gerieten in zunehmende Spannung zu- 
einander. Der Kosmos der modernen rationalen kapitalistischen 
Wirtschaft insbesondere wurde, je mehr er seinen immanenten 
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Eigengesetzlichkeiten folgte, desto unzugänglicher jeglicher denk- 
baren Beziehung zu einer religiösen Brüderlichkeitsethik. Und 
zwar nur immer mehr, je rationaler und damit unpersönlicher 
er wurde. Denn man konnte zwar die persönliche Beziehung 
zwischen Herren und Sklaven ethisch regulieren, eben weil sie 
persönlich war. Nicht aber z. B. die zwischen dem wechselnden 
Inhaber eines Pfandbriefes und den ihm unbekannten und wech- 
selnden Schuldnern der Hypothekenbank. Gerade die Erlösungs- 
religionen haben daher — obwohl in ihnen, wie wir sahen, selbst 
die Tendenz zu einer eigenartigen Verunpersönlichung der Liebe 
im Sinne des Akosmismus lag — mit tiefem Mißtrauen die Ent- 
faltung der in einem anderen Sinne ebenfalls unpersönlichen, 
aber eben dadurch spezifisch brüderlichkeitsfeindlichen ökono- 
mischen Mächte betrachtet. Das katholische »Deo placere non 
potest« war dauernd für ihre Stellung zum Erwerbsleben charak- 
teristisch, und bei aller rationalen Erlösungsmethodik wurde die 
Warnung vor dem Haften an Geld und Gut bis zur Perhorreszie- 
rung gesteigert. — Die Gebundenheit der religiösen Gemeinschaften 
selbst, ihrer Propaganda und Selbstbehauptung, an ökonomische 
Mittel und ihre Akkommodation an die Kulturbedürfnisse und 
Alltagsinteressen der Massen zwang sie zu jenen Kompromissen, 
für welche die Geschichte der Zinsverbote nur ein Beispiel ist. 
Die Spannung selbst war für eine echte Erlösungsethik unüber- 
windlich. 

Die religiöse Virtuosenethik hat auf das Spannungsverhältnis 
am äußerlich radikalsten durch Ablehnung des ökonomischen 
Güterbesitzes reagiert. Die weltflüchtige Askese durch: Verbot 
des Individualbesitzes desMönchs, Existenz durchweg von eigner 
Arbeit, und vor allem auch: entsprechende Einschränkung der 
Bedürfnisse auf das absolut Unentbehrliche. Die Paradoxie 
aller rationalen Askese: daß sie den Reichtum, den sie ablehnt, 
selbst schafft, hat dabei dem Mönchtum aller Zeiten in gleicher 
Art das Bein gestellt. Ueberall wurden Tempel und Klöster ihrer- 
seits selbst Stätten rationaler Wirtschaft. — Die weltflüchtige 
Kontemplation konnte in prinzipieller Wendung nur den Grund- 
satz aufstellen: daß der besitzlose Mönch, für den die Arbeit ja 
etwas ihn von der Konzentration auf das kontemplative Heilsgut 
Abziehendes war, überhaupt nur das genießen dürfe, was ihm 
von der Natur und den Menschen freiwillig dargeboten werde: 
Beeren und Wurzeln und freie Almosen. — Der Spannung prin- 
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zipiell und innerlich zu entgehen, gab es nur zwei konse- 
quente Wege. Einmal die Paradoxie der puritanischen Be- 
rufsethik, welche, als Virtuosenreligiosität, auf den Universalis- 
mus der Liebe verzichtete, alles Wirken in der Welt als Dienst 
in Gottes, in seinem letzten Sinn ganz unverständlichen, aber 
nun einmalallein erkennbaren positiven Willen und Erprobung des 
Gnadenstandes rational versachlichte und damit auch die Ver- 
sachlichung des mit der ganzen Welt als kreatürlich und verderbt 
entwickelten ökonomischen Kosmos als gottgewollt und Material 
der Pflichterfüllung hinnahm. Das war im letzten Grunde der 
prinzipielle Verzicht auf Erlösung als ein durch Menschen und 
für jeden Menschen erreichbares Ziel zugunsten der grundlosen, 
aber stets nur partikulären Gnade. Eine eigentliche »Erlösungs- 
religion« war dieser Standpunkt der Unbiüderlichkeit in Wahrheit 
nicht mehr. Für eine solche gab es nur die Uebersteigerung 
der Brüderlichkeit zu jener den Liebesakosmismus des Mystikers 
ganz rein darstellenden, nach dem Menschen, dem und für welchen 
sie sich opfert, überhaupt nicht mehr fragenden, an ihm im 
letzten Grunde kaum noch interessierten »Güte«, die ein für 
allemal das Hemd gibt, wo der Mantel gefordert wird, an jeden, 
der ihr zufällig in den Weg kommt, und nur, weil er ihr in den 
Weg kommt: — eine eigentümliche Weltflucht in Gestalt objekt- 
loser Hingabe an jeden Beliebigen, nicht um des Menschen, son- 
dern rein um der Hingabe als solcher, mit Baudelaires Worten: 
um der »heiligen Prostitution der Seele«, willen. — 

Die Spannung gegenüber den politischen Ordnungen 
der Welt mußte für die Brüderlichkeitsethik der Erlösungs- 
religionen ebenso scharf werden. Für die magische und Funk- 
tionsgötter-Religiosität bestand das Problem nicht. Der alte 
Kriegsgott und der Gott, der die Rechtsordnung garantierte, 
waren Funktionsgötter, welche unbezweifelte Alltagsgüter schütz- 
ten. Den Lokal-, Stammes- und Reichsgott gingen nur die In- 
teressen seiner Verbände an. Er hatte gegen andere seinesglei- 
chen zu kämpfen wie die Gemeinschaft selbst und gerade im 
Kampf seine göttliche Macht zu bewähren. Das Problem ent- 
stand vielmehr erst mit Sprengung dieser Schranken durch 
universalistische Religionen, mit dem einheitlichen Welt-Gott 
also, und in voller Stärke da, wo dieser ein Gott der »Liebe« 
sein sollte: — für die Erlösungsreligion auf dem Boden der 
Brüderlichkeitsforderung. Und zwar auch hier, wie bei der öko- 
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nomischen Sphäre, je rationaler die politische Ordnung wurde, 
desto mehr. Sachlich, »ohne Ansehen der Person«, »sine ira et 
studio«, ohne Haß und daher ohne Liebe, verrichtet der büro- 
kratische Staatsapparat und der ihm eingegliederte rationale 
homo politicus, ebenso wie der homo oeconomicus, seine Ge- 
schäfte einschließlich der Bestrafung des Unrechtes gerade dann, 
wenn er sie imidealsten Sinne der rationalen Regeln staatlicher 
Gewaltordnung erledigt. Auch er ist daher kraft ihrer Verun- 
persönlichung einer materialen Ethisierung, so sehr der An- 
schein für das Gegenteil besteht, in wichtigen Punkten weniger 
zugänglich als die patriarchalen Ordnungen der Vergangenheit, 
welche auf persönlichen Pietätspflichten und konkreter persön- 
licher Würdigung des Einzelfalles gerade »unter Ansehung der 
Person« beruhten. Denn der gesamte Gang der innerpolitischen 
Funktionen des Staatsapparates in Rechtspflege und Verwaltung 
reguliert sich trotz aller »Sozialpolitik« letzten Endes unvermeid- 
lich stets wieder an der sachlichen Pragmatik der Staatsräson: 
an dem absoluten — für jede universalistische Erlösungsreli- 
gion letztlich sinnlos erscheinenden — Selbstzweck der Erhaltung 
(oder Umgestaltung) der inneren und äußeren Gewaltverteilung. 
Erst recht galt und gilt dies für die Außenpolitik. Der Appell 
an die nackte Gewaltsamkeit der Zwangsmittel nach außen und 
innen ist jedem politischen Verband schlechthin wesentlich. (Viel- 
mehr: er ist das, was ihn für unsere Terminologie zum politischen 
Verband erst macht). Gewalt und Bedrohung mit Gewalt gebiert 
aber nach einem unentrinnbaren Pragma alles Handelns unver- 
meidlich stets erneut Gewaltsamkeit. Die Staatsräson folgt 
dabei, nach außen wie nach innen, ihren Eigengesetzlichkeiten. 
Und der Erfolg der Gewalt oder Gewaltandrohung selbst hängt 
letztlich von Machtverhältnissen und nicht vom ethischen Recht 
ab, selbst wenn man objektive Kriterien eines solchen überhaupt 
als auffindbar ansieht. Jedenfalls muß jeder religiösen Ratio- 
nalisierung bei konsequenter Besinnung die gerade für den ratio- 
nalen Staat — im Gegensatz zum unbefangenen naturwüchsigen 
Heldentum — typische Erscheinung des völlig gutgläubigen 
»Rechthabens« einer jeden der im Gewaltkampf einander gegen- 
übertretenden Gruppen oder Gewalthaber nur als eine Aeffung 
der Ethik und vollends das Hineinziehen Gottes in den politi- 
schen Gewaltkampf als ein Unnützlichführen seines Namens 
gelten, dem gegenüber die gänzliche Ausschaltung alles Ethi- 
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schen aus dem politischen Räsonnement als das Reinlichere und 
allein Ehrliche erscheinen kann. Alle Politik muß ihr nur um so 
brüderlichkeitsfremder gelten, je »sachlicher« und berechnender, 
je freier von leidenschaftlichem Gefühl, Zorn und Liebe, sie ist. 

Die Fremdheit beider Sphären gegeneinander bei voller 
Rationalisierung jeder von beiden wirkt sich nun aber besonders 
scharf noch darin aus, daß in entscheidenden Punkten die Poli- 
tik, im Gegensatz zur Oekonomik, als direkte Konkurrentin 
der religiösen Ethik aufzutreten vermag. Der Krieg alsdie 
realisierte Gewaltandrohung schafft, gerade in den modernen 
politischen Gemeinschaften, ein Pathos und ein Gemeinschafts- 
gefühl und löst dabei eine Hingabe und bedingungslose Opfer- 
gemeinschaft der Kämpfenden und überdies eine Arbeit des 
Erbarmens und der alle Schranken der naturgegebenen Verbände 
sprengenden Liebe zum Bedürftigen als Massenerscheinung aus, 
welcher die Religionen im allgemeinen nur in Virtuosengemein- 
schaften der Brüderlichkeitsethik Aehnliches zur Seite zu stellen 
haben. Und darüber hinaus leistet der Krieg dem Krieger selbst et- 
was, seiner konkreten Sinnhaftigkeit nach, Einzigartiges: in der 
Empfindung eines Sinnes und einer Weihe des Todes, dienur ihm 
eigen ist. Die Gemeinschaft des im Felde stehenden Heeres fühlt 
sich heute, wie in den Zeiten der Gefolgschaft, als eine Gemein- 
schaft bis zum Tode: diegrößteihrer Art. Und von jenem Sterben, 
welches gemeines Menschenlos ist und gar nichts weiter, ein 
Schicksal, welches jeden ereilt, ohne daß je gesagt werden könnte, 
warum gerade ihn und gerade jetzt, welches ein Ende setzt, 
wo gerade mit steigender Entfaltung und Sublimierung der 
Kulturgüter ins Unermeßliche hinein stets nur ein Anfang sinn- 
voll sein zu können scheint: — von diesem lediglich unvermeid- 
lichen Sterben scheidet sich der Tod im Felde dadurch, daß hier, 
und in dieser Massenhaftigkeit nur hier, der Einzelne zu wissen 
glauben kann: daß er »für« etwas stirbt. Daß, warum und wofür 
er den Tod bestehen muß, kann ihm in aller Regel so zweifellos 
sein, daß das Problem des »Sinnes« des Todes in jener allgemein- 
sten Bedeutung, in welchem sich die Erlösungsreligionen mit 
ihm zu befassen veranlaßtsind, gar keine Voraussetzungen seiner 
Entstehung findet. Diese Leistung einer Einstellung des Todes 
in die Reihe der sinnvollen und geweihten Geschehnisse liegt 
letztlich allen Versuchen, die Eigenwürde des politischen Ge- 
waltsamkeitsverbandes zu stützen, zugrunde. Die Art aber, wie 
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der Tod hier als sinnvoll erfaßt werden kann, liegt nach radikal 
anderen Richtungen als eine Theodicee des Todes in einer Brüder- 
lichkeitsreligiosität. Dieser muß die Brüderlichkeit der kriegs- 
verbundenen Menschengruppe als bloßer Reflex der technisch 
raffinierten Brutalität des Kampfes entwertet scheinen und jene 
innerweltliche Weihe des Kriegstodes als Verklärung des Bruder- 
mordes. Und gerade die Außeralltäglichkeit der Kriegsbrüder- 
lichkeit und des Kriegstodes, welche er mit dem heiligen Charisma 
und dem Erlebnis der Gottesgemeinschaft teilt, steigert die 
Konkurrenz auf die äußerst mögliche Höhe. — Konsequente Lö- 
sungen gibt es auch hier nur einerseits für den Gnadenpartikula- 
rismus der puritanischen Berufsaskese, welcher an feststehende 
offenbarte Gebote des im übrigen ganz unverständlichen Gottes 
glaubt und dessen Willen dahin versteht: daß diese Gebote der 
kreatürlichen und deshalb der Gewaltsamkeit und ethischen 
Barbarei unterworfenen Welt durch deren eigene Mittel: Gewalt, 
aufgezwungen werden sollen. Das bedeutet aber zum mindesten 
Schranken der Brüderlichkeitspflicht im Interesse von Gottes 
aachen, Andererseits für den radikalen Antipolitismus der 
mystischen Heilssuche mit ihrer akosmistischen Güte und Brüder- 
lichkeit, welche mit dem Satz: »Widerstehe nicht dem Uebel« 
und mit der in den Augen jeder selbstsicheren weltlichen Helden- 
ethik notwendig ordinären und würdelosen Maxime vom »Hin- 
halten des andern Backens« dem für alles politische Handeln un- 
entrinnbaren Gewaltsamkeitspragma sich entzieht. Alle anderen 
Lösungen sind mit Kompromissen oder der Brüderlichkeitsethik 
notwendig unehrlich erscheinenden oder unannehmbaren Vor- 
aussetzungen belastet. — Einige dieser Lösungen erwecken als 
Typen ein prinzipielles Interesse. 

Jede Organisation der Erlösung in einer universalistischen 
Gnadenanstalt wird sich für die Scelen aller, oder doch aller 
ihr anvertrauten, Menschen vor Gott verantwortlich und daher 
berechtigt und verpflichtet fühlen, auch mit rücksichtsloser 
Gewalt ihrer Gefährdung durch Irreleitung im Glauben ent- 
gegenzutreten und die Ausbreitung der rettenden Gnadenmittel 
zu fördeın. Und auch der Heilsaristokratismus gebiert, wo er, 
wie im Calvinismus (in anderer Art im Islam), mit dem Gebot 
seines Gottes belastet ist, zu dessen Ruhm die Welt der Sünde 
zu bändigen, die Erscheinung des aktiven »Glaubenskämpfers«. 
Zugleich aber die Scheidung des »heiligen« oder »gerechten«, d. h. 
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zur Vollstreckung von Gottes Gebot, um des Glaubens willen, 
unternommenen Krieges, der stets in irgend einem Sinne ein 
Religionskrieg ist, von allen andern, rein weltlichen und daher 
tief entwerteten, Kriegsunternehmungen. Den Zwang, an sol- 
chen nicht als heilig und Gottes Willen entsprechend feststehenden, 
nicht vom Gewissen bejahten, Kıiegen deı politischen Gewalten 
teilzunehmen. wird er daher — wie das siegreiche Cromwell- 
sche Heer der Heiligen in seiner Stellungnahme gegen den Militär- 
dienstzwang tat — ablehnen, das Söldnertum dem Zwang zum 
Kriegsdienst vorziehen. Für den Fall der Vergewaltigung von 
Gottes Willen durch Menschen, insbesondere des Glaubens wegen, 
wird er kraft des Satzes, daß man Gott mehr gehorchen müsse als 
den Menschen, die Konsequenz der aktiven Glaubensrevolution 
ziehen. — Genau umgekehrt war die Stellungnahme der lutheri- 
schen Anstaltsreligiosität. Unter Ablehnung des Glaubens- 
krieges und des aktiven Widerstandsrechts gegen weltliche Ver- 
gewaltigung des Glaubens, als einer die Erlösung in das Gewalt- 
pıagma hineinverflechtenden Eigenmächtigkeit, kennt sie auf 
"diesem Gebiet nur die passive Resistenz, bejaht dagegen die 
Unbedenklichkeit des Gehorsams gegen die Weltobrigkeit auch 
da, wo sie weltlichen Krieg befiehlt, weil sie, und nicht der Ein- 
zelne, die Verantwortung trägt und weil die ethische Selbständig- 
keit der Ordnung der weltlichen Gewalt, im Gegensatz zur inner- 
lich univeısalistischen (katholischen) Heilsanstalt, anerkannt 
wird. Jener Einschlag mystischer Religiosität, der dem persön- 
lichen Christentum Luthers eignete, zog hier halbe Konse- 
quenzen. Denn die eigentlich mystische oder pneumatische, 
religiös charismatische, Heilssuche der religiösen Virtuosen ist 
naturgemäß überall apolitisch oder antipolitisch gewesen. Sie hat 
die Selbständigkeit der irdischen Ordnungen zwar bereit- 
willig anerkannt, aber nur um daraus konsequent auf ihren 
radikal diabolischen Charakter zu schließen oder, zum minde- 
sten, jenen absoluten Indifferenzstandpunkt zu ihnen einzu- 
nehmen, dessen Ausdruck der Satz war: »Gebt dem Kaiser, was 
des Kaisers ist« (denn: was kommt auf diese Dinge für das Heil 
an?). 

Die eigene Verflochtenheit der religiösen Organisationen in 
Machtinteressen und Machtkämpfe, der stets unvermeidliche 
Kollaps auch der höchstgesteigerten Spannungsverhältnisse 
gegen die Welt in Kompromisse und Relativierungen, die Eig- 
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nung und der Gebrauch der religiösen Organisarionen zur poli- 
tischen Domestikation der Massen, das Bedürfnis insbesondere 
nach religiöser Legitimitätsweihe der bestehenden Gewalten be- 
dingten die untereinander überaus verschiedenen empirischen 
Stellungnahmen der Religionen zum politischen Handeln, welche 
die Geschichte aufweist. Fast alle waren Formen der Relativie- 
rung der religiösen Heilswerte und ihrer ethisch rationalen Eigen- 
gesetzlichkeit. Ihr praktisch bedeutendster Typus aber ist die 
»organische« Sozialethik, welche in mannigfachen Formen 
verbreitet war und deren Berufskonzeptionen das prinzipiell 
wichtigste Gegenbild gegen den Berufsgedanken der innerweit- 
lichen Askese bilden. 

Auch sie steht (wo sie religiös unterbaut ist) auf dem Boden 
der »Brüderlichkeit«. Aber im Gegensatz zum mystischen Liebes- 
akosmismus ist es eine kosmische, rationale, Brüderlichkeits- 
forderung, die sie beherrscht. Die erfahrungsgemäße Ungleich- 
heit des religiösen Charismas ist der Ausgangspunkt. Eben dies: 
daß darnach das Heil nur Einigen, nicht Allen, zugänglich sein 
soll, ist ihr das Unerträgliche. Ihre Sozialethik sucht daher eben 
diese Ungleichheit der charismatischen Qualifikationen in Ver- 
bindung mit der weltlichen ständischen Gliederung zu einem 
Kosmos berufsteilig geordneter gottgewollter Leistungen zu- 
sammenzubiegen, innerhalb dessen jedem Einzelnen und jeder 
Gruppe nach persönlichem Charisma und schicksalsbedingter 
sozialer und ökonomischer Lage bestimmte Aufgaben zufallen. 
In der Regel stehen sie im Dienste der zugleich sozialutilitarisch 
und providentiell interpretierten Verwirklichung eines bei allem 
Kompromißcharakter dennoch Gott wohlgefälligen Zustandes, 
welcher angesichts der Sündenverderbtheit der Welt wenigstens 
eine relative Bändigung der Sünde und des Leidens und die Be- 
wahrung und Errettung wenigstens möglichst vieler gefährdeter 
Scelen für das Gottesreich ermöglicht. Die weit pathetischere 
Theodicec, welche die indische Karmanlchre gerade umgekehrt vom 
Standpunkt der rein an den Interessen des Individuums orien- 
tierten Heilspragmatik aus der organischen Gesellschaftslehre 
zu teil werden ließ, werden wir bald kennen lernen. Ohne diese 
schr besondersartige Verknüpfung bleibt jede organische Ge- 
sellschaftsethik für den Standpunkt der radikalen, mystischen, 
religiösen Brüderlichkeitsethik unvermeidlich eine Akkommodation 
an die Interessen der weltlich privilegierten Schichten, während 
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ihr, vom Standpunkt der innerweltlichen Askese aus gesehen, 
der innere Antrieb zu einer ethischen Durchrationalisierung 
des individuellen Lebens abgeht. Denn es fehlt ihr dann eine 
Prämie für die rationale methodische Gestaltung des 
Lebens des Einzelnen durch diesen selbst im Interesse des eigenen 
Heils. Der organischen Heilspragmatik ihrerseits muß dagegen 
der Heilsaristokratismus der innerweltlichen Askese mit ihrer 
rationalen Versachlichung der Lebensordnungen als die härteste 
Form der Lieblosigkeit und Unbrüderlichkeit, derjenige der Mystik 
aber als sublimiertes, in Wahrheit unbrüderliches Genießen nur 
des eigenen Charisma gelten, dem der planlose Liebesakosmis- 
mus nur egoistisches Mittel eigener Heilssuche wird. Beide ver- 
dammen ja die soziale Welt letztlich zur absoluten Sinnlosigkeit 
oder mindestens Gottes Ziele mit ihr zur vollkommenen Unver- 
ständlichkeitt. Der Rationalismus der religiösen organischen 
Gesellschaftslehre erträgt diesen Gedanken nicht und sucht 
seinerseits die Welt als einen in aller Sündenverderbtheit doch 
die Spuren des göttlichen Heilsplanes an sich tragenden, also 
mindestens relativ rationalen Kosmos zu erfassen. Eben diese 
Relativierung aber ist dem absoluten Charismatismus der Vir- 
tuosenreligiosität das eigentlich Verwerfliche und Heilsfremde. — 

Wie das ökonomische und das politische rationale Handeln 
seinen Eigengesetzlichkeiten folgt, so bleibt jedes andere ratio- 
nale Handeln innerhalb der Welt unentrinnbar an die brüder- 
lichkeitsfremden Bedingungen der Welt, die seine Mittel oder 
Zwecke sein müssen, gebunden und gerät daher irgendwie in 
Spannung zur Brüderlichkeitsethik. Es trägt aber eine tiefe 
Spannung auch in sich selbst. Denn es scheint kein Mittel zum 
Austrag schon der allerersten Frage zu geben: von woher im 
einzelnen Fall der ethische Wert eines Handelns bestimmt wer- 
den soll: ob vom Erfolg oder von einem — irgendwie ethisch zu 
bestimmenden — Eigenwert dieses Tuns an sich aus. Ob und in- 
wieweit also die Verantwortung des Handelnden für die Folgen 
die Mittel heiligen oder umgekehrt der Wert der Gesinnung, wel- 
che die Handlung trägt, ihn berechtigen soll, die Verantwortung für 
die Folgen abzulehnen, sie Gott oder der von Gott zugelassenen 
Verderbtheit und Torheit der Welt zuzuschieben. Die gesinnungs- 
ethische Sublimierung der religiösen Ethik wird der letzteren 
Alternative zuneigen: »der Christ tut recht und stellt den Er- 
folg Gott anheim«. Damit aber wird bei wirklich konsequenter 
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Durchführung das eigene Handeln gegenüber den Eigengesetz- 
lichkeiten der Welt zur Irrationalität der Wirkung verurteilt 19. 
Angesichts dessen kann die Konsequenz einer sublimierten Heils- 
suche zu einer Steigerung des Akosmismus bis dahin führen, das 
zweckrationale Handeln schon rein als solches, also alles Handeln 
unter den Kategorien: Mittel und Zweck, als weltgebunden und 
gottfremd abzulehnen, wie dies, wie wir sehen werden, in ver- 
schiedener Folgerichtigkeit vom biblischen Gleichnis von den 
Lilien auf dem Felde angefangen bis zu cen prinzipielleren For- 
mulierungen z. B. im Buddhismus geschah. 

Die organische Sozialethik ist überall eine eminent konser- 
vative, revolutionsfeindliche Macht. Aus der eigentlichen Vir- 
tuosenreligiosität dagegen können unter Umständen andere, 
revolutionäre, Konsequenzen folgen. Dies natürlich 
nur dann, wenn das Pragma der Gewaltsamkeit: daß sie ihrer- 
seits Gewalt hervorruft und nur Personen und allenfalls Metho- 
den des gewaltsamen Herrschens gewechselt werden, nicht als 
dauernde Qualität alles Kıeatürlichen anerkannt wird. Je nach 
der Fa bung der Virtuosenieligiosität kann aber ihre revolutionäre 
Wendung pıinzipiell zweierlei Formen annehmen. Die eine ent- 
springt der innerweltlichen Askese überall da, wo diese den krea- 
türlich verderbten empirischen Ordnungen der Welt ein abso- 
lutes göttliches »Naturrecht« enigegenzusetzen vermag, dessen 
Realisierung dann, nach dem in den rationalen Religionen über- 
all in irgend einem Sinne geltenden Satz: daB man Gott mehr 
gehorchen müsse als den Menschen, ihr zur religiösen Pflicht 
wird. Typus: die genuin puritanischen Revolutionen, zu denen 
sich Gegenstücke auch anderwär.s finden. Diese Haltung ent- 
spricht durchaus der Pflicht zum Glaubenskrieg. — Anders da, 
wo, beim Mystiker, sich der psychologisch stets mögliche Umschlag 
vom Gottbesitz zur Gottbesessenheit vollzieht. Dies ist sinnvoll 
dann möglich, wenn eschatologische Erwartungen eines unmittel- 
baren Anbruches des Weltalters der akosmistischen Brüderlich- 
keit aufflarmmen, wenn also der Glaube an die Ewigkeit du Span- 
nung zwischen der Welt und dem irrationalen hinterweltlichen 
Reich der Erlösung ausfällt. Der Mystiker wird dann zum Heiland 
und Propheten. Aber die Gebote, die er verkündet, haben keinen 
rationalen Charakter. Sie sind als Produkte scines Charisma 





10) Im Bliagavatgita, wie wir schen werden, am konsequentesten theore- 
tisch durchgefuhrt. 
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Offenbarungen konkreter Art und die radikale Weltablehnung 
schlägt leicht in radikalen Anomismus um. Die Gebote 
der Welt gelten nicht tür den seiner Gottbesessenheit Versicherten 
ravıa pol eo Alle Chiliastik bis zu de Täuferrevolution 
ruht irgendwie auf diesem Untergrund. Die Art seines Han- 
delns ist eben für den kraft seines »Gott-Habens« Erlösten ohne 
H:ilsbedeutung. Wir werden beim indischen djivanmukti Aehn- 
liches finden. — 

Wenn die religiöse Brüderlichkeitsethik mit den Eigengesetz 
lichkeiten des zweckrationalen Handelns in der Welt in Spannung 
lebt, so nicht minder mit jenen innerweltlichen Mächten des 
Lebens, deen Wesen von Grund aus arationalen oder antiratio- 
nalen Charakters ist. Vor allem mit der ästhetischen und eıo- 
tischen Sphäre. 

Mit der ersteren steht die magische Religiosität in intimster 
Beziehung. Idole, Ikonen und andere religiöse Artefakte, 
magische Stereotypierung ihrer erprobten Formungen als erste 
Stufe der Ueberwindung des Naturalismus duch einen fixierten 
»Stll« Musik als Mitte] der Ekstase oder des Exorzismus oder 
apotropäischer Magie, Zauberer als heilige Sänger und Tänzer, 
die magisch eıprobien und daher magisch stereotypierten Ton- 
veıbältnisse als früheste Vorstufen von Tonalitäten, der magisch 
und als Mittel der Ekstase erprobte Tanzschritt als eine der 
Quellen der Rhythmik, Tempel und Kirchen als größte aller Bau- 
ten, unter stilbildender Stereotypierung der Bauaufgabe durch 
ein für allemal feststehende Zwecke und der Bıuformen durch 
magische Erprobtheit, Paramente und Kirchengeräte aller Art 
als kunstgewerbliche Ojekte in Verbindung mit dem durch reli- 
giösen Eifer bedingten Reichtum der Tempel und Kirchen: dies 
alles machte von jeher die Religion zu einer unerschöpflichen 
Quelle künstlerischer Entfaltungsmöglichkeiten einerseits, dei 
Stilisierung durch Traditionsbindung andererseits. — Für die ratio- 
nale religiöse Ethik ist die Kunst als Trägerin magischer Wir- 
kungen nicht nur entwertet, sondern direkt verdächtig. Die Sub- 
limierung der religiösen Ethik und Heilssuche einerseits und die 
Entfaltung der Eigengesetzlichkeit der Kunst andererseits nei- 
gen aber auch an sich zur Herausarbeitung eines zunehmen- 
den Spannungsverhältnisses, Alle sublimierte Erlösungsreli- 
giosität blickt allein auf den Sinn, nicht auf die Form, der für 
das Heil relevanten Dinge und Handlungen. Die Form ent- 
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wertet sich ihr zum Zufälligen, Kreatürlichen, vom Sinn Ab- 
lenkenden. Von seiten der Kunst kann zwar das unbefangene 
Verhältnis gerade dann ungebrochen D (ben oder sich immer 
wieder herstellen, so lange und so oft das bewußte Interesse des 
Rezipierenden naiv am Inhalt des Geformten, nicht an der 
Form rein als solcher haftet, und so lange die Leistung des Schaf- 
fenden sich entweder als (ursprünglich: magisches) Charisma des 
»Könnens« oder als ein freies Spiel fühlt. Indessen die Entfaltung 
des Intellektualismus und die Rationalisierung des Lebens ver- 
schieben diese Lage. Die Kunst konstituiert sich nun als ein Kos- 
mos immer bewußter erfaßter selbständiger Eigenwerte. Sie 
übernimmt die Funktion einer, gleichviel wie gedeuteten, inner- 
weltlichen Erlösung: vom Alltag und, vor allem, auch von dem 
zunehmenden Druck des theoretischen und praktischen Rationalis- 
mus. Damit tritt sie in direkte Konkurrenz zur Erlösungsreli- 
gion. Gegen diese innerweltliche irrationale Erlösung muß sich 
jede rationale religiöse Ethik wenden als gegen ein Reich des, von 
ihr aus gesehen, verantwortungslosen Genießens und: geheimer 
Lieblosigkeit. In der Tat neigt ja die Ablehnung der Verant- 
wortung für ein ethisches Urteil, wie sie intellektualistischen 
Zeitaltern, infolge teils subjektivistischen Bedürfnisses, teils der 
Angst vor dem Anschein traditionell-philiströser Befangenheit, zu 
eignen pflegt, dazu, ethisch gemeinte Werturteile in Geschmacks- 
urteile umzuformen (»geschmacklos« statt: »verwerflich«), deren 
Inappellabilität die Diskussion ausschließt. Gegenüber der »Allge- 
meingültigkeit« der ethischen Norm, welche Gemeinschaft stiftet, 
indem sich der Einzelne, der einem Tun ethisch ablehnend aber 
menschlich mitlebend gegenübersteht, sich ihr selbst, um die eigene 
kreatürliche Bedürftigkeit wissend, mit unterstellt, kann diese 
Flucht vor der Notwendigkeit rationaler Begründung sich der 
Erlösungsreligion sehr wohl als eine tiefste Form unbrüderlicher 
Lieblosigkeit darstellen. Dem künstlerisch Schaffenden aber wie 
dem ästhetisch erregten Rezipierenden wird die ethische Norm 
als solche leicht al, Vergewaltigung des eigentlich Schöpferischen 
und Persönlichsten erscheinen kö ‚nen. Die irrationalste Form des 
religiösen Sichverhaltens aber, das mystische Erlebnis, ist in 
seinem innersten Wesen nicht nur formfremd, unformbar und 
unaussagbar, sondern formfeindlich, weil es gerade im Gefühl 
der Sprengung aller Formen das Eingehen in das jenseits jeder 
Art von Bedingtheit und Formung liegende All-Eine erhoffen 
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zu können glaubt. Ihm kann die unzweifelhafte psychologische 
Verwandtschaft der künstlerischen mit der religiösen Erschütte- 
rung nur ein Symptom des diabolischen Charakters jener be- 
deuten. Die Kunst ist dann Kreaturvergötterung, das Bildnis und 
Gleichnis religiöser Dinge rein als solches Blasphemie. 

In der empirischen Realität der Geschichte freilich hat diese 
psychologische Verwandtschaft immer erneut zu jenen für die 
Kunstentwicklung bedeutsamen Bündnissen geführt, welche die 
große Mehrzahl aller Religionen irgendwie eingegangen sind, um 
so systematischer, je mehr sie universalistische Massenreligionen 
sein wollten und also auf Massenwirkung und emotionale Pro- 
paganda hingewiesen waren. Am sprödesten blieb gegenüber der 
Kunst, aus dem Pragma des inneren Gegensatzes heraus, alle eigent- 
liche Virtuosenreligiosität, sowohl in ihrer aktiv asketischen wie 
in ihrer mystischen Wendung, und zwar um so schroffer, je mehr 
sie entweder die Ueberweltlichkeit ihres Gottes oder die Außer- 
weltlichkeit der Erlösung betonte. — 

Wie zur ästhetischen Sphäre, so steht die religiöse Brüder- 
lichkeitsethik der Erlösungsreligionen auch zu der größten ir- 
rationalen Lebensmacht: der geschlechtlichen Liebe, in einem 
tiefen Spannungsverhältnis. Und zwar auch hier um so schroffer, 
je sublimierter die Geschlechtlichkeit einerseits, je rücksichts- 
loser konsequent die Erlösungsethik der Brüderlichkeit anderer- 
seits entwickelt wird. Das ursprüngliche Verhältnis war auch 
hier sehr intim. Der Geschlechtsverkehr war sehr oft Bestand- 
teil der magischen Orgiastik ul, die heilige Prostitution — die mit 
angeblicher »ursprünglicher Promiskuität« gar nichts zu schaffen 
hatte — m.eist ein Rest dieses Zustandes. Die profane, hetero- 
sexuelle wie homosexuelle, Prostitution war uralt und oft ziem- 
lich raffiniert (Züchtung von Tribaden bei sog. Naturvölkern 
kommt vor). Der Uebergang von ihr zur rechtlich geformten 
Ehe war durch die Existenz von allerhand Zwischenformen 
flüssig. Die Auffassung der Ehe als einer ökonomischen Ange- 
legenheit zur Sicherung der Frau und des Erbrechtes des Kindes, 
daneben auch als einer wegen der Totenopfer der Nachkommen 
auch für das Jenseitsschicksal wichtigen Institution zur Gewinnung 


11) Oder ungewollte Folge der orgiastischen Erregung. Die Gründung der 
Skopzen- (Kastraten-) Sekte in Rußland ging aus dem Streben hervor, 
dieser als sündlich gewerteten Folge des orgiastischen Tanzes (Radjenie) der 
Chlüsten zu entrinnen. 
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von Kindern ist vorprophetisch und universell, hat daher mit 
Askese an sich noch nichts zu tun. Das Geschlechtsleben als 
solches hatte seine Geister und Götter, wie jede andere Funktion 
auch. Eine gewisse Spannung trat nur in der ziemlich alten tempo- 
rären, kultischen, Keuschheit der Priester zutage, bedingt wohl da- 
durch, daß, von einem streng stereotypierten Ritual eines regu- 
lierten Gemeinschaftskultes her angesehen, die Sexualität doch 
bereits leicht als spezifisch dämonisch beherrscht galt. Aber 
weiterhin war es dann allerdings nicht zufällig, daß die Pro- ` 
phetien und ebenso die priesterlich kontrollierten Lebensord- 
nungen fast ohne jede bemerkenswerte Ausnahme den Ge- 
schlechtsverkehr zugunsten der Ehe reglementiert haben. Der 
Gegensatz aller rationalen Lebensregulierung gegen die magische 
Orgiastik und alle Arten irrationaler Rauschformen drückt 
sich darin aus. Die weitere Steigerung der Spannung wurde dann 
durch Entwicklungsmomente bedingt, welche auf beiden Seiten 
lagen. Bei der Sexualität durch ihre Sublimierung zur »Erotik« 
und damit zu einer — im Gegensatz zu dem nüchternen Natu- 
ralismus der Bauern — bewußt gepflegten und dabei a u B e r- 
alltäglichen Sphäre. Außeralltäglich nicht nur und auch 
nicht notwendig im Sinne des Konventionsfremden. Die Ritter- 
konvention pflegt ja gerade die Erotik zum Gegenstand der 
Regelung zu machen. Allerdings charakteristischerweise unter 
Verhüllung der naturalen und organischen Basis der Geschlecht- 
lichkeit. Die Außeralltäglichkeit lag eben in dieser Hinwegent- 
wicklung vom unbefangenen Naturalismus des Geschlechtlichen. 
Diese war aber in ihren Gründen und in ihrer Bedeutung ein- 
bezogen in die universellen Zusammenhänge der Rationalisie- 
rung und Intellektualisierung der Kultur. 

Wir vergegenwärtigen uns in wenigen Strichen die Stadien 
dieser Entwicklung und wählen dabei die Beispiele aus dem 
Occident. 

Das Heraustreten der Gesamtdaseinsinhalte des Menschen 
aus dem organischen Kreislauf des bäuerlichen Daseins, die zu- 
nehmende Anreicherung des Lebens mit, sei es intellektuellen, sei 
es sonstigen als überindividucll gewerteten Kulturinhalten 
wirkte durch die Entfernung der Lebensinhalte von dem nur natur- 
haft Gegebenen zugleich in der Richtung einer Steigerung der 
Sonderstellung der Erotik. Sie wurde in die Sphäre des bewußt 
(im sublimsten Sinne:) Genossenen erhoben. Sie erschien den- 
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noch und eben dadurch als eine Zufluchtspforte zum irrational- 
sten und dabei realsten Lebenskern gegenüber den Mechanismen 
der Rationalisierung. Grad und Art, in welchem dabei auf die 
Erotik alssolche ein Wertakzent fiel, war historisch außerordentlich 
wandelbar. Dem ungebrochenen Empfinden einer Kriegerschaft 
steht Weiberbesitz und Kampf um Weiber mit dem um Schätze 
und um Machteroberung selbst in der Idee nur annährnd 
gleich. Beim vorklassischen Hellenentum in der Zeit der Ritter- 
romantik konnte für Archilochos eine erotische Enttäuschung 
ein Erlebnis von erheblicher und dauernder Tragweite sein und 
der Raub eines Weibes als Anlaß eines Heldenkieges ohne 
gleichen gelten. Aber im ganzen blieb auch damals ein Weib: 
Sappho, an erotischer Erlebnisfähigkeit von Märnern uner- 
reicht. Die klassische hellenische Zeit aber, die Periode des Ho- 
plitenheeres, dachte, wie alle Selbstzeugnisse beweisen, auf diesen 
Gebieten relativ ungemein nüchtern, eher nüchterner als die 
chinesische Bildungsschicht. Ihrem exklusiv maskulinen Cha- 
rakter würde die Behandlung erotischer Erlebnisse, welcher Art 
immer, als »Lebensschicksale« — in unserem Sprachschatz aus- 
gedrückt: — schülerhaft sentimental erschienen sein. Die Mög- 
lichkeit einer Problematik und Tragik prinzipieller Art wurde 
in die erotische Sphäre zunächst durch bestimmte Verantwort- 
lichkeitsansprüche eingeschaltet, welche im Occident christ- 
licher Provenienz sind. Der Wertakzent der rein erotischen Sen- 
sation als solcher aber entfaltete sich dort primär vor allem 
unter den Kulturbedingungen feudaler Ehrbegriffe. Dadurch 
nämlich, daß ritterliche Vasallensymbolik in die erotisch sub- 
limierten Sexualbeziehungen hineingetragen wurde. Am aller- 
meisten dann, wenn dabei irgendwelche Kombinationen mit 
kryptoerotischer Religiosität oder direkt mit Askese eingegangen 
wurden, wie dies im Mittelalter der Fall war. Die Ritter- 
minne des christlichen Mittelalters war bekanntlich ein erotischeır 
Vasallendienst nicht gegenüber Mädchen, sondern ausschlieB- 
lich gegenüber fremden Ehefrauen mit (in der Theorie!) begat- 
tungslosen Liebesnächten und kasuistischem Pflichtenkodex. 
Es begann damit — darin lag ein schroffer Gegensatz zum Mas- 
kulinismus des Hellenentums — die »Bewährung« des Mannes 
nicht vor seinesgleichen, sondern vor der erotischen Interessiert- 
heit der »Dame«, deren Begriff durch eben diese Funktion erst 
konstituiert wurde. Eine weitere Steigerung des spezifischen 
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Sensationscharakters der Erotik entwickelte der Uebergang von 
der, — in ihrer übrigens großen Unterschiedenheit, — doch we- 
sentlich maskulin agonalen und insofern der Antike verwandteren, 
die christliche Ritteraskese abstreifenden Renaissancekonvention 
etwa noch der Shakespeareschen Zeit und des Cortegiano zum 
zunehmend unmilitärischen Intellektualismus der Salonkul- 
tur. Diese ruhte auf der Ucberzeugung von der Werte schaffen- 
den Macht der intersexuellen Konversation, für welche die offene 
oder latente erotische Sensation und die agonale Bewährung 
des Kavaliers vor der Dame unentbehrliches Anregungsmittel 
wurde. Seit den lettres Portugaises wurde reale weibliche Liebes- 
problematik ein spezifisches geistiges Marktobjekt und weibliche 
Liebeskorrespondenz zur »Literatur«. Die letzte Steigerung des 
Akzents der erotischen Sphäre vollzog sich auf dem Boden 
intellektualistischer Kulturen schließlich da, wo sie mit dem un- 
vermeidlich asketischen Einschlag des Berufsmenschentums 
zusammenstieß. Es konnte unter diesem Spannungsverhältnis 
zum rationalen Alltag das außeralltäglich gewordene, speziell 
also das ehefreie, Geschlechtsleben als das einzige Band erscheinen, 
welches den nunmehr völlig aus dem Kreislauf des alten ein- 
fachen organischen Bauerndaseins herausgetretenen Menschen 
noch mit der Naturquelle alles Lebens verband. Die so ent- 
stehende gewaltige Wertbetontheit dieser spezifischen Sen- 
sation einer innerweltlichen Erlösung vom Rationalen: eines 
seligen Triumphes darüber, entsprach in ihrem Radikalismus der 
unvermeidlich ebenso radikalen Ablehnung durch jede Art 
von außer- oder überweltlicher Erlösungsethik, für welche der 
Triumph des Geistes über den Körper gerade hier sich aufgipfeln 
und der das Geschlechtsleben geradezu den Charakter der ein- 
zigen unausrottbaren Verbindung mit dem Bestialischen ge- 
winnen konnte. Diese Spannung aber muß im Falle der sy- 
stematischen Herauspräparierung der Sexualsphäre zu einer 
hochwertigen, alles rein Animalische der Beziehung verklä- 
rend umdeutenden erotischen Sensation am schärfsten und 
unvermeidbarsten gerade dann werden, wenn die Erlösungs- 
religiosität den Charakter der Licbesreligiosität: der Brüder- 
lichkeit und Nächstenliebe, annimmt. Gerade deshalb, weil 
die erotische Beziehung unter den angegebenen Bedingungen 
den unüberbietbaren Gipfel der Erfüllung der Liebesforderung: 
den direkten Durchbruch der Seelen von Mensch zu Mensch, zu 
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gewähren scheint. Allem Sachlichen, Rationalen, Allgemeinen 
so radikal wie möglich entgegengesetzt, gilt die Grenzenlosigkeit 
der Hingabe hier dem einzigartigen Wertgehalt, welchen dies Ein- 
zelwesen in seiner Irrationalität für dieses und nur dieses andere 
Einzelwesen hat. Gerade darin: in der Unbegründbarkeit und 
Unausschöpfbarkeit deseigenen, durch kein Mittelkommunikablen, 
darin dem mystischen Haben gleichartigen Erlebnisses, und nicht 
nur vermöge der Intensität seines Erlebens, sondern der unmittel- 
bar besessenen Realität nach, weiß sich der Liebende in den jedem 
rationalen Bemühen ewig unzugänglichen Kern des wahrhaft 
Lebendigen eingepflanzt, den kalten Skeletthänden rationaler 
Ordnungen und dem fahlen hinterweltlichen Reich objektloser 
mystischer Erlebnisse ebenso entronnen wie der Stumpfheit des 
Alltages. Wie die wissende Liebe des reifen Mannes zu der leiden- 
schaftlichen Schwärmerei des jugendlichen Menschen verhält 
sich der Todesernst dieser Erotik des Intellektualismus zur ritter- 
lichen Minne, der gegenüber sie gerade das Naturhafte der Ge- 
schlechtssphäre wieder, aber: bewußt, als leibgewordene Schöpfer- 
macht, bejaht. — Eine konsequente religiöse Brüderlichkeits- 
ethik steht dem Allem radikal feindlich gegenüber. Nicht nur 
macht diese innerirdische Erlösungssensation rein als solche der 
Hingabe an den überweltlichen Gott oder aneineethischrationale 
göttliche Ordnung oder an die mystische Sprengung der Indi- 
viduation die schärfste überhaupt mögliche Konkurrenz. Son- 
dern gerade gewisse psychologische Verwandtschaftsbeziehungen 
beider Sphären verschärfen die Spannung. Die virtuosenhafte 
Erotik steht mit gewissen sublimierten Formen virtuosenhafter 
Frömmigkeit im Verhältnis gegenseitiger psychologischer und 
physiologischer Vertretbarkeit. Im Gegensatz zur rationalen 
aktiven Askese, welche das Geschlechtliche schon um seiner Ir- 
rationalität willen ablehnt und von der Erotik als todfeindliche 
Macht empfunden wird, besteht jenes Vertretbarkeitsverhältnis 
speziell zur mystischen Gottinnigkeit. Mit der Konsequenz einer 
jederzeit drohenden, tödlich raffinierten Rache des Animalischen 
oder eines unvermittelten Hinübergleitens au: dem mystischen 
Gottesreich in das Reich des Allzumenschlichen. Gerade diese 
psychologische Nähe steigert die innerliche Sinnfeindschaft. 
Die erotische Beziehung muß, von jeder religiösen Brüderlichkeits- 
ethik aus angesehen, je sublimierter sie ist nur desto mehr, der 
Brutalität in ganz spezifisch raffiniertem Maße verhaftet bleiben. 
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Sie gilt ihr unvermeidlich als ein Verhältnis des Kampfes, nicht 
etwa nur, und nicht einmal vornehmlich, der Eifersucht und des 
ausschließenden Besitzwillens gegen Dritte, sondern weit mehr 
der innerlichsten, weil von den Beteiligten selbst niemals be- 
merkten Vergewaltigung der Seele des minder brutalen Teiles, 
als ein raffinierter, weil die menschlichste Hingabe vortäu- 
schender Genuß seiner selbst im anderen. Und überdies als eine 
durch den reinen Zufall des Entbrennens der Leidenschaft ge- 
stiftete pathologische Idiosynkrasie und Verschiebung des Augen- 
maßes und jeder objektiven Gerechtigkeit. Die sich als »Güte« 
fühlende Euphorie des glücklich Liebenden mit ihrem freund- 
lichen Bedürfnis, nun auch aller Welt frohe Mienen anzudichten 
oder in naivem Beglückungseifer anzuzaubern, stößt daher stets 
(es gehören dahin z. B. die psychologisch konsequentesten Partien 
in Frühwerken Tolstojs 1?) auf den kühlen Spott der genuin reli- 
giös fundamentierten radikalen Brüderlichkeitsethik. Denn 
dieser bleibt gerade die sublimierteste Erotik eine Beziehung, 
welche, als notwendig im Innersten exklusiv und im denkbar 
höchsten Sinne subjektiv, absolut inkommunikabel, in allen 
diesen Hinsichten der Gegenpol aller religiös orientierten Brüder- 
lichkeit sein muß. Ganz abgesehen davon, daß ihr natürlich schon 
ihr Leidenschaftscharakter als solcher als unwürdiger Ver- 
lust der Selbstbeherrschung und der Orientierung, sei esan der ra- 
tionalen Vernunft gottgewollter Normen, sei es an dem mystischen 
»Haben« des Göttlichen erscheint. 

Im Einklang steht der erotische Rausch ebenso aus psycho- 
logischen Gründen wie dem Sinne nach nur mit der orgiastischen, 
außeralltäglichen, aber in einem besonderen Sinne innerwelt- 
lichen, Form der Religiosität. Mit der zugleich außerweltlichen 
und außeralltäglichen Mystik gerät die Erotik, bei schärfster 
innerer Spannung, vermöge der psychologischen Vertretbarkeit, 
leicht in eine unbewußte und labile Surrogats- oder Zusammen- 
geschmolzenheitsbeziehung, aus welcher dann sehr leicht der 
Kollaps in das Orgiastische erfolgt. Die innerweltliche rationale 
Askese (Berufsaskese) kann nur die rational reglementierte Ehe 
als eine der göttlichen Ordnungen für die durch »Konkupispenz« 

13) Namentlich in »Krieg und Friedene. — Im l’ebrigen stehen Nietz- 
sche’s bekannte Analysen im villen zur Macht der Sache nach damit völ- 
lg in Einklang, trotz und gerade wegen des klar erkannten umgekchrten 
Wertvorzeichens. — Die Stellung der Erlösungsreligiositat ist bei Agvagoscha 
recht klar festgelegt. 


Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 41. 2. 27 





412 Max Weber, 


hoffnungslos verderbte Kreatur akzeptieren, innerhalb deren es 
gilt, ihren rationalen Zwecken: Kindererzeugung und -erziehung 
und gegenseitige Förderung im Gnadenstande, und nur in ihm, 
nachzuleben. Jegliche Raffinierung zu einer Erotik muß sie als 
Kreaturvergötterung schlimmster Art ablehnen. Ihrerseits be- 
ziehtsiegerade die urwüchsig naturale, unsublimierte Geschlecht- 
lichkeitin eine rationale Ordnung des Kreatürlichen ein. Die außer- 
weltliche rationale Askese (aktive Mönchsaskese) lehnt auch 
diese und damit alles Geschlechtliche als eine heilsgefährdende 
diabolische Macht ab. 

Die Ablehnung aller unbefangenen Hingabe an die inten- 
sivsten Erlebnisarten des Daseins: künstlerische und erotische, 
ist zwar an sich nur eine negative Haltung. Allein es liegt auf 
der Hand, daß sie die Macht steigern konnte, mit welcher 
Energien in die Bahn rationaler Leistungen einströmten; ethi- 
scher sowohl wie auch rein intellektueller. 

Aber freilich: am größten und prinzipiellsten wird schließ- 
lich die bewußte Spannung der Religiosität gerade zum Reich 
des denkenden Erkennens. Ungebrochene Einheit gibt es da im 
Bereich der Magie. Weitgehende gegenseitige Anerkennung auch 
für die rein metaphysische Spekulation. Obwohl diese leicht zur 
Skepsis zu führen pflegt. Nicht selten betrachtete daher die Reli- 
giosität die rein empirische, auch naturwissenschaftliche, For- 
schung als besser mit ihren Interessen vereinbar als die Philo- 
sophie. So vor allem der asketische Protestantismus. Wo immer 
aber rational empirisches Erkennen die Entzauberung der Welt 
und deren Verwandlung in einen kausalen Mechanismus kon- 
sequent vollzogen hat, tritt die Spannung gegen die Ansprüche 
des ethischen Postulates: daß die Welt ein gottgeordneter, also 
irgendwie ethisch sinnvoll orientierter Kosmos sei, endgültig her- 
vor. Denn die empirische und vollends die mathematisch orien- 
tierte Weltbetrachtung entwickelt prinzipiell die Ablehnung jeder 
Betrachtungsweise, welche überhaupt nach einem »Sinn« des 
innerweltlichen Geschehens fragt. Mit jeder Zunahme des Ratio- 
nalismus der empirischen Wissenschaft wird dadurch die Religion 
zunehmend aus dem Reich des Rationalen ins Irrationale ver- 
drängt und nun erst die irrationale oder antirationale über- 
persönliche Macht schlechthin. Das Maß von Bewußtheit oder 
docb von Konsequenz in der Empfindung dieses Gegensatzes 
ist Deich sehr verschieden. Es scheint nicht undenkbar, — was 
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behauptet wird: — daß Athanasius seine, rational angesehen, 
schlechthin absurde Formel vielleicht wirklich auch deshalb im 
Kampf gegen die Mehrzahl der damaligen hellenischen Philo- 
sophen durchgesetzt hat, um das ausdrückliche Opfer des In- 
tellekts und eine feste Grenze des rationalen Diskutierens zu er- 
zwingen. Alsbald aber wurde die Trinität selbst rational be- 
gründet und diskutiert. Und gerade wegen der unversöhnlich 
scheinenden Spannung steht die Religion, die prophetische wie 
die priesterliche, immer wieder in intimen Beziehungen zum ratio- 
nalen Intellektualismus. Je weniger sie Magie oder bloße kon- 
templative Mystik und je mehr sie »Lehre« ist, desto mehr be- 
steht für sie das Bedürfnis nach rationaler Apologetik. Von den 
Zauberern, welche überall die typischen Bewahrer der Mythen 
und Heldensage wurden, weil sie bei der Erziehung und Schu- 
lung der jungen Krieger zum Zwecke der Erweckung der Helden- 
ekstase und Heldenwiedergeburt beteiligt waren, übernahm die 
Priesterschaft, als allein zur Erhaltung einer perennierenden Tra- 
dition fähig, die Schulung der Jugend im Gesetz und oft auch in 
rein verwaltungstechnischen Kunstlehren, vor allem: in der Schrift 
und im Rechnen. Je mehr nun die Religion Buchreligion und 
Lehre ist, desto literarischer und daher desto mehr ein priesterfreies 
rationales Laiendenken provozierend wirkt sie. Aus dem Laienden- 
ken aber entstehen immer wieder sowohl die priesterfeindlichen 
Propheten, wie die ihr religiöses Heil priesterfrei suchenden My- 
stiker und Sektierer und schließlich die Skeptiker und glaubens- 
feindlichen Philosophen, gegen die dann wieder eine Rationali- 
sierung der priesterlichen Apologetik reagiert. Die antireligiöse 
Skepsis als solche war in Aegypten, in den Veden, in der nach- 
exilischen jüdischen Literatur im Prinzip ganz ebenso vertreten 
wie heute. Es sind fast keine neuen Argumente hinzugetreten Mo- 
nopolisierung der Jugenderziehung wird daher zentrale Machtfrage 
für die Priesterschaft. Ihre Macht kann mit zunehmender Ratio- 
nalisierung der politischen Verwaltung steigen. Wie anfänglich 
sie allein in Aegypten und Babylonien dem Staat die Schreiber 
lieferte, so noch den mittelalterlichen Fürsten mit beginnender 
Schriftlichkeit der Verwaltung. Von den großen Systemen der 
Pädagogik haben nur der Konfuzianismus und die mittellän- 
dische Antike, der erstere durch die Macht seiner Staatsbüro- 
kratie, die letztere umgekehrt durch das absolute Fehlen büro- 


kratischer Verwaltung, sich dieser Macht der Priesterschaft zu 
27* 


414 Max Weber, 


entziehen gewußt und damit auch die Priesterreligion ausge- 
schaltet. Die Priesterschaft ist sonst regelmäßige Trägerin 
der Schule. 

Nicht nur diese eigentlichsten Priesterinteressen aber be- 
dingten die immer neue Verbindung der Religion mit dem Intellek- 
tualismus, sondern auch die innerliche Nötigung durch den ratio- 
nalen Charakter der religiösen Ethik und das spezifisch intellek- 
tualistische Erlösungsbedürfnis. Im Effekt steht dabei jede 
Religiosität in ihrem psychologischen und gedanklichen Unter- 
bau und in ihren praktischen Konsequenzen verschieden zum 
Intellektualismus, ohne daß doch die Wirkung jener letzten in- 
neren Spannung, welche in der unvermeidlichen Disparatheit 
der letzten Formungen des Weltbildes liegt, je verschwände. 

Es ist schwerlich nötig und wäre auch nicht möglich, die 
Stadien dieser Spannung zwischen Religion und intellektuellem 
Erkennen hier einzeln vorzuführen. Die Erlösungsreligion wehrt 
sich gegen den Angriff des selbstgenugsamen Intellektes am 
prinzipiellsten durch den Anspruch: daß ihr eignes Erkennen 
in einer anderen Sphäre sich vollziehe und nach Art und Sinn 
gänzlich heterogen und disparat sei gegenüber dem, was der In- 
tellekt leiste. Nicht ein letztes intellektuelles Wissen über das 
Seiende oder normativ Geltende, sondern eine letzte Stellungnahme 
zur Welt kraft unmittelbaren Erfassens ihres »Sinnes« sei das, 
was sie darbiete. Und sie erschließe ihn nicht mit den Mitteln 
des Verstandes. Sondern kraft des Charisma einer Erleuchtung, 
welche nur dem zuteil werde, der sich durch die dafür an 
die Hand gegebene Technik von den irreleitenden Scheinsurrogaten, 
welche der verworrene Eindruck der sinnlichen Welt und die in 
Wahrheit für das Heil gleichgültigen und leeren Abstraktionen 
des Verstandes als Erkenntnis liefern, befreie und so in sich 
für die Aufnahme der praktisch allein wichtigen Erfassung des 
Sinnes der Welt und des eigenen Daseins die Stätte zu bereiten 
wisse. In allen Unternehmungen der Philosophie, jenen letzten 
Sinn und die ihn erfassende (praktische) Stellungnahme demon- 
strabel zu machen, ebenso aber in dem Versuch, irgendwelche 
Intuitionserkenntnisse von prinzipiell anderer Dignität, die aber 
doch auch das »Sein« der Welt betreffen, zu gewinnen, wird sie 
nichts als das Bestreben des Intellekts sehen, seiner Eigen- 
gesetzlichkeit zu entrinnen. Und vor allem: ein ganz spezifisches 
Produkt eben jenes Rationalismus, dem der Intellektualismus 
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dadurch so gern entgehen möchte. — Aber freilich wird 
sie selbst, von ihrer eigenen Position aus gesehen, sich gleich 
unkonsequenter Uebergriffe schuldig machen, sobald sie die un- 
angreifbare Inkommunikabilität des mystischen Erlebnisses auf- 
gibt, für welches es, konsequenter Weise, nur Mittel seiner Her- 
beiführung als Ereignis, nicht aber der adäquaten Mitteilung 
geben könnte. Dies zu tun, muß jeder Versuch der Wirkung auf 
die Welt sie in Gefahr bringen, sobald er den Charakter der Pro- 
paganda annimmt. Ebenso aber jeder Versuch einer rationalen 
Deutung des Weltsinns, der dennoch immer erneut gemacht 
worden ist. — 

Die »Welt« kann, alles in allem, unter verschiedenen Ge- 
sichtspunkten mit religiösen Postulaten in Konflikt geraten. 
Immer ist der betreffende Gesichtspunkt zugleich der wichtig- 
ste inhaltliche Richtungspunkt für die Art des Strebens nach 
Erlösung. 

Das bewußt als Inhalt einer Religiosität gepflegte Erlö- 
sungsbedürfnis ist stets und überall, nur in sehr verschieden 
stark festgehaltener Deutlichkeit des Zusammenhangs, entstan- 
den als Konsequenz des Versuchs einer systematischen prak- 
tischen Rationalisierung der Realitäten des Lebens. Anders aus- 
gedrückt: des Anspruchs, — der auf dieser Stufe zur spezifischen 
Voraussetzung aller Religion wird —, daß der Weltverlauf, 
wenigstens soweit er die Interessen der Menschen berührt, ein 
irgendwie sinnvoller Vorgang sei. Dieser Anspruch tauchte, 
wie wir sahen, naturgemäß zunächst als das landläufige Problem 
des ungerechten Leidens auf, also als das Postulat eines gerechten 
Ausgleichs für die ungleiche Verteilung des individuellen Glücks 
innerhalb der Welt. Er hatte die Tendenz, von da aus stufenweise 
zu einerimmer weiteren Entwertung der Welt fortzuschreiten. Denn 
je intensiver das rationale Denken jenes Problems des gerechten 
vergeltenden Ausgleichs aufgriff, desto weniger konnte seine 
rein innerweltliche Lösung möglich und eine außerweltliche wahr- 
scheinlich oder sinnvoll scheinen. Der Gang der Welt, so wie er 
tatsächlich ist, kümmerte sich, soweit der Augenschein reichte, um 
jenes Postulat wenig. Denn nicht nur die ethisch unmotivierte 
Ungleichheit der Verteilung von Glück und Leid, für die ein Aus- 
gleich denkbar schien, sondern schon die bloße Tatsache der 
Existenz des Leidens als solchen mußte ja irrational bleiben. 
Denn dessen universelle Verbreitung konnte ja nur durch das 
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andere, noch irrationalere Problem der Herkunft der Sünde, — 
die nach der Lehre der Propheten und Priester das Leiden als 
Strafe oder Zuchtmittel erklären sollte, — ersetzt werden. Eine 
zum Sündigen geschaffene Welt mußte aber ethisch noch unvoll- 
kommener erscheinen als eine zum Leiden verurteilte. Fest stand 
jedenfalls für das ethische Postulat die absolute Unvollkommen- 
heit dieser Welt. Nur durch diese Unvollkommenheit schien sich 
auch ihre Vergänglichkeit sinnvoll zu rechtfertigen. Allein diese 
Rechtfertigung konnte geeignet erscheinen, die Welt noch weiter 
zu entwerten. Denn nicht nur das Wertlose, nicht einmal vor- 
nehmlich dies, zeigte sich als vergänglich. Daß aber Tod und 
Verfall die besten ebenso wie die schlechtesten Menschen und 
Dinge nivellierend ereilte, mußte eine Entwertung gerade der 
höchsten innerweltlichen Güter als solcher bedeuten, sobald 
einmal die Vorstellung einer ewigen Dauer der Zeit, eines ewigen 
Gottes .und einer ewigen Ordnung überhaupt konzipiert war. 
Wenn nun dem gegenüber Werte, und gerade die am höchsten 
geschätzten, als »zeitlos« geltend verklärt und daher die Bedeu- 
tung ihrer Realisierung in der »Kultur« als von der zeitlichen 
Dauer der konkreten Realisierungserscheinung unabhängig 
hingestellt wurden, dann konnte sich die ethische Verwerfung der 
empirischen Welt wiederum weiter steigern. Denn nun konnte 
eine Gedankenreihe in den religiösen Horizont treten, welche 
von weit größerer Bedeutung war als Unvollkommenheit und 
Vergänglichkeit der Weltgüter im allgemeinen, weil sie geeignet 
war, gerade die üblicherweise höchstgestellten »Kulturgüter« 
unter Anklage zu bringen. Ihnen allen haftete ja die Todsünde 
einer unvermeidlichen spezifischen Schuldbelastetheit an. Sie 
zeigten sich an Geistes- oder Geschmack-Charisma gebunden 
und ihre Pflege schien unvermeidlich Daseinsfoımen vorauszu- 
setzen, welche der Brüderlichkeitsforderung zuwiderliefen und 
nur durch Selbsttäuschung sich ihr anpassen ließen. Bildungs- 
und Geschmackskultur-Schranken sind die innerlichsten und 
unübersteigbarsten aller ständischen Unterschiede. Religiöse 
Schuld konnte nun nicht nur als gelegentliches Akzidens, son- 
dern als ein integrierender Bestandteil aller Kultur, alles Han- 
delns in einer Kulturwelt und, schließlich, alles geformten Lebens 
überhaupt erscheinen. Gerade alles Höchste, was diese Welt an 
Gütern zu bieten hatte, schien dadurch mit der größten Schuld 
belastet. Die äußere Ordnung der sozialen Gemeinschaft, je 
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mehr sie zur Kulturgemeinschaft des staatlichen Kosmos wurde, 
war offensichtlich überall nur mit brutaler, um Gerechtigkeit 
sich nur nominell und gelegentlich, jedenfalls nur soweit die eigene 
ratio es zuließ, kümmernder Gewalt aufrechtzuerhalten, die aus 
sich unvermeidlich immeı neue Gewalttaten nach außen und 
innen und überdies noch unaufrichtige Vorwände für solche er- 
zeugte, also offene oder, was schlimmer scheinen mußte, phari- 
säisch verhüllte Lieblosigkeit bedeutete. Der versachlichte öko- 
nomische Kosmos, also gerade die rational höchste Form der für 
jede innerweltliche Kultur unentbehrlichen materiellen Güter- 
versorgung, war ein Gebilde, dem die Lieblosigkeit von der Wurzel 
aus anhaftete. Alle Arten des Handelns in der geformten Welt 
schienen in die gleiche Schuld verstrickt. Verhüllte und sublimierte 
Brutalität, brüderlichkeitsfeindliche Idiosynkrasie und illusioni- 
stische Verschiebung des gerechten Augenmaßes begleiteten unver- 
meidlich die Geschlechtsliebe, und je machtvoller sie ihre Gewalt 
entfaltete, desto stärker und zugleich von den Beteiligten selbst 
unbemerkter oder auch desto pharisäisch verhüllter. Das ratio- 
nale Erkennen, an welches ja die ethische Religiosität selbst ap- 
pelliert hatte, gestaltete, autonom und innerweltlich seinen 
eigenen Normen folgend, einen Kosmos von Wahrheiten, welcher 
nicht nur mit den systematischen Postulaten der rationalen 
religiösen Ethik: daß die Welt als Kosmos ihren Anforderungen 
genüge oder irgend einen »Sinn« aufweise, gar nichts mehr zu 
schaffen hatte, diesen Anspruch vielmehr prinzipiell ablehnen 
mußte. Der Kosmos der Naturkausalität und der postulierte 
Kosmos der ethischen Ausgleichskausalität standen in unverein- 
barem Gegensatz geg.neinander. Und obwohl die Wissenschaft, 
die jenen Kosmos schuf, über ihre eigenen letzten Vorausset- 
zungen sicheren Aufschluß nicht geben zu können schien, trat 
sie im Namen der intellektuellen Rechtschaffenheit mit dem 
Anspruch auf, die einzig mögliche Form der denkenden Welt- 
betrachtung zu sein. Wie alle Kulturwerte, so schuf dabei 
auch der Intellekt eine von allen persönlichen ethischen 
Qualitäten der Menschen unabhängige, also rational unbrüder- 
liche Aristokratie des Kulturbesitzes. Nun aber haftete diesem 
Kulturbesitz, und also dem Höchsten in dieser Welt, neben seiner 
ethischen Schuldbelastetheit auch etwas an, was ihn noch viel 
endgültiger entwerten mußte: die Sinnlosigkeit, wenn man ihn 
mit seinen eigenen Maßstäben bewertete. Die Sinnlosigkeit der 
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rein innerweltlichen Selbstvervollkommnung zum Kultur. 
menschen, des letzten Wertes also, auf welchen die »Kulturs 
reduzierbar schien, folgte für das religiöse Denken ja schon 
aus der — von eben jenem innerweltlichen Standpunkt aus 
gesehen — offenbaren Sinnlosigkeit des Todes, welcher, ge- 
rade unter den Bedingungen der »Kultur«, der Sinnlosigkeit des 
Lebens erst den endgültigen Akzent aufzuprägen schien. Der 
Bauer konnte »lebenssatt« sterben wie Abraham. Der feudale 
Grundherr und Kriegsheld auch. Denn beide erfüllten einen Kreis- 
lauf ihres Seins, über den sie nicht hinausgriffen. Sie konnten 
so in ihrer Art zu einer innerirdischen Vollendung gelangen, wie 
sie aus der naiven Eindeutigkeit ihrer Lebensinhalte folgte. 
Aber der nach Selbstvervollkommnung im Sinne der An- 
eignung oder Schaffung von »Kulturinhalten« strebende »ge- 
bildete« Mensch nicht. Er konnte zwar »lebensmüde«, aber nicht 
im Sinne der Vollendung eines Kreislaufs »lebenssatt« werden. 
Denn seine Perfektibilität ging ja prinzipiell ebenso ins Schran- 
kenlose wie diejenige der Kulturgüter. Und je mehr sich die Kul- 
turgüter und Selbstvervollkommnungsziele differenzierten und 
vervielfältigten, desto geringfügiger wurde der Bruchteil, den der 
Einzelne, passiv als Aufnehmender, aktiv als Mitschöpfer, im 
Laufe eines endlichen Lebens umspannen konnte. Desto weniger 
konnte also die Hineingespanntheit in diesen äußeren und in- 
neren Kulturkosmos die Wahrscheinlichkeit bieten: daß ein Ein- 
zelner die Gesamtkultur, oder daß er das in irgend einem Sinne 
»Wesentliche« an ihr, für welches es überdies keinen endgültigen 
Maßstab gab, in sich aufnehmen könne, und daß also die 
»Kultur« und das Streben nach ihr irgend einen innerweltlichen 
Sinn für ihn haben könne. 

Alle »Kultur« erschien, so angesehen, als ein Heraustreten 
des Menschen aus dem organisch vorgezeichneten Kreislauf des 
natürlichen Lebens, und eben deshalb dazu verdammt, mit 
jedem Schritt weiter eine nur immer vernichtendere Sinnlosig- 
keit, der Dienst an den Kulturgütern aber, je mehr er zu einer 
heiligen Aufgabe, einem »Beruf« gemacht wurde, ein um So 
sinnloseres Hasten im Dienst wertloser und überdies in sich über- 
all widerspruchsvoller und gegeneinander antagonistischer Ziele 
zu werden. 

Als Stätte der Unvollkommenheit, der Ungerechtigkeit, des 
Leidens, der Sünde, der Vergänglichkeit, der notwendig schuld- 
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belasteten, notwendig mit immer weiterer Entfaltung und Dif- 
ferenzierung immer sinnloser werdenden Kultur: in allen diesen 
Instanzen mußte so die Welt, rein ethisch angesehen, dem 
religiösen Postulat eines göttlichen »Sinnes« ihrer Existenz gleich 
brüchig und entwertet erscheinen. Auf diese Entwertung, eine 
Folge des Konfliktes zwischen rationalem Anspruch und Wirk- 
lichkeit, rationaler Ethik und teils rationalen, teils irrationalen 
Werten, der mit jeder Herauspräparierung der spezifischen Eigen- 
art jeder in der Welt vorkommenden Sondersphäre immer schrof- 
fer und unlösbarer hervorzutreten schien, reagierte das Bedürf- 
nis nach »Erlösung« derart, daß, je systematischer das Denken 
über den »Sinn« der Welt, je rationalisierter diese selbst in ihrer 
äußeren Organisation, je sublimierter das bewußte Erleben ihrer 
irrationalen Inhalte wurde, desto unweltlicher, allem geformten 
Leben fremder, genau parallel damit, das zu werden begann, 
was den spezifischen Inhalt des Religiösen ausmachte. Und 
nicht etwa nur das theoretische Denken, welches die Welt ent- 
zauberte, sondern gerade der Versuch der religiösen Ethik, sie 
praktisch ethisch zu rationalisieren, führte in diese Bahn. 

Und schließlich: die spezifisch intellektualistische, mystische 
Erlösungssuche gegenüber diesen Spannungen fiel auch selbst 
der Weltherrschaft der Unbrüderlichkeit anheim. Einerseits war 
ihr Charisma nicht jedermann zugänglich. Sie war also, dem 
Sinne nach, Aristokratismus höchster Potenz: religiöser Heilsari- 
stokratismus. Und inmitten einer rational zur Berufsarbeit 
organisierten Kultur blieb für die Pflege der akosmistischen 
Brüderlichkeit selbst — außerhalb der ökonomisch sorgenfreien 
Schichten -- kaum noch Platz: das Leben des Buddha, 
Jesus, Franziskus zu führen, scheint unter den technischen 
und sozialen Bedingungen rationaler Kultur rein äußerlich zum 
Mißerfolg verurteilt. — 

Die einzelnen weltablehnenden Erlösungsethiken der Ver- 
gangenbeit setzten nun jede mit ihrer Weltablehnung an höchst 
verschiedenen Stellen dieser rein rational konstruierten Skala ein. 
Neben den zahlreichen konkreten Umständen, von welchen dies 
abhing, und welche zu ermitteln eine theoretische Kasuistik nicht 
ausreicht, spielte auch ein rationalcs Element dabei eine Rolle: 
die Struktur derjenigen Theodicce, durch welkhe das 
metaphysische Bedürfnis: trotz allem in diesen unüberbrück- 
baren Spannungen einen gemeinsamen Sinn zu finden, auf das 
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Bewußtsein von deren Existenz reagierte. Von den diei in den 
einleitenden Ausführungen als allein konsequent bezeichneten 
Arten der Theodicee konnte der Dualismus jenem Bedürf- 
nis nicht unerhebliche Dienste leisten. Das seit ewigen Zeiten 
und für ewige Zeiten bestehende Neben- und Gegeneinander 
einer Macht des Lichts, der Wahrheit, Reinheit und Güte und 
einer Macht der Finsternis, der Lüge, Unreinheit und Bosheit war 
letztlich nur eine unmittelbare Systematisierung des magischen 
Pluralismus der Geister mit ihrer Scheidung von guten (nütz- 
lichen) und bösen (schädlichen) Geistern, der Vorstufen des Gegen- 
satzes von Göttern und Dämonen. In derjenigen prophetischen 
Religiosität, welche diese Konzeption am konsequentesten durch- 
führte: dem Zarathustrismus, knüpfte deı Dualismus direkt an 
den magischen Gegensatz von »rein« und »unrein« an, in den alle 
Tugenden und Laster eingegliedert wurden. Er bedeutet den 
Verzicht auf die Allmacht eines Gottes, welcher vielmehr an 
dem Bestehen der widergöttlichen Macht seine Schranke fand. 
Er ist von den heutigen Bekennern (den Parsen) tatsächlich 
aufgegeben worden, weil diese Schranke nicht ertragen wurde. 
Während in ihrer konsequentesten Eschatologie die Welt des 
Reinen und des Unreinen, aus deren Vermischung die brüchige 
empirische Welt hervorging, sich für immer wieder in zwei be- 
ziehungslose Reiche schied, läßt die modeınere Endhoffnung den 
Gott der Reinheit und Güte ebenso siegen, wie das Christentum 
den Heiland über den Teufel. Diese inkonsequentere Form des 
Dualismus ist die volkstümliche über die ganze Erde hin ver- 
breitete Vorstellung von Himmel und Hölle. Sie stellt die Souve- 
ränität Gottes über den bösen Geist, der sein Geschöpf ist, wie- 
der her, glaubt dadurch die göttliche Allmacht gerettet, muß 
dann aber, wohl oder übel, eingestandener- oder verhüllter- 
maßen, etwas von der göttlichen Liebe opfern, der, wenn die Allwis- 
senheit festgehalten wird, die Schaffung einer Macht des radikal Bö- 
sen und die Zulassung der Sünde, zumal in Gemeinschaft mit der 
Ewigkeit der Höllenstrafen an einem eigenen endlichen Geschöpf 
und fürendliche Sünden, schlechterdings nicht entspricht. Konse- 
quent ist alsdann nur ein Verzicht auf die Güte. Diesen vollzog, 
der Sache nach, in voller Konsequenz de Prädestinations- 
glaube. Die anerkannte Unmöglichkeit, Gottes Ratschlüsse mit 
menschlichen Mäßstäben messen zu können, bedeutete in liebloser 
Klarheit den Verzicht auf die Zugänglichkeit eines Sinnes der 


Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen. Zwischenbetrachtung. 421 


Welt für menschliches Verstehen, welcher damit auch aller Pro- 
blematik dieser Art ein Ende machte. Er ist in dieser Konsequenz 
außerhalb des Kreises eines hochgesteigerten Virtuosentums 
nicht dauernd ertragen worden. Gerade weil er, — im Gegensatz 
zum Glauben an die irrationale Macht des »Verhänginssess« —, 
die Annahme providentieller, also irgendwie rationaleı, Bestimmt- 
heit der Verdammten nicht nur zum Untergang, sondern zum 
Bösen, dennoch aber die »Strafe«, also die Anwendung einer 
ethischen Kategorie auf sie, fordert. 

Von der Bedeutung des Prädestinationsglaubens ist ander- 
wärts gesprochen. Den zarathustrischen Dualismus behandeln wir 
hier nicht, weil die Zahl seiner Bekenner gering ist. Ihre Ethik, 
welche die Heilschancen des Einzelnen von einer Art von Konto- 
korrentrechnung der Sünden und Verdienste abhängig machte, 
hat diese, ursprünglich allen Handel als Betrug verdammende, 
nur den Ackerbau als Gott wohlgefällig anerkennende Ritter- 
und Bauernreligion im indischen Exil nach der islamischen 
Unteiwerfung Persiens zur Konfession einer Kaufmannsklasse 
werden lassen, wesentlich wohl, weil die Wahrhaftigkeit und Ver- 
läßlichkeit als eine Form der »Reinheit« Kardinaltugend blieb. 

Die dritte, durch ihre Konsequenz sowohl wie durch die 
außerordentliche metaphysische Leistung: Vereinigung virtuo- 
senhafter Selbsterlösung aus eigener Kraft mit universeller Zu- 
gänglichkeit des Heils, strengster Weltablehnung mit orga- 
nischer Sozialethik, Kontemplation als höchsten Heilswegs mit 
innerweltlicher Berufsethik, hervorragende Form der Theodicee 
war derindischen Intellektuellen-Religiosität eigentümlich, 
welcher wir uns nunmehr zuwenden. 
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Das weibliche Dienstjahr. 
Von 


ROSA KEMPF. 


Der Gedanke des weiblichen Dienstjahres fängt an ein Schlag- 
wort zu werden. Auch Schlagworte haben ihren Nutzen; sie können 
unseren Blick über die Schwierigkeit der gegenwärtigen Lage hinweg- 
führen auf große Ziele, die erst nach ausdauernder Arbeit von Genera- 
tionen der Verwirklichung näher rücken, und vermögen uns dadurch 
zu notwendiger Gegenwartsarbeit zu bestimmen, die wir bei klarer Er- 
kenntnis der Ferne des Zieles nicht auf uns zu nehmen vermöchten. Sie 
können uns aber auch den wahren Sachverhalt mit einem trügerischen 
Bild verdecken, uns täuschen über das, was das Leben jemals erfüllen 
kann, und so unsere Kräfte für ein Ziel vergeuden, das wir nach einer 
unendlich mühevollen Wanderung als lebensgefährdenden Irrweg 
aufgeben müssen. Ein solch verwirrendes Schlagwort scheint mir mit 
dem Ausdruck: »Das weibliche Dienstjahre gegeben zu sein. 

Wir wissen, was der Militärdienst der Männer im Leben eines 
Volkes bedeutet. Die unausweichlichen Notwendigkeiten, die zu 
seiner Einführung zwangen, wieauch die Konsequenzen seiner Verwirk- 
lichung erkennen wir jetzt deutlicher als früher. Wir wissen, daß die 
exakteste Einschulung des einzelnen in scheinbare Kleinigkeiten des 
Dienstes im Momente der Kriegsgefahr zu einem lebenserhaltenden 
Faktor des Volkes wie auch des einzelnen wird und daß anderen- 
teils die absolute Einordnung auch des bedeutenden Individuums an 
einen beliebigen unbedeutenden Platz zu dieser Zeit ihren Sinn erhält. 

Der ungeheure Zwang aber, den die Militärpflicht der Männer 
neben ihren Vorzügen in langen Friedenszeiten mit sich bringt, Kann 
ertragen werden, weil er sich auf ein Gebiet bezieht, das normaler- 
weise aus dem sonstigen bürgerlichen Leben ausgeschaltet ist. Denn 
die Kenntnisse und Fertigkeiten, zu welchen die Militärdienstjahre 
die männliche Jugend erziehen wollen, liegen abseits aller bürgerlichen 
Beschäftigungen und können ın der bürgerlichen Arbeit weder er- 
worben, noch vor allem verwertet werden. Fällt durch Kräftigung 
des Körpers und Stählung des Willens für das bürgerliche Fortkom- 
men ein Nutzen ab, so ist dies eine erfreuliche Nebenerscheinung, bil- 
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det aber nicht den Zweck einer Veranstaltung, die einzig in der unge- 
heuren, unvermeidbaren Nötigung, gegen äußere Feinde gerüstet zu 
sein, ihre Möglichkeit und ihr Recht findet. Diese unentrinnbare Not- 
wendigkeit haben wir im gegenwärtigen schrecklichen Krieg alle mit- 
erlebt. Wir wissen nun aus eigenen Anschauungen, welch furchtbare 
Tatsachen die militärischen Einrichtungen verursachen und 
rechtfertigen. 

Was aber will ein allgemeines zwangsweise durchgeführtes weib- 
liches Dienstjahr ? 

Zwei Ziele verfolgen seine männlichen und weiblichen Be- 
fürworter: daß die heranwachsende Frauengeneration während dieser 
Zeit dem Staate soziale Dienste leiste, und daß sie auf die haus- 
mütterlichen Aufgaben vorbereitet werde Beides greift 
unmittelbar in das bürgerliche Leben ein und 
bedeutet Reglementierung des Alltagslebens 
selbst durch eine zentrale Stelle. Eine fast unbe- 
schränkte Verfügungsgewalt über ein oder mehrere Lebensjahre der 
weiblichen Jugend soll dem Staate in die Hand gegeben werden haupt- 
sächlich zu dem Zwecke, um das Familienleben des ganzen Volkes 
direkt oder indirekt zu stützen und zu vervollkommnen. 

Zweifellos bedeutet eine weit um sıch greifende Zerstörung des 
Familienlebens die Untergrabung des staatlichen Bestandes. Das In- 
teresse des Volksganzen erfordert, daß gesunde Mütter gesunde Kin- 
der aufziehen und daß die Hausfrauen die Gesundheit und Arbeits- 
kraft ihrer Familienglieder pflegen. Aber die Familie in der Gestalt, 
wie sie dem landläufigen Ideal entspricht und wie sie die Befürworter 
des weiblichen Dienstjahres schützen und erhalten wollen, ruht auf 
2 Grundpfeilern: Wenn die Aufgabe der Hausmutter darin be- 
steht, innerhalb des Hauses für Mann und Kinder zu schaffen und zu 
sorgen, so muß selbstverständlich der Hausvater hierzu die pe- 
kuniären Mittel in ihre Hand legen können und wollen. Die vor- 
züglichste Ausbildung der Frau als Hausmutter bleibt ein dürres 
Reis, wenn nicht ein Mann sie instand setzt Hausmutter zu werden 
und zu bleiben. Das natürliche Korrelat für eine zwangsweise Aus- 
bildung aller Mädchen zu Hausmüttern ist darum nicht 
die militärische Dienstpflicht der jungen Männer als Vaterlands- 
verteidiger, sondern ihre wirtschaftliche Ertüchtigung als Ernäh- 
rer der Familie. Müßte der Staat nicht auch die berufliche Aus- 
bildung der künftigen Familienernährer bis zu einem Mindestmaß 
pekuniärer Leistungsfähigkeit unter seine Zwangsmaßregeln auf- 
nehmen ? 

Sobald der Staat die weibliche Jugend in einem Dienstjahr sam- 
melt, entzieht er jährlich gegen 600 000 junge Mädchen der allgemeinen 
Volkswirtschaft. Wollen wir erst einmal die Kostenfrage ganz all- 
gemein ins Auge fassen. 

Die Belastung mit einem einkommenslosen Lebensjahr trägt na- 
türlich das arbeitende Volk selbst. Der Bauer, der seine Tochter dem 
weiblichen Dienstjahr zuführen muß, bezahlt die zum Ersatz nötige 
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fremde Arbeitskraft bei der Tochter so gut wie beim militärpflichtigen 
Sohne. Darüber hinaus werden auch die für den Unterhalt der dienst- 
pflichtigen Mädchen anfallenden Kosten die breiten Volksschichten 
selbstverständlich nicht verschonon. Daß ganz bedeutende Kosten 
aus dem weiblichen Dienstjahr erwachsen, soll später gezeigt werden. 
Je nach dem Ziele, das durch das weibliche Dienstjahr erreicht werden 
soll, werden dieselben den Kosten für einen Jahrgang männlicher 
Militärpflichtiger mehr oder minder vollständig entsprechen. 

Nehmen wir an, Landwirtschaft, Handel, Industrie und Haus- 
wirtschaft vermöchten sich mit dem Entgang einer so großen Zahl 
von Arbeitskräften allmählich abzufinden, die nationale Wirtschaft 
vermöchte die Kosten der Veranstaltung aufzubringen. Die Berech- 
tigung des neuen Zwanges dem Volksganzen gegenüber hängt dann 
immer noch vollständig davon ab, daß auf diese und nur 
auf diese Weise tüchtige Hausmütter herangebildet oder uner- 
setzliche soziale Dienste geleistet werden können ; der einzelnen heran- 
wachsenden jungen Frau gegenüber aber muß dieser Zwang entweder 
darin sein Recht finden, daß sie eine unvergleichlich wertvolle sonst 
nicht erreichbare Ausbildung erhält oder daß sie dem Volksganzen 
eine Schuld abzuzahlen hat, die nur auf diesem Wege einlösbar ıst. 

Der Mann trägt die Pflicht der Vaterlandsverteidigung und daher 
die Pflicht des Militärdienstes, weil der Fortbestand des Vaterlandes, 
das ihm die Grundlagen seiner bürgerlichen Existenz, die Güter der 
Sicherheit und Ordnung schenkt, auf andere Weise nicht gesichert 
werden kann. Geht die Mutter durch das Leben, ohne dem Vater- 
lande für diese Güter der Sicherheit und bürgerlichen Ordnung be- 
zahlt zu haben? Eine überflüssige Frage! Die Hausmutter bezahlt 
gerecht und vollständig alles Gute und Schöne, was das Leben zu geben 
vermag. Sie schenkt dem Vaterlande mehr als 1—2 Jahre ihrer Ju- 
gend in irgend einem Zwangsdienstjahre, sie gibt ihm die Jahrzehnte 
ihrer besten Kraft und in ihr liegen die Wurzeln für den Bestand des 
Volkes selbst. Wenn sie Kinder trägt und Kinder nährt, dann erweist 
sie dem Vaterlande einen Dienst von solcher Wichtigkeit, daß sich der- 
selbe mit der Militärpflicht der Männer, ja selbst mit deren wirklichem 
so ungeheuer aufopferungsvollem Kriegsdienst messen kann. Denn 
wenn auch das Einzelopfer der Frauen sich an Intensität mit vielen 
Kriegsopfern einzelner Männer nicht vergleichen kann, so gleicht 
doch die Konstanz der Mutterschaftsopfer, die keine gefahrlosen Frie- 
densjahre kennen, für das ganze Geschlecht diese Differenz wieder aus, 
so daß die Größe des dem Vaterlande gebrachten Opfers bei der männ- 
lichen wie weiblichen Volkshälfte einander entsprechen. Denn die Mut- 
terschaft birgt nicht nur körperliche Schmerzen und Gefahren in sich; 
die Jahre der stärksten körperlichen Inanspruchnahme durch die Auf- 
gaben der Mutterschaft mit eigenhändiger pflichttreuer Aufzucht der 
Kinder lösen die Frau heraus aus dem sonstigen Gang des menschlichen 
Lebens, beschränken sie in ihrer persönlichen Freiheit, in der Verfügung 
über ihre Zeit, in der Möglichkeit an anderen Lebensbetätigungen teilzu- 
nehmen. Gerade die Millionen Frauen der unteren Volksschichten tragen 
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diese Pflicht unter schwierigen äußeren Umständen und daher mit vie- 
lem Zwang zum Entbehren und Opfern. Die berufstätige Frau insbeson- 
dere wird durch die Mutterschaft für Jahre in ihrer Erwerbsfähigkeit 
gestört oder völlig gehemmt und es wird ihr neben Beruf und Mutter- 
schaft jede freie Lebensbetätigung abgeschnitten. Ihr gegenüber 
wäre es daher ganz besonders ungerecht, wenn man schon vorher die 
freie Verfügung über ihre Jugendjahre beschränken wollte. Was 
würden auch als Pflichtleistung an den Staat ein Dutzend Monate der 
Dienstpflicht bedeuten gegenüber den Jahren der Sorgen und Mühen 
einer Mutter, was würden die Wochen oder Monate eines staatlich er- 
zwungenen Krankendienstes zu sagen haben gegenüber den schlaf- 
losen Nächten und ruhelosen Tagen der Mutter am Bette kranker Fa- 
milienmitglieder ? Allerdings bezieht sich das Gesagte auf eine Ord- 
nung der menschlichen Verhältnisse, wie sie unserer durchschnittlichen 
Erfahrung entspricht, in der die Frauen die Mutterschaft tragen 
neben der lebenslangen Verpflichtung zu nützlicher Arbeit, so wie 
die Männer neben ihren bürgerlichen Pflichten Kriegs- und Mili- 
tärdienst leisten. 

Der Gedanke, daß das Frauengeschlecht dem Vaterlande ein Jahr 
seines Lebens schuld e und daher Zwangsdienst auch für die weibliche 
Jugend eingeführt werden sollte, muß also zurückgewiesen werden; 
er konnte nur in Menschen entstehen, die ihren Blick zu stark gerichtet 
halten auf die kleine Zahl der Mädchen vermögender Schichten, die 
pflichten- und arbeitslose Jugendjahre verleben können und dabei 
infolge ihres Reichtums und der in dieser Volksschicht üblichen gerin- 
gen Kinderzahl eine nicht beschwerliche, mindestens arbeitsfreie 
Zukunft vor sich haben. Diesen Teil der weiblichen Jugend zu so- 
zialer Pflichterfüllung zu erziehen, ist wohl ein verdienstvolles Werk. 
Aber allgemeine Staatsgesetze veranlaßt und erläßt man 
nicht für ein paar tausende berufs- und pflichtenloser Kinder des 
Reichtums! 

Unter den Eindruck der ungeheuren Opfer, die gegenwärtig un- 
sere männlichen Volksgenossen für den Bestand des Reiches tragen, 
wuchs selbstverständlich gerade im altruistisch gesinnten Teil der 
Frauen der Wunsch, daß auch von ihrem Geschlechte dem Vater- 
lande große Dienste und schmerzliche Opfer dargebracht werden könn- 
ten. Ruhe Ueberlegung der Verschiedenheit der Lebensziele beider 
Geschlechter wird aber zeigen, daß es hierzu keiner neuen Einrich- 
tung bedarf und daß keinerlei neu ausgedachte weibliche Opfer für 
das Staatsganze der Mutterschaft an Bedeutung gleichkommen kön- 
nen. Allerdings denke ich datei nicht an die mit aller Bequemlich- 
keit sorgfältig umhütete Mutterschaft, welche die Frau von allen an- 
deren Arbeitspflichten befreit, sondern an die Mutterschaft, wie sie 
seit Menschengedenken von den Frauen der arbeitenden Volksschich- 
ten ausgeübt worden war und wie sie in ihrem Kinderreichtum und 
ihrer geringen Störung der nationalen Volkswirtschaft die Voraus- 
setzung für das Wachsen unseres politisch wie wirtschaftlich von 
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seinen Gegnern bedrängten Volkes bildet‘). Diesen Willen zur 
Mutterschaft als einer Pflicht gegenüber dem Staat in den jungen 
Frauen zu wecken und zu stärken, das wäre eine weit dankbarere 
Aufgabe als die Propagierung eines neuen weiblichen Dienstjahres, 

Wenn man demnach eine Verpflichtung der Frauen 
zum Dienste ablehnt, weil das weibliche Geschlecht durch die Mut- 
terschaft seine Schuld gegenüber dem Vaterlande einlöst und einzig 
hierdurch einlösen kann, so könnte man vielleicht die Frage vom ent- 
gegengesetzten Gesichtspunkte aus in folgender Weise stellen: Hat 
nicht die weibliche Jugend ein Recht zu fordern, daß sie zum 
Zwecke ihrer Ausbildung als Hausmutter einige Zeit hindurch von 
der Allgemeinheit erhalten und daß ihr ohne Ansehung der Kosten 
hierzu alle fördernden Bildungsgelegenheiten geboten werden ? 

Diese Frage kann nur dann bejaht werden, wenn Sicherheit da- 
für gegeben wird, daß durch ein Pflichtdienstjahr und nur durch 
dieses die allgemeine Vorbereitung zur Hausmutterschaft sich er- 
reichen lasse. Um hierüber ein Urteil zu erhalten müssen wir uns 
im Einzelnen darauf besinnen, wie sich die Zwangsvorbereitung auf 
den Hausmutterberuf organisieren lassen könnte. 

Es würde sich Jahr für Jahr um über 1, Million junger Mäd- 
chen handeln. Da vermieden werden muß, daß eine große Zahl 
wirklicher Mütter noch dienstpflichtig wird oder daß ein beträcht- 
licher Teil der Mädchen der tatsächlichen frühen Mutterschaft hal- 
ber der Dienstpflicht entschlüpft, kann wohl über das 18. Lebens- 
jahr als oberste Grenze für den Beginn der Dienstpflicht nicht hin- 
ausgegangen werden. Die schwächlichen und kränklichen Mädchen 
müßten irgendwie ebenfalls erfaßt werden, da sie ja ebenfalls Haus- 
mütter werden können und die Unterweisung besonders dringend 
nötig haben. 

Diese große Schar weiblicher Dienender könnte man in zentra- 
lisierten Anstalten ausbilden entsprechend den Einrichtungen für 
das männliche Militärjahr oder es könnte der Versuch einer dezentra- 
lisierten Organisation unternommen werden. 

Die Zentralisation gewährt den Vorteileiner bedeutenden Kosten- 
ersparnis, ermöglicht allein eine gründliche, sachgemäße Beauf- 
sichtigung des gesamten Betriebs und gewährt den Anschluß an die 
großen Einrichtungen auf dem Gebiete der Kranken- und Kinder- 
fürsorge. 

Die fortlaufenden ordentlichen Ausgaben für die Verwaltung, 
inklusive Verpflegung, Bekleidung und Bewaffnung des deutschen 
Heeres und der deutschen Flotte betragen jährlich fast ı Milliarde. 
Hierbei sind alle einmaligen und alle außerordentlichen Ausgaben 
nicht in Anrechnung gebracht. Nun finden wir allerdings ernsthaft 


1) Selbstverständlich will hiermit nicht die hygienische Pflege und Scho: 
nung der Mütter in dem Ausmaße, wie sie der Ausbau der sozialen Gesetzge- 
bung und Versicherung künftig hoffentlich auch allen Frauen des Volkes 
verbürgen wird, als irgendwie entbehrlich bezeichnet werden. 
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gemeinte Erörterungen über das Dienstjahr der Frau mit der Vor- 
aussetzung, daß dieses der Gesamtheit keinerlei Kosten verursache, 
weil die jungen Mädchen ihre Arbeitskraft ohne Entlohnung zur Ver- 
fügung stellen müssen und die konsumfertige Zubereitung von Nah- 
rung und Kleidung selbst zu bewerkstelligen haben. Als ob wir die 
weiblichen Heerscharen gleich Robinsone auf eine abgeschlossene 
Insel verbringen könnten, wo dieser sich selbst genügende Amazonen- 
staat von den ersten Stadien der Produktion an bis zum Verbrauch 
alles allein erzeugt! Wie viel Zeit für Ausbildung in hausmüitter- 
lichen Aufgaben würde wohl vom Dienstjahr noch übrig bleiben, 
wenn die weiblichen Dienenden auch die Produktion der für sie nöti- 
gen Güter übernehmen müßten! Man muß eben, wenn man eine 
Sache will, auch ihre Konsequenzen wollen; will man die hauswirt- 
schaftliche Ausbildung der gesamten weiblichen Jugend, so muß man 
sıch auf dieses eine Ziel konzentrieren und darf sich nicht durch die 
entstehenden Kosten verwirren lassen. Die Vermischung dieses einen 
Zieles, der hausmütterlichen Ausbildung, mit allen möglichen anderen 
Einrichtungen, welche Kosten ersparen, entspringt 
einem ängstlichen Ausweichen vor den pekuniären Konsequenzen 
des selbstaufgestellten Zieles. Solche mutlose Inkonsequenz ent- 
spricht nicht dem Ernste, den wir von der Gedankenarbeit des Theo- 
retikers unbedingt verlangen müssen, der für eine Einrichtung spricht, 
die das Leben der gesamten weiblichen Volkshälfte umgestalten 
würde. 

Daß es unmöglich ist, den Ausbildungszweck mit der Kosten- 
ersparnis durch Eigenproduktion zu vereinigen, zeigt das männliche 
Militär. Die Soldaten bauen im Frieden weder ihre Wohnungen 
selbst, noch pflanzen sie selbst ihr Brotkorn und ihre Kartoffeln, noch 
treiben sie Viehwirtschaft usw. Ihre Selbstversorgung beschränkt 
sich auf Reinigungsarbeiten und Kochen. 

So werden wir auch beim weiblichen Militär für Wohnung, für 
Nahrungsmittel, für Kleiderstoffe usw. und für die nötigen Lehrein- 
richtungen Betriebskosten in Ansatz bringen müssen, die denen für 
einen Jahrgang des männlichen Militärs ungefähr entsprechen. 
Hierzu treten die Ausgaben für Besoldung einer stattlichen Anzahl 
leitender weiblicher Offiziere, die berufsmäßig und lebenslang sich 
Ihrer Aufgabe widmen. Ein Drittel einer Milliarde jährlicher Kosten 
wird schnell erreicht sein. 

Kann nun die Arbeitskraft dieser Hunderttausende von jun- 
gen Mädchen, wenn wir auch die Eigenproduktion ganz außer acht 
lassen, nicht demnach dem Staate nutzbar gemacht werden ? 

Wenn die Dienstpflicht nur der Ausbildung für die Auf- 
gaben der Hausmutterschaft dienen soll, darf sie DD genau so lang 
bemessen werden, als es dieser Zweck erfordert. Wird aber das 
Dienstjahr zur Ableistung von Pflichten eingeführt, dann 
fragt es sich, welche Aufgaben sich mit großen Scharen junger Mäd- 
chen lösen lassen. 

Für Krankenpflege scheidet das weibliche Militär als zu jung von 
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vornherein aus. Keine gut geleitete Pflegerinnen-Organisation nimmt 
für den Pflegedienst Personen unter 20 oder 2I Jahren an. Es könn- 
ten den weiblichen Soldaten in den Krankenanstalten nur untergeord- 
nete Reinigungsarbeiten übertragen werden. Kinder werden in Fa- 
milien leider nicht selten so jungem Personal anvertraut, niemals aber 
in gut geleiteten öffentlichen Anstalten. Auch hier würden die Mäd- 
chen nur hauswirtschaftliche Hilfen neben dem eigentlichen geschul- 
ten Personal bilden können. Die Belastung mit vielen Lernenden, 
die nach gesetzlichem Zwang, nicht aus Neigung oder um der künftigen 
Berufstätigkeit willen lernen, hätte zudem in beiden Arten von Anstal- 
ten eine empfindliche Schädigung, teilweise sogar eine Lahmlegung 
des Betriebes zur Folge. Was allenfalls an Lohn der Arbeitskräfte er- 
spart werden könnte, würde für Aufsichtspersonal reichlich wieder 
verloren gehen. Schließlich auch sind weder die Kranken noch die 
Kinder in Anstalten, damit an ihnen gelernt werde, sondern 
um ihrer eigenen Wohlfahrt willen; sie haben also ein Anrecht auf 
Bedienung durch geschultes Personal, das nur mit einem mäßi- 
gen Prozentsatz von Lernenden durchsetzt sein kann. Die Zahl der be- 
rufsmäßig im Krankendienst beschäftigten Frauen betrug im Frieden, 
nach der Zählung von 1907 in ganz Deutschland nicht 75000 (74986). 
Hierbei sind die freien Pflegerinnen, die nicht in Anstalten arbeiten, mit 
eingeschlossen. Der Gesamtbedarf der Anstalten an Kinder- und Kran- 
kenpflegerinnen ist also noch bedeutend kleiner. Wenn nun unsere 
600000 Mädchen sogar in 4 Abteilungen zu je einer Vierteljahrsausbil- 
dung der Krankenpflege zugeführt werden sollten, so würde dies Jahr für 
Jahr eine Ueberschwemmung der Anstalten mit einem fortlaufend neu 
zu versorgenden, alle Vierteljahre wechselnden Heer von 150 000 Lernen- 
den bedeuten. Auf Schwester mindestens 2 Lernende! Also auf diesem 
Wege ist krankenpflegerische Ausbildung ohne vollständige Zerstörung 
der bestehenden Einrichtungen nicht denkbar. Die Zahl unserer Kran- 
ken reicht gottlob bei weitem nicht aus, um allen weiblichen Dienenden 
auch nur einen bescheidenen krankenpflegerischen Anschauungsunter- 
richt zu ermöglichen. Noch schwieriger ist Ausbildung in der Kinder- 
pflege. Woher sollen die Kinder kommen, an welchen die 600 000 
weiblichen Soldaten lernen ? Die Gesamtzahl unserer Neugeborenen 
beträgt im Jahre etwas weniger als 2 Millionen; davon kommt nur 
der kleinste Teil in Anstalten. Muß man nicht erst künstlich den Zu- 
sammenhang zwischen vielen Müttern und Kindern lockern, damit 
man für diese Hunderttausende künftiger Mütter Lehrmaterial er- 
hält? Und welche Garantien bietet man den Müttern, an deren Kın- 
dern unsere Zwangssoldaten lernen, für das körperliche und geistige 
Gedeihen der Kinder? Erheben sich doch schon bei den mit Univer- 
sitäten verbundenen Kliniken Klagen der leidenden Menschen ge- 
genüber den paar Tausenden studierender Mediziner. Wie müßte 
sich dieses Uebel vermehren durch die Hunderttausende an Alter und 
an Bildung weit tiefer stehenden weiblichen Soldaten! 

Die kranken- und kinderpflegerische Ausbildung kann man sich 
auch in anderer Form denken als hier angeführt wurde. Aber stets bleibt 
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das Mißverhältnis bestehen, daß die Zahl der Lernenden im Laufe eines 
Jahres die Zahl der berufsmäßigen weiblichen Arbeitskräfte im Kranken- 
dienst ungefähr um das Zehnfache, in der Kinderpflege wohl um das 
Hundertfache übertrifft und daß die Zahl der in Anstalten zum Un- 
terrichtszweck faßbaren Kranken und Kinder unverhältnismäßig 
gering Ist. 

Aber selbst wenr man die kranken- und kinderpflegerische Aus- 
bildung fallen ließe und sich darauf beschränken würde, aus den Mäd- 
chen-Kasernen aus Ersparnisgründen hauswirtschaftliche Arbeitskräfte 
in die sozialen Anstalten abzuordnen, ist keine nennenswerte Erleich- 
terung unserer Öffentlichen Ausgaben zu erhoffen. Selbst eine 
Privatfamilie, die einen verlässigen Dienstboten zu haben wünscht, 
greift nicht viel unter das Alter der Volljährigkeit; eine große An- 
staltsküche gar, deren Arbeitskräfte zumeist aus ungelernten I8- 
jährigen Zwangsdienerinnen bestünden, könnte weder ein billiger 
noch ein verlässiger Betrieb sein. Die Kosten für Materialverschleu- 
derung und für Aufsicht würden ins Ungemessene wachsen, ohne daß 
die verpflegten Menschen ein beneidenswertes Los hätten. 

Von der Nutzbarmachung der Arbeitskraft der in zentralisierten 
Anstalten gesammelten Mädchen ist also nichts von Bedeutung zu 
hoffen; die Aufwendungen des Staates für die weiblichen Soldaten 
lassen sich auf diesem direkten Wege nicht bezahlt machen, son- 
dern bleiben als Ausgabeposten bestehen. 

Das brauchte noch nicht zur Verwerfung des ganzen Planes zu 
führen. Vielmehr müssen wir uns erst noch die Frage vorlegen, ob die 
hauswirtschaftliche Ausbildung der weiblichen Jugend sich nicht in- 
direkt bezahlt macht, d. h. ob nicht infolge des hauswirtschaftlichen 
Dienstjahres im gesamten Volkskörper der Konsum der Einzelfamilien 
sich so viel zweckmäßiger gestalten wird, daß der endgültige Nutzen 
für das Volksganze die Geldbelastung mit den Kosten des Dienstjahres 
übersteigt. 

Auch diese Erwartung ist beim zentralisierten Betrieb zu ver- 
neinen. Hauswirtschaftliche Ausbildung innerhalb des Großbetrie- 
bes gibt keine wertvolle Grundlage für die Führung eines familienhaf- 
ten Einzelhaushalts, sondern zieht das Interesse sogar ab von den tau- 
send winzigen Einzelheiten, aus denen sich der Familienhaushalt zu- 
sammensetzt. Zudem kann innerhalb zentralisierter Anstalten die ge- 
samte Ausbildung nur in einer so primitiven Form der Wirtschafts- 
führung erfolgen, daß sich weder ein großer Aufwand des Staates, 
noch der Verlust eines Jahres von seiten der weiblichen Jugend ver- 
lohnen würde. Oder soll es Aufgabe des hauswirtschaftlichen Dienst- 
jahres sein, der weiblichen Bevölkerung der unteren Volksklassen recht 
gründlich die Augen zu öffnen über die pekuniäre Unzulänglichkeit 
der Lebenshaltung ihrer eigenen sozialen Schicht? Sollen die Mäd- 
chen des Volkes recht gründlich unzufrieden gemacht werden mit der 
Nahrung, mit der Wohnung, die dem Volk nach den ihm zur Verfü- 
gung stehenden Mitteln bisher möglich waren? Man vergesse nicht, 


es ist ein gewaltiger Unterschied, ob die Mädchen die bessere Kost in 
289% 
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der obersten Klasse der Volksschule schulmäßig lernen oder ob sie 
dieselbe in einem Jahre der Dienstpflicht erleben, so wie ja auch 
die chronische Unzufriedenheit der weiblichen städtischen Dienst- 
boten eine Hauptwurzel hat in dem Mißverhältnis zwischen der Le- 
benshaltung, die sie im Dienste erleben, und jener, die ihnen nach 


ihrer sozialen Position in Zukunft dauernd erreichbar sein wird. Den, 


Mädchen des Bürgertums und weiter gehobener Stände bliebe auch 
an einer über die Gewohnheiten der Volksmassen weit hinausführenden 
Haushaltführung nichts zu lernen übrig, was sie nicht zu Hause schon 
besser gesehen haben, ausgenommen man hält es für möglich, die Mäd- 
chen je nach den sozialen Schichten, denen sie entstammen, in ver- 
schieden guter Weise zu verpflegen und für verschiedene Arten der 
Haushaltführung auszubilden. 

Wie groß aber wären bei zentralisiertem Betrieb die Gefahren 
der physischen und moralischen Infektion! Beim Militärdienst der 
Männer muß nach dieser Richtung gar vieles als unvermeidlich in Kauf 
genommen werden. Solange aber das weibliche Dienstjahr nicht 
als unersetzlich erwiesen ist, werden wir nicht blind die Mäd- 
chen den gleichen oder gar noch größeren Gefahren aussetzen wollen! 

Ein zunächst ins Auge fallender Schaden wäre eine weitere Ver- 
mehrung der Landflucht. Daß der Militärdienst der Männer nach 
dieser Hinsicht eine wenig erfreuliche Nebenwirkung ausübte, darüber 
ist man sich wohl klar, wenn man auch nicht gerne davon spricht. 
Wird auch noch die weibliche Jugend aus der Heimat weg in größere 
Orte geführt und so bekannt gemacht mit dem ganz andersartigen dor- 
tigen Leben, wird man dann eine große Zahl von ihnen wieder zurück- 
bringen in das mühselige Bauernleben ? Daß aber die in größeren 
Orten dienstpflichtigen Mädchen das Leben der Städter in sehr ein- 
seitiger Weise gerade von der verlockendsten Seite kennen lernen, näm- 
lich die erhöhte Gelegenheit zu Geselligkeit und zu lärmenden Ver- 
gnügungen, die Selbständigkeit des Genusses auf Grund selbständig 
erworbenen Geldlohnes, während ihnen von der Mühseligkeit des städ- 
tischen Alltagsverdienstes vieles verborgen bleibt, ist unvermeidlich. 
Schwer werden sich die Mädchen entschließen, auch weiters um den 
kärglichen Lohn, den ihnen der eigene Vater bezahlt, auf dem elter- 
lichen Hof oder Gütchen zu arbeiten. 

Auch wenn man die Mädchen-Kasernen in ländlicher Abgeschie- 
denheit erbauen würde, bewirkt das Zusammensein mit anderen Stän- 
den und der Austausch ıhrer Erfahrungen aus den gleichen Ursachen 
wie der Anblick des Stadtlebens eine Abwendung der Bauernmädchen 
von der Liebe zum stillen Landleben. Um diese Gefahren zu vermeiden, 
stellen sich manche ıhrer Befürworter die Ausführung der Dienst- 
pflicht gleichsam in klösterlicher Zucht und Abgeschiedenheit und 
dadurch von allen Versuchungen befreit vor. Dienstpflichtige Mäd- 
chen sind aber keine Gefangenen und keine Nonnen, die man inner- 
halb vier Mauern einsperren kann. Zu einem unfreiwilligen Inter- 
natsleben mit solcher Freiheitsberaubung kann kein Staatsgesetz die 
Hand bieten und keine Volksvertretung die Zustimmung erteilen. 
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Wir müssen uns immer wieder an dem furchtbaren Kriegserlebnis der 
Gegenwart, an den unsagbaren Uebeln, welche die Tapferkeit unseres 
Heeres von unserer Heimat abhält, darüber klar werden, welch un- 
ausweichlicher Zwang die männliche Dienstpflicht mit ihrer 
in Friedenszeiten nach vieler Hinsicht drückenden Disziplin und ihren 
vielfach hernmenden Eingriffen in das Berufsleben und in die individu- 
elle Entwicklung der männlichen Jugend veranlaßt und gerechtfer- 
tigt hat. Die ungewisse Erwartung, daß durch die Dienstpflicht die 
weibliche Bevölkerung vielleicht zu besseren Hausfrauen werde, 
kann nicht zusammengestellt werden mit den ans Lebensmark des 
Volkes greifenden Erfahrungen der Befreiungskriege und des gegen- 
wärtigen Weltkrieges, die uns lehrten, daß nur bei Durchführung der all- 
gemeinen Dienstpflicht der Bestand unseres Staates gesichert bleibt. 

Das kasernenartige Zusammenleben der Mädchen in einem Zwangs- 
dienstjahr wird der kulturellen Hebung des Familienlebens im Volke 
nicht dienen. So tief steht wohl heutzutage nicht das Familienleben 
irgend einer Bevölkerungsschicht, daß es nicht dem kasernenartigen 
Betrieb überlegen wäre. Wenn einzelne weit zurückgebliebene G e- 
genden — nicht Volksklassen — noch tiefer stehen, so ließe sich 
auf anderem Wege Besserung schaffen, sobald der Staat die freilich bei 
jeder Bildungsarbeit unentbehrlichen Kosten aufwenden wollte. 
Sie wären immer noch geringer und kurzfristiger, als die fortlaufenden 
Kosten eines allgemeinen Zwangsdienstjahres auch nur für die Mäd- 
chen der in Frage kommenden Gegend. In den weitesten Volks- 
kreisen dagegen würde das Zusammenleben der jungen Mädchen in 
großen kasernenartigen Anstalten ein Herabsteigen von der Kultur- 
höhe der eigenen Familie bedeuten. Man denke nur an die unver- 
meidlichen kulturlosen kleinen Tageserlebnisse, die das erzwungene 
Zusammensein mit vielen fremden Mädchen der verschiedensten Zi- 
vilisationsstufen mit sich bringen muß, besonders in einem Betrieb, 
der auf Sparsamkeit angewiesen ist. 

Wie müßte ein solches Massenleben auf die Seele unserer weıb- 
lichen Jugend wirken! Von welchem Punkt moralischer Unkorrekt- 
‚heit an soll das Einschreiten der Vorgesetzten beginnen! Eine Ka- 
serne ist kein Mädcheninstitut und bei einem Zwangsdienstjahr ist 
die Erziehungsgewalt für feinere Einflüsse gering. Wer soll 
die Gespräche der jungen Mädchen-Soldaten überwachen? Wer ihre 
Taten? Wer ihre freien Ausgänge? Wer soll die Verantwortung 
tragen, wenn die Mädchen als Mütter in die Heimat zurückkehren ? 
Sicher ist das Militärjahr der Männer die Ursache mancher unerwünsch- 
ten Vaterschaft. Wir werden aber Mutterschaft nicht ebenso leicht 
verantworten wollen! 

Nun denkt man sich alle diese Nachteile vielleicht vermeidbar 
bei dezentralisierttem Betrieb. Die merkwürdigsten Vorschläge wer- 
den dabei gemacht. Fromme Menschen, die schwer seufzen unter 
der Dienstbotennot, erhoffen sich vom Dienstjahr der Mädchen 
nichts Geringeres als ein Wiederaufleben des Gesindezwanges auf dem 
Lande gegenüber der weiblichen Jugend. Den braven und tüchtigen 
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Hausfrauen draußen, bäuerlichen wie bürgerlichen, sollen die Mäd- 
chen eine bestimmte Zeit hindurch zur Ausbildung übergeben werden. 
Von solchem Zwangsdienstbotenjahr auf dem Lande erwartet man 
nicht nur blühende Gesundheit der Mädchen, sondern auch ein Zu- 
rückfluten der arbeitenden Frauen von der Stadt auf das Land. Wenn 
eine kräftige Städterin zwangsweise ein Jahr auf dem Lande gedient 
habe, werde sie die Vorzüge dieses Lebens so tief empfinden, daß sie 
dauernd hier bleiben wolle! 

Legen wir uns einige nüchterne Fragen vor: Wer soll die H a us- 
frauen auswählen, welche eines Zwangsdienstboten würdig sind ? 
Auf welche Einzelheiten des Haushalts und Familienlebens soll sich 
die Kontrolle erstrecken? \Venn man sich die ländlichen Wohnungs- 
verhältnisse vergegenwärtigt, welche Garantien werden in diesem 
Punkte verlangt werden? Und welche für den sittlichen Ton unter 
der Familienmitgliedern, beim übrigen Gesinde? Dürfen nur Fami- 
lien ohne Söhne ausgewählt werden ? Oder nur solche ohne männ- 
liche Dienstboten ?_ Wer wird die sıttliche Führung dieser erzwungenen 
Dienstboten beaufsichtigen? Die Vorschläge werden auch dadurch 
nicht annehmbarer, daß man einen Teil der Mädchen in die kleinen 
Landkrankenhäuser und verwandte ländliche Fürsorgeanstalten ein- 
reiht; denn auch hier fehlt die Möglichkeit der richtigen Beaufsichtigung 
einesteils der Anstalten selbst und anderenteils der sittlichen Füh- 
rung der Mädchen, nicht selten aber auch die Möglichkeit einer zweck- 
entsprechenden Verwertung ihrer Arbeitskraft. Muß die Lehrfran 
die Mädchen beköstigen und womöglich auch noch bekleiden, so gibt 
man ihr selbstverständlich auch ein Anrecht auf Ausnützung der Ar- 
beitskraft. Nun wollen schon jetzt die Klagen zwischen Dienstmäd- 
chen und Herrschaften nicht verstummen, wo doch freiwilliges Ueber- 
einkommen die Mädchen zu den Arbeitgebern führt! Die Beschwer- 
den dürften bei Zwangsdienstjahren eine unendliche Fülle und die vom 
Staate zu tragenden Kosten der Prozesse und der Besoldung für die 
ständig herumreisenden Kontrollbeamten eine unendliche Höhe er- 
reichen. 

Oder vielleicht betrachtet der Staat das dienende Mädchen als 
Lehrling und entschädigt nach einem mäßigen Satz die Hausfrau für 
die Kosten der Verpflegung. Wer wird in diesem wie auch im frühe- 
ren Fall kontrollieren, daß die Verköstigung, welche die betreffende 
Familie gewährt, den Ansprüchen des Staates entspricht und die ge- 
sundheitliche Entwicklung des Mädchens gewährleistet? Die Men- 
schen, welche die Gesetze abfassen müßten, nach deren Paragraphen 
von den Mädchen geduldiges Ausharren in den Familien erzwungen wer- 
den kann, wären wahrhaftig nicht zu beneiden. Erinnern wir uns noch- 
mals welch zwingende Notwendigkeiten hinter der Disziplin des männ- 
lichen Dienstjahres stehen, auf welch vagen Hoffnungen sich aber das 
weibliche Dienstjahr aufbauen wird. 

Außerdem bleibt selbstverständlich der Nutzen dieser dezentrali- 
sierten Ausbildung zum Hausfrauentum so lange fraglich, als nicht 
nachgewiesen werden kann, daf eine so große Zahl tadelloser Haus- 
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haltungen zu finden ist, denen man die Verantwortung für einen Zwangs- 
dienstboten übertragen kann. Da die jungen Hausfrauen ohne 
eigene langjährige Erfahrung ausgeschieden werden müßten, muß die 
Zahl der überhaupt im Lande vorhandenen vortrefflichen Haushal- 
tungen schon eine recht große sein, um dem Bedürfnis zu genügen, 
Nebenbei die Frage: Wenn so viele Hunderttausende tadelloser Haus- 
haltungen in unserem Vaterlande bestehen, brauchen wir dann über- 
haupt staatliche Einmischung zur Erzielung guten Hausfrauentums d 

Der dezentralisierte Betrieb in irgend einer mehr oder minder um- 
kleideten Form des Gesindezwanges erscheint also voll von Unmög- 
lichkeiten. Unmöglich ist aber auch der dezentralisierte Betrieb in 
kleinen Erziehungsanstalten, die auf das Land verlegt werden und 
zwar einfach wegen der unerschwinglichen Kosten. Von einem 
Zwangsjahr im Internat eines Landerziehungsheimes, in einer wirt- 
schaftlichen Frauenschule oder einer ähnlichen Anstalt erhofft man 
Ausgleich aller Fehler, welche der Hauserziehung anhaften ` Gewöhnung 
der Mädchen an Disziplin der Arbeit, an soziale Unter- und Einord- 
nung, Weckung aller hausmütterlichen Triebe, kulturelle Hebung der 
unteren Klassen, Entwöhnung der oberen Klassen von Luxus und 
Weichlichkeit — kurz die Zwangserziehung der Mädchen in kleinen 
staatlichen Anstalten auf dem Lande wird das weibliche Geschlecht 
der jetzt schmerzlich entbehrten Vollkommenheit nahe bringen. 

Ich gestehe offen, die Möglichkeit, alle Mädchen vom 17. bis zum 
18. oder 18.—1g. Lebensjahre auf Staatskosten und unter staatlicher 
Verantwortung in ein Landerziehungsheim nach Kortzfleischschem 
Muster verbringen zu können, würde mir vorteilhaft erscheinen, selbst 
wenn wir von vornherein uns klar machen, daß die Anstalten, die dann 
zu Tausenden und für unfreiwillig eingewiesene Massen erstehen müß- 
ten, sich ziemlich scharf von dem gegenwärtigen Zustand der Kortz- 
fleischschen ländlichen Haushaltungsschulen unterscheiden müssen. 
Aber welcher Staat könnte Jahr für Jahr solche Kosten aufbringen!! 

Wir müssen uns aber auch diesem Idealbild gegenüber wieder 
einige nüchterne Fragen vorlegen, vor allem die eine: Warum die Men- 
schen nicht auch sonst die Familienerziehung durch staatliche An- 
staltserzichung ersetzen. Hausmutterschaftsausbildung wird wohl 
nicht das einzige Gebiet sein, wo der staatliche Zwang der Freiheit der 
Familie gegenüber den Vorzug verdient! Es ist bezeichnend für da: 
Utopische auch dieser Vorschläge, daß die hauswirtschaft- 
liche Begeisterung endet mit der Bankerott- 
erklärung der Familienerziehung, daß das Pro- 
gramm für hausmütterliche Erziehung zum Nutzen der Einzelfamilie 
durch staatssozialistische Erziehungsmaßregeln verwirklicht werden 
soll. Solange die einzelne Familie infolge ihrer eigenen individuellen 
Lage oder infolge der individuellen Veranlagung der Tochter für dieselbe 
freiwillig einen Aufenthalt in einem hauswirtschaftlichen Landerzie- 
hungsheim erwählt, trägt diese Maßregel in ihrer Rückwirkung auf das 
Elternhaus wie auf die Entwicklung der Tochter einen völlig anderen 
Charakter als staatlich erzwungene Einweisung in vielleicht sogar die- 
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selbe Anstalt. Sind wir aber einmal beim Staatssozialismus auf dem 
Gebiet der Erziehung gelandet, dann mache man doch lieber gleich 
ganze Arbeit, beschränke die Maßregeln nicht auf das 18. Lebensjahr 
und auf das hierfür ganz besonders ungeeignete Gebiet der Erziehung 
zur Hausmutterschaft, 


Sobald die Vorschläge von den Mädchen-Kasernen und der Gesinde- 
pflicht bis zu den staatlichen Erziehungsanstalten gelangt sind, fehlt 
es auch nicht mehr an Variationsmöglichkeiten zur Vereinfachung 
des Projekts. Einige Theoretiker verzichten darauf die Mädchen erst 
mit 18 Jahren zum Dienst zu verpflichten, sondern halten es für mög- 
lich, schon mit eben schulentlassenen 14—15 jährigen Kindern de 
Versuche zu beginnen. Die Ausbildung kann durch die geistige Un- 
reife der Mädchen freilich nicht gewinnen. Aus dem weiblichen Dienst- 
jahr ist unversehens ein überzähliges weibliches Schuljahr geworden, 
das sich zwischen Volksschule und Erwerbsleben mit Fortbildungs- 
schule einschiebt. Nur soll auch hier nach einigen Theoretikern der 
Internatszwang noch bestehen bleiben, weil die Anstaltserziehung der 
Familienerziehung so weit überlegen erscheint. Immerhin wirkt das 
jugendliche Alter vereinfachend auf die Gesamtheit der notwendigen 
Einrichtungen. Noch einfacher und vor allem ins Bereich der Rea- 
lisierbarkeiten gerückt erscheint der Vorschlag, wenn für dieses haus- 
wirtschaftliche Jahr nach beendigter Volksschulpflicht auch die 
Forderung des Internats fallen gelassen wird. Wir sind dann einfach 
bei einem 9. Schuljahr für die weibliche Jugend gelandet, das der Staat, 
der gleichzeitig den Mädchen alle sonstigen 
Bildungsgelegenheiten der männlichen Jugend 
offen halten müßte, den Mädchen als Vorbereitung für ihre 
Hausfrauenpflichten zwangsweise und gratis schenkt. Durch diese 
Einrichtung würden die übrigen Mädchenschulen, von der Volksschule 
angefangen, ihrem allgemein bildenden oder beruflichen Ausbildungs- 
zweck voll zurückgegeben werden können, während in diesem 
einen Jahr die Gesamtheit der Einrichtungen einzig der hauswirtschaft- 
lichen Ausbildung gewidmet wäre. Die Hauptfrage für die Einrichtung 
eines solchen 9. rein hauswirtschaftlichen Schuljahres ist eine Ueber- 
legung bezüglich der pekuniären Leistungsfähigkeit des Staates für 
derartige spezifisch weibliche Bildungsziele, durch welche die sonsti- 
gen Bildungsnotwendigkeiten des weiblichen Geschlechts auf keinen 
Fall zurückgeschraubt werden dürften. Denn nicht statt der son- 
stigen allgemeinen und beruflichen Ausbildung des weiblichen Ge- 
schlechts dürfte dieses hauswirtschaftliche Dienstschuljahr eingeführt 
werden, sondern neben den sonstigen Schuleinrichtungen, also als 
ein Mehr, nicht als ein Ersatz. Unter dieser Voraussetzung er- 
scheint das neunte hauswirtschaftliche Schuljahr als ein zweckmä- 
Biges und realisierbares Projekt. Dennoch muß die Frage gestellt 
werden, in welchem Zeitpunkt man sich zweckmäßigerweise für diese 
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spezielle Bildungsart, in welchem man sich mehr für Berufsschulung 
einsetzen soll. Denn wenn auch beide Arten von Bildungsanstalten 
einander selbstverständlich nicht ausschließen, kann es doch notwen- 
dig sein, den Kampf für ihre Einführung zeitlich 
getrennt zu führen. 

Es müßte aber bei solcher Beschränkung auf das ausgehende Kin- 
desalter auch der hochtönende Name des Ganzen als Dienstjahr 
fallen und das Reden über all die sozialen Missionen der neuen Ein- 
richtung verstummen! Man müßte sich nüchtern sagen, daß ein gan- 
zes oder halbes Schuljahr unreifer Mädchen das Aussehen der Welt 
nicht. wesentlich verändern kann und daß die schweren Probleme, 
die das Familienleben aller Stände unseres Volkes bedrängen, dadurch 
nur leise berührt werden. 


Man könnte sich dem weiblichen Dienstjahr gegenüber aber auch 
auf einen ganz anderen Standpunkt stellen. Man könnte ein weib- 
liches Dienstjahr erstreben, ohne die Ausbildung in Hauswirtschaft 
damit zu verbinden, z. B. ausschließlich zu dem Zwecke der Willens- 
disziplinierung und der körperlichen Kräftigung. Zu solcher An- 
schauung könnten gerade die Erfahrungen der Kriegszeit führen. So 
gut nämlich von manchen Seiten behauptet wird, die Frauen hätten 
als Hausfrauen versagt, ebensogut kann man auch behaupten, sie 
haben sich als Hausfrauen bewährt. Die Sünden der Hausfrauen 
sind nicht schlimmer gewesen als die Sünden anderer Wirtschafts- 
stände. Wenn die Hausfrauen zu Zeiten zu viel Kuchen gebacken 
haben, haben die Landwirte in derselben Zeit Bretgetreide verfüttert. 
Wenn sie in übertriebener Weise Vorräte aufkauften, waren sie 
nicht egoistischer und unvernünftiger als die vielen spekulierenden 
Händler und als die Produzenten, welche die Kartoffeln nicht 
aus den Mieten herausgaben und daher ım Sommer auf unge- 
wöhnlich großen Vorräten sitzen blieben. Wenn manche Haus- 
frauen ihre Angestellten in der ersten Kriegsaufregung entließen oder 
ihnen den Lohn kürzten, haben selbst große kaufmännische Firmen 
das gleiche getan, und es ist zu bezweifeln, ob nicht in manchen 
geschäftsgewandten Kreisen die Aufregung und Unvernunft größer 
war wie bei den im Kleinstbetrieb isolierten Hausfrauen. 

Wir haben es nicht erst durch den Krieg gelernt, welches die Be- 
deutung des Massenkonsums, also die Bedeutung der kleinen sich un- 
endlich oft summierenden Zahlen und darum die Bedeutung jeder 
einzelnen Haushaltung ist. Vielmehr beruht auf dieser Ansicht unsere 
ganze Industrieorganisation wie auch unsere Steuergesetzgebung. 
Der Krieg brachte dagegen einen gewissen Ausgleich in unserer Be- 
urteilung der verschiedenen Wirtschaltsstände. Ohne tüchtige 
Landwirtschaft und ohne vernünftige Hauswirtschaft müßten wii, 
vom Welthandel abgeschlossen, bittere Not leiden; die Institutionen 
des Handels können wir trotz aller staatssozialistischen Maßregeln 
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bisher nicht entbehren und ohne unsere technisch vorzügliche Indu- 
strie mit ihrer Kraft der Anpassung an die Kriegsaufgaben hätten wir 
schon längst einen unfreiwilligen Frieden abschließen müssen. Wir haben 
also diese sämtlichen Wirtschaftsgruppen gleich nötig; jede hat sich 
bewährt und jede hat zugleich auch versagt; d. h. ein Teil ihrer Glie- 
der war unvernünftig oder egoistisch. Es kommt uns etwas stärker 
als früher zum Bewußtsein, daß beı allen Wirtschaftsständen die intel- 
lektuelle und technisch-berufliche Ausbildung allein nicht genügen 
kann, damit ein Wirtschaftsstand auch in Zeiten der Not dem Volks- 
ganzen dasjenige leistet, was von ihm erwartet werden muß, daß viel- 
mehr die moralische Durchbildung der Berufsstände neben dem eigent- 
lichen beruflichen Können für ihr wirtschaftliches Verhalten in Zeiten 
der Bedrängnis des ganzen Volkes von ausschlaggebender Bedeutung ist. 

Was speziell die Hausfrauen betrifft, so ist leider nicht erwiesen, 
ob die größere wirtschaftliche Bewährung mit der größeren hauswirt- 
schaftlichen Schulung zusammentraf. Schade, das man die Vorrats- 
aufnahmen in den Städten nicht daraufhin prüfen kann, wie sich „ge- 
lernte“ und ‚„ungelernte‘ Hausfrauen verhalten haben. Wir würden 
manche Ueberraschungen erleben! Auch hätten wir wohl gerne ge- 
wünscht, daß sich alle Hausfrauen möglichst plötzlich den wirklich 
guten Ratschlägen über veränderte Ernährung anpaßten, weil die Zeit 
uns dies zu verlangen schien. Anderenteils aber dürfen wir froh sein, 
daß unser Volk nicht zu schnell auf Anregungen reagiert, sonst 
wäre es wie das Schilf im Teich gegenüber dem Wind auch jeder geisti- 
gen Beeinflussung durch Demagogen und Scharlatane aufgeschlossen. 

Sind wir nach dem Kriege reich genug, daß unser gesamtes Volks- 
bildungswesen einen Aufschwung erleben kann, so werden davon hof- 
fentlich auch die Frauen und speziell auch die Hausfrauen Gewinn 
ziehen. Aber aus dem kriegswirtschaftlichen Verhalten der Haus- 
frauen braucht man nicht den Schluß zu ziehen, daß sie mehr als 
andere Wirtschaftsstände aus Mangel an Bildung ihren 
Aufgaben sich nicht gewachsen zeigten. 

Dagegen haben die Erfahrungen der Kriegszeit inmanchen Frauen- 
kreisen einen weit verbreiteten Mangel an Disziplin und einen ziemlich 
weit verbreiteten Mangel an körperlicher Ausdauer zu konstanter Ar- 
beit aufgedeckt. Auch dies ist selbstverständlich keine neue Erscheinung; 
wir hatten nur gegenwärtig Gelegenheit dies schärfer zu sehen. Daß 
die Hauptursache sowohl für die Entstehung als auch für die liebevolle 
Duldung dieser Fehler auf einem Gebiete liegt, das weder durch ein 
Dienstjahr der Frauen noch durch andere verwandte Hilfsmaßnahmen 
berührt würde, soll hier nicht ausgeführt werden. Man könnte aber 
trotzdem an ein Dienstjahr der Frauen denken, das in der Hauptsache 
der Disziplinierung und körperlichen Kräftigung gewidmet wäre. 

Ehe wir einem solchen Plane näher treten, müssen wir uns fragen, 
ob nicht auf andere Weise, weniger tief in das Leben eingreifend, mit 
geringeren Kosten, der gleiche Zweck erreicht werden könnte. Jeden- 
falls hat man keın Recht nach einer so tiefgreifenden neuen Maßregel 
zu rufen, ehe die näher liegenden Mittel in ihrer Wirkung erprobt sind. 
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Durch die vorhandenen wie auch durch die in naher Zeit hoffentlich 
kommenden Schuleinrichtungen (ich denke besonders an Fortbildungs- 
schulen) könnte eine weit durchgreifendere Disziplinierung der weil, 
lichen Jugend erzielt werden, wenn man die Lehrkräfte nach dieser 
Hinsicht auswählen und anweisen würde und ihre Befugnisse erweı- 
terte. Vor allem wäre dazu die Wiedereinstellung erfahrener Mütter, 
die für eine Reihe von Jahren wegen ihrer eigenen kleinen Kinder aus 
dem Berufe ausgeschieden waren, notwendig, sowie die Vermeidung der 
Anstellung junger männlicher Lehrkräfte bei heranwachsenden Mäd- 
chen. Insbesondere müßten an den höheren Mädchenschulen, ın 
denen die Laxheit der Disziplin am schärfsten hervortritt, de Lehrkör- 
per einer Umwandlung unterzogen werden. Ebenso wäre ein Ausbau der 
Jungmannschaftsbewegung für das weibliche Geschlecht ein vorzüg- 
liches Mittel sowohl der Disziplinierung, wie auch der körperlichen 
Kräftigung. Erst wenn diese durch Jahre hindurch einwirkenden 
Mittel der Jugenderziehung in voller Kraft entfaltet und längere Zeit 
hindurch angewendet wurden, wird es Zeit sein zu fragen, ob weiter- 
greifende Neuerungen wie das weibliche Dienstjahr für Körperkräf- 
tigung und Willensdisziplinierung der Frauen notwendig sind. 

In welcher Form sich also das Dienstjahr der Frau bisher präsen- 
tierte, ob hauswirtschaftlich oder sozial oder hygienisch-ethisch, ob 
als Pflicht der Mädchen gegenüber dem Staate oder als Pflicht des 
Staates gegenüber den Mädchen — immer erscheint der Nutzen frag- 
lich, vieler Schaden aber gewiss. Durchgreifende Begründungen 
seiner Notwendigkeit und Unersetzlichkeit stehen bisher noch aus. 
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Von 


OTTO NEURATH. 


»Honour makes a great part of the reward«, 
A. Smith. Wealth of nations. B. I.ch. 1o. 
L'honneur est une espèce de salaire, qui fait partie des 
profits de certaines conditions. e 
Say, Traité d’econ. pol. 7. Aufl. p. 357. 


Jede Berufswahl, die das Ergebnis vernünftiger Ueberlegung 
ist, stellt die Lust und Unlust in Rechnung, welche mit einer bestimm- 
ten Beschäftigung verbunden sind. Es wäre verfehlt, die Lust und 
Unlust, welche ein Beruf erzeugt, gegeneinander abzuwägen, wie die 
Aktiven und Passiven einer Bilanz. Abgesehen davon, daß Lust und 
Unlust nicht nach Einheiten meßbare, sondern nur vergleichbare 
Größen sind, fehlt bisher eine klare Einsicht darüber, wie weit die 
Unlust als negative Lust behandelt werden kann. Man vermag daher 
zunächst nur von Sensationengesamiheiten sprechen, welche die ge- 
samte Lust und die gesamte Unlust einer bestimmten Beschäfti- 
gung als ganzes umfassen. Wir sind außerstande, etwa das Arbeits- 
leid von der Arbeitsfreude in Abzug zu bringen. Haben wir zwei Ar- 
beiten miteinander zu vergleichen, so bilden wir zunächst die Sensa- 
tionengesamtheit der einen Arbeit, die aus Lust und Unlust besteht, 





1) Vorliegende Arbeit besteht aus Fragmenten, deren Entstehungszeit viele 
Jahre zurückliegt. Nur gelegentlich sind Einschiebungen erfolgt. Da ich in ab- 
sehbarer Zeit nicht dazu kommen würde, das von mir gesammelte Material zu 
bearbeiten und in einer geordneten Darstellung zusammenzufassen, bin ich den 
Herausgebern dieser Zeitschrift zu großem Dank verpflichtet, daß sie mir die 
Möglichkeit geben, die Resultate meiner Studien in der vorliegenden Form der 
Oeffentlichkeit übergeben zu können. Vielleicht wird meine Arbeit trotz ihrer 
Unvollkommenheit manche nützliche Anregung geben. Es wäre insbesondere 
erwünscht, wenn jüngere Fachkollegen sich der Mühe unterzögen, die skizzierten 
bedeutsamen Probleme systematisch zu verfolgen. Vor allem müßte die kir- 
chenrechtliche Literatur einer Durchmusterung unterzogen werden, was mir 
nicht mehr möglich war. Das hier gebotene Material trägt manche Zufälligkeit 
an sich, auch möchte ich bemerken, daß mir die Zeit mangelte, alle in meinen 
Notizen vorliegenden Stellen zu kollationieren. 
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und vergleichen sie mit der Sensationengesamtheit der zweiten Arbeit, 
die ebenfalls aus Lust und Unlust besteht 2). 

Ein allgemein verwendbarer Begriff des Realeinkommens müßte 
mit der Sensationengesamtheit im eben definierten Sinne zusammen- 
fallen. Wenn die üblichen Einkommensbegriffe davon abweichen, 
so rührt dies vor allem daher, daß die Begriffsbildung auf diesem Ge- 
biet vorwiegend geldwirtschaftlich orientiert ist. Aus dem Geldein- 
kommen leitet man mehr oder weniger bewußt einen allgemeineren 
Einkommensbegriff ab, der aber seinen Ursprung meist nicht ver- 
leugnen kann. Besonders deutlich tritt dies dort zutage, wo nur 
Nahrung, Wohnung, Kleidung und ähnliche Gegenstände zum Real- 
einkommen gerechnet werden, nicht aber auch die Ehre und ihr ver- 
wandte Lust- und Unlustfaktoren. Man macht häufig die liberale 
Schule für diese Vernachlässigung verantwortlich. Wie ich glaube, 
nicht ganz mit Recht. Denn wenn auch die liberale Schule zu einer 
übermäßigen Bevorzugung geldwirtschaftlicher Gedankengänge Ver- 
anlassung gegeben hat, so haben ihre Begründer doch auch andere 
Momente gelten lassen, die erst später ausgeschaltet wurden. Die 
beiden dieser Arbeit vorangestellten Zitate zeigen das zur Genüge. 

Es gibt freilich Berufe, denen anzugehören ungefähr gleich ehren- 
voll ist. In diesen Fällen mag man das Motiv der Ehre bei der Berufs- 
wahl ruhig ausschalten, ohne fürchten zu müssen einen wesentlichen 
Fehler zu begehen. Zum Beispiel wird in Untersuchungen über die 
Berufswahl der Industriearbeiter die Ehre eine geringe Rolle spielen, 
da es im allgemeinen nicht weniger ehrenvoll ist, etwa in der Textil- 
industrie als in der Maschinenindustrie tätig zu sein. Das maßgebende 
Motiv für den frei fluktuierenden Großstadtarbeiter wird neben 
seinen Fähigkeiten vor allem das Geldeinkommen sein. Innerhalb 
einer und derselben Berufsgruppe spiet zwar die Ehre eine gewisse 
Rolle, aber die Ehrenvermehrung geht für den industriellen Arbeiter 
meist Hand in Hand mit einem vergrößerten Einkommen, so daß aus 
der Vernachlässigung der Berufsehre keine wesentlichen Fehler resul- 
tieren dürften. Ganz anders steht aber die Sache, wenn wir Berufe 
ins Auge fassen, die, mit anderen verglichen, eine größere öffentliche 
Ehre bei geringerem Einkommen genießen. Ein prägnantes Beispiel 
dafür ist der Offiziersstand, der von vielen geradezu unter materiellen 
Opfern angestrebt wird. 

Um die Berufe im Rahmen einer Lebensordnung untersuchen zu 
können, müßte man imstande sein, das Ehrsystem einzelner 
Völker und Zeitalter geordnet zu beschreiben. Es mangelt aber bisher 
an begrifflichen Vorarbeiten und entsprechenden Klassifikationen. 
Um nur eines anzudeuten: Man müßte diejenigen Lebensordnungen 
gesondert behandeln, in denen alle in Frage stehenden Gruppen die 
gleiche Auffassung von der Hierarchie der Ehren besitzen, während 
die Lebensordnungen eine Gruppe für sich zu bilden hätten, in denen 
die Hierarchie der Ehren in den verschiedenen Ständen differiert. 


2) Vgl. Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik in Wien S. 599 ff. 
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Es ist beispielsweise durchaus möglich, daB der Bauer den Städter 
und gleichzeitig der Städter den Bauer verachtet. 

Während wir eine Unzahl von Werken über ethische Systeme 
besitzen, fehlt bisher eine theoretisch vertiefte Analyse der Lebens- 
ordnungen; mit Recht erklärt J od l3): eine allgemeine vergleichende 
Sittengeschichte, die nicht nur Kuriosa zusarnmentrüge, sondern die 
Tatsachen ım Lichte einer Theorie ordnete und sammelte, ist noch immer 
ein pium desiderium der Wissenschaft« Dabei muß man immer im 
Auge behalten, daß derartige Untersuchungen das Verständnis vieler 
Autoren erst erschließen helfen $). Freilich ist die Forschung in dieser 
Richtung sehr erschwert, da die in der Literatur eines Zeitalters ent- 
haltenen Mitteilungen keineswegs immer den Tatsachen entsprechen. 
Besonders unzuverlässig pflegen systematische Darstellungen zu seın, 
da diese meist auf Deduktionen aus den Beurteilungsprinzipien 
der Verfasser zurückgehen und so häufig nicht einmal deren wirkliches 
Verhalten beschreiben. Derselbe Mensch, welcher mit oratorischem 
Patlıos in einer ethischen Abhandlung erklärt, daß die Ehre des Hand- 
werkers nicht geringer anzuschlagen ist als die Ehre eines Offiziers 
kann höchst peinlich berührt sein, wenn seine Tochter statt eines 
Leutnants einen Schneidergesellen heiratete. Am meisten kann 
man noch aus zufälligen Bemerkungen entnehmen, die aber im Chaos 
der Literatur nicht leicht aufzufinden sind. Eine schwer zu beseiti- 
gende Fehlerquelle entspringt auch daher, daß die einzelnen Klassen 
sich publizistisch sehr ungleichartig betätigen. Die Gelehrten haben 
über ihre Berufsehre mehr veröffentlicht als die Bauern. Dazu kommt 
noch, daß auch sonst korrekte Mitteilungen über die Ehre des eigenen 
Berufs mit einer gewissen Vorsicht zu behandeln sind, weil derjenige, 
der über solche Dinge spricht und schreibt, sich sehr oft nicht unwesent- 
lich von seinen Berufsgenossen unterscheidet. Autobiographien von 
Arbeitern zum Beispiel geben nicht immer die Auffassung des Durch- 
schnittsarbeiters. Vor allem wird das nichtreflektierte Verhalten 
ungebührlich vernachlässigt, da es einer Beschreibung durch Außen- 
stehende schwer zugänglich ist. 

Es würde zur Klärung all dieser Probleme beitragen, wenn man 
zunächst daran ginge die Entwicklung bestimmter Ehrbegriffe histo- 
risch zu verfolgen. Wenn auch der Inhalt der Ehre sowie ihr Objekt 
sich geändert haben mag, so läßt sich doch oft eine Kontinuität her- 
stellen, die manchen Einblick gewährt. In der vorliegenden Unter- 
suchung habe ich die Trennung in knechtliche und freie 
Arbeit herausgegriifen, weil sie Jahrhunderte hindurch wirksam 
war und sogar die Einteilung der Menschen in Knechte und Freie 
überdauerte. In erster Reihe waresdie katholische Kirche, 
welche diese Trennung aus der Antike ins Mittelalter hinüberrettete 
und in einer praktisch heute schon beinahe bedeutungslosen Form 
noch heute aufrecht erhält. Dadurch, daß gewissermaßen immer 

3) F. Jodl, Geschichte der Ethik. 2. Aufl. I. Bd. 1906. S. 572. 


4) Otto Neurath, Zur Anschauung der Antike über Handel, Gewerbe 
und Landwirtschaft, Jahrb. f. Nat.-Oek. und Stat. 1906. 1907. 
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ein Institut da war, welches sich ex offo mit dieser Trennung be- 
schäftigen mußte, ist uns ein Leitfaden an die Hand gegeben, der bei 
der historischen Forschung manchen Anhaltspunkt gewährt. Denn 
auch dort, wo die kirchliche Formulierung von der allgemein üblichen 


abweicht, gibt sie doch meist zu nützlichen Erwägungen Veranlas- 


sung. Insbesondere kann man aus Wandlungen der kirchlichen Formu- 
lierung mancherlei erschließen. Daß der Unterschied zwischen knecht- 
licher und freier Arbeit auch heute noch in der katholischen Kirche 
aufrecht erhalten wird, zeigt uns jeder Katechismus 5): 

»Frage. Was wird in dem dritten Gebote befohlen? A. In dem 
dritten Gebote wird befohlen, am Sonntage, welcher schon seit den 
Zeiten der Apostel zum Andenken der Auferstehung Christi zu unserem 
Feiertage bestimmt worden ist, von der Arbeit zu ruhen und gottselige 
Werke zu (une, Gestützt wird diese Antwort durch eine alttesta- 
mentalische Stelle: Exod. XX, 8, »Gedenke, daß du den Sabbattag 
heiligest«. Dann wird weiter gefragt: »Frage. Was wird in dem dritten 
Gebote verboten? A. In dem dritten Gebote werden verboten: 
1. Alle knechtliche Arbeit ohne Not und rechtmäßige Erlaubnis. 
2. Alle anderen Verrichtungen, welche diesen Tag entweder entheiligen 
oder dessen Heiligung verhindern«e. Zu I wird Exod. XX, 9, Io heran- 
gezogen. Entsprechend lautet auch das erste Kirchengebot ®). 

Was so im Katechismus populär formuliert ist, wird durch die 
Moraltheologen ausführlich und umständlich begründet”). Die 
knechtlichen Arbeiten (opera servilia) werden z. B. als solche körperli- 
chen Dienstleistungen definiert, welche von Knechten, Handwerkern 
und Taglöhnern verrichtet zu werden pflegen. Zum Teil, infolge 
bestimmter Aeußerungen des Thomas v. Aquin, herrscht bei den 
Moraltheologen die Tendenz vor, den Begriff der opera servilia rein 
äußerlich zu fassen. Nachdem z. B. Koch darauf hingewiesen hat, 
nach dem Catechismus Romanus »omne servilis operis genus prohiberi, 
non quidem ea re, quod sua natura aut turpe aut malum sit, sed 
quoniam mentem nostram a divino cultu, qui finis praecepti est, 
abstrahit«, fährt er fort: »Ist das Geschäft an sich ein knechtliches, 
so behält es diesen Charakter, auch wenn es zur Erholung, zum Zeit- 
vertreib oder zu irdischem Gewinn verrichtet wird; und umgekehrt 
ist das Werk an sich kein opus servile, so wird es dadurch, daß es aus 
Gewinnsucht, um Lohn oder mit körperlicher Ermüdung getan wird, 
keine knechtliche Arbeit, denn die Intention des Handelnden ändert 
nicht die Natur des Werkes selbst«. Es zeigt uns diese Stelle aus der 
Gegenwart, wie schwierig es ist, aus derartigen Aeußerungen Rück- 
schlüsse zu machen. Welches Bild bekäme man von unserer Zeit, 


D Großer Katechismus. Ausgabe in Fragen und Antworten mit den be- 
weisenden Stellen, Unveränderter Abdruck d. Textes v. 1891. Wien 1892. 
K. k. Schulbücherverl. S. 86. 

DA a. O. S. 105. 

7) A. Koch, Lehrbuch der Moraltheologie. 1905. S. 407. Das Buch hat 
in katholischen Kreisen einen guten Ruf, der Verfasser ist Prof. d. Theol. in 
Tübingen. 
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wenn man aus diesen Worten die sübliche« Meinung ableiten wollte? 
Nicht uninteressant ist die fernere Abgrenzung der erlaubten Tätig- 
keiten: »Den knechtlichen Arbeiten entgegengesetzt und daher an 
Sonn- und Feiertagen erlaubt sind die sog. freien Arbeiten 
(opera lıberalia), d. h. solche Arbeiten, die vorzüglich vom Geiste 
ausgehen und die Ausbildung des Geistes bezwecken . . . ferner die 
sog. opera media sive communia, die gleichmäßig körperlichen und 
geistigen Interessen dienen«, unter diesen befinden sich z.B. das Reiten 
und das Jagen, Tätigkeiten, bei denen wohl weniger die Interessen des 
Geistes als die der besser situierten Klassen befriedigt werden. Hiezu 
kommen noch die opera domestica, die nötigsten täglichen Arbeiten 
im Hause. Zu den verbotenen Tätigkeiten hingegen gehören auch 
die Gerichts- und Handelsgeschäfte. Schon dies Beispiel zeigt uns, daB 
die Einteilung keine einfache ist, nicht etwa in opera servilia und 
liberalia, wie man erwarten könnte, auch bemerkt man deutlich, daß 
verschiedene Gesichtspunkte bei der Abgrenzung maßgebend waren. 
Wenn wir die Geschichte der Abgrenzung studieren, so scheint sich 
folgendes zu ergeben: Die älteste Abgrenzung in der Antike ist jene 
der opera servilia, solcher Arbeiten, mit denen ein vornehmer Mann sich 
nicht abgibt. Die andern Tätigkeiten wurden wohl nur exemplifi- 
zierend, aber nicht vollständig aufgezählt. In der Zeit des Hellenismus, 
als sich die höhere Bildung entwickelte, wurde eine Gruppe von Be- 
tätıgungen abgegrenzt, die man später als die freien Künste zusam- 
menfaßte. Die Zahl derselben war zu verschiedenen Zeiten verschie- 
den. Aber nicht alles, was nicht zu ihnen gehörte, war schon eines vor- 
nehmen Mannes unwürdig. Es gab neben den artes liberales und den 
opera servilia eine Menge Beschäftigungen, die unter keinen dieser 
beiden Begriffe subsumiert werden konnten. Zu diesen Beschäfti- 
gungen gehörten viele, die zwar der vornehme Mann mied, nicht 
aber der Mittelstand, obgleich letzterer den opera servilia ablehnend 
gegenüberstand. Erst sukzessive bemühte man sich die Begriffe 
opera servilia und artes liberales respektive opera liberalia derart 
auszubauen, daß eine vollständige Dichotomie erreicht wurde. Es 
ist eine häufige Erscheinung, daß Begriffe unabhängig voneinander 
entstehen, ganz verschiedenen Denkrichtungen ihren Ursprung ver- 
danken und dann mehr oder weniger gezwungen systematisch zusam- 
menkoppelt werden. Wie derartige Mängel durch eingehende Analyse 
der Begriffe zu vermeiden wären, kann hier nicht weiter erörtert 
werden. Unsere Aufgabe wird es nur sein, skizzenhaft die Quellen 
anzudeuten, denen die Begriffe entspringen. 

Die antiken Philosophen haben sich vielfach sehr ablehnend 
gegenüber der Handarbeit verhalten. Die Gründe waren man- 
nigfach, der edelste und philosophisch bedeutsamste entstammte der 
überaus großen Wertschätzung alles Geistigen. Bei Aristoteles z. B. 
gründet sich die Verachtung der rohen Handarbeit geradezu auf 
die Grundanschauungen seiner Metaphysik. Ueber die historische 
Bedingtheit dieser Anschauung bei Aristoteles soll dadurch nichts 
gesagt sein. Es heißt in der Metaphysik I, I: »oopwripoug 
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Toug Texvitaç Gë Eurelpwv Dnolaußavonev, Oe xatà tò elðévæt põ- 
Àov dxoloufoücav mv coplæv rräcıv. ropro Õé, Öte ol ev THY Goy 
laaaıv, ol © ob ol pèy yàp Epmerpor tò öte pèv loaot, Ötörı A oos 
fosov: ol È tò Gët aal thv attiav Yvwpllougev. Gë ai toùç &pxXt- 
TÉXTOVæç Tepl Exaatov TıwTtépouç xal užAdov Eiöevar voniLonev Të 
XeE:potexvðv xal copwtépouç, Te tç aitlas TÜV nmorouvpéywy Togo, 
Tote Ò WITEp xal Gë Abüxwv Eve, TIOLEiv pév, oO Eër ÖL Tote 
& nowi, olov xalet tò nõp«. Es sind das Ideen, die den begeisterten 
Ausführungen des Aristoteles in der nikomachischen Ethik X, 8 ent- 
sprechen: ag /.. | teàeiæ evöarnovia |.. | Yewpntan tis |.. | èvép- 
mee |.. | Õote ý Tod deod évépysia paxapıótte Ötapepovon, Few- 
Gut Gu in. xal Twv Avdpwnivwv Zä 7) taty GUYYevestarn cùðæt- 
kovixwrarne. Hiezu kommt die von vielen antiken Philosophen ver- 
tretene Theorie, über den Zusammenhang von Psyche und Physis, die 
der handwerksmäßigen Tätigkeit, insbesondere der sitzenden eine den 
Geist schädigende Wirkung zuschreibt 8). 

Ein besonderes Gewicht legen Philosophen, wie Aristoteles, auf 
die persönlichen Qualitäten des Individuums. Eine 
Arbeit, welche den Menschen physisch und psychisch schädigt, ist 
nach dieser Anschauungsweise entwürdigend, ganz unabhängig davon, 
ob diese Arbeit sozial nötig ist oder nicht. Die moderne Auffassung 
neigt mehr dazu, die Arbeiten nach der öffentlichen Nützlichkeit zu 
beurteilen. Wenn auch diese Ansicht nicht allgemein wirksam 
ist, so nimmt sie doch jedenfalls in der Theorie einen breiten Raum 
ein. Riehls Anschauungsweise ist in gewissem Sinne typisch °): 
»Der sittlich selbstbewußte Mann beansprucht bei Dritten ein Recht 
auf Ehre; so fordert auch das Volk, welches sich der sittlichen Kraft 
seiner Arbeit bewußt geworden, die Ehre dieser Arbeit als ein 
Recht. Die moderne Welt hat jede Arbeit frei gemacht und ehrt 
jede Arbeit. Aber freilich ist die Ehre der Arbeit für uns keines- 
wegs gleichheitlich und wird es niemals werden. Wir 
(. . .) messen (. . .) der höheren Arbeit höhere Ehre zu als der niedern. 
(. ..) Der moderne Mann muß (. . .) sagen (.. A Jede Arbeit 
hat ihre Ehre, aber nicht Jede Arbeit hat die 
gleiche Ehre; die Ehre der Arbeit aber mißt 
sich lediglich nach der Natur der Arbeit sel- 
ber.« Riehl sucht hier den Anschauungen der arbeitenden Klassen 
gerecht zu werden, was z. B. einem Manne wie Aristoteles durchaus 
ferne liegt. Ob es nicht im Altertum auch Autoren von der Art Riehls 
gegeben hat, ist übrigens eine offene Frage. 

Die ausgehende Antike, welche sich zum Teil dem öffentlichen 
Leben abwandte, ja dem Erwerb und irdischen Getriebe vielfach 
ähnlich ablehnend gegenüberstand wie das Christentum, hat gelegent- 
lich alle Beschäftigungen, welche die Gewinnsucht anstacheln, noch 


8) Belege: Otto Neurath, Zur Anschauung der Antike über Handel, 
Gewerbe und Landwirtschaft. Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, 
1906. S. 589 ff. und Otto Neurath, Antike Wirtschaftsgeschichte. Passim. 

D W.H. Riehl, Die deutsche Arbeit. 1801. S, 18. S. 30. 
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intensiver verworfen als die klassische Periode. Das Leben ohne 
höhere Aufgaben wird scharf mißbilligt, wie man das z. B. aus den 
Schriften des Porphyrius ersehen kann. Auch die Geschichte des 
Kynismus gibt uns Beispiele davon, wie alles, was mit Habsucht 
zusammenhängt, verworfen wurde !°), aber näheres über die Berufsehre 
erfahren wir aus dieser Literatur nicht, und auch der Kynismus scheint 
die Ehre der Handarbeit an sich nicht hervorgehoben zu haben. 

Die stoische Philosophie, die in den Kreisen der Gebildeten 
großen Einfluß hatte, verringerte die Kluft zwischen den freien und 
unfreien Künsten. Durch die Betonung des Ethischen gegenüber 
dem Intellektuellen konnte den artes liberales nur dadurch ein Ueber- 
gewicht verschafft werden, daß man sie als geeigneter ansah, die Tugend 
zu fördern. 

Während auf der einen Seite streng ethisch orientierte Spekula- 
tion das Intellektuelle stark zurücktreten ließ, gab es auf der anderen 
Seite ein geschäftiges Treiben kleiner Geister, die darauf aus waren, 
zum Teil angeregt durch einzelne Autoren der klassischen Periode 
das gewaltige Erbgut großer Ahnen in die kleine Münze des Alltags 
umzuprägen. Sie machten die Klassifikation und Systematisierung 
der überlieferten Weisheit zu einem ärmlichen Gewerbe. Diese 
Männer waren es, welche die Lehre von den freien Künsten auf Grund 
überlieferter Stellen ausbauten und mit künstlichen Klügeleien die 
Bedürfnisse eines einmal gereizten Intellekts zu befriedigen suchten. 
Bei den sogenannten Grammatikern ist das System der freien Künste 
bereits erstarrt; ın dieser Form wird es dann vom Mittelalter über- 
nommen. Wir treffen hier eine Dreiteilung der Künste an, die auf 
ältere Unterscheidungen zurückgeht. Die Künste sind entweder solche 
des animus oder des corpus oder beider zusammen. Wir lesen bei 
Victorinus): »Ars quid est? Unius cuiusque rei scientia. Ar- 
tium genera quot sunt? Tria. Quae? Sunt quaedam animi tantum, 
quaedam corporis, quaedam animí et corporis. Quae sunt animi 
tantum? Hae sunt, poetice, musice, astrologice, grammatice, 
rhetorice, iuris scientia, philosophia. Quae sunt corporis? Jaculatio, 
saltus, velocitas, oneris gestamen. Quae sunt animi et corporis? 
Ruris cultus, palaestra, medicina, pnxavırn, textovwxý. Quae sunt 
ex his, quas veteres aliis nominibus discreverunt? Kaxotexvia, pev- 
Boteyvia, pætaroteyviæ. xaxotexyíæ quae est? Oratoria. Quare xaxo- 
teyvia? Siquidem malitioso astu in id quod persuadere quaerit in- 
tenta plerumque ad pervertendam nititur veritatem. tWeuöorexvia 
item quae est? Quae animos hominum sensusque quadam specie 
veritatis inludit, veluti est pictorum et praestigiatorum genus? 
Quid est pætætoteyvíæ? Quae difficiles quidem res, non tamen 

usui necessarias facit, ut puta veluti sunt sphaeropaectae funambuli 
ceterique unius modi« !?). 


10) Vgl. G. A. Gerhard, Phoinix v. Kolophon. 1909. S, 6o ff. 

n) H. Keil, Grammatici Latini. VI. S. 187. 

13) Vielfach wörtlich stimmen damit u. a. überein Audacis de Scauri et Pal- 
ladii libris excerpta Keil, Gram. Lat. VII. S. 320/321. 
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Die artes animi umfassen die artes liberales, deren Abgrenzung 
eine Zeitlang schwankt. Unter den artes animi und corporis sind 
einige jener Beschäftigungen untergebracht worden, die Cicero 1?) 
mit den Worten charakterisiert: »quibus autem artibus aut prudentia 
maior inest aut non mediocris utilitas quaeritur, ut medicina, ut 
architectura (. . Je Der ruris cultus ist begreiflicherweise schon um 
seiner hohen theoretischen Ausbildung willen hier eingefügt worden. 
Doch darf man nicht übersehen, daß die Landwirtschaft seit alters 
her sich einer traditionellen Wertschätzung erfreute, deren Ursprung 
wir hier nicht näher analysieren wollen. Diese Hochschätzung der 
landwirtschaftlichen Arbeit in der Antike wird vielfach nicht viel 
anders zu beurteilen sein, als ähnliche Erscheinungen heutzutage. 
So erklärte z. B. gelegentlich Fürst Bülow): vie Regierungen 
verstehen und würdigen die Bedeutung der Landwirtschaft. Dies 
tut auch der Kaiser. Seine Söhne hatten in Plön einen kleinen Land- 
wirtschaftsbetrieb; dort hatte ein Häuschen die lateinische Inschrift: 
»Nihil melius, nihil homine libero dignius, quam agricultura«. In 
dieser Gesinnung erzieht der Kaiser seine Söhne, diese Gesinnung 
hegt er selbst.« 

Von Interesse ist bei den obigen Erörterungen das Einteilungs- 
prinzip: Seele und Leib, das uns bei den katholischen Moraltheologen, 
so bei dem oben erwähnten Koch wieder begegnet. Die Antike 
malt vor ihrem Untergang die artes noch einmal mit den herrlichsten 
Farben, ehe sie dieselben dem Mittelalter zur weiteren Pflege über- 
gibt, in dessen wissenschaftlichen Betrieb sie den eisernen Bestand 
darstellten. In des Diomedes »artis Grammaticae libri III« 15) lesen 
wir z. B. de arte: »Ärs est rei cuiusque scientia usu vel traditione vel 
ratione percepta tendens ad usum aliquem vitae necessarium. Tulius 
hoc modo eam definit, ‚ars est perceptionum exercitatarum con- 
structio ad unum exitum utilem vitae pertinentium‘, ars dicta 
quod arto praecepto singula definiat et velut vias quasdam ostendat; 
vel and gc àpet7ç, unde veteresartem pro virtute appellabant. Artium 
genera sunt plura, quarum grammatice sola litteralis est, ex qua 
rhetorice et poetice consistunt; idcirco litteralis dicta, quod a litteris 
incipiat. Nam et grammaticus Latine litterator est appellatus et 
grammatica litteratura, quae formam loquendi ad certam rationem 
dirigit«. Reste dieser grammatischen Literatur haben sich übrigens 
in christliche Werke ähnlicher Art hinübergerettet, so heißt es z. B. 
bei Isidor !%): »Inter artem et artificium. Ars est natura liberalis, 
artificium vero gestum manibus constat«. 

Das System der freien Künste wurde sowohl in den westlichen 
Ländern als auch in Byzanz bvibehalten. Die beiden Entwicklungs- 
reihen wirken aufeinander, und die byzantinischen Grammatiker fin- 


13) Cicero, De officiis I. 42. 
14) »Zeite, Wien, 15. März 1907. 
15) Keil, Gram. lat. I. S. 421. 
ID Isidor, Differentiarum sive de proprietate sermonum 1 II. (Migne 
83) I. 8. 
29 * 
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den wir in der deutschen Literatur des Mittelalters und der beginnen- 
den Neuzeit oft und oft zitiert. Die byzantinische Abgrenzung der 
freien Künste deckt aach im großen und ganzen mit der westeuropäl- 
schen. Der byzantinische Grammatiker Johannes Tzetzes z. B. schreibt 
im 12. Jahrhundert über die freien Künste in seinem ßißAog loto- 
pıwv, dieser versifizierten Miszellensammlung 171: 


» Acutépwç GE Eyxündıa papata aalobvrae 

Ó A0, TÒ GUATEPXINN TAVTWV TÕY Hait, 
Tprpnarırtis, Pritopixfis, aùtňs pilooogias, 

Kal TÖV TEICAPWV Zë Ev TÖV Dr QUTIV XEtMÉYWY, 
ng Ap.dnovong, Houazäe al Ce Yewpetpias. 

xal Cie oUpavoßdpovos out Katpovanias, 

Gem Aug Hait GEUTEPWE TAÜTA NAVTZ, 

He Eyparbe Ilopyüpıos èv Doc piloodpwv, 

xal Gregor puplat GE Cé EAAoyinwv &vöpeg.« 


Durch diese allgemeine Verbreitung wurde die Abgrenzung be- 
stimmter Betätigungen als freier Künste nur unterstützt. 
Dabei blieb die Entstehung des Namens freie Künste 
im allgemeinen im Bewußtsein der Menschen, und wir treffen immer 
wieder bis in die Neuzeit Erklärungen der Bezeichnung an, wobei 
nicht davon, wie von etwas Ueberkommenem, sondern wie von etwas 
gegenwärtig Gülligem gesprochen wird. Der Humanistenstolz hat dann 
seinerzeit auch dazu beigetragen, den Unterschied zwischen jenen, 
welche freie Künste betrieben, und den übrigen Menschen hervorzu- 
heben. Reiche Ausbeute gewähren die Humanisten, so auch die Au- 
toren der Reformation 23). Interessant ist der Zusammenhang dieser 
Autoren mit der spätrömischen und byzantinischen Epoche, hat 
man sich doch in breiteren Kreisen damals mit Schriften dieser Zei- 
ten mehr vertraut gemacht als heute. 

Obgleich die Lehre von den artes liberales so intensiv ausge- 
bildet worden war und auch vom christlichen Klerus bald übernom- 
men wurde, spielen die artes liberales dennoch in der älteren christ- 
lichen Moralliteratur eine geringe Rolle, während die opera servilia 
immer wieder auftreten. Zum Teil erklärt sich dies wohl daraus, 
daß verbotene Dinge eingehender von den Moralisten behandelt zu 
werden pflegen als die erlaubten, weil ja nicht die gesamte Lebensord- 
nung der übliche Gegenstand der Moral ist. Erst in der Zeit, da die 
wissenschaitliche Bildung, die Beschäftigung mit den artes liberales 
für den Klerus und die herrschenden Klassen viel bedeutet, begegnen 
wir den artes liberales häufiger in der Moralliteratur. Man erklärte 
eine Gruppe von Handlungen des Sonntags für verboten — neben 
den opera servilia, auch die richterliche Tätigkeit und den Handel — 
eine andere Gruppe für gestattet, die opera liberalia. Der systematische 
. Ausbau dieser Doktrine benötigte einige Jahrhunderte, und es war 


— 


1?) Chil. XI. 525. 
18) Vgl. Melanchthon, Corpus Reformatorum XI, ı—ı4. XI 18 fi. 
Antrittsrede XI. 281 í. 
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dem Scharfsinn der Kasuisten vorbehalten, alle Tätigkeiten nach 
diesem Schema zu klassifizieren, um schließlich zum Beispiel nach 
probabler Meinung das Schriftsetzen als liberale, das Drucken als 
servile Tätigkeit zu charakterisieren 1). 

Die Trennung in opera servilia und artes liberales ist, wie diese 
Andeutungen zeigen, für die Moraltheologie verhältnismäßig späten 
Ursprungs. Anfangs haben die Christen alles irdische Treiben, das 
servile sowohl als das liberale, als verdächtig behandelt. Sie wollten 
die ganze Kraft ihrer Seele zuwenden. Die einzelnen Sekten stimm- 
ten in diesem Punkte zwar nicht überein, und insbesondere die pan- 
theistischen Richtungen waren geneigt, dem Intellektuellen mehr 
Raum zu geben, aber die anfangs in der Kirche siegreiche Richtung 
legte kein zu großes Gewicht auf die intellektuelle Entfaltung des 
Menschen. Es fehlte so von vornherein ein wichtiger Anstoß zur 
Mißachtung der Handarbeiter, überdies gehörte ein großer Teil der 
ersten Christen der arbeitenden Klasse, zum Teil sogar dem Sklaven- 
stand an °®). Eines der bekanntesten Zeugnisse dafür ist der Vorwurf, 
den Celsus gegen die Christen erhebt 21): »öp@pev EN xal xatà 
tàç ilaç olnlas Eproupyoüg xal aXUToTönous Aal RVapels xal Toüg 
AT@LÖEUTOTKTOUG TE Sol &yporxotžTouç Evavriov pèv TWV TTPEoBuUTepwv 
xal Ypovinwterwv Öecrotõyv oOoëëy pueYyechaı ToAumvras, freë Gë 
Toy ralöwv our lð Axlwvrar xai yuvalwy TIV@Y GUY KUTolg &voń- 
TWV, Yauyaaı Atra Gute oe où "pt TPOGEXELV T aTpi xal te 
GtëoouäÄore opio Gë nelesa. |.... [ ypfivar aùtoùçs dpenevoug 
ron natpös te Sal tõy Õaoxdàwv lEvar cùv Tolg Yuvaloıs xal torç 
ouunatlouct rardaplors Eis Ciy Yuvamawvitıv N Tb OXUTelov Ù TÒ xya- 
peiov, Ivo tò TEAerov Arßwar.« 

Und Celsus trifft im ganzen das richtige, wenn er — freilich mit 
Animosität manches darstellend — die Anschauungen der Christen 
über die intellektuelle Bildung folgendermaßen charakterisiert 2%): 
»Mnöels npocitw menarbeunevos,  Hiëgie oopbs,  Wäësiz Ypövınos 
(xax yp Tor voniserar rap uiv) QAX’ goe Auadiis, EL Tis Suën: 
TOs, Celtis anaideutog), Ei tig vimos, Yabpav (ër, Toötous yàp 
acioug TOD operesou Beo aüritrev Cpodoyodvres, Mio Stot, Öt 
Kövous Toùç TiALhlous xa? Ayevveis al AvamadıTou;, xal Avopanooz, 
xal yva, xal marbapıa, meiteıv EyE)ougev TE xal Cúvavtar??).« 


— on -e e E a a 


19) Eine Unterscheidung, die wir im 20. Jahrhundert antreffen: Joh. Ev. 
Pruner, Katholische Moraltheologie, 3. Aufl. 1902. Diese Charakteristik 
erklärt sich wohl daraus, daß das Schrittsetzen dem Bücherabschreiben gleich- 
gestellt wurde, das zur liberalen Tätigkeit der Mönche gerechnet worden ist. 

20) Wetzer und Welte, Kirchenlexikon Art. »Sklaverci« v. Grupp. 
sAus den Katakombeninschriften kann man schließen, daß zahllose Handwerker 
der Kirche angehörten. Wenn dabei der Sklavencharakter nicht betont wird, 
so ist das kein Beweis, daß diese Handwerker keine Sklaven waren, da die Be- 
zeichnung servus grundsätzlich vermieden wird.e 

21) Origenes contra Celsum. III. 55. 

23) Origenes contra Celsum. III. 44. 

23) Vgl. HI. 18. »záyta py ooyòy Greg Ton AGYON ig niaTeWs DO, 
hövoug BE Avortong KA! voie Avbranckmdiig XAAOÝVTOY e 
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Die Antwort des Origenes beweist eigentlich nur, daß Christen 
die Weisen nicht anders behandeln als die Ungebildeten, nicht etwa 
die Ungebildeten besser, aber eine direkte Bevorzugung der Weisen 
bemüht sich Origenes eigentlich nur für seine Person zu konstruie- 
ren. Origenes sucht durch Allegorisierungen seine Weltanschauung 
mit der Bibel in Einklang zu bringen, und der Weise vermag das 
begreiflicherweise am besten. Aber man sieht aus den Worten des 
Origenes, daß es unter den Christen des 3. Jahrhunderts solche gab, 
die Gewicht darauf legten, nicht für Verächter der Wissenschaft zu gel- 
ten 24). vun Gë Bovderar uðs unt opgoe ò Àóyoç, Õerxtéov xal dmd 
züy moo xal Jouëetainy ypxppatwv, ols xal Zut Xpwpeda, out 
Attov Zë xal And tõv petà rv 'Inooöv ypapevrmv xal Ev roi: èxxàn- 
oiaıs elwy elvar nentoteunevwv.« Uebrigens wurde der Vorwurf der 
Unbildung immer wieder gegen die Christen erhoben ®): »expertes 
artium etiam sordidarum« und auch von christlicher Seite späterhin 
zugegeben °®): »Tunc rari sapientes potentes, nobiles Christianie«. 
Wie es um die Zeit des Origenes in Christengemeinden aussah, 
ersehen wir aus der syrischen Didaskalia?). Daß de 
Waisen ein Handwerk lernen sollen, wie das Kapitel XVII vorschreibt, 
könnte durch ihre Mittellosigkeit erklärt werden: »Der Knabe aber 
soll, wenn er erwachsen ist, ein Handwerk erlernen, und wenn er ein 
Mann geworden ist, den Lohn erhalten, der seinem Handwerk gebührt, 
um sich Werkzeuge herzustellen, die zu seinem Handwerke nötig sind, 
und somit nicht der Liebe der Brüder, die zu ihm gehegt wurde, ohne 
Hintergedanken und ohne Heuchelei, beschwerlich zu fallen«. Aber in 
gleicher Weise wird im XXII. Kapitel diese Forderung allgemein 
ausgesprochen. »Und lehret eure Söhne Fertigkeiten, wie sie für die 
Furcht Gottes passend und tauglich sind, damit sie nicht etwa infolge 
Müßiggangs Uebermut treiben. Denn wenn sie von ihren Eltern nicht 
in Zucht gehalten werden, so vollbringen sie böse Taten wie die Hei- 
den.« Dieser Gedanke, daß die Handarbeit den Menschen von Müfßig- 
gang und so von üblen Gedanken abhält, findet sich bei christlichen 
Autoren häufig und steht in Uebereinstimmung mit der talmudischen 
Lehre. Da die syrische Didaskalia, wie vermutet wird, vielleicht 
einen geborenen Juden zum Verfasser hat, wäre sogar eine direkte 
Beziehung nicht ausgeschlossen. Eine Parallele zu diesem Satz der 
Didaskalia kann man in den Pirke Aboth finden 3), wo es II, 2 heißt: 
»Rabban Gamaliel, Sohn des Rabbi Juda Hamasi sagte: Löblich ist es, 
die Wissenschaft mit einem Gewerbe zu verbinden, denn das Streben 
nach beiden läßt die Sünde vergessen, aber nur Wissenschaft, ohne daß 


21) Origenes contra Celsum. III. 45. 

35) Vgl. Minucius Felix, Octavius c. 5, 4, wo der Heide spricht. Dagegen 
der Christ c. 31, 6, c. 36, 3. 

36) S Hieronymus, ep. 54. 

37) Texte u, Unters. z. Gesch. d. altchr. Lit. N. F. X. 2. Heft. »Die ältesten 
Quellen des orientalischen Kirchenrechts. II. Buch, Die syrische Didaskalia, 
übers. u. erkl. von Hans Achelis und Johs. Flemming, Leipzig 1904. 

23) „Sprüche der Väter«, deutsch von Dr. Paulus Ewald. 1825. 
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sie mit einer anderen Beschäftigung abwechselt, muß endlich aufhören 
(Wissenschaft zu sein) und führt zu Verkehrtem« Hiezu kommt 
noch, daß »mehr als hundert Rabbinen, welche im Talmud auftreten, 
zugleich Handwerker waren« "91. Für die Christen hatte es eine große 
Bedeutung, daß Christus selbst dem Handwerkerstande entstammte 3°). 

In den christlichen Kreisen, die vorwiegend aus Handwerkern 
bestanden, konnte die Zeit entweder der Arbeit oder dem 
Gottesdienst gewidmet werden. Die syrische Didaskalia spricht 
dies in aller Schärfe aus (Kapitel XIII): »All ihr Gläubigen nun sollt an 
jedem Tage und zu jeder Zeit, so oft ihr nicht in der Kirche seid, 
fleißig bei eurer Arbeit sein, so daß ihr die ganze Zeit eures Lebens 
entweder ständig in der Versammlung oder an eurer Arbeit tätig 
und niemals müßig seid«; eine Unterscheidung von Arbeiten danach, 
ob sie die Beschäftigung mit dem göttlichen Wort mehr oder weniger 
stören, findet man hier noch nicht, auch wird die Heiligung nicht 
dadurch vollbracht, daß man sich von niederer Arbeit enthält, 
höhere aber verrichtet. Wenn der Christ sich nicht mit Gott be- 
schäftigt, ist jede Arbeit, soweit sie nicht sündhaft ist oder zur Sünde 
verleitet, gleichwertig. 

Aber diese mehr schlichte Richtung des Christentums war nicht 
die einzige. Wir stoßen auch auf Bewegungen, die geeignet waren, 
das Ideal antiker Bildung in das Christentum einzuführen. Vor allem 
waren Apologeten darauf aus, die antiken Lehren zur Bestätigung 
der christlichen zu verwenden. Die einen bemühten sich dabei den 
Kreis der natürlichen Offenbarung möglichst weit zu ziehen, um so 
die Weisheit der Philosophen, die ihnen lieb geworden war, als natür- 
liche Offenbarung zu retten, andere wieder suchten die klassische 
Philosophie als Ableger des Alten Testamentes nachzuweisen. Beide 
Gruppen waren aber imstande, die antiken Lehren wenigstens teil- 
weise zu Tezipieren und damit auch dem ganzen antıken Denken 
eine Einbruchspforte zu schaffen, die nie wieder ganz gesperrt wurde. 
Manche christliche Denker gingen so weit, die alten Philosophen als 
Christen vor Christus in Anspruch zu nehmen, so Clemens°%) und 
Justin, die sich auf ihre Logoslehre stützen konnten. Justin, 
ein hervorragender Vertreter des Christentums im 2. Jahrhundert, 
stammte aus einer Familie, die sich noch nicht dem Christentum 
zugewendet hatte. Seine philosophisch-rhetorische Ausbildung, die 
er vor der Taufe genossen, kommt in seinen Schriften mehrfach zum 
Ausdruck, auch ist sie wohl auf seine Stellungnahme den Alten gegen- 
über nicht ohne Einfluß gewesen. So wie er sind viele leitende Männer 
des Christentums aus den Philosophenschulen hervorgegangen und 
haben häufig so gut wie keine Renegateninstinkte aufgewiesen, son- 


2) Franz Delitzsch, Jüdisches Handwerkerleben zur Zeit Jesu. 
Erlangen 1879. 

30) Vgl. Origenes contra Celsum. VI. 36. 

%@) Vgl, dazu Hans Eibl, Geschichtsphilosophisches aus den ersten 
christlichen Jahrhunderten. Ztschr. f. Phil. u. phil. Kritik. Bd. 152. S. 47 
und 05. 
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dern sich redlich bemüht, die Antike beim Aufbau der christlichen 
Lehren bewußt oder unbewußt zu verwenden. Gerade unter den 
Männern, welche an der Gründung von Orden beteiligt waren, be- 
fanden sich viele mit ausgedehnter Bildung, so z. B. Cassiodor. 
Er beschäftigte sich nicht nur selbst mit den sieben freien Künsten 
und schrieb über den Betrieb der Wissenschaften ?!), sondern er gab 
auch seinen Mönchen die Weisung, sich mit geistigen Arbeiten zu 
beschäftigen. Die Benediktiner haben diese Verpflichtung zur geistigen 
Arbeit späterhin ganz allgemein übernommen. Die Orden pflegten 
die freien Künste innerhalb ihrer Mauern und verbreiteten später 
auch deren Kenntnis durch Unterricht. "Wie sehr die sieben freien 
Künste mit dem Leben der Kirche verschmolzen waren, kann man 
daraus ersehen, daß sich im Mittelalter bildliche Darstellungen der 
freien Künste in den Kirchen finden. Die besonders im 8. Jahr- 
hundert einsetzende erweiterte Schulbildung nahm das Studium der 
freien Künste in ihr Programm auf, so daß auch auf diesem Wege der 
Zusammenhang mit der Antike gewahrt blieb. Freilich waren es nicht 
die besten Autoren, welche dem Unterricht zugrunde gelegt wurden. 
So war ein beliebtes Schulbuch der Martianus Capellat, 
der an Abgeschmacktheit wenig zu wünschen übrig läßt. An ihm hat 
sich übrigens später der junge Hugo Grotius als Editor seine 
Sporen verdient. Wenn das Studium der Antike diesen gelehrten 
Christen vielfach auch nur Mittel zum Zweck war, so ist die Tatsache, 
daß in den ersten Jahrhunderten viele von ihnen die Wirkungen der 
Antike stark erfahren hatten, doch von entscheidender Bedeutung. 
So wird uns auch Justin verständlich, wenn er schreibt 32); »Töv 
Xptoröy npwtótoxoy Tod eo slvat cly nuev xal npoepyvýósapeyv 
Aöyov Graz, oð næv yévoç Avdpwrwv petéoye. 3. Kal of petà Àóyov 
E ypıotiavot elot, av Get Evoniodnoav, olov Ev “Edno: pèy 
wrpdtng xæ? Heäxierm: aal o Öporor oprafe, èv Bapßapors Gë 
"ABroän xal ’Avavias xal ’Alapias xxt Moon) aal Hie: xal dor 
noArol, Wy Zë npaseıs 0 t Övönara xaraleyeıv paxpèv elvat fg: 
Täuevor Ta vg naparrobpede. 4. "orte xal ol npa yevópevor &veu Aöyov 
LWIRVTES Äypryator xxl Expo cp prot Toav xal Yoveis TÜV pETÈ 
óyou Broin: of ÖE pet Aöyov Biwaavres xal Bıobvtes Xpratiavol 
xai poo xal Arapayor Unzpyovam«. 

Die Richtungen, welche nur Uebles von einem Studium der 
Alten erwarteten, wurden bald zurückgedrängt. Wie die Abneigung 
gegen die Alten sich anfangs zeigt, können wir aus einer talmudische 
Anklänge aufweisenden Stelle der syrischen Didaskalia entnehmen, 
wo es im II. Kapitel heißt: »Sei kein Landstreicher und treibe 
dich nicht müßig auf den Straßen herum, um das törichte Schau- 
spiel zu begaffen, das die bieten, welche sich schlecht betragen, 
sondern sei eifrig und umsichtig bei deinem Handwerk und deiner 
Arbeit und sei willens, das zu tun, was Gott lieb ist und sinne eifrig 
nach über die Worte des Herrn. Wenn du aber reich bist (. - ) 


31) De artibus ac disciplinis liberalium literarum. 
32) G. Krüger, Die Apologien Justin des Märtyrers. 1891. 46,2. 
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sei eifrig, die Gläubigen und deine Gesinnungsgenossen zu besuchen. 
Denke mit ihnen nach und unterrichte dich über die lebendigen 
Worte. Und wenn nicht, sitze zu Hause und lies im Gesetz, im 
Buch der Könige und der Propheten und im Evangelium, der Er- 
füllung jener. Von allen Schriften der Heiden jedoch halte dich fern. 
Denn was willst du mit den fremden Worten oder den Gesetzen und 
falschen Prophezeiungen, die junge Leute sogar vom Glauben ab- 
bringen ? Was fehlt dir denn an dem Worte Gottes, daß du auf diese 
Geschichten der Heiden dich stürzest? Wenn du Geschichtsberichte 
lesen willst, so hast du das Buch der Könige, wenn aber die Weisen 
und Philosophen, so hast du die Propheten, bei denen du mehr Weis- 
heit und Verstand findest, als bei den Weisen und Philosophen; 
denn es sind die Worte des Einen, allein weisen Gottes.« Aber auch 
diese radikale Denkrichtung hat ihre Vertreter auch in der Folgezeit 
gehabt. Neben Christen, die im Dienste Gottes Wissenschaften und 
Künste pflegten, gab es andere, welche mit Mißtrauen aller Freude 
an diesen Dingen gegenüberstanden so z. B. mehrfach Tertullian. 
Die Entwicklung des Christentums zeigt so ein Doppelantlitz. Es 
wäre verfehlt, eines mehr als das andere in Betracht zu ziehen. 
Nur durch Berücksichtigung dieser beiden Hauptrichtungen vermögen 
wir dem vielgestaltigen Verhalten der Kirche gerecht zu werden, das 
gerade auch auf dem (Gebiete der Sonntagsruhe mehrfach zu be- 
obachten ist. Die Angst vor der Gefährdung christlichen Wesens 
durch die Wissenschaft ist natürlich nicht danach angetan, die opera 
liberalia mit besonderer Gunst zu behandeln. In einem Buche, das 
weite Verbreitung gefunden hat, in der »Imitatio Christi«, die freilich 
aus dem 15. Jahrhundert stammt, abeı Gedanken enthält, wie sie 
auch den ersten Jahrhunderten nach Christi geläufig waren, lesen 
wir Lib. I, Kapitel II: »Omnis homo naturaliter scire desiderat; sed 
scientia sine timore Dei, quid importat? melior est profecto humilis 
rusticus, qui Deo servit, quam superbus philosophus, qui se neglecto 
cursum coeli considerat. (. ...) Quiesce a nimio sciendi desiderio: 
quia magna ibi invenitur distractio et deceptio (. ..) multa sunt, quae 
scire, parvum vel nihil animae prodest (.. .) Quanto plus et melius 
scis, tanto gravius inde judicaberis, nisisanctius vixeris. Noli ergo 
extolli de ulla arte vel scientia: sed potius time de data tibi notitia. 
Si tibi videtur quod multa scis, et satis bene intelligis: scito tamen 
quia sunt multo plura quae nescis. (. . .) Si vis utiliter aliquid scire, 
et discere: ama nesciri, et pronihilo reputari. (. . .) De se ipso 
nihil tenere, et de aliis semper bene et alte sentire, magna sapientia 
est et perfectio.a Diese Tendenzen sind keineswegs geeignet, dem 
Erkennen und der Wissenschaft eine hohe Stellung anzuweisen. 
Besonders dann nicht, wenn sich mit diesen Ideen eine Mystik 
verbindet, die des intellektuellen Schwunges eines Eckhart oder Tauler 
entbehrt: »Quanto aliquis sibi unitus et interius simplificatus fuerit, 
tanto plura et altiora sine labore intelligit; quia Jesum per lumen intelli- 
gentiae accipit.« Das Zugeständnis, daß die intellektuelle Entfaltung 
im Rahmen der von Gott geschaffenen Dinge auch ihren berechtigten 
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Platz hat, will wenig gegenüber den sehr bestimmten anderen Aeuße- 
rungen besagen: »Humilis tui cognitio certior via est ad Deum, quam 
profunda scientiae inquisitio. Non est culpanda scientia, aut quaelibet 
simplex rei notitia, quae bona est in se considerata, et a Deo ordinata: 
sed praeferenda est semper bona conscientia et virtuosa vita. Quia 
plures vero magis student scire, quam bene vivere: ideo saepe errant, 
et paene nullum vel modicum fructum ferunt«. Freilich müssen wir 
immer ım Auge behalten, daß derartige AeuBerungen, die wir auch 
bei antiken Autoren antreffen, durch die Tatsache bedingt sind, daß 
vielfach die Lehrer der Weisheit nicht immer einen tugendhaften 
Lebenswandel führen und innerlich zugrunde gehen, daß die Stätten, 
wo Weisheit und Betätigungen des Geistes gepflegt werden sollen, 
Stätten des Lasters werden. Auch wurde die »Imitatio Christi« in 
einer Zeit verfaßt, da die Scholastik im Niedergang war und zur 
Kritik herausforderte; übrigens ist zu allen Zeiten, die der geisti- 
gen Betätigung überhaupt Aufmerksamkeit schenkten, neben der 
ernsten Bemühung nach Erkenntnis viel Scharlatanerie und geistige 
Spielereien anzutreffen. Daß diese tatsächlich konstatierten üblen 
Folgen vor allem auf den Autor der Imitatio gewirkt haben, 
zeigen seine Worte: »O si tantam adhiberent diligentiam ad exstir- 
panda vitia et virtutes inserendas, sicuti ad movendas quaestiones: 
non fierent tanta mala et scandala in populo, nec tanta disso- 
lutio in coenobiis.« Das Resultat ist freilich leicht der Quietismus: 
»Vere prudens est, qui omnia terrena arbitratur ut stercora, ut Christum 
lucrifaciat. Et vere bene doctus est, qui Dei voluntatem facit et suam 
voluntatem relinquit« Dieser Gemütszustand fordert von jedem 
möglichste Erniedrigung, Demut und Geduld (vgl. III. 19) und endigt 
schließlich mit der Forderung des unbedingten Gehorsams unter 
einem Obern, um so die Niedrigkeit und Unterwürfigkeit zu besiegeln. 


Aber die oben erwähnten philosophischen Tendenzen drängten 
dazu, die Morallehren der Evangelien mit den wenig hervortretenden 
und meist nur unbestimmt angedeuteten dogmatischen Sätzen zu 
verknüpfen, um so ein kosmologisches System zu schaffen, das den 
antiken Systemen gewachsen sein konnte. Die alexandrinische Logos- 
lehre war dazu sehr geeignet, zumal das Johannesevangelium genü- 
gende Anknüpfungspunkte bot. Nur dadurch, daß die offizielle Kirche 
imstande war, Weltbilder zu schaffen, die Gott und Welt in imponieren- 
dem Aufbau zeigten und das Moralische in sich aufnahmen, vermochte 
sie dem Ansturm der Gnosis, die überaus früh die Tendenz hatte, wenn 
auch in wilder und ausschweifender Weise, Weltbilder zu konstruieren, 
auch psychologisch gewachsen zu sein. Das System der Geisterwelt 
tendierte überdies zu einem zahlenmäßigen Ausdruck, was auf viele 
anziehend wirkte, ähnlich wie sich einst Plato von den pythagoreischen 
Lehren angezogen gefühlt hatte. Für die Kirche bestand die Gefahr 
dieser gewaltigen, vielgestaltigen Lehren vor allem darin, daß sie 
alles, was sich ihnen in den Weg stellte, in sich aufnahmen, daß sie alles 
zu Fleisch von ihrem Fleisch umzuschaffen vermochten. Allegorie, 
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symbolische Deutungen aller Art, ermöglichten es diesem Ideen- und 
Bilderkomplex, sich fast jedem System, fast jedem Kult anzupassen. 

Die Bemühungen mancher kirchlicher Autoren nun, den Gegner 
mit gleichen Waffen zu schlagen, trugen ebenfalls dazu bei, die antike 
Philosophie rein konstruktiv zu verwenden. Demgegenüber sehen wir 
noch eine zweite Richtung, welche sich mit der Antike selbst abfinden 
muß, und zwar einerseits mit der philosophischen und andererseits 
mit der moralisierenden Antike. Da ist der Apologet nicht genötigt, 
konstruktiv die Antike zu benützen, er kann sich vielfach mit einer 
mehr oder weniger eingehenden Kenntnis der Alten begnügen. Die 
Anlehnung an antike Autoren beruht oft auf einer direkten Rezeption 
des Aufbaus, eines Teils der Terminologie usw., es sei hier z. B. an des 
Ambrosius Schrift über die Pflichten erinnert, die sich eng an das gleich- 
namige Werk Ciceros anlehnt. 

Die letzteren Richtungen waren es, die in etwas trockener und 
mehr äußerlicher Weise sich mit dem Unterricht der sieben freien 
Künste befaßten. Die christlichen Strömungen hingegen, welche an 
die neuplatonischen Vorstellungen, so späterhin an Dionysius Areo- 
pagita anknüpften, waren zwar auch mit der Antike wohl vertraut, 
aber nicht im schulmäßigen Sinne. Von dieser Seite ist meines Wissens 
der Begriff der freien Künste im Gegensatz zu den knechtlichen 
Arbeiten nicht propagiert worden. 

Eine mehr isolierte Pflege fanden die freien Künste erst wieder 
in der Scholastik, seitdem die unkirchliche, zum Teil geradezu anti- 
kirchliche Beschäftigung mit Philosophie und Wissenschaft begann. 
Im Zeitalter der Renaissance und des Humanismus wurde die Tren- 
nung am stärksten, und um diese Zeit wird auch der Gegensatz des 
Gelehrten und des gemeinen Mannes betont, zu einer Zeit, da anderer- 
seits allenthalben auf geistlichem und geistigem Gebiete demokratische 
Bewegungen ebenfalls einsetzen. Die damals scharf ausgeprägten 
Gegensätze zwischen opera servilia und liberalia gingen dann durch 
die Moraltheologie in die kirchliche Literatur über. 

Der Zusammenhang mit der Antike wird uns vielleicht auch 
manches andere erklären, so vor allem in manchen Fällen die Abtren- 
nung des Priesters vom Volke. Wenn man sie noch so sehr aus mora- 
lischen Ursachen herleitet, so bleiben doch Züge übrig, die wesentlich 
der Antike verwandt sund fr), wennesz. B. in den Briefen des heiligen 
Ambrosius Ende des 4. Jahrhunderts heißt 33): »Pythagoricum manda- 
tum ın aliquorum scriptis praedicari invenimus, quod ille discipulos 
suos communem atque usitatam populo prohibuerit ingredi viam. 
Sed hoc unde assumpserit, non est incognitum. Nam cum ex populo 
Iudaeorum, ut plerique arbitrantur, genus duxerit, ex eius disciplina 
derivavit etiam magisterii praecepta: meritoque magnus apud philo- 
sophos habitus; aequalem, ut aiunt vix reperit. (. . .) Hegerat prae- 

3a) Vgl. Gellius noct. Att. I. 12. 5, wonach niemand Vestalin sein 
konnte, scuius parentes alter ambove servitutem servierunt aut in negotiis 
sadidis versantuıe«. 

3) Ambrosius ep. (Irenaco.) Migne XXVIII. 
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ceptum eidem Moysi, ut montem cum sacerdotibus ascenderet, 
populus autem seorsum staret (Exod. XXIV. 13, 14). Separavit igi- 
tur sacerdotes a populo, et postea ipsum Moysen intra urbem introire 
praecepit. Vides divisiones? Nihil in sacerdotibus plebeium requiri, 
nihil populare, nihil commune cum studio atque usu et moribus incon- 
ditae multitudinis? Sobriam a turbis gravitatem, seriam vitam, sin- 
gulare pondus dignitas sibi vindicat sacerdotalis. Quomodo enim potest 
observari a populo, qui nihil habet secretum a populo, dispar a multi- 
tudine? Quid enim in te miretur, si sua in te recognoscat, si nihil 
in te aspiciat, quod ultra se inveniat, si quae in se erubescit, in te 
quem reverendum arbitratur, offendat ia Diese antidemokratische 
Haltung des Ambrosius wird uns völlig verständlich, wenn wir seine 
Biographie kennen. Paulinus erzählt im III. Kapitel derselben: 
»edoctus liberalibus disciplinis ex urbe egressus est«. Er stammte 
aus einer vornehmen römischen Familie und lag den höheren 
Studien ob. Als Statthalter in Mailand mußte er in den sieb- 
ziger Jahren des vierten Jahrhunderts bei einem Konflikt inter- 
venieren, der gelegentlich einer Bischofswahl zwischen den Arianern 
und den Katholiken ausgebrochen war. Da er beim Volke überaus 
beliebt war, rief man ihn auf der Stelle zum Bischof aus. Er ließ sich 
nun taufen und in rascher Folge zum Priester und Bischof weihen. Es 
bildet sich allmählich der ordo sacer heraus, mit einer eigenen Stan- 
desmoral, was auf die Lehre von den opera servilia nicht ohne Ein- 
fluß war. Es bleibe aber nicht unerwähnt, daß dabei auch völlig 
unantike Elemente, so insbesondere jüdische mitgewirkt haben. So 
lesen wir z.B. inder Syrischen Didaskalia Kapitel IX 
»Wieviel aber einer jeden Witwe gegeben wird, das Doppelte da- 
von soll einem jeden der Diakonen gegeben werden zur Ehre Christi, 
zwei doppelte Anteile dem Vorsteher zum Preise des Allmächtigen. 
Wenn aber jemand auch die Presbyter ehren will, so soll er ihnen das 
Doppelte geben, wie den Diakonen, denn sie sind zu ehren wie die Apo- 
stel und als die Berater des Bischofs und als die Krone der Kirche. 
Wenn aber auch ein Vorleser vorhanden ist, so soll er ebenfalls mit den 
Presbytern empfangen. Einer jeden \Würde also soll jedermann unter 
den Laien mit Gaben, Auszeichnungen und irdischer Ehrerbietung 
die ihr zukommende Ehre erweisen.« 

Die eine Auffassung führt ebenso wie die andere dazu den Priester 
über das Volk zu stellen, ihn gewissermaßen zu einem Aristokraten 
zu machen. Begreiflich, daß die Priester, sobald sie die Vertreter der 
weltlichen Bildung wurden, ihre Position zum Teil auf diese Ueber- 
legenheit an Wissen und Einsicht stützten. Der Priester wird so zum 
Träger der artes liberales. Diese Auffassung wird im Mittelalter weiter 
ausgebaut, so spricht Antonin von Florenz im re Jahrhundert es in 
aller Schärfe aus, daß man bei allen Handlungen darauf sehen müsse, 
ob man ein Priester oder ein Laie sei, und wenn ein Priester, welcher 
Rangordnung man angehöre, eine Betrachtungsweise, der auch der 
heilige Thomas von Aquin nicht völlig fremd gegenüber steht *). 


3) Vgl. W.GaB, Geschichte der christlichen Ethik. I. Bd. 188r. S. 376 ff. 
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Manche sehen in dieser Ausbildung der Ethik deren Umwandlung 
in eine kirchlich konservative Standesmoral. Es wäre sehr reizvoll 
die Entwicklung dieser Standesmoral zu verfolgen, insbesondere in 
Hinblick auf die opera servilia. Nach Gratian ®) war es den Geist- 
lichen z. B. gestattet, durch Handwerk und Landwirtschaft, nicht 
aber durch Handel ihren Unterhalt zu erwerben. Freilich eine völlig 
entscheidende Stellungnahme seitens der Kirche diesen Dingen gegen- 
über fehlt. Hat doch die Kirche überhaupt vermieden, zu wichtigen 
sozialen Problemen, wie zur Sklaverei, zum Zinsennehmen und ähn- 
lichen Fragen, präzise Stellung zu nehmen ®). Bekannt ist ja der 
Handel der Klöster 37), der oft erhebliche Dimensionen annahm und 
viel Jahrhunderte später z. B. die Jesuiten in Konflikte mit der Kurie 
und weltlichen Machthabern brachte. 

Das Verbot, am Sonntag knechtliche Arbeiten zu verrichten, 
»opera facere«, wie es auch manchmal allein heißt 38), wird früh 
eingeschärft. In bestimmter Fassung wohl kaum vor dem 4. Jahr- 
hundert. Die kirchliche und weltliche Gesetzgebung scheint ein 
besonderes Gewicht auf die Sonntagsheiligung, die mit der Sabbat- 
heiligung identifiziert wird, vor allem in den fränkischen und ger- 
manischen Ländern zu legen. Das 6. und 7. Jahrhundert dürfte hier 
den Beginn dieser Strömung anzeigen. Die verschiedensten Synoden 
hatten sich mit dieser Frage beschäftigt, und so war schließlich die 
Bestimmung über die Sonntagsruhe auch in das corpus iuris canonici 
hineingekommen. In diesen ersten Jahrhunderten war die Sonntags- 
ruhe im allgemeinen auf die opera servilia, den Handel 3), die 
gerichtliche Tätigkeit und ähnliches beschränkt. An eine genaue Fest- 
setzung dessen, was erlaubt sei, dürfte man wohl nur vereinzelt ge- 
dacht haben. Allmählich rückt aber dies Problem immer mehr in den 
Vordergrund. Waren bisher die meisten Mitglieder der kirchlichen 
Gemeinschaft in Gallien und Germanien Bauern und Handwerker, 
so nimmt die Zahl der liberalen Berufe allmählich immer melır zu und 
man sieht sich mit der Zeit genötigt, diesen gegenüber Stellung zu neh- 
men. Vom 6. Jahrhundert an treffen wir in den Poenitentialien immer 
wieder das Verbot der Arbeit am Sonntag. Es wäre an sich denkbar 
gewesen, daß neben den verbietenden Normen auch ausführliche 
Mitteilungen über Erlaubtes aufgenommen wäre, wie zum Beispiel ge- 
Jegentlich in das Bußbuch Theodors von Canterbury der Satz: »In 


3) I. D.gı.c. 3.4. 

36) Vgl. Otto Neurath, Zur Anschauung der Antike über Handel, Ge- 
werbe und Landwirtschaft. Jahrb. f. Nationalök. u. Stat. XXXIV. Bd. S. 167 ff. 

3) Schmoller, Straßburger Tucher- und Weberzunft. S. 361. 

32) Vgl. Herm. Jos. Schmitz, Die Bußbücher und die Bußdisziplin der 
Kirche. Mainz 1883. I. S. 325. 

3) Daß der Handel mit den opera servilia gleich behandelt würde, ist nicht 
weiter zu verwundern, da er erst später mit adeligem Leben vereinbar wurde, 
Vgl. Sabatier, Leben d. hl. Franz v. Assisi. Deutsch v. M. L. S. 4. Zitiert: 
Preuves de l'histoire de Languedoc I. III, p. 607. 
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dominica Graeci et Romani navigant et equitant, panem non faciunt, 
neque in curru pergunt nisi ad ecclesiam tantum, nec balneant see 49). 

Wo in den ältesten Gesetzen — weltlichen und kirchlichen — Ver- 
bote der knechtlichen Arbeit vorkommen, sind sie bis ins o. und 
10. Jahrhundert hinein im allgemeinen nur an die weiten Kreise der 
Bevölkerung gerichtet. Bauern waren es in erster Linie, denen das 
Verbot der knechtlichen Arbeit galt, und es dürfte dies wohl eine 
recht wirksame Art gewesen sein, ihnen die Heiligkeit des Sonntags 
begreiflich zu machen. »Von allen Anforderungen, die das Christen- 
tum an die früheren Heiden stellte, fiel dem Franken die Heiligung 
des Sonntags am schwersten. (. . .) Die Kirche (. . .) wies, wo es nur 
anging, die verderblichen Folgen der Sonntagsruhe zunächst im 
allgemeinen nach, als Krankheitsursache; eine gelähmte Frau hatte 
eben am Sonntag gegenüber der Autorität der Kirchenväter sich 
herausgenommen, zu arbeiten« $!) und wird dafür bestraft. Aehnliche 
Geschichten finden sich mehrfach #2). 

Man kann an Hand des vorhandenen Materials ziemlich deutlich 
verfolgen, wie die Entwicklung der geistigen Betätigung im Mittel- 
alter und dann insbesondere seit dem Humanismus und der Renais- 
sance, die Interpreten der kirchlichen Gesetze und Gebote nötigten, zu 
der Frage der geistigen Arbeit Stellung zu nehmen. Wir sehen anfangs 
ein Schwanken. Die einen wollen einen großen Teil der geistigen 
Arbeit auf Grund bestimmter Merkmale, die sie mit der knechtlichen 
gemein hat, unter die opera servilia subsumieren. Sie legen z. B. be- 
sonderes Gewicht darauf, daß eine geistige Arbeit, die um des Gewinnes 
willen geschieht, nicht mehr liberal im höheren Sinne ist, sondern 
durch den Zweck servil. Dieser Richtung steht eine andere gegen- 
über, die dadurch, daß sie die servile Arbeit nur inder Materie 
begründet sieht, für die geistige Arbeit günstig ist. Beschäftigten 
sich nun gar die Kasuisten der probabilistischen Richtung mit 
dieser Materie, so waren viele Momente dafür maßgebend, die Grenze 
möglichst herunter zu rücken. Freilich ist dies auch bei rein servilen 
Arbeiten der Fall, soweit Zeit und Anstrengung in Betracht kommen 271. 

Als man nun anfıng, die Moral im Katholizismus und dann zum 
Teil auch im Protestantismus zu zergliedern, war von vornherein 
die Möglichkeit vorhanden. die naiven Eindrücke der Moralvorschrift, 
die so überaus wesentlich für ein moralisches Handeln sind, zu erschüt- 
tern. Die Bußdisziplin der katholischen Kirche hatte es mit sich ge- 
bracht, daß zunächst der Beichtvater über die Entscheidungen 

gehörig informiert werden mußte, das Beichtkind war nur im allge- 
meinen zu belehren. Die Moralvorschriften, welche bis ins Io. Jahr- 








40) Schmitz, Die Bußbücher und die Bußdisziplin der Kirche. S. 543. 

41) C. Alb. Bernoulli, Die Heiligen der Merowinger. Tübingen 1900, 
S, 330. 

42) Vgl. a. a. O. Bernoulli S. 330 f. 

4) Vgl. über Escobar, O. Neurath, Zur Anschauung der Antike über 
Handel, Gewerbe und Landwirtschaft. Jahrb. f. Nationalök. u. Stat. 1907, 
S. 169 Í. 
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hundert hinein und vielfach noch länger Einzelheiten betrafen, wenn 
auch zum Teil bereits in kasuistischer Form, blieben in ihrer Wir- 
kung im allgemeinen auf die Beichtväter beschränkt. In der Folge- 
zeit aber nahmen weite Kreise der Bevölkerung an den theologi- 
schen und moralischen Streitigkeiten teil, und die ursprünglich nur 
für de Beichte hörenden Priester bestimmten Erwä- 
gungen, welche das vorliegende Faktum betrafen, wurden viel- 
fach als Prinzipien der Allgemeinheit zur Kenntnis 
gebracht. Es begann sich sogar eine eigene Literatur zu entwickeln, 
die darauf Rücksicht nahm, daß der einzelne Mensch sich mit Gewissens- 
zweifeln abquäle und nun in ähnlicher Weise die Probleme erörterte, 
wie dies ursprünglich für den Beichtvater geschah. Der prinzipielle 
Unterschied zwischen der nachträglichen Beurteilung und 
dem der Handlung vorausgehenden Rat, wurde dabei keines- 
wegs immer berücksichtigt. Die Scheidung zwischen Schriften für 
Beichtväter und Laien wurde dadurch illusorisch, daß die Bildung 
weiter Kreise zunahm und sehr viele dadurch in die Lage versetzt 
wurden sich selbständig zu orientieren. Die »Confessionalien« waren 
geradezu für Laien bestimmte Handbücher. Nachsichtige Beurteilun- 
gen schon vollbrachter Sünden wurden nun vielfach zu einer milden 
Norm für die Handelnden. Die exkulpierenden Momente, die der 
Beichtvater in Anrechnung bringen konnte, wenn er sein Beichtkind 
zu absolvieren hatte, wurden in steigendem Maße vor der Handlung 
in Erwägung gezogen. 

Reichen Aufschluß über diese Entwicklung gibt die Bußbücher- 
literatur, an die sich die sogenannten »Summen« anschließen. Diese 
stützen sich bereits auf das in der Konsolidierung begriffene corpus 
iuris canonici. Diese Summen des 13. und der folgenden Jahrhunderte 
bilden eine Art Vorläufer der späteren kasuistischen Moraltheolo- 
gie 44), Wie sehr man die »Summen« als Explikationen der kirchlichen 
Normen ansah, mag daraus erhellen, daß z. B. die Astensis, eine der 
berühmtesten Summen, dem Dekret Gratians angehängt wurde. Die 
volle Entfaltung findet diese Literatur freilich erst in den darauf- 
folgenden Jahrhunderten. 

Verschiedene Umstände haben bewirkt, daß eine Reihe von 
Theologen sich in der angedeuteten Weise damit beschäftigten, die 
untere Grenze des eben noch Zulässigen zu fixieren. Während 
die Mehrzahl der älteren Autoren, so insbesondere in den Zeiten der 
Kirchenväter, sich wesentlich mit der Frage beschäftigten, was b e- 
fohlen und was verboten sei, soweit sie einzelne Moral- 
probleme betrachteten, kann man von da ab ein rasches Anwachsen 
der Untersuchungen über das »E r la u bt e« antreffen. Während die 
ursprüngliche christliche Morallehre erfülit ist von dem Gebote, das 
Christus als das wichtigste im Gesetze des Moses bezeichnet hatte 4%): 
»Du sollst lieben den Herrn deinen Gott aus deinem ganzen Herzen 


e mee 


4) Herm. Jos. Schmitz, Die Bußbücher und die Bußdisziplin der 
Kirche. 
t) V. B. Moses, 6, 5. 
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und mit deiner ganzen Seele und deiner ganzen Kraft und deinem 
ganzen Denken« *), treten bei einem Teile der katholischen Moral- 
theologen bald die Einzelgesetze in den Vordergrund, wobei 
aber die wesentliche Beziehung zu diesem Hauptgebot 
zunächst noch gewahrt bleibt, später hingegen werden die ein- 
zelnen Gesetze immer mehr als dass Wesentliche ange- 
sehen und das oberste Moralprinzip im einzelnen Falle aus dem Auge 
verloren. Hiezu kommt noch die stark juristische Auffassung des 
Moralgesetzes, die durch die Bedeutung des corpus iuris cannoici nur 
verstärkt wurde, waren doch eine Reihe moralischer Verpflichtungen 
dort als Gesetze aufgenommen worden, z. B. die Gesetze über die 
Sonntagsruhe. Sobald die Morallehre einmal als ein Rechtssystem 
angesehen wurde, war es naheliegend, alles, was nicht verboten war, 
als erlaubt zu bezeichnen. Dies führte nun dazu die Grenze des 
eben noch Gestatteten festzulegen. Diese Bemühung an sich — ganz 
abgesehen davon, daB dabei im Einzelfall Resultate zutage gefördert 
wurden, die bei tief religiösen Menschen Empörung erregten — wider- 
spricht in gewissem Sinne dem Moralgebote Christi, das wir oben zitiert 
haben. Das Gebot verwirft jene Gesinnungsweise, die alle jene Hand- 
lungen begehen will, die eben noch innerhalb der Moral- 
gebote fallen, als unmoralisch. Ausdrücklich wird als Grund- 
lage der Moralität die Forderung bezeichnet, möglichst moralisch 
zu sein. 

Gerade diese Subtilitäten der Moraltheologie enthalten reiches 
Material über das Wesen der opera servilia und liberalia in den ein- 
zelnen Epochen, suchten doch viele Theologen den Bedürfnissen ihres 
Zeitalters, insbesondere den Bedürfnissen der herrschenden Klassen, 
entgegenzukommen. Die oft seitenlangen Auseinandersetzungen über 
die opera servilia bringen eine Fülle des Bemerkenswerten. In dieser 
Periode wird bereits scharf zwischen opera servilia und liberalia unter- 
schieden. Die Summa Rosellae de casibus con 
scientiae beschäftigt sich ebenso wie bie bereits erwähnte Summa 
Astensis bereits mit dem Problem, ob z. B. Schüler und Lehrer 
ihre Tätigkeit auch an Sonn- und Feiertagen ausüben dürfen. Aber 
die Entscheidungen zugunsten der liberalen Arbeiten an Sonn- und 
Feiertagen sind noch lange nicht so präzise, wie in der Folgezeit. Die 
Summa Astensis ist noch verhältnismäßig streng gegenüber 
den opera liberalia. Sie spricht bei der Behandlung der opera servilia 
von einer dreifachen Knechtschaft, von der gegen Gott, gegen die 
Sünde und gegen Menschen. Die Arbeiten, die ein Mensch einem anderen 
leistet, werden opera servilia genannt. Die den servis und liberis ge- 
meinsamen Arbeiten werden ausdrücklich von den opera servilia ge- 
trennt. Die materiellen Beschäftigungen mit spirituellem Zweck und die 
spirituellen mit materiellem interessieren den Autor noch in erheblicher 
Weise, sicher ist ihm das eine, daß die servilste Beschäftigung die ist, 
welche materialiter und formaliter servil ist. Wie dies »formaliter« in 


46) Lukas ro 27. Bei Mark. 12, 38 ist der Wortlaut dem mosaischen noch 
angepaßter. Vgl. überdies: Matth. 22, 37. 
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der späteren Kasuistik eliminiert wird, werden wir im folgenden 
sehen. Sie sucht nämlich als servile Arbeiten jene abzugrenzen, 
welche von Knechten, den unteren Volksschichten und den Lohnarbei- 
tern verrichtet zu werden pflegen. Immer häufiger grenzt man die opera 
servilia materialiter ab. Eine knappe Zusammenfassung der Kontro- 
versen gibt ein Moraltheologe des 18. Jahrhunderts 4): 

»Porro diem Dominicam Sabbato substituerunt Christiani, 
quia ea die resurgens Christus a laboribus suis quievit in perpe- 
tuum.« Sie teilt (S. 345) alle Beschäftigung ebenso wie die oben er- 
wähnte Summa Astensis ein in servilia, liberalia und communia 
und fährt dann fort: »Per opus servile, ait Catechismus Montispes- 
siulanaeus, intelligitur quidquid fit ad vitae susten- 
tationem, et intuitu mercedis temporalis; sed 
melius Natal. Alexander hic artic. 6, Reg. I cum theologorum vulgo 
servilia opera vocat ea, quae a servis et infima plebe, 
seu mercenariis hominibus exercentur, aut exer- 
ceri solent, qualia sunt artium omnium mechani- 
carum opera, ut fodere, arare, suere, et alia id genus, quae, quia 
in actione corporis praecipue consistunt, corporalia nuncupantur. 
Haec porro opera etsi gratis fierent, aut recreationis, vel piae 
intentionis causa, non autem intuitu mercedis, aut ad 
sustentationem vitae, non desinerent esse servilia, quia 
intentio non mutat naturam operis, unde si plebeiis prohibita 
sunt Dominicis diebus, sunt etiam ingenuis prohibita. 

Opera liberalia sunt ea, quae sive habeant, sive non habeant 
effectum materialem, animo magis, quam corpore exercentur, aut 
ad animum ordinantur principaliter, ut v. g. docere, concionari, 
canere, legere, studere, scribere, dare consilia et responsa, linearem 
domus, munimenti, picturae, vel operis textorii adumbrationem ducere. 
Ita collator Andeg. Tom. 2, in Decalog. pag. mihi 181. 

Opera demum communia sunt ea, quae plebejis perinde ac nobili- 
bus competunt, ut iter agere, venari, piscari, ludere et similia. His 
positis, sit. 

Conclusio I. Peccant graviter, qui Dominicis Festisve diebus 
exercent opera servilia, aliaque divino vel humano iure prohibita, 
nisi excuset pietas, necessitas, aut levitas materiae. 

Prob. I pars (....) Vacatio a servilibus operibus 
imperatur, ait Sanctus Augustinus Epist. 36, alias 86. Unde 
illudist, quod lapidare Deus hominem iussit, 
quilignacollegerat. Concinit S. Leo Lib. XI. Epist. 3, his 
verbis: Dominicorum diea labore terreno cessan- 
dum est, atque omnino orationibus insisten- 
dum. Idem docent innumera Concilia (....) 3. pars, quia non vetan- 
tur ea opera, quae ad divinum cultum attinent. (...) 

Hinc colliges I. prohibita esse feriatis diebus non crassiora tantum 


EE e 


€) Praelectionum theolopgicarum Honorati Tournely continuatio, sıve Trac- 
tatus de universa thcologia moral Tomus tertius et ultimus, Venetiis MDCCXLVI 
S. 345. 
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opera, ut seminare, metere, (...) sed et ea etiam opera, quae a nobili- 
bus feminis fiunt, ut acu pingere, versare fusum, et similia; quae licet 
a quibusdam Confessariis permittantur hoc praetextu, quod melius 
sit iis vacare quam ludo, et aliunde humana mens caelestium medita- 
tionem tota die ferre non possit, haud tamen videntur esse permittenda 
(. . .) 349 Haud tamen crediderim, quod docere videtur Henno, eos 
qui iter faciunt, ab omni peccato immunes esse, quia itineratio non 
sit opus servile, sed omnibus commune etc. non enim continuo licitum 
est opus diebus Festis, quod servile non sit: cum etsi commune pluri- 
mum obstare possit, ne dies Festi, ea qua decet religione, sanctificen- 
tur. 

Conclusio II. Opera liberalia vel communia Festis diebus 
prohibita non sunt; iis tamen nonnisi intra iustos limites vacandum. 

Prob. ı. pars, quia Ecclesia non prohibet nisi opera servilia; culus 
generis non sunt opera liberalia, vel communia. 

Hinc per se licitum est cuiusvis scientiae studio vacare«e. Weiter 
werden genannt u. a.: legere libros aut componere, Advocatum con 
sulere, instrumenta musica movere, exercere milites«. 

Diese Ausführungen sind im allgemeinen für die Moraltheologie 
des 18. und ro Jahrhunderts typisch. Die rein materiell durchgeführte 
scharfe Scheidung zwischen opera servilia und liberalia entspricht 
dem Zug zum Probabilismus. Der Streit zwischen den Anhängern 
des Tutiorismus, d. h. jener, welche die Ansicht vertraten, daß man 
der opinio tutior folgen müsse, auch wenn die weniger sichere Meinung 
probabilior oder probabilissima sei — wobei sich die Probabilität 
auf innere Gründe stützen kann, oder was in der Entwicklung der 
Kasuistik immer mehr in den Vordergrund trat, auf sachverständige 
Autoritäten — und jenen, die diesen rigerosen Standpunkt bekämpf- 
ten, war zugunsten der letzteren in der Kirche entschieden worden. 
Seit jenem Streit werden die Anhänger der rigorosen Richtung mit 
wenig schmeichelhaften Nebenbezeichnungen bedacht, und insbeson- 
dere als Jansenisten gebrandmarkt. Gelegentlich des jansenistischen 
Streites im 17. Jahrhundert ist durch Pascal andererseits für die 
Dinge, mit denen sich die Gegner beschäftigten, der Ausdruck »es- 
cobarderies« aufgebracht worden 48). 

Die gemäßigten Tutioristen, welche forderten, man dürfe der 
minder sicheren Meinung nur dann folgen, wenn sie probabilissima 
ist, kamen bei der folgenden Entwicklung kaum in Betracht. Der 
Streit drehte sich hauptsächlich um den Probabiliorismus, 
d. h. um die Ansicht, man dürfe der minder sicheren Meinung nur 
dann folgen, wenn sie probabilior ist, umden Aequiprobabilis- 
m us — der minder sicheren Ansicht darf gefolgt werden, wenn sie 
und die sicherere gleich probabel sind — und umden Probabilis- 
m us, der behauptet, man dürfe der minder sicheren Meinung folgen, 
selbst wenn sie minus probabilis ist. Begnügt sich ein Probabilist mit 

48) Geschichte der Moralstreitigkeiten in der römisch-katholischen Kirche 


seit dem 16. Jhd. bearb. u. herausgegeb. v. Ign. v. Döllinger und Fr. Heinrich 
Reusch, Nördlingen 1889. S. 34. 
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einem sehr geringen Maße von Probabilität, läßt er eine Meinung zu, 
die vielleicht sogar nur probabiliter probabilis ist, oder wo Zweifel 
über die Probabilität bestehen, so spricht man von Laxismus. 

Die praktische Verwertung dieser theoretischen Formulierungen 
führt zu Erörterungen, die manchen als arge Unmoral erscheinen. 
Wir sahen ja, wie man die Frage der Sonntagsheiligung zu behan- 
deln vermag. Jede Kasuistik des 16., 17. und 18. Jahrhunderts bietet 
reichstes Material darüber. Daß tief moralische Menschen sich 
mit solchen Fragen beschäftigten, erklärt sich zum Teil daraus, daß 
viele der Ansicht waren, der Rigorismus führe doch nur zur Heuchelei 
oder zu einem Zustand ständiger Zerknirschung über begangene 
Sünden. Statt nun das erstrebte Ziel auf direktem Wege anzustreben, 
indem man etwa energisch interpretierte oder sonstwie die überliefer- 
ten Sätze änderte, wählte man einen Umweg, der nach Anschauung 
vieler nur dazu führe, das sittliche Gefühl schwer zu schädigen. Diese 
Entwicklung, die zum Teil an thomistische Sätze anknüpft, deren 
Sinn aber dabei gelegentlich geändert wurde, setzt vor allem im 
16. Jahrhundert ein. Welche Umwege dabei gewählt wurden, kann 
man z. B. aus der Behandlung der nicht rein mentalen Restriktion 
ersehen. Statt zu sagen, in bestimmten Fällen sei der falsche Eid 
keine schwere Sünde, kommen manche Autoren zu diesem Ergebnis 
auf folgendem Weg: Wenn man einen zureichenden Grund hat, ist 
es gestattet, eine zweideutige Rede beim Eide zu führen, die den anderen 
tauscht, weil man dabeinicht die Absicht hat, den Nächsten zu betrügen, 
was ja verboten ist, sondern nur zuläßt, daß er sich täuscht. 
Damit ist zwar der Rigorismus überwunden, aber nicht die Heuchelei, 
der man entgehen wollte. Dies Verhalten hat eine gewisse Analogie 
zu Erscheinungen auf dem Gebiete des Rechtslebens. Da Aenderungen 
der Gesetze oft lange auf sich warten lassen, sprechen die Richter 
zwar noch formell nach den geltenden Paragraphen Recht, aber sie 
haben bereits durch Interpretationen das Gesetz der Gegenwart 
angepaßt. Dies Verhalten wird im Interesse der Kontinuität von 
vielen verteidigt. Während die ersten christlichen Jahrhunderte 
möglichst direkt überlieferte Dogmen und Normen änderten, vor 
allem durch Anwendung verschiedener Deutungsmethoden, hat die 
Kasuistik den oben charakterisierten Weg gewählt. 

Der Aequiprobabilismus und insbesondere der Probabilismus 
ist heute in der katholischen Kirche vorherrschend. Das Vorwiegen 
des Probabilismus ist insbesondere durch die Anerkennung bedingt, 
die Alphons von Liguori in der Kirche gefunden hat. Der 
Verfasser des Artikels »Moralsysteme« im Kirchenlexikon drückt das 
mit folgenden Worten aus: »Der heilige Alfons M. v. Liguori hatte die 
providentielle Aufgabe, die letzten Üeberreste des jansenistischen 
Rigorismus aus dem christlichen Leben und der christlichen Lehre zu 
verdrängen. Seit seiner Kanonisation ist der Probabiliorismus aus der 
theologischen Literatur verschwunden.« Die Bedeutung Liguoris 
über den eine große Literatur vorhanden ist, in der Geschichte der 
katholischen Moraltheologie verlangt es, seine Ansichten über die opera 
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servilia kurz zu skizzieren. In seinem »homo apostolicus« führt er un- 
gefähr dasselbe aus, was wir aus Tournelys Moraltheologie kennen ge- 
lernt haben: Die servilen Arbeiten werden als die definiert, die körper- 
lich sind und ihren Namen daher haben, weil sie bloß von Knechten 
verrichtet werden, während die von freien Menschen betriebenen Arbei- 
ten als liberalia bezeichnet werden. Wir sehen eine vollständige Anleh- 
nung an die überlieferten Abgrenzungen ohne den Versuch einer Aen- 
derung. Und die damals schon obsolet gewordenen Anschauungen 
wirken noch heute in vielen Moraltheologien nach. Unter Bezugnahme 
auf den heiligen Thomas 2, 2, qu. 122 a. 4 ad 3: »Nullius spiritualis actus 
exercitium est contra observantiam sabbati, puta si quis doceat vel 
verbo vel scripto« wird die liberale Arbeit, auch wenn sie um des Ge- 
winnes willen geschehen sollte, nicht servil, indem dieselbe Begründung 
gegeben wird, die wir oben bereits zitierten, daß die Absicht des 
Handelnden die freie Arbeit nicht zu einer knechtlichen mache. Es 
liegt hier dieselbe Tendenz zu einer Veräußerlichung aller Gebote 
vor, die z. B. auch bei der Erwägung zum Vorschein kommt, ob das 
dritte Gebot eine innerliche Hingabe verlange oder eine solche nur 
bezwecke, wobei Liguori zu dem Resultat kommt, daß nur das letz- 
tere der Fall sei, weshalb die Sünden, die am Festtage begangen 
werden, nicht als doppelte anzusehen seien, was frühere Zeiten 
noch anzunehmen geneigt waren. Alter Ueberlieferung gemäß wird das 
Schriftsetzen unter die erlaubten, das Drucken unter die verbotenen 
Tätigkeiten subsumiert, wassich durch den Konservatismus der Moral- 
theologen, wie schon erwähnt, bis in den Anfang des 20. Jahr- 
hunderts forterhalten hat, hier aber sogar im Beichtstuhl bedeutungs- 
los geworden sein dürfte. Es hat aber wohl Zeiten gegeben, in denen 
die tatsächlichen Verhältnisse keinen Anlaß mehr boten, Drucken 
und Schriftsetzen verschieden zu behandeln, in denen aber doch durch 
den Beichtstuhl der Unterschied festgehalten wurde. Auf diesem 
\Vege war es auch möglich, dem einzelnen Unterschiede in der Arbeits- 
ehre zum Bewußtsein zu bringen, die sonst vielleicht schon verschwun- 
den wären. Beim Malen ist für Liguori die Erwägung maßgebend, 
daß, wenn es schon nicht zu den liberalen Arbeiten zu zählen sei, es 
jedenfalls zu den gemischten gehöre, mit der interessanten Begrün- 
dung, weil Freie und Unfreie dies Geschäft betrieben. Die Bildhauerei 
sei aber zweifellos servil, eine Anschauungsweise, für die vielleicht in 
gewissen Außerungen der Renaissance der Ursprung zu suchen ist ®). 
Die sonst sich noch ergebenden schwierigen Fälle, wie zum Beispiel 
das Problem des Rasierens, werden mit Zuhilfenahme von gelehrten 
Theologen abgehandelt. Aus jeder Zeile springt uns größter Konser- 
vativismus entgegen. Und auch die modernen Moraltheologen wagen 
selten die überlieferten Erörterungen außer acht zu lassen, um mit dem 
Auge der Gegenwart die Bestimmungen der Kirche anzusehen. Dies 
ist um so bemerkenswerter, als keine dogmatische Schranke die Inter- 
GE der Bestimmungen über die Sonntagsruhe hemmt. 


91 Vgl. z. B. Leonardo. Trattato della pittura. 


Beiträge zur Geschichte der Opera Servilia. 463 


Es würde zu weit führen, wollten wir die Frage erörtern, wieso 
gerade die Moraltheologie zu jener Zerfaserung gelangte, zu jener 
Wucherung der Kasuistik, welche sie in den Augen vieler zu recht be- 
denklichen Produkten der Menschheit stempelt. Man darf freilich 
nicht übersehen, daß die subtilen moraltheologischen Diskussionen 
doch nur einen kleinen Kreis angingen und die breiten Massen unbe- 
rührt ließen, aber indirekt hat das Denken der Kasuisten besonders 
auf die städtischen Kreise und die Politiker nicht wenig eingewirkt. 

Daß die Materie allein nicht zur Kasuistik führen muß, zeigt deutlich 
die Rechtswissenschaft, deren Gegenstand auch zur Kasuistik Veran- 
lassung geben würde, ohne daß sie hier je eine solche Entfaltung 
erreicht hätte. Es wird nicht davon berichtet, daß große Systematiker 
sich mit den Detailbestimmungen der Gewerbeordnung beschäftigt 
hätten. 
In der allerletzten Zeit begegnet man hie und da dem Versuch, die 
Lehre von den opera servilia umzugestalten. So bemüht sich das 
»Kirchliche Handlexikon« manche der oben angedeuteten Schwierig- 
keiten zu überwinden 5°), wobei allerdings der Hinweis vermißt werden 
muß, daß die als »altheidnisch« erklärte Bezeichnung »knechtliche Ar- 
beit« in der Kirche auch dem Begriffe nach durchaus verbreitet war. 
Es heißt dort: »Die Arbeit ist auch ein Amt im Dienste der Gesamt- 
heit, dessen Ausübung den einzelnen befähigt, seiner Aufgabe als Glied 
des Sozialkörpers zu entsprechen; darin wurzelt die Standesehre, mag 
eine Arbeit noch so »niedrig« erscheinen. (. . A Seitdem Christus das 
Handwerk geadelt hat, ıst auch die frühere Bedeutung der Einteilung 
in freie und knechtliche Arbeit geschwunden. — Die Bezeichnung 
knechtliche Arbeit entstammt der altheidnischen Anschau- 
ung, der zufolge gewisse Beschäftigungen als des freien Mannes un- 
würdig den Sklaven zugewiesen waren. Jetzt wirdknechtliche 
mit körperlicher Arbeit als gleichbedeutend genommen. Nach 
der heutigen kirchl. Disziplin (noch nicht so in den ersten christlichen 
Jahrh.) ist sie am Sonntag und an gebotenen Feiertagen verboten (. . Ja 
Aber im allgemeinen sucht man die überlieferte kasuistische Mo- 
raltheologie, so gut es geht, zu rechtfertigen. So lesen wir z.B. bei 
Mausbach?l): »Die kasuistischen Untersuchungen über Sonntags- 
heiligung, Fasten usw. mögen nicht viel von dem Geiste religiöser 
Erhebung und sittlichen Ernstes, der die freudigen und traurigen 
Zeiten des Kirchenjahres durchweht, erraten lassen; wer außer den 
Geboten auch das Leben der Kirche studiert und mitlebt, wird finden, 
daß hinter der trockenen Rinde kasuistisch abgemessener Normen 
ein Strom frischen Lebens fließt, dem reiche Blüten freiester sittlicher 
Betätigung entsprießen.« 

Ich habe an einigen Beispielen zu illustrieren versucht, welch 
verschiedene Motive und Veranlassungen bei der Festlegung von 
Bewertungen menschlicher Tätigkeiten mitspielen. Es erhellt aus dem 

$0) I, Band. A bis H. München 1907. Artikel sArbeit«. 
53) Joseph Mausbach, Die katholische Moral, ihre Methoden, 
Gundsätze und Aufgaben. Köln 1901. 
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Mitgeteilten, daß man aus der theoretischen Fixierung manchmal 
Rückschlüsse auf die tatsächlichen Verhältnisse machen kann, daß 
aber manche Abgrenzungen in der Theorie unverhältnismäßig lang 
beharren. Es ıst nicht nur häufig der Fall, daß die in einer theoretischen 
Erwägung gemachten Einteilungen nicht den allgemeinen Anschau- 
ungen entsprechen, es scheint wohl auch nicht ausgeschlossen, daß viel- 
fach der Autor selbst über die Wirklichkeit nicht mehr so denkt, 
sondern nur aus Ehrfurcht vor der Ueberlieferung an vielem festhält. 
Aber es ist wahrscheinlich, daß in vielen Fällen durch die Ueberliefe- 
rung tatsächlich Anschauungen erregt werden, die sonst keine rechte 
Begründung hätten. Diese traditionelle Seite der Ehre ist es auch, 
welche es so schwer macht, sie in einem System der Staatstheorie zu 
behandeln. 

Erwägungen, die von Autoren verschiedenster Richtungen ange- 
stellt wurden, haben gezeigt, daß der Ehre von vielen eine große Be- 
deutung beigelegt wird, daß die Reform sozialer Gebilde von vielen 
mit jener der Arbeitsehre in Beziehung gesetzt wird. AuchalsLohn 
ist sie für den Nationalökonomen von erheblicher Wichtigkeit. Ein 
großer Teil unseres Wirtschaftsorganismus funktioniert nur, indem 
die Ehre einen Hauptteil des Lohnes ausmacht. Da nun die direkte 
Regelung der Arbeitsehre nicht wohl denkbar ist — wir können z. B. 
nicht durch ein Dekret bewirken, daß jedem Arbeiter die gleiche 
Achtung, die gleiche Arbeitsehre zuerkannt wird — muß man sich darüber 
klar zu werden suchen, auf welchem Wege sich die Anschauungen über 
die Ehre ändern. Es wäre oft von großer Wichtigkeit, im vorhinein 
zu wissen, wie gewisse soziale Reformen auf das Ehrsystem wirken. 
Historische Untersuchungen sind wohl am ehesten geeignet, darüber 
einigen AufschluB zu geben. Wie sehr systematische Erörterungen 
durch die Mangelhaftigkeit des Materials eingeschränkt sind, haben 
wir oben gesehen. Ich bemühte mich, zu zeigen, in welcher Weise die 
Begrifisbildung sich auf einem relativ engen Gebiet vollzogen 
hat, wie die beiden Begriffe opera servilia und artes liberales, die später 
zu einer Dichotomie aller Tätigkeiten führen, aus verschiedenen Wur- 
zeln hervorwachsen, sich unabhängig voneinander entwickeln, um 
schlieBlich systematisch einander gegenübergestellt zu werden, was 
ohne verschiedene Begriffsänderungen nicht abgeht. Wir sehen 
gerade an diesem Beispiel, daß die Begriffe des Ehrsystems zum Teil 
recht mangelhaft und zufällig zustandegekommen sind. Dabei hatten 
wir einen Begriff ausgewählt, der einer weitgehenden Bearbeitung 
unterzogen wurde. Es würde sich wohl der Mühe verlohnen, das 
gesamte Material über die opera servilia und liberalia systematisch 
zu studieren und nach verschiedenen Richtungen auszubeuten 2) 


52) Ich möchte bei dieser Gelegenheit nochmals darauf verweisen, daß sich im 
Nachlasse des großen Philologen Lehrs, den mir Prof. Ludwich (Königs- 
berg) in liebenswürdiger Weise zugänglich machte, zwei Quartbände befinden, die 
für eine Geschichte der opera servilıa allerlei Wertvolles enthalten. Lehrs unter- 
suchte mit außerordentlicher Gründlichkeit die Geschichte der homerischen 
Texte und beschäftigte sich derart eingehend mit der Ueberlieferung, daß er sich 
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ein genaues Bild von der Entwicklung der Philologie des Altertums zu machen 
suchte. Dies führt ihn dazu, auch der Geschichte der artes liberales sein Augen- 
merk zuzuwenden, Der eine in Betracht kommende Quartband führt den Titel: 
Excerpta grammat. Das erste Drittel enthält Notizen zu unserem 
Thema, unter anderem über die Anzahl und Rangordnung der freien Künste, 
bei Varro, Augustinus, Marcianus Capella, Isıdor usw. Acltere christliche Auto- 
ren werden mehrfach erwähnt. Der zweite Quartband trägt den Titel: Vor- 
alexandrıner. Es finden sich allerlei Zusammenstellungen über die Wert- 
schätzung der Wissenschaften, der Bildung, über die Bezahlung der Philosophen 
und verwandte Gegenstände. Eine genaue Durcharbeitung dieser Angaben wäre 
sicher der Mühe wert. 





Die Zentralküche als Kriegseinrichtung. 
Von 
HENRIETTE FÜRTH. 


Unter den Problemen und wirtschaftspolitischen Aufgaben, die 
durch den Krieg in das Licht einer neuen Betrachtung gerückt worden 
sind, ist eine der wichtigeren die Frage nach der volkswirtschaftlich 
zweckmäßigsten Form der Küchenführung. 

Die sich in diesem Zusammenhang aufdrängenden Erwägungen 
der Sozial- und Familienethik sollen tür diesmal unerörtert bleiben 
und im folgenden die Aufmerksamkeit einem Experiment zugewandt 
werden, das dartut, wie sich unter den erschwerenden Umständen der 
Kriegsteuerung eine der Familienküche nahekommende Massenspei- 
sung durchführen läßt und wie sich diese Massen- zur Einzelwirtschaft 
verhält. 

Gegen Mitte Oktober 1914 wurde, um einem dringenden Bedürf- 
nis zu genügen, im Bornheimer Bezirk VII der privaten Kriegsfür- 
sorge, Abteilung Familienhilfe, eine Kriegsküche für die Angehörigen 
der Kriegsteilnehmer, die der Bezirksfürsorge unterstellten Arbeits- 
losen usw. ins Leben gerufen, die gegen ein Entgelt von Io Pfennigen 
eine Portion Essen, bestehend aus Suppe, Gemüse mit Kartofieln 
oder Kartoffeln mit Fleisch, oder Mehlspeise, abgab. Ueber Zusam- 
mensetzung und Quantitäten de» Verabreichten geben die ange- 
schlossenen, wahllos aus der Anfangszeit des Betriebes herausge- 
griffenen Küchenzettel Auskunft. 

Gedacht war die Einrichtung an erster Stelle für alleinstehende 
Männer und Frauen, für ältere Ehepaare, Mütter mit nur einem oder 
zwei Kindern und endlich für solche kinderreiche Familien, bei denen 
eine besonders kräftige Ernährung geboten schien. Endlich wurde 
das Essen an kopfreiche Familien auch dann verabfolgt, wenn die 
Mutter durch Erwerbsarbeit an ordnungsmäßiger Küchenführung 
gehindert war. Es war vorgesehen. daß das Essen abgeholt und da- 
heim verzehrt weıden sollte. Doch sollte es alleinstehenden Personen 
gestattet sein, das Essen an Ort und Stelle einzunehmen. Mit der 
Zeit hat sich dieser Ortsbetrieb aber so ausgedehnt, daß der eine zu 
diesem Zweck verfügbare Raum für die 90—ı00 Personen, die täglich 
dort essen, nicht mehr ausreicht. 
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Als im Laufe der Zeit die Lebensmittel immer teurer wurden 
und sich daneben die Erwägung aufdrängte, ob es nicht im Sinne der 
Erhaltung der Volksgesundheit zweckmäßiger wäre, die Bezugsbe- 
schränkung durch Erhöhung des Bezugspreises überflüssig zu machen, 
wurde der Beschluß gefaßt, den Bezugspreis auf 20 Pfennig festzu- 
setzen. Die Folge war, trotz der offenkundigen Tatsache, daß es dem 
Privathaushalt nicht möglich war, ein nach Quantität und Qualität 
gleichwertiges Essen um diesen Preis herzustellen, ein erschreckendes 
Absinken der Beteiligungsziffer. Geht man den dafür maßgebenden 
Gründen nahe, so trifft man zum Teil darauf, daß manche kopfreiche 
Familie, die bis dahin täglich 4—5 Portionen zu 40—50 Pfennig ge- 
holt hatte, sich außer stande sah, den doppelten Betrag für eine Mahl- 
zeit aufzuwenden. Zu einem andern und leider nicht geringen Teil 
waren und sind hier auch Unverstand und unwirtschattliches Denken, 
zusammen mit dem Mangel an Einsicht in die Wichtigkeit gesundheits- 
gemäßer Ernährung im Spiel. Statt den immerhin noch geringen, 
hinter den Selbstkosten zurückbleibenden Betrag von 20 Pfennig pro 
Kopf aufzuwenden, zogen es viele vor, sich durch Kartoffeln, Kaffee, 
Wurst, Brot, Bier usw. nicht zu ernähren, sondern zu <ättigen, und 
eine der wichtigsten, aus solchen Erfahrungen zu ziehenden Lehren 
dürfte die sein, die Massen schon von der Schulbank her mit den wesent- 
lichsten Erfordernissen einer ausreichenden und gesundheitsgemäßen 
Ernährungsweise bekannt zu machen. Besondere in den Mädchen- 
schulen sollte man dem seine volle Aufmerksamkeit zuwenden und 
weiter daiür Sorge tragen, daß ein entsprechend ausgebauter, nach 
der Seite der Ernährungshygiene vertiefter hauswirtschaftlicher 
Unterricht als obligatorisches Fach den Pilichtfortbildungsschulen 
eingegliedert werde. 

Wir lassen nun, bevor wir weiter gehen, eine Uebersicht über die 
geldlichen und Beteiligungsverhältnisse des ersten Halbjahres unserer 
Küche folgen. (S. Tab. S. 468 und 469.) 


Der Zuschuß der Zentrale betrug in 6 Monaten 4300 Mark oder 
bei 35 975 Portionen pro Portion 11,95 Pfennig. In diesem Zuschuß 
sind aber auch Erstanschaffungen und noch vorhandene Vor- 
räte enthalten. (Seit März sind seitens der Zentrale keine 
Zuschüsse mehr geleistet worden. Es ist sogar noch ein Kassenbe- 
stand von 700—900 Mark vorhanden.) 

Die reinen Buchkosten (ohne Hinzurechnung der Abnutzungs-, 
Heizungs- usw. Spesen von 10%) betrugen (siche umstehend) 7406,13 
Mark, oder pro Portion 20,6 Pfennig. 

Aus dieser Tabelle geht hervor, daß ın den 6 Monaten des Be- 
stehens der Küche 35 975 Essen verabreicht worden sind. Die Zahl 
der Teilnehmer war von 3277 im Oktober oder einem Tagesdurch- 
schnitt von 163,85 auf 8944 im Januar, gleich einem Tagesdurchschnitt 
von 288,5 gestiegen. Als dann am I. Februar die Erhöhung kam, sank 
der Besuch auf durchschnittlich 170,73. Zurzeit beträgt er etwa 230, 
ist also wiederum im Aufrtieg begriffen und dürfte bei längerer Kriegs- 
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Oktober | 3277 103,85 | ro 327,70 | 563,01 | 128 435,01 
= 20 Tage | | 
1.— 30. | | 
SOyember l 6.044 201,04 | 10 | 604,40 | 1197,19 | 243,65 | 953,54 
= 30 Tage | 
1.—31. 
Dezember 7147 255 10 714,70 : 1381,18 | 238,84 | 1142,34 
— 28 Tage | | 
| 
1.—31. | 
Januar | 8 944 288,5 10 894,40 | 1054,76 | 275,00 | 1379,76 
= 31 Tage | | 
| 
1.—28. l | 
Februar - | = 5 
4089 | 170,73 | 20 | 817,80 | 953,09 | 209,60 | 743,49 
= 24 Tage N | 
ef Air | 
März 5 283 195,7 20 1050,60 | 1355,59 | 242,34 | 1113,25 
= 27 Tage | | 
I..—II. } \ | | 
April (ry a ` 192 20 | 230,40 | 301,31 55,52 | 245,79 
= 6 Tage j 
ni 
Zusammen | | | | 
vr | 35 975 Ze ee 4616,00 | 7406,13 | 1392,95 | 6013,78 
6 Monaten || | 
Im Monats- d | | 
en > 8,86 
durchschnittj] 5 5 995,83 | 206,48 | 709,33 | 1234,35 | 232,16 | 1018, 


dauer und weiteren Preissteigerungen die Höchstzahl vom Januar 
bald überholt haben. (Im Dezember 1915 betrug die Durschnitts- 
zahl der Bezieher 400 pro Tag.) 

Von größerer Bedeutung als diese rein örtlichen und auch ört- 
lich begründeten Schwankungen ist die Frage nach den bei dieser 
Art Küchenführung erwachsenden Selbstkosten. Zur Erläuterung 
und Ergänzung der in diesem Betracht gegebenen Ziffern ist zu be- 
merken, daß die bezüglichen, in Spalte 6 und o aufgeführten Beträge 
die reinen Selbstkosten für verwandtes Material und Löhne darstellen. 
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der Linneschule. 
















































Buch- | + 10% | + 36% | Unser | Unser 1) Zu- 
kosten B ange- | Monats- | Monats- a | RE SC Lohn 
tsach- |nommene e | 
mit Lobn| iche Monats- | zuschuß | zuschuß SE nn. ee oa 
für |Kostenfüri kosten mit ohne a 2 | ohne |g 
| t Essen! ı Tag 1 Essen 
ı Portionjr Portion mit Lohn Löhnen | Löhne = a5, Lohn 
Pie, Die. Mk. | Mk. | Mk. | Pig. Ak, | Pis, 
9 o | v | n | m | vs Im las im | 10 | 13 14 I5 | 16 | yp | œ | n | ee) | mlishio |. 
17,19 18,9 765,89 | 448,19 | 320,18 | 13,8 | 22,59 9,9 | 3,9 
| | 
19,6 21,5 I 628,17 | 1023,77| 780,13 | 16,93 | 34,13 | . 12,90 4,03 
19,39 21,2 1 878,40 | 1163,70 | 924,86 | 10,53 | 40,85 | 13,19 | 3,34 
18,47 20,3 2 250,47 | 1 356,05 | 1081,05 | 15,17 | 43,74 | 12,10 | 3,07 
23,1 25,4 1 296,20 | 478,40 | 268,80 | I1,7 | 19,51 | 6,57 | 5,13 
} 

25,24 27,7 I 843,00 | 787,00 | 544,00 | 14,7 | 29,15 | 10,11 | 4,59 
25,4 27,9 1 409,78 | 179,38 | 123,86 | 14,5 | 27,84 | 10,7 | 3,8 
| 
= = 10 072,51 | 5 436,69 | 4043, gd e = E EEN "ES 
24,50 | 23,01 | 1580,70 | 853,78 | 636,91 | 14,86 ' 32,10 10,88 | 3,99 





In ıhnen sind weder die kleinen Nebenausgaben (Seife, Soda, Putz- 
tüicher, Kaffee, Butter, Marmelade für das Personal), noch auch die 
Aufwendungen für Heizung enthalten. Wir haben für diese Dinge, 
einschließlich der Heizung, die von der Stadt beigestellt wird, einen 
Aufschlag von IO% auf die reinen Selbsıkosten berechnet, der in den 
Angaben von Spalte ro zum Ausdruck kommt. 

Um aber einige Anhaltspunkte für die zur Betreibung einer nicht 


l; Zuzüglich der angenommenen 36°, Unkosten, 
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durch Zuwendungen und ehrenamtliche Arbeit unterstützten An- 
stalt erforderlichen Summen zu gewinnen, wurde ein weiterer Auf- 
schlag von 26%, in Summa also 36% für Verwaltungskosten, Lokal- 
miete, Amortisation des Inventars usw. berechnet (Spalte 1r). Bei 
dieser Annahme beziffert sich der auf das Essen zu leistende Zuschuß 
im Durchschnitt der 6 Monate auf 14,86 Pfennig. Sehen wir uns die 
Monate im einzelnen an, so finden wir zu Beginn einen Zuschuß, der 
sich für das mut Io Pfennig abgegebene Essen auf 13,8 bzw. 16,93 bzw. 
15,17 Pfennig beläuft, der also absolut höher, aber relativ niedriger 
ist, als die bei einem Vergütungssatz von 20 Pfennig notwendig wer- 
denden Zuschüsse von 11,7 bis 14.5 Pfennig. Die darin zum Aus- 
druck gelangende, nicht unerhebliche Eıhöhung der Selbstkosten ist 
einmal auf das fortgesetzte Steigen aller Lebensmittelpreise, zum 
andern aber darauf zurückzuführen, daß mit dem Herabgelen de 
Teilnehmerzahl die gleichgebliebenen Generalunkosten auf eine ge- 
ringere Zahl von Teilnehmern zu verteilen sind. Die Buchkosten für 
eine Portion (Spalte 9) haben sich von 17,9 im Oktober auf 25,4 Dien. 
nig im Apriloder um 42 % erhöht. Der wesentlichste Teil dieser 
Erhöhung ist auf Rechnung der Preissteigerung zu setzen. Der Um- 
stand aber, daß der Januar mit seiner starken Inanspruchnahme der 
Kriegsküche trotz erhöhter Preise einen niedrigeren Ko.tensatz auf- 
weist als die beiden vorhergehenden Monate, während der Februar bei 
stark abgesunkener Besuchsziffer eine Kostenerhöhung von fast fünf 
Pfennigen auf ein Essen zeigt, ist eine Bestätigung der alten Erfah- 
rung, daß Zentralspeiseanstalten nur dann rentabel und somit zweck- 
mäßig sind, wenn sie in großem Stil aufgebaut und durchgeführt 
werden können. ` 

Vielleicht ist aber aus der ganzen Veranstaltung noch ein anderer 
wesentlich negativer Schluß zu ziehen: Es wurde und wird in dieser 
Kriegsküche das geliefert, was man hierzulande als gute Hausmanns- 
kost bezeichnet. Zubereitung und Aufmachung sind durchaus dem 
örtlichen Geschmack angepaßt. Trotzdem machen höchstens 6% 
der Bezugsberechtigten von dieser Vergünstigung Gebrauch, die ab- 
solut nicht den Charakter einer Armenunterstützung, sondern einer 
entgeltlichen Speiseanstalt trägt. Und von diesen 6% besteht min- 
dlestens ein Drittel aus solchen Personen, die kein Heim im eigent- 
lichen Sinne haben und ıhr Essen an Ort und Stelle verzehren. Wenn 
das aber in Kriegszeiten und angesichts einer ungeheuren Teurung 
der wichtigsten Lebensmittel sich so verhält, so ist damit der Beweis 
erbracht, daß mindestens in unserer Zeit die Liebe zum eigenen 
Kochtopf alle noch so großen Annehmlichkeiten anderer Art über- 
wiegt. 

Trotzdem sollte man daran denken, wenigstens einige dieser Kriegs- 
küchen in Daueranstalten zu verwandeln. Hat doch die ständig wach- 
sende Zahl derer, die an Ort und Stelle ihr Essen einnehmen. dargetan, 
daß es gerade für Alleinstehende und in gewissem Sinne Heim- und 
Heimatlose an ausreichenden und bei sorgfältiger, dem Ortsgeschmack 
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angepaßter Kochweise ausreichend billigen Speiseanstalten fehlt. 
Hier auf- und auszubauen wird eines Tages ein verdienstliches Frie- 
denswerk werden. 


Montag, den 26. Oktober 1914. 





30 Pfund Kartoffeln —.92 
Grünzeug —.20 
20 Suppenwürfel —.56 
ı Pfund Salz —.09 
35 » Aepfel 2.80 
Lé Zucker —.33 
Zimmt —.05 
30 Pfund Gemüsenudeln 15.75 
6%, Brote 2.33 
3  Tagelöhne 5.25 
ı Tagelohn 2.50 
30.78 


164 Portionen pro Kopf 18,77 Pfennig. 


Dienstag, den 27. Oktober 1914. 


175 Pfund Kartoffeln 5.36 
39 »„ Fleisch 31.20 
3 „ Fett 1.80 
5 vw ` Mehl 1.— 
8 Brote 3.24 
2 Liter Salatöl 1.64 
Essigessenz —.05 
Pfeffer —.Io 
Nudeln Geschenk 

2 Pfund Zwiebeln —,12 
4 Tagelöhne 7.75 
52.20 


200 Portionen pro Kopf 26,13 Pfennig. 


Mittwoch, den 28. Oktober 1914. 


140 Pfund Kartoffeln 4.28 
100 ,„ Spinat Geschenk 
3 „ salz —.27 
21, „ Mehl —.,50 
3 „» Fett 2.10 
Natron —.20 

Muskat —.20 

Pfeffer —.05 

8 Brote 3.24 
8 Pfund Gerste 2.08 
Grünzeug —.25 

4 Tagelöhne Zen 
ı Tagelohn 2.50 
22.07 


186 Portionen pro Kopf 12,2 Pfennig. 
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Donnerstag, den 29. Oktober 1914. 


I 
Io 
8 


Pfund Gries 
„» Zwiebeln 
a Salz 
Pfund Fett 
Brote 
Liter Salatäj 
Essig, Pfeffer 
Erbswurst 
Salat 
Pfund Zucker 
gr Zimmt 
Pfund Grünkern 


Liter Milch 
Löhne 

30 Pfund Reis 
Kartoffeln 


10 


2.60 
—,18 
—.27 

1.40 

3.78 
—.42 
—,10 
—.45 
—,00 
—.22 
—.05 

2.80 

2.40 

7:75 

5.10 


1. 


29.12 


218 Portionen pro Kopf 13,36 Pfennig. 


Freitag, den 30, 


185 Pfund Kartofieln 
3 Së Salz 
2 vn Zwiebeln 
40 Suppenwüriel 
3 Piund Fett 
5 »„» Mehl 
o Brote 
40 Pfund Lunge 
La a Kattee 
3 Löhne 
ı Lohn 
Trambahn 
Diverses (Schmalz) 


Oktober 1914. 
5.06 
—.27 
—.12 
1.12 
2.10 
L— 
3.24 
14.70 
Eed 
7:75 
2.50 
2.— 
4.90 
46.11 


219 Personen pro Kopf 19 Pfennig. 


Samstag, den 31. 


Loo Pfund Kartoffeln 


GO S Weißkraut 
12 Se Gries 

3 e Salz 

3 2) „ Fett 


40 Maggiwürfel 
Kümmel, Natron 

4 Löhne 

o Brote 


Oktober 1914. 


3.06 
I.20 
3.12 
—.30 
2.45 
1.12 
—,40 
7-75 
3.24 
22.64 


194 Portionen pro Kopf ız Pfennig. 
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Sonntag, den r. November 1914. 





200 Pfund Kartoffeln 6.12 
6 Brote 2.16 
4 Liter Salatöl 3.24 
6 Pfund Salz —.54 
8 „ Zwiebeln —.40 
2 .„ Fett 1.36 

Pfeffer —,10 
30 Pfund Fleisch 30.— 
A an Mehl —.80 
3 Löhne 5.50 
20 Maggiwürfel —.50 

50.78 


174 Portionen pro Kopf 29 Pfennig. 


Montag, den 9. November 1914. 





101, Liter Milch 2.52 
45 Pfund Reis 14.40 
A vw Zucker —.88 
li „  Zimmt —.IO 
11, Fett 1.02 
2 „ Mehl —.40 
2 „ Salz —.18 
30 „ Kartoffeln —.92 
6 Brote 2.28 
4 Löhne, 3 & 2.—, I & 2.50 8.50 
31.20 


167 Portionen pro Kopf 18,68 Pfennig. 


Dienstag, den 10. November 1914 





150 Pfund Kartoffeln 4.60 
455 on Fleisch 30.— 
A o Fett (Schmalz) à 0.70 2.80 
Son Mehl Lu 
A » Salz —.,36 
1,5 ,„ Gries 0.42 
7 Brote 2.70 
0,5 Pfund Butter —.80 
ı Liter Milch —.22 
Grünzeug, Muskat usw. —.20 

4 Löhne 8.30 
57.40 


188 Portionen pro Kopf 30,5 Pfennig. 
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Mittwoch, den rt, November 1914. 


Grünkernsuppe. 

13 Pfund Grünkern 4.55 
1,5 „ Pflanzenfett à 0.60 —.,80 
1,5 „ Mehl —.30 

Spinat und Kartoffeln 
Bo Pfund Kartoffeln 6.84 
Spinat Geschenk der Stadtgärtnerei 
3 Pfund Pflanzenfett 1.80 
5 Mehl 1.— 
Sr 6 Salz —.27 
7 Brote 270 
Grünzeug, Gewürze —.30 
4 Löhne 8.36 


27.02 


187 Portionen pro Kopf 14,5 Pfennig. 
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F. M. Dostojewskis Politische Schriften *). 
Von 
ARTHUR SALZ. 


Vorbemerkung. 


Es war von jeher das schöne Vorrecht und der Stolz der Deutschen, 
in dem weiten Reiche des Geistes ein liberales Gastrecht sowohl willig 
zu gewähren als gerne in Anspruch zu nehmen. Ueberall fühlt er sich 
heimisch in den unendlichen Bezirken und stets bereit, aus der Fülle 
neidlos zu spenden aber auch das Gute anzuerkennen und sich anzuver- 
wandeln wo es zu finden ist. Wenn je ein Volk würdig gerüstet war 
für die Weltherrschaft, die nicht brutale Ausbeutung, noch ein ange- 
maßtes Schiedsrichteramt ist, sondern Kraft des Miterlebens und 
wirksamer Austausch der edelsten Kräfte, so ist es das deutsche. In 
Jahrzehnten und Jahrhunderten geistiger Zucht herangereift braucht 
es vor keiner Verantwortung, die ihm die geistige, sittliche, politische 
Hegemonie auferlegen sollte, zurückschrecken. Nie lebten wir in dem 
Dünkel, den Geist und den Mut allein gepachtet zu haben, nie war es 
deusche Art, den Feind als Volk herabzuwürdigen, um die eigene Sache 
desto gerechter erscheinen zu lassen. 

In diesen Tagen da Neid und Haß ein ganz verzerrtes Bild unseres 
Wesens gezeichnet haben, erscheint es mir nicht unwürdig, unserem 
Wesen ganz treu bleibend, uns zum Bewußtsein zu bringen, mit wel- 
chen Plänen, mit welchen nicht bloß wirtschaftlichen, sondern 
sittlichen Interessen, Idealen, Ansprüchen, welthistorischen Zweckset- 
zungen nicht allein wir selbst, sondern auch unsere Gegner in diesen gi- 
gantischen Kampf eingetreten sind. Als einen kleinen Anfang und ersten 
Beitrag möchte ich die nachstehenden Aufzeichnungen betrachtet 
wissen, die im Jahre 1908 gelegentlich einer Uebersetzung der Dosto- 
jewskischen Politischen Schriften niedergeschrieben worden sind und 
die ich, mögen sie im einzelnen korrektur- und ergänzungsbedürftig 
sein, unverändert dem Drucke übergebe. Was Volk ist, sein kann und 
sein soll, alles Große und Größte, was dieses eine Wort umschließt, 
dessen Sinn uns abhanden zu kommen drohte, das könnten wir, er- 
lebten wir es nicht gerade in Stolz und Schmerz am eigenen Leibe, 
bei diesem Russen lernen. 





PETER IR, % be 
*) F. M. Dostojewski, Politische Schriften (Sämtliche Werke, herausgeg. 
von Moeller van der Bruck, 13. Bd.); München und Leipzig, R. Piper u. Co, 
eben in zweiter Auflage erschienen. 508 S. geb. M. 4.—. 
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Von den Völkern Europas sind die Russen wohl als einziges dem 
Westeuropäer ein Problem. Wir haben das Gefühl von etwas Rätsel- 
haftem, Unbestimmten, Dunklen, wenn wir Rußland sagen, wir 
finden uns in diesem Teil der Menschheit nicht so leicht zurecht, er- 
schöpfen ihn mit unseren gewohnten Kategorien nicht so restlos, wie 
irgendeinen anderen. Und nicht bloß das Land und Volk so im ganzen 
hin erleben wir als ein Fremdes, vielmehr zu jedem einzelnen — mag 
er noch so sehr unseren Lebensformen angepaßt sein — haben 
wir ein so starkes Gefühl der Distanz, als sonst nötig ist, um eine Person 
ästhetisch — als Kunstwerk — zu apperzipieren. Dieses Rußland und 
sein Volk, in der Dunkelheit ihres halbunbewußten Seins, sind darum 
auch ein so dankbarer Stoff für literarisch-künstlerische Behandlung, 
und der russische »Naturalismus« wirkt aus dem Grunde so ungemein 
künstlerisch, weil hier der Stoff schon vorpräpariert, der Gegenstand 
von der uns sonst bekannten Wirklichkeit genügend poetisch distan- 
ziert ist. Hier hat der Dichter, um ein vollendetes künstlerisches 
Ganzes zu schaffen, wirklich nichts anderes zu tun, als die Wirklichkeit 
— die russische Wirklichkeit — nachzuzeichnen, denn diese ist schon 
in der künstlerisch verwertbaren Form gegeben. Wie so ganz anders, 
glaubhafter, ungezwungener »natürlicher« wirkt der »naive« Natu- 
ralismus eines Dostojewski im Vergleich zu dem psychologischen eines 
Ibsen oder dem moralisierenden eines Zola! 

Woher nun dieses Gefühl der Unbekanntheit, dieser Reiz der 
Fremdheit, der allem Russischen als besondere Nuance anhaftet ? Kei- 
neswegs hat diese psychische Distanz etwas mit der räumlichen zu 
tun, sonst müßte uns am Ende ein Amerikaner interessanter erscheinen 
als ein Russe oder ein Franzose, indes doch Tatsache ist, daß er uns 
schon langweilt, noch ehe er den Mund auftut. Wir kennen ihn viel zu 
gut, als daß er uns etwas bedeuten könnte. Aber es gibt Russen, bei 
denen jeder Blick, jedes Wort, jede Bewegung einer Hand Selt- 
samkeit atmet. Es scheint mir, allem Russischen gegenüber haben wir 
das Gefühl von etwas noch Unentdecktem, Unerlöstem, Unausgewickel- 
tem, was noch nicht ans volle Tageslicht gekommen ist, einer Anhäu- 
fung von Kräften, die noch nicht wirksam geworden sind. Die unent- 
wickelte Massigkeit dieDynamis als solche bedrängt, bedrückt und erfüllt 
uns mit dem Eındruck der brutalen Größe, des Dämonischen. Aber nicht 
nur wir Westeuropäer, die Russen selbst erleben sich und ihr Volk so pro- 
blematisch, und diese Gefühle sind es, die den geistigen Führern des Lan- 
des imm:r wieder das Interesse für Politik, für äußeres Geschehen wach- 
halten. Esist doch nicht zu leugnen, daß bei allen Völkern das allgemeine 
Interesse an der Politik in dem Maße abnimmt als alle Dinge »klar- 
liegen«, je »civilisierter« in diesem Sinne ein Volk wird, und man wäre 
versucht, ceteris paribus die Beteiligung der Intelligenz an der Tages- 
politik zum Maßstab für die Entwicklungshöhe eines Volkes zu neh- 
men. Nicht weil die Menschen blasierter werden, sondern weil im Fort- 
schritt der Entwicklung eines Volkes die aktuelle Politik zu wenig 
menschlich wertvolle Probleme bietet und man selten an die äußersten 
Werte rührt, weil sich alles wie von selbst abrollt erlahmt das 
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theoretische und praktische Interesse der Intelligenz an der Poli- 
tik. Anders in Rußland; dort waren und sind (zum Unterschied 
etwa von Deutschland, Oesterreich) alle bedeutenden Geister voll 
des glühendsten Interesses für das Land und seine Geschicke 
und Flauberts Wort la politique est faite pour la canaille gilt 
nicht für sie, denen Politik im weitesten Sinne zur Leiden- 
schaft, Glaubenssache geworden ist. Mag sein, daß im rus- 
sischen Volkscharakter ein lebhafterer politischer Instinkt und 
Trieb zur Politik liegt wie im deutschen, der allenthalben doch ein 
Zoon apolitikon ist oder gewesen ist, aber dies genügt wohl doch 
kaum zur Erklärung, daß alle die erlesenen Geister des russischen Volkes 
sich auch dauernd zur Politik als zu einem Problem, ja wohl zum 
Problematischen der Politik sich hingezogen fühlen. Und sie alle treten 
mit einer Art religiöser Scheu an diese Dinge heran und benützen die 
wirklichen Ereignisse und Tatsachen gewissermaßen als Vorwände, 
an denen sie ihre politische Metaphysik sich bewähren lassen. Darum 
sind auch dort die Dichter in ganz anderem Sinne als bei uns etwa 
Führer und Bildner des ganzen Volkes. Im Mittelpunkt dieser Meta- 
physik aber steht die geheimnisvole Kraft des russischen Volkes, das 
ein schlafender Riese, am Tage des Erwachens die Welt umwälzen wird, 
ein alter, junger Held, seiner Kraft sich nicht bewußt, zur Untätigkeit 
verdammt, doch nahe daran, sich aufzuraffen und ungeahnte Fähig- 
keiten zu entwickeln : — das ist Rußland, das ist das russische Volk. 
O daß nur dieser Held nicht dem Mädchen gleiche, das Tag für Tag 
und Jahr für Jahr auf das große Unbekannte, tief Geheimnisvolle 
wartet, das sie sehnend ahnt und dessen Eintritt sie im Grunde ihres 
-Wesens erschüttern wird. Und sie wartet und wartet — und eines Mor- 
gens wacht das Mädchen auf — mit grauem Haar, eine alte Jungfer. 
Es ist für Rußland ein Glück und Unglück zvgleich, daß dieser 
eschatologische Glaube an das russische Volk als den Messias der Völker 
nicht nur besteht, sondern wirksam ist, daß es immer wieder größte 
Geister gibt, die von dieser politischen Idee oder vielleicht Illusion 
leben und damit sterben. Ein Glück : denn dieser Glaube erhält 
angesichts der traurigsten Wirklichkeit alle bei der gerade noch aus- 
reichenden Energie und führt sie aufrecht an den Abgründen der Ver- 
zweiflung vorbei; ein Unglück, weil diese Genies in der gläubigen An- 
betung der Volksseele den eigentlichen Fortschritt, der in der täglichen 
Arbeit an sich selbst besteht, hindern und mit Ueberspringung einer 
oder mehrerer — wie es scheint, nun einmal unentbehrlicher — Zwi- 
schenstufen die edlen, originalen, erdhaften Volkskräfte konservieren 
wollen — ja wozu ? — bis zu dem Tage, da sie sich ihrer innersten 
Dynamik und Bestimmung gemäß von selbst und aus sich selbst olıne 
erlösenden Messias gigantisch formen werden. Sie sind — diese großen 
Propheten — Reaktionäre in dem Sinne, daß sie dem Europäismus ent- 
gegenwirken und für ihr heiliges russisches Volk eine ganz exceptio- 
nelle Stellung innerhalb der Kulturmenschheit postulieren, eine Zwi- 
schenstellung zwischen genus europaeum und asiaticum, zwischen 
barbarisch und zivilisiert, gebildet und ungebildet, grausam und 
31 * 
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milde, an die jeder Russe, welcher Gesellschaftschicht immer, sich 
anpassen, nach der er sich formen soll. Da nun aber die Anpassung des 
Tieferstehenden an den Höherstehenden leichter ist als das umgekehrte, 
so verlangen sie ın der Tat für die praktische, öffentliche Moral sehr 
viel: eine seelische »Vereinfachunge die bestenfalls ein hohes Maß 
ethischer und humaner Qualitäten, aber kaum der politischen Tüch- 
tigkeit bedeutet. 

Anlaß zu den vorstehenden Bemerkungen geben die politischen 
Schriften Dostojewskis, die sowohl an sich bedeutsam als auch für die 
Vervollständigung der Kenntnis des Dichters wertvoll sind. Von vorn- 
herein kommt diesen Schriften ein großer Vorteil zugute. Jedermann der 
aus den Romanen die sublime Beobachtung, die Schärfe der Analyse, 
die fast peinliche Konsequenz Dostojewskis kennt, wird in leicht be- 
greiflicher Uebertragung aller dieser Fähigkeiten auch das politische 
Urteil dieses Schriftstellers gläubig hinnehmen. Dabei wird nur über- 
sehen, daß was dichterisch Wahrheit ist, politisch Dichtung sein kann, 
anders ausgedrückt, daß Dostojewskis Werk ein Ganzes, aus einer 
göttlichen Inspiration geboren, das Werk eines gottbegnadeten Dich- 
ters ist. Aber dagegen bleibt zu erinnern, daß tiefes Verständnis 
für die Sache eines Volkes nicht unbedingt eine Sache größeren oder 
kleineren Wissens, stärkeren oder schwächeren Verstandes ist, son- 
dern auch wieder der Intuition und Einfühlungsfähigkeit, des Mit- 
lebens und Mitleidens, und daß just Dichter und Seher von altersher 
als die besten, ja einzigen Volksinterpreten gegolten haben. Solon war 
ein Dichter wie Homer und Moses und die Propheten waren Sänger und 
Seher. Mag also immerhin das Urteil über eine einzelne oo sche Frage 
falsch oder trübe sein, so kann doch das was über das Wesen des Vol- 
kes und seine Eigentümlichkeit, über das Material, mit dem die 
Politik arbeitet, gesagt wird auf tiefster Erkenntnis beruhen. 

Im folgenden soll eine Analyse der politischen Hauptideen Dosto- 
jewskis als eines repräsentativen Geistes seines Volkes versucht werden; 
damit wird aber, wie ausdrücklich betont sei, nicht die Absicht ver- 
bunden, eine Geschichte der politischen Parteien oder gar der re- 
ligiösen Sekten Rußlands zu geben, sondern aus dem politischen 
\Werke eines einzelnen Schriftstellers wird das zusammengenommen, 
was uns für die Charakteristik des russischen Volkes bedeutsam 
und als Geistesrichtung typisch erscheint. Die Einteilung, die man 
den politischen Schriften gegeben hat, bezeichnet die Pole, zwischen 
denen das geistige Leben Rußlands sich bewegt: Westeuropäisches, 
d. h. die Zivilisation, Orientalisch - Asiatisches, d. h. Kultur, da- 
zwischen das eigentlich Russische. Es ist das wichtigste, wie Dosto- 
jewskian das russische Problem herantritt, mit welchen Grund- 
sätzen, mit welcher Methode. Er stellt in die Mitte seiner Betrach- 
tungen das Volk und seinen Geist. »Ich wünsche nur, daß man wisse: 
daß ich zuerst und vor allen Dingen für das Volk stehe, daß ich an 
seine Seele, an seine Kräfte, deren Kräfte noch niemand von uns zu 
ahnen scheint, wie an ein Heiligtum glaube, hauptsächlich aber an die 
errettende Bedeutung des großen, alles erhaltenden und aufbauenden 
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Volksgeistes.« Die Wirklichkeit kann diesen ole’sten Glaubensartikel 
nicht alterieren, man dürfe das Volk eben nicht darnach beurteilen und 
lieben, wiees ist, sondern wie es zu sein wünscht und sich selbst vorstellt 
— ein tiefer, ein erlösender Gedanke, ohne den wir z. B. auch zu keiner 
Wertung der Antike kommen, ohne den wir uns selbst nie erkennen 
wü den. Schon hier wird offenbar, daß der Dostojewskische Be- 
griff des Volkes nichts mit Ethnologie, nichts mit der Phrase Natio- 
nalität zu tun hat; aber er ist das Zentrum seiner Metaphysik, und 
sein ganzes Werk ein einziges großes Symbol des Volkes. Wir müssen 
weit zurückgehen ın der Geschichte der Religion, um eine solche 
sorganische« Beziehung zwischen Einzelseele und Gesamtheit zu 
finden; es sind die Zeiten der nationalen Religionen und der he- 
roischen Epochen des Völkerdaseins. Wie das Auge des Verliebten 
an dem Gegenstande seiner Neigung immer neue Qualitäten entdeckt, 
so ist sein Blick auf die »Schönheit der Barbarei« eingestellt, wo wir mit 
unseren blöden westeuropäischen Augen nur ein dunkles unerfreuliches 
Einerlei sehen. Eine für die realen Notwendigkeiten des Tages nicht 
unbedenkliche weil absolute Betrachtungsweise; denn in dem 
Zwiespalt zwischen dem was das Volk ist, und was es — bestenfalls — 
sein möchte, liegt die ganze Untätigkeit und Unfähigkeit zu Größerem 
eingeschlossen. Es hat denn auch diese Art der Betrachtung, die, wie 
wir sehen werden, nicht spezifisch Dostojewski, sondern einer allgemeinen 
russischen Geistesrichtung entspricht, alsbald den Unwillen derer erregt, 
die gerade in der Erziehung des Volkes zur Zivilisation die beste Schule 
für das künftige Selbstbestimmungsrecht des Volkes erblicken. »Ein 
Feind des Mystizismus und Absolutismus« schreibt einmal Turgenjew 
an Herzen, »kniest Du mystisch vor dem russischen Schafpelz, und in 
ihm erblickst du den großen Segen, die Neuheit und Originalität der 
künftigen gesellschaftlichen Formen, kurz das Absolute — jenes Ab- 
solute, über welches Du in der Philosophie Dich so lustig machst, alle 
Deine Götzen liegen in Trümmern, aber nie soll man ohne einen solchen 
leben — man errichte also dem Schafpelz, diesem unbekannten Gotte, 
einen Altar; zum Glück weiß man nichts von ihm, — und so kann man 
wieder beten, glauben und hoffen Zi 

Wie charakterisiert nun Dostojewski diesen russischen Volksgeist ? 
Er ist tief durchdrungen von der unendlichen Güte des russischen 
Volkstums. Es gibt bei uns keine schlechten Menschen, so sagt er, son- 
dern nur untaugliche. Der schlechteste ist sich seiner Schlechtigkeit 
bewußt und weiß, daß das Gute hölıer steht. Er gibt zu, das Volk sei 
roh, unwissend, lasterhaft, — aber gutmütig, aufrichtig, seelisch ein- 
fach, mit einem weiten, offenen Verstand begabt und wahrheitliebend. 
Sie wissen nur nicht, wo die Wahrheit liegt; wüßten sie es, würden 
sie alles für sie hingeben. Eine unendliche moralische Energie wohnt 
diesen Menschen inne, die nur das Ziel ihrer Betätigung noch nicht kennt. 
»Das Volk ist reinen Herzens, es muß nur noch erleuchtet werden.e 


1) Vgl. Konstantin Kawelins und Iwan Turgenjews Sozialpolitischen Brief- 
wechsel mit Alex. Herzen, Bibliothek russ. Denkwürdigkeiten, herausgeg. von 
Schiemann 4. Band, Gotta 1894. 
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S:ine Rückständigkeit kommt von einer zweihundertjährigen Ent- 
wöhnung von der Arbeit her und durch Arbeit wird sie vollends ver- 
schwinden. Vom Volke ist alles zu erwarten, das Volk ist die Wahr- 
heit und vor ihr müssen sich alle beugen. Alle Parteien sind einig in 
der Liebe zum Volke, in der gleichen Liebe zum Idealen liegt der 
tiefste Berührungspunkt der russischen Gesellschaft mit dem Volke. 
Streit besteht nur über die Mittel, wie man dem Volke am besten diene. 
Während die Westler in der Assimilation an (ein übrigens idealisiertes) 
Europa das Heil der Völker sehen, glaubt die andere Partei (die natür- 
lich wieder ihre zahlreichen Sekten hat) und mit ihr Dostojewski, daß 
die europäische Zivilisation für Rußland wegen seiner Besonderheit 
unbrauchbar, und nicht die Abstreifung, sondern gerade die Ent- 
wicklung aller eigenartigen Volkseigentümlichkeiten der erstrebens- 
werte Weg sei. So schreibt etwa ein Gegner dieser Volksvergötterung, 
der nicht nur über die Mittel, sondern über die Sache selbst unklar 
sei: »Sie dagegen, meine Herren, indem sie auf Grund eines deutschen 
Denkprozesses von einer kaum verstandenen und verständlichen 
Volkssubstanz jene Principien abstrahieren, auf welchen, wie Sie 
meinen, das Volk sein Leben aufbauen wird, Sie irren im Nebel umher, 
und was am allerwichtigsten ist, eigentlich sagen Sie sich von der Re- 
volution los — weil das Volk, vor dem Sie sich beugen, konservativ 
par excellence ist und sogar die Keime einer solchen Bourgeoisie im ge- 
gerbten Schafpelze mit ihren warmen und schmutzigen Bauernhütten, 
mit dem immer bis zum Sodbrennen vollgestopften Wanste und dem 
Widerwillen gegen jede bürgerliche Verantwortlichkeit und Selbsttätig- 
keit in sich trägt... .« 

In der Trennung der oberen Schichten der Intelligenz vom Volke, 
einer der verhängnisvollsten Wirkungen der Reformen Peters d. Gr. 
erblickt Dostojewski das ganze gesellschaftliche Uebel Rußlands, 
die Vereinigung aller zum Dienste des Volkes ist das, worauf 
sich die Zukunft Rußlands gründet. Diese allgemeine Solidarität in 
der Liebe zum Volk wird nun im Religiösen verankert. Rußland hat 
die Mission, ein neues Christentum zu schaffen, oder vielmehr die ur- 
sprüngliche Idee des Christentums zum erstenmale in der Welt zu 
verwirklichen. In der russischen »Rechtgläubigkeit« hat sich, meint 
Dostojewski, die Wahrhaftigkeit Christi allein erhalten, aus ihr wird 
die universale Erneuerung der Menschheit hervorgehen. Das Volk 
lebt in einer religiösen Atmosphäre und Idee. »Im Grunde genommen 
hat es gar keine andere Idee denn diese, und aus ihr kommt alles bei 
ihm«... Diese Idee aber erkennt die Intelligenz nicht an, sie macht 
den großen Fehler, ım russischen Volk keine Kirche anzuerkennen, 
und darum bleibt sie auf dıs Volk ohne Wirkung, das nur den als zuge- 
hörig anerkennt, der in dieser Idee lebt. Die religiöse Idee ist gewisser- 
maßen der gemeinsame Grundton, der das ganze bunte Leben des Volkes, 
alle seine sonstigen Ideen und Strebungen beherrscht. In dem Glauben 
an die Auserwähltheit des Volkes und seine Bestimmung, in der Ueber- 
zeuzung, daß das russische „das einzig Gott-tragende Volk ist, das da 
kommen wird, die Welt zu erlösen und zu erneuern mit dem Namen des 
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neuen Gottes, das einzige Volk, dem der Schlüssel des Lebens und des 
neuen Wortes gegeben sind« — in diesem Glauben liegt etwas von dem 
Ueberschwang messianischer Hoffnung des alten Israel (mit dessen Ge- 
schichte überhaupt die russische eine merkwürdige innereVerwandtschaft 
aufweist: wie bei diesem, so enthob auch beim russischen Volk das Be- 
wußtsein der »Rechtgläubigkeit«, »die ewige, in Rußland ewige Wahr- 
heit« als Monopol zu besitzen, eingestandenermaßen der Pflicht jeder 
anderen Bildung, und es erschöpft sich das geistige Leben des Volkes 
hier wie dort in der sorgsamen Behütung dieses einzigen Schatzes). 

Die geschichtphilosophische Fundierung und Rechtfertigung die- 
ses Glaubens des Volkes an sich selbst findet sich am deutlichsten in 
einer Stelle der »Dämonen«, die wir in ihrer ganzen Breite anführen, 
weil sich darin vielleicht am schärfsten die Elemente der geistigen 
Struktur Dostojewskis offenbaren. »Noch kein einziges Volks, spricht 
hier Dostojewski durch den Mund eines echten Russen, »hat sich mit 
Vernunft und Wissen zu einem Volke gemacht. Dieses Beispiel hat noch 
kein Volk gegeben außer vielleicht in einem Augenblick der Torheit. Der 
Sozialismus muß schon seinem Wesen nach Atheismus sein, denn er ver- 
kündet gleich mit seinem ersten Grundsatze, daß er ausschließlich auf 
Vernunft und Wissen eine Welt aufzubauen beabsichtigt. Vernunft und 
Wissen jedoch haben im Leben der Völker stets nur eine zweitrangige, 
untergeordnete, eine dienende Rolle gespielt. Und das wird ewig so blei- 
ben! Von einer ganz anderen Kraft werden die Völker gestaltet und auf 
ihrem Wege vorwärts getrieben, von einer befehlenden und zwingen- 
den Kraft, deren Ursprung vielleicht unbekannt und unerklärlich 
bleibt, die aber nichtsdestoweniger vorhanden ist. Es ist die Kraft 
des drängenden Willens im Volke, sein eigenes Ende zu erreichen, 
und die sich dabei doch zu gleicher Zeit ständig dieses Ende erwehrt. 
Es ist die Kraft einer ungeheueren Bejahung des Lebens und zugleich 
einer ungeheueren Verneinung des Todes. Es ist die Kraft der ewig 
fließenden Wasser des Seins, von denen die Schrift sagt, und mit 
deren Versiegen die Apokalypse so furchtbar droht. Es ıst der äs- 
thetische Trieb, wie die Künstler, es ist der moralische Trieb, wie die 
Philosophen ihn nennen. Ich sage einfach : es ist der Trieb zu Gott. 
Das ewige Ziel der ganzen Bewegung eines Volkes, jeder besondere 
Teil in jedem Abschnitt seiner Geschichte liegt immer und einzig in 
seinem Suchen Gottes, in seinem Trieb nach Gott — nach seinem Gott, 
unbedingt nach seinem eigenen Gott, sowie der Glaube an diesen 
Gott als den einzig wahrhaftigen dann zum Symbol des ganzen Vol- 
kes wird. Noch nie ist es vorgekommen, daß zwei oder mehrere Völker 
ein und denselben Gott gehabt hätten. Jedes Volk hat stets seinen 
eigenen Gott gehabt. Wenn die Götter sich vermischen, dann ver- 
mischen sich auch die Völker und sterben dahin mit ihren Göttern. 
Je größer und stärker aber ein Volk ist, desto eigener gehört ihm 
auch sein Gott an. Nie noch hat es cin Volk ohne Religion gegeben, 
wie noch nie ohne Gut und ohne Böse. Jedes Volk hat seinen eigenen Be- 
griff von Gut und Böse und sein eigenes Gut und sein eigenes Böse. 
Wenn bei vielen Völkern die Begriffe von Gut und Böse gemeingültig 
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zu werden beginnen, dann vermischt sich und verschwindet der Un- 
terschied zwischen Gut und Böse, und die Völker gehen zugrunde. 
Nie noch sınd Vernunft und Wissen fähig gewesen, Gut und Böse zu 
erklären, oder selbst das Gute vom Bösen zu trennen. Im Gegenteil, 
stets noch haben beide Gut und Böse nur kläglich und schimpflich 
miteinander verwechselt. Die Halbwissenschaft voran, die schreck- 
lichste aller Geißeln der Menschheit, furchtbarer als Pest, Hunger und 
Krieg, vor der sich alles beugt in einem Aberglauben, vor der sogar 
die wahre Wissenschaft erzittert und dem sogar sie noch schmach- 
voll beipflichtete.... Auch für das russische religiöse Ideal, den ex- 
klusiven, völkischen Gott, gibt Dostojewski gelegentlich eine ge- 
schichtsphilosophische Begründung. »Ich erniedrige Gott zu einem 
einfachen Atribut des Volkes ? Im Gegenteil, umgekehrt, ich erhebe 
das Volk bis zu Gott ! Das Volk, — das ist der Körper Gottes! Jedes 
Volk ist ja nur so lange Volk, wie es noch seinen besonderen, seinen 
eigenen Gott hat, und all die anderen Götter der Erde stark und grau- 
sam von sich stößt, so lange es noch glaubt, daß es nur mit seinem 
Gott siegen und alle anderen Götter und Völker sich unterwerfen kann. 
Das haben alle großen Völker der Erde von sich und ihren Göttern 
geglaubt, alle, die je die Führung der Menschheit übernommen haben. 
Die Juden haben nur gelebt, um den wahren Gott zu erwarten, und 
so haben sie denn jetzt der Welt den wahren Gott hinterlassen. Die 
Griechen haben die Natur vergöttert und den Nachkommen die- 
jenige Religion, die die ihre wat, Denken und Schaffen, Philosophie 
und Kunst hinterlassen. Rom hat das Volk im Staate vergöttert und 
den Völkern den Begriff des Staates vermacht. Frankreich dagegen 
hat in seiner ganzen langen Geschichte nur der Verkörperung und 
Entwicklung des Gottes »Katholizismus» gedient, bis es dann schließ- 
lich in sein Gegenteil umschlug und sich auf den Atheismus warf, 
der bei den Franzosen vorläufig noch Demokratismus heißt, wobei 
aber doch schließlich Atheismus immerhin gesunder ist als Katho- 
lizismus. Aber nein, wenn ein großes Volk nicht glaubt, daß es ganz 
allein fähig und berufen ist, alle anderen Völker zu erwecken und sie 
mit seiner Wahrheit zu erretten, so verwandelt es sich sofort in ein 
Nichts, in ein ethnographisches Material vielleicht, doch ein Volk wird 
es nicht mehr sein, und erst recht kein großes Volk ! Ein wahrhaft 
großes Volk kann sich auch nie mit einer zweitrangigen Rolle in der 
Menschheit zufrieden geben, und auch nicht mit einer erstrangigen, 
sondern es muß unbedingt und ausschließlich das Erste unter den 
Völkern sein wollen. Und ein Volk, das diesen Glauben verliert, ist 
kein Volk mehr ! Doch da es nur eine Wahrheit gibt, kann auch nur 
ein einziges Volk den einzig wahren Gott haben. Mögen andere Völker 
auch ihre eigenen und noch so großen Götter besitzen. Das einzige 
Gotträger Volk aber, das sind wir, das ist das russische Volk!« — 
Mit diesem Glauben ausgerüstet, wird Rußland das Werk der 
Regeneration der Menschheit vollbringen, in dem es seine nationale 
Idee, die in ıhm als dauernde Volksleidenschaft, nicht als ein augen- 
blicklicher Aufschwung der Seele lebt, verwirklicht : die allbrüder- 
liche Vereinigung der Menschheit. 
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Der »Allmensch«, die Aktivität gewordene Passivität, der aus 
der Menschheit zusammengesetzte Mensch (nicht der schöpferische 
«Uebermensch«) ist das russische, im Bewußtsein des Volkes angeblich 
lebendige Ideal. Die nationale Solidarität wird zur kosmopolitischen 
erweitert und als der auf religiösem und nationalem Fundament ru- 
hende russische Sozialismus bezeichnet. Das Ideal der Allmenschheit 
heißt der Glaube daran, daß einstmal vor dem Lichte der Vernunft 
und Erkenntnis die natürlichen Schranken und Vorurteile, die bis 
heute noch die freie Gemeinschaft der Nationen durch den Egoismus 
der nationalen Forderung vereiteln, fallen werden, und daß dann erst 
die Völker beginnen können, in einem einheitlichen Geiste und ein- 
hellig wie Brüder zu leben, vernünftig und liebend bestrebt nach all- 
gemeiner Harmonie. Dieser Glauben findet sich nirgends in der Welt, 
bei keinem einzigen Volk in Europa oder höchstens als matte, studier- 
stubenhafte Erkenntnis, in Rußland aber seien alle und auch die ver- 
schiedensten Parteien, die Westier wie die Slavophilen und Nationa- 
listen, von diesem Glauben tief durchdrungen. »Von uns glauben 
alle daran, sei es mit vollem Bewußtsein in der intelligenten Welt, sei 
es ganz einfach mit lebendigem Instinkt im einfachen Volke, dem seine 
Religion schon befiehlt, an diesem Glauben festzuhalten«. 

Zwischen dieser national-russischen Idee der Allmenschheit und 
der des Slavophilentums, der sonst Dostojewski sehr sympathisch 
gegenübersteht, besteht nun allerdings wie es scheint, ein Gegensatz: 
das Ideal der Slavophilen war die Vereinigung im Geiste der wahren, 
großen Liebe, ohne Lüge und Materialismus und auf Grund des per- 
sönlichen großmütigen Beispiels, wie es bestimmt ist, vom russischen 
Volk an der Spitze der freien, panslavischen Vereinigung Europa ge- 
boten zu werden. Die nationale russische Idee aber verlangt Ueber- 
windung des Nationalismus überhaupt zugunsten der universalen 
allmenschlichen Vereinigung, kommt also einer Negation des Natio- 
nalismus gleich. Diese Ueberspannung einer nationalpolitisch wert- 
vollen Idee und ihre weltpolitische Zuspitzung geschieht aber nicht 
ohne Gefahr der Abschwächung der Wirksamkeit und des Wertes für 
eben diese Idee. Denn wenn es schon zu den elementaren gesell- 
schaftlichen Bedürfnissen zu gehören scheint, die Unzulänglichkeit 
menschlicher Einrichtungen und Zusammenlebens und die Unzu- 
friedenheit damit wenigstens in der Idee aufzuheben und die Vor- 
stellungen eines vermeintlich vollkommenen Zustandes irgendwo, sei 
es in einem unerreichbar fernen Paradies oder just in der nahen heimat- 
lichen Erde, zu lokalisieren, so ist es ein Glücksfall, wenn es gelingt, 
diesen Trieb politisch und kulturell fruchtbar zu machen, die in ihm 
latenten Energien gewissermaßen für bestimmte nationale Zwecke 
einzufangen und zu verwerten, da er an sich ebenso leicht zu einem 
exaltierten Quietismus und Resignation entarten wie zu positiv schöp- 
ferischen Leistungen führen kann ®). 


.. 


2) Wie der Gehalt an Nützlichkeit solcher Ideale verwertet werden kann, zeigt 
u.a. auch die Bewegung des Neoslavismus, der den Panslavismus abgelöst hat. 
Diese Bewegung verfclgt, soweit sie sich über sich selbst klar ist, den Zweck sier 
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Nun sind offenbar zwei Wege denkbar, wie sich dieser von Ruß- 
land propäagierte, universale, ethische oder humanitäre Imperialismus, 
wie man diese nationale Idee bezeichnen könnte, verwirklichen läßt; 
entweder so, daß sich die Menschheit, oder sagen wir einstweilen 
Europa, dem russischen Wesen assimiliert, oder daß die Russen sich 
in Europäer verwandeln. Von diesen beiden möglichen, haben die 
Russen bisher nur den ersten Weg beschritten. Die ganze russische 
Geschichte zertiällt unter desem Gesichtspunkt überhaupt nur in 
zwei Abschnitte : die esoterische-autochthone Entwicklung bis auf 
Peter d. G. und die exoterische, die Erweiterung des Blickes seit 
Peter. Diese Erweiterung des Blickes definiert Dostojewski geradezu 
als die rein psychologische Fähigkeit der Russen, sich so sehr in fremde 
Kulturen einfühlen und einleben zu können, daß ein vollständiges Be- 
greifen, ja uneigennütziges Lieben solcher fremder Kulturen statt- 
findet. Das Ausziehen des russischen Menschen und Einschlupfen 
in den fremden ist ebensosehr Volkseigentümlichkeit wie das Beharren 
bei den autochthonen Idealen. Indes befähige gerade diese vollendete 
Anpassungsfähigkeit die Russen zur Verwirklichung der Idee der all- 
menschlichen Vereinigung. Nicht nur Dostojewski, sondern auch andere 
Kenner des russischen Volkes heben wiederholt als Eigentümlichkeit her- 
vor, daß der Russe, wenn er Europäer wird, sich immer der radikalsten 
Partei anschließt; der im eigenen Vaterland konservative »weißestes 
Russe wird in Europa sofort sote In Europa macht die Absonderung 
der Nationen, die scharfe Zeichnung der Typen nationaler Charaktere 
auf den Russen keinen Eindruck. »Unser erstes war ja, daß wir 
alles Entgegengesetzte abwerfene und den kosmopolitischen Tpyus 
des »Europäers« annahmen, das heißt also, daß wir gleich am Anfang 
schon das Gemeinsame, was sie alle verbindet, herauszufinden ver- 
standen — und das ist sehr bezeichnend«. Das ist in der Tat bezeich- 
nend, weil das radıkalste Programm fast immer zugleich das univer- 
salste ist, ja der Radikalismus in nichts anderem besteht als in einer 
Ueberspannung örtlich und zeitlich bedingter Ideale ins Unbedingte und 
Allgemeine. Die Europäisierung habe aber, meint Dostojewski, nur den 
Effekt, die Russen beim Europäer verächtlich zu machen. Er sah imrussi- 
schen Volk nur eine gestaltlose, undifferenzierte, betrunkene Masse, 
allein charakterisiert durch ihre Quantität und den Mangel jeder Be- 
sonderheit, beherrscht von einer kleinen, charakterlosen Schicht von 
Intelligenten. Sobald aber der Europäer sehen wird, daß alle Russen 
kulturellen und ökonomischen Annäherung der slavischen Völker und für ihr Ver- 
hältnis untereinander das demokratische Prinzip der Freiheit, Gleichheit und Brü- 
derlichkeit«e. Man verzichtet vorgeblich auf die politischen Ziele und die Prokla- 
mierung der slavischen Präponderanz in der Welt, sondern wünscht beschei- 
dener die Angleichung der slavischen Kultur an die der anderen Völker unter 
Aufrechterhaltung der Individualität jedes einzelnen Volkes. Im übrigen wünscht 
man die ökonomische Erstarkung der slavischen Staaten um möglichst gute 
Geschäfte miteinander zu machen. Diese Politik ist zwar desillusioniert und 
weniger schwunghaft, dürfte aber gerade dadurch dem ursprünglich erstrebten 
Idealzustand näher kommen als jene, und ist darum umso gefährlicher (geschrie- 
ben 1908). 
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ihre Nationalität achten, wird er auch sie achten und wenn erst die 
Russen selbstbewußte und nationale Russen geworden sind, werden 
sie Europa jenes Wort sagen, das man dort noch niemals gehört hat. 
Jenes Wort aber ist die »letzte« soziale Tat : die Allvereinigung der 
Menschheit verbunden mit der vollen Achtung für die Persönlichkeit 
der einzelnen Nation für ihre Erhaltung. ... 

Ebenso konstitutiv und wurzelhaft wie die Idee des religiösen 
Sozialismus liegt in der russischen Seele die Idee des autokratischen 
Patriarchalismus: das Kindschaftsverhältnis des Volkes zum Zaren 
(»wer daran nicht glaubt, versteht nichts von Rußland«). »Nein, das 
ist eine tiefe und originelle Idee, ein lebendiger, mächtiger Volksorga- 
nismus, der mit seinem Zaren in eins verschmilzt. Die Idee ist eine Kraft 
und in den letzten zwei Jahrhunderten der »Aufklärung« noch gewach- 
sen. Diese Aufklärung war ohnehin nur ermöglicht durch das Leiden 
des Volkes. Das Volk aber glaubte an die Kraft seines Befreiers und — 
er kam!« Kein Zweifel, die Befreiung von der Leibeigenschaft, die dem 
russischen Bauern als Geschenk des Zaren zufiel, mußte dies patri- 
archalische Verhältnis noch sehr verstärken, — wie es ja auch in ande- 
ren Ländern (z. B. Oesterreich) in ähnlichem Sinne gewirkt hat. Mag 
es auch anfangs die neue Ordnung der Dinge weil sie ihm fremd und 
nur eben geschenkt war, verwirrt haben, so daß es »seelisch aufgewühlte« 
allen fremden Einflüssen sich wiederstandslos preisgab, so hatte es doch 
an seinem Gott und dem Zaren die beiden stärksten, moralischen Kräf- 
te, durch die es sich aufrecht hielt. »Der Zar ist für das Volk keine äus- 
sere Kraft (keine »Obrigkeit«), nicht die Kraft irgend eines Besiegers, 
MEETING: sondern eine volkliche, verbindende Krait, die das Volk selbst 
wollte, die aus seinem Herzen wuchs, die es liebte, für die es litt, von 
der allein es seinen Auszug aus Aegypten erhoffte. Für das Volk ist der 
Zar die Verkörperung seines Selbst, seiner Idee, seines Glaubens, seiner 
Hoffnungen...... Die Beziehung des Volkes zum Zaren wie zu einem 
Vater ist die einzige, felsenfeste Grundlage, auf der jede Reform bei uns 
geschaffen und aufgebaut werden kann. Wenn sie wollen, so gibt es 
bei uns keine andere, schöpferische, erhaltende, und führende Kraft in 
Rußland als das organische und lebendige Band des Volkes mit seinem 
Zaren: aus ihr entspringt bei unsalles. ..... Diese Idee enthält in sich 
eine so große Kraft, daß sie unsere ganze weitere Geschichte beein- 
flussen wird, und da diese eine ganz russisch-eigenartige ist, so kann 
unsere Geschichte nicht der Geschichte anderer europäischer Völker 
ähnlich und noch viel weniger ihre sklavische Kopie sein.« Dostojewski 
prophezeit, daß dereinst die bürgerliche Freiheit nach Ueberwindung 
des Pseudoeuropäismus in Rußland größer sein kann als selbst in Ame- 
rika oder Europa, eben weil die Entwicklung der Freiheit nicht auf Ge- 
setzen, sondern auf der dauernden und lebendigen Liebe des Volkes 
zum Zaren ruhen wird. 

Eine dritte lebendige und wirksame gesellschaftliche und politische 
Macht neben Zarismus und Religiosität ist der Bureaukratismus. Der 
Bureaukratismus ist gleichsam die Form, in die sich alles verwandelt; 
Wahlämter, sogar die Selbstverwaltung ist bureaukratisch. Rußland 
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gehört mit zu den Ländern, die einen natürlichen Hang zum Bureau- 
kratismus haben und das Beamtentvm mit zu den Kräften (wie die 
Idee des Zarentums und der Rechtgläubigkeit), die Rußland zusam- 
menhalten. »Denn das was sie erstarrtes Kanzleitum nennen, d.h. 
also wir, als Einrichtung, und dann auch unsere ganze Tätigkeit — alles 
das ist — wie das Skelett im lebendigen Organismus«. Der Bureaukra- 
tismus wirkt wie ein natürlicher Magnet, zu dem bis heute noch in Ruß- 
land alles hingezogen wird. »Wir (Beamte) sind das einzig Reale und 
Feststehende in Rußland.« Diese Selbsteinschätzung des Beamten- 
tums ist typisch für alle bureaukratisch verwalteten Staaten. Als in 
Oesterreich unlängst von parlamentarischer Seite angeregt wurde, den 
parlamentarischen Ministern parlamentarische Sektionschefs und Mi- 
nisterialräte zur Seite zu geben, da äußerte sich »ein vielgenannter 
österreichischer Staatsmann, der gegenwärtig abseits vom Parteige- 
triebe steht« (Herr von Körber ?) über diese »parlamentarische Media- 
tisierung der Verwaltung« unter anderem folgendermaßen: »Ich weiß 
mich frei von der Ueberschätzung des bureaukratischen Elements, 
halte es aber für meine Pflicht, Zeugnis abzulegen für die hohe staats- 
politische Mission unseres Berufsbeamtentums. In den schwersten Er- 
schütterungen der Monarchie hat es sich nebst dem Heer als die stärkste 
Klammer des Reiches bewährt; Beamtentum und Armee haben nach 
dem Jahre 1848 den Staat wieder aufgerichtet. Erzogen und berufen 
zur Ausübung der staatlichen Hoheitsrechte, hat der Beamtenkörper 
in sich eine feste Tradition des Staatsgedankens ausgebildet, aber auch 
verstanden, sich all den Forderungen anzupassen, die die neue Ent- 
wicklung von Staat und Gesellschaft an ihn stellten. Die Ueberzeu- 
gung, daß der moderne Staat nicht Eigentum eines bevorrechteten 
Volksstammes oder einer gesellschaftlichen Schicht sein darf, sondern 
in den nationalen, politischen und wirtschaftlichen Kämpfen die Stell- 
und eines unparteiischen Vermittlers und Schiedsrichters einnehmen 
muß — hat gerade in unserer Beamtenschaft tief Wurzeln gefaßt. Diese 
Ueberzeugung konnte sich aber nur in einem zielbewußt herausgebil- 
deten Berufsbeamtentum entwickeln, das abseits von den Kämpfen 
des Tages steht und förmlich zum Instinkt der Pflicht erzogen wurde. 
Nur diese Beamtenschaft ist aber auch imstande, in ihren Reihen jene 
fachliche Kompetenz auszubilden, die auf Arbeitsteilung und Speziali- 
sierung beruht« ’). 

Wes Geistes ein politischer Schriftsteller ist, erkennt man am 
besten daran, wie er über ganz konkrete Fragen denkt. Dostojewski 
bleibt sich immer gleich, er kann nicht unter sein Niveau herunterge- 
hen. Mag er über russische Landwirtschaft, Finanzen, die Judenfrage 
sprechen, immer geschieht es sub specie aeternitatis, läßt er nach Art 
der Propheten das, was er momentan für nötig hält, einfließen in einen 
Zusammenhang von Wünschen, Anklagen, Zukunftsaussichten, Drohun- 
gen usw., ohne doch je der Gefahr des Utopisierens zu verfallen. Natürlich 
ist ihm die Landwirtschaft die Grundlage jedes staatlichen Da- 
seins. Jede richtige Verwaltung des nationalen Organismus muß sich 

3) Vgl. Abendblatt der neuen Freien Presse vom 24. Januar 1908. 


F. M. Dostojewskis Politische Schriften. 487 


auf einer gut geführten Landwirtschaft aufbauen, und die Verfassung 
der Landwirtschaft, ihre mehr aristokratische oder demokratische 
Organisation, bestimmt den Charakter der ganzen Nation. Derart wird 
die Landwirtschaft zum Gradmesser und Maßstab für die Kultur eines 
Landes. »Wer das Land bearbeitet, der zieht alles andere mit sich. 
Der Landwirt ist die Quintessenz, der Kern, das Mark des Reiches«. 
Die plötzliche Aufhebung der Leibeigenschaft, meint Dostojewsky, 
hat dem Bauer nicht geholfen; im Gegenteil, er kam »gerade auf das 
Minimum von dem, wasihm sein Land hätte geben können. Unser jetzi- 
ges Unglück besteht hauptsächlich darin, daß es uns unbekannt ist, 
ob sich in Zukunft solch eine Kraft finden und worin sie bestehen wird, 
durch die der Bauer über das Minimum hinauskommen und seine Erde 
zum Maximum des Ertrages zwingen kann. a Diese Kraft liegt für Dosta- 
jewski in der Vereinigung der früheren Herren mit den Bauern. »Will 
denn dergrundherrschaftliche Stand und der frühere Gutsbesitzer über- 
haupt mit dem Volke zu einer klugen, einer intelligenten Gesamtnation 
zusammenwachsen ? Das ist die Frage, die allerwichtigste, die allerbe- 
deutendste, die es überhaupt zurzeit bei uns gibt und von der viel- 
leicht unsere ganze Zukunft abhängt. Die Grundherren müssen das 
Volk im Blute wie im Geiste als Brüder anerkennen, keine Herrschaft 
der Intelligenz darüber begründen. ... Das ist ja doch der Unterschied 
zwischen uns und Europa, daß bei uns die D.nze eben nicht auf »histo- 
rischem und kulturellem« Wege sich entwickeln können, sondern schnel- 
ler und ganz plötzlich sich entwickeln müssen, oft geradezu — wie in 
diesem Falle (der Leibeigenschaftsaufhebung) auf staatlichen Befehl 
und Willene. Eben wegen der Plötzlichkeit, mit der in Rußland alles 
Geschehen sich vollziehe, einer Plötzlichkeit, die den Eruptionen eines 
alten Vulkans gleicht, könne man von dem Lande kein Budgets und 
Steuerverfassung nach europäischen Muster verlangen. Zur Erlangung 
guter Finanzen, wenn diese Erschütterungen erlitten haben, denke man 
nicht so sehr an gegenwärtige Bedürfnisse, wie schreiend sie auch wären, 
sondern zuerst an die Gesundung der Wurzeln und die Finanzen werden 
sich von selbst (!) bessern. — Als Nationalist haßt und bewundert er 
die Juden zugleich; denn bei ihnen sieht er wenigstens teilweise er- 
füllt, was ihm als Ideal vorschwebt: das Zusammengehörigkeitsgefühl 
des ganzen Volkes. Nur freilich, daß dieses Volk sıch in sich selbst zu- 
rückzieht, einen status in „tatu bildet und auf alles Nichtjüdische mit 
Hochmut herabblicke — das jüdische Volk in Rußland nämlich. Zu- 
dem habe es die autochthone Bevölkerung in drückende wirtschaftliche 
Abhängigkeit gebracht — trotz der fehlenden Emanzipation. Die Lö- 
sung liege auch hier darin, daß der Jude »Allmensch« werde und den 
Russen geistig und werktätig ebenso liebe wie seinen Glaubensbruder. 

Nicht nur die innere, sondern auch die »nohe« Politik soll eine prinzi- 
pielle, von Ideen und Idealen getragen sein. Die Realpolitiker und Nichts 
— als — Diplomaten, die überall nur »Zufälle« sehen, der Positivismus 
in der Politik, sind (bm verhaßt. Machen denn, so fragt Dostojewski, die 
praktischen Vorteile, der sofortige Gewinn den wirklichen Vorteilder Na- 
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tion und ihre »höhere« Politik aus, im Gegensatz zum »Schillertum« der 
Gefühle und Ideale ? Ist nicht im Gegenteil gerade die Politik der Ehre, 
Großmut und Gerechtigkeit, wenn auch scheinbar zum Nachteil der eige- 
nen Interessen, — in Wahrheit aber nie zum Nachteil — die vorteilhzf- 
tere Politik für eine große Natien ? Nur die großen und ehrlichen Ideen 
seien es, nicht aber die kleinlichen der zeitweiligen Vorteile, die zum 
Schluß in den Völkern und Nationen triumphieren. »Die Politik, die 
sich nach dem zeitweilig Praktischeren richtet, das ununterbrochene 
Hin und Her der Jagd nach dem nächsten Vorteil, führt die Nation ins 
Kleinliche und schließlich zur inneren Kraft!osigkeit des Staates“. Daß 
aber eine Politik der Prinzipien nicht unvereinbar sei mit einer Politik 
der Raison, zeigen gerade wieder Dostojewskis weltpolitische Betrach- 
tungen. Wir folgen ıbm nicht ın seinen Ideen über den demokratischen 
Katholızismus, seinen Zusammenhang mit dem Sozialismus, über die 
Stellung Frankreichs, Russlands und Deutschland zueinander. Die 
Betrachtungen, wenn auch roch immer sehr wertvoll, sind doch von den 
Ereignissen überholt. Wohl aber seien hier noch seine Anschauungen 
über Rußland, seine Beziehungen zum Slaventum und zum näheren 
und ferneren Orient erwähnt. 

Seit der ersten Kristallisierung der großrussischen »Rasse« zu 
einem einzigen russischen Reich war es und muß die Slavenpolitik 
Rußlands bleiben: die Vereinigung aller Slaven unter RuBlands Flü- 
geln, aber nicht zur Aneignung fremden Besitzes, zur Vernichtung der 
einzelnen slavischen Volkspersönlichkeiten, sondern um sie zu erneu- 
ern und ihnen die Möglichkeit zu geben, sich kulturell zu entwickeln, 
um ihnen volle Freiheit und die Auferstehung ihres Geistes zu garan- 
tieren, nicht nur sie politisch für Rußland zu gewinnen. — Freilich läßter 
die Möglichkeit otfen, daß Rußland mit ihnen dereinst auf ihren Wunsch 
nicht nur ihre Beschützerin sondern auch Zarin werden könnte. Eine 
Bedingung aber müsse jedenfalls erfüllt werden: »Früher oder später 
‚muß Konstantinopel doch unsgehören«. Rußland hat außer dem mate- 
riellen Interesse, einen Zugang zum Weltmeer zu haben und dem idealen, 
Kirchenstreitigkeiten dort zu vermeiden, einen moralischen Rechts- 
grund auf die Erwerbung Konstantinopels als Führer, Beschützer und 
Erhalter der Rechtgläubigkeit. Der Besitz Konstantinopels bedeutet 
nach Dostojewski die Lösung der Orientfrage für Rußland. Der Kern 
dieser Frage aber, in der das ganze zukünftige Schicksal Rußlands be- 
schlossen liegt, ist: die Aufgabe der Schicksalsentscheidung des östli- 
chen Christentums. Gegen den Katholizismus und sein natürliches 
Produkt, den ökonomischen Sozialismus, die Reinheit der christlichen 
Idee wieder herzustellen ist die Bestimmung des Ostens, die Mis- 
sion Rußlands. So hängt die slavische mit der orientalischen Frage zu- 
sammen; denn das Besondere der großen slavischen Union, das Neue, 
das sie der Welt bringen wird, wird sein: ein Beispiel zu geben, wie man 
die Völker auf Grund der Wahrheit des Christentums vereinigen und 
ein brüderliches Reich auf Grund der Alldienstbarkeit der Menschheit 
schaffen kann. 

In dieser Weise werden also auch die unmittelbar praktischen 
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Aufgaben und Ziele spiritualisiert und ihnen durch die zugrunde ge- 
legte Idee eine höhere Weihe und Rechtfertigung gegeben. — pA 

Seit den 70er und 80er Jahren des 19. Jahrhunderts, da Dosto- 
jewski seine politischen Aufsätze als Abschluß seines Lebenswerkes 
schrieb, hat sich vieles in Rußland geändert ; aber immer noch sind die 
Russen »ein junges Volk, und fangen erst an zu leben, obwohl sie schon 
tausend Jahre alt sind.« Und jedesmal wenn diese schwerfälligen 
Riesen in Bewegung geraten, ist es uns, als ob Urblöcke in giganti- 
schem Kampfe aufeinander stürzen, daß die Erde in ihren Grundfesten 
erhebt oder mehr noch: als ob viele Sisyphuse ungeheure Blöcke 
aufwärts wälzten, und das Ergebnis ihrer tausendjährigen Mühen ist 
nichtig. Ihre Leidenschaften, aktive wie passive, sind ins Uebermaß 
gesteigert, übertrieben, wohl auch verzerrt, über- oder untermensch- 
lich, aber immer mit einem dem Kraftaufwand nicht adäquaten End- 
effekt. Dostojewski verwendet gelegentlich zur Charakterisierung des 
russischen Menschen das Gleichnis vom Schlitten, der ins Rutschen 
gekommen, nicht mehr aufzuhalten ist. Man könnte auch an eine La- 
wine denken, die alles was ihr in den Weg kommt, zerdrückt. Oder 
vielleicht paßt am besten jenes biblische Gleichnis, das wieder Dosto- 
jewski gelegentlich verwendet, von den Dämonen, die aus dem Beses- 
senen in die Schweine fahren. »Diese Dämonen, die von dem Besesse- 
nen in die Schweine fahren, — das sind alle schlechten Säfte, alle Mias- 
men, aller Schmutz, alle Satanasse und alle Beelzebuben, die sich in 
unserem lieben Kranken, in unserem Rußland angesammelt haben, 
schon seit vielen, vielen Jahrhunderten! Aber der große Gedanke, und 
der mächtige Wille heilen es ganz wie diese wahnsinnigen Besessenen 
und alle diese Unreinlichkeit, diese ganze Gemeinheit, die sich auf der 
Oberfläche angesammelt hat und langsam angefault ist...... sie wird 
noch selbst darum bitten, in die Schweine fahren zu dürfen! Ja, und 
Sie sind vielleicht sogar schon hineingefahren, vielleicht!! Aber der 
Kranke wird wieder genesen und sich zu den Füßen Jesu Christi setzen 
— und alle werden es mit großer Verwunderung schauen!« Noch ist 
die Nation auf der Suche nach sich selbst, noch hat die ungeheuere 
Kraft das Ziel ihrer Betätigung nicht gefunden, aber wenn sie endlich 
eine so große Idee findet, die dieser unmittelbaren, tierischen Kraft 
vollkommen proportional ist, dann wird sich diese Kraft bis zur 
heil'gen Ruhe abklären und wirksam werden. 

Wenn nunaber diese Kraft konditionell und an den Glauben gebun- 
den ist, wenn die Reclıtsgläubigkeit das Wesen Rußlands ausmacht, 
dann erhebt sich die beängstigende Frage: kann man überhaupt ernst- 
lich und wahrhaft glauben ? »Hlierin liegt alles, der ganze Lebensknoten 
des russischen Volkes, seine ganze Bestimmung in der Zukunit und 
sein ganzes zukünftiges Sein.« 

Eine andere Kraft, auf die Dostojewski gelegentlich hinweist 
als eine Basis, auf der die ganze Nation, Gläubige wie Ungläubige sich 
vereinigen können, ist die Arbeit. »Arbeit und Erkenntnis, daß nur 
durch Arbeit die Zukunft gesichert ist, — fehlt bei uns ganz. Das 
Pflichtgefühl geht uns ab.«... Es fehlt die geistige Ruhe und Konzen- 
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tration als Wirkung ernster Arbeit und Selbstzucht. »Man hat zu 
wenig lieb gewonnen in diesem unter Vormundschaft verlebten Le- 
ben, um dafür einzustehen. Es hat sich viel Zuchtlosigkeit und 
Leichtsinn angesammelt. Wenn man sich um des Lebens willen 
mühete, wenn man sichs durch Arbeit erwerben müßte selbstän- 
dig, mit Leid und Kampf und Mühen und Plagen und allen Fıeu- 
den des Erfolgs nach dem Kampfe, doch vor allen Dingen mit Arbeit 
— die Mühe ist ja die Hauptsache, — nicht aber unter administrati- 
ver Vo’mundschaft, so würde man Tatsachen erwerben, würde viel 
durchleben, es würden sich lebendige Erinnerungen an den Kampf und 
die Arbeit erhalten, und dieses Durchlebte würde allen teuer sein.«... 

Die neuere russische Kritik hat Dostojewski vorgeworfen, daß er 
sich selbst mißverstanden habe, indem er Mögliches und Zukünftiges mit 
Wirklichem und Gegenwärtigem verwechsle, indem er idealisierte Vor- 
stellungen der Vergangenheit und zukünftige Entwicklungsmöglichkeiten 
als in der Gegenwart wirksame und heilsame Kräfte gelten lasse; damit 
mache er, der Prophet der Revolution, sich selbst zum Anwalt der ver- 
derblichsten Reaktion. Er glaube die alte historische Orthodoxie 
zu predigen, indes lehre er ein neues apokalyptisches Christentum, 
denn die Orthodoxie sei, ebenso wie Theokratie und Nationalismus 
für die er eintrete ein nur trügerische Maske die Wahrheit aber liege 
in der Ueberwindung der Nationalität durch die Allmenschheit, der 
Autokratie durch die Theokratie, der Orthodoxie durch die Re- 
ligion des heiligen Geistes. — Schwere Vorwürfe in der Tat für 
einen Politiker, der mehr als ein Prediger in der Wüste zu sein 
wünscht. Diejenigen aber, die so sprechen, berücksichtigten zu wenig, 
daß die größten Fehler eine fast unvermeidliche Konsequenz der Dosto- 
jewskischen historischen Methode, wenn man die Ergüsse eines über- 
edlen Herzens so nennen darf — sind, die keine andere ist als die Hegel- 
sche Geschichtsphilosophie übertragen auf Rußland. Es bleibt denkwür- 
dig, daß dieser Dichter und Denker, der sich so stark gegen alle äußeren 
und außerrussischen Einflüsse sträubt und selbst die Ergebnisse west- 
europäischer Wissenschaft als unbrauchbar für Rußland ablehnt, im 
Mittelpunkt seinesSchaffens so sehr von einer deutschen Denkmethode 
und Erkenntnisrichtung abhängig ist. Dieser Hegelsche Einfluß ist 
mehr als eine äußere Analogie des Denkens, er ist eine konk:ete Tat- 
sache in der Geistesgeschichte des neueren Rußland. In Alexander 
Herzens Erinnerungen lesen wir über die Einführung des Hegelschen 
Philosophie in Rußland; er schildert sehr anschaulich die geistige Er- 
regung und leidenschaftlichen Kämpfe, die die deutsche Philosophie 
mitten in den Zeiten tiefster politischer Resignation in Rußland her- 
vorrief. Sie trennte Menschen der gleichen und band die verschiedener 
Sympathien und Geistesrichtung. Alle die später im russischen Gei- 
stesleben führend waren: Stankewitsch, Belinski, Bakunin, Granoffski, 
Herzen, die Elite der russischen Jugend, sind durch die Schule Hegels 
hindurchgegangen. Dabei ließ diese Lehre wie kaum eine andere 
die entgegengesetztesten Deutungen zu, die Revolutionäre wie die poli- 
tischen Quietisten und Desperados beriefen sich in gleicher Weise auf 
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Hegel als ihre Autorität. Und die Deutung, die praktische Konsequenz, 
war ihnen ja das bedeutungsvollere, »die rein spekulative Richtung 
ist dem russischen Wesen fremd« (Herzen). In Dostojewski, der die 
ersten und heißesten Kämpfe um Hegel nicht mitfocht, wurde das Er- 
kenntnisprinzip der Hegelschen Geschichtsphilosophie recht eigentlich 


‚lebendig, ward ganz Seele und für Rußland umgebildet. Anderseits 


stand Hegel der russischen nationalen Idee nicht fremd, sondern sehr 
sympathisch gegenüber. Einem seiner frühesten Verehrer und Schüler, 
dem russischen Baron von Uexküll, riet er, sich in Rußland einen wirk- 
samen Platz zu suchen; »Sie sind so glücklich«, schrieb ihm Hegel am 
28. November 1821, »ein Vaterland zu haben, das einen so großen Platz 
in dem Gebiete der Weltgeschichte einnimmt und das ohne Zweifel eine 
noch vielhöhere Bestimmunghat. Dieandern modernen Staaten, könnte 
es den Anschein haben, hätten bereits mehr oder weniger das Ziel 
ihrer Entwicklung erreicht; vielleicht hätten manche den Kulminati- 
onspunkt derselben schon hinter sich und ihr Zustand sei statuarisch 
geworden, Rußland dagegen, schon vielleicht die stärkste Macht unter 
den übrigen, trage in seinem Schoß eine ungeheure Möglichkeit von 
Entwicklung seiner intensiven Natur. Sie haben das persönliche Glück, 
durch Ihr Vermögen, Ihre Talente und Kenntnisse, durch bereits gelei- 
stete Dienste die nähere Anwartschaft zu haben, in diesem kolossalen 
Gebäude eine nicht bloß untergeordnete Stellung einzunehmen«. 

Wichtiger aber als diese historischen Reminiszenzen sind die inne- 
ren Beziehungen zwischen Hegelscher Philosophie und Dostojews- 
kischer politischer Ideenwelt; es ist als ob der trockene Zweig in der 
warmen Seele des Dichters ganz blühend geworden wäre. | 

Hegel definiert die Weltgeschichte als die Entwicklung des Be- 
wußtseins des Geistes von seiner Freiheit und der von solchem Be- 
wußtsein hervorgebrachten Verwirklichung. Ihr Gang vollzieht sich 
in Entwicklungsstufen; jede Stufe ist von der anderen verschieden 
und hat ihr bestimmtes, eigentümliches Prinzip. »Solches Prinzip ist 
in der Geschichte Bestimmtheit des Geistes, — ein besonderer 
Volksgeist. In diesem drückt er als konkret alle seine Seiten sei- 
nes Bewußtseins und Wollens, seiner ganzen Wirklichkeit aus; sie 
ist das gemeinschaftliche Gepräge seiner Religion, seiner politischen 
Verfassung, seiner Sittlichkeit, seines Rechtssystems, seiner Sitten, 
auch seiner Wissenschaft, Kunst und technischen Geschicklichkeit. 
Diese speziellen Eigentümlichkeiten sind aus jener allgemeinen Eigen- 
tümlichkeit, dem besonderen Prinzip eines Volkes, zu verstehen, sowie 
umgekehrt aus dem in der Geschichte vorliegenden faktischen Detail 
jenes Allgemeine der Besonderheit herauszufinden ist.« 

Das Individuum ist diesem Geiste durchaus untergeordnet; sein 
Verhältnis dazu ist, »daß es sich dieses substantielle Sein aneigne, daß 
dieses seine Sinnesart und Geschicklichkeit werde, auf daß er etwas 
sei. Denn er findet das Sein des Volkes als eine bereits fertige, teste 
Welt vor sich, der es sich einzuverleiben hat.« Aufgabe einer philoso- 
phischen Betrachtung der Geschichte ist es, den konkreten Geist eines 
Volkes zu erkennen. »Er allein ist es, der in allen Taten und Richtungen 
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des Volkes sich hervortreibt, der sich zu seiner Verwirklichung, zum 
Selbstvenuß und Selbsterfassen bringt, denn es ist ihm um die Produk- 
tion sciner selbst zu tun. Das Höchste aber für den Geist ist, sich zu 
wissen, sich zur Anschauung nicht nur, sondern zum Gedanken seiner 
selbst zu bringen. Dies muß und wird er auch vollbringen, aber diese 
Vollbringung ıst zugleich sein Untergang, und das Hervortreten eines 
andern Geistes, eines anderen welthistorischen Volkes, einer anderen 
Epoche der Weltgeschichte.« 

Hier erinnern wir uns an die bereits angeführte Lehre Dostojews- 
kis von der Bestimmung der Völker, ihr eigenes Ziel und damit ihre 
Selbstvernichtung zu erreichen, und wir verstehen vollends den Vor- 
wurf, Dostojewski habe Mögliches mit Wirklichem verwechselt, wenn 
wir uns die Lehre Hegels vom realen und idealen Dasein der Völker 
vergegenwärtigen. »Der höchste Punkt der Bildung eines Volkes ist 
nun dieser, auch den Gedanken seines Lebens und Zustandes, die Wis- 
senschaft seiner Gesetze, seines Rechts und Sittlichkeit zu fassen ..... 
Dieses Werk des Denkens aber ist als das Allgemeine verschieden zu- 
gleich der Form nach von dem wirklichen Werk und von dem wirksa- 
men Leben, wodurch dieses Werk zustande gekommen.«... 

Indem wir uns diesen Hegelschen Gedanken zu eigen machen, 
sehen wir ın Dostojewskis Gesamtwerk etwas wie die Objektivierung 
des russischen Geistes, sowie nach Hegel in Plato, Sophokles, Thukv- 
dides der griechische Geist sich selbst vorstellend und denkend gefaßt 
habe; und wir denken nicht anders, als daß sich uns in seinen Schriften, 
mag auch »zwischen ideellem Dasein und reeller Wirksamkeit ein Un- 
terschied« mag auch das Volk auf der Suche nach sich selbst, von fal- 
schen Führern geleitet in die Irre geschweift sein und jetzt in einerWüste 


schmachten, Rußlands Geist in seiner Vielfältigkeit und Einheit am 
besten ofienbare. — 
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Die folgenden Ausführungen befassen sich mit dem geistvollen 
BuchG. Radbruchs!), dessen Erscheinen von allen Freunden der Rechts- 
philosophie lebhaft begrüßt werden dürfte. Viel entschiedener noch 
als der einflußreichste Rechtsphilosoph der neueren Zeit, Rudolf 
Stammler, wendet sich G. Radbruch in diesem Buche den materiellen 
Problemen der Rechtsphilosophie zu, und methodisch richtiger als 
bei dem umgekehrten Verfahren Stammlers werden in vorliegendem 
Buche die formalen Probleme der Rechtsphilosophie erst auf dem 
Wege einer Stellungnahme zu den materialen Problemen ihrer Lösung 
zugeführt. 

Der Inhalt des Buches ist — grob und kurz skizziert — folgender: 
Wie die allgemeine Aufgabe der Philosophie die \Wertbetrachtung ist, 
so muß die Rechtswertbetrachtung die spezielle Autgabe der Rechts- 
philosophie bilden. Nicht das seiende, positive, sondern das sein- 
sollende Recht, der Sinn und Zweck des Rechts bildet das vornehme 
Objekt ihrer Untersuchung. Dies erkannt zu haben, war das große 
Verdienst des rationalistischen Naturrechts. Sein Irrtum bestand 
nur in dem Glauben, die menschliche Vernunft enthielte einen In- 
begriff inhaltlich bestimmter Maximen, die für alle Zeiten und Zonen 
der Erde gleiche Gültigkeit besitzen. Diesen Glauben hat die kritische 
Philosophie Kants hintällig gemacht, indem sie bewiesen hat, daß die 
menschliche Vernunft nur ein Arsenal von Formen ıst, die erst durch 
ihre Anwendung auf ein gegebene; wandelbares Material inhaltlich 
bestimmte Wahrheiten erzeugen. In bezug auf das Recht kann 
deshalb nur die formale Kategorie der »Richtigkeit« Allgemeingültig- 
keit beanspruchen. Diese Kategorie der Richtigkeit will aber nur so- 
viel besagen, daß das Recht nicht nur eine deskriptive, sondern auch 
eine normative, wertende Betrachtung für sich in Anspruch nimmt. 
Die inhaltlich bestimmten Richtigkeitsurteile können aber nur ven 
relativer Geltung sein. Dasselbe Recht, dem für gewisse räumlich- 
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zeitliche Verhältnisse das Richtigkeitsprädikat zugesprochen werden 
muß, kann sich für anders geartete Verhältnisse als unrichtig erweisen. 
An die Stelle des unwandelbaren Näturrechts der Aufklärungzeit 
muß ein Naturrecht mit wechselndem Inhalt gesetzt werden. Diesem 
Methodendualismus gegenüber, der die Selbständigkeit der Wertbe- 
trachtung gegenüber der Wirklichkeitsbetrachtung verficht, vertitt 
der Historismus und Empirismus einen Methodenmonismus, der die 
Wirklichkeitsbetrachtung allein gelten lassen will. Die Vertreter dieser 
Richtungen aber werden entweder ihrem eigenen Standpunkt untreu, 
indem sie doch Wertmaßstäbe in ihre Betrachtungen heimlich hinein- 
schmuggeln oder gelangen bei konsequenter Durchführung ihres Stand- 
punktes zur vollkommenen Negierung der Rechtsphilosophie. Alle 
Versuche aber, die Rechtsphilosophie als selbständige Disziplin aus 
der Welt zu schaffen, scheitern an dem »unausrottbaren Trieb«, der 
sie immer wieder von neuem ins Leben ruft. So sehen wir schon bei 
Bierling und bei Ihering die passitivistische Betrachtung des Rechts 
in eine iechtsphilosophische ausmünden. Ihre Wiederbelebung in der 
neuesten Zeit verdankt die Rechtsphilosophie Rudolf Stammler. Die 
Erörterungen Stammlers drehen sich aber hauptsächlich um den 
Rechtsbegriff und sind vorwiegewd erkenntnistheoretischer Natur. 
Sein Versuch, einen inhaltlich bestimmten Rechtszweck aus der for- 
malen Kategorie der »Richtigkeit« abzuleiten, ist genau so unhaltbar, 
wie das ähnliche Unterfangen Kants, aus dem formalen Begriff der 
»Pflicht« eine inhaltlich bestimmte Tugendlehre zu deduzieren. Das 
Zentralproblem der Reclitspbilosophie bildet die Lehre vom Rechts- 
zwecke. Unabtrennbar von diesem Problem, aber ihm untergeordnet, 
sind die Probleme des Rechtsbegriffs und der Rechtsgeltung. Das 
Recht ist ein Phänomen der Kultur, zu der die empirische Wirklich- 
keit durch ihre Bezogenheit auf Werte gestempelt wird. Der Wert, 
auf den das Recht sich bezieht, ist das »richtige Recht« oder die Ge- 
rechtigkeit. Das empirische Substrat dieses Wertes ist die mensch- 
liche Gemeinschaft. Recht ist also Gemeinschaftsregelung, Aus der 
Verschiedenheit der Substrate ergeben sich restlos alle Unterschiede 
zwischen Re.ht und Sittlichkeit: 

I. Aeußerlichkeit des Rechts, Innerlichkeit der Sittlichkeit. Das 
ist nicht nach der landläufigen Auffassung zu verstehen, wonach für 
das Recht nur das äußere Verhalten in Betracht kommt, während 
die Sittlichkeit oder Unsittlichkeit nur an dem inneren Verhalten, 
an der Gesinnung haftet; denn das äußere wie das innere Verhalten 
sind zugleich Gegenstände sowohl der rechtlichen, wie der sittlichen 
Bewertung. Der Unterschied besteht vielmehr darin, daß die Sitt- 
lichkeit diese beide Arten des Verhaltens in bezug auf die Seele des 
Individuums wertet, während für die rechtliche Bewertung sie beide 
in Ihrer Bedeutung für die Gesellschaft in Betracht kommen. 

2. Imperative Natur der Sittlichkeit, imperativ-attributive Natur 
des Rechts. 

Aus der individuellen Natur der Sittlichkeit und der sozialen 
Natur des Rechts ergibt sich, daB die sittliche Verpflichtung eine 
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Verpflichtung gegen das eigene Selbst, gegen das eigene Gewissen ist, 
während der rechtlichen Verpflichtung immeı ein äußerer Berechtig- 
ter gegenübersteht. 

3. Heteronomie des Rechts, Autonomie der Sittlichkeit. 

Auch in diesem Punkt ist die landläufige Meinung zu korrigieren, 
wonach dieser Unterschied auf einen Unterschied der Geltungsquellen 
von Recht und Sittlichkeit hinauslaufen soll. Pflicht aber setzt immer 
Selbstverpflichtung voraus, folglich ist jede Pflicht ethischer Natur. 
Der Unterschied von Autonomie und Heteronomie trifft vielmehr den 
Inhalt von sittlicher und rechtliche, Verpflichtung. Die rein sittliche 
Pflicht ist nicht nur ihrer Form, sondern auch ihrem Inhalte nach eın 
Produkt des sittlichen Erlebnisses des Einzelmenschen, während die 
rechtliche Pflicht, wie die andern Kulturpflichten, durch die Auf- 
nahme eines fertigen, in diesem Falle von dem positiven Recht oder 
der Rechtsphilosophie gelieferten Inhaltes in das sittliche Bewußt- 
sein des Einzelnen konstituiert wird. 

4. Legalität des Rechts, Moralität der Sittlichkeit. 

Dieser Unterschied ist wiederum nicht als ein Unterschied der 
Verpflichtungsweisen von Recht und Sittlichkeit zu verstehen, denn 
es gibt nur eine Art der Verpflichtung, nämlich die ethische. Diese 
Gegenüberstellung will vielmehr nur besagen, daß, während die sitt- 
liche Norm in der Persönlichkeit des Einzelnen ihre letzte Realisie- 
rungsstätte findet, die rechtliche Norm an sich (ohne daß ihr Material 
auch mit sittlichem Wert umkleidet wiid) keine Willensnorm ist, 
sondern eine Norm für ein unpersönliches Substrat, nämlich für die 
menschliche Gemeinschaft. 

Diese Auffassung der ıechtlichen Norm als einer Norm für ein 
unpersönliches Substrat kann nicht mit dem Hinweis darauf hinfällig 
gemacht werden, daß das positive Recht sich an den Einzelnen wendet, 
indem es ein bestimmtes Vehalten bewirken will; denn der Norm- 
charakter kann nur für das »richtige Recht« in Anspruch genommen 
werden. Das positive Recht aber ist nicht ein Inbegrift von Normen, 
sondern von Imperativen, von empirischen Willensäußerungen. Diese 
These kann auf dem Umwege des Problems der Willensfreiheit be- 
wiesen werden. 

Jede Willensnorm setzt Willensfreiheit voraus. Denn die Norm 
ist kein seiendes, wirkliches, sondern bloß geltendes Gebilde. Indem 
also die Willensnorm die “Möglichkeit für den menschlichen Willen, 
sich durch sie bestimmen zu lassen, voraussetzt, setzt sie für ihn 
die Möglichkeit, sich durch ein Nichtseiendes, durch ein Nichts be- 
stimmen zu lassen, also Freiheit des Willens voraus. Diese Annahme 
der Willensfreiheit widerspricht aber dem höchsten Grundsatz jeder 
Erkenntnis, nämlich dem Grundsatze der Kausalität. Dieser Wider- 
spruch kann nur auf folgende Weise ausgeglichen werden. Kant 
hat uns gelehrt, daß die Kausalität nicht an den Gegebenheiten selbst 
haitet, sondern von der erkennenden Vernunft hineingebracht wird, 
um sich ihrer als Mittel zum Zweck, nämlich zum Zwecke der Er- 
kenntnis zu bedienen. Die Gültigkeit des Grundsatzes der Kausalität 
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ist deshalb keineswegs unbedingt, sondern an die Bedingung des Er- 
kennenwollens geknüpft. Nun ist das Erkennen aber nicht das einzige 
Mittel, um uns eines Gegenstandes zu bemächtigen. Dem Erkennen 
reiht sich in dieser Beziehung das Erleben an. Es gibt nämlich einen 
Gegenstand, den wir nicht nur erkennen, sondern auch erleben. Das 
ist das eigene Ich. Wir erleben uns aber frei. Diese Freiheit bedeutet 
zunächst etwas rein Negatives — Unanwendbarkeit der Kausalität. 
Positive Bedeutung und Richtigkeit wird ihr erst von der gesetz- 
gebenden praktischen Vernunft verliehen, die sie als conditio sine qua 
non der Ausführbarkeit ihrer Gesetze fordert. Ist aber die Freiheit 
die notwendige Grundlage der Geltung der Norm, so kann die An- 
wendbarkeit der Norm nur soweit reichen, als die Sphäre der Freiheit 
reicht. Diese Sphäre ist aber in den Grenzen unseres eigenen Selbst 
eingeschlossen. Erleben können wir nur das eigene Selbst, die ganze 
Außenwelt dagegen, die Mitmenschen inbegriffen, nur erkennen. Die 
Erkenntnis aber fordert, als die notwendige Voraussetzung. ihrer 
Möglichkeit, Kausalität, Unfreiheit. Folglich kann man die sittliche 
Norm als Maßstab der Beurteilung nur auf sich selbst anwenden, 
niemals den »Andern« nach ihr richten. »Strenge gegen sich selbst, 
Duldsamkeit gegen andere ıst also die Konsequenz dieser Freiheits- 
lehre.« Da der Gesetzgeber sich aber gerade an die Mitmenschen, an 
die Rechtsunterworfenen wendet, die als unfrei betrachtet werden 
müssen, so kann das positive Recht nicht ein Inbegriff von Normen. 
sondern nur von Imperativen, von Willensäußerungen, die auf die 
Rechtsunterworfenen kausal einwirken wollen, sein. 

Das Recht stellt also ein selbständiges Kulturphänomen dar, ist 
Träger eines eigenartigen Wertes. Dieser Wert ist der transempirische 
Zweck des Rechts, den zu enthüllen der Rechtsphilosophie obliegt. 
Die teleologische Bestimmung des Rechts hängt aber auf das engste 
mit unserer ganzen Stellung zur Welt und zum Leben zusammen, und 
diese Stellung ist von Individuum zu Individuum verschieden. Dieser 
Mannigfaltigkeit der Stellungnahmen muß die Rechtsphilosophie 
Rechnung tragen und danach ihre Aufgabe bestimmen. Sie muß das 
principium divisionis, das der weltanschaulichen Differenzierung zu- 
grunde liegt, aufdecken, die weltanschaulichen Positionen erschöpfend 
klassifizieren und auf diesem Wege alle möglichen teleologischen Be- 
stimmungen des Rechts samt ihrer praktisch-politischen Konse- 
quenzen zu gewinnen suchen. Das oberste formale Prinzip aber, dessen 
verschiedene Modifikationen die verschiedenen weltanschaulichen 
Orientierungen bestimmen, ist das Prinzip der Rangordnung der 
Kulturwerte. Denn die Kulturwerte sind deshalb Kulturwerte, weit 
sie allgemein anerkannt sind ` und nur in der Verschiedenheit ihrer hier- 
archischen Gliederung kann die Differenzierung der Weltanschauungen 
verankert sein. In den möglichen Variationen dieses Prinzips ist auch 
der Inbegriff aller möglichen Zweckbestimmungen des Rechts ent- 
halten. 

Die Gesamtheit der Werte kann nach der Verschiedenheit der 
Substrate, in denen sie ihre Realisierungsstätte finden, in drei Gruppen 
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eingeteilt werden: Persönlichkeitswert oder Sittlichkeit, Sachwerte 
oder objektive Kultur, Gemeinschaftswert oder Gerechtigkeit, Die 
monistische Tendenz, die unserer Vernunft innewohnt, läßt uns nicht 
bei einem einfachen Nebeneinander dieser Werte Halt machen und 
drängt uns dazu, eine gewisse Rangordnung unter ihnen aufzustellen. 
Eine solche Rangordnung kann aber nur dadurch bewerkstelligt wer- 
den, daß einer dieser Wertgruppen eine führende Rolle im Reiche der 
Werte zuerkannt wird, indem ihr Inhalt zum höchsten Telos dieses 
Reiches gestempelt wird. Auf diese Weise ergeben sich drei mögliche 
Rangordnungen innerhalb der uns bekannten Werte: eine Rang- 
ordnung, in der alle anderen Werte dem Persönlichkeitswert der Sitt- 
lichkeit untergeordnet sind; eine Rangordnung, die die Verwirklichung 
der Werkwerte zum letzten Zweck aller Werte stempelt, und eine 
Rangordnung, die den Gemeinschaftswert der Gerechtigkeit allen 
anderen voranstellt. Die drei weltanschaulichen Positionen, die sich 
daraus ergeben, können bezeichnet werden als die individualistische, 
transpersonalistische und an den Werkwerten der objektiven Kultur 
orientierte. Diesen korrespondieren auch drei verschiedene Auffas- 
sungen des Rechts. Die individualistische Auffassung läuft darauf 
hinaus, Recht und Staat den Interessen des Individuums dienstbar 
zu machen, nicht den Interessen seiner Wohlfahrt, sondern den Inter- 
essen seiner sittlichen Entwicklung. Die transpersonalistische Auf- 
fassung sieht dagegen in Staat und Recht Träger eines eigenartigen 
transpersonalistischen Wertes, dem alle anderen Werte dienstbar ge- 
macht werden müssen. Jede dieser Auffassungen denkt sich ihr Rechts- 
ideal unter einem bestimmten Bild. Die transpersonalistische unter 
dem Bilde des Organismus, die individualistische unter dem Bilde 
des Vertrages. Wie in dem Organismus das Ganze den Teilen 
logisch vorangeht, die Teile nur aus dem, was sie für das Ganze 
leisten, ihre Bedeutung gewinnen, so kommt auch nach der transperso- 
nalistischen Auffassung dem Staat eine über alle individuellen Inter- 
essen übergreifende Bedeutung zu. Dagegen denkt sich die individua- 
listische Rechtsautfassung den Staat unter dem Scheme des Vertrages. 
Nicht als dächte sie sich den Staat wirklich durch ein vertragsmäßiges 
Abkommen entstanden. Die Idee des Vertrages bedeutet vielmehr 
eine Forderung an den Staat, seine Innere Ordnung so zu gestalten, 
daß sie sich in jedern Augenblick als mit dem Willen jedes einzelnen 
seiner Bürger übereinstimmend denken lassen soll; zwar nicht mit 
dem empirischen Willen, aber mit dem vernünftigen Willen, d. h. mit 
dem Interesse. Kurz und bündig formuliert diesen Gedanken Stamm- 
ler: » Jede rechtliche Anforderung darf nur in dem Sinne bestehen, daß 
der Verpflichtete sich noch der Nächste sein kann.« Ebenso wie der 
»Wille« des Kontrahenten des fingierten Staatsvertrages, so ist auch 
der Begriff des Individuums, mit dem die individualistische Staats- 
auffassung operiert, keineswegs im empirischen Sinne zu verstehen. 
Andererseits ist aber darunter auch nicht die vollendete sittliche Per- 
sönlichkeit gemeint. Abgeschen von solchen Abarten des Individualis- 
mus, wie dem Anarchismus einer:eits, der mit dem empirischen Be- 
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griff des Individuums operiert und deshalb zu vollkommene: Negierung 
von Staat und Recht gelangt, und dem Polizeistaat andererseits, der 
die direkte Erziehung seiner Bürger zur Sittlichkeit sich zur Aufgabe 
machte, versteht der Individualismus in seiner historisch ausgeprägten 
Form, in der Form des politischen Liberalismus, unter Individuum 
weder die konkrete menschliche Persönlichkeit noch die vollendete 
sittliche Persönlichkeit, sondern die abstrakte Fähigkeit zur Sittlich- 
keit. Die Aufgabe des Staates ist demnach, durch die Wahrung der 
äußeren Freiheit eines jeden seiner Büiper die Sittlichkeit zu ermög- 
lichen, nicht aber direkt zur Sittlichkeit zu erziehen. Gerade weil für 
den Liberalismus die sittliche Persönlichkeit das höchste aller Ziele 
bedeutet, liegt für ihn ihre Verwirklichung jenseits des Staates, und 
als Richtungslinie der Staatstätigkeit kommt die menschliche Per- 
sönlichkeit nur als das ıindividualitätslose Individuum, als die personi- 
fizierte Fähigkeit zur Sittlichkeit in Betracht. Als räumlich-zeitliche 
Freiheitskonkretionen sind aber alle Individuen untereinander gleich. 
Daher die Forderung der rechtlichen Gleichheit, das Absehen von 
allen nationalen und historischen Bestimmtheiten, das Bestreben, 
das staatliche Leben auf genossenschaftlicher Basis aufzubauen und 
auch die Tendenz zum »Weltbürgertum« — alle diese charakteristischen 
Züge, die das politische Denken und Wollen des Liberalismus aus- 
zeichnen. Ganz anders die politisch ausgeprägte Form des Trans- 
personalismus — der Konservatismus. In Konsequenz seiner Staats- 
auffassung, nach der der Staat als die höchste wertartige Wesenheit 
betrachtet wird, der alle anderen, auch die persönlichen Werte, dienst- 
bar gemacht werden müssen, ist der Konservatismus gerade bestrebt, 
die menschliche Persönlichkeit in ihrer ganzen konkreten Fülle in den 
Staat einzuordnen und der Staatsidee nutzbar zu machen. Als em- 
pirische Konkretheiten sind aber die Individuen untereinander un- 
gleich, historisch und national bedingt. Daher ist auch das Prinzip 
der Ungleichheit zum Grundmotiv des konservativen Programms ge- 
worden, das in allen seinen Punkten dem liberalen diametral ent- 
segengesetzt ist. So wird dem liberalen Prinzip der Majorität das 
Prinzip der Autorität, dem genossenschaftlichen Prinzip das herr- 
schaftliche Prinzip entgegengesetzt. Auf dem Bestreben des Konser- 
vatismus, die menschliche Persönlichkeit mit allen ihren empirischen 
Eigenschaften für den Staat zu verwerten, beruht auch seine Tendenz 
zur ständischen Gliederung des Staates, die eine vielseitige Einglie- 
derung des Individuums in die Staatsorganisation ermöglicht; wie 
sich auch aus seiner Auffassung des Staates als einer höheren über 
der Gesamtheit seiner jeweiligen Bürger stehenden Potenz seine pietät- 
volle Rücksichtnahme auf die Vergangenheit, seine Forderung eines 
langsamen Fortschreitens unter Wahrung der nationalen Eigentüm- 
lichkeiten mit Notwendigkeit ergibt. Aber auch der völkerrechtliche 
Anarchismus, dem der Konservatismus huldigt, ist eine notwendige 
Konsequenz seiner Gesamtanschauung. Denn da die geschichtliche 
Entwicklung keine irdische Macht aus sich hervorgetrieben hat, die 
über den einzelnen Staaten stünde, sie in eine höhere Gemeinschaft ein- 
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ordnend, die Bildung einer solchen völkerrechtlichen Instanz auf ge- 
nossenschaftlicher Basis aber dem Grundprinzip des Konservatismus 
geradezu widerspricht, so bleibt nichts übrig, als die Entscheidung 
über den Wert der einzelnen Staaten und die ihnen dementsprechend 
gebührende Macht dem »Gottesgericht«, dem Krieg, zu überlassen. 

Was den politischen Demokratismus betrifft, so ist er in seinem 
individualistischen Ausgangspunkt mit dem Liberalismus solidarisch, 
weicht aber in wesentlichen Konsequenzen von ihm ab. Während der 
Liberalismus vorstaatliche Rechte des Individuums anerkennt, die 
der Staat nur zu schützen beruten ist, sind alle Rechte für den Demo- 
kratismus staatlicher Natur. Deshalb bedeutet die individuelle Frei- 
heit für den Liberalismus »Freiheit vom Staate«, für den Demokratis- 
mus dagegen Teilnahme an der Staatsgewalt. Der Liberalismus huldigt 
dem Prinzip der Gewaltenteilung, während die demokratische Forde- 
rung des parlamentarischen Regimes, das auch die Exekutivgewalt 
der Parlamentsmehrheit ausliefert, das Prinzip der Gewaltenteilung 
grundsätzlich negiert. Der Demokratismus erkennt keine Schranken 
für den Willen der Volksmehrheit an, während der Liberalismus dem 
Einzelnen eine gewisse Selbständigkeit auch der Volksmajorität gegen- 
über zuzuerkennen geneigt ist. Weltanschaulich läuft der Unter- 
schied dieser zwei Richtungen des Individualismus darauf hinaus, 
daß der Liberalismus dem Individuum einen unendlichen Wert bei- 
legt, der Demokratismus einen endlichen und daher multiplizierbaren. 
Der sittliche Wert, der erst der menschlichen Persönlichkeit ihre Be- 
deutung verleiht, ist für den Liberalismus ein in sich geschlossenes 
System inhaltlich bestimmter Normen, das in einem einzelnen Men- 
schen voll und restlos zur Verwirklichung gelangen kann und damit 
den Wert dieses Einzelmenschen so zu steigern vermag, daß ihn keine 
Mehrheit mehr aufwiegen könne. Für den Demokratismus dagegen 
ist die Sittlichkeit ein Inbegriff von Formen, für die jede einzelne Per- 
sönlichkeit einen besonderen Subsumtionsfall darbietet. Die sittliche 
Idee kann sich dieser Vorstellung gemäß nicht in einer einzelnen Per- 
sönlichkeit realisieren, sondern ist gerade auf eine Mehrheit von Per- 
sönlichkeiten angewiesen, denn nur in einer Fülle und in einem Reich- 
tum von individuellen Gestaltungen kann sich die sittliche Idee un- 
endlich auswirken. 

Mit dieser Vorstellung mündet der Demokrätismus in eine trans- 
personalistische Weltanschauung ein, die aber nicht, wie die konser- 
vatıve, an dem Ideale der Macht, sondern, wie die dritte der oben 
charakterisierten Positionen, an dem Ideale der objektiven Kultur 
orientiert ist. Diese dritte Rechts- und Staatsauftassung hat sich bis 
jetzt zu einem parteipolitischen Programm nicht entwickelt. Ihre 
organisatorischen Konsequenzen lassen sich gleichwohl an der Hand 
moderner kulturproduktiver Gemeinschaften, wie auch der Verfas- 
sung der katholischen Kirche und einiger mittelalterlicher Gemein- 
wesen studieren. Als transpersonalistische Auffassung muß sie das 
Individuum in seiner empirischen Konkretheit berücksichtigen. Daher 
das Prinzip der Ungleichheit, der Autorität und Hierarchie, die diese 
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Auffassung dem Konservatısmus verwandt machen. Sie ist aber 
andererseits demokratisch. In den von dieser Geistesströmung ins Leben 
gerufenen Organisationen und Gemeinschaften kommt die führende Rolle 
nicht einer Geburtsaristokratie, sondern einer Aristokratie des Geistes, 
den »Adeligen des Gehirns« zu, und keine Zufälligkeit der Geburt kann 
jemand hindern. sich auf die höchste Höhe ihrer hierarchischen Stufen- 
leiter hinaufzuschwingen. 

Die Vertragstheorie in ihrer normativen Fassung birgt in sich 
auch die Antwort auf die rechtsphilosophische Frage nach der Gel- 
tung des Rechts. Die Fragestellung, wie die Lösung dieses Problems 
ist in den drei verschiedenen Disziplinen, die das Recht zu ihremGegen- 
stand haben, ganz verschieden. Für die historisch-soziologische Rechts- 
betrachtung ist »Geltung« mit tatsächlicher W SEET identisch. 
Die Rechtssoziologie, als eine deskriptive, typisierende Wissenschaft 
will die Frage beantworten: wie und unter welchen Umständen eine 
Rechtsordnung sich Durchschnittswirksamkeit verschafft. Die Ant- 
wort auf diese Frage liefert die Machttheorie, die die Wirksamkeit 
jeder Rechtsordnung von derjenigen Macht, die hinter ihr steht, ab- 
hängig macht. Demgegenüber bedeutet für die theoretische Rechts- 
wissenschaft, wie für die Rechtsphilosophie die Frage nach der Rechts- 
geltung nicht die Frage nach der tatsächlichen Wirksamkeit, sondern 
dic Frage nach der Verbindlichkeit des Rechts. Die Stellung wie 
die Beantwortung dieser Frage kann aber in der positiven Rechts- 
wissenschaft nur in einem ganz beschränkten Sinne geschehen. 
Die positive Rechtswissenschaft hat die Aufgabe, den theoretischen 
Gehalt einer gegebenen Rechtsordnung herauszupräparieren und 
klarzustellen. Sie kann sich nur innerhalb der Grenzen einer be- 
stimmten, ihr gegebenen Rechtsordnung bewegen. Die 
Frage der Verbindlichkeit "kann sie deshalb nur in bezug auf be- 
stimmte Rechtssätze aufwerfen, die Geltungsquelle dieser Rechts- 
sätze aber nur in anderen Rechtssätzen derselben Rechtsordnung 
suchen. Dagegen ist die rechtsphilosophische Fragestellung universell. 
Nicht nach der Verbindlichkeit bestimmter Rechtssätze, sondern nach 
der Verbindlichkeit des Rechts überhaupt, und zwar nach seiner Ver- 
bindlichkeit für jeden Einzelnen, auch für denjenigen, der sich der 
Einwirkung der hinter dem Rechte stehenden Macht zu entziehen ver- 
steht, fragt die Rechtsphilosophie. Diese Frage kann aber offenbar 
nur mit dem Hinweis auf den sittlichen Zweck des Rechts beant- 
wortet werden. Das ist auch der Sinn der Anerkennungstheorie, der 
in ihrer normativen Umprägung sich mit der normativen Fassung der 
Vertragstheorie ganz zur Deckung kringen läßt. Eine normative 
Geltung kommt aber nicht nur dem »richtigen Recht«, sondern auch 
jedem positiven Recht zu. Denn die Gerechtigkeit ist nur eine, wenn 
auch die allerwichtigste der Aufgaben, die das Recht zu verwirklichen 
hat. Seine andere Aufgabe ist, Ordnung, Friede und Sicherheit zu 
schaffen. Diese Aufgabe kann aber das Recht nur durch seine Posi- 
tivität erfüllen. Denn der Zweck des Rechts läßt sich nicht mit wissen- 
schaftlicher Eindeutigkeit feststellen, die menschlichen Ansichten 
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gehen darüber auseinander. Jeden Einzelnen aber so handeln zu 
lassen, wie es ihm gerecht erscheint, wäre gerade die Aufhebung jeder 
Ordnung und jeder Sicherheit. 

Auf Grund der vorangehenden Ausführungen läßt sich auch das 
Wesen und die Methode der Rechtswissenschaft näher bestimmen. 
Das positive Recht gehört zur Welt des Seins und ist ein Inbegriff 
von Imperativen, von Willensäußerungen. Löst man aber den Sinn 
eines Imperativs von seinem empirisch-psychischen Träger ab, so 
bekommt man ein Sollen. Jeder Imperativ will ein Sollen statuieren. 
In der Herauslösung und Darstellung dieses Sinnes besteht ja aber 
gerade die Aufgabe der theoretischen Rechtswissenschaft, der dog- 
matischen Jurisprudenz. Diese theoretische Aufgabe der Jurisprudenz 
beruht aber nicht auf sich, sondern steht im Dienste des praktischen 
Zweckes des Rechts. Um ihres praktischen Zweckes willen aber be- 
ansprucht jede Rechtsordnung als geschlossen, lückenlos und wider- 
spruchslos betrachtet zu werden. Dieser Forderung kann die theo- 
retische Rechtswissenschaft mit Hilfe der philologischen Interpre- 
tation allein nicht genügen. Im Gegensatz zu der Methode der Rechts- 
soziologie und Rechtsgeschichte, die ihrer theoretisch deskriptiven 
Aufgabe gemäß sich auf die ausschließlich philologische Auslegung 
des in einer Rechtsordnung wirklich »Gedachten« und »Gemeinten« 
beschränken müssen. muß die theoretische Rechtswissenschaft im 
Hinblick auf ihren praktischen Zweck die philologische Interpietation 
des bestehenden Rechts durch eine andere Interpretationsart, die man 
für andere Kulturgebiete al: »Wertinterpretation« bezeichnet hat, 
ergänzen und vervollständigen. Das Wesen dieser Interpretationsart 
ın ihrer Anwendung auf das Recht besteht darin, daß die Rechts- 
wissenschaft die bestehenden Rechtsinstitute nach einem ihnen ob- 
jektiv, d. h. unabhängig von seinem Vorhandensein im empirischen 
Bewußtsein des Gesetzgebets, innewohnenden Prinzip zu ergänzen und 
ihre Widersprüche auszugleichen sucht. Dieses sachliche Prinzip kann 
aber nur der den betrefienden Rechtsinstituten innewohnende Zweck, 
diejenige Rechtsidee, die zu verwirklichen sie berufen sind, darbieten. 
Die theoretische Rechtswissenschaft nimmt somit eine Mittelstellung 
ein zwischen der Rechtsgeschichte und Rechtssoziologie einerseits 
und der Rechtsphilosophie andererseits. Die Rechtssoziologie und 
die Rechtsgeschichte sind rein empirische Wissenschatten, die das 
Recht in seiner Faktizität und historischen Wirksamkeit betrachten, 
die Rechtsphilosophie, die die Rechtswertbetrachtung zur Aufgabe 
hat, ist eine reine Normwissenschaft. Die theoretische Rechtswissen- 
schaft aber kann man entweder als eine empirische Wissenschaft be- 
zeichnen, die ihren empirischen Gegenstand, das positive Recht, in 
normativer Richtung verarbeitet, oder als Normwissenschaft, die 
das richtige Recht zu ihrem Objekt hat, bei der Erfassung aber dieses 
Objekts durch das positive Gesetz empirisch gebunden ist. 
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I. 


Was die Ausführungen des ersten Kapitels betrifft, so möchten 
wir uns zunächst der Freiheitsiehre G. Radbruchs zuwenden, die 
schon mit Rücksicht auf ihre ethischen Konsequenzen allein die schwer- 
sten Bedenken hervorrufen muß. Wir glauben aber weiter beweisen 
zu können, daß auch die rechtsphilosophischen Konsequenzen, die 
G. Radbruch an diese Lehre zu knüpfen versucht, an sich unhaltbar 
sind und durch diese Lehre, ihre Richtigkeit vorausgesetzt, eher in 
Frage gestellt als begründet werden. 

Es ist zunächst nicht ganz richtig, daß für Kant die Kategorie 
der Kausalıtät, wie die übrigen sog. konstitutiven Kategorien nur ein 
Mittel zum Zwecke der Erkenntnis war. Gegen eine solche Auffassung 
seiner Kategorienlehre hat sich Kant sogar ausdrücklich verwahrt. 
Mit einer gewissen Berechtigung könnte man noch die Rolle der sog. 
»analytischen Formen« in der Kantschen Lehre auf diese Weise be- 
zeichnen. Die Kausalität gehört aber bekanntlich bei Kant zu den- 
jenigen »systematischen Formen«, deren Mission nicht nur darin be- 
steht, uns als Mittel der Gegenstandsbemächtigung zu dienen, son- 
dern vor allem darin, de Gegenstände der Erkenntnis zu allererst zu 
schaffen, die Erfahrung zu allererst zu konstituieren. »Die synthe- 
tische Einheit des Bewußtseins ist also eine objektive Bedingung aller 
Erkenntnis, nicht deren ich bloß selbst bedarf, 
um ein Objekt zu erkennen, sondern unter der jede An- 
schauung stehen muß, um für mich Objekt zu werden, weil auf andere 
Art und ohne diese Synthesis das Mannigfaltige sich nicht zu einem 
Bewußtsein vereinigen würde« (»Kritik der reinen Vernunft«, Reclam 
S. 663). 

Unter »Gegebenheiten« kann man nach der Kantschen Anschau- 
ung nur die Welt der Erscheinungen, eine immanente, erst durch unsere 
eigenen Anschauungs- und Denkformen geschaffene Welt verstehen. 
Und an diesen »Gegebenheiten« »haftet« wirklich nach Kantscher Vor- 
stellung die Kategorie der Kausalität, denn erst diese Kategorie zu- 
sammen mit den übrigen synthetischen Formen gestalten »das regel- 
lose Gewühl von Erscheinungen« zu bestimmten Gegenständen, stem- 
peln das chaotische Durcheinander von Empfindungselementen zur 
»enpirischen Erfahrung«. 

Untzureffend ist auch unserer Meinung nach die Voraussetzung 
G. Radbruchs, man könne nur das eigene Selbst erleben, den andern 
Menschen dagegen nur erkennen. Durch zwei Merkmale scheint uns 
die Sphäre des Erkennens innerhalb des ganzen Gebiets des Erlebens 
abgegrenzt werden zu können (denn das Erkennen ist selbst nur eine 
Art des Erlebens). Das Erkennen ist zunächst ein kontemplatives Er- 
leben, ein Erleben eines Inhaltes unter dem Zeichen der Objektivität, 
jene rätselhafte Art des Erlebens, bei der das, was erlebt wird, in 
demselben Erlebnisakt als ein An-sich, als unabhängig von diesem 
Erlebnisakt bestehend erlebt wird. Das zweite Merkmal, das dem 
Erkennen, besonders dem wissenschaftlichen Erkennen eigen ist, ist 
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die: Beziehung des Besonderen auf das Allgemeine. Erkennen ist in 
diesem Sinne ein Erleben des Allgemeinen in dem Besondern. Wir 
»erkennen« das Besondere, wenn wir das Allgemeine, sei es ein allge- 
meiner Begriff oder ein Gesetz, gefunden haben, unter das es subsu- 
miert werden kann. In diesem Sinne behauptet auch die moderne 
Erkenntnistheorie, daß die »Konkretheit« als solche nur erlebt werden 
kann. 

Ist aber in den eben angeführten Merkmalen das richtige Kenn- 
zeichen des Erkennens in seinem Unterschiede vom Erleben ent- 
halten, so ist gerade das Gegenteil von dem, was G. Radbruch als 
keines weiteren Beweises bedürftig voraussetzt, richtig; dann ist der 
wahre Sachverhalt der, daß wir die seelischen Vorgänge eines andern 
Menschen viel häufiger nacherleben als erkennen. Die moderne Psy- 
chologie hat bekanntlich für die typische Art, wie wir psychischer 
Vorgänge »innewerden«, den Begriff verstehen geprägt. Wie 
anders soll sich dann dieses »Verstehen« von dem gewöhnlichen Er- 
kennen unterscheiden, als dadurch, daß es eine intimere und 
konkretere Art des Erlebens in dem innewerdenden Subjekt be- 
zeichnet, intimer als diejenige, die der psychische Akt des Erkennens 
darstellt. Einen seelischen Vorgang verstehen wir, wenn wir ihn uns 
su eigen« machen können, ihn irgendwie, wenn auch mit reduzierter 
Intensität, nur »schattenhaft« nacherleben können. Natürlich kann 
dieses Nacherleben nicht jeder Kontemplativität bar sein. Sonst wäre 
es ein »Icherleben«, kein Nacherleben eines fremden seelischen Vor- 
ganges. Aber dieses kontemplative Moment, das hier im Spiele sein 
muß, gehört nicht zu der Bestimmtheit des Erlebnisaktes 
selbst, sondern ist irgendwie ein »Wissen« ein »Meinen« um diesen Er- 
lebnisakt. Ich erle be den betreffenden seelischen Vorgang mit dem 
Bewußtsein, daß ich einen seelischen Vorgang eines andern Menschen 
»nacherlebe«. 

Was das zweite Merkmal des Erkennens, das Beziehen auf das 
Allgemeine betrifft, so ist in dieser Hinsicht das Verstehen wiederum 
eher dem Erleben als dem Erkennen verwandt. Einen psychischen 
Vorgang verstehen heißt ihn in seiner ganzen Konkretheit irgendwie 
nacherleben können. Die Subsumierung unter das Allgemeine hat so 
wenig mit dem Verstehen zu tun, daß wir uns Fälle denken können, 
in denen wir einen psychischen Vorgang zwar richtig unter einen all- 
gemeinen Begriff oder Gesetz subsumieren und damit ihn uns er- 
klären und erkennen können und dabei ihn doch eigentlich nicht ver- 
stehen. So wird z. B. der Psychiatriekundige einen psychopatholo- 
gischen Vorgang in vielen Fällen richtig unter irgend einen allgemeinen 
psychiatrischen Begriff oder Gesetz subsumieren, ohne ihn doch ge- 
rade wegen seiner Abnormität oder allzu großen Abnormität verstehen 
zu können. 

Und drittens, hat unser Freiheitserlebnis, wie G. Radbruch selbst 
zugibt, »das Kriterium seiner Richtigkeit in seiner Uebereinstimmung 
mit den ethischen Normen, wie die Wahrnehmung in ihrer Ueber- 
einstimmung mit den Normen der Logik«, so kann man nicht in Wider- 
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spruch dazu die Normen der Ethik ihrerseits nur so weit gelten lassen, 
als die Sphäre dieses Erlebnisses reicht. Ist die Gültigkeit der ethi- 
schen Normen durch unser sittliches Bewußtsein allein begründet, so 
kann der Geltungsbereich dieser Normen nicht nach dem bemessen 
werden, was wir ın irgend welchem Erlebnis, das erst in der Ueber- 
einstimmung mit ihnen das Kriterium seiner Richtigkeit hat, vorzu- 
finden glauben. Unser sıttliches Bewußtsein bietet uns aber seine 
Normen als Maßstäbe der Beurteilung nicht nur unserer eigenen 
Handlungen und Gesinnung, sondern auch der Handlungen und Ge- 
sinnungen unserer Mitmenschen. Dieser Anwendungsbereich der 
ethischen Normen fordert eine entsprechende Ausdehnung der Sphäre 
der Freiheit, die als Postulat anerkannt werden muß. Es ist so merk- 
würdig, daß G. Radbruch, der an einer andern Stelle seines Buches 
mit solcher Entschiedenheit, aber ohne triftigen Grund unseres Er- 
achtens, sich gegen die Kategorie der »realen Wechselwirkung« wendet, 
hier in seiner Argumentation vor einer Art sozusagen »logischer 
Wechselwirkung« nicht zurückscheut, der die formale Logik durch 
die Bezeichnung: circulus vitiosus kein schmeichelhaftes Zeugnis aus- 
stellt..... 

Freilich widerspricht das Postulat der Freiheit dem Grundsatze 
der Kausalıtät. Aber für die konsequente Lösung dieses Widerspruchs 
gibt es nur zwei Möglichkeiten. Entweder entscheidet man sich für 
den Kantschen Standpunkt, indem man zwischen Ding-an-sich und 
Erscheinung unterscheidet oder man entscheidet sich für Bergson, 
indem man die Gültigkeit der Kausalität relativiert und den Vorrang 
auch auf dem Gebiete der Erkenntnis der Freiheit einräumt. Im 
letzten Falle aber hat man den Boden der Kantschen Lehre endgültig 
verlassen. 

Von der Freiheitslehre selbst gehen wir jetzt zu ihren rechts- 
philosophischen Konsequenzen über. Das positive Recht soll nicht 
ein Inbegriff von Normen, sondern ein Inbegriff von Imperativen, 
von Willensäußerungen darstellen. Nun aber entsteht die Frage: 
Wessen Willensäußerung soll das Recht sein? Doch wohl nicht die 
des Staates, denn Staat und Recht bezeichnen, wie G. Radbruch an 
einer anderen Stelle seines Buches hervorhebt, nur verschiedene Seiten 
einer und derselben Erscheinung, und der »Staatswille« ist bloß eine 
juristische Konstruktion. Die Antwort kann offenbar nur lauten, 
entweder unter dem juristischen Aspekt: des Gesetzgebers, oder unter 
dem soziologischen: der machthabenden Faktoren im Staate. Diese 
Antwort wird aber nur auf das Gesetzesrecht zutreffen. In bezug aut 
das Gewohnheitsrecht kann weder von einem von den Gesetzesunter- 
worfenen unterschiedenen Gesetzgeber noch von »machthabenden 
Faktoren«, die ihren Willen in der Form des Rechts der Mehrheit des 
Volkes aufnötigen sollen, die Rede sein. Letzteres deshalb nicht, weil 
die Herrschaft des Gewohnheitsrechts mit sehr primitiven sozialen 
und politischen Verhältnissen historisch zusammenhängt. Die un- 
vermeidliche Konsequenz, zu der wir gezwungen sind, ist also: das 
Gewohnheitsrecht ist ein Inbegriff von Willensäußerungen der Rechts- 
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unterworfenen selbst. Diese Konsequenz ist aber für die Deduktion 
des Verfassers sehr verhängnisvoll. Denn der Gedankengang, wie wir 
uns erinnern, war dieser: die Norm, als Willensmaxime, fordert Freiheit 
des Willens und kann deshalb nur autonom angewandt sein; jeder 
ihrer Adressaten kann nur sein eigener Gesetzgeber sein. Das Recht 
ist aber heteronomer Natur; Gesetzgeber und Adressat fallen hier 
auseinander. Folglich kann das Recht nicht ein Inbegriff von Normen, 
sondern nur von Imperativen, von Willensäußerungen sein. Nun zeigt 
sich aber jetzt innerhalb des positiven Rechts ein gewisser Bezirk (das 
Gewohnheitsrecht), dem wir eine gewisse Autonomie zuerkennen 
müssen, da Gesetzgeber und Rechtsadressat hier zusammenfallen. 
Die Voraussetzung des Verfassers trifft also mindestens auf diesen 
Rechtsbezirk nicht zu. Da aber der Rechtsbegriff einheitlich gefaßt 
werden muß, so ist damit die ganze Position des Verfassers in Frage 
gestellt. Abgesehen aber von dieser Erwägung efgibt sich dieselbe 
Schwierigkeit auch in bezug auf das Gesetzesrecht. Denn im modernen 
Rechtsstaat ist der Gesetzgeber deshalb Gesetzgeber, weil sein Wille 
als identisch mit dem Willen der Mehrheit der Rechtsunterworfenen 
präsumiert wird. Was aber die soziologische Wendung desselben Pro- 
blems betrifft, so sieht G. Radbruch an einer andern Stelle selbst ein, 
daß soziale und politische Macht von einer ganz anderen Beschaffen- 
heit als physische Macht sind, daß die ersteren ohne Anerkennung 
seitens der Machtunterworfenen nicht zu denken sind. 

Mit der Ablehnung der Imperativtheorie des Verfassers ist der 
empirische Charakter des positiven Rechts keineswegs in Abrede ge- 
stellt. Dieser Empirismus kommt aber in nichts anderem als eben ın 
der Positivität selbst, in der faktischen Wirksamkeit des positiven 
Rechts zur Geltung. Denn mag auch eine positive Rechtsordunng 
die absolute Gerechtigkeit zu ihrem Inhalte haben, so ist doch ihre 
Positivität etwas ganz anderes als die Gültigkeit ihres Inhalts. Positiv 
ist diese ideale Rechtsordnung nicht deshalb, weil ihr Inhalt gültig ist, 
sondern weil eine bestimmte empirische Geweinschaft (ein Volk oder 
bestimmte Kreise eines Volkes) zu diesem normativ gültigen Inhalt 
positiv Stellung genommen hat, weil dieser Inhalt von den Mit- 
gliedern dieser Gemeinschaft in realpsychischem Sinne anerkannt ist, 
kurz, weil dieser Inhalt in die psychische Realität empirischer Men- 
schen irgendwie hineingebannt ist. Es ist genau derselbe Unterschied, 
wie wir ihn auf dem kontemplativen Gebiet etwa zwischen der Wahr- 
heit an sich und der wahren Wissenschaft wieder treffen. Die Wahrheit 
an sıch ist ein absoluter \Vert und als solcher transempirisch, während 
die wahre Wissenschaft ein kulturempirisches Phänomen darstellt, 
und zwar deshalb, weil sie als Wissenschaft, als immanent ge- 
wordene Wahrheit nicht nur diese anerkennungheischende Wahr- 
heit, sondern auch den psychischen Akt der Anerkennung als not- 
wendige Bedingungen ihres Zustandekommens voraussetzt. Was das 
Immanentwerden des Sinnes einer Rechtsordnung und damit das 
Positivwerden dieser Rechtsordnung betrifft, so kommen unter den 
psychischen Momenten, die dabei im Spiele sein müssen, natürlich 
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auch Willensmomente in Betracht, aber keineswegs ausschließlich 
Willensmomente, auch bei dem Gesetzgeber nicht. Und es wäre noch 
ein anderer Beweis dafür zu liefern, daß die imperative Form die an- 
gemessene Form der Rechtssätze sei. 


II. 


In den Ausführungen des zweiten Kapitels Scheint uns die Ein- 
reihung des Polizeistaates in das individualistische Schema nicht nur 
yäaußerlich paradox«, wie G. Radbruch selbst zugibt, sondern auch 
sachlich keineswegs gerechtfertigt zu sein. G. Radbruch stützt sich 
dabei auf bekannte Aeußerungen Friedrichs des Großen, in denen er 
die Proklamierung der individualistischen Staatsauffassung zu sehen 
geneigt ist. Nun scheint es uns aber methodisch nicht unanfecht- 
bar, das Prinzip einer bestimmten Staatsform, nicht in der Wirk- 
lichkeit, in der Praxis dieser Staatsform, sondeın in dem, wie sich 
diese Staatsform in dem Bewußtsein irgendwelcher ihrer Repräsen- 
tanten abgespiegelt hat, suchen zu wollen. Besonders wäre es ver- 
fehlt, Aeußerungen von Repräsentanten des sog. »aufgeklärten Des- 
potismus« in dieser Beziehung ernst zu nehmen. Denn darin bestand 
gerade die ganze Bizarrheit dieses »aufgeklärten Despotismus«, daß 
er die grausame politische und soziale Praxis seines Regierungssystems 
durch verschiedene »aufgeklärte« Aeußerlichkeiten, zu denen auch 
sehr geistreiche und liberal klingende Redensarten gehören (natürlich 
unbewußt), zu bemänteln suchte. Wäre jemand z. B. geneigt, das 
sozialpolitische Prinzip, an dem das Regierungssystem RuBlands in 
der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts orientiert war, darin zu 
suchen, was Katharina II. (auch eine »glanzvolle« Repräsentantin 
dieses »aufgeklärten Despotismus«) gelegentlich über die Pflichten des 
Herrschers und über »Bürger- und Menschenrechte« geäußert und 
geschrieben hat, so müßte ihm das Rußland dieser Zeit als ein Hort 
des Liberalismus und der Demokratie erscheinen. In Wirklichkeit 
war es aber gerade die Zeit, in der die Leibeigenschaft die grausamsten 
Formen angenommen, die Korruption der regierenden Klassen ihren 
Höhepunkt erreicht hatte. Seinen adäquaten Aurdruck scheint uns 
das immanente Prinzip des Polizeistaates vielmehr in dem unver- 
tänglichen Königswort Ludwigs des XIV.: L’&tat cest moi gefunden 
zu haben. In der Tat ist der Polizeistaat die primitivste Form des 
Transpersonalismus. Die primitivste deshalb, weil zugleich mit der 
rücksichtslosesten Beugung des Individuums unter die Staatsgewalt 
diesem Staatssystem die Auffassung des Staates als Domäne des 
Fürsten und die Identifizierung der Idee der Allmacht des Staates 
mit der schrankenlosesten Willkür des Herrschers eigen ist. Was die 
individuelle Sittlichkeit anbelangt, die zu fördern der Polizeistaat 
nach der Meinung Radbruchs sich zur Aufgabe machte, so war es 
jedenfalls keine jenseits des Staates liegende Sittlichkeit, sondern eine 
Sittlichkeit, aus der der Staat selbst guten Nutzen schlagen konnte. 
In der Tat waren es nur staatsnützliche Tugenden, . Tugenden, die 
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seinen eigenen Bestand zu festigen geeignet waren, um deren Kulti- 
vierung sich der Polizeistaat bemüht hat. »Ruhe ist die erste Bürger- 
pflicht«. In dieser Maxime gipfelt der Sittlichkeitskodex des Polizei- 
staates. Die Vertragslehre Hobbes kann nicht als Gegeninstanz gegen 
unsere Auffassung angeführt werden, denn für die uns hier interes- 
sierende Frage sind die praktischen Konsequenzen der Staatsphilo- 
sophie Hobbes viel wichtiger als die Methode ihrer Begründung. Wor- 
auf aber diese praktischen Konsequenzen hinauslaufen, ist bekannt- 
lich die vollständige Preisgebung des Individuums dem Staat und 
— was für diese Anschauung identisch war — der schrankenlosen 
Willkür des Herrschers, die Forderung, daß der Einzelne sich alles 
vom Staate vorschreiben lassen soll, alles in sich — und mögen es 
die heiligsten Gefühle und Ueberzeugungen sein — auslöschen soll, 
was nicht in das herrschende Staatssystem paßt: cuius regio, eius 
religio. Wie kann man angesichts einer solchen Tendenz zur völligen 
Absorbierung des Einzelnen von dem Staate diese Staatsphilosophie 
als Individualismus bezeichnen ? Vielmehr zeigt unseres Erachtens 
der Gegensatz von Hobbes und Rousseau, wie fragwürdig jeder Ver- 
such bleiben muß, der darauf hinausgeht, mit der Idee des Vertrages 
als solcher einen eindeutigen weltanschaulichen Sinn zu verknüpfen. 
Der Sinn der Vertragstheorie läßt sich viel mehr durch eine historisch- 
genetische als durch eine philosophisch-systematische Betrachtung 
ergründen. Denn das, was den verschiedenen Ausprägungen der Ver- 
tragstheorie gemeinsam ist, ist nur ihr dogmatisch-rationalistischer 
Charakter, die Verabsolutierung bestimmter, auf einer gewissen Stufe 
der Entwicklung historisch notwendig gewordener sozialer und poli- 
(scher Bestrebungen zu ewigen Forderungen der menschlichen Ver- 
nunft. Dieser Rationalismus, dieser Appell an die abstrakte mensch- 
liche Vernunft war ımmer eine Begleiterscheinung derjenigen ge- 
schichtlichen Perioden, in denen es galt, mit bestehenden geschicht- 
lich überlieferten und von der Tradition geheiligten Rechtsinstituten 
zu brechen. Die Vertragstheorie war immer eine geistige Waffe, 
mit der die Verfechter eines neuen revolutionären Prinzips der Träg- 
heit des Bestehenden, der Normativität des Faktischen entgegen- 
wirkten. Die Ideale aber selbst, die es auf diese Weise durchzu- 
setzen galt, waren je nach der Entwicklungstendenz ın verschiedenen 
Epochen verschieden: das Ideal des Absolutismus in der ersten Hälfte 
des 17. Jahrhunderts, das Ideal der Demokratie und der Volkssou- 
veranität in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts. 

Historisch jedenfalls ist die Idee des Vertrages als methodisches 
Vehikel sowohl einer personalistischen wie einer transpersonalistischen 
Staatsauffassung gleich aufgetreten. 


III. 


Das Endergebnis, zu dem G. Radbruch gelangt in bezug auf die 
Geltungsquelle des Rechts, scheint uns nicht ganz im Einklang zu 
Stehen mit der relativistischen Grundtendenz des ganzen Systems. 
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In der Tat, wie kann die »Rechtfertigung der Rechtsordnung aus 
ihrem individualistischen Zweck« für diejenigen ihre Gültigkeit be- 
wahren, die von Haus aus die individualistische Rechtsauffassung 
ablehnen und irgendwelcher Form des Transpersonalismus huldigen? 

Eine noch empfindlichere Lücke im Zusammenhang des Systems 
scheinen uns die Ausführungen dieses Kapitels über das positive Recht 
zu reißen. Das vorbehaltlose Gutheißen jedes positiven Rechts, auf 
das diese Ausführungen hinauslaufen, scheint uns vom Standpunkt 
des rechtsphilosophischen Relativismus, den G. Radbruch vertritt, 
keineswegs gerechtfertigt zu sein. In der Tat, soll die These des Rela- 
tivismus in das System selbst aufgenommen werden und aus ihr mit 
Allgemeingültigkeit die Verbindlichkeit des positiven Rechts als 
solchen unabhängig von seinem Inhalt deduziert werden können, so 
ist nicht einzusehen, warum aus derselben These nicht auch gewisse 
allgemeingültige Normen für das positive Recht, gewisse allgemein- 
gültige Forderungen jeder positiven Rechtsordnung gegenüber ab- 
leitbar sein sollen. Kann die bestehende Rechtsordnung ihren An- 
spruch auf Gehorsam auch ihrem prinzipiellen Gegner gegenüber 
mit dem Hinweis auf die Unvereinbarkeit einer einheitlichen Gemein- 
schaftsregelung mit dem praktischen Geltenlassen der mannigfachen 
Rechtsauffassungen begründen, so kann die Rechtsphilosophie mit 
dem Hinweis auf diese Heterogenität der Rechtsauffassungen die 
Forderung aufstellen, daß sich jede positive Rechtsordnung der Rela- 
tivität ihres Inhaltes bewußt sei, sich dessen bewußt sein soll, daß 
es unter ihren Rechtsunterworfenen viele gibt und geben muß, die 
ihren Inhalt als zweck- und wertwidrig betrachten. Wenn deshalb 
jede positive Rechtsordnung auch von ihren prinzipiellen Gegnern im 
Namen der »Ordnung« und »Rechtssicherheit« Legalität der Hand- 
lungen fordern kann, so muß sie andererseits, um diese ihre Rechts- 
unterworfenen nicht ın einen schwierigen inneren Konflikt zu ver- 
wickeln und um gerade eventuelle gewaltsame Erschütterungen der 
»Ordnung« zu vermeiden, ihnen auch die Möglichkeit gewähren, in 
ihrem Rahmen für ihre Rechtsideale und die Umgestaltung des be- 
stehenden Rechts in der Richtung dieser Ideale friedlich zu wirken. 
Also Freiheit der Kritik und Propaganda, kurz Wort- und Preßfrei- 
heit und in irgendwelcher Form die Mitwirkung der Rechtsunter- 
worfenen bei dem Ausbau und Ausgestaltung der Rechtsordnung — 
das sind Forderungen, die sich mit Allgemeingültigkeit aus dem Grund- 
satz des Relativismus ergeben und die die wissenschaftliche Rechts- 
philosophie als Bedingungen proklamieren kann, bei deren Erfüllung 
allein eine positive Rechtsordnung den Namen Rechtsordnung ver- 
dient. Das stünde auch im Einklang mit dem juristischen Sprach- 
gebrauch, der nur gewissen Staatsformen, nämlich nur denjenigen, 
die sich das Prinzip der sog. »konstitutionellen Garantien« zu eigen 
gemacht haben, den Namen »Rechtsstaat« beilegt. 

Unsere kritischen Bemerkungen beziehen sich, wie der Leser sieht, 
nur auf einzelne Partien des Buches, ohne das System im ganzen zu 
tangieren. Der großzügige Plan G. Radbruchs, auf der Grundlage 
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der philosophisch-methodologischen Ergebnisse der Windelband- 
Rickertschen Schule ein rechtsphilosophisches System aufzubauen, 
ist zweifellos glänzend gelungen, und die philosophische Leistung Rad- 
bruchs kann zweifelsohne als ein bedeutender Ertrag in den Gesamt- 
aktiven der eben erwähnten sehr verdienstvollen Schule gebucht 
werden. Die meisterhafte, stellenweise fesselnde Darstellungsweise 
bietet zu dem intellektuellen Genuß, den die Lektüre eines gedanken- 
reichen Buches gewährt, noch einen künstlerischen Genuß. Alle die- 
jenigen, denen Rechtsphilosophie, denen Philosophie überhaupt am 


Herzen liegt, werden große Freude an dem Werke G. Radbruchs 
haben. 
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Der Sozialismus als geistige Bewegung kann sich nur dann eine 
dauerhafte und beachtenswerte Stellung innerhalb der modernen Ge- 
dankenwelt schaffen oder bewahren, wenn er seine theoretischen und 
praktischen Grundsätze mit dem wissenschaftlichen Denken und gei- 
stigen Schaffen der Gegenwart und der großen Geister der Vergangen- 
heit in lebendiger Berührung und, sei es freundlicher oder auch poleni- 
scher, Auseinandersetzung erhält. Nun sind aber die meisten und ener- 
gischsten seiner Vertreter in der Regel durch ihre politische Tätigkeit 
derartig in Anspruch genommen, daß sie kaum anders als gelegentlich 
einmal diese Bezieliungen verfolgen. Um so dankbarer müssen sie denen 
sein, welche diese Aufgabe freiwillig auf sich nehmen. Zu ihnen gehört 
vor allem Max Adler (Wien). Er ist den Lesern dieser Blätter 
kein Unbekannter mehr. Hat er doch seit mehr denn einem Jahrzehnt 
durch eine Reihe sozialphilosophischer Schriften und Aufsätze, gele- 
gentlich auch durch Vorträge ın Süddeutschland, seine Sache vertreten. 
Freilich innerhalb der engeren Parteikreise hat er sich damit nicht bloß 
Freunde, sondern auch Gegner geschaffen. Wohl hört man es gerne: 
»Der moderne Sozialismus fühlt sich als der geistige Erbe aller Auf- 
wärtsbestrebungen des Denkens und Schällens der besten Geister der 
Vergangenheit.« Aber, wenn er dann den allgemeinen Grundsatz, 
»lie Gedanken und Kämpfe des Sozialismus aus dem Wirken der 
Vordenker und Vorkämpfer der menschlichen Entwicklung überhaupt 
zu begreifen« etwa auf das innere Verhältnis von Marx und Kant an- 
gewandt, wenn er sich sozusagen als Marxistund Kantianer zugleich 
bekannt hat, so ist er öfters in diejenige Lage gekommen, in die man 
überhaupt, sobald man neue, eigenartige Wege geht, zu kommen 
pflegt, und die auch wir, die wir von der Kantischen Seite her eine 
Verbindung mit marxistischen Gedankengängen suchen, in ähnlicher 
Weise kennen gelernt haben: er hat es weder den rechtgläubigen Marx- 
isten noch den strengen Kantianern recht gemacht. Unbeirrt dadurch, 
ist unser Wiener Sozialist seinen Weg weitergegangen und bietet nun 
aufs neue in einer nicht bloß für Fachleute, sondern für weitere Kreise 
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bestimmten Schrift die Zusammenfassung einer Reihe »Studien 
zur Geistesgeschichte des Sozialismus« dem Pu- 
blikum dar !). 

»Wegweiser« sollen die von ihm behandelten Denker sein, 
weil und insofern sie »die theoretischen Vorbedingungen für die Bear- 
beitung des sozialen Problems schufen«. Gewissermaßen vorausgehen 
Rousseau und Schiller. Dann folgen (wir ordnen ein wenig anders 
als der Verfasser) die Vertreter der »klassischen deutschen Philosophie«: 
Kant, Fichte, Hegel; darauf deren Nachfolger: Ludwig Feuerbach 
und Max Stirner. Nun die ersten eigentlich sozialistischen Denker: 
Saint-Simon, Owen und Weitling; und zuletzt die großen modernen 
Sozialisten: Ferdinand Lassalle, Friedrich Engels, Karl Marx. Zur rich- 
tigen Beurteilung seiner ‚Studien‘ ist von vornherein festzuhalten, daß 
Adler alle diese Denker nicht etwa in ihrer ganzen Persönlichkeit schil- 
dern, sondern nur die sozialistischen, genauer gesagt: die eine innere 
‘ Verbindung mit dem Sozialismus ermöglichenden Elemente ihres Den- 
kens aufzeigen will. 

Bei Rousseau ist dies vor allem der Brennpunkt aller seiner 
Interessen: die Kritik der Kultur, als deren positive Ergän- 
zung dann von selbst das Problem von der richtigen Ordnung der Ge- 
sellschaft erscheint. Der scheinbare Widerspruch: Verwerfung und 
doch Unentbehrlichkeit der Künste und Wissenschaften, läßt sich am 
besten durch den Gedanken lösen, den Max Adler sehr hübsch in die 
Weiterführung eines Lessingschen Bildes kleidet. Lessing hatte sich 
gegenüber Rousseaus Anklage der Zivilisation mit dem Spruche: »Wo 
ein großes Feuer ist, gibt es auch starken Rauch« getröstet. Rousseau 
dagegen will, daß »schon jetzt alle Menschen am Feuer sitzen, sich 
wärmen und erleuchten lassen«, während ın Wirklichkeit der starke 
Rauch das Feuer verdunkelt und nur die wenigen in seiner Nähe zu sei- 
nem Genuß kommen läßt (Adler S. 11 f.). Wie wenig bedeuten in der 
Tat selbst heute noch, so möchten wir mit Rousseau und Adler sagen, 
Wissenschaft und Kunst, diese Flammen der Kultur, für den allergröß- 
ten Teil der Menschen! Eine reine Freude, ein beglückender Stolz auf 
die Güter der Kultur ist dem Gewissenhaften in der heutigen Gesell- 
schaft nicht möglich. Rousseau empfindet mit seiner glühenden Seele 
dies Mißverhältnis, aber er sieht noch keinen Ausweg. Wohl erblickt 
er im Privateigentum und der dadurch hervorgerufenen wirtschaftlichen 
Ungleichheit Quell und Ursprung des Uebels, aber er zieht noch keine 
sozialistischen Folgerungen daraus, weil ihm der Begriff der geschicht- 
lichen Entwicklung noch fehlt. Sosiehter, wie auch die anderen großen 
Reformer seiner und der nächstfolgenden Zeit, von Kant und Base- 
dow bis Pestalozzi und Owen, das Heil inder Erziehung. Durch 
den Gedanken an die bloße Haus- und Privaterziehung seines Emil darf 
man sich nicht irre machen lassen: sie ist ihmnur ein Notbehelf; sein 


1) Max Adler, Wegweiser Studien zur Geistesgeschichte: des 
Sozialismus. Stuttgart, Verlag von J. H. W. Dietz Nacht. 1914. VII und 
248 Seiten, geh. M. 2.—, geb. M. 2.50. 
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Herz gehört von Anfanganderöffentlichen Erziehung, und er 
scheut in dieser Hinsicht sogar vorm Lobe Platos nicht zurück (S. 23). 
Immerhin bleibt er auch auf diesem Gebiet nur der große Erwecker 
und Erschütterer, der seines Einflusses auch auf so selbständige Na- 
turen wie Kant nicht verfehlt hat. 

Seinen zweiten Helden, FriedrichSchiller, sucht Adler vonder 
»bürgerlichen Legende« zu befreien, daß eı sich in seinen ‚reiferen‘ Jah- 
ren, sentsetzt vor der Zügel- und Gesetzlosigkeit der Revolution«, »vom 
Sturm und Drang seiner Jünglingszeitabgewendetund .... indas Reich 
des Ideals und schönen Scheins geflüchtet habe« (S. 30). Das ist jedoch 
keine bürgerliche Legende, sondern eine Tatsache, die auch einsoradika- 
ler Sozialist und dabeı Schillerverehrer wie Franz Mehring ohne weite- 
res zugegeben hat. Gewiß, in einem Schiller konnte die Freiheitsidee 
nie eigentlich verlöschen;; der einstige Dichter der ‚Räuber‘ läßt auch 
seinenStauffacher noch die herrlichen Worte sprechen: »Nein, eine Gren- 
ze hat Tyrannenmacht usw.« Aber von der Revolution hat er sich doch 
— im Gegensatz zu Kant, im Einklang dagegen mit vielen anderen vor- 
herigen Freiheitsschwärmern —, als sie zu Gewaltsamkeiten schritt, 
schaudernd abgewandt. Und unser Verfasser sucht denn auch diese 
Tatsache weniger zu bestreiten, als zu erklären. Er findet die Erklä- 
rung, wohl mit Recht, ın des Dichters Enttäuschung über den geistigen 
Tiefstand der großen Masse, die er, wie auch heute noch die meisten 
Männer der Kunst und Wissenschaft, zu wenig gekannt. Das treibt 
ihn dann zu einem ähnlichen Gedanken wie Rousseau: Vorbedingung 
aller Besserung der Verhältnisse sei ene Um bildung der Menschen 
durch eine veränderte Erziehung. Eine ästhetische Erziehung, 
wobei aber ästhetısch nichts anderes bedeutet als das innere 
Gleichgewicht der Triebe und Anlagen im Menschen (S. 43): seine Aui- 
gabe für mehr als ein Jahrhunderte, wie der Dichter selbst erklärt. Es 
ist schade, daB Adler eine der besten Schriften, die über sein Thema 
geschrieben worden ist: »Schiller als Zeitbürger und Politikere von 
Ferdinand Tönnies (Berlin, Hilfe-Verlag, 1905) nicht gekannt 
hat. Er hätte sich aus den von Tönnies beigebrachten schlagenden Be- 
weisen (insbesondere der Umarbeitung der ursprüngli 
chen ästhetischen Briefe) überzeugen können, daß in der Tat 
Schillers ursprünglich sehr starkes politisches Interesse durch die Ent- 
wicklung der französischen Revolution einen völligen Umschlag erfah- 
ren hat. »Glühend für die Idee der Menschheit, gütig und menschlich 
gegen den einzelnen Menschen und gleichgültig gegen das ganze Ge- 
schlecht, wie es wirklich vorhanden ist«: in diesen »Wahrspruch« faßt 
der Ehrenbürger der französischen Republik schon am 5. Mai 1795 ın 
einem Brief an den revolutionsbegeisterten jungen Erhard seine Gesin- 
nung ausdrücklich zusammen. Seine politischen Hoffnungen sind 
erloschen, die ‚Horen‘ z. B. schließen von ihrem Inhalt grundsätzlich 
alles aus, was sich auf Staatsreligion und politische Verfassung bezieht. 
Kurz, er flieht aus der drückenden Wirklichkeit in das luftige Reich 
der Ideen. Und wenn sich in seinen lezten Lebensjahren wieder 
ein — erst aus seinem Nachlaß bekannt gewordenes — politisches 
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Interesse zeigt, so gilt es einem nationalen Gedanken, daß 
unter der augenblicklichen Erniedrigung von Deutschlands Fürsten die 
Majestät des deutschen Volkes nicht zu leiden brauche und sich aus 
seiner jetzigen barbarischen Verfassung wieder erheben werde (vgl. die 
Zeugnisse bei Tönnies S. 42—45). 

Vielleicht den wichtigsten Teil des Buches, wohl auch in den Augen 
des Verfassers selbst, bildet der folgende Abschnitt über Im manuel 
Kant. Allein Adlers Stellung zu Kant dürfte den Lesern, zum Teil 
durch meine eigenen früheren Ausführungen in diesen Blättern, so be- 
kannt sein, daß wir nur einige neu hinzugekommene Gedanken zu 
berücksichtigen brauchen. Wie er sich ausdrücklich meinem Nachweis 
des historischen Faktums anschließt, daß Kant kein Sozialist gewesen 
ist, so verfechte auch ich schon seit Jahren die Ansicht, daß trotzdem 
Kants Philosophie, die auf so vielen Gebieten des heutigen Geistes- 
lebens Einfluß geübt hat und noch übt, »auch für den Sozialismus von 
grundlegender Bedeutung ist« (Adler S. 50). Und zwar auch nach mei- 
ner Meinung auf den drei Gebieten der Erkenntniskritik, 
der Geschichtsphilosophie und der Ethik. Erstrebt der 
Sozialismus eine tiefergehende wissenschaftliche Begründung, so muß 
er sich mit den erkenntniskritischen Fragen beschäftigen: »was unter 
Wissenschaft zu verstehen sei, worin die Eigenart der Sozialwissenschaft 
bestehe, was wissenschaftliche Notwendigkeit bedeute, wie sich das 
Müssen des Kausalgeschehens zu dem Sollen der Ethik und der Ver- 
nunft verhält« (ebd.). Daß für diese Probleme gerade Kants Vernunft- 
kritik die richtige Lösung gibt, darin bin ich mit Max Adler ganz eins. 
Dagegen kann ich nicht finden, daß der Begriff des »gattungsmäßigen« 
Denkens und Wollens eine besondere Art von Gemeinsamkeit zwischen 
Kritizismus und Marxismus begründe. Daß nur das »gattungsmäßige« 
Denken, nicht das des einzelnen Individuums wissenschaftlichen Wert 
besitzt, ist eine Selbstverständlichkeit, die nur von den gröbsten Sen- 
sualisten oder Solipsisten geleugnet werden dürfte. Viel wichtiger ist 
die aus Kant gewonnene Erkenntnis von dem methodischen Funda- 
mentalunterschiede zwischen Kausalıtät und Teleologie (S. 61 f.), zwi- 
schen dem Standpunkte der reinen Betrachtung und dem des \Wollens 
und Handelns (64). 

Damit sind wir bereits auf dem Wege zu den fruchtbaren g e- 
schichtsphilosophischen Anregungen, die Kant, nament- 
lich in der wichtigen Abhandlung von 1784, der Sozialwissenschaft ge- 
geben hat, welche die marxistische Geschichtsauffassung nach der 
»sozialpsychischen« Seite hin ergänzen (54 f.). Auf die mannigfachen 
Analogien beider — ich erinnere nur an die wichtigste, das Gesetz des 
»Antagonismus« — hat Adler schon vor Jahren hingewiesen; ich ver- 
weise daher auf seine erneuten gründlichen Ausführungen (S. 53—64). 
Nur kann ich auch heute trotz der Erörterung (S. 62 f. Anm.), mit der 
Adler mich zu überzeugen sucht, nicht zugeben, daß Ausdrücke wie 
»Naturabsicht«, »verborgener Plan der Natur«, »Vorsehung«, »oberste 
Weisheit« u. a. bei Kant bloß kausalen Sinn hätten, »nur« eine »Me- 
thode« darstellten, sum die Kausalität... durchführen zu können«! Daß 
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hinter der teleologischen, ja zuweilen sogar theologischen Hülle im 
letzten Grunde ein kausaler Sinn steckt, habe ich bereits an der von Adler 
angezogenen Stelle meines ‚Marx und Kant‘ betont. Aber die Hülle ist 
doch eben, wie ja auch auf manchen anderen Gebieten des Kantischen 
Systems, noch vorhanden. Es liegt da, wie Adler selbst am Schluß sei- 
ner Ausführungen (S. 63 unten) richtig sagt, een Stück Metaphysik 
vor«, das allerdings — darin stimmen wir wieder mit Adler überein — 
der Wissenschaft nicht ihre Ziele vorschreibt, sondern umgekehrt aus 
ihr sich bestimmt und bereichert«. 

Als die »großartigste Leistung« Kants betrachtet unser Verfasser 
seine »Begründung und Neuschöpfung der Prinzipien der Ethik« 
(S. 64). Und die Bedeutung von Kants Ethik für den Sozialismus er- 
blickt er mit Recht darin, daß sie erst es ermöglicht, ein allgemein gül- 
tiges Richtmaß für die ethische Wertung aufzustellen« (ebd.). Inkon- 
sequent erscheint es uns dann nur, wenn er später (S. 66) aus der Gesetz- 
mäßigkeit des reinen Wollens eine »N a tur gesetzlichkeit« desselben 
macht, wenn er — im Widerspruch mit der oben zitierten Stelle (S. 50) 
— das »Sollen« als der Sittlichkeit »wesensfremd« bezeichnet, wenn 
er diese letztere nur als eine »Form des Geschehens« betrachtet. 
Inkonsequent auch, daß er die bekannte, gerade das ethische Ziel 
des Sozialismus aufs deutlichste ausdrückende Formel von dem Men- 
schen als Selbstzweck und niemals bloßem Mittel, zu gebrauchen sich 
anscheinend scheut. Vermutlich aus Besorgnis davor, daß man ıhm 
eine mit dem Marxismus angeblich in Widerspruch stehende »ethische« 
Begründung des Sozialismus nachsagen könne: während er doch 
selbst mit den obigen Worten vom Richtmaß der Wertung die wissen- 
schaftlich allein in Betracht kommende ethische »Begründung« bereits 
gegeben hat. Mit allem übrigen sind wir einverstanden, insbesondere 
auch mit dem Satze, daß die Ethik bei Kant »keine bloBe Moralpredigt, 
sondern ein kraftvolles Bewußtsein zur Aenderung und Umschaffung 
des Bestehenden« (S. 68), eine »unermüdliche Anrufung aller Energien 
des tätigen, sich selbst helfenden Menschen« (69) ist; ebenso mit dem 
Schlußergebnis: daß der Sozialismus als Theorie, »ebensosehr die theo- 
retische Arbeit der Erkenntniskritik Kants voraussetzt«, wie er (als 
Praxis) »die Konsequenzen seines ethischen Standpunktes verwirk- 
licht« (S. 77). 

Ob Fichte ein größerer politischer Theoretiker als der 
Königsberger Weise gewesen ist, wage ich zu bezweifeln. Jedenfalls 
drängte ihn aber seine leidenschaftlichere Natur weit mehr, in die Welt 
hinauszutreten, »außer mir zu wirken, zuhandeln« Und zweifel- 
los denkt er weit sozialistischer als Kant. Adler nennt ihn sogar den 
»ersten deutschen Sozialisten« (S. 81), wie dies nicht bloß sein ‚Ge- 
schlossener Handelsstaat‘ (1800), den Fichte selbst als sein »bestes und 
duichdachtestes« Werk bezeichnet, sondern auch das ihm vorauige- 
hende ‚Naturrecht‘ (von 1796) und die letzten, nachgelassenen Werke, die 
‚Rechtslehre‘ (1812) und die ‚Staatslehre‘ (1813), bewiesen. In der Tat, 
Fichte ist trotz seines ausgeprägten, stürmischen Gefühls in seinem 
Rechts-, insbesondere Eigentums- und in seinem Staatsbegriff durch- 
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aus sozialer Denker, der, wie er einmal sagt, »alle individuellen 
Kräfte auf das Leben der Gattung zu richten und in demselben zu ver- 
schmelzen« strebt. Und sein ‚Geschlossener Handelsstaat‘ zeigt eine 
völlig sozialistische Organisation. So bietet er dem Sozialismus jeden- 
falls zahlreiche Anregungen, zumal wenn man an seinen radikalen Plan 
einer Nationalerziehung aller ohne Unterschied des Stan- 
des denkt; wozu noch seine männliche Religiosität kommt, die ihn den 
religiösen Sinn vor allen Dingen darin erblicken läßt, »daß man sich 
gegen die Sklaverei stemme und . . . die Religion nicht bis zum bloßen 
Trost der Gefangenen herabsinken lasse.« Ob man ihn darum aber mit 
Adler den ersten Sozialisten der Neuzeit nennen darf, ist mir gleichwohl 
fraglich : die mancherlei Züge, die selbst seine am stärksten sozialistische 
Schrift von dem modernen Sozialismus unterscheiden, hebt Adler nicht 
hervor. Und ebensowenig, wie bei Kant, kann ich seinertheoreti- 
schen Philosophie einen schlechtweg »sozialen Charakter« zuerken- 
nen. Merkwürdig wäre esdann ja auch, daß Marx und Engels, die doch 
auch Fichtes Lehre kannten, davon nichts entdeckt hätten, während 
sie an Hegels Dialektik offen angeknüpft haben. 

Diese inneren Beziehungen zwischen »Marx und H e g e le beleuch- 
tet der vorletzte Abschnitt unseres Buches. Da derselbe jedoch nur ein 
Auszug aus Adlers Sonderschrift von 1908 ‚Marx als Denker‘ ist, so 
übergehen wir ihn; ebenso wie den letzten mehr politischen als philo- 
sophischen, der in kurzer Zusammenfassung, »Marx im Verständnis 
des Proletariats« schildern will. Neben Hegel war es vor allem der aus 
Hegels Schule hervorgegangene Ludwig Feuerbach, dereine, frei- 
lich nicht lange, Zeitspanne hindurch den jungen Marx und den noch 
jüngeren Engels für sich gewann. In der Reihe der »Wegweiser« zum 
modernen Sozialismus durfte deshalb auch er nicht fehlen. Freilich 
systematisch und methodisch, ja auch inhaltlich bietet Feuerbach für 
letzteren weit weniger Anknüpfungspunkte, als diese geschichtliche Be- 
ziehung erwarten läßt, weit weniger selbst als die seinen Begründern 
ferner stehenden Kant und Fichte, ganz zu geschweigen von Hegel. 
Darum zieht es Adler in diesem Falle vor, im wesentlichen nur ein 
Gesamtbild von Feuerbachs philosophischer Persönlichkeit zu geben 
und am Schlusse den Punkt zu zeigen, an dem dessen Denken mit 
demjenigen von Marx zusammenhängt. 

Ein anderer zeitgenössischer Denker, mit dem die beiden jugend- 
lichen Sozialisten in den goer Jahren sich geistig auseinanderzusetzen 
sich genötigt sahen, war der Verfasser von ‚Der Einzige und sein Eigen- 
tum‘ (1844), Max Stirner. Auch hier hebt Adler, der Tendenz 
seines Buches gemäß, mehr das Lebereinstimmende, »\Wegweisende« 
als denGegensatz zum Sozialismus hervor. Er weist auf Stirners berech- 
tıgte Kritik an der Ideologie (S. 175), auch des zeitgenössischen Sozia- 
lısmus (185), auf das Fruchtbare seines »Egoismus«, der in Wahrheit 
nur das kraftvolle Individuum und seine »Eigenheit« vertrete, hin und 
ist der Ansicht, daß die Hauptziele des sogenannten Anarchismus: 
Aufhebung aller Herrschaftsorganisation und freie Entwicklung aller 
Individuen, auch solche des Sozialismus seien, der nur einen anderen 
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Weg zu diesem Ziele einschlage. So berechtigt die Ausführungen über 
das Wertvolle am Anarchismus, eigentlich extremen Liberalismus, und 
konsequentem, auch das Edelste in sich aufnehmendem »Egoismus« 
auch sind — Weltanschauungen, die übrigens beide schon in der grie- 
schen Philosophie eine Rolle gespielt haben — , so ist doch die Frage, 
wieweit der historische Stirner wirklich diese Tendenzen vertreten hat, 
und ob sein ‚Verein der Egoisten‘, trotz einzelner Stellen seiner Schrif- 
ten, schon als ein »vorausgenommener Ausdruck für die Vereinigung 
des klassenbewußten Proletariats« (S. 194) bezeichnet werden darf. 
Während Stirner sein Buch schrieb, hatten schon die ersten Sozia- 
listen ihre Lehre verkündet, von denen Adler den Franzosen Saint-S- 
mon, den Engländer Robert Owen und, statt des phantastischen Fou- 
rier, mit mehr Recht den deutschen Handwerksgesellen Wilhelm 
Weitling behandelt. Entgegen Muckle, dessen bekannte Monographie 
ihren Helden außerordentlich überschätze (S. 114), sieht Adler in dem 
edlen Grafen Saint-Simon, trotz aller genialen Blicke und Vor- 
ahnungen, doch im Grunde noch keinen wirklichen Sozialisten, wie 
auch noch keinen Positivisten oder ökonomischen Materialisten, son- 
dern nur erst Keime und Gärungen von alledem, wie denn auch in 
striktem Gegensatz zum marxistischen Sozialismus St. Simons und noch 
mehr seiner nächsten Anhänger Lehre und Praxis zuletzt ganz in einer 
Art Religion aufgeht. — Höher stellt er, bei aller Verehrung für die Per- 
son des französischen Grafen, den Engländer Owen, vor allem we- 
gen seines Versuchs einer wirklichen Umgestaltung der Massen durch 
gesellschaftliche Erziehung der Kinder, gesellschaftliche Selbsthilfe 
der Erwachsenen, d. h. Zehntausender zum ersten Mal selbständig 
auftretender Arbeiter, hervorgewachsen aus seiner Einsicht darein, daß 
man die Lebensverhältnisse ändern müsse, wenn man die 
Menschen ändern wolle; wegen seiner Forderung der Volkserziehung 
und des Arbeiterschutzes (Maximalarbeitstag, Fabrikinspektion), für 
die er selbst in seinem Neu-Lanark das beste Vorbild gab ; wegen seiner 
Begründung der Genossenschaftsbewegung, die heute mit ihren Kon- 
sumvereinen, GroBeinkaufsgenossenschaften, genossenschaftlichen 
Produktionszweigen »eins der gewaltigsten Mittel im Emanzipations- 
kampf des Proletariats aller Länder darstellt« (S. 137). — Der erste 
aber, der aus den Tiefen der Gesellschaft selbst seine Leidensgenossen 
zum Bewußtsein ihrer Lage und zur Erkenntnis der Mittel zur Abhilfe 
zu bringen suchte (S. 144), war der Schneidergeselle Wilhelm Weit- 
ling. In dieser Tatsache alleın liegt das Neue, Unerhörte seiner Tat, 
darin die Begeisterung seiner Anhänger, die Angst der Regierenden ıhm 
gegenüber, kurz seine geschichtliche Bedeutung begründet. Dadurch 
unterscheidet er sich von den Utopisten, selbst von Owen. Dagegen 
teilt er mit ihnen noch die Ansicht, daß die Anrufung des guten Willens 
der Herrschenden, die Begeisterung der Arbeiter für den ihnen mit den 
schönsten Farben ausgemalten Zukunftsstaat genüge. Im Gegensatz 
zu Marx, mit dem er deshalb heftig zusammenstößt, hält er nichts von 
der gewerkschaftlichen und politischen Tätigkeit des Proletariats, hält 
dagegen das demokratisch-proletarisch aufgefaßte und in seinem ‚Evan- 
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gelium eines armen Sünders‘ von ihm verkündete Christentum für ein 
Hauptwerkzeug der Befreiung, erwartet er einen raschen Sturz der 
heutigen Gesellschaft durch eine große Kraftanstrengung, anstatt eines 
allmählichen Umwandlungsprozesses der kapitalistischen in eine sozia- 
listische Gesellschaft. 

Mit Weitling sind wir hart an die Grenze des modernen Sozialis- 
mus herangerückt, dem die vier letzten, kürzer gehaltenen Aufsätze 
gelten. Bei Ferdinand Lassalle wird wesentlich nur die Frage be- 
antwortet, wie er trotz seiner idealistischen Geschichtsauffassung der 
populärste und klare Verbreiter der marxistischen Lehre vom Klassen- 
kampf werden konnte. Die Lösung ergibt sich nach Adler aus dem 
gemeinsamen »Kreuzungspunkt beider Standpunktee: dem histori- 
schen Grundbegriff des vergesellschafteten Menschen, »der erst durch 
die Art seiner Verbundenheit mit den Artgenossen eine bestimmbare 
geschichtliche Existenz gewinnt« (S. 209). Die von Adler versuchte 
Deutung des Hegelschen »absoluten Geistes« als abstrakten Aus- 
drucks« für die sn allen Phasen der Geschichte sich gleich bleibende, da- 
her diese Phasen als ihre Entäußerung, Entwicklung für sich in An- 
spruch nehmende formale, sozial-praktische Natur des Menschen« 
scheint uns selbst reichlich abstrakt. 

Während der Zusarnmenhang Lassalles mit Fichte und Hegel, von 
Marx und Engels mit dem letzteren allein klar auf der Hand liegt, so 
fehlte der mittlere in der Reihe der großen spekulativen Idealisten, 
Schelling, bisher ganz unter denen, die Einfluß auf die Begründer des 
modernen Sozialismus geübt. Umso interessanter ist es, daß jetzt durch 
Gustav Mayer eine anonyme Jugendschrift von Friedrich Engels ent- 
deckt worden ist, die unter dem Titel ‚Schelling und die Offenbarung‘ 
(1842) an dem »neuesten Reaktionsversuch gegen die freie Philosophie« 
ihre Kritik übt. Noch interessanter für uns waren freilich diejenigen 
Jugendbriefe von Engels aus den Jahren 1838—41, die dessen religiös- 
philosophische Jugendentwicklung klar legen, wovon in den jetzt eben- 
falls veröffentlichten Briefen an Marx doch recht wenig zu finden war. 
Die späteren oft recht groben Angriffe Engels’ gegen das Christentum lie- 
Ben vermuten, daßer nie in einem inneren Verhältnis zu diesem gestanden 
habe. Aus den von Adler gegebenen Auszügen geht hervor, daß er auch 
in dieser Hinsicht zu den tieferen Naturen gehört und sich nicht ohne 
Kämpfe von seinem Jugendglauben losgerissen hat: »Ich bete täglich, 
ja fast den ganzen Tag um Wahrheit, habe es getan, sobald ich anfing 
zu zweifeln, und komme doch nicht zu Eurem Glauben zurück ... Die 
Tränen kommen mir in die Augen, indem ich dies schreibe ; ich bin durch 
und durch bewegt, aber ich fühle es, ich werde nicht verloren gehen.« 
Schleiermacher, dann D. Fr. Strauß, darauf Hegel, endlich Feuerbach 
bezeichnen die weiteren Stufen seiner Fortentwicklung vom’Christentum 
weg. Das neue Selbstbewußtsein des freien Menschen, das er nun ver- 
künden will, feierte er mit einer dichterischen Zukunftsvision, von der 
er damals noch nicht ahnte, daß sie in anderer Weise sich verwirklichen 
sollte: »Seht Ihr unsere Fahnen wehen von den Bergesgipfeln herab ? 
Seht Ihr die Schwerter unserer Genossen blinken, die Helmbüsche 
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flattern? Sie kommen, sie kommen aus allen Tälern, aus allen Höhen 
strömen sie uns zu, mit Gesang und Hörnerschall, der Tag der großen 
Entscheidung, der Völkerschlacht naht heran, und der Sieg muß unser 
sein!« (bei Adler S. 223 f.). — 

Wir haben im Interesse unserer Leser auf eine ausführliche Wieder- 
gabe der wichtigsten Gedankengänge von Adlers trefflichen Aufsätzen 
nicht verzichten zu dürfen geglaubt, ohne damit deren Inhalt erschöp- 
fen zu wollen. Immerhin merkt man ihnen hier und da noch die zufälli- 
gen Gelegenheitsursachen ihrer Entstehung an, so daß sich auch einzelne, 
wenn auch sehr wenige, Wiederholungen desselben Gedankens finden. 
Wir würden es mit Freude begrüßen. wenn dem Verfasser bald die 
Muße gegeben wäre, aus ihnen — es würde dazu gar keiner besonders 
großen Arbeit mehr bedürfen — eine innerlich zusammenhängende, 
einheitliche Geistesgeschichte des Sozialismus herzustellen und unter 
Berücksichtigung von Männern wie Dietzren, Bernstein, Kautsky 
u.a. auf der einen, Cohen, Natorp, Staudinger u.a. auf der anderen 
Seite, womöglich bis zur Gegenwart durchzuführen. 


519 


LITERATUR-ANZEIGER. 


Inhaltsübersicht: r. Enzyklopädien, Sammelwerke, Lehrbücher S. 519 ; 
2. Sozial- und Rechtsphilosophie S. 519; 3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassen- 
frage S. 519; 4. Sozialismus S. 519; 5. Sozialökonomische Theorie und Dogmenge- 
schichte S. 523; 6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien S. 524; 7. Be- 
völkerungswesen S. 524; 8. Statistik S. 526; 9. Soziale Zustandsschilderungen 
S. 528; 10. Agrarwesen, Landarbeiterfrage S. 528; 11. Gewerbliche Technik 
und Gewerbepolitik S. 528; 12. Kartellwesen, Unternehmerorganisation S. 528; 
13. Gewerbliche Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt S. 528 ; 14. Arbeiterschutz S. 528; 15. Ver- 
sicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung) S. 529; 16. Gewerkvereine und Tarif- 
wesen S. 530; 17. Allgemeine Sozialpolitik und Mittelstandsfrage S. 549; 18. Privat- 
beamten- und Gehilfenfrage S. 549; 19. Handel und Verkehr S. 550; 20. Privat- 
wirtschaftslehre (Handelswissenschaft) S. 550; 21. Handels- und Kolonialpolitik 
S. 551; 22. Geld-, Bank- und Börsenwesen S. 554; 23. Genossenschaftswesen 
S. 560; 24. Finanz- und Steuerwesen S. 562; 25. Städtewesen und Kommunalpolitik 
S. 562; 26. Wohnungsfrage S. 562; 27. Unterrichts- und Bildungswesen S. 563; 
28. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege S. 563; 29. Kriminologie, 
Strafrecht S. 565; 30. Soziale Hygiene S. 565 ; 31. Frauenfrage, Sexualethik S. 566, 
32. Staats- und Verwaltungsrecht S. 566; 33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht 
S. 567; 34. Politik S. 567. 35. Kriegswirtschaft S. 568. 








ı. Enzyklopädien, Sammelwerke, Lehrbücher. 


2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Seege 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 


4. Sozialismus. 


Troelstra, P. J.: De WereldoorlagendeSocıaal- 
demokratie. Amsterdam 1915. Broschürenhandel S.D. a. P., 
Keizersgracht 378. 131 S. Gr. 8°. 

Nicht nur in den kriegführenden Ländern, sondern auch in den 
mindestens zurzeit noch neutralen Staaten der Kulturwelt hat der 

Weltkrieg mehr oder weniger starke Meinungskonilikte in der Sozial- 
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demokratie zur Folge gehabt. Nur in Ausnahmefällen drehen sie sıch 
indes in den letzteren Ländern darum, ob diese während des Krieges 
aus der Neutralität heraustreten sollen oder nicht. Die große Mehrheit 
der Sozialisten sind vielmehr überall entschiedene Gegner der Betelli- 
gung ihres Landes am Kriege. In diesem Punkte einig, sind sie jedoch 
oft sehr verschiedener Meinung über die Mittel der Sicherstellung dieser 
Neutralität wie überhaupt der Unabhängigkeit des Landes, ob es z. B. 
zu diesem Zweck seine \Vehrkraft durch erhöhte Rüstungen steigern 
oder es Großmächten gegenüber gar nicht erst auf eine kriegerische 
Abwehr ankommen lassen soll. Mut welchen Fragen dann Fragen der 
Stellungnahme zu den Vorschlägen und Plänen verbunden sind, die 
sich auf die Gestaltung Europas nach dem Kriege beziehen. 

Erörterungen dieser Art im Schoße der holländischen Sozialde- 
mokratie haben den AnstoB zu der vorliegenden Schrift P. J. Troel- 
stras gegeben, des begabten ersten Vorsitzenden des leitenden Aus- 
schusses der holländischen Sozialdemokratie und zweiten Vorsitzenden 
der holländischen Kammer. Troelstra selbst bezeichnet im Vorwort 
den Zweck der Schrift dahin, daß sie zur Aufklärung aller derjenigen 
geschrieben sei, 


sdie den Standpunkt der Sozialdemokratie in bezug auf den heutigen Weltkrieg 
verstehen lernen und sich Rechenschaft ablegen wollen von den Folgen dieses Krie- 
ges für Wollen und Tun der Sozialdemokratie in der allernächsten Zeite. 


In erster Linie sei sie also für diejenigen bestimmt, »welche außer- 
halb der Sozialdemokratie, ihrer Gedankenwelt und Arbeitsweise 
stehen«. 

Diesem Programme wird die Schrift in hohem Grade gerecht. 
Nach einem Einleitungskapitel, das in kurzen Abschnitten die für die 
Fragestellung in Betracht kommenden Momente kennzeichnet, behan- 
delt sie eingehend mit großem Scharfsinn in längeren Kapiteln, die 
gleichfalls in Unterabschnitte eingeteilt sind, teils darstellend und teils 
polemisch die Fragen des Zusammenhangs des Weltkriegs mit den Ten- 
denzen des Kapitalismus; der Kraft und Bedeutung des internationa- 
len Gedankens in der Sozialdemkratie; des Verhaltens der Internatio- 
nale und ihrer Zweige ım Kriege, und die speziell durch den Krieg ın 
der Sozialdemokratie Hollands hervorgerufene Krise. Die Vorführung 
und Kritik von Ausblicken in die zukünftige Entwicklung bilden den 
Schluß der Schrift, die ihren Verfasser als in der Theorie des Sozialıs- 
mus wohlbeschlagenen Dialektiker zeigt und sich durch eine ruhig ar- 
gumentierende Sprache auszeichnet. 

Der Standpunkt Troelstras ist der eines sozialistischen Rationali- 
sten. Troelstra anerkennt die kapitalisiische Expansion als im Wesen 
des Kapitalismus begründet und insofern geschichtlich notwendig, er 
bestreitet aber, daß diese Expansion notwendig mit den Formen und 
den Methoden verknüpft sein müsse, die wir heute mit dem Begriff Im- 
perialismus verbinden, und bekämpft daher die von Ultras der Rechten 
und der Linken der Sozialdemokratie heute vertretene Auffassung, daß 
der Kampf gegen den Imperialismus in der heutigen Gesellschaft eben- 
so utopisch sei, wie seinerzeit der Kampf gegen die Maschinen. Die 

Sozialdemokratie dürfe auch in der Gegenwart den Kampf für inter- 
nationales Recht, Abrüstung usw. nicht als hoffnungslos aufgeben. 
Zugleich dürfe sie aber auch die Unabhängigkeit der eigenen Nation 
nicht als etwas Gleichgültiges behandeln, sondern müsse gegebenen- 


4. Sozialismus. 521 


falls und unter den durch die Grundsätze des’ Sozialismus angezeigten 
Bedingungen die für deren Wahrung notwendigen Mittel bewilligen. 
Die Tolstoianischen Tendenzen eines Flügels der holländischen Sozia- 
listen, die sich unter anderem heute auf das Schicksal Belgiens stützen, 
dem sein heldenmütiger Widerstand gegen einen übermächtigen Feind 
nur Verwüstungen und grausame Mißhandlungen eingetragen habe, 
werden von ihm mit Entschiedenheit zurückgewiesen. Holland müsse 
sich in den Stand setzen und bereit halten, für seine Neutralität nötigen- 
falls mit der Waffe einzustehen, aber es dürfe von dieser Neutralität 
unter keiner Bedingung abweichen. Jeder Versuch, es zum Parteigän- 
ger für die eine oder die andere Mächtegruppe zu machen, müsse von 
der Sozialdemokratie entschieden bekämpft werden. Die Neutralität 
sei kein einseitiger Willensakt einer Nation, sondern ein internationa- 
les Rechtsverhältnis, dessen Inhalt und Umfang durch Verträge be- 
stimmt seien, und das nur geachtet werde, wenn der sich für neutral er- 
klärende Staat nach Maßgabe der ihm zur Verfügung stehenden Mittel 
die Neutralität seines Gebiets gegen jede Verletzung schützt. 

Mit viel Kritik behandelt Verfasser die Idee, daß der Krieg die 
Totenglocke der Nationalstaaten geläutet habe. Er müßte kein Sozia- 
list sein, wenn er im nationalen Staat das letzte Wort der Entwicklung 
sehen wollte. Aber die Aufsaugung der heutigen Staaten dieser Art in 
militaristische Imperien ist ihm weder das einzige noch das wünschbare 
Mittel der Verwirklichung einer höheren Völkergemeinschaft. Gegen den 
russischen Sozialisten Trotzky gewendet, der in seiner Schrift »Der 
Krieg und die Internationale« (Zürich) den Zusammenbruch der Natio- 
nalstaaten als Ergebnisse des jetzigen Krieges verkündet, schreibt Ver- 
fasser im Abschnitt seines Buches »Der nationale Gedanke in der Zu- 
kunft«, und seine Wor.e sind um so bemerkenswerter, als Troelstra zu 
denjenigen holländischen Sozialisten gehört, die sich vor jeder einsei- 
tigen Sympathieäußerung für die Ententemächte hüten: 


»Ein mitteleuropäischer Staatenbund, wie ihn Professor von Lißt undGenossen 
erstrebten und auf den auch nach unsern Erfahrungen im Auswärtigen Amt ın 
Berlin das Streben der deutschen Regierung gerichtet ist, ist ganz etwas anderes, 
als was Trotzky sich unter den republikanischen Vereinigten Staaten von Europa 
vorstellt, den politischen Ausdruck der ‚sozialistischen Organisation der Welt- 
wirtschaft‘. Für denjenigen, der aus der heutigen Katastrophe ohne kapitalistische 
Uebergangsperiode, ohne bürgerliche Zwischenform diese Organisation entstehen 
sieht, ist die Nationalitätenfrage für die Zukunft gelöst, da in einem sozialistisch- 
republikanischen Staatenbund der Gegensatz zwischen Nation und Internationale 
aufgehoben sein wird, der den heutigen Konflikt für uns so doppelt peinlich 
macht. Aber das Aufgehen unseres Landes und anderer kleinen Staaten in einen 
gegen England gerichteten groß-deutschen Staatenbund, mit dem preußischen Mi- 
litarısmus an der Spitze würde den Gegensatz am allerwenigsten aufheben, würde 
uns in eine internationale imperialistische Politik hineinzichen, gegen die vor allem 
gerade wir Sozialisten anzukämpfen wünschen, würde unser Land in Kolonialkriege 
hineinziehen, würde das Beste, was — zurzeit im Vergleich mit dem deutschen 
Staat — in unserer nationalen Kultur und Sitte lebt, gerade das, was an ihnen 
von uns Sozialisten gewertet wird — politische Freiheit, parlamentarisch-demokra- 
tische Staatseinrichtungen, Achtung vor der menschlichen Persönlichkeit, anti- 
militaristisches Empfinden usw. — in Bedrängnis bringen« (a. a O., P. 74/75)- 


Sehr bemerkenswert sind auch die Ausführungen des Verfassers 
über die Haltung der parlamentarischen Vertretung der deutschen 
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Sozialdemokratie zum Kriege, wie sie sich in der Bewilligung der Kriegs- 
kredite kundgegeben hat. Er tadelt sie nicht, sondern erklärt sie als 
die naturnotwendige Folge der zwiespaltigen Haltung der Partei in den 
vorhergegangenen Jahren, die weder revolutionär, noch parlamenta- 
risch im Sinne einer folgerichtigen Politik der Kompromisse gewesen 
sei. Die Partei habe die rückständigen Einrichtungen im Reich und in 
Preußen, dank deren ihre parlamentarische Macht in keinem Verhält- 
nis zu ihrer Wählerzahl stand, weder durch Anwendung solcher revo- 
Jutionären Aktionen, wie der politische Massenstreik, noch durch folge- 
richtige parlamentarische Politik zu beseitigen versucht und infolge- 
dessen auch jeder Macht entbehrt, die auswärtige Politik der Regierung 
zu beeinflussen. Verfasser weist auf die winzige Zahl der sozialdemo- 
kratischen Vertreter im preußischen Landtage gegen die über 200 
Konservativen hin bei zweieinhalbmal soviel sozialdemokratischen als 
konservativen Wähler und schreibt: 


»Von seiten unserer deutschen Parteigenossen wurde diese Ungeheuerlichkeit 
dem preußischen Junkertum und dessen Halsstarrigkeit auf Rechnung gestellt. 
Aber politische Einrichtungen und Zustände sind die Resultate gesellschaftlicher 
Kräfte. Wenn daher die Halsstarrigkeit der ı 179 300 Anhänger des Junkertums 
so viel stärker ist, als der vorwärtsstrebende Wille der mehr als zweimal so zahl- 
reichen Anhänger der Sozialdemokratie, so gibt das über die Beschaffenheit, den 
Ernst und die Unerschütterlichkeit dieses Willens verschiedenes zu denken. Unter 
anderem dies, daß es unsinnig ist, von einer Masse, die so wenig Macht ausübt, 
auch nur einen Augenblick zu unterstellen, daß sie der Regierung ihres Landes 
hinlänglich imponieren werde, um sie ın einem Augenblicke höchster Spannung 
vom Verfügen einer Kriegserklärung abzuhalten«. (a. a O. p 60/61). 


Einmal der Krieg erklärt, sei aber die Masse sich inne geworden, 
wie sehr sie durch ihre wirtschaftlichen Interessen, die soziale Ver- 
sicherung usw. an dem Gedeihen des Staates interessiert sei, in dem sie 
lebe, und daraus sei die Stellungnahme des deutschen Proletariats 
zu erklären. 


»Vielleicht wäre es vor der schweren Entscheidung, vor die es durch die Kriegs- 
erklärung seiner Regierung gestellt wurde, bewahrt geblieben, wenn es seit 1890 
den Kampf um die Staatsfoım mehr in den Vordergrund gestellt und weniger den 
ökonomischen Vorteilen nachgegangen wäre. Vielleicht, — denn auch dann wäre 
noch die Macht derinternationalen Faktoren geblieben, die dem Kaiser zum Schluß 
die Feder in dieHand drückten, mit der die Kriegserklärung unterschrieben wurde. 
Allein, unter jenen Faktoren würde ein wirklich revolutionär fühlendes, im Kampf 
gegen das absolute Kaisertum geschultes und gestähltes Proletariat größere Be- 
deutung für den Frieden gehabt haben.« Wieviel, ist nicht zu sagen. 

»Nachdem jedoch einmal die Handzeichnung vollzogen war, war aus den 
vielen, oben angeführten Gründen von der deutschen Sozialdemokratie nichts an- 
deres zu erwarten, als daß sie an dem Krieg teilnchmen würde« (a. a. O. p. 56). 

Unschwer erkennt man hier, daß der Verfasser die deutsche So- 
zialdemokratie in bezug auf ihre Stärken und Schwächen ähnlich be- 
urteilt, wie seinerzeit Jean Jaurès. Er sucht ihr Verhalten aus ihrem 
Charakter und ihren geschichtlichen Daseinsbedingungen und Ueber- 
lieferungen zu erklären, aber diese Erklärung wird darum noch nicht 
zur Apologie. Er stellt keine Zensur aus, aber in der Erklärung selbst 
liegt auch schon die Kritik. Ob sie durchgängig zutrifft, haben wir 
hier nicht zu untersuchen. Soviel geht aber schon aus den wenigen Sätzen 

hervor, die wir hier gegeben haben, daß der Verfasser die Fragen, die 
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er behandelt, in ihren tieferen Zusammenhängen untersucht. Es gilt 
dies namentlich, wiederholen wir, von seinen Betrachtungen über 
modernen Imperialismus und den Expansionsdrang des Kapitals, bei 
dessen Behandlung er wiederholt auf Hilferdings Buch über das Finanz- 
kapital zurückgreift. Ein Ausspruch, den er gelegentlich polemisch 
gegen seinen Landsmann A. Pannekock fallen läßt, ist, so einfach er 
klingt, doch wert festgehalten zu werden und soll unsere Besprechung 
schließen. Er spricht eine Selbstverständlichkeit aus, in der jedoch 
eine heute nur zur sehr in Vergessenheit geratene Theorie steckt, und 
lautet: »Expansion ohne Militarismus ist kein Imperialismus.« 
(Ed. Bernstein.) 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


Gehrig, Dr. Hans. Professor der Staatswissenschaften an der 
Kgl. Technischen Hochschule in Hannover, Die Begründung 
des Prinzips der Sozialreform. Eine literarhistorische 
Untersuchung über Manchestertum und Kathedersozialismus. (So- 
zialwissenschaftl. Studien, herausgeg. von H Waentig, Bd. II). 
Jena 1914, Gustav Fischer, 381 S. 

Die Schrift bezeichnet sich selbst im Titel als eine literarhistori- 
sche Untersuchung und hat demgemäß zum Ziel, die Motive, 
welche für das Prinzip der Sozialreforın in der (vornehmlich deutschen) 
wissenschaftlichen Literatur vorgebracht wurden, auf ihren Ursprung 
und Zusammenhang mit anderen wissenschaftlichen Strömungen zu 
verfolgen. Hierbei handelt es sich sowohl darum, diese Motivierungen 
mit denjenigen Anschauungen zu kontrastieren, zu welchen sie als 
Gegensätze in Erscheinung traten, als auch die Anfänge der 
Motivierung in der früheren Literatur bis zu ihrem Ausgangspunkt 
zurück zu verfolgen. Demgemäß zerfällt die Untersuchung in mehrere. 
scharf von einander gegliederte Teile: im ersten Abschnitt (Der Einfluß 
der englischen Volkswirtschaftslehre auf die sozialpolitischen An- 
schanungen) wird gezeigt, daß die klassische englische Ockonomie 
durchaus nicht als Interessenvertretung der herrsche den Schichten 
aufgefaßt werden kann, sie steht vielmehr in ihren hervorragendsten 
Vertretern (Smith, Ricardo, selbst Malthus, nicht zu reden von Mill, 
den Gehrig mit Recht als Vertreter des »Solidarismus« anspricht), mit 
ihren Sympathien durchaus auf Seite der Arbeiterschaft, und 
kann, ihren Wünschen nach, zum mindesten nicht als Gegner sozialer 
Reformen gelten. Nur die Ablehnung des damals herrschenden Poli- 
zeistaates macht es erklärlich, daß Smith z. B. nicht positive so- 
zialpolhtische Maßnahmen zu befürworten geneigt ist. 

So erklärt es sich, daß sich die Polemik einer wissenschaftlichen 
Richtung, welche soziale Reform als ıhr Programm betrachtet, weniger 
gegen die klassische Schule, als gegen Ge Epigonen richten mußte 
(Abschnitt JI: Weltanschauung und Methodenlehre des deutschen 
wirtschaftspolitischen Individualismus), also bereits gegen eine, auch 
wissenschaftlich geringerwertige Phase der nationalökonomischen 
Wissenschaft. Nur weil ihr die Theorie in der verbogenen Form des 
deutschen wirtschaftspolitischen Individualsmus gegenübertritt, des- 
sen Mitglieder tatsächlich z. T. als »Klopffechter des Kapitals« be- 
zeichnet werden können, erklärt sich die Abneigung der deutschen 
Wissenschaft (die ja noch heute nicht völlig überwunden ist) gegen 
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Theorie überhaupt. Mit Recht erblickt Gehrig in den »volkswirtschaft- 
lichen Harmonien« Bastiats die Quelle der deutschen Oekonomen. 
Und wenn in den Werken Bastiats immerhin noch die gute alte öko- 
nomische Schule nachwirkt, nur — theoretisch — die Basis der freien 
Konkurrenz allmählich bei ihm als Realität behauptet und dem- 
gemäß diese Realität bejaht wird, so schwindet bei den deutschen, 
namentlich späteren Oekonomen dieser innere, geistige Zusammenhang 
mit Smith und Ricardo nahezu völlig. Die in Deutschland vorgetrage- 
nen Lehren (als der extremste Vertreter kann wohl Prince Smith ange- 
sprochen werden) drängen daher überall dort, wo die ökonomische 
Entwicklung wirklich praktisch-politische und soziale Probleme in sich 
birgt, die Wissenschaft in die entgegengesetzte Richtung. Aber de 
methodologische Grundlage der Sozialreformer ist mit der 
der Freihändleridentisch. Auch sie geben keine Theorie, sondern 
stulieren eine bestimmte Form der Wirtschaft und propagieren 
alle Maßnahmen, die zu ihrer Realisierung dienen können. Darum ist 
es auch berechtigt, wenn die Vertreter der Theorie (in Deutschland 
zuerst C. Menger) diese sozialreformerische Richtung (und ihren Vor- 
läufer, die historische Schule) im Namen der alten klassischen Theorie 
an die Aufgaben der theoretischen Oekonomie erinnert. Diese Ver- 
fechter theoretischer Forschung aber sind nur vereinzelt. Der wissen- 
schaftliche Kampf selbst spielt sich in Deutschland im Wesen auf 
einem einheitlichen methodologischen Boden ab, eben zwischen Vertre- 
tern des Harmoniedogmas und des Reformprinzips (Abschnitt II). 
Wie letzteres in seiner Motivierung mit älteren Anschauungen kontra- 
stiert und wieder zusammenhängt (positive Zusammenhänge bestehen 
namentlich zur historisch-ethischen Schule, Comte), zeigt Abschnitt IV, 
der überdies zum Schluß auch noch in eingehender Weise das Wieder- 
aufleben des Methodenstreits (die Frage der Werturteile in der Oeko- 
nomie und den Gesellschaftswissenschaften überhaupt) ausführlich 
schildert. Der Darstellung muB große Eindringlichkeit, außerordent- 
lich starkes Heranziehen aller, auch weniger wichtiger, Quellen nach- 
gerühmt werden. Durch die Vollständigkeit der Quellenangaben wird 
allerdings die Lektüre wesentlich erschwert, die Grundlinien des Ge- 
dankenganges treten nicht scharf hervor, und das ganze Buch gewinnt 
eher den Charakter eines Quellenwerkes, als einer souveränen Dar- 
stellung des Problems. Trotzdem wird man, bei dem Mangel exakter 
literarhistorischer Untersuchungen namentlich so großer eistigef 
Strömungen das Erscheinen des Buches mit Freuden begrüßen und 
gern immer für die Frage, wie die sozialpolitischen Strömungen 
literarisch zusammenhängen, darauf zurückgreifen. Vielleicht 
bietet diese Arbeit dem Autor Veranlassung, ein andermal dieses Pro- 
blemauch prinzipiell-systematisch zu behandeln, zumal 
sich der Mangel einer solchen Untersuchung schon manchem aufge- 
drängt haben dürite. (—?) 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien. 
7. Bevölkerungswesen. 


Dade: DieNotwendigkeitder Erhaltung und Ver- 
mehrung des deutschen Bauern- und Landar- 
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besterstandes für die Volks- und Wehrkraft. 
Leipzig 1914. Deichert. M. —.50. 

Darüber, daß die Erhaltung des deutschen Bauernstandes ein 
zu erstrebendes Ziel sei, besteht kein Zweifel, nur über Möglichkeit 
und Wege. Eine Broschüre von! 28 Seiten über diesen vielbehandel- 
ten Gegenstand kann kaum etwas Neues bringen, sondern höchstens 
durch kurze, prägnante Zusammenfassung des Problems propagan- 
distischen Weıt besitzen. Der kirchlich-soziale Kongreß, welcher sich 
auf seiner 19. Tagung zu Wiesbaden mit dem wichtigen Problem der 
inneren Kolonisation und der Erhaltung der Bevölkerung auf dem 
Lande befaßte, bot Prof. Dade Gelegenheit zu einer solchen Adhor- 
tatio, welche das Wesentliche kurz und gut zusammenfaßt. Interessant 
sind seine, allzuweit nach Naumannschem Muster gesteckte Ziele be- 
schränkenden, Berechnungen, daß die Zahl der bäuerlichen Haushal- 
tungen Deutschlands höchstens und bestenfalls von 3 auf 33 Millionen 
erhöht werden könne, da er eine Durchschnittsgröße des bäuerlichen 
Betriebs in Deutschland von I0 ha zugrunde legt; zumal Dade von 
der landwirtschaftlichen Produktivität nicht jene überschwenglichen 
Hoffnungen hegt, wie z. B. Oppenheimer, auf den D. deutlich anspielt, 
wenn er sagt, daß es Idealisten gäbe, welche glaubten, der Bauer könne 
eventuell schon von einem ha leben. D. hebt die Schwierigkeiten der 
inneren Kolonisation umsomehr hervor, als er den ritterschaftlichen 
Großgrundbesitz in Preußen als den Träger des landwirtschaftlichen 
Fortschritts durchaus schonen und erhalten will. Aus diesem Grunde 
weist er auch weniger auf das Rittergutsland als das natürliche Sub- 
strat der inneren Kolonisation hin, als auf das noch etwa 3 Millionen 
ha betragende, noch urbar zu machende Oed- und Moorland. Was aber 
speziell das letztere betrifft, so ist von sachverständiger Seite mit Recht 
schon der Gedanke ausgesprochen worden, ob die Hoch- und Niede- 
rungsmoore als schwammartige Reservoire der Niederschläge und als 
Klimaregulierungen nicht bis zu einem gewissen Grade zu erhalten 
seien, und ob wir nicht jetzt bereits an der Grenze angekommen wären, 
wo die Austrocknung des Bodens eine Gefalır für die Wasserversorgung 
zu werden droht, umsomehr, da auch alle Flüsse durch im Interesse der 
Schiffahrt erfolgtes Durchstechen der Krümmungen ein schnelleres 
Gefälle erhalten haben und das Wasser rascher abführen. Die Wasser- 
klemme des heißen Sommers von IgII, die bereits zu einer amtlichen 
statistischen Aufnahme des Grundwasserstandes führte, den man also 
für bedroht hielt, sollte in dieser Beziehung zu denken geben. Auch für 
Zwecke der Landesverteidigung sind Sıımpfregionen an manchen Stel- 
len oft recht nützlich; was wäre aus Ostpreußen ohne die Schutzlinie 
der sumpfartigen masurischen Seen geworden, denen des öfteren schon 
Entwässerungsprojekte drohten! 

Schließlich weist D. mit Recht darauf hin, daß es sich bei dem 
Problem der Erhaltung und Vermehrung der ländlichen Bev ölkerung 
nicht nur um den Bauern , sondern auch um den Landarbeiterstand, 
schließlich im weitesten Sinne um auf dem Dorfe lebende Bevölkerung 
auch von Handwerkern und Krämern handle. Als auf ein Mittel, die 
Landarbeiter heranzuziehen und festzuhalten, weist D. auf die (von 
mir im Septemberheft dieser Zeitschrift gewürdigten) Ergebnisse der 
Studienkommission der »Vereinigung für exakte W irtschaftstorschung« 
speziell für Mecklenburg hin. Hier wird als bestes Mittel zur Seßhalt- 
machung von Landarbeitern das Vorhandensein oder die Neuschöpfung 
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von Gemeindeland bezeichnet, das, in kleine Anteile parzelliert und 
fiskalisch an kleine Leute verpachtet, diesen auf der Stufenleiter vom 
bloßen Einlieger über den Häusler zum Kleinbauern einen sozialen 
Aufstieg ermöglicht, der ın Gegenden überwiegenden ritterschaftlichen 
oder eroßbäuerlichen Grundbesitzes wegfällt. 

Interessanter fast als diese referierenden Ausführungen sind die 
kritischen Erwiderungen des Reichstagsabzeordneten Behrens, der als 
Vorsitzender des Landarbeiterbundes die Frage natürlich vom Stand- 
punkt der politischen Gleichberechtigung der von ihm vertretenen 
Landarbeiter aus anschneidet und betont, es handle sich bei der so- 
gen. Landilucht weniger um eine materielle, als um eine Persönlich- 
keits- und Rechtstrage; die innere Kolonisation sei nicht das, 
sondern nur ein Mittel, um die Bevölkerung auf dem Lande zurück- 
zuhalten, vor allem müßten erträgliche Rechtszustände geschaffen 
werden, denn dem Landarbeiter genüge es nicht, ein ausreichendes 
materielles Auskommen zu haben (das übrigens der Redner im allge- 
meinen in seinem realen \Vert über das industrielle stellt), er müsse 
sich auch in seiner Haut wohl fühlen, sonst wandere er trotz allem 
dahin ab, wo seine Zukunft zwar weniger gesichert sei, wo er sich aber 
als soziale Persönlichkeit anerkannt fühle. Das sei seine Art von Idealis- 
mus, die sich eben in der Landilucht maniiestiere. 

An Kautsky lehnt sich Behrens insofern an, als er die Schaffung 
sehr kleiner Bauernstellen nicht für wünschenswert hält, da dieser Zwerg- 
besitz sich doch nur durch Ueberarbeit und Entbehrungen der Besitzer 
über Wasser halte; die Folge sei eine auffällige Degeneration der länd- 
lichen Bevölkerung, namentlich dort, wo der ländliche Zwergbetrieb 
mit Hausindustrie kombiniert sei. Für diese Ansicht spricht die Tat- 
sache, daB z. B. gewisse Landbezirke im nördlichen Bayern weniger 
Militärtaugliche stellen als selbst die Großstädte. 

In einem recht geschickten Schlußwort beantwortet Dade diese 
und verschiedene andere in der folgenden Diskussion vorgebrachten 
Einwürfe so, daB er im allgemeinen ihre Berechtigung anerkennt, aber 
die einseitige Hervorhebung der Landarbeiterfrage tadelt (die aller- 
dings dem Unbefangenen nur ein Korrelat zu der ebenso einseitigen 
Herv orhebung der Bauernfrare durch D als der ländlichen Siedlungs- 
frage überhaupt erscheint). Die ebenfalls in der Diskussion angeschnit- 
tene Frage der Fideikommisse behandelt D. sehr vorsichtig, “wünscht 
zwar die Einschränkung neuer Konzessionen, scheint aber für die Er- 
haltung der bestehenden zu sein, obwohl er selbst hervorhebt, daß 
bereits” ein Sechstel des Bodens des preußischen Staates fideikommis- 
sarisch gebunden sei. 

Im "sroßen ganzen hat die inhaltsreiche Diskussion die außerordent- 
lichen Schwierigkeiten dieses Problems hervortreten lassen, das schon 
vor dem Krieg zu den kompliziertesten gehörte, das aber durch die 
neuen Aufgaben, die ein Friedensschluß mit erweiterten Grenzen uns 


auferlegen wird, immer dringlicher eine Lösung erfordert. 
(Rudolf Leonhard.) 


8. Statistik. 


Neuhaus, Dr. Georg: Direktor des statistischen Amtes zu 
Köln, Die deutsche Volkswirtschaft und ihre 
Wandlungen im letzten Vierteljahrhundert, 
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auf Grund der Ergebnisse der Berufs- und Betriebszählungen von 
1882, 1895 und 1907. II. Bd., Landwirtschaft und Gewerbe, auf 
Grund der Ergebnisse der Berufszählungen bearbeitet. M.-Glad- 
bach 1913, Volksvereinsverlag. XVI und 278 S., ıı2 Tabellen. 
Geb. M. 4.50. 

Während der erste, hier bereits früher angezeigte Band dieses 
Werkes die elementaren Wandlungen aufzeigte, welche die Volks- 
wirtschaft im letzten Vierteljahrhundert erfuhr, geht der zweite Band 
mehr ins Einzelne. Er verarbeitet das ungeheuere Material der drei 
Berufszählungen auf einige wichtige, für die Struktur und die Ent- 
wicklung von Landwirtschaft und Gewerbe bedeutsame Punkte hin. 
Den Eingang bildet eine Analyse der landwirtschaitlichen Betriebe, 
welche die Verschiebung in der Besetzung der einzelnen Betriebsgrup- 
pen deutlich hervortreten läßt (Wachstum der Zwerg-, Abnahme der 
größten Betriebe). Diese Entwicklung wird übrigens für die einzelnen 
Bundesstaaten gesondert vorgeführt. Der nächste Abschnitt »die land- 
wirtschaftlichen Betriebe nach dem Besitzverhältnis« gibt insbeson- 
dere Aufschluß über die Ausbreitung und Veränderung des Pachtsy- 
stems. Auch die Art der Benützung erfährt eine eingehende Darstellung. 
Das Material der amtlichen Zählung wird außerdem (um nur das Wich- 
tigste zu nennen) nach folgenden Gesichtspunkten noch einer speziellen 
Durcharbeitung unterzogen: Betriebe landwirtschaftlicher Arbeiter 
und Taglöhner, der Viehstand in den landwirtschaftlichen Betrieben. 
Benutzung landwirtschaftlicher Maschinen, Personal der landwirtschatt- 

lichen Betriebe. — 

In analoger Weise gelangen Gewerbe, Handel und Verkehr zur 
Darstellung. Wir sehen, welche Verschiebungen von Zählung zu Zäh- 
lung eintreten in der Anzahl der Gewerbebetriebe, in der Größe 
der Betriebe (Verschiebung der Klein-, Mittel- und Großbetriebe), 
ım Personal der Gewerbebetriebe je nach der Stellung im 
Betriebe, in der gewerblichen Benutzung von Motoren und Arbeits- 
maschinen, in den Unternehmungsformen. Besonders werden noch 
dargestellt das Hausgewerbe und die geographische Verbreitung des 
Gew erbes. Trotzdem das Material der Berufs- und Betriebszählung | ja 
bereits vielfach wissenschaftliche und populäre Durcharbeitung er- 
jahren hat, ist es doch angebracht, aut diese Darstellung besonders 
zu verweisen, weil hier das ganze Material durchgearbeitet ıst, und 
die übersichtliche Gruppierung Jedermann ermöglicht, nach Jeder Rich- 
tung hin über die innere Struktur der deutschen Volkswirtschaft, 
soweit dies auf statistischem Wege erfolgen kann, Autschluß zu er- 
halten. So kann man dieses Werk geradezu als ein Nachschlagewerk 
bezeichnen, das zwar das offizielle Material nicht zu ersetzen vermag, 
aber für die meisten Zwecke doch eine durchaus zureichende Quelle 
für statistische Angaben bilden wird. Eine Verbreitung desselben in 
weiteren Kreisen ist nur zu wünschen, weil es geeignet ist, realistische, 
auf amtlichen Daten fußende Erkenntnis über die Entwicklungsten- 
denzen in unserer Volkswirtschaft zu verbreiten. Die Zusammenstel- 
lung und Auswahl der Tabellen ist, wie nach dem ersten Band nicht 
besonders hervorgehoben werden muß, außerordentlich praktisch und 

didaktisch richtig ertolgt. (—p) 
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g. Soziale Zustandsschilderungen. 


10. Agrarwesen, Landarbeiterwesen. 


Jacobj, Prof. C.: Die in Deutschland vorkommen- 
den Lager von Renntierflechlen und ihre Ver- 
werlung als Futter. Tübingen (Mohr) 1915. M. —.30. 

In einer Zeit durch die englische Blockade verteuerter Lebens- 
und Jandwirtschaftlicher Futtermittel trägt jeder sein Scherflein zur 
öffentlichen Wohlfahrt in Gestalt von Ratschlägen bei, wie durch Er- 
sparung oder Surrogate die Vorräte zu ergänzen, zu strecken, zu ver- 
billigen wären. Professor Jacobj (Tübingen) schlägt als ein solches 
billiges Ersatzmittel die Renntiertlechte vor. Die Renntierflechte 
(alias isländisches Moos) kommt nämlich nicht nur im hohen Norden 
vor, wo das Renntier sie unter dem Schnee hervorschaufeln muß, sie 
ist auch häufig in den klimatisch ähnlichen Höhenlagen der deutschen 
Mittelgebirge, und große dort gesammelte Mengen kommen in den 
Handel, wo sie gewöhnlich als Viehfutter dienen. J. findet aber, daß 
die Flechte wegen ihres hohen, den der Kartoffel übertreffenden Ge- 
halts an Kohlehydraten gegenwärtig .zu schade als Viehfutter sei, 
da nach erfolgter Entbitterung aus ihr allerlei zur menschlichen 
Nahrung geeignete Gerichte zu bereiten wären. Solche doch immer- 
hin sehr notbehelfsmäßige Ersatzmittel, über deren Anwendung 
das Ausland triumphieren würde, werden wir ja nun zum Glück, 
seitdem die Donaustraße frei ıst, nicht mehr für unsere Nahrung 
in Anwendung bringen müssen, hingegen verdient der Vorschlag, durch 
Mahlen der Flechten aus ihnen ein für die Schweinefütterung geeig- 
netes Dauer- und Kraftfuttermittel herzustellen, auch für die Friedens- 
zeit Beachtung, umsomehr als das Sammeln des Mooses im Walde der 
dortigen Bevölkerung eine neue Nahrungsquelle eröffnet. Die bloße 
Sammelwirtschaft, die primitivste Art der Nahrungsmittelbeschaffung 
ragt als Jagd, Fischerei, Holz- und Beerensuchen noch stark in unsere 
rationell arbeitende Wirtschaft hinein, ja sie gewinnt durch die Er- 
kenntnis neuer Brauchbaı keiten oft wieder ein neues Feld, wie z.B. be! 
der Gummigewinnung. 

Schließlich sei die Bemerkung gestattet, daß die richtige Schreib- 
weise »Ren« gleich Tier überhaupt (Rentier also eigentlich Tautolo- 
gie) neben der falschen Schreibweise »Renntier« sich bereits so weit 
eingebürgert hat, daß der Autor nicht, wie er das Anm. Seite I begrün- 
det, der allgemeinen Uebung hätte die Konzession zu machen brau- 
chen, Renn statt Ren zu drucken. (Rudolf Leonhard.) 


— 


ıı. Gewerbliche Technik und Gewerbepolitik. 


— 


ı2. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 


ı3. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 


—— 


14. Arbeiterschutz. 


— 
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15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 


Heiman, Hanns: Die hausgewerbliche Kranken- 
versicherung inGroß-Berlin. Berlin 1915. Formular- 
Verlag. 88 S. 

Bei der Durchführung der durch die RVO. vom 19. Juli IgII erst- 
malig reichsgesetzlich geregelten hausgewerblichen Krankenversiche- 
rung ergaben sich infolge Unsicherheit der Rechtsbegriffe und unge- 
nügenden Berücksichtigung der wirtschaftlichen Eigenart der haus- 
industriellen Erwerbszweige große Schwierigkeiten, so daß interessierte 
und sachverständige Kreise eine Abänderung und Ergänzung der 
Gesetzgebung für unbedingt notwendig erklärten, wenn nicht das an- 
gestrebte sozialpolitische Ziel überhaupt in Frage gestellt werden sollte. 

Während noch über diesen Punkt Erwägungen schwebten, ermög- 
lichte es der Krieg, wie auf vielen anderen, so auch auf diesem Gebiet, 
reinen Tisch zu machen und damit einer späteren Neuregelung auf 
veränderter Grundlage den Weg zu öffnen. Die Ungewißheit hinsicht- 
lich der Mehrbelastung, die den Krankenkassen während des Krieges 
bei gleichzeitig verminderten Einnahmen erwachsen würde, ließ es 
geboten erscheinen, die Vorschriften über die hausgewerbliche Kran- 
kenversicherung, die mit großem Verwaltungsaufwand und bedeuten- 
den finanziellen Lasten für die Kassen verknüpft war, zu suspendieren. 
Das geschah durch das Gesetz betr. die Sicherung der Leistungsfähig- 
keit der Krankenkassen vom 4. Aug. 1914. Um aber die wirtschaftlich 
schwächsten Schichten, aus denen sich die Hausgewerbetreibenden 
der Mehrzahl nach zusammensetzen, nicht über den unbedingt not- 
wendigen Umfang hinaus des Versicherungsschutzes während des 
Krieges zu berauben, wurde die Möglichkeit offen gelassen, die haus- 
gewerbliche Krankenversicherung durch Ortsstatut zu regeln, eine 
Ermächtigung, von der nach Heiman bis Anfang Februar IgI5 etwa 
120 Gemeinden Gebrauch gemacht hatten. Auch in Berlin wurde dieser 
Weg beschritten;; der vom Versicherungsamt der Stadt Berlin gemein- 
sam mit der allgem. Ortskrankenkasse aufgestellte und nach Bespre- 
chungen mit den Interessentenvertretungen mehrfach abgeänderte Sat- 
zungsentwurf trat am I. Februar 1915 in Kraft. In den Vororten ist eine 
mit der Berliner Satzung übereinstimmende Regelung entweder bereits 
durchgeführt worden oder befindet sich in Vorbereitung. 

Die Arbeit von H. gibt nach einem knappen Ueberblick über die 
Schicksale der hausgewerblichen Krankenversicherung in Deutschland 
eine ausführliche Darstellung der Bestimmungen der Berliner Satzung 
unter Hervorhebung ihrer Abweichungen von der RVO. Der Wortlaut 
der Satzung und der vom Versicherungsamt Berlin dazu erlassenen 
Ausführungsbestimmungen sowie mehrere Formular-Vordrucke sind 
beigegeben. 

Die klare und übersichtliche Schrift erfüllt nicht nur ihren unmittel- 
baren Zweck, den bei der Durchführung der Versicherung Beteiligten 
ein handlicher W erweiser in Einzelfragen zu sein, sondern sie bietet auch 
weitergehendes Interesse, da, wie der Verfasser mit Recht bemerkt, 
die hier auf ortsstatutarischem Wege versuchte Lösung des schwie- 
rigen versicherungstechnischen Problems und die Erfahrungen, die 
man dabei sammeln wird, eine geeignete Grundlage für eine spätere all- 
gemeine Regelung durch die Reichsgesetzgebung abgeben können. 

(Charlotte Leubuscher.) 
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ı6. Gewerkvereine und Tarifwesen. 


Braun, Adolf: Die Gewerkschaften, ihre Ent 
wicklung undKaäampP fe. Eine Sammlung von Abhandlungen. 
Mit mehreren Registern. Nürnberg 1914, Franksche Verlagsanstalt 
und Buchdruckerei. 503 S. geb. M. 6.—. 

Adolf Braun ist seit mehreren Jahrzehnten der Mentor der deut- 
schen, freien (sozialistischen) Gewerkschaften. Ohne direkt in den ge- 
werkschaftlichen Organisationen zu wirken, hat erin seiner langjährigen 
Tätigkeit als Redakteur sozıaldemokratischer Blätter (gegenwärtig 
wirkt er als Chefredakteur an der Nürnberger Fränkischen Tagespost) 
unzähliremale zu gewerkschaftlichen Problemen aller Art Stellung 
genommen und man kann ıhn wohl als einen der wichtigsten Gewerk- 
schaftstheoretiker der Gegenwart betrachten. Da er sich jedoch ın 
steter, unmittelbarer Fühlung mit der Praxis befindet, so sind es immer 
konkrete Einzelprobleme, die ihn beschäftigen (in denen sich mitunter 
die gesamte Problematik der Gewerkschaften widerspiegelt). Er wäre 
daher in erster Linie berufen, ganz systematisch das Problem der Ar- 
beiterorganisationen aufzurollen, Die vorliegende Sammlung von 
Aufsätzen, bereits vor längerem erschienen, stellt sich nicht diese um- 
fassende Aufgabe, sondern fürt bloß (nach mancher Umarbeitung) 
Aufsätze des Verfassers (zumeist aus den letzten 10 Jahren) systema- 
tisch grupp'ert und teilweise überarbeitet, zusammen. Der Zuschnitt 
des Buches und sein innerer Charakter ist dem Werk von Kulemann 
(siehe unten) so entgegengesetzt als möglich. Sehr wenig, fast gar kein 
Materiel, knappste For mulierung der Probleme, Zuspitzung derselben 
auf das Prinzipielle, alle Ausführungen von einem bestimmten Stand- 
punkt, nämlich dem der Gew erkschaften auf sozialistischer Basis ge- 
dacht. Also, wenn man will, keine objektive Schrift, aber darum doch 
auch für die objektive Untersuchung von der größten Wichtigkeit, 
weil hier eben die prinzipiesle Haltung breitester Schichten der deut- 
schen gewerkschaftlich organisierten Arbeiter zum Ausdruck kommt, 
und zwar nicht bloß als Parteimeinun?, sondern als Formulierung 
eines Mannes, der den ganzen Tatbestand kennt, nicht nur aus seinen 
Wünschen, sondern aus einer kühlen Wägung der Sachlage heraus 
spricht, genau die Möglichkeiten einer Entwicklung abzuschätzen 
weiß. 

Es würde den Rahmen einer Besprechung überschreiten, wollte 
ich den ganzen Inhalt auch nur schlaywortweise andeuten. So sei bloß 
einiges herausgehoben:! Das Buch wird (S. I—63) mit einer Reihe 
veschichtlicher Rückblicke über die deutsche Gewerk schaftsbewegung 
(Zusammenhäng re nut der Gesellenbewegung, Entwicklung vor und 
während des Sozialistengesetzes) eingeleitet. Der Autor legt Gewicht 
darauf, die innere V erbindung (ebenso auch die viel unzweiielhaftere 
historische Verknüpfung) mit den deutschen Gesellenbruderschaften 
zu betonen, trotzdem diese ihrem Cnarakter nach wohl mit den Klas- 
senorganisstionen der modernen Zeit, zu welchen die Gewerkschaften 
gehören, nicht in eine Linie gestellt w erden können, schon deshalb, weil 
dem B-erilf der Klasse in den vorwiegend statischen Zeiten des 
Zunfthandwerks nichts entsprochen hat. Wenn man überhaupt eine 
Zeit in ihrer ökonomischen Struktur charakterisieren wiil und kann, 
so besteht sicherlich ein sehr tieigreifender Unterschied zwischen der 
dynamischen modernen kapitalistischen Zeit und d r statischen Zunft- 
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zeit, deren gesellschaftlicher Aufbau im Wesen und im Gegensatz zum 
gegenwärtigen als ein harmonischer betrachtet werden kann. Daß 
es sich hier nicht in erster Linie um Klassen, d. h. aktiv ökonomische 
Gruppen, die von allen anderen scharf abgegrenzt sind, gehandelt haben 
mag, zeigt deutlich die von Braun selbst hervorgehobene Tatsache, daß 
wesentliche und erbitterte Konflikte nicht aus ökonomi-chen, sondern 
auch aus außerökonomischen Tatsachen entstanden sind (z. B. Gesel- 
lenausstände, weil den Gesellen einer Zunft ein bevorzugter Platz bei 
der Fronleichnamsprozession streitig gemacht wurde). 

Von größerer Wichtigkeit für die gewerkschaftlichen Probleme sind 
die Ausführungen, welche der Autor über die Haltung von Marx gegen- 
über den Gewerkschaften macht. Soviel ist sicher richtig und wohl auch 
nicht bestritten, daß Marx persönlich und in seiner Politik stets für die 
Gewerkschaften eingetreten ist. Daß er das Beispiel der englischen Tra- 
des Unions als Vorbild auch für die deutsche Arbeiterbewegung ansah, 
daß also von Marx der gewerkschaftliche Gedanke in Deutschland aus- 
ging, so sehr auch die Hirsch-Dunckerschen Gewerkschaften die Bedeu- 
tung von M. Hirsch für die Entstehung der deutschen Gewerkschafts- 
bewegung betonen mögen. Es ist aber eine andere Frage, und nicht d a- 
mit schon ohne weiteres erledigt, und auch nicht durch einige Zitate 
aus dem »Kapital« ohne weiteres zu erledigen, ob Marx die Bedeutung 
der Gewerkschaften für die Entwicklung der Arbeitersituation und die 
wirtschaftliche Entwicklung überhaupt für fundamental hielt, wie es 
Braun annimmt, oder nicht. Wir brauchen nicht zu bezweifeln, daß Marx 
einen sehr starken und geschäriten realpolitischen Sinn hatte, daß er 
also die Möglichkeiten, die ın der Gewerkschaftsentwicklung lagen, 
gewiß nicht niedrig eingeschätzt hat. Aber es ist sehr zweifelhaft, ob 
er in ihnen das Zentrum der Arbaiterbewegung gesehen hat. Da 
er dieses anderswohin verlegte, so konnte er ihnen keine ganz 
grundsätzliche Bedeutung zusprechen. Darauf deutet doch schon der 
Umstand hin, daß die Einrichtung der Gewerkschaften bei Marx (auch 
im Kapital) nirgends eine entscheidende Rolle spielt. Es wird auf sie 
nicht als eines der wesentlichsten Vehikel der Arbeiterbewegung ver- 
wiesen. Wenn ihre Bedeutung betont wird, so geschieht es dann, wenn 
sie in der Arbeiterbewegunp zum Träger eines Schrittes gemacht wer- 
den können, dem prinzipielle Bedeutung zukommt (wie z. B. der Zehn- 
stundentag). Lohnerhöhungen dürfte Marx als solche Fortschritte von 
prinzipieller Bedentung nicht betrachtet haben (sie sind ja ın 
eınemerheblichen Umfang, derart, daß die Situation der Arbel- 
terschaft grundlegend umgestaltet wird, bei ihm theoretisch nicht gut 
möglich, jedenfalls ist dieses Problem theoretisch nicht dur chgearbeitet.) 
Im Gegensatz zu Braun müssen wir darum daran festhalten, da Marx 
die kapitalistische Entwicklung im Wesen als eine autom atisch fort- 
schreitende gesehen hat, in der Organisationen (von Arbeitern oder 
Unternehmern) keine entscheidende Rolle spielen. Die ökonomischen 
Kräfte, welche die Situation der Arbeiterschaft schwierig gestalten, 
hat Marx zweifelsohne als sehr erhebliche, Jadurchschlagende 
betrachtet, alle Gerentendenzen höchstens nur als Verlangsamung 
dieser für die Arbeiterschaft ungünstigen Entwicklung angesehen. 
Eine Ueberiührung der Arbeiterschaft durch die Gewerkschaften in 

ganz andere LEDEN erhältnisse, wie sie tatsächlich erfolgt ist, hat Marx 
nicht vorausgesehen. Hingegen dürite Marx, soweit man aus seinen 
Schriften und seiner Gesamtanschauung mit einiger Sicherheit Schlüsse 
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ziehen kann. die Gewerkschaften in erster Linie als Stätten der Radikali- 
sierung geschätzt haben. So wenn er sagt (was Braun selbst berichtet): 
»Die Gewerkschaften sind die Schulen für den Sozialismus. In den Ge- 
werkschaften werden die Arbeiter zu Sozialisten herangebildet, weil 
ihnen da tagtäglich der Kampf mit dem Kapital vor Augen geführt 
wird«, ein Ausspruch, der natürlich nur auf radikale Gewerkschaften 
bezogen werden kann. Von derselben Gesinnung zeugt der Ausspruch, 
daß alte Gewerkschaften tür die Organisation der Arbeiterklasse dieselbe 
Bedeutung haben wie die Gemeindebildung des Mittelalters für die Mit- 
telklassen der bürgerlichen Gesellschafte. Wenn irgendeinem Führer der 
Arbeiterbewegung, so lag es sicher Marx fern, eine Entwicklung zu be- 
grüßen, die zu einer Schwächung der revolutionären Tendenzen führte. 
Wenn er also noch die (rewerkschaften begrüßte und forcierte, so eben 
deshalb, weil man damals ihren Charakter ganz anders beurteilen konnte 
als gegenwärtig. Marx wäre aber der Letzte gewesen, der übersehen hätte, 
daß in den Gewerkschatten die Möglichkeit einer Abstumpfung 
der revolutionären Energien liege. Wir können aber auch heute nicht 
entscheiden, ob Marx die Tatsache der gewerkschaftlichen Entwick- 
lung in der Form, in welchar sie erfolgt ist, akzeptiert oder be- 
kämpft hätte, da ja eine solche Entscheidung einem neuen Moment 
gegenüber niemals isoliert, sondern nur aus einer einheitlichen Be- 
urteilung der Gesamtlage erfolgen kann. 

Auch aus den theoretischen Grundanschauungen von Marx kann 
daher eine bestimmte Position zu den Gewerkschaften (jedenfalls nıcht 
eine bejahende Haltung gegenüber den opportunistischen 
Gewerkschaften) nicht gefolgert werden. Gewiß lehnt Marx in seiner 
Theorie die Manchesteranschauung, die Theorie der Harmonie zwischen 
den Klassen, der Solidarität aller okonomischen Interessen ab. Aber 
damit ist noch nicht eine positive Haltung in praktischen Problemen 
gegeben. Daraus folgt noch nicht, daß Marx praktisch in allen Fragen 
das Gegenteil von dem richtig hält, was die Manchesterleute vertreten. 
Vor allem folgt daraus noch nicht: Anerkennung der Organisations- 
tendenzen, Anerkennung des Staates und seiner Eingriffe in das Wirt- 
schaftsleben usw., wie ja aus einer theoretischen Auffassung noch über- 
haupt keine praktischen Konsequenzen gezogen werden können. Aus 
der Lehre von der unbezahlten Mehrarbeit folgt demgemäß auch nich! 
(wie Braun anzunehmen scheint) eine Argumentation für die Ge- 
werkschaften, für Verkürzung der Arbeitszeit, für Erhöhung der Löhne 
— man könnte eher sagen im Gegenteil: denn diese gewerkschaft- 
lichen Ziele bedeuten Durchbrechung der kapitalistischen Gesetzmäs- 
sigkeit, deren Aufrechterhaltung die einzige Gewähr für das Herannahen 
des Sozialismus bietet. Beseitigung der Ausbeutung im kapitalısti- 
schen System ist (im Rahmen des Marxschen Systems) ebenso u n- 
möglich, als unerwünscht. Man wird daher auch von dieser Seite 
her Marx nicht ohne weiteres für die Gewerkschaften reklamieren dür- 
fen. Vielmehr scheint mir die Entwicklung der Gewerkschaften gerade 
einer der Gründe zu sein, die in der letzten Zeit zu so zahlreichen Revı- 
sionen der Theorie, und auf der anderen Seite wieder zu so zahlreichen 
Angriffen auf die Gewerkschaften (von radikaler, politischer Seite) 
geführt haben. (Dasselbe wäre cum grano salis über die Stellung Be- 
bels zu den _ Gewerkschaften zu sagen.) 

Die Hauptbedeutung des Buches liegt aber in der Diskussion der 
gewerkschaftlichen Gegenwartsprobleme, in deren Behandlung der 
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Verfasser eine souverääne Meisterung des Stoffes und eine gefällige, 
übersichtliche Gruppierung der Argumente, bei klarster, populärster, 
darum aber nicht langweiliger oder flacher Diktion, zeigt. Am wichtig- 
sten scheinen mir seine Ausführungen über die deutschen Organisations- 
probleme (S. 63—129) zu sein. Das moderne Problem der Organisation, 
wie es die Großindustrie aufgeworfen hat, wird hier diskutiert. Wichtig 
vor allem ist der Hinweis darauf, daß die Großindustrie zu Industrie- 
verbänden drängt. Leider zieht Braun nicht alle Konsequenzen 
der in fesselnder Darstellung entwickelten bereits angebahnten Um- 
orientierung. Sie würden vor allem darin bestehen, daß die ganze deut- 
sche Gewerkschaftsbewegung, welche noch vorwiegend auf dem Be- 
rufsverband basiert, umgeschichtet werden müßte: das bedeutet aber 
nicht bloß Zusammenschließung der (50) Gewerkschaften in einige 

ößere Verbände, sondern Zersprengung der einzelnen Gewerkschaften, 
deren Mitglieder in den verschiedensten Industrien beschäftigt sind, 
auf die Industrieverbände, mit allen verwaltungstechnischen, finan- 
ziellen Komplikationen, die eine solche Umschichtung bedeuten müßte. 
Die Entwicklung der Berufsverbände zu Klassen organisationen 
(und darin be:teht ja die prinzipielle Bedeutung dieser Entwicklung) 
ist umso schwieriger, als sie ja gleichzeitig von anderen Organisations- 
problemen begleitet wird. Unter dem Stichwort: »Die beste Organi- 
sation« zeigt Braun, wie die Gewerkschaftsge:chichte angefüllt ist mit 
Bestrebungen, immer neue, bessere Organisationsforımen zu finden. 
Dies besonders stark auf dem Boden des Sozialismus, weil ja Sozialis- 
mus selbst das Streben nach der besten Organisation ist, Sozialismus 
im Wesen das Problem darstellt, wie die Wirtschaft am besten za orga- 
nisieren ist. Er sieht im Sozialismus »das instinktive, unermüdliche 
Suchen nach der besten Organisationsform« (S. 71). Daher berge sich 
in den Bestrebungen, die gewerkschaftliche Organisation zu verbessern, 
mehr als bloße Vereinsmeierei und Ueberspannung an sich nicht prinzi- 
piell wichtiger Fragen. Die größte Beachtung unter diesen kann die 
Frage nach der besten gewerkschaftlichen Verfassung beanspruchen. 
Tatsächlich spielt ja das Problem der Demokratie im Rahmen der ge- 
werkschaftlichen Verfassung (auf breiter Basis, für Deutschland zum 
erstenmal in dem Buch von Michels aufgeworfen) gegenwärtig eine 
außerordentlich wichtige Rolle Braun, der diese Frage hier mehr- 
fach, von verschiedenen Punkten aus behandelt, steht im großen 
Ganzen auf dem Standpunkt, die herrschende, zentralistisch-aristo- 
kratische Richtung in den Gewerkschaften zu stützen. Er bringt gute 
Argumente dafür, daß schon de Ausdehnung der Gewerkschaf- 
ten, die Notwendigkeit, einen großen Beamtenapparat für die t ec h- 
nische Organisation und Ordnung zu halten, zur Bürokratisierung 
führe, d h. eine Schicht von Angestellten schaffe, die nicht mehr ihrer 
Lebensführung nach Arbeiter seien, sondern in ihrer Angestellten- 
tätigkeit ganz aufgehen müßten. Diese Schilderung des komplizierten 
Apparates, dessen eine Gewerkschaft bei größerer Mitgliederzahl heute 
bedarf, ist von größtem Wert; auf knappstem Raume finden wir da 
sehr wertvolle Einblicke in die Funktionen, die innere Zusammensetz- 
ung einer komplizierten gewerkschaftlichen Verwaltungsmaschinerie 
(S. 90 ff.). Das ist aber insolange keine bedenkliche Entwicklung, als 
dieser Beamtenapparat von Persönlichkeiten geleitet wird, die noch aus 
der Gesamtheit der Arbeiterschaft, durch das Vertrauen der Massen zu 
der Leitung der Gewerkschaften beruien wurden, solange also die Lei- 
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tung noch mittelbar oder unmittelbar in der Hand der Arbeiterschait 
nicht der Beamten liegt. Allerdings ist auch das keine ernsthafte Ga- 
rantie für die Durchführung demokratischer Prinzipien. Denn de facto 
können auch schon solche Zentralvorstandsmitglieder die Position un- 
absetzbarer Beamter bekommen, und Braun selbst ist der Meinung, 
daß dem Zentralvorstand mit der Steigerung der Agenden, den immer 
komplizierter werdenden Aufgaben, w elche die gewerkschaftlichen 
Kämpfe mit sich bringen, fortgesetzt wachsende Befugnisse einge- 
räumt werden müssen, die in praxi eine souveräne Führung der Ge- 
schäfte durch die Gewerkschaitsvorstände bedeuten. Die W ahl dieser 
Vorstände durch die Generalversammlung ist dann keine Garantie 
wirklicher Demokratie mehr. Es ist dann immer schwerer, die auch 
von Braun geforderte Elastizität der Verwaltung aufrecht zu erhalten, 
und so unentrinnbar aus der ganzen Dynamik der Entwicklung, der 
Beschaffenheit der Unternehmerverbände, der Natur der wirtschaft- 
lichen Kämpfe usw. diese Entwicklung innerhalb der Gewerkschaften 
erwachsen mag, so darf das nicht dazu führen, diese Erscheinungen als 
nicht wesentlich zu betrachten. Das tut gewiß Braun nicht; er sieht 
die Probleme, stellt selbst ihre Schwere ins hellste Licht, ist aber doch 
zu Optimismus geneigt und im Wesen wohl der Ansicht, daß die deut- 
schen Grewerkschälten bloB der Form nach nicht immer demo- 
kratische Organisationen seien. Das mag im großen Ganzen noch zu- 
treffen. Aber wir stehen hier w ahrscheinlich erst am Beginn der 
Entwicklung. Und diese könnte auf einen Zustand hinweisen, ın 
welchem die Gewerkschaften tatsächlich (wenngleich zwangsläufig 
durch die Tatsachen der Entwicklung) zu Organisationen werden, in 
denen alles für, aber nichts mehr durch die Mitglieder geschieht. 
Gerade die realen Momente, welche Braun für die Notwendig- 
keit der Umgestaltung in der Verwaltung und Führung der Gewerk- 
schaften anführt, deuten in dieser Richtung; aus ihr fließen ja alle 
Kräfte für eine Umorientierung der Gewerkschaften in die syndikali- 
stische Strömung. 

Auch die ganz konkreten Probleme der Gewerkschaften, z. B. 
Finanzsorgen, weisen in dieser Richtung. Lange nicht mehr sind die 
Mitglieder in der Lage, auch nur die finanzielle Situation ihrer Organi- 

sation richtig zu beurteilen (da ja vielfach das unüberlegte Streik- 
fieber und das »Bremsen« der Verbandsvorstände Quelle wachsenden 
Mißtrauens zwischen Masse und Führern) und die entscheidenden 
finanziellen Aktionen der Verbände müssen sich, wie die Entschlüsse 
über Streiks im engeren Kreise der kleinen Führergruppen vollziehen. 
So tritt Braun auf der ganzen Linie für die bestehende Organisations- 
form der deutschen Gewerkschaften ein. In ihr erblickt er ein not- 
wendiges Ergebnis der ökonomischen Verhältnisse und der 
immer schwierigeren Bedingungen, unter welchen die Gewerkschaften 
arbeiten. Nirgends aber finden wir die Frage aufgeworfen: wenn dem 
so ıst, und wenn die gewerkschaftliche Organisation diesen Weg gehen 
muß — führt seine Verlängerung noch in die Richtung des Sozialis- 
mus? Die Vorstellung, daß die Entwicklung notwendig zum 
Sozialismus führen muß, ist eben bei Braun so stark, daß eine solche 
Fragestellung bei ihm gar nicht auftaucht. 

Ein besonderer Abschnitt ist österreichischen Organisationspro- 
blemen gewidmet, also namentlich der Frage des Separatismus, der 
Nationalitätenfrage innerhalb der Gewerkschaftsbewegung, welche ja 


16. Gewerkvereine und Tarifwesen. 535 


auch in Deutschland bereits eine, vergleichsweise noch geringe, Rolle 
zu spielen beginnt. Die vorwiegende Betonung des ökonomischen Mo- 
mentes, das ja tatsächlich bei der Beurteilung der gewerkschaftlichen 
Entwicklung aus dem sozialistisch-gewerkschaftlichen Gesichtspunkt 
heraus, das maßgebende sein müßte, veranlaßt ihn, die Gründe 
für den nationalen Separatismus auch auf die wirtschaftliche Rück- 
ständigkeit zurückzuführen (S. 133). Dem ist aber tatsächlich nicht 
so: sondern der nationale Gesichtspunkt ist in der Realität innerhalb 
der österreichischen, namentlich der tschechischen Arbeiterschaft 
so gewichtig, erfüllt so sehr das ganze Innenleben des Volks, daß er 
natürlich auch in die wirtschaftliche Arbeiterbewegung hineingetragen 
wird. Nicht weil die Unternehmer mehr von wirtschaftlichen Motiven 
geleitet werden, sondern weil sie für ihre nationalen Empfindungen 
andere Organe benutzen, sind die Unternehmerverbände in Oesterreich 
international. Die Arbeiterschaft aber hat für ihr (von kühl rechneri- 
schem Standpunkt aus gesehen überhitztes) nationales Empfinden 
kein Betätigungsfeld außerhalb der politischen Partei und der Gewerk- 
schaft. Und darum ist höchst intensive Betriebsform, Einstellung ın 
den modernsten ökonomischen Prozeß möglich unter Beibehaltung 
ganz »veralteter, unökonomischer« Organisationsformen, ja ist »Rück- 
fall« in solche veraltete separatistische Formen möglich. So wider- 
spruchsvoll das auf den ersten Moment scheint: die Gewerkschafts- 
bewegung hat die Arbeiterschaft ökonomisch auf eine höhere Stufe 
gehoben, sie dadurch im Ganzen aktiver gemacht, ihr dadurch die 
Möglichkeit gegeben, auch ihre nationalen und nationalistischen Be- 
strebungen zum Ausdruck zu bringen. Man könnte sagen: die Erfolge 
der zentralistischen, internationalen Gewerkschaftsverbände für die 
tschechischen Arbeiter haben diese indirekt auf die Bahn des Separa- 
tismus gebracht. Jedenialls kann man die ganze Entwicklung nicht 
lediglich als einen Rückfall aus der Höhe der wirtschaftlichen Erkennt- 
nis in die dumpfe Finsternis nationalistischer Tollheit bezeichnen. Son- 
dern hier streiten entgegengesetzte Wertungen miteinander. Ein noch 
so schlagender Nachweis der »Sinnlosigkeite nationalistischer Instinkte 
vom ökonomischen Gesichtspunkt aus erledigt sie noch nicht im Be- 
wußtsein der Arbeiterschaft. Und vollends derlIinweis auf die Ersetzung 
des Berufsgedankens durch das Klassengefühl ist keine zwingende Pa- 
rallele; denn die Organisation im Industriev erband, welche immer mehr 
an Stelle des Berufsv erbandes tritt, ist der Ausdruck dafür, daß sich der 
ökonomische Boden, auf welchem der Arbeiter stelıt, geändert hat, 
daß er nicht mehr dem Handwerk angehört, sondern der abstrakten 
Industrie, daß er in dieser Arbeitskraft geworden ist. Berufsorgani- 
sation ist Ausdruck einer anderen ökonomischen Situationals Industrie- 
organisation und Industrieorganisation siegt über Berufsorganisation, 
weil der Beruf allmählıch in seiner Bedeutung hinschwindet. Hingegen 
ist das nationale Empfinden von diesen W andlungen unberührt, ja wird 
dadurch sogar — je aktiver die Arbeiterschaft w ird — gesteigert. Weil 
es aus einer ganz anderen Sphäre kommt, so ist ökonomische Entwick- 
lung ihm gegenüber auch nicht wirksam. Und so sehr im Interesse der 
Gewerkschait die Zentralorganisation hegen mag, so unheilvoll öko- 
nomisch für die Arbeiterschait der Separatismus ist — so ist er doch 
aus gewerkschaftlicher Argumentation heraus nicht ganz zu erledigen. 
Auf politischem Boden muß sich entscheiden, ob es gelingen wird, diese 
Schwierigkeit für die Gewerkschaften zu überwinden. 
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Von dem übrigen reichen Inhalt des Buches sei erwähnt eine ein- 
gehende Kritik der syndikalistischen Theorien (wiederum vorwiegend 
aus dem Gesichtspunkt der sozialistischen Zentralverbände in Deutsch- 
land), und die Diskussion sehr zahlreicher Einzelprobleme der gewerk- 
schaftlichen Politik und Praxis. So Fragen der Arbeitszeitverkürzung, 
Methoden des gewerkschaftlichen Kampfes (z. B. Teuerungspolitik), 
die Frage der Tarifverträge, Arbeitslosenfragen, Verhältnis zu den 
Unternehmern und gewerkschaftliche Statistik. In allen diesen Fragen 
(über die meisten ist eine ganze Gruppe von Abhandlungen publiziert) 
zeigt sich die souveräne Beherrschung des Stoffes, eine kluge, eindring- 
liche Argumentation, aus dem Gesichtspunkt der gewerkschaftlichen 
Verbände heraus. Es ist hier ein Nachschlagewerk und Handbuch zu- 
gleich für die gewerkschaftliche Theorie und Praxis geschaffen, dessen 
reicher Inhalt auch Sachkennern auf diesem Gebiete viele neue Ge- 
sichtspunkte, Einsichten und Daten zu geben vermag. Mehrere Regı- 
ster erleichtern außerordentlich den Gebrauch des Buches als Nach- 
schlagewerk. Der Autor wäre, schon aus einer mehrere Jahrzehnte 

umfassenden praktischen und publizistischen Beschäftigung mit den 
Problemen der Gewerkschaftsbewegung wie kaum ein Anderer in 
Deutschland dazu berufen, die Fragen der Gewerkschaftsbewegung, 
sei es auch nur von seinem Standpunkt aus, systematisch darzustellen. 
Und zwar mehr als ein gewerkschaftlicher Praktiker, der, mitten ın der 
täglichen Arbeit stehend doch wieder kaum die Distanz und innere Un- 
abhängigkeit besitzt, die man bei dem Verfasser vielfach spürt, wenn 
er auch sich selbst nicht das Recht gibt, seinen persönlichen Ansichten 
jeweils auch dort Ausdruck zu verleihen, wo sie mit der »Schulmeinung« 
in Widerspruch stehen. (—?.) 
Kulemann, W., Landgerichtsrat a. D.: Die Berufsver 
eine. Erste Abteilung. Geschichtliche Entwicklung der Berufs- 
organisationen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber aller Länder. 

2. völlig neu bearbeitete Auflage der »Gewerkschaftsbewegung«. 

4.— 6. Bd. 4. Bd.: England, Frankreich, Belgien, Holland, Luxem- 

burg, Dänemark, Norwegen. 5. Bd.: Oesterreich-Ungarn, Schweiz, 

Italien, Spanien, Rußland, Finnland, Serbien, Bulgarien, Rumänien. 

6. Bd.: Vereinigte Staaten von Amerika, Kanada, Argentinien, Au- 

stralien, Neuseeland, Japan, Internationale Organisation. Berlin 

Se Simion Nacht 560 + 55I + 336 = 1447 S. M. 20 

eb. M. 34.—.. 

Á Kulemann, welcher die Gewerkschaftsbewegung (späterhin die 
Entwicklung der Interessenorganisationen überhaupt) zum Gegen- 
stand seiner prinzipiellen Untersuchungen gemacht hat, legt hier die 
zweite Hälfte der zweiten Auflage seiner »Gewerkschaftsbewegungs 
vor, das Ergebnis jahrelanger, außerordentlich intensiver und exten- 
siver Studien, deren Bedeutung sich schon rein äußerlich darin manl- 
festiert, daß sich die Zahl der behandelten Länder verdoppelt und der 
Umfang dieses Teiles mehr als verfünffacht hat. Die Grundlinien und 
Prinzipien des Werkes sind auch in diesem 2. Teil der 2. Auflage nicht ge- 
ändert worden. Es handelt sich also (wie K. selbst in Polemik mit 
seinen Kritikern ausführt), in erster Linie um die Darstellung der ä u 8- 
eren Geschichte der Gewerkschaften, vor allem um die Darstellung 
der Tatsachen, während die »innere Geschichte«, der gedankliche In- 
halt der Bewegung, und ihre Wandlung, nicht das Thema bildet, 
höchstens gelegentlich gestreift wird. Sofort erhebt sich das Bedenken, 
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ob eine solche, lediglich deäußeren Tatsachen registrierende 
Geschichtsschreibung möglich ist bei einer Massenbewegung, wel- 
cher die Schlagworte und Fahnen mehr als Beiwerk sind, vielmehr in 
der Regel der Fälle sehr wirksamer Antrieb gerade für die Setzung 
solcher »äußerer Tatsachen«, die hier registriert werden soll pn. zum 
mindesten das Symptom für tiefgehende Tendenzen. Wenn nun die 
Gewerkschaftsbewegung eines Landes mit aller Ausführlichkeit behan- 
delt und namentlich von dem offiziellen Material der einzelnen Verbände 
eingehend Notiz genommen wird (wie das in den Teilen des Werkes ge- 
schieht, welche von Deutschland handeln), so mag man hierin 
einen Ersatz für die mangelnde spezielle Diskussion der inneren 
Probleme sehen. Wenn aber die Basis der Untersuchung ganz inter- 
national wird, dann ist es immerhin möglich, daß die bloße »äußere 
Geschichte« unverständlich wird, wenn sie sich nicht auf die pr in z i- 
piellen Gesichtspunkte bezieht. Zum Glück hat Kulemann viel- 
fach seinen eigenen Plan durchbrochen und gibt Andeutungen, wie die 
»äußere Geschichte« zu verstehen ist — was nur möglich durch Hin- 
weis auf Prinzipien, welche in der einen oder anderen Tatsache zum 
Sieg gelangen oder zurückgedrängt werden. 

Das ist umsomehr notwendig, als die Extensität des Werkes in 
diesem 2. Teile eine ganz außerordentliche ist. Wie bereits erwähnt, 
werden 20 Länder nebeneinander behandelt. Wenngleich auf breitem 
Raum, immerhin nur in Knappheit für jedes einzelne. Was bedeuten 
selbst 150 Seiten für die englische Gewerkschaftsbewegung, 140 Seiten 
für die österreichische (auf viele, sehr wichtige Länder entfällt na- 
türlich ein weit geringerer Raum: z. B. Italien 110 Seiten, Rußland 60 
Seiten), wenn man, wie Kulemann, sich nicht begnügt, die Tatsachen 
in größeren Linien zu zeichnen, sondern vielfach ins Detail zu gehen, 
das Material in möglichster Breite aufzurollen, ja dieses durch einge- 
hende Einleitungen (über die geographische Lage, Geschichte, Ver- 
fassung und Gesetzgebung und die wirtschaftlich-sozialen Verhältnisse) 
vorzubereiten? Auf diese Weise haben wir es bei den einzelnen Ab- 
schnitten des Buches weniger mit Essays zu tun, welche jeweils das 
Wichtigste über die Arbeiterbewegung des betreffenden Landes zur 
Darstellung bringen, sondern mit gedrängtesten Monographien, welche 
nur Auszüge aus ganzen Kompendien zu sein scheinen. Sie sind alle 
in der gleichen Weise innerlich aufgebaut und ermöglichen daher im 
Bedarfsfall leicht eine Orientierung, namentlich auch durch die histo- 
rische Anordnung des Stoffes. Andererseits ist damit gesagt, daß wir 
hier ein Werk vor uns sehen, das eher den Charakter eines Lexikons, 
eines Nachschlagewerks trägt, da eine zusammenhängende Lektüre 
des Ganzen äußerst ermüdend wirkt und das Gedächtnis mit enormem 
Material belastet, olıne daß dieses zugleich nach innerlichen Gesichts- 
punkten geordnet würde. Dieser ermüdende Charakter der Darstellung 
wird noch dadurch gesteigert (es soll das kein Vorwurf sein, ist aber 
eine notwendige Konsequenz Fei der Arbeitsweise des Verfassers), 
daß auch hier, soweit dieses möglich war, die Eigenart des ersten Teiles 
beibehalten ist: nämlich die Quellen selbst sprechen zu lassen. So wie 
der erste Teil (für die deutsche Gewerkschaftsbewegung und Darstel- 
lung der übrigen Berufsvereine) »gewissermaßen eine Selbstbiographie 
der behandelten Organisationen darstellt« (S XIV), so stützt sich 
auch die Darstellung für die fremden Länder möglichst auf Urmaternal. 
Kulemann hat (im Gegensatz zu Sammelwerken ähnlichen Charakters: 
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z. B. des Zacherschen Werkes über die Arbeiterversicherung im In- und 
Auslande; dem Sammelwerk von Zanten über Arbeiterschutz, 1002) 
darauf verzichtet, den Stoff an Mitarbeiter auszuteilen und sich ledig- 
lich eine Endredaktion vorzubehalten, sondern er hat alle Abschnitte 
des Buches selbst gearbeitet und die von ihm aufgeführte 
lange Liste von M'tarbeitern (S. XXHPIV) umfaßt lediglich Per- 
sönlichkeiten, welche ihm bei der Korrektur durch ihre Ratschläge, 
Andeutungen für Aenderungen usw. behiltlich waren, also lediglich 
eine Kentrolle bedeuteten, welche die Arbeit eher erschwerte, als 
erleichterte. So kann kein Zweifel darüber bestehen, daß — einmal die 
Methode von Kulemann akzeptiert — sein Werk über die Berufsvereine, 
das nunmehr in sechs Bänden vorliegt, das Maximum an Leistungs- 
fähigkeit, Gewissenhaftigkeit und Ausdauer darstellt, das auch in der 
Literatur, selbst Deutschlands, seinesgleichen sucht. Diese sechs Bände 
bedeuten nicht nur viele Jahre der angestrengtesten, genauesten Ar- 
beit, sondern ebensoviele Zeit der Entsagung. Es ist unmöglich, ein 
so weites Gebiet mit dieser Sachkunde, Liebe und peinlicher Genanig- 
keit zu bearbeiten, wie es Kulemann getan hat, ohne ganz bestimmte 
Anschauungen zu besitzen, oder (während der Arbeit) zu ihnen zu ge- 
langen. Trotzdem wird auch der aufmerksame Leser selten auf eine 
Parteinahme, und nur vereinzelt auf Aeußerungen prinzipiellen Cha- 
rakters trefien Zwar ist sein Werk trotzdem natürlich nicht ohne 
Zielsetzungen geschrieben; sie sind aber so sehr zurückgedrängt, daß 
man sie nicht spürt, sondern aus den Voraussetzungen ab- 
lesen muß. Zu desen gehört u.a. (das ist wohl der wichtigste Punkt) 
die Auliassung, daB die Gewerkschaften nicht notwendig Klassen- 
kampforganisationen sein müßten, überhaupt die Anschauung, daß die 
Auseinandersetzung zwischen Unternehmern und Arbeitern keinen 
Klassenkampf darstelle; es besteht zwar, meint Kulemann, ein In- 
teressengegensatz zwischen Unternehmern und Arbeitern, 
aber er ist nicht unüberbrückbar, und er glaubt, »daß der Individual- 
besitz an den Produktionsmitteln, sobald man die allerdings durchaus 
erforderlichen, aber auch möglichen Schutzmittel gegen seinen Mib- 
brauch anwendet, nicht allein mit den berechtigten Forderungen so- 
wohl der Gesamtheit, wie der aufstrebenden Arbeiterklasse völlig ver- 
einbar ist, sondern sogar den Vorzug verdient vor dem Kollektivismus, 
über dessen Begriff und Abgrenzung heute noch die größte Unklarheit 
besteht« (S. XVI). Aber ohne solche grundlegenden Auffassungen (mö- 
gen sie nach der einen oder anderen Richtung ins Extreme weisen) 
ist wohl die Darstellung eines wichtigen sozialwirtschaftlichen Phäno- 
mens überhaupt nicht möglich. Daher wird man dagegen, daß K. von 
so bestimmten Voraussetzungen ausgeht — zumal er sich offen zu ihnen 
bekennt und sie nicht in seiner Darstellung »beweisen« will —nichtsein- 
wenden können. Schon jetzt kann man darauf neugierig sein, zu wel- 
chen allgemeinen Schlüssen und Postulaten K. selbst sich auf 
Grund seiner Studien genötigt sieht. Eine solche subjektive Darlegung 
stellt er ja nach Abschluß seiner Materialverarbeitung in Aussicht. 
Wenngleich diese Materialverarbeitung in hohem Maße aus ganz be- 
stimmten Gesichtspunkten erfolgt ist, so birgt andererseits ein so un- 
geheures Material, wie es K. nunmehr vorlegt, so viel Realität in sich, 
daß der allgemeine Gesichtspunkt daraus viel an Gegenständlichkeit 
gewinnen muß. Bei der wissenschaftlichen Ehrlichkeit des Verfassers 
werden auch die ihm entgegengesetzten Gesichtspunkte, — die ja Be- 
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standte!le seines Materials bilden! — mitberücksichtigt und ge- 
würdigt. Einige kritische Bemerkungen seien für den Schluß aufgespart. 

Im folgenden ist es natürlich nicht möglich, alle Abschnitte einer 
eingehenden Erörterung zu unterziehen. Hierzu wäre ein Einzelner 
überhaupt nicht kompetent. Es ist auch nicht notwendig, weil es sich 
ja, bei der mehrfach erwähnten Gewissenhaftigkeit K.s, tatsächlich 
im Wesen um Geschichte im Sinne von Tatsachenbericht handelt. Kri- 
tiker haben ihm daher zum Vorwurf gemacht, er schriebe eher eine 
»Chronik« als eine »Geschichte«, und das stimmt auch, wenn man unter 
Chronik Registrierung von Tatsachen, unter »Geschichte« Auseinander- 
legung von Zusammenhängen in ihrer Entwicklung unter Beziehung 
auf Wertgesichtspunkte, versteht. Diese erfolgt auf dem denkbar 
engsten Raum in knappster Form, so daß ein Auszug vollends unmög- 
lich wird, sich auch erübrigt. Wir können ein für allemal feststellen, 
daß wir an K.s Werk für alle Tatsachen der gewerkschaftlichen Ent- 
wicklung (und ebenso der Arbeitgeberverbände) eine zuverlässige, ein- 
gehende Quelle besitzen, welche bis zum Jahre 1912 (für die meisten 
Länder) reicht, deren Angaben eine wertvolle Fundierung durch die 
Erörterung der politischen Geschichte und der politischen Seite der Ar- 
beiterbewegung erfahren. Daher sind die kritischen Bemerkungen, 
welche zum einen oder anderen Teil hier gemacht werden können, keine 
Kritik des ganzen Werks. Es sind die gerade mir aus diesem riesigen 
Stoffgebiet auffallenden Lücken, Ungenauigkeiten. Andere mögen 
ähnliche, wichtigere Bemerkungen machen. Sie alle aber werden im 
Wesen die Bedeutung der K.schen Publikation nicht erschüttern kön- 
nen; wenn man Publikationen dieser, mehr lexikalischen Art für not- 
wendig und nützlich hält, so werden die Ausstellungen im einzelnen 
das Werk selbst nicht zu treffen vermögen. Und daß solche Pu- 
blikationen, namentlich als Quellenwerke, einen unschätzbaren Wert 
besitzen (namentlich wenn sie von Zeit zu Zeit fortgesetzt werden) 
bedarf keines näheren Beweises. Zumal Arbeiten wie die K.s, der mit 
absoluter Ehrlichkeit und Offenheit zu Werke geht. Gerade, daß von- 
seiten der Arbeiterorganisationen so wenig und auf der anderen Seite 
doch wieder Einspruch erhoben wurde, ist ein Beweis für seine Zuver- 
läBigkeit. Der Widerspruch gegen sein Werk wäre überall in der Zeit- 
schriftenliteratur der Organisationen zu spüren, wenn irgend etwas ım 
Wesen verfehlt wäre, und daß Widerspruch vorhanden ist, ist 
nur ein Zeichen von Objektivität, weil erfahrungsgemäß eine Dar- 
stellung, welche alle Teile zufriedenstellt, unmöglich ist. Unter die- 
sem nochmaligen ‘Vorbehalt nun noch einige Bemerkungen: 

Die Liste der als Mitarbeiter bezeichneten Herren ist eine 
sehr ungleichartige. Das lieet in den Schwierigkeiten, welche inter- 
nationaler Arbeit begegnen. Immerhin sollte man meinen, daß K.s 
Name populär genug ist, und daß seine Beziehungen weiterreichen, 
als es hier ersichtlich wird. So fällt auf, daß er sich für England nicht 
die Mitwirkung von gewerkschaftlichen Fachleuten selbst zu sichern 
wußte (Prof. Ashley und Dr. Glaser sınd seine einzigen englischen Ge- 
währsmänner). Auch für Frankreich haben ihn nur Theoretiker be- 
raten, darunter zwei deutsche, von denen mindestens einer mit seinen 
Publikationen über die französische Gewerkschaftsbewegung von der 
Kritik abgelehnt wurde. Es hatte wahrscheinlich Schwierigkeiten, 
Theoretiker und Praktiker zugleich zu gewinnen (wie es für Oester- 
reich und auch Ungarn, Dänemark, Holland und auch andere Länder 
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gelungen ıst). Unter den Gewährsmännern aus dem Lager der Gewerk- 
schaften selbst überwiegen, soweit zu sehen, die Sekretäre christlicher 
Organisationen, doch liegt darin sicherlich keine Absicht. Die Bezie- 
hungen K.s zu diesen Verbänden sind wahrscheinlich intensivere. Be- 
dauerlich ist, daß die Kontrolle über die Gewerkschaftsbewegung in 
den Vereinigten Staaten von Nordamerika, Australien, Neuseeland, 
Japan ausschließlich ın Händen deutscher Fachleute lag, und daß für 
Rußland lediglich ein Fabrikinspektor in St. Petersburg als Mitarbeiter 
gewonnen werden konnte. 

Einzelne Länder. Großbritannien. Die Erör- 
terung der englischen Gewerkschaftsorganisation geht sehr ins Detail. 
Die lange Geschichte der Trade-Unions-Bewegung wird Etappe für 
Etappe vorgeführt, die wesentlichsten Punkte des Kampfes zwischen 
Arbeiterschaft und Unternehmertum, sowie namentlich die Konflikte 
innerhalb der Arbeiterschaft selbst finden eine eingehende Erörterung. 
Diese ist nicht mehr im einzelnen verständlich, da eben (wie oben er- 
wähnt) eine Zurückführung der Tatsachen auf Prinzipien im Wesen 
vermieden wird. Zum Teil mag das Zurückhaltung sein: denn nament- 
lich in der englischen Gewerkschaftsbewegung drängen sich ja in man- 
chen Etappen der Entwicklung die Parallelen zur neuesten Phase des 
Syndikalismus direkt auf. So z. B. bei der Chartistenbewegung ebenso 
wie in der Zeit der Radikalısierung vor dem Jahre 1889. Aber nicht 
nur auf die Vergangenheit erstreckt sich diese Reserve: sie reicht bis 
in die Gegenwart hinein. Auch die neueste Phase der Gewerkschafts- 
bewegung (der Kongreß von 1912 mit seinem deutlich syndikalistischen 
Einschlag, nämlich Resolution für weitgehende Verstaatlichung, hin- 
gegen Ablehnung der obligatorischen Einigungsämter nach austral- 
schem Muster) wird ihrer Bedeutung nach nicht analysiert. Zwel- 
fellos aber haben wir in England (mehr noch als in Frankreich), eben 
wegen der Größe, des Reichtums und deı Erfahrung der beteiligten 
Organisationen, wegen der großen politischen Bedeutung der Arbeiter- 
schaft, den einfußreichsten und symptomatisch bedeutsamsten Ast der 
syndikalistischen Bewegung zu erblicken. Davon erfährt man aus 
K.s Buch nichts, auch nicht eine gegenteilige Anschauung, da eben 
im Wesen die Tatsachen wie ein naturwissenschaftlicher Film vor uns 
abgerollt werden. Nur gelegentliche Bemerkungen (z. B. S. 77) können 
bei genauer Lektüre Richtpunkte für die Beurteilung der Tatsachen 
und ihr Gewicht geben. Endlich sei noch erwähnt, daß die Literatur- 
angabe eine wesentliche Lücke läßt: Das Standardwerk von M. Beer, 
»Geschichte und Theorie der englischen Arbeiterbewegung«, 1912, ist 
leider nicht aufgeführt. Gerade dieses Werk aber hat die bisher wenig 
durchiorschten Perioden der englischen Arbeiterbewegung (Owenismus 
und Chartismus) zum Gegenstand eingehendster Darstellung gemacht, 
hat die unermeßliche Pamphletliteratur der wissenschaftlichen Be- 
arbeitung erschlossen und kann wie kaum ein anderes dazu dienen, die 
innere Gedankenwelt der englischen Arbeiterbewegung auch Fern- 
stehenden zu erschließen. Daß es erst vor kurzem (1912) erschienen ist, 
hätte wenigstens die Nennung des Titels nicht auszuschließen gebraucht. 

Auf sehr guten Onellen und offenbar sehr gründlichen Studien 
derselben beruht der ausführliche Abschnitt über die französı 
sche dGewerkschaltsbewegung (S. 149—301). Hier hätte man 
vielleicht die allgemeine Vorbereitung, welche ja doch keine wirk- 
liche Erschöpfung dieser Materien sein kann, etwas kürzer gewünscht 
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(sie umfaßt 35 S.). Der Eigenart der französischen Bewegung entspre- 
chend wird die französische sozialistische (politische) Arbei- 
terbewegung sehr ausführlich erörtert und daran die Diskussion der 
französischen Gewerkschaftsbewegung angeschlossen. Mehr als bei der 
Besprechung der englischen Verhältnisse merkt man hier (in der Ab- 
lehnung der syndikalistischen Strömung und in der Beurteilung des 
Ringens entgegengesetzter Prinzipien innerhalb der Arbeiterbe- 
wegung) die eigene Parteistellung des Verfassers, ohne daß diese in 
unzulässiger Weise betont würde. Aber auch hier ist bei aller Ausführ- 
lichkeit im Material eben doch im Wesen nur Materialdarstellung zu 
finden. Die ideologische Seite, welche ja in der fianzösischen Bewe- 
gung besonders stark ausgebaut ist, kommt darüber stark zu kurz. 
Wer nicht weiß, warum die verschiedenen Richtungen im französi- 
schen Sozialismus kämpfen, was sie voneinander scheidet, kann es 
aus der Darstellung K.s nur schwer schließen ; denn hier verblaßt der 
prinzipielle Gegensatz, eben weil er in der Darstellung der Bewegung 
selbst nicht sichtbar wird, zu einem Gegensatz der Schlagworte und 
Personen. Bei Kulemann erscheinen die Menschen als Personen, nicht 
als Persönlichkeiten. So wird niemand aus der Darstellung K.s abneh- 
men können, daß Persönlichkeiten im französischen Sozialismus eine 
alles überragende Rolle spielen. Das bloß aus der Volkseigenart zu 
erklären, wie es hier geschieht, geht schwer an; oder zum mindesten 
müßte dann auch die Eigenart der Persönlichkeiten 
etwas dem Leser nähergebracht werden. Denn hier liegt zweifelsohne 
zum mindesten eine Wechselwirkung vor. Wenn die Rezeptivität 
des französischen Arbeiters gegenüber dem Sozialismus eine a n d e r s- 
artige ist, als in Deutschland, so hat das doch wiederum unstreitig 
die Konsequenz, daß auch der sozialistische Führer in Frankreich eine 
andere Qualität als in Deutschland darstellt. Wenn der Arbeiter auf 
den Führer eingestellt ist, mehr als auf das Programm, die abstrakte 
Gemeinsamkeit, das gemeinsame Marschieren und Schlagen, den Ge- 
horsam in der Organisation., dann ist damit der Unterschied nicht 
erschöpft, sondern das bedingt oder hat zur Folge, daß das Führerele- 
ment tatsächlich in Frankreich von dem in Deutschland z. B. oder 
England durchaus verschieden ist. Das wird selbst aus der K.schen 
Darstellung offensichtlich: Die Parteien sind in einem gewissen Sinn 
immer persönliche Gefolgschaften; ein guter Teil der 
großen Zersplitterung innerhalb der französischen Bewegung führt 
darauf zurück. Daraus ergibt sich dann eine gewisse Unbestimmtheit 
der französischen Bewegung: u. a. auch, daß vielleicht die Führer sich 
weniger an ihre Prinzipien, als an die Masse gebunden fühlen. Daß hier 
ein gewisser Instinkt Masse und Führer eng zusammenschmiedet, und 
es vorkommen mag, daß die Masse talentvollen Führern folgt bei Ge- 
sinnungen und Handlungen, die von ihrer bisher verfolgten Richtung 
abweichen, oder daß auch wiederum Führer sich zu einer Taktık be- 
wegen lassen, die ihrer ganzen Vergangenheit ins Gesicht schlägt, wenn 
sie fühlen, daß die Masse eine andere Richtung zu nehmen beginnt. 
Auch bei Jaurès scheinen solche, sehr wesentliche Veränderungen der 
Richtung vorgekommen zu sein. Dadurch gewinnt die ganze Bewe- 
gung etwas mehr Triebhaftes, Elementares, nicht gerade Sprunghaites, 
aber doch eher Veränderliches. Die Bindung an das eigene Wort, die 
eigene Ueberzeugung ist nicht so fest, und Frankreich ist ja tatsäch- 
lich auch in der sozialistischen Arbeiterbewegung sehr wesentlichen 
EN 
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Wandlungen unterworfen gewesen. Darum aber auch bietet es den ge- 
eignetsten Boden für neue Prinzipien, und vielleicht kann man die 
starke Bedeutung der einzelnen Persönlichkeiten als Hauptursache 
für die Wandelbarkeit der Grundüberzeugungen und Taktik anspre- 
chen. Bei Betonung dieser Wandelbarkeit wird man aber nicht zu 
weit gehen dürfen: am Ende sind es auch in Frankreich die Klassen- 
interessen, die realen ökonomischen Gewichte, welche den Ausschlag 
geben, sich durchsetzen und schließlich die Bewegung ganz eindeutig 
in eine Richtung drängen (wie ja auch in Frankreich zu jeder Zeit sich 
die »Hauptschwimmrichtung« der Bewegung klar zeichnen läßt.) Dieses 
nur als einer der Punkte, welche bei der Lektüre die Aufmerksamkeit 
erregen. 

Sehr wertvoll ist die Darstellung der Arbeitgeberorganisationen. 
Hierfür hat K., wie jeder, der auf diesem Gebiete arbeitet, mit den größ- 
ten Schwierigkeiten bei der Materialbeschaffung zu kämpfen. Ebenso 
dann auch für die gemeinsamen Organe der Arbeitnehmer und Arbeit- 
geber, wie sie sich in den Tarifgemeinschaften und sonstigen Abmachun- 

en finden. Interessant ist die Feststellung, daß die Ausprägung des 

lassenstandpunktes, auch bei den Arbeitgebern, in Frankreich keine 
so scharfe ist, als in Deutschland und Oesterreich-Ungarn. Die prin- 
zipielle Arbeiterbewegung ist eben, trotz aller Pointierung ihres Stand- 

unkts und trotz ihres Radikalismus, von nicht allzu großem Einfluß. 
Namentlich sind große Aktionen bei dem Mangel an Vermögen in den 
Gewerkschaften fast ausgeschlossen. Syndikalismus ist der Idee nach 
sehr wirksam, in der Realität bedeutet er wenig mehr als die reformi- 
stischen, opportunistischen Gewerkschaften. Dazu kommt, daß die 
französischen Organisationen in den öffentlichen Betrieben ihren Wir- 
kungskreis haben (Post, Bahn, Lehrerschaft usw.). So kann sich der 
französische Unternehmer den Luxus einer generösen Zurückhaltung 
leisten. Er lehnt ab, »Scharfmacher« zu sein; aber dort, wo die Arbel- 
terorganisation ernsthaftere Formen zeigt (Textilindustrie, Bergbau), 
sehen wir nur zu bald die straffste Unternehmerorganisation. Wir 
sehen so am Beispiel Frankreichs, daß die Unternehmerorganisation 
offenbar weniger als die Arbeiterorganisation direkt abhängt von der 
Eigenart des Volks, sondern das Korrelat der Arbeiterbewegung ist. 
Indirekt nur ist also ein Zusammenhang zwischen Volkscharakter und 
Art der Unternehmerorganisation zu konstatieren. 

Dieselbe Ausführlichkeit und Gewissenhaftigkeit zeichnet die Dar- 
stellung der österreichischen Verhältnisse aus. Zumal wird 
die frühe Geschichte der österreichischen Arbeiterbewegung einge- 
hend an der Hand guter Quellen geschildert, ohne daß daraus die 
Eigenart des österreichischen Sozialismus völlig klar würde. Denn 
sie ist — wie man nach K. annehmen könnte — nicht darin erschöpft, 
daß der österreichische Sozialismus weniger als der deutsche theoretisch 
sei, daß ihm die Theoretiker fehlen. Im Gegenteil: die bedeutendsten 
deutschen sozialistischen Theoretiker der Gegenwart sind Oesterreicher: 
Kautsky, von Jüngeren Hilferding, Max Adler und Otto Bauer, ebenso 
wie Karl Renner. Sondern im österreichischen Sozialismus ist man in 
der Praxis und Taktik etwas freier. Fühlt sich vielleicht der Grundsätze 
fester bewußt, so daß man auch mal von ihnen abweichen kann, weil 
man sich doch nicht ins Gesinnungslose verliert. Die größere Laxheit 
der österreichischen Partei (parallel gehend mit einer analogen Gemüts- 
verfassung aller Parteien und sogar einem ähnlichen Zuschnitt der Re- 
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gierungen) ist weniger opportunistische Gesinnung, als im Gegenteil 
geringerer Respekt vor dem Staat, daher auch geringere Furcht, sich 
ın ihn zu verlieren, sich an ihn hinzugeben. Der preußische Staat er- 
fordert als seinen Widerpart eine radikale Sozialdemokratie, die auch 
keine formalen Konzessionen macht, der österreichische »Abso- 
lutismus« hat einen Sozialismus ermöglicht, in welchem tatsächlich 
A rein seinen Handlungen und Aeußerungen nach, das spezi- 
fisch Sozialistische nur mehr rudimentär vorhanden ist, aber vielleicht 
deshalb, weil auch der österreichische Staat dem Gedankengehalt des 
Sozialismus etwas unterlegen ist, und weil die prinzipiellen Gegensätze 
in einem Staatsgebilde, dessen Probleme auf anderem als auf sozialem 
und ökonomischem Gebiete liegen, nicht bis zu rücksichtsloser Schärfe 
gedeihen. Jedenfalls ist vieles, was Fernerstehenden, auch nach dieser 
Darstellung K.s, als Zeichen eines früheren Entwicklungsstadiums 
scheinen mag, nur Konsequenz einer andersartigen Situation, nament- 
lich, bei der politischen Partei, Symptom einer anderen Staatlichkeit. 
Um es scharf auszudrücken: die österreichische sozialistische Auffas- 
sung hat in ihrem inneren Wesen immer ein gutes Stück der Skepsis am 
Staat, wie sie dem Syndikalismus eignet. Sie gebraucht aber nicht seine 
Formulierungen und besitzt nicht seinen Radikalismus, weil der öster- 
reichische Staat selbst nicht von der inneren Stärke und voraussetzung- 
losen Anerkennung seiner Existenz ist, die den preußischen Staat z. B. 
auszeichnet. Aus dem Mangel eines tauglichen Objektes erklärt sich 
der scheinbare Opportunismus der österreichischen Parteibildung. 
Dies umsomehr, als ja auch deökonomischen Verhältnisse bis 
vor kurzem noch wenig entwickelt, noch nicht die Basis für weitgehende 
sozialistische Stellungnahme boten: auch die Unternehmerschaft ist 
in Oesterreich nicht so radikal als in Deutschland (man kann dies 
wenigstens bis zur Jahrhundertwende behaupten), sozialreformerischen 
Gedankengängen ziemlich stark zugänglich, und daher fehlt auch aus 
der ökonomischen Sphäre her der Stimulus zu einer Radikalisierung 
der Arbeiterorganisation. 

Diese im Wesen freiere Tonart, das weniger »gesinnungstüchtige« 
Auftreten nach außen hin darí aber nicht als ein Veıkennen der prinzi- 
piellen Gesichtspunkte aufgefaßt werden. Das wäre schon deshalb ver- 
fehlt, weil ja gerade in der österreichischen Aıbeiterpartei sozialisti- 
scher Färbung das intellektuelle Element seit jeher eine sehr bedeutende 
Rolle spielt, weitaus mehr als im deutschen Sozialismus. Wie stark 
zeitweise die radikalste sozialistische Grundauffassung durchbricht, 
sieht man aus Aeußerungen zu Beginn der Bewegung, wenn z. B. der 
»Parlamentarismus als eine Form der modernen Klassenheırschaft« 
bezeichnet wird, oder wenn die Arbeiterversicherung abgelehnt wird, 
weil sie eine »Ueberwälzung der Kosten der Armenpflege auf die Ar- 


beiterklasse darstelle«, Argumente, wie sie im französischen Syndikalis- 


mus der Gegenwart ja typisch sind. Gewiß sind diese scharfen Ansich- 
ten wesentlich gemildert worden, namentlich seitdem die österreichi- 
sche sozialdemokratische Partei im Parlament zu wirken begann, aber 
auch da ist es wiederum nicht ein Aufgeben dieser alten Prinzi- 
pien, sondern der Versuch, unter günstigen Umständen reale Erfolge 
zu erzielen. Man kann es auch so ausdrücken, daß die österreichische 
sozialistische Partei immer ihren Problemen und dem Staat ziemlich 
souverän gegenüberstand, so daßsie sich tatsächlich nichts vergab, und 
nicht fürchtete, sich in Gegenwartspolitik zu verlieren, wenn sie ein- 
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mal einem Gesetz oder einer Regierung zustimmte. Eine andere Frage 
ist, ob nicht sich aus den spezifischen österreichischen politischen Pro- 
blemen (Nationalitätenfrage) heraus eine opportunistische Haltung er- 
geben mußte, welche die sozialistische Partei auch innerlich 
umgeformt hat, oder umzuformen die Tendenz hat. 

Kommt so die Eigenart desstaatlichen Milieus bei K. wen. 
ger zum Äusdruck, so sind auf der andern Seite die Schwierigkeiten des 
nationalen Problems ın der Arbeiterbewegung gut und stark heraus- 
gearbeitet. Namentlich die Konflikte ın der Partei, besonders aber ın 
den Gewerkschaften zwischen deutschen und tschechischen Arbeitern, 
die Zuspitzung bis zur unversöhnlichen Feindschaft, welche es selbst 
bei formellen Streitpunkten bis zum offenen Bruch treibt, sind scharf 
beobachtet, ın den einzelnen Phasen der Entwicklung dargestellt. 
Hierbei kommt allerdings weniger zum Ausdruck, daß sich auch hinter 
diesen nationalen Konflikten Gegensätze der Organisation bergen. Die 
Parallele zu den Kämpfen zwischen reformistischen, zentralistischen 
und syndikalistischen Organisationen liegt nahe, ist zwar nicht durch- 
wegs schlüssig, aber doch teilweise angebracht. Syndikalistische Phra- 
seologie mag den tschechischen, separatistischen Gewerkschaften nicht 
bloß als willkommene Ideologie dienen, sondern auch den ungeklärten 
Vorstellungen tschechischer Arbeiter über Syndikalismus (der noch bei 
ihnen durchaus eine emotionale, humanitär-ethische Note besitzt) 
entsprechen. Jedenfalls ist bei diesen neueren Erscheinungen und 
Konflikten innerhalb der Gewerkschaftsbewegung, weniger noch als 
dort, wo wir es mit einer einheitlichen, konfliktlosen Organisations- 
entwicklung zu tun haben, die Registrierung offizieller Daten und 
Kundgebungen nicht hinreichend, respektive gibt uns keinen Anhalts- 
punkt dafür, eine Entwicklung zu verstehen und in ihrer Wich- 
tigkeit einzuordnen. 

Besonders deutlich zeigen sich dann die Schwierigkeiten für die 
Beurteilung bei den kleineren Spielarten der Arbeiterbewegung, 
wie sie sich in Oesterreich in bunter Mannigfaltigkeit finden. Nur 2 
Hauptgruppen werden von K. dargestellt, nämlich die christlich- 
soziale und die deutschnationale Arbeiterbewegung. Beidesalso deut- 
sche Arbeiterbewegungen, deren Organisationen jedoch in ihrem 
Leben und ihrer Entwicklung im Wesen geschildert werden auf Grund 
von Darstellungen, welche die Organisationsvorstände selbst gegeben 
haben. Wenn man dies berücksichtigt und zugleich sieht, wie vorsich- 
tig in diesen Darstellungen die Rolle dieser Gruppen geschildert wird, 
so wird man unschwer erkennen, daß ıhre Bedeutung weitaus geringer 
ist, als man nach den Prinzipien, die sie vertreten, nach den Namen, 
welche sie führen, annehmen müßte. Gerade diesen Organisationsgrup- 
pen gegenüber ist K. in einer schlechten Situation, da er sich auf Ma- 
terial dieser Gruppen selbst stützt, ohne über erhebliche Kontrollen zu 
verfügen. Während sonst eine jede große Organisation oder Organi- 
sationsgruppe in sich selbst eine Kontrolle darstellt (es ist einer großen 
Organisation auf die Dauer unmöglich, unwahre Berichte über Mitglie- 
derzitfern, Vermögen usw. und Aktionen zu publizieren), beschränken 
sich die kleineren Verbände vielfach auf approximative, gewiß nicht 
direkt falsche, aber doch nur ungefähre Angaben. Diese sind außer- 
dem mit den analogen Angaben größerer Veıbände nicht gleichwertig 
(z. B. schon deshalb, weil bei kleineren Verbänden vielfach noch Mit- 
glieder geführt werden, welche keine Beiträge zahlen, also nach gewerk- 
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schaftlicher Gepflogenheit nicht mehr zu rechnen wären). Vollends ist 
es füreinen Außenstehenden ungemein schwer, das wirkliche Gewicht 
solcher kleinen Organisationen abzuschätzen. Es kann (z. B. bei guten 
Beziehungen zur Regierung und den Abgeordneten) ein sehr erhebliches 
sein; es kann auch, entsprechend der geringeren Mitgliederziffer und 
Vermögen gleich Null sein. Dieselbe Unsicherheit besteht dann über 
die Politik dieser Organisationen. Auch diese vollzieht sich nicht 
in aller Oeffentlichkeit, und zum mindesten hätte K. registrieren sollen, 
daß die nationalen und auch viele der christlichen Organisationen von 
ihren Gegnern (den freien, sozialdemokratischen Gewerkschaften) als 
gelbe Organisationen bezeichnet und behandelt werden, daß nament- 
lich nationale Verbände zweifelsohne in einer sehr engen Beziehung zu 
Unternehmern und Unternehmerverbänden stehen. All das ist aus 
K.s Darstellung nicht zu ersehen, und darum ist sie in diesen Punkten 
nicht nur unvollständig, sondern z. T. irreführend. Gewiß wäre nun 
eine Darstellung, welche auch auf gegnerische Aeußerungen über Ver- 
bände eingeht und auf diese Weise wenigstens zu Anhaltspunkten 
für die objektive Wahrheit, gewiß noch nicht sofort zu dieser selbst 
zu gelangen sucht, weitaus mühevoller, als eine Darstellung, die sich 
bei jeder Organisationsgruppe jeweils auf deren Organe stützt. 
Aber dieses Verfahren K.s, das er ja auch im Vorwort wiederum 
prinzipiell verteidigt, ist auf der anderen Seite nicht geeignet, bei 
strittigen Punkten auch nur von ungefähr einen Ueber- 
blick zu geben, der einigermaßen als Spiegelung des realen Tatbestan- 
des angesehen werden kann. 

Aehnliches, was über die spezielle Eigenart des österreichischen 
Sozialismus gesagt wurde, wäre gegenüber dem vorzubringen, was K. 
über die österreichische Unternehmerschaft berichtet. Denn diese 
mag in ihren Aeußerungen weniger prinzipiell sein als die deut- 
schen Unternehmer, darum ist sie in der Interessenvertretung von 
demselben Radıkalismus. Uebrigens hat der Opportunismus, auch in der 
Ausdrucksweise, in den letzten Jahren erheblich radikalerer Tonart 
Platz gemacht. Und was K. als Hinneigung zum Sozialismus ansieht 
(starke Regulierung der öffentlichen Arbeiten durch den Staat S. 97 
bis 98), ist lediglich ein Symptom für die geringe industrielle Entwicklung 
Oesterreichs, die es erklärt, daß für die österreichische Industrie öffent- 
liche Lieferungen von ganz ausschlaggebender Bedeutung sind. Diese 
ne Bedeutung der öffentlichen Lieferungen erklärt dann das große 

nteresse, das die österreichischen Unternehmer an einer geregelten 
Vergebung der Lieferungen haben. Eine solche Regulierung mag man 
übrigens Hinneigung zum Sozialismus nennen: sie ist dann allen 
Klassen gemeinsam. Denn jede von ihnen erstrebt ja eine Gesetzge- 
bung und Verwaltungspraxis des Staates. die gerade ihre Existenz 
sicherstellt und vor der der übrigen Klassen bevorzugt (besonders präg- 
nant im Kleingewerbe). 

Wiewohl sich K. von jeder Prognose für die Orranisationsent- 
entwicklung in Oesterreich fernhält, so folgt doch aus seiner Darstel- 
lung, daB die Organisation immer intensiver werden dürfte, und daß na- 
mentlich die Organisationen der Unternehmer immer mehr die Bahnen 
einschlagen, welche in Deutschland mit so viel Erfolg zum erstenmal 
begangen wurden. 

An diesen Stichproben müssen wir es uns genügen lassen. Zu wei- 
teren Erörterungen fehlt sowohl der Raum, als — zum Teil — die Kompe- 
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tenz. Nur einige Punkte seien noch gestreift, die sich bei Betrachtung 
des ganzen Werkes aufdrängen: 

Hier ist einmal in einem ganz großen Stil der Versuch gemacht 
worden, so bjek tive zu sein in dem strengsten Sinn, lediglich 
Tatsachen festzustellen. Es ist sozusagen der Titel des Werkes 
(Die Berufsvereine) die einzige Voraussetzung, welche gemacht wird. 
Also, daß es Berufsvereine gibt, daß die Interessenorganisationen sol- 
che Berufsvereine sind, und daß es interessant ist, sich mit ihnen zu 
beschäftigen, insbesondere sie in ihrem Wesen darzustellen, Eine Be- 
ziehung auf irgend eine soziale Theorie ist nach Tunlichkeit ausge- 
merzt, wiewohl man merkt, daß der Autor den Klassenkampf ablehnt 
und von einer Interessenharmonie zwischen Unternehmern und Arbei- 
tern ausgeht. Es ist nun in dieser Darstellung ganz großen Stils ersicht- 
lich, daß sie unter völligem Verzicht auf Gesichtspunkte nicht nur 
für den Autor außerordentlich entsagungsreich und mühevoll, sondern 
auch für den Leser im Verhältnis zur aufgewendeten Mühe wenig er- 
tragsreich ist. D. h. er gewinnt eine ganz außerordentliche Masse von 
Stoff. In dieser Hinsicht ist K.s Werk geradezu ideal. Aber dieser Stoft 
wird ihm doch nicht komplett geboten (das ist ja gar nicht möglich), 
er wird ihm auch notwendigerweise so geboten, daß er darin versinkt. 
Es muß, bei dem Verzicht auf leitende Gesichtspunkte, in der Darstel- 
lung die Führung fehlen. Daher lesen sich am präzisesten und mit 
wirklichem Gewinn diejenigen Abschnitte, in welchen Darstellungen 
von Interessenten zugrunde liegen, die dann vom Autor sicherlich 
sorgfältig bearbeitet wurden. Dort ist eine Führung gegeben, nämlich 
durch den Interessenten selbst, während bei der Reihung vom Material 
und dessen Verknüpfung durch Tatsachen sich eine immer wachsende 
Stoffmasse ohne rechte innere Gliederung vor dem Leser ausbreitet. 
Dieser Eindruck wird noch gesteigert durch de Parallelbehand- 
lung der Stoffmassen, z. B. Entwicklung der politischen Partei 
bis zur Gegenwart und darnach wieder ab ovo Entwicklung der Ge- 
werkschaftsbewegung bis zur Gegenwart. Das ist nicht nur ein Modus 
der Darstellung, sondern folgt aus dem methodologischen Prinzip, 
lediglich Tatsachen zu geben. Eine Verknüpfung dieser beiden Reihen 
inder Darstellung kommt ohne Beurteilung nicht mehr 
aus. 

Diese extreme »Objektivität« führt aber nicht bloß zu einer sehr 
ermüdenden, an den Leser große Forderungen stellenden Stoffsamm- 
lung und - häufung, sondern erschwert auch die Feststellung ein z e l- 
ner Tatsachen. K. selbst sagt das gelegentlich im Vorwort: daß er 
als Richter sehr wohl durch Vernehmung der Zeugen und Sachverstän- 
digen imstande gewesen sei, strittige Tatbestände klarzustellen und 
bis zur objektiven Wahrheit zu treiben, daß aber ein solches Verfahren 
bei strittigen Tatbeständen im sozialen Leben nicht möglich sei. Daher 
die Einschränkung auf das offizielle Material der Organisationen. Da- 
mit ist zweifelsohne einer der schwierigsten Punkte bei Darstellung 
politischer und auch sozialpglitischer Bestrebungen get offen. Wie ist 
z. B. festzustellen, ob eine Organisation »gelb« ist, wenn sie selbst es 
auf das heftigste leugnet, ihre Gegner es ebenso entschieden behaupten ? 
Da bleibt nichts übrig, als Symptome, welche nach der einen oder der 
andern Richtung weisen, wie sie aus der Tätigkeit, aus Aeußerungen 
der Verbände usw. hervorgehen, zu sammeln, in ihrem Gewicht zu 
vergleichen und daraus Schlüsse zu ziehen, wobei wieder als Maßstab 
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Begriffe zugrunde gelegt werden, die nicht ohne weiteres als allgemein- 
gültig oder nur allgemein verständlich angenommen weıden können. 
mmerhin ist auf diese Weise eine Gesamtanschauung einer Tatsachen- 
gruppe zu erreichen und bei geschickter Darstellung auch verständlich 
zu machen, und es wird daher fast jede Darstellung strittiger Erschei- 
nungen einen Schuß subjektiver Anschauungen in sich enthalten, — 
der Leser weiß oder kann ja davon unterrichtet werden, worin diese 
Subjektivität besteht. Entschließt man sich jedoch zu einem solchen 
Verfahren nicht, dann kommt man gerade bei den entschei- 
denden Punkten nicht weiter. Allerdings handelt es sich hier 
noch um sehr strittige Fragen. Es sei daher abgewartet, ob aus 
solcher objektiver Betrachtung heraus der Autor in seinen späteren 
Publikationen zu einer besser fundierten Diskussion der sozialen Phä- 
nomene überleiten kann, als das bisher, auf Grund der — im Vergleich 
mit Kulemann — sehr subjektiven Analysen der Fall war. 

Endlich sei noch einem Wunsch Raum gegeben: Bei der Darstel- 
lung der gewerkschaftlichen Organisationen einzelner Länder findet 
sich häufig der Hinweis darauf, daß die nationale Eigenart in die ge- 
werkschaftliche Organisation hineinschlage, ihre Form, ihre Taktik, 
ihre Anschauungen usw. bestimmt (besonders deutlich für Frankreich, 
auch England). Es wäre eine sehr dankbare Aufgabe, auf Grund des von 
K. nun beigebrachten und von ihm am besten beherrschten Materials, 
diese Punkte speziell zu erörtern. Eine solche Auffassung widerspricht 
offenbar der Meinung, daß das Proletariat eine in sich geschlossene, 
eindeutige, durch die kapitalistische Ordnung gegebene, in ihrer Eigen- 
art bestimmte Klasse sei. Immerhin ist möglich, daß es sich bei der 
Beeinflussung durch Rassen- und Nationselernente lediglich um Fär- 
bung, um eine Beeinflussung in der Temperatur der Organisation han- 
delt. Gerade das ist das Problem, und K. ist wie wenig andere dazu 
berufen, hierzu das Wort zu ergreifen. 

Auch alle übrigen gewerkschaftlichen Probleme sind in dem hier 
gebotenen Material mit enthalten. Wie immer man die Prinzipien der 
Darstellung beurteilen mag, man darf gespannt sein, zu welchen Re- 
sultaten für die gewerkschaftliche Bewegung ein Mann gelangt, der 
seine besten Arbeitsjahre der Erforschung dieser Organisationen ge- 
widmet hat, der in einem, schon seinem Umfang nach überwältigenden 
Werk, das Material der ganzen Welt durchforscht und systematisch 
verarbeitet hat. Alle, denen die soziale Organisation mehr als ein blo- 
Bes Studium oder eine Liebhaberei ist, die in 1hr eine der wesentlichsten 
Kräfte in der sozialen Entwicklung erblicken, dürfen darauf gespannt 
sein, was K. uns noch aus seinen eigenen Anschauungen heraus über 
die Gewerkschaftsbewegung und die gewerkschaftliche Entwicklung 
sagen wird. (—p.) 
Louis, Paul: Le Syndicalisme européen. (Biblio- 

thèque d'histoire contemporaine) Paris 1914. Félix Alcan. 310 S. 

Der bekannte, auf orthodox-marxistischem Boaen stehende Ver- 
fasser (bekannt durch eine, auch ins Deutsche übersetzte Schrift über 
die französische Gewerkschaftsbewegung, bei Į. Dietz, Stuttgart, 1908) 
gibt hier einen Ueberblick über die Gewerkschaftsbewegung aller euro- 
päischen Länder (außer Frankreich). Er fußt, wie auch aus seinen Li- 
teraturangaben hervorgeht, hauptsächlich auf der offiziellen Literatur 
der Gewerkschaften. Die Darstellung möchte (nach dem Vorwort) er- 
weisen, daß der Klassenkampf die entscheidende soziale Tatsache der 
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Gegenwart ist. Sie beschränkt sich im Wesen auf die Wiedergabe des 

offiziellen Materials der Gewerkschaftsverbände, ohne näheres Ein- 

gehen auf Programm, Taktik und Probleme der Entwicklung, hie und 

da lediglich mit einem polemischen Unterton gegen die syndikalısti- 

schen Theorien. —) 

Umbreii, Paul: 25 Jahre Deutscher Gewerk- 
schafisbewegung. 1890—1915. Erinnerungsschrift zum 
tünfundzwanzigsten Jubiläum der Generalkommission der Ge- 
werkschaften. — Berlin 1915. Verlag der Generalkommission der 
Gewerkschaften Deutschlands. (C. Legien.) 

Wenn auch im Laufe des letzten Jahrzehnts eine ganze Reihe von 
Monographien über die Geschichte einzelner Gewerkschaften erschie- 
nen sind, so fehlt es doch bisher an einer allgemeinen Geschichte der 
deutschen Gewerkschaftsbewegung aus der Feder einer der vielen, die 
mitten im gewerkschaftlichen Leben stehen, die die Bewegung von 
Anfang an beobachtet und beeinflußt und die Kämpfe mit durchge- 
macht haben. Wir wollen die Bedeutung des groß angelegten Werkes 
von Kulemann über die Berufsvereine gewiß nicht verkleinern, wir 
geben unumwunden zu, daß es sich hier um eine wissenschaftliche Ar- 
beit von hohem Werte handelt, aber sie rührt von einem Mann her, der 
die gewaltige Bewegung nur von außen beobachtet und dem deshalb 
manch’ innerer Vorgang fremd geblieben ist, der zur Erleichterung des 
Verständnisses beiträgt. Diese Lücke füllt die Schrift von Umbreit aus, 
die zwar nur eine Erinnerungsschrift sein soll, in Wirklichkeit aber 
hinter diesem bescheidenen Titel eine kurz gefaßte Uebersicht über 
den Werdegang der freien Gewerkschaften Deutschlands verbirgt. In 
anschaulicher und fesselnder Weise führt Umbreit uns vor Augen, wie 
die Gewerkschaften unter dem Druck der Verhältnisse sich zu zentralen 
Gebilden zusammengeschlossen haben, wie sich mehr und mehr der 
Zentralisationsgedanke Bahn gebrochen hat, wie die gewerkschatftlichen 
Organisationen trotz oder vielleicht wegen der Angriffe, die sie noch bis 
kurz vor Kriegsausbruch von den verschiedensten Seiten zu erdulden 
hatten, ein immer größerer Machtfaktor geworden sind, ein Machtfak- 
tor, mit dem heute Unternehmer, Regierungen und Verwaltungen zu 
rechnen haben. Wir sehen, wie glänzend die ehedem als staatsfeind- 
lich verschrieenen und mit Ausnahmegesetzen bedrohten Arbeiterver- 
bände sich im Kriege betätigt und welch lebhaften Anteil sie an der 
Aufrechterhaltung unseres Wirtschaftslebens genommen haben. Nicht, 
als ob die Schrift die Tendenz hätte, die Politik der Gewerkschaften 
zu verteidigen! Aber gerade der Umstand, daß sie sich frei von dieser 
Tendenz hält und sich auf die Schilderung von Tatsachen beschränkt, 
verleiht ihr erhöhte Bedeutung und rechtfertigt die bisher von den Ge- 
werkschaften betriebene Politik. Für den, der das Wesen der modernen 
Gewerkschaften kennt, der in ihnen nicht, wie leider so viele unserer 
Politiker und Staatsmänner Organisationen erblickt, deren Lebensauf- 
gabe in der Inszenierung und Durchführung von frivolen Streiks be- 
steht, hätte es wahrlich nicht erst der Versicherung Umbreits bedurft, 
daß die Gewerkschaften auch nach dem Kriege versuchen werden, sich 
mit den Arbeitgebern und deren Verbänden auf der Basis gleichbe- 
rechtigter Vertragschließung friedlich zu verständigen und Arbeitseln- 
stellungen zu vermeiden, wo sie ihren Zweck anders erreichen können, 
daß sie aber nach wie vor den Kampf aufnehmen werden, wo er nicht 
zu umgehen ist, daß sie eintreten werden für die gesetzliche Anerken- 





18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 549 


nung der Gleichberechtigung der Arbeiterklasse im Staate, für die freie 
Ausübung der Staatsbürgerrechte und für soziale Reformen, die sie für 
die Sicherung des Aufstiegs der Arbeiterklasse notwendig erachten. 

Das ist ein Kulturprogramm in des Wortes vollster Bedeutung, 
aber es ist kein neues, sondern das alte Programm, das die Gewerkschaf- 
ten von Anfang an befolgt haben und dem sie ihre heutige Stärke ver- 
danken. Gewiß, auf taktischem Gebiet haben sich Wandlungen mancher 
Art vollzogen, vollziehen sich auch heute noch Wandlungen und werden 
sich in Zukunft Wandlungen vollziehen, aber diesen ihren Grundsätzen 
sind sie treu geblieben und haben sie zu jeder Zeit und gegen jedermann 
vertreten, nicht nur gegen ihre geborenen Gegner, die Unternehmer- 
verbände, oder gegen die Staatsgewalt, sondern auch gegen diejenigen 
ihrer eigenen Klassengenossen, die von politischem Kampf allein das 
Heil für die Arbeiterbewegung erwarteten. Die Auseinandersetzungen 
zwischen Partei und Gewerkschaften, wie wir sie auf mehr als einem 
sozialdemokratischen Parteitag erlebt haben, gehören der Geschichte 
an, auch der sozialdemokratischen Partei gegenüber haben die Gewerk- 
schaften sich die Gl:ichberechtigung erkämpft. 

Wir begnügen uns mit diesen wenigen Worten und empfehlen allen 
denen, die sich über Geschichte und Wesen der deutschen Gewerk- 
schaftsbewegung unterrichten wollen, das Studium des Buches selbst. 
Niemand wird es unbefriedigt beiseite legen; den Freunden der mo- 
dernen Gewerkschaften wird es die Bestätigung der Richtigkeit ihrer 
Anschauungen bringen, den Gegnern wird es ein gerechteres Urteil 
abringen. Möge die Schrift nicht nur von Angehörigen der Aı beiter- 
klasse eifrig gelesen werden, sondern möge sie darüber hinaus in alle 
die Kreise sich Eingang verschaffen, die Verständnis für eine so macht- 
volle Erscheinung gewinnen wollen. (Paul Hirsch.) 


17. Allg. Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 


18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 


Schuon, Dr. Hermann: Der Deutschnalionale 
Handiungsgehilfenverband zu Hamburg. Sein 
Werdegang und seine Arbeit. (Abhandlung des staatswissenschaft- 
lichen Seminars zu Jena, herausgeg. von Prof. Dr. Pierstorff, 13. 
Bd., 3. Heft.) Jena 1914, Gustav Fischer. 249 S. 

Das Buch gibt nicht mehr, als der Titel besagt: Es beschränkt sich 
durchaus auf die Entwicklung des Deutschnationalen Handlungsgeh l- 
fenverbandes und bemüht sıch, auf Grund des offiziellen Materials 
dieser Organisation eine möglichst eingehende, die Hauptpunkte her- 
ausarbeitende Darstellung der Tätigkeit dieses Verbandes zu bieten. 
Sie besitzt also vor allem ihren Wert darin, daß hier für weitere Kreise 
die Möglichkeit geboten er, die Tätigkeit einer der größten Handlungs- 
gehilfenorganisationen auch in ılıren Details, z. T. auch ın ıhren Moti- 
vierungen an der Hand ener gewissenhaften, viel Aktenmaterial ver- 
wertenden Darstellung kennen zu lernen. Bisher war man für die Kennt- 
nis der einzelnen Handlungsgehilienverbände auf schwerer zugäng- 
liche Interessentenliteratur oder zusammenfassende und demgemäß 
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für die einzelnen Organisationen kürzere resümierende Darstellungen 
angewiesen. Allerdings sind diese durch die Schrift Schuons nicht 
überflüssig gemacht worden. Denn zweierlei ist an ihr vor allem zu 
vermissen: die Eigenart der von ihm behandelten Organisation 
wird nicht herausgearbeitet. Er gibt zwar ihre Entwicklung (rein statt, 
stisch) und auch einige Hauptpunkte ihres Programms sowie die Dar- 
stellung ihrer Tätigkeit in größter Ausführlichkeit, ohne jedoch den 
prinzipiellen Standpunkt schärfer herauszuarbeiten, gegenüber anderen 
Organisationen abzuheben und die dem D H V. zuGrunde liegende Theo- 
rie (dieja nicht bewußt zu sein braucht. die aber zu entwickeln eben Sache 
wissenschaftlicher Behandlung ist) zu erörtern. So erfährt man z. B. 
kaum etwas darüber, wie der DHV. die Klassenlage der Handlungs- 
gehilfen beurteilt, wie er sich zur Frage des Streiks stellt, was bei ihm 
der Interessengegensatz zwischen Unternehmern und Angestellten 
(im Gegensatz zu den freigewerkschaftlichen und den »alten« Verbän- 
den) bedeutet usw. Mit der Behauptung des D.H.V., eine Gewerkschaft 
auf nationaler Basis zu sein, ist seine eigenartige Position nur ange- 
deutet, ohne, namentlich für Ferner stehende, klar bestimmt zu sein. 
Das ist auch bei dem Material, welches der Verfasser in erster Linie ver- 
wendet, nicht anders möglich. Er beschränkt sich nämlich auf Akten- 
material, Verhandlungsprotokolle und die Broschüren, die der D.H.V. 
publiziert hat, ohne das Vereinsorgan die deutsche Handels- 
wacht heranzuziehen. Dieses aber ist (infolge der notwendigen Rück- 
sichtnahme auf die Stimmungen, Ideologien und Wünsche der breiten 
Mitgliederkreise), wie bei allen Interessenorganisationen, die wertvoll- 
ste Quelle für die Beurteilung des speziellen Charakters der Ver- 
bände. 

Ein zweiter Mangel ist darin zu erblicken, daß der Verf. seinem 
Stoff nicht ganz unabhängig gegenübersteht. Er ist so sehr auf das 
offizielle Aktenmaterial des D.H.V. angewiesen und verwendet dieses 
außerdem in so sparsamer Weise, daß man aus dieser, 250 Seiten um- 
fassenden Darstellung überhaupt nichts über die inneren 
Kämpfe und Krisen der Angestelltenbewegung und die prinzipiellen 
Probleme erfährt, von welchen sie bewegt wird. Seine Schrift ist daher 
eine Monographie im engsten Sinn des Wortes. Nicht die Darstellung 
eines wichtigen Teiles einer großen Strömung, aus welcher diese selbst 
wieder eine besondere Beleuchtung erfahren kann, auch nicht die Wi- 
derspiegelung eines größeren Zusammenhange: in einem engeren Tat- 
sachenkomplex, sondern eben eine Wiedergabe dieses engeren Tat- 
sachenkreises an sich. So liegt seine Bedeutung im Wesen darin, daß 
Jie Tätigkeit dieses Verbandes auf sozialpolitischem Gebiete beschrie- 
ben wird und sich so auch, wenigstens mittelbar, die Fragen ent- 
rollen, welche für die kaufmännische Sozialpolitik in den letzten Jahren 
die entscheidenden waren. (— 2.) 


19. Handel und Verkehr. 


— 
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Engelbrechi, Th. H.: Die Feldfrüchte Indiens in 
geographischer Verbrestung. Hamburg ı914. Frie- 
derichsen. M. 20.—. 

Der Autor, dem wir bereits das ausgezeichnete wirtschaftsgeo- 
graphische Kartenwerk über die »Landbauzonen der außertropischen 
Länder« verdanken, hat seine ursprünglich in gleichem Umfang als 
Gegenstück geplante Bearbeitung der Landbauzonen der Tropen vor- 
läufig auf Indien beschränkt, als auf das einzige große Tropengebiet 
(mit Ausnahme von Java), über welches zuverlässiges, wenn auch un- 
gleiches statistisches Material vorliegt. 

Sehr interessant sind die Vorbemerkungen über die Eingeborenen- 
kulturen in Indien, vor allem deshalb, weil sie sich völlig mit dem dek- 
ken, was Strakosch in seinem Buch »Erwachende Agrarländer« über 
den Ackerbau in Aegypten und die geschickte Anpassung der Agrar- 
technik der Fellachen an die gegebenen Verhältnisse von Klima und 
Boden schreibt, eine auf tausendjähriger Erfahrung beruhende An- 
passung, für die er den Ausdruck »Nationallandwirtschaft« einführen 
will. Wie Strakosch für Aegypten zu der Einsicht kommt, daß unter 
den gegebenen Verhältnissen die Eingeborenen mit ihrem Ackerbau 
instinktiv und intuitiv ganz das Richtige treffen, so daß ihnen euro- 
päische Fachleute nach fehlgeschlagenen Versuchen nichts Besseres 
raten könnten, als was die Eingeborenen seit Jahrtausenden längst tun, 
so konstatiert auch Engelbrecht für die Indier, daß sie sich z. B. den so 
unsicheren klimatischen Faktoren, die mit ihrem oft ausbleibenden 

Monsunregen ein irrationales Moment in den Ackerbau tragen, durch 
geschickt differenzierte Sortenwahl so angepaßt haben, daß sie je nach- 
dem viel oder wenig Regen ausnützen können und z. B., wenn die erste 
Ernte durch gänzliches Ausbleiben des Regens mißrät, immer noch 
eine schnellwachsende Frucht einzuschalten verstehen, um den Rest 
der Zeit noch durch eine Zwischenernte auszunützen. Daß diese not- 
gedrungene Elastizität des Anbaus jede geregelte Fruchtfolge unmög- 
lich macht, muß man als unvermeidlich in Kauf nehmen. Im übrigen 
wird von alters her die Abhängigkeit von der Feuchtigkeit durch Anlage 
von Kanälen oder artesischer Brunnen nach Möglichkeit gemildert. 
Wo zu solchen Zwecken Fluß- oder Grundwasser nicht zur Verfügung 
steht, hilft eine höchst entwickelte Technik des »Dry-Farming« wie die 
Amerikaner sie erst neuestens entwickelt haben, bezweckend, durch 
Lockerung der Oberschicht die Feuchtigkeit im Boden zu erhalten und 
mit einem Minimum dieser Feuchtigkeit auszukommen. Frappierend 
ist auch, daß die Drillkultur, das maschinelle Säen in Parallelreihen, 
auf das die europäische Landwirtschaft so stolz ist, eine alte indische 
Saattechnik zu sein scheint, wobei die aus hohlen Bambusrohren be- 
stehenden Maschinen zwar etwas primitiv sind, aber doch ihren Zweck 
ausreichend erfüllen. 

Düngermangel ist allerdings der Hauptfehler der indischen Land- 
wirtschaft, da viele, besonders die ganz tropischen Gegenden sich wenig 
zur Viehzucht eignen. Daher ıst namentlich der Rindviehdünger, 
der bei dem allgemeinen Holzmangel zudem oft als Feuerung ver- 
brannt wird, knapp und reicht nur zur Düngung der die Dörfer um- 
gebenden Schläge aus. Andererseits sucht man nach Möglichkkeit alle 
Abfälle zu Dungzwecken auszunutzen; bereits an die chinesische Land- 
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wirtschaft erinnert die starke Verwendung der menschlichen Fäkalien. 

Im übrigen fällt dem Laien bei der Betrachtung des der Abhand- 
lung beigegebenen vorzüglichen Kartenwerks das starke Vorwiegen 
von Nutzpilanzen auf, die ihm aus der Heimat wohl bekannt sind. 
Indien erweckt in uns die Vorstellung üppigen tropischen Wachstums 
und einer exotischen Agrikultur. Tatsächlich aber wiegt im Anbau der 
Eingeborenen, abgesehen von dem vor allem im Gangestal betriebenen 
Reisbau der Anbau von Weızen und Gerste, von Hirse- und Erbsen- 
sorten aller Art vor, während als sonstige Nutzpflanzen und Handels- 
gewächse vor allem Lein, Sesam und Hanf gebaut werden. 

Die Publikation, die den ro Band der Abhandlungen des »Ham- 
burgischen Kolonial-Instituts« bildet, erfüllt in vorzüglicher Weise den 
Zweck, unsere Kenntnisse von der überseeischen Agrikultur zu erwei- 
tern. (Rudolf Leonhard.) 
Gad, Johannes: Die Betlriebsverhältnisse der 

Farmen des mitilerenHererolandes. Hamburg 1915. 
Friederichsen. M. 5.—. 

Die vorliegende Arbeit, Bd. 28 der »Abhandlungen des Hambur- 
gischen Kolonialinstitutse behandelt mit großer Sachkenntnis auf 
Grund eigener Anschauung und der Antworten von 54 Farmern, denen 
ein ausführlicher Fragebogen vorgelegt wurde, das Kerngebiet der 
deutschen Siedlungen in Südwestafrika. Es werden uns zunächst 
die natürlichen Voraussetzungen des landwirtschaftlichen Betriebs, 
Boden und Klima. geschildert, die Stickstoffarmut des lediglich 
durch Hitze und Kälte aus anstehendem Granit und Sandstein schutt- 
artig zerfallenen Bodens, der nur in muldenartigen Zusammenschwem- 
mungen etwas mehr Nährstoffe enthält, die Trockenheit der Atmo- 
sphäre und die ungünstige Verteilung der Niederschläge, die eine ratio- 
nelle Ausnützung der an sich schon im Minimum vorhandenen Regen- 
menge erschwert. \Wassererschließung ist deshalb das A und O der 
südwestafrikanischen Landwirtschaft. Und zwar staut man das spär- 
liche, sofort in den Untergrund versickernde Wasser der Flußbetten 
mit Vorliebe durch unterirdische Dämme auf, was sich mehr empfiehlt 
als die Anstauung olfener, im Sonnenbrand schnell verdunstender 
Wasserflächen. Daneben ergeben Bohrungen auf Grundwasser meist 
ein günstiges Resultat, das durch die Ergebnisse benachbarter Boh- 
rungen vorläufig nicht wesentlich beeinträchtigt wird (während z. B. 
in Nordairika zu zahlreiche artesische Brunnen in derselben Gegend 
sehr schnell den Grundwasserspiegel senken). Windmotoren mit ihrer 
billigen Arbeitskraft genügen, wenn es sich nur um Wasserpumpen 
zur Anlage von Viehtränken handelt; zu Bewässerungszwecken wendet 
man mehr die kontinuierliche Kraft von Dampf- und Petroleummo- 
toren an. 

Weidewirtschaft ist die gegebene und meist einzig mögliche Art 
der Ausnützung des Bodens, wobei das Hauptbestreben dahin geht, 
soviel Vieh auf der Fläche zu halten, daß in guten Jahren die dann recht 
ergiebige Weide völlig ausgenützt werden kann ; über Trockenzeiten 
müssen angesammelte Heuvorräte weghelfen. 

Acker- und Gartenbau findet nur in ganz geringfügigem Maße 
und größtenteils für den eigenen Konsum statt, teils wegen des Mangels 
an Feuchtigkeit, teils wegen des Fehlens an Absatz. In letzterer Be- 
ziehung macht der Autor namentlich der dem Staat gehörenden, aber 
privat verwalteten Otavi-Bahn zu hohe Frachtsätze zum Vorwurí, 
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während man zur Anregung der Produktion anfangs ruhig mit Verlust 
arbeiten solle; z. B. befördert die südafrikanische Bahn aus Rhodesien 
den Zentner Mais für einen Schilling aus jeder Entfernung nach Kap- 
stadt. Indessen dürften auch niederere Bahnfrachten in Südwest so lange 
ohne Einfluß bleiben, als der Durchschnitt der Entfernung zur Markt- 
oder Bahnstation noch, wie das bei den 54 Farmen des Autors im Here- 
roland der Fall ist, 68 km beträgt, die auf sog. Pads, traditionellen 
Fährten, mit dem Ochsenwagen zurückgelegt werden müssen. Minen- 
gesellschaften sind immer noch die besten Abnehmer der Viehzüchter, 
deren Produktion den einheimischen Bedarf bereits übersteigt, den 
überseeischen Export aber noch nicht lohnt. 

Hinsichtlich der Methode der Besiedlung besteht wie in fast allen 
Kolonien eine Meinungsverschiedenheit zwischen der das Land vertei- 
lenden Regierung und den privatwirtschaftlichen Interessen der Far- 
mer. Nachdem durch die Niederwerfung des Hereroaufstandes 1904 bis 
1906 der lähmende Einfluß der Landgesellschaften, welche nur an der 
Steigerung der Bodenpreise ein Interesse hatten und mit Landverge- 
bungen zurückhielten, gebrochen war, gibt jetzt die Regierung Land 
für etwa I Mark pro ha, wobei aber in besseren Landesteilen 5000, in 
den schlechteren 20 000 ha das Maximum der Erwerbungen sein, an- 
dererseits ein Kapital von mindestens 20 000 M. nachgewiesen wer- 
den soll. Ferner wird das Land nur als Rückenbesitz gegeben, d. h. 
eigene Bewirtschaftung und Bewohnung verlangt und Verkauf vor 
einer Reihe von Jahren verboten. Autor erklärt sich unter dem Ein- 
fluß der Farmer, die er besucht und befragt hat, durchaus gegen jene 
Besitzbeschränkungen, weil sie den Verkehrswert und Verkaufspreis 
des Guts herabsetzen und den Hypothekarkredit erschweren. Nur 
der Großbetrieb auf größter Fläche, meint er, habe in Südwest Aus- 
sicht auf Erfolg, weshalb er eine Kapitalanlage von 40 000 M. für das 
Minimum der Voraussetzung wirtschaftlichen Vorwärtskommens hält. 
Einen interessanten Maßstab für die hohen Betriebskosten gegenüber 
den niedrigen Erwerbungskosten des Bodens gibt die Tatsache, daß die 
zum Zusammenhalten des weidenden Viehs notwendige Einzäunung 
bei einer Normalfarm von 5000 ha 18000 M. kostet, während der 
Kaufpreis 5000 M. nicht überschreitet. Nur ein kapitalistischer Groß- 
betrieb, dem die Möglichkeit raschen Wertzuwachses offen steht, 
scheint ihm Aussicht auf Erfolg zu haben, die von der Regierung be- 
vorzugte Kleinsiedlung aber die Quantität der Kolonisten auf Kosten 
der Qualität zu züchten. Insofern wäre also Deutsch-Südwest nicht 
als eine Siedlungskolonie im engeren Sinne zu betrachten, denn es 
dürfte bei einer so großmaschigen Besetzung nur einer sehr geringen 
weißen Bevölkerung Raum geben. 

Es wäre müßıg, über das fernere Schicksal der gegenwärtig von 
den Engländern besetzten Kolonie etwas zu prognostizieren. Ihre wirt- 
schaftliche Wichtigkeit wird wohl überschätzt, denn die der ganzen 
afrıkanischen Südwestküste (genau wie der entsprechenden südameri- 
kanıschen) anhaftende, auf ungünstiger Windrichtung und kalten 
Meeresströmungen beruhende Trockenheit wird einer Steigerung der 
landwirtschaftlichen Ergiebigkeit doch enge Grenzen ziehen. Die Dia- 
mantenfunde nehmen an Ergiebigkeit bereits ab und auch die Kupfer- 
vorkommen scheinen nur von beschränkter Dauer zu sein. Von Wich- 
tigkeit für uns wäre nur, falls wir den Kongostaat von Belgien erbten, 
und dazu portugiesischen Besitz erhielten, dessen räumlicher Zusam- 
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menhang mit einer subtropischen Kolonie, welche einen Ueberschuß 
bereits in der Nähe der Tropen aufgewachsener weißer Männer pro- 
duzierte, die dann in den eigentlichen Tropen sich besser konservieren 
würden, als es des Tropenklimas ganz ungewohnten Europäern 
möglich ist. So kolonisiert z. B. England Rhodesien und Katanga 
von Südafrika aus. Würde sich indessen Südwest zu einer rein ka- 
pitalistischen, ausschließlich Viehzucht treibenden Kolonie im Sinne 
des Autors entwickeln, so fiele auch dieses Interesse fort, da dann die 
Kolonie nicht genügend Leute produzieren könnte, die bereit wären, 
nordwärts in die eigentlichen Tropen zu gehen. (Rudolf Leonhard.) 
Hövermann, Dr. Otto, Regierungsreferendar: Verwal- 
tung und Gerichtsbarkeit sn Kiautschou. Tübingen 
1914. J.C. B. Mohr (Paul Siebeck). 118 S. 

Eine gründliche Arbeit, die einen Ueberblick gibt über die Organe 
und ihre Zuständigkeit im Reich und in der Kolonie, die einzelnen Ver- 
waltungsgebiete, die Rechtspflege und das materielle Verwaltungsrecht. 
Die kolonialrechtliche Literatur ist mit großer Sorgfalt berücksichtigt. 
Kiautschou hat eine so eigenartige Stellung unter den deutschen Ko- 
lonien eingenommen, daß eine eingehende Schilderung der dortigen Or- 
ganisationen und ihrer Tätigkeit gerechtfertigt war. Bei einer Neuein- 
richtung der Kolonie dürfte das Buch wertvolle Dienste leisten. 

(Franz Dochow). 


22. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


Baumgart, Dr. jur. Willy: Unsere Reichsbank. Ihre 
Geschichte und Verfassung. Berlin 1915. Leonhard Simion Ni. 
63 S. 

Der im Vorwort ausgesprochene Wunsch, daß die Schrift dazu 
beitragen möchte, »das Verständnis für unsere Reichsbank zu fördern 
und ein Bild zu geben von der gewaltigen Macht, die diese in unserem 
Wirtschaftsleben spielt und die diese unter der genialen Leitung ihres 
Präsidenten zum felsenfesten Grundpfeiler unserer Kriegswirtschaft 
gemacht hat«, wird vielleicht nicht ganz restlos in Erfüllung gehen. 
Die Vorgeschichte seit Gründung der Königl. Giro- u. Lehnbank und 
die Entstehung der Reichsbank werden auf 84, ihre Verfassung auf 
16 Seiten behandelt. Der zweite Hauptteil (S. 34—5ọ) ist der staats- 
rechtlichen Stellung der Bank gewidmet, die das Thema der juristischen 
Doktordissertation des Autors 1. J. 1911 bildete und deren Umarbeitung 
und Vervollständigung die gegenwärtige Studie darstellt. In dem be- 
kannten Streit über die rechtliche Natur der Reichsbank, der auf 14 
Seiten diskutiert wird, bekennt sich der Verfasser erfreulicherweise 
als Anhänger der von Gareis, Koch usw. vertretenen Anschauung. 

(Eugen Kaufmann.) 

Ludewig, Hans: GeldmarktundHypothekenbank- 
Obligationen. Staats- und sozialwissenschaftliche Forschun- 
gen, herausgegeben von Gustav Schmoller und Max Sering, Heit 
181. München und Leipzig 1915. Duncker u. Humblot. X u. 148 S. 

Die Studie bezweckt, die Zusammenhänge zwischen dem Verlauf 
der abwechselnden Geldanspannung und -entspannung und den Kur- 
sen der Hypothekenbank-Öbligationen festzustellen und einen Ver- 
gleich mit den gleichzeitigen Kursbewegungen der Staatsanleihen vor- 
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zunehmen; ferner zu untersuchen, welche Faktoren außerdem auf die 
Kursbewegungen der Hypothekenbank- Obligationen nennenswerten 
Einfluß auszuüben imstande sind, und ob und wie durch diese Faktoren 
und die Lage des Geld- und Kapitalmarktes das ganze Pfandbriefge- 
geschäft der Hypothekenbanken beeinflußt wird. Als Grundlage für 
die Untersuchung wurden die Jahre 1905—1909 gewählt, weil diese Pe- 
riode Zeiten ganz verschiedener Konjunktur einschließt. Eine Aus- 
dehnung der Untersuchung auf die Jahre 1910—1913 hätte sich für den 
Autor deshalb empfohlen, weil er dann zugleich den Einfluß hätte fest- 
stellen können, den seit etwa 1912 die scharfe Konkurrenz der Industrie- 
obligationen, an deren Verschleiß die Großbanken stärker als an dem 
der Pfandbriefe interessiert sind, auf Absatzverhältnisse und Kursbe- 
wegung der letzteren gehabt haben. Andererseits wäre an Stelle der 
Kursbewegung einiger außerpreußischer Bundesstaats-Anleihen, weil 
für diese, soweit sie von der der Reichs- und Preußischen Anleihen ab- 
weicht, besondere, für die vorliegende Untersuchung belanglose, Um- 
stände maßgebend zu sein pflegen, vielleicht besser die Kursbewegung 
der Stadtanleihen zum Vergleich herangezogen worden. 

Nach einer kurzen Darstellung des Handels in Hypothekenbank- 
Obligationen wird im ersten Teil (S. 5—78) eine, auf dem zugehörigen 
Tabellenwerk basierende, historische Darstellung des Geldmarktes 
sowie der Börse für festverzinsliche Papiere 1905—09 gegeben, im 
zweiten Teil auf Grund der erhaltenen Unterlagen eine kritische Unter- 
suchung angestellt. Autor gelangt zu dem — dem Praktiker natürlich 
bekannten — Ergebnis, daß die Kurse der Hypothekenbank-Obliga- 
tionen zwar in engem Zusammenhang mit der jeweiligen Lage des 
Geld- und Kapitalmarktes stehen, daß jedoch diese Abhänpigkeit, vor 
allem dank der Interventionstätigkeit der Banken für ihre eigenen 
Emissionen, nicht so stark ist und nicht zu so starken Kursschwankun- 
gen führt wıe bei den Staatspapieren. Es ist L. zwar nicht entgangen, 
wird aber nicht genügend scharf von ihm hervorgehoben, daß der Vor- 
teil, den die durch die fortgesetzte Intervention der Hypotheken- 
banken gewährleistete permanente Verkaufsmöglichkeit, die übri- 
gens durchaus keine absolute ist, für den Pfandbriefbesitzer bedeu- 
tet, mehr als wett gemacht wird durch die Hochhaltung der Kurse 
derjenigen Pfandbriefserien, an deren Absetzung die beteiligten, kurs- 
regulierenden Institute interessiert sind, und daß die für den Verschleiß 
der Pfandbriefe vergüteten Bonitikationen in letzter Linie dem Pfand- 
brieferwerber zur Last fallen. Die Unterschiede zwischen den einzelnen 
Instituten, die bevorzugte Stellung der süddeutschen Hypotheken- 
banken bezüglich des Kurses und der Absatzverhältnisse usw. werden 
richtig erkannt. Dagegen ist L. bei Untersuchung der Pfandbrief-Um- 
laufsvermehrung der einzelnen Institute entgangen, daß ein Gegenge- 
wicht gegen die Steigerung des Umlaufs gerade der ältesten Hypothe- 
kenbanken (Bayrische Hyp.- u. Wechs.-Bank!) das Moment der Til- 
gung bildet. Teils wegen dieses Moments, teils wegen der Abhängig- 
keit der Umlaufzunahme von der überaus verschiedenen absoluten 
Höhe der Umlautszitfer am Anfang der Untersuchungsperiode wäre die 
Berechnung der prozentualen Umlaufsvermehrung der einzelnen In- 
stitute besser weggeblieben. (Eugen Kaufmann.) 
Flersheim, Dr. rer. pol. Fritz: Die Bedeutung der 

Börse [für die Emission von Wertpapieren. (Die 
private Unternehmung und ihre Betätigungsiormen. Sozialökono- 
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mische und juristische Abhandlungen auf privatwirtschaftlicher 
Grundlage II. Band). Mannheim, Berlin, Leipzig 1914, J. Bens- 
heimer. X u. 127 S. M. 3.50. 

Ein einleitendes Kapitel (S. 6—50) enthält allgemeine Ausfüh- 
rungen über das Emissionswesen, speziell über die Emissionstechnik; 
u. a. werden der für das ganze Emissionswesen wichtigen Maßnahme 
der Sperre systematische Betrachtungen gewidmet (S. 28—35). Das 
zweite Kapitel betrachtet die Börse als Zentralbewertungsstelle (S. 50 
bie 85). Es wird ermittelt, welche Interessen die an der Emission beteilig- 
ten Kreise — Käufer, Aussteller, Emittenten, bei Aktien außerdem die 
Gründer und alten Aktionäre — daran haben, daß ein Börsenpreis fest- 
gestellt werden kann, und wie die privatwirtschaftlichen Aufgaben der 
Börsennotiz tatsächlich erfüllt werden (Gangbarkeit der einzelnen 
Effektengattungen, Kurszettelwahrheit). Das dritte Kapitel (S. 88 bis 
112) behandelt die privatwirtschaftliche Bedeutung der Emission an 
der Börse«, falls die Emission, d. h. ein Verkauf der Effekten an das 
Publikum, an der Börse erfolgt, der Börsenkurs somit zugleich unmit- 
telbar als Emissionskurs, der Börsenhandel selbst der Emission dient. 
Es werden die Bestimmungsgründe, die den Emittenten veranlassen, 
diesen Weg zu wählen, und die Bedeutung dieses Emissionsmodus für 
die übrigen Emissionsinteressenten erörtert. Das letzte Kapitel »Die 
Börse als Zentralausgleichstelle (S. 112—127) behandelt die privatwirt- 
schaftliche Bedeutung, welche dıe Börsenspekulation im Falle ihrer — 
notwendigen oder freiwilligen — Beteiligung bei den Emissionen der 
einzelnen Effektengattungen für den Emittenten, und welche sie für 
die übrigen Emissionsinteressenten hat. 

Die aus dem v. Schulze-Gaevernitzschen Seminar hervorgegan- 
gene Dissertation ist klar und mit Verständnis geschrieben, das Material 
geschickt gruppiert. Die Darstellung darf im allgemeinen wohl als 
richtig betrachtet werden. wenn auch der, selbst der Praxis fern- 
stehende, Autor ın einzelnen untergeordneten Details offenbar nicht 
ganz richtig informiert worden ist. (Eugen Kaufmann.) 
Motschmann, Dr. phil. Gustav: Das Depostitenge 

schäft der Berliner Großbanken. Schriften des Ver- 
eins für Sozialpolitik, 154. Band: Kapitalbildung und Kapitalver- 
wendung. Herausgegeben von Hermann Schumacher. Erster Teil. 
München und Leipzig 1915. Duncker u. Humblot. XXI u. 662 S. 
M. 17.—. 

Die vorliegende Studie stellt den ersten Teil der ausführlichen 
Einzelveröffentlichungen dar, die in den »Untersuchungen über das 
Volkssparwesen« für die einschlägigen Fragen des Bankwesens vorge- 
sehen worden sind. In ihr wird, wie der Herausgeber mit Recht im Vor- 
wort bemerkt, dem Depositengeschäft eine so umfassende und tiefgrün- 
dige Behandlung zuteil, wie sie bisher selbst das Geschäft der Bank- 
notenausgabe nicht gefunden hat. Mit einem Fleiß und einer Gründ- 
lichkeit, die unsere Bewunderung erregen müssen, ist ein ungeheures 
Material gesammelt, gesichtet und zu einem trefflich gegliederten Gan- 
zen verarbeitet worden. Die Untersuchung erstreckt sich lediglich auf 
das Depositengeschäft als solches, d. h. die Gewinnung der — und 
zwar sämtlicher — fremden Gelder der Berliner Großbanken und be- 
schränkt sich in ihren tatsächlichen Teilen in der Hauptsache auf das 
Gebiet von Groß-Berlin, wo die Ausbreitung des Depositengeschäftes 
die größten Fortschritte gemacht hat und der Höhepunkt der ganzen 
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Entwicklung des Bankwesens liegt, so daß die Ergebnisse für Berlin 
schon einen umfassenden Einblick in das Ganze gewähren. Eine er- 
gänzende Darstellung über die Verwendung der Gelder, d. h. der Aktiv- 
geschäfte der Banken, deren es bedarf, um die Tätigkeit des Gesamt- 
betriebs zu würdigen und auf die Politik der Banken im ganzen ein- 
zugehen, behält der Autor einer späteren besonderen Arbeit vor. 
Die Darstellung gründet sich in erster Linie auf Forschungen in der 
Werkstatt der Banken selbst — die statistischen Erhebungen erstrek- 
ken sich auf rund 20 000 (!) Konten, und man muß über manche Einzel- 
heiten von mitunter recht intimem Charakter, die zutage gefördert wur- 
den, geradezu staunen —; diese wurden durch umfassende Erhebungen 
außerhalb der Banken und jahrelange Beobachtungen der Geldmarkt- 
verhältnisse ergänzt. Besonderen Wert hat der Autor darauf gelegt, 
die Untersuchungen auch auf die psychologische Seite auszudehnen. Die 
wichtigsten Ereignisse, die sich in den letzten Jahren auf dem Gebiet 
des Geldmarktes und der Bankpolitik abgespielt haben, werden in der 
Darstellung berührt, überhaupt die historischen Zusammenhänge, 
namentlich für die jüngste Vergangenheit dargelegt, um die Entstehung 
und die Quellen des Depositenproblems aufzudecken. Dabei ist M. 
bestrebt, die Dinge nicht allein vom bankpolitischen Standpunkt aus 
zu betrachten, sondern auch die kaufmännischen und wirtschaftlichen 
Zusammenhänge zu berücksichtigen und das Ganze unter den erwei- 
terten Horizont der politischen und ökonomischen Vorgänge einzustel- 
len. Die Wirkungen des Krieges sind bei der Untersuchung, die bei 
seinem Ausbruch im wesentlichen abgeschlossen war, nur noch hie und 
da gestreift worden. 

Der erste, historische Teil (S. 22—125) behandelt die Entwicklung 
des Depositenverkehrs. Nach einem zusammenfassenden Ueberblick 
über die Kräfte, welche die gewaltige Entwicklung des Bankwesens 
geschaffen haben, werden der äußere Ausbau des Depositenkassen- 
netzes in Groß-Berlin und das Depositenkassensvstem in anderen Groß- 
städten geschildert und die besonderen Maßnahmen der Banken zur 
Förderung des Depositengeschäftes, sowie die Mittel ihrer Propaganda 
erörtert. Im Anschluß daran wird die Entwicklung des Geld- und Zalı- 
lungsverkehrs in Deutschland dargestellt und ein Ueberblick über Ur- 
sachen, Inhalt und Wirkungen der neueren Bestrebungen zu einer Re- 
form der Zahlungssitten gegeben. Neue Gesichtspunkte werden bei Er- 
örterung der mit der Ausdehnung des Depositenverkehrs und der zu- 
nehmenden Bankkonzentration aufgekommenen Probleme nicht gel- 
tend gemacht. 

Der zweite Abschnitt (S. 126—417) beschäftigt sich mit der Bank- 
kundschaft. Deren Umfang und Gruppierung, sowie der Anteil der 
einzelnen Großbanken an ihr werden einer eingehenden Betrachtung 
unterworfen, wobei als Ausgangspunkt die verschiedenen'Motive dienen, 
unter denen die einzelnen Kreise der Gläubiger mit den Banken in Ver- 
bindung treten. Bis ins einzelne hinein werden die verschiedenen Be- 
völkerungsschichten mit ihren mannigfachen Typen verfolgt und die 
Eigenheiten ihres Bankverkehrs dargestellt. Bei den Hauptgruppen 
der Kundschaft, die in Behörden, Geschäftswelt, Privatpublikum und 
»sonstige Konten« (Institute, Vereine, Stiftungen usw.) eingeteilt ist, 
wird im ganzen und im einzelnen der Nachweis geführt, in welchem 
Umfang und aus welchen Gründen der Bankverkelır sich in der letzten 
Zeit ausgebreitet hat. Es wird festgestellt, daB der Depositen- wie der 
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Depotverkehr der Großbanken bis in die unteren Schichten hinabreicht, 
denen sie vielfach zur Aufsammlung und Verwaltung ihrer Ersparnisse 
und Vermögen dienen. 

Im 3. Teil (S. 418—562) werden die Guthaben bei den Banken einer 
Analyse unterzogen. Unter Anknüpfung an die Einteilung in Theorie 
und Praxis werden sie nach ökonomischer Herkunft, Bestimmungs- 
zweck, Erscheinungsform und Lebensdauer gruppiert, und wird die 
ganze Stufenleiter ihrer Entwicklung verfolgt, alles dies unter wirt- 
schaftlichen und bankpolitischen Gesichtspunkten. Die Hauptkatego- 
rien der fremden Gelder (Kontokorrentkreditoren, Gelddepositen, 
Kapitaldepositen, Spargelder) werden im einzelnen erörtert, und es 
wird trotz der im Wege stehenden großen Schwierigkeiten (ungenügende 
Spezialisierung und ungleichmäßige Buchungsmethoden der Banken) 
sogar auf Grund der auf verschiedene Typen von Kassen ausgedehnten 
Erhebungen der Versuch gemacht, ziffernmäßige Anhaltspunkte für 
das Mischungsverhältnis zu beschaffen. 

Nach einer Erörterung der örtlichen Herkunft der Gelder, ihrer 
zeitlichen Bewegungen und vor allem der Frage der Verzinsung wird 
in einem letzten Abschnitt (S. 563—581) auf Grund der zahlenmäßigen 
Unterlagen, welche die umfangreichen statistischen Anlagen (S. 582 
bis 662) bieten, die Entwicklung der Gelder rückwärts verfolgt, während 
die eigentliche Bedeutung der Entwicklung des Depositengeschäftes 
in einem Schlußkapitel zusammengefaßt wird, das, bezeichnenderweise 
»Die Vorzüge des Depositenverkehrs« betitelt, die Vorteile für Publi- 
kum, Banken und Volkswirtschaft rekapituliert. Die Kehrseite der 
Entwicklung, welche die rasche Betreibung des Ausbaus unserer bar- 
geldersparenden Zahlungsmethoden, neben der keine entsprechende 
Verstärkung der nationalen Barreserven einhergegangen ist, genommen 
hat, wird von M. nicht übersehen. Er verschließt sich nicht der Be- 
denklichkeit des starken Anwachsens der Anspannung an den Quar- 
talsterminen, hält es aber für rationeller, wenn der ZahlungsprozeB 
unter Inanspruchnahme der Reichsbank viermal im Jahr einen unge- 
wöhnlichen Umfang annimmt, als wenn in der Zwischenzeit dauernd 
mehr Gelder brach liegen, und sieht in diesen regelmäßig wiederkehren- 
den Bewegungen, weil sie natürlich und ihre Ursachen bekannt sind, 
nichts Beunruhigendes (S. 274—276). Es dürften auch manche anderen 
banktheoretischen Auslassungen auf Widerspruch stoßen. Der große 
Wert der Abhandlung liegt in der Sammlung und Verarbeitung des 
reichhaltigen statistischen Materials, das, soweit das Groß-Berliner 
Großbanken-Depositengeschätt in Betracht kommt, wohl als keiner 
Ergänzung mehr fähig angesehen werden kann. 

(Eugen Kaufmann.) 
Weber, Prof Dr Adolf: Depositenbanken und Spé- 
kulationsbanken. Ein Vergleich englischen und deutschen 
Bankwesens. Zweite, neu bearbeitete Auflage. München und Leip- 
zig 1915. Duncker u. Humblot. XVI u. 384 S. M. 10.—. 

Das im Jahre 1902 in erster Auflage erschienene Buch, das seine 
Entstehung der eben damals überstandenen, großen deutschen Ban- 
kenkrise verdankte, hatte — darin liegt seine große Bedeutung für die 
deutsche Bankliteratur — erstmals die deutschen Banken ohne Noten- 
ausgabe in großzügiger Weise einer umfassenden wissenschaftlichen 
Betrachtung unterzogen und dabei die Unrichtigkeit der bis dahin inner- 
halb der nationalökonomischen Wissenschaft allgemein herrschenden 
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Anschauung von der Inferiorität der deutschen »Arbeitsvereinigung« 
im Bankwesen gegenüber der vielgerühmten englischen »Arbeitstei- 
lung« zwischen Depositenbank- und Gründungs- und Emissionstätig- 
keit nachgewiesen. Die intensive Detailforschung auf dem Gebiet des 
Bankwesens in den auf die erste Auflage folgenden 12 Jahren, die ihren 
Niederschlag in einer überaus umfangreichen Literatur gefunden hat, 
hat die Ergebnisse der Untersuchungen Webers bestätigt, die Meinung, 
die dieser 1902 gegen die herrschende Auffasung verteidigen mußte, 
ist ihrerseits communis opinio geworden. Hand in Hand mit dem un- 
geheuren, rein ziffernmäßigen Wachstum der großen deutschen Kredit- 
banken, das seit 1902 erfolgt ist, hat sich allmählich eine beträchtliche 
Wandlung in deren Charakter vollzogen, ihre Geschäftstätigkeit kon- 
trastiert nicht mehr so scharf wie damals gegenüber der der englischen 
Depositenbanken. Die Beibehaltung der von W. geschaffenen Bezeich- 
nung »Spekulationsbanken«, die schon bei Erscheinen der ersten Auf- 
lage mancherseits beanstandet worden war, dürfte deshalb trotz der in 
der Einleitung (S. 4) vorgebrachten Argumente lebhaften Wider- 
spruch finden. 

Die alte Stoffeinteilung ist im wesentlichen beibehalten worden. 
Von den 5 Hauptabschnitten, in die sich die Abhandlung gliedert, be- 
handelt der kurze erste das Notenbankwesen (S. 23—44), der zweite 
die Organisation der Depositen- und Spekulationsbanken im allgemei- 
nen — Entwicklung und rechtliche Grundlage (S. 48—71), Konzentra- 
tionsbestrebungen (S. 71—87), Expansionsbestrebungen (S. 88—III) 
—, der dritte deren Tätigkeit — »reguläres Bankgeschäft« (S. 112—193) 
und »irreguläres B.« (S. 194—273) —, der vierte die Rentabilität und 
Sicherheit (S. 274—331), während der fünfte Schlußfolgerungen zieht 
und die Reformbestrebungen in Deutschland erörtert (S. 332—375). 
Um den Umfang des Buches in angemessenen Grenzen zu halten, 
werden die Ausartungen des regulären Bankgeschäftes diesmal nur noch 
insoweit behandelt, als sie für die Charakteristik des Bankwesens der 
beiden Länder wesentliche Bedeutung haben, und werden die von W. 
1902 erstmals in der Literatur besprochenen, seitdem von Jörgens und 
namentlich von Liefmann gründlich behandelten, Finanz- und Trustre- 
sellschaften mit kurzen Hinweisen abgetan. Demgegenüber sind in der 
Neuauflage einige Kapitel eingeschaltet worden, die den seit 1902 akut 
gewordenen Problemen Rechnung tragen. Da das Manuskript für die 
Neuauflage bereits im März 1914 druckfertig vorlag, konnten die spä- 
teren Ereignisse und Meinungsäußerungen bei der Korrektur nur aus- 
nahmsweise, im übrigen aber bedauerlicherweise die Erfahrungen ım 
gegenwärtigen Kriege nicht berücksichtigt werden. Der Autor ist ın- 
dessen, wie er in einem Nachtrag zum Vorwort ausspricht, auch auf 
Grund der Erfahrungen der ersten Kriegsmonate nicht genötigt, seine 
Meinung in irgend einem wesentlichen Punkte anders zu gestalten. 

W. hält im allgemeinen sein einstiges Urteil über das deutsche 
Bankwesen aufrecht. Er steht nach wie vor auf dem Standpunkt, daß 
die deutsche »Arbeitsvereinigung« mehr Licht- als Schattenseiten auf- 
zuweisen hat, und daß die glänzende Entwicklung unserer Industrie und 
unseres Außenhandels ohne die großzügige Industriepolitik unserer 
großen Banken nicht denkbar gewesen wäre. Gegenüber den großen 
Mängeln, die sich für England aus dem System der »Arbazitsteilung« 
für das Gründungs- und Emissionsgeschäft ergeben (S. 250—273), an- 
erkennt er, daß die Gründertätigkeit der deutschen Banken von Jahr- 
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zehnt zu Jahrzehnt solider geworden ist. Die-»Spekulationstätigkeit«, 
insbesondere das Emissionsgeschäft, scheint ihm erst dadurch vernünf- 
tiger Zweck eines soliden Aktienunternehmens zu werden, daß sie sich 
mit dem »regulären« Bankzreschäft verbindet. Als besonders wichtigen 
Aktivposten zugunsten unserer Banken bucht W. die Tatsache, daß 
unter ihrer Mitwirkung in den letzen Jahrzehnten größere Ruhe in den 
Rhythmus unserer Volkswirtschaft gebracht worden ist. Den Schatten- 
seiten des deutschen Bankwesens verschließt er sich keineswegs. Seine 
Auffassung ist seit 1902 vielleicht etwas strenger geworden, jedenfalls 
steht er manchen Fragen kritischer als damals gegenüber. Er rügt vor 
allem, daß unsere Banken ihre Geschäftspolitik zu sehr vom privatwirt- 
schaftlichen und zu wenig vom volkswirtschaftlichen Gesichtspunkte 
aus orientieren, daß ihre Liquidität bei zunehmender Mitwirkung an 
der Organisation des Zahlungsverkehrs sich nicht erhöht, sondern be- 
trächtlich verringert hat, ferner die einseitige Verwendung der mehr 
und mehr bei wenigen Instituten sich konzentrierenden fremden Gel- 
der, den Mißbrauch des Bankakzeptes usw. 

Den im Laufe der Jahre gemachten Reformplänen und jeglicher 
gesetzlichen Reglementierung des deutschen Bankwesens steht W. ab- 
lehnend gegenüber. »Not measures, but men!« bleibt weiterhin sein 
Dogma. Eine gesunde Fortentwicklung erwartet er in erster Linie nicht 
von ein für allemal festgelegten Paragraphen, sondern von den Persön- 
lichkeiten, die sıch als Bankbeamte, als Aufsichtsräte, als Aktionäre 
um das Bankwesen zu kümmern haben. 

Daß einzelne Probleme unserer Bankenorganisation seit dem Er- 
scheinen der ersten Auflage des Buches ungleich erschöpfender von 
manchen anderen Autoren behandelt worden sind, nimmt der vorlie- 
senden Neuauflage, deren Darstellungsweise sich nicht minder durch 
ihre Gemeinverständlichkeit als durch Prägnanz und Knappheit aus- 
zeichnet, nichts von ihrem Wert. (Eugen Kaufmann.) 


— 
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Kretzschmar, Herbert: Das ländlicheGenossen- 
schaftswesen im Königreich Sachsen. Berlin 1915. 
Kohlhammer. M. 8.—. 

Vor uns liegt eine auf breiter Grundlage aufgebaute Abhandlung 
über das ländliche Genossenschaftswesen in einer der agrarisch inter- 
essantesten deutschen Gegenden. Die \Wechselbeziehungen zwischen 
Boden, Klima, Vorgeschichte und neuerer Entwicklung der Landwirt- 
schaft werden klargestellt. Von grundlegender Wichtigkeit ist vor 
allem die Tatsache, daß das industrielle Sachsen ein Getreideimportland 
ist, bei dessen agrarıscher Produktion der Schwerpunkt infolge der gün- 
stigen Absatzverhältnisse in der Produktion von Qualitätsprodukten 
liegen muß, daB aber diesen wirtschaftlichen Indizien die Konfigura- 
tion eines großen Teiles des Landes entgegensteht, da in den hochgele- 
genen Gebirgsgegenden nur Getreide und Kartoffeln gebaut werden 
können. Bezüglich der agrarıschen Vorgeschichte, speziell der Bauern- 
befreiung, fällt ferner die Anomalie auf, daß diese agrartechnisch im 18. 
Jahrhundert wohl vorgeschrittenste Gegend Deutschlands eine völlige 
Bodenbeireiung erst im Anschluß an die französische Julirevolution 
im Jahr 1832 eriuhr, später also alsin Preußen. Allerdings war der Perso- 
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23. Genossenschaftswesen. del 


nalstand der Bauern schon im 18. Jahrhundert besser als im Osten, und 
die Abgaben im wesentlichen dingliche. Die bäuerliche Bevölkerung 
stand nie unter einem so schweren Druck wie die des deutschen Ostens 
und bildet insofern, da ihre bessere Rechtslage ihr schon früher ein 
selbständigeres Handeln erlaubte, ein gutes Material für die landwirt- 
schaftliche Genossenschaftsbewegung. 

Eine Beziehung zwischen Grundbesitz und Genossenschafts- 
wesen vermisse ich allerdings, nämlich jenen Parallelismus zwischen 
Bauernstand und Genossenschaftswesen, wie er sich in der geographi- 
schen Verteilung des Genossenschaftswesens auf dem Lande ausdrük- 
ken müßte. Das Königreich Sachsen ist ein typisches Grenzgebiet deut- 
scher Besiedlung, die sich heute noch darin ausdrückt, daß die grö- 
Beren Güter im allgemeinen rechts, die kleineren links der Elbe liegen, 
und daß ferner im gebirgigen Oberland der kleine, im Tiefland der 
Großgrundbesitz überwiegt. Apriorisch könnte man also annehmen 
daß in der westelbischen Hälfte und im gebirgigen Süden des König- 
reichs die landwirtschaftlichen Genossenschaften bedeutend stärker 
vertreten seien als rechts der Elbe und im Tiefland. 

Wie fast überall haben auch im Königreich Sachsen Kreditge- 
nossenschaften sich stärker als die ja auch zeitlich später entstandenen 
Bezugs- und Absatzgenossenschaften entwickelt. Von ganz besonde- 
rem Interesse sind ihrer problematischen Natur wegen die Kornhaus- 
genossenschaften, bei welchen die »Konflikte zwischen Genossenschaft 
und Einzelmitglied« das Gedeihen oft erschweren. Sehr interessant 
und mit meinen bereits 1906 ausgesprochenen Ansichten ganz überein- 
stimmend ist es, daß sich nach dem Autor im Gegensatz zu dem das 
Zentralisationsprinzip ın der Gegend überwiegenden Großgrundbesitzes 
repräsentierenden Kornhaus in Löbau weit besser das Kornhaus Zittau 
entwickelt hat, das in Anpassung an die umliegenden bäuerlichen Klein- 
betriebe sich ın acht kleinere Lagerhäuser dezentralisierte und als blo- 
Ber Kommissionär der Bauern sich deren Vertrauen in so hohem Maße 
erwarb, daß sie »anliefern, ohne nach dem Preise zu fragen« (387). »Die 
Veränderung der Psychologie der bäuerlichen Betriebe durch die Or- 
ganisation des Getreideverkaufs ist hier gelungen.« Die Dissidien des 
Löbauer Kornhauses mit dem Getreideliandel werden nur kurz er- 
wähnt. 

Ueberall wird im übrigen das, was überhaupt der springende 
Punkt des Genossenschaftswesens ist, der Widerstreit von Einzel- und 
Genossenschaftsinteresse, den innerhalb einer sonst kapitalistisch or- 
ganisierten Welt keine nachträgliche Erziehung ausmerzen kann 
(denn das nur mit einem kleinen Teil seiner Interessen genossenschaft- 
lich festgelegte Mitglied müßte in dieser Beziehung genossenschaftlich, 
im übrigen gleichzeitig kapitalistisch denken und handeln, während ın 
Wirklichkeit sein Handeln natürlich der quantitativ weit überwiegen- 
den »ärgeren Hand« folgt), scharf hervorgehoben und mit Recht vor 
einer kritiklosen Vieberschätzung der Anusdehnungsmöglichkeiten des 
landwirtschaftlichen Genossenschaftswesens gewarnt. Speziell ver- 
spricht sich K. nicht viel vom Uebergreifen der Landwirte als Produ- 
zenten in die Sparten von Handel und Gewerbe, die infolge natürlicher, 
in der Richtung der Kulturentwicklung liegender Arbeitsteilung sich 
ehedem von der Landwirtschaft losgelöst und verselbständigt haben. 
Nur wo Handel und Gewerbe ihre sozialen Aufgaben schlecht erfüllen, 
ist für die landwirtschaftliche Genossenschaftsbewegung ein Tätigkeits- 
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feld gegeben, das sie sonst nur innerhalb der Grenzen des landwirt- 
schaftlichen Betriebs selbst suchen sollte. Uebrigens sind gerade diese 
Grenzprobleme von mir bereits ausführlich in meiner Abhandlung 
+»Kornhäuser und Getreidehandel« 1906 erörtert worden, die dem 
Autor, dessen Literaturverzeichnis sonst recht umfangreich ist, offen- 
bar entgangen ist. (Rudolf Leonhard.) 
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24. Finanz- und Steuerwesen. 


Behrends, L.: Die Entwicklung der direkien 
Steuern in Hamburg und die Errichtung der 
Steuerdepulatsion am o März ıI$ı5. Hamburg 1915. 
C. Boysen. M.<1.—. 

Die aus Anlaß des am o März 1915 vollendeten 100 jährigen Be- 
stehens der hamburgischen Steuerdeputation entstandene Schrift ver- 
sucht uns einen Ueberblick über die Ioojährige Geschichte der ham- 
burgischen direkten Besteuerung zu geben und auch auf die Geschichte 
der genannten Behörde einzugehen. 

Einigermaßen gelungen erscheint uns die steuergeschichtliche 
Darstellung, die uns einen interessanten Einblick gewährt in die Ent- 
wicklung der direkten Steuern, von den uralten hamburgischen Be- 
steuerungsarten bis zur modernen Steuergesetzgebung über die Grund- 
steuer, Einkommensteuer, Wertzuwachssteuer usw. 

Soweit die Schrift auch die Geschichte der hamburgischen Steuer- 
deputation zu geben bemüht ist halten wir ein derartiges Bemühen für 
mißlungen; der Leser wird hier im allgemeinen über Nebensächlich- 
keiten unterrichtet, erfährt aber nichts über die Zuständigkeit und Be- 
fugnisse der Steuerdeputation und über ihre Stellung in der hamburgi- 
gischen Behördenorganisation. 

Im ganzen kann man wohl sagen, daß die Arbeit mehr ein orts- 
geschichtliches Interesse erwecken als finanzgeschichtlichen oder fi- 
nanzwissenschaftlichen Wert haben dürfte. (loos, 


25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


26. Wohnungsfrage. 


Bonne, Dr. Sanitätsrat, Stabsarzt der Reserve: Heimställten 
jür unsere Helden ein Mahnruf an alle Vater 
landsf/reunde. München ı915. Ernst Reinhardt. 126 S. 
M. 1.80. 

Eine gemeinfaßliche Darstellung aller Gründe, die für eine De- 
zentralisation unseres Wohnungswesens sprechen, unter dem beson- 
deren Gesichtspunkt, unseren heimkehrenden Kriegern die Möglichkeit 
zu bieten, sich auf eignem Grund und Boden anzusiedeln, zusammen- 
gestellt mit viel Liebe zur Sache von einem Manne, der selbst praktisch 
tätig gewesen ist, der Bevölkerung seiner Heimat menschenwürdige 
Wohnungen, auf wirtschaftlich gesunder Grundlage zu verschaffen. 

Nicht viel Neues steht in dem Buch und es scheint uns manches 
nicht mit der nötigen Kürze behandelt zu sein. Dennoch wäre es zu 
wünschen, daß diese Schrift, dem allgemein verständlichen Charakter 
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entsprechend, in weiten Kreisen Verbreitung fände, insbesondere in 
kleinen und mittleren Stadtverwaltungen. Denn es scheint uns aller- 
dings ein Problem von unmeßbarer Bedeutung zu sein, ganz besonders 
mit Hinblick auf unsere heimkehrenden Soldaten, das Wohnungswesen 
von Grund auf zu ändern. 

Was bisher einer grundlegenden Verbesserung unseres Wohnungs- 
wesens im Wege gestanden hat, das sind in erster Linie Gründe politi- 
scher Art. Es wäre zu wünschen, daß die politische Umwandlung, die 
seit Kriegsausbruch in Deutschland eingetreten ist, auch die Folge hat, 
daß die hemmenden Mächte in ihrer Bedeutung etwas zurückgedrängt 
werden. Daß die Wohnungsfrage eins der wichtigsten Probleme unserer 
Sozialpolitik ist, das braucht uns dieses Buch nicht zuerst zu sagen, 
aber es kann u. E. nicht oft genug darauf hingewiesen werden. 

(Theodor Metz.) 


27. Unterrichts- und Bildungswesen. 


— 


28. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


Liese, Dr. Wilhelm: Wohlfahrtspflege undCarı- 
tas im Deutschen Reich, Deutsch-Oesterreich, 
der Schweiz und Luxemburg. M.-Gladbach, Volksver- 
einsverlag 1914 ®). 

Der Titel des Werkes ıst irreführend. Wohl wird auf Grund einer 
mühsamen, jahrelangen Sammelarbeit eine Fülle von Stoff über die 
katholische Caritas in den genannten Ländern vorgeführt, was aber der 
Verfasser als Wohlfahrtspflege außerhalb der Caritas bezeichnet, die 
Innere Mission wie die humanitäre Tätigkeit, wird fast nur dort einge- 
hender erwähnt wo katholische Einrichtungen nicht da sind. Für prak- 
tische Arbeit ist die Sammlung zweifellos von Wert und entspricht auch 
darin dem großen Arbeitsaufwand. Aber für den, sei er katholisch oder 
nichtkatholisch, der die Fürsorgeeinrichtungen sachlich werten möchte, 
muß jene Einseitigkeit betont werden. 

Das gilt um so mehr, als das Werk in der Einleitung Anspruch auf 
wissenschaftliche Beachtung erhebt. Der Verfasser übernimmt aber 
für die systematische Bewältigung des Stoffes einfach unklare Begritie, 
ohne einen Versuch zu ihrer weiteren Klärung zu machen, ja er stützt 
sich z. B. bei v. Erdberg auf Ansichten, die dieser selbst bereits aufge- 
geben hat. Viel schwerer wiegt, daß dem Verfasser offenbar die Fähig- 
keit abgeht, andere Richtungen zu verstehen. Sein Werk wird zu einer 
Parteischrift. Während er unter Caritas so ziemlich alles mögliche zu- 
sammenfaßt: wirtschaftliche Fürsorge und Bildungsbestrebungen und 
Seelsorge bis zur Heidenmission und der Unterstützung der Seelsorge 
der Priester und den Standvereinen aller möglichen Art, wie Versi- 
cherungen der Priestervereine u. dgl., so weil er von den ganzen 
großen Leistungen der organisierten, sozialistischen Arbeiterschaft 


*) Trotzdem das Buch bereits im Archiv (Bd. 39 S. 606) besprochen wurde, 
halten wir doch die uns von H. Prof. Klumker freundlichst zur Verfügung gestellte 
kritische Beleuchtung des Lieseschen Werkes für wichtig genug, um ihr noch gerne 
Raum zu geben. (Anm. d. Red.) 
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gar nichts zu sagen, sondern tut sie einfach mit der Handbewegung ab: 
»Woher sonst (wenn nicht von dem Mangel christlichen Glaubens) das 
absolute Versagen der mächtigen Sozialdemokratie auf caritativem 
Gebiet, obwohl sie sich doch gerade als die größte Freundin der Elen- 
der und Bedrückten aufspielt ?« Das 1i t doch weiter nichts als eine Par- 
teiphrase, die um so unangenehmer wirkt. als sich anstatt diesem abso- 
luten Versagen nachher duch zwei kärgliche Hinweise auf die sozialisti- 
sche Jugendpflege finden. Man kann diese Arbeit für falsch halten, man 
kann sie verwerfen und bekämpfen, aber einfach leugnen, daß dort in 
Bildungsfragen, in der Jugendpflege, im Versicherungs- und Unter- 
stützungswesen aller Art Gewaltires geleistet wird, das zeigt doch einen 
bedauerlichen Mangel an Kenntnis der Wirklichkeit. Jedenfalls, auf 
wissenschaftlichen Wert kann solche Einseitigkeit keinen Anspruch er- 
heben. Aehnlich liegt es bei den Versuchen des Verfassers, Caritas und 
Humanität gegeneinander abzugrenzen. Wir setzen diese Ausführungen 
als Beispiel ausführlich her: 

le nach dem Motiv, aus dem Wohlfahrtspflege und Wohltätig- 
keit geübt werden, bezeichnet man sie als Humanität oder als 
Caritas. Erstere hat bei allem die Höherentwickelung des Men- 
schengeschlechts im Auge, letztere aber ist um Gottes willen geübte 
Nächstenliebe. Humaniıtät kann auch der Heide üben. Caritas kennt 
nur das Christentum. Heute schwärmen, von Comte und Nietzsche 
und EHen Key geführt, zahlreiche Menschen für das Humanitätsideal; 
in der Freimaurerei hat es eine weıtverzweigte Organisation gefunden. 
Aber die Caritas ist ihm weit überlegen: 

ı.an Tiefe: Sie schaut Ja die unsterbliche Seele im Menschen, 
der als Kind Gottes unendlichen Wert hat; die Humanität blickt auf 
die Rasse; Rassenhygiene ist ihr das Höchste. 

2.an Kraft: Wahrhaft große, opferwillige Kraft kann nur die 
Caritas geben durch den Hinweis auf das wunderbare Vorbild des Herrn 
und zahlreicher Heiligen. D'e Humanität wird im Notfall den Menschen 
immer nur an sich denken lassen ` denn von ihrem Standpunkt aus ist 
sich jeder selbst der Nächste. Wenn heute manche Vertreter der Hu- 
manität auch öfter von Opfermut reden, so sind die dabei von christ- 
lichen Gedanken beeinflußt. 

3.ansozialer Wirksamkeit: Nichts kettet die Men- 
schen so aneinander wie warme Nächstenliebe. Die Gabe allein läßt 
hart und kalt; wird sie mit Liebe gereicht, weckt sie auch Liebe und 
trägt so zur sozialen Versöhnung bei.« 

Man beachte nur, wie hier nicht bestimmte, humanitäre Richtun- 
gen, sondern die gesamte humanitäre Fürsorge mit den ärgsten Vor- 
würfen bedacht wird. Sie wird den Menschen immer an sich selbst 
denken lassen, sie blickt auf die Rasse, Rassenhygiene ist ihr das 
Höchste. Wahrhaft große, opferwillige Kraft fehlt ihr, oder wo sie da- 
von redet, ist das christliche Einwirkung. Der dritte Absatz kann doch 
nur so verstanden werden, daß die Gabe allein ohne Liebe ein Kenn- 
zeichen der humanitären Fürsorge im Gegensatz zur Caritas sei. Dieser 
ganzen Darstellung fehlt eben die Fähigkeit, den Gegner zu begreifen, 
was für jede wissenschaftliche Beurteilung erste Voraussetzung Ist. 
Praktisch ist diese Art ebenso bedenklich, denn wenn die Humanität 
ihr antworten wollte. daB die Caritas nicht um des Nächsten willen, 
sondern um Gottes willen, um Gotteslohnes also, in letzter Linie aus 
Selbstsucht und nicht aus freier Hingebung geübt werde, so wäre das 
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nicht unrichtiger, wie jene Ausführungen Lieses. Wenn er von weltlichen 
Berufsanwärtern in der Fürsorge (S. 21) ohne Einschränkung sagt, 
daß sie in erster Linie eine bezahlte Stellung suchen, so könnte er aus 
der Geschichte der weiblichen Orden wissen, daß die Umwandlung 
weltlicher Pflegerschaften in Ordensform auch wirtschaftliche Gründe 
gehabt hat. Er brauchte sich dazu nur des Protokolls der ersten Ge- 
lübdefeier der Boromäerinnen erinnern, wo sie selbst sagen, daß sie den 
Bischof um die Einführung des geistlichen Zustandes ın ihr Haus ge- 
beten hatten, weil »einerseits das Haus nicht vorangekommen sei, weil 
es keine Sicherheit für eintretende Töchter geboten, was viele vom Ein- 
tritt abhielt«. Viele Anfängerinnen traten vorher zurück, weil kein reli- 
giöses Band die Genossenschaft verpflichtete, für ihre Zukunft zu sor- 
gen. Trotzdem würde er sich sehr wundern, wenn man, seiner Urteil- 
weise entsprechend nun mit demselben Unrecht wie er sagen wollte, 
daß die Ordensschwestern in erster Linie eine wirtschaftliche Versor- 
gung, eine dauernde Unterkunft suchten. 

Solche Kampfesweise ıst unfruchtbar und fern von Jedem wissen- 
schaftlichen Verständnis. Es entspricht dem, wenn von der ganzen hu- 
manitären Fürsorge unter den Lebensbildern nur der eine Münsterberg 
genannt wird, wenn die geschichtliche Darstellung der Reformations- 
zeit einfach in Herabsetzung der Reformation auf Grund einseitig her- 
ausgegriffener, nebensächlicher Erscheinungen wie der Leisniger Ar- 
menordnung erfolgt, obwohl nach dem Literaturverzeichnis die Arbeit 
Feuchtwangers bekannt war. 

In dieser Unfähigkeit, sachlich zu werten, liegt auch der Grund, 
daß die mühsame Stoffsammlung sowohl in der geschichtlichen Dar- 
stellung wie oft in der Schilderung der Gegenwart einmal eben in der 
Anhäufung von Material ohne genügende Verarbeitung stecken blieb, 
andererseits meist eben nur da, wo gar keine katholischen Vorbilder auf- 
zutreiben sind, der humanitären Arbeit einigermaßen gerecht wird. 

Die Fülle von Stoff, die hier über katholische Einrichtungen Zu- 
sammengetragen ist, wird dem Buche trotzdem eine Bedeutung si- 
chern, wobei man wünschen möchte, daß die Literaturverzeichnisse 
mit mehr bibliographischer Genauigkeit und Sorgfalt hergestellt wären. 

(Klumker.) 
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29. Kriminologie, Strafrecht. 


30. Soziale Hygiene. 


Fischer, Dr. med. Alfons: Gesundheitspolitik und 
Gesundheitsgesetzgebung. Berlin und Leipzig 1914. 
Sammlung Göschen Nr. 749. 146 S. 

Die Gesundheitspolizei umfaßt die polizeilichen Maß- 
regeln der Medizinal- und Veterinärpolizei zur Durchführung der ötfent- 
lichen Gesundheitspflege. Sie bezweckt die Abwehr von Gesundheits- 
gefährdungen und die Beschaffung einer möglichst einwandfreien Nah- 
rung (Dochow in der Enzyklopädie der Rechtswissenschaft 1914, 7.Auf- 
lage, Bd. 4 S. 529). Unter Gesundheitspolitik versteht Fi- 
scher die Bestrebungen, die darauf gerichtet sind, die öffentlichen Ge- 
sundheitsverhältnisse zu verbessern, sei es durch unmittelbare Durch- 
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führung geeigneter Maßnahmen, sei es durch den Versuch, auf maßge- 
gebende Instanzen Einfluß auszuüben. Dies hat zu geschehen durch 
leistungsfähige Organisationen, deren Tätigkeit in erster Linie auf eine 
Einwirkung auf die staatlichen Organe der Gesundheitspolizei gerichtet 
sein muß. Fischer gibt eine Uebersicht über diese Organisationen, un- 
terschieden in solche, die sich auf mehreren Gebieten des Gesundheits- 
wesens betätigen, und solche die sich auf besondere Gebiete beschrän- 
ken. Unter den ersteren seien hervorgehoben der deutsche Verein für 
öffentliche Gesundheitspflege und die Gesellschaft für soziale Medizin, 
Hygiene und Medizinalstatıistik. Als Sondergebiete kommen in Frage: 
Rassenhvgiene, Mutterschutz, Säuglingsfürsorge, Schulhygiene, Tuber- 
kulosebekämpfung, Bekämpfung der Rauch- und Staubplage, Ge- 
schlechtskrankheiten und Mißbrauch geistiger Getränke. Dazu kom- 
men dann noch die sozialpolitischen Organisationen, die wie der Ver- 
ein für Sozialpolitik, die Gesellschaft für soziale Reform, der Verein 
für Armenpflege und Wohltätigkeit, der Verein für Wohnungsreform 
auf eine Förderung der Arbeits- und Lebensbedingungen der arbeiten- 
den Klassen abzielen und dadurch gleichzeitig die öffentliche Gesund- 
heitspflege zu fördern bestrebt sind. 

Die Darstellung der grundlegenden Bestimmungen der Gesund- 
heitsgesetzgebung ıst ebenfalls gegliedert ın Gesetze, die zum Wohle 
der Allgemeinheit und der Minderbemittelten erlassen sind. Die ge- 
samte Seuchengesetzgebung ıst berücksichtigt, die Arbeiterschutz- 
und Arbeiterversicherungsgesetze und zwar unter Berücksichtigung 
auch des Auslandes. Beachtenswert sind auch die Ausführungen über 
Gesundheitsstatistik. 

Die Verwaltung, zu deren Aufgabe die Förderung der öffentlichen 
Gesundheitspflege geliört, wird dieses Buch mit Dank begrüßen. Wie 
bei der Armenpilege, so ist auch auf dem Gebiete der Gesundheits- 
pflege ein enges Zusammenarbeiten zwischen Staatsorganen und pri- 
vaten Organisationen dringend zu wünschen, wobei dann die Staatsor- 
gane zu entscheiden haben, wie weit die Wünsche der Privaten berech- 
tigt und durchführbar sind. (Franz Dochow.) 


31. Frauenfrage, Sexualethik. 


32. Staats- und Verwaltungsrecht. 


Hue de Grais, Graf, Regierungspräsident a. D.: Grund- 
riß der Verfassune und Verwaltung in Pre 
Ben und dem Deutschen Reiche. Elite Auflage. Berlin 
1914. Julius Springer. 

Dieser Grundriß ist ein kurzer Auszug aus dem umfangreicheren 
Handbuche des Vertassers, das bereits zweiundzwanzig Auflagen erlebt 
hat und der preußischen Verwaltungspraxis ein unentbehrlicher Füh- 
rer geworden ist. Er enthält einen Ueberblick über die Behördenorga- 
nisation und die Verwaltungsgebiete: auswärtige Angelegenheiten, 
Heeressachen und Finanzen. Dazu kommt die Rechtspflege. Die Dar- 
stellung der inneren Verwaltung unterscheidet: Polizei, Kultur- und 
Wirtschaftspflege. Bei der Polizei gelangen neben der Sicherheits-, 
Sitten- und Gesundheitspolizei das Bau- und Armenwesen zur Dar- 
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stellung. Zur Kulturpflege gehören Kirche, Unterricht, Kunst und 
Wissenschaft, zur Wirtschaftspflege die Arbeiterfürsorge und die Ka- 
pitalpflege (Sparkassen, Versicherung, Kredit und Wirtschaftsvereine). 
Gegen diese Anordnung läßt sich manches einwenden, ein allseitig be- 
friedigendes System läßt sich aber doch nicht aufstellen. Als Einfüh- 
rung in das öffentliche Recht ist der Grundriß zu empfehlen. 
(Franz Dochow.) 


33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 


34. Politik. 


Piloty, Robert: Ursachen und Aussichten des 
Krieges. Tübingen, J.C. B. Mohr (Paul Siebeck), 1915. 47 S. 

Es sind immer wieder dieselben Probleme, die in der maßlos ange- 
schwollenen Kriegsliteratur von Autoren von verschiedenster wissen- 
schaftlicher Herkunit untersucht werden, undeskann nicht anders sein, 
als daß die Hervorbringungen von eigentümlichem Werte doch viel sel- 
tener als die Wiederholungen verwandter Gedankengänge und Stim- 
mungen sind. Auch der Gelegenheitsvortrag des Würzburger Staats- 
rechtslehrers gehört, trotz mancher ansprechenden Formulierung, mehr 
in die zweite alsin die erste Kategorie. Er beklagt S. 6 die Unvollkom- 
menheit des europäischen Staatensystems: »Das wesentliche Kennzei- 
chen dieses Systems ist der Mangel einer Rechtsordnung, die Anarchie. 
Den Vereinigten Staaten von Amerika entspricht in Europa keine ir- 
gendwie gleichartige Ordnung. Wir haben keinen europäischen Staa- 
tenbund, sondern ein völlig loses Gemenge.« Man sieht nicht recht ein, 
was durch die Konfrontierung der europäischen Machtordnung mit 
einer konkreten staatlichen Rechtsordnung in Amerika (statt mit der 
analogen Machtordnung der amerikanischen Kontinente) gewonnen 
wird, für den Leser eines populären Vortrags nur eine Unklarheit. 
Oder steckt der Glaube dahinter, daß »die Anarchie« des europäischen 
Staatensystems zu einer Rechtsordnung fortgebildet werden könnte 
oder sollte? Unter den Ursachen des Krieges wird der Anteil Frank- 
reichs besonders nachdrücklich herausgearbeitet. Es ist gewiß der ur- 
sprünglichste, konsequenteste und am intensivsten auf ein einziges Ziel 
gerichtete Gegner: das ändert aber nichts daran, daßer erst von einer 
überlegenen und stärkeren Macht, wie der englischen Politik, ın den 
Dienst genommen werden mußte, und'daher in der Verursachung des 
Krieges doch nur als ein dienendes Glied erscheint. Inder Erörterung der 
Ursachen des Krieges wird eine intimere Sachkenntnis manche Zusam- 
menhänge anders sehen. S. 28 spricht der Vf. über »die Abkommen, 
welche seit Beginn des 20. Jahrhunderts zwischen Rußland und Eng- 
land über die Mongolei, Tibet, Persien, China getroffen wurden« und 
urteilt: »\Was da im fernen Osten vor sich ging, davon scheint unsere Di- 
plomatie nicht viel Notiz genommen zu haben.« Die Bedeutung des 
englisch -russischen Abkommens vom 18/3I. August 1007 — das 
übrigens Mongolei und China gar nicht berührt, sondern Persien, Af- 
ghanistan und Tibet behandelt und durch einen gleichzeitigen Depe- 
schenwechsel über den persischen Golf ergänzt wurde — blieb schon 
der damaligen Publizistik nicht verborgen, und wurde von der deut- 
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schen Diplomatie in ihrem ganzen Gewicht sofort eingeschätzt. Unsere 
Diplomatie mag in manchem Kritik verdienen, aber die dilettantische 
Beschäftigung mit diesen Dingen — ich spreche hier nicht mehr von 
der Rede Pilotys —, wie sie vielfach in der öffentlichen Meinung und 
in den Parlamenten bei uns geübt wurde, verrät vollends eine jugend- 
liche Neigung, ohne Sachkenntnis zu urteilen. (Hermann Oncken.) 


— 





35. Kriegswirtschaft *). 


Stieda, W., Krieg und Sozialpolitik (Vorträge der 
Gehe-Stiftung zu Dresden, 7. Bd. rotes 2. Heft). Leipzig und 
Dresden 1915. B.G. Teubner. 32 S. M. —.80. 

Dieser, am 28. November 1914 gehaltene Vortrag behandelt drei 
Hauptprobleme der Sozialpolitik. ı. Die öffentliche und private Ver- 
sicherung im Krieg, namentlich den Umfang, im welchem die öffent- 
liche Versicherung ım Krieg aufrecht erhalten werden könnte, und die 
Einwirkungen des Krieges auf die privaten Versicherungsverträge, so- 
wie die Versuche, spezielle Kriegerversicherungen (auch durch Bei- 
träge und Sammlungen von Privatpersonen) ins Leben zn rufen; 2. die 
Arbeitsvermittlung. Die Zentrale, im Reichsamt des Innern geschaffene 
Arbeitsvermittlung war ja die wichtigste sozialpolitische Einrichtung, 
zumal im Kriegsbeyinn die katastrophale Arbeitslosigkeit in erster 
Linie die Schaftung neuer und bessere Ausnutzung vorhandener Ar- 
beitsgelegenheit notwendig machte. Den Schluß bildet ein kurzer Hin- 
weis auf vorbildliche private Sozialfürsorge, die ja zu Beginn des Ver- 
eines gleichfalls in erster Linie Arbeitslosenfürsorge war. Wenn in- 
zwischen während des Krieges auch andere Probleme der Sozialpolı- 
tik in den Vordergrund getreten sind. so bietet doch dieser Vortrag 
noch immer einen interessanten Einblick in die Bemühungen, welche 
von sozialpolitisch interessierter Seite gleich zu Kriegsbeginn gemacht 
wurden, um die mannıgfachen Fürsorgeeinrichungen aufrecht zu er- 
halten und den Bedürfnissen der Situation entsprechend anzubauen. 


(—P). 


+) In dieser Rubrik können nur spezielle oder Gelegenheitsschriften besprochen 
werden, da in einem der nächsten Hefte mehrere (drei) größere zusammenfassende 
Uebersichten über kriegswirtschaftliche und politische Literatur zur Publikation ge- 


langen. (Die Red.) 
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Angestelltenfragen im Kriege. 


Mitgliederbewegung der Angestelltenverbände S. 569; Die Entwicklung der 
Organisationen während des Krieges S. 572 ; Kaufmännische Organisationen S. 572, 
Die Aktionen bei Kriegsbeginn ; Lage des Arbeitsmarktes S. 574; Stellen- 
losenunterstützung und Arbeitsvermittlung S. 576, Kriegsfürsorge der Verbände 
S. 582; Entwicklung der Besoldungsverhältnisse während des Krieges S. 584; Or- 
ganisationspropleme während des Krieges S. 591; Angestelltensozialpolitik S. 592 ; 
Frauenfrage S. 594; Ideologien S. 596; Die Organisationen der technischen Ange- 
stellten S. 600; Die Spaltung im Bund der technisch-industriellen Beamten S. 604. 


Seitdem zum letzten Male im Rahmen dieser sozialpolitischen 
Chronik über Angestellten-Organisationen und -Sozialpolitik berichtet 
wurde 1), hat die Situation infolge des Krieges durchgreifende Ver- 
änderungen erfahren. Namentlich ıst für die Gegenwart der Aus- 
gangspunkt der früheren Betrachtungen, die Verknüpfung der Or- 
ganisationsentwicklung mit der Konjunktur, nicht mehr möglich. Der 
Krieg hat hier die Kontinuität der Bewegung durchrissen, wie sich 
zeigen wird, mehr als in der, Arbeiterbewegung; daher sei hier darauf 
verzichtet, di e wirtschaftliche Situation vor dem Kriege und die damit 
zusammenhängende Bewegung in den Mitgliederziftern bis zum Aus- 
bruch des Krieges eingehend zu diskutieren. Doch muß, um den Zu- 
sammenhang der Berichterstattung herzustellen und die Einwirkung 
des Krieges auf die Mitgliederbewegung usw. erkennen zu lassen, 
die Größe der Organisationen vor dem Kriege in einigen Ziffern ver- 
anschaulicht werden 2) 2. (Siehe Tab. S. 570.) 

Die Zahl der weiblichen Mitglieder in den Angestellten- 
organisationen betrug insgesamt Ende 1912 : 60 329 (davon II 345 
im Zentralverband der Handlungsgehilfen und 32 753 im Kauimän- 
nischen Verband für weibliche Angestellte; im Jahre 1913 zählten die 





SI Abgeschlossen am ı5. November 1915. 

1) Archiv Bd. 37, S. 310 ff. 

2) Hierzu vgl. auch Archiv Bd. 37, S. 317 ft. 

3) Für alles Spezielle über die einzelnen Organisationen muß im Wesen 
auf die früheren Abschnitte der Chronik verwiesen werden. 


570 Sozialpolitische Chronik. 
Mitgliederziffern der kaufmännischen Organisationen‘): 
davon davon davon 
Ende Privat- Ende Privat- Ende Privat- 
1910 ange- 1912 ange- 1913 ange- 
stellte stellte stellte 
Deutsch -Nationaler 
Handlungsgehil- 
fen-Verband 120289 113755 130270 128092 148079 140392 
Verein f. Handl.- 
kommis von 1858 102 633 90221 117184 104561 127030 113723 
Verb. deutscher 
Handlungs-Geh. 
Leipzig 92 301 86 113 96 231 90 507 102124 96 516 
Verein deutscher : 
Kaufleute Berlin 18 525 18 385 20 274 19974 22441 21 809 
Zentralverband der 
Handlungsgehilfen 12 380 12 380 18 489 18 489 24809°) 24809 
Deutscher Bankbe- 
amtenverein Berlin 24 216 24 216 28 044 28044 28044°) 28044 
Kaufm. Verb. f. weibl. 
Angestellte Berlin 29 188 29 188 32 753 32753 34015 34015 
Deutscher Verb. 
Kaufm. Vereine rund 
Berlin 68 966 46 753 70773 44 467 67 885 43 000 


Angestelltenverbände 66 778 weibliche Mitglieder, davon in den beiden 
genannten Verbänden 13 550, bzw. 34 015). 

Durchweg zeigt sich ferner in diesen Ziffern, daß die Zahl der An- 
gestellten relativ zunimmt; der größte Teil des Zuwachses in den Or- 
. ganisationen entfällt eben auf Angestellte, während die Zahl der Prin- 
zipale nahezu gleichbleibt. 


Technikerverbände’): 


Ende 1910 Ende 1912 Ende 1913 

Deutscher Werkmeisterverband 51749 59 404 62 373 
Bund der technisch-industriellen 

Beamten 17 738 22 140 23 386 78) 
Deutscher Technikerverband ®) 29 499 29717 30 207 
Verband der Diplomingenieure °) 
Verband deutscher Kunstgewerbe- 

zeichner 2 016 2 203 2 052 
Deutscher Zuschne iderverband 2 706 2 887 3 137 
Deutscher Polierbund ?°) 5275 6811 7 620 





m Ef 


$) Reichsarbeitsblatt, rt. Sonderheft, S. 24* und 24. 

5) Das rasche Wachstum dieses Verbandes erklärt sich aus der Zusammen- 
legung mit verwandten Organisationen. 

6) Angaben aus dem Jahre 1912. 

7) Die Techniker sowie auch die Büroangestelltenverbände umfassen größten- 
teils nur Angestellte. 

7a) Hierin sind die Hopitanten (ca. 2500) jeweils nicht inbegriffen. 

8) Davon sind Angestellte: Ende 1910: 25 074, Ende 1912: 26 335, Ende 
1913: 26 5ıg. Hier ist also die Zahl der Selbständigen sogar absolut zurück- 
gegangen (IgIo: 4425, 1913: 3688). 

D Von dieser Organisation liegen keine Angaben vor. 

10) Davon sind Angestellte: Ende ıgro: 2500, Ende 1912: 3095, Ende 
1913: 3500. 
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Büroangestelltenverbände!!): 


Ende 1910 Ende 1912 Ende 1913 
Verband deutscher Bürobeamten 3 706 5 043 5 098 
Verband der Büroangestellten 
Deutschlands 5 783 7 652 8 414 
Verb. deutscher Rechtsanwalts- u. 
Notariatsbeamten Wiesbaden — 3 403 3 787 
Verb. der Versicherungsbeamten 
München 6 388 8 354 8 765 
Sonstige Verbände: 
davon davon davon 
Ende 1910 Ange- Ende 1912 Ange- Ende 1913 Ange- 
stellte stellte stellte 


Deutscher Privatangest.- 

Verein (Hamburg) 28558 23500 30229 25500 31389 27 000 
Deutscher Gruben- u. 

Fabrikbeamten-Verb. 14195 14195 14984 14984 15504 15 504 
Genossenschaft deutscher 

Bühnenangehöfriger 13317 13292 12567 12463 12252 12 036 
Allg. deutscher Chor- 

sänger-Verband 2 916 2916 2259 2 259 22592) 2259 


Als Ergänzung dieser Eınzelangaben, welche lediglich die wich- 
tigen Organisationen umfassen, während die große Anzahl der klei- 
neren Verbände unberücksichtigt bleiben mußte, diene noch folgende 
Zusammenstellung, die allerdings Doppelzählungen nicht ganz ver- 
meiden dürfte. Dabei ıst zu beachten, daß manche Verbände für 1913 
keine neuen Angaben gemacht haben 191. 


davon davon davon davon 

Ende 1912 Ange- weib- Ende 1913 Ange- weib- 

stellte lich stellte lich 
Kaufm. Verbände 601610 Sı9221 60329 643 963 562716 66778 
Technikerverbände 140472 131 066 18 148016 137 332 24 
Büroangest.-Verb. 26 906 26 892 288 28 782 28 767 424 

Verbände landwirt- 

schaftl. Beamten 23451 20 408 I 23 748 20 645 6 
Verschied. Verbände 95 551 79 109 6 027 96 834 80 981 5 886 


Zusammen 887990 776696 66663 941 343 830441 73118 


Die absolute Ziffer der Mitglieder, welche nicht Angestellte sind, 
ist fast gleich geblieben. Das bedeutet einen relativen Rück- 
gang. Die Zahl der weiblichen Mitglieder wächst, wenngleich nicht 
erheblich. Die alten Organisationen nehmen rasch zu, während das 
Wachstum der radikaleren Verbände nur ein sehr mäßiges Tempo hat. 
Auf die Gründe dafür soll weiter unten eingegangen werden. Das Tempo 
des Wachtums im ganzen betrug von Toto auf 1912 ` 10%, im Durch- 
schnitt jährlich also 5% ; von IgI2 auf 13 ist es mit ca. 5,5%, (bei den 
Angestellten allein 6,6%) nahezu gleichgeblieben. 


1) Die Organisationen sind durchweg reine Angestelltenverbände. 
12) Angaben vom Vorjahre. 
13) Ein Vergleich mit dem Jahre too ist nicht gut möglich, weil die Sta- 


Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 41. 2. 37 
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Die Entwicklung der Organisationen während des Krieges. 


Ueber die Entwicklung der Organisationen während des Krieges 
ist in den Jahresberichten der Verbände selbst wenig Material zu tin- 
den, da sich diese vorwiegend auf die Darstellung der Kriegsfürsorge- 
maßnahmen beschränken. Doch bieten die Angaben, welche die Ver- 
bände für die Arbeitslosenstatistik des Reichsarbeitsblattes machen, 
wenigstens Anhaltspunkte für die Entwicklung der Mitgliederziffern 
während des Krieges. Dabei ist nicht außer acht zu lassen, daß es sıch 
hierbei z. T. um fiktive Zitfern handelt, denn ein Teil dieser Mitglieder 
ist im Felde gefallen, ein Teil wird möglicherweise nach dem Krieg 
nicht in die Organisation zurückkehren. Im großen Ganzen aber 
zeigen trotzdem diese Zahlen, daß der Grundstock der Verbände vom 
Krieg unberührt blieb, wie übrigens auch bei den Gewerkschaften der 
Arbeiter. Unter diesem Vorbehalt sei die Mitgliederentwicklung der 
wichtigeren Verbände während des Krieges mitgeteilt 14) : 


(Tabelle siehe nächste Seite). 


Aus den mitgeteilten Zitfern geht hervor, daß sich einige Ange- 
stelltenverbände im Jahre 1914 deutlich in ansteigender Richtung be- 
wegten. Rückgang an Mitgliedern kam kaum vor (nur beim Verein für 
weibliche Angestellte), und der Zuwachs war namentlich bei den älteren 
Organisationen sehr erheblich. Zu Beginn des Krieges trat dann viel- 
fach ein Rückschlag ein, dessen Tragweite zunächst noch nicht beur- 
teilt werden kann. Denn die arbeitslosen Mitglieder ebenso wie die im 
Heeresdienst stehenden werden ja noch weiter geführt, und Austritte 
sind nach der Statistik nur in geringem Maße bisher erfolgt. Die alten 
Verbände haben (vergl. Anmerkung 15—20) bei gleichzeitig konstanten 
Mitgliederziffern offenbar an innerem Wert gewonnen. Die verminderte 
Zahl der Lehrlingsmitglieder wenigstens weist darauf hin, daß durch 
allmähliches Eintreten der Lehrlinge in die Zahl der Vollmitglieder der 
reale Bestand eine stetige Steigerung und Ergänzung findet, zumal es 
sich hierbei um Altersklassen handelt, welche noch nicht heeres- 
dienstpflichtig sind. 


Die Verbände der kaufmännischen Angestellten und Bürobeamten. 


Während bei den Arbeitergewerkschaften fortlaufend genau über 
die Zahl der eingezogenen Mitglieder Statistik geführt wird, so daß man 
den effektiven Bestand jederzeit feststellen kann, verfügen wir bei den 
kaufmännischen Angestelltenverbänden lediglich über gelegentliche 
Mitteilungen. So berichtet der D.H.V. 15), daß Ende 1914 : 35 000 


tistik des Reichsarbeitsblattes sich ständig ausbreitet, sodaß für r912 weit mehr 
Organisationen als für ıgıo erfaßt werden konnten. 

14) Zusammengestellt aus dem Reichsarbeitsblatt Juli, Oktober 1914, Ja- 
nuar, April, Juli, Oktober 1915. 

15) Im Rechenschaftsbericht für das Jahr 1915. 
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a) Kaufmänn. Verbände: 
ı. Deutsch-nationaler 
Handl.-Geh.-Verband | 148 079 
2. Verband deutscher 
Handlungsgehilfen 102 124 |104 005 Uh 103 444 |102 558 100 989 | 98 755| 97 742 °°) 
3. Verein für Handlungs- 





159 051 !®)| 161 000 |160 513 160 498 |160 4501160 162 9) 


Kommis von 1858 127 030 |129 000 !#)| 130 000 |127 000 128 000 |128 000| 120 000 31) 
4. Zentralverband der 

Handlungsgehilfen 24 805 | 26 054 25719| 25 848 25775| 25 749! 25 768 
5. Kaufm, Verein für 

weibl. Angestellte 34 015 | 32 304 32005| 31 256 31 114 | 30 174| 30 192 


b) Büro-Beamten-Verbände: 
I. Verband d. Büroange- 


stellten Deutschlands 8414 | 9023 8823! 8152 7547| 6618) 6281 
2. Verband deutscher 
Bürobeamten Leipzig | 50098 | 5379 5404| 5402 5190| 5080] 5080 


c) Techniker-Verbände: 
I. Deutscher Techniker- 


verband Berlin 30 207 — — See See Ee = 
2. Bund der technisch- 
industriellen Beamten | 23 386 | 24 583 — | 24 313?) | — -— — 


3. Deutsch. Werkmeister- 
verband Düsseldorf 62 373 | 24 750 





65 030 | 64 786 64 346 | 64 = 63 833 


seiner Mitglieder unter die Fahnen gerufen seien (35%) ; im Zentral- 
verband der Handlungsgehilfen betrug die Zahl der Einberufenen 
im Mai 1915 : 2674 bei ca. II 500 Mitgliedern (23%) 291 ; im Deutsch- 
nationalen Handlungsgehilfenverband betrug die Zahl der Einbe- 
rufenen bis Ende 1914 : 60 000 (37%) 33). Hier dürfte die Zahl der 
Kriegsfreiwilligen größer sein (infolge der Alterszusammensetzung 
des Verbandes) als bei den übrigen Organisationen. 

Die Tätigkeit der Verbände konnte im großen Ganzen aufrecht 
erhalten werden. Ueberhaupt kann man annehmen, daß die Situation 

ie) Davon 8124 unterstützende Mitglieder und 17 461 Lehrlinge. 

1?) Darunter 6075 Unterstützende und 12 464 Lehrlinge. 

18) Davon 12 500 Unterstützende und 14 000 Lehrlinge. 

19) Davon 7941 Unterstützende und 11r 888 Lehrlinge. 

20) Davon 4933 unterstützende und selbständige Mitglieder. und 9772 Lehr- 
linge. 

21) Davon 12 840 unterstützende und etablierte Mitglieder und 11 400 Lehr- 
linge. 

2318) Deutsche Industricbeamtenzeitung, 20. VIII. 1915. 

32) Handlungsgehilfenzeitung, 12. V. 1915. 

23) Deutsche Handelswacht, 5. IV. 1915. 
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für die Angestelltenorganisationen in keinem Moment des Krieges so 
kritisch stand wie für die Gewerkschaften. Trotzdem auch hier die 
Anforderungen an die Arbeitslosenunterstützung sehr stark stiegen, 
so ist doch andererseits der Mitgliederbestand und damit die Basıs der 
Existenz — namentlich bei den älteren Verbänden — stabil und gesı- 
chert. So ist es gewiß ein Symptom ungeschwächter Finanzkraft, 
wenn der Verband deutscher Handlungsgehilfen sein vor dem Kriege 
geplantes und bereits begonnenes großes Verbandshaus in Leipzig 
während des Krieges weiterbaute, trotz des ungeheuren Umfangs, 
den dasselbe besitzen wird 291. Auch die meisten Einrichtungen (Kas- 
sen) der Organisationen konnten bisher ihren Betrieb im Wesen auf- 
recht erhalten. Erst nach dem Kriege wird sich zeigen, ob die Kraft 
der Organisationen wesentliche Einbuße erlitten hat. Wie bei den 
Gewerkschaften muß auch hier gesagt werden, daß die Position der 
Prinzipale jedenfalls aus dem Kriege ungeschwächt hervorgeht, so 
daß schon die finanzielle Anspannung in den Angestelltenverbänden 
während der Kriegszeit eine Steigerung der Unternehmerposition be- 
deutet. Nur einige, überdies nicht ganz eindeutige Symptome weisen 
auf die Bahn hin, in der sich die Entwicklung der Verbände nach dem 
Kriege bewegen dürfte. 


Die Aktionen der Verbände bei Kriegsbeginn; Lage des Arbeits- 
marktes. 


Der Beginn des Krieges löst bei allen Verbänden einen lebhaften 
Appell an die Solidarität aus, alle Organisationen beschwören ihre 
Mitglieder, den Verband nicht im Stich zu lassen. Die meisten Ver- 
bandsorgane stehen unter dem Eindruck, es nahe für die Organisationen 
eine schwere Zeit. Daher sind Ausbrüche einer lauten, lärmenden Be- 
geisterung selten ?5). Je länger der Krieg dauert, desto weniger stehen 
im Text die Kriegsereignisse im Mittelpunkt, desto mehr befassen sich 
die Verbandsorgane mit den Verbandsanzelegenheiten. Dazu nötigt 
die Lage des Arbeitsmarktes, welche sich für die Angestelltenschichten 
außerordentlich ungünstig gestaltete. 

Der Beginn des Krieges brachte massenhafte Entlassungen von 
Angestellten. Trotzdem ja die Anstellungsverträge infolge der 
Kündigungsfrist von 6 Wochen auf Quartalsschluß bei Beginn des 
Krieges normalerweise noch 2 Monate weiterlaufen sollten, fanden 
doch in der ersten Panik des Krieges Lösungen dieser Verträge statt, 
denen sich augenscheinlich die Angestellten in Unkenntnis ihrer Rechts- 
lage nicht überall widersetzten. Außerdem mögen mitunter kürzere 
Kündigungsfristen bestanden haben, die nunmehr zum Nachteil der 
Angestellten wirkten. Früher noch als in den Gewerkschaften aber 
war hier der erste Ansturm der Stellenlosen vorüber: die wachsenden 
Einberufungen zum Heer riefen eher einen Mangel geeigneter Bewerber 

3) Verbandsblatt, November 1915. 


35) Einen solchen bringt z. B. das Organ des Vereins deutscher Hand- 
Jungsgebilfen: Verbandsblätter, August 1915. 
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für die offenen Stellen hervor, und der verbesserte Geschäftsgang 
machte sich bald in den Vermittlungsziffern der Arbeitsnachweise 
geltend. 

Wie rasch die Wandlung war, veranschaulichen z. B folgende 
Ziffern aus der Stellenvermittlung des Vereins deutscher Handlungs- 
gehilfen 28) : 


Bewerber davon offene Be- davon 
Stellenlose Stellen setzungen Stellenlose 
August 1914 2318 1238 1084 250 198 
Sept. > 1724 885 1750 506 404 
Okt. > 1150 908 1797 717 658 
Nov. > 1135 818 1769 755 686 
Dez. > 682 454 1687 784 697 
Jan. 1915 802 418 1791 610 533 
Febr. > IOII 485 1780 617 461 
März > 925 — 1572 691 — 
April > 949 — 1207 570 — 
Mai > 672 — 1491 439 KS 


Ganz deutlich zeigt sich in den Ziffern die Gegenbewegung — 
die Zahl der Bewerber und unter ihnen die der Stellenlosen sinkt, die 
der offenen Stellen steigt oder sinkt späterhin weniger rasch als die 
der Bewerber: die Zahl der Vermittlungen steigt und bleibt, mit Ein- 
schränkungen, stationär. Das ist ein Bild, wie es alle Stellenvermitt- 
lungen aufweisen. 

Die Statistik des Reichsarbeitsblattes gestattet, in ganz großen 
Zügen die Entwicklung der Stellenlosigkeit zu verfolgen. Sie betrug 
bei den kaufmännischen Verbänden ?’) : 

1913 1914 1915 
bei der bei der bei der bei der bei der bei der 
Stellenlosen- Stellen- Stellenlosen- Stellen- Stellenlosen- Stellen- 


ver- ver- ver- ver- ver- ver- 

sicherung mittlung sicherung mittlung sicherung mittlung 
1. Quartal — — 0,4 1,7 0,3 1,5 
2; > 0,5 1,8 0,5 1,9 0,2 0,9 
3. > 0,5 1,8 0,9 3,5 oi 0,8 
4 > 0,6 1,7 0,7 3,0 nz SC 


Der große Durchschnitt zeigt also dasselbe Ergebnis, wie die 
Stellenvermittlungen einzelner Verbände. Die Detailangaben des 
Reichsarbeitsblattes ®#) zeigen auch, wie die Kündigungsfrist tatsäch- 
lich als Schutztrist wirkte : erst das Ende des 3. Quartals IgI5, nicht 
der Kriegsbeginn, brachte bei den kaufmännischen Angestellten den 
Höhepunkt der Stellenlosigkeit. Es waren insgesamt bei der Ver- 
sicherung gegen Stellenlosigkeit als stellenlos gemeldet 291 (bei 7 kauf- 

26) Zusammengestellt nach den »Verbandsblätterne ab Novbr. 1914. 

27) Hierbei ist die Ziffer in der Stellenlosenversicherung immer niedriger, 
bei der Stellenvermittlung immer höher als der Durchschnitt. 

22) Reichsarbeitsblatt, Oktober 1914. 

3%) Diese Ziffern sind etwas zu niedrig. Wie aus späteren Angaben (vergl. 
Reichsarbeitsblatt, Oktober 1915) hervorgeht, war die Stellenlosigkeit tatsäch- 
lich etwas höher. Die definitiven Ziffern werden aber im Reichsarbeitsblatt, Ok- 
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männischen Verbänden); zum Vergleich seien auch die analogen 
Ziffern für 1915 mitgeteilt): 


1914 1915 
Ende Juli 1574 395 
Ende August 2176 391 
Ende September 2508 318 


Hierbei war die Stellenlosigkeit der weiblichen Angestellten 
im 3. Quartal 1914 auffallend hoch (hiervon noch weiter unten bei 
Erörterung der Frauenfrage für die Handlungsgehilfen). 

Die große Stellenlosigkeit unter den kaufmännischen Angestellten, 
die zahlreichen Einberufungen zum Heer und die damit gegebene Not- 
lage der Hinterbliebenen, sowie endlich die Gestaltung der Gehalts- 
und Arbeitsbedingungen für die weiter beschäftigten Angestellten 
bedingten eine rege Tätigkeit der Angestelltenverbände. Sie erstreckte 
sich auf die Ausgestaltung der Arbeitslosenunterstützung und nament- 
lich der Arbeitsvermittlung, auf die Schaffung besonderer Kriegsunter- 
stützungen und auf Aktionen, welche die Erzielung auskömmlicher 
Gehälter zum Zweck hatten. 


Stellenlosenunterstützung und Arbeitsvermittlung. 


Nicht alle Verbände haben die Stellenlosenunterstützung in vollem 
Umfang aufrechterhalten können. So hat z. B. der Zentralverband 
der Handlungsgehilfen erst im Januar 1915, als die Stellenlosigkeit 
sich stark verminderte, die Arbeitslosenunterstützung wieder in Kraft 
treten lassen 21. Auch der Verband katholischer kaufmännischer Ver- 
einigungen hat mit Kriegsbeginn seine Stellenlosenversicherung ein- 
gestellt ?%®). Bei anderen Verbänden wird wenig über die Stelen- 
losenunterstützung berichtet; so sei erwähnt, daß die Unterstützungen 
für Stellenlosigkeit betrugen im Deutschnationalen Handlungsgehilien- 
verband: 288 000 M. (bis Ende April) ®), im Verein für Handlungs- 
kommis (von 1858) : 128000 M. (bis Ende Oktober x915) 3). Einen 
ungefähren Ueberblick über die Aufwendungen geben auch folgende 
aus den Ziffern des Reichsarbeitsblattes berechneten Unterstützungs- 
summen, die sich auf 8 kaufmännische Angestelltenorganisationen 
beziehen (zum Vergleich auch hier die früheren Quartale): 


1914 1915 
ı. Quartal — 148 352 
2. > 181 825 55 421 
3. > 188 413 34 426 
4 > 330 898 — 


tober 1915, nur für alle Angestelltenkategorien zusammen gegeben, so daß eine 
Aussonderung der Ziffern für die kaufmännischen Verbände nicht vorgenommen 
werden kann. 

30) Handlungsgehilfenzeitung, 20. I. 1915. 

30a) Reichsarbeitsblatt, Januar 1915. 

31) Deutsche Handelswacht, 5. VI. ı915. 

»2) Handelsstand, November 1915. 
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Die Anforderungen an die Stellenlosenkassen sind also bald sehr 
stark gesunken. Immerhin konnte diese Entwicklung am Anfang des 
Krieges nicht vorausgesehen werden, und daher waren damals die Be- 
sorgnisse vor einer finanziellen Krise innerhalb der Verbände berechtigt, 
umso mehr als ja die Einnahmen sehr erheblich zurückgingen. Die an- 
geführten Ziffern zeigen jedoch, daß selbst bei Fortdauer der Stellen- 
losigkeit die Beanspruchung niemals eine ernsthafte werden konnte. 
Ebenso können wir aus allen bisher angeführten Daten mit einiger 
Sicherheit schließen, daß die Krise zu Beginn des Krieges für die 
Angestelltenschichten nicht in einer katastrophalen Zunahme der Stel- 
lenlosigkeit (trotzdem diese bis zum doppelten der »normalen« stieg) 
in Erscheinung trat. Sie manifestierte sich auf andere Weise, wovon 
unten ncch ausführlich die Rede sein wird 

Die Stellenvermittlung bildet seit jeher eines der wichtigsten Tätig- 
keitsgebiete, namentlich bei denälteren kaufmännischen Organi- 
sationen. Der Krieg brachte eine erhebliche Anspannung dieses Tätig- 
keitszweiges. War bis zum Kriege die Stellenvermittlung eines der be- 
liebtesten Agitationsmittel, und daher streng auf den Kreis der eigenen 
Mitglieder eingeschränkt, so sahen sich manche Verbände unter dem 
Druck der Lage nunmehr genötigt, ihre Stellenvermittlung allgemein 
zur Verfügung zu stellen. So der Verband deutscher Handlungsgehilfen 
bald nach Beginn des Krieges 33). Ein solches Vorgehen mag aber nur 
vereinzelt gewesen sein. Hingegen haben die Stellenvermittlungen 
der größeren Verbände ihre Tätigkeit fast durchwegs auf die Vermitt- 
lung von Stellungen jeder Art ausgedehnt. Namentlich haben sıe ver- 
sucht, stellenlose Handlungsgehilfen bei öffentlichen Aemtern, als 
Aushilfspersonal und in der Landarbeit usw. unterzubringen. 

Unter dem Druck der Kriegslage nahm die Agitation für unent- 
geltliche, gemeinnützige, Öffentliche Stellenvermittlung sehr große 
Dimensionen an. Sie wurde offiziell, auch von Unternehmerseite ge- 
fördert, und namentlich die Organisationen, welche nicht über Stellen- 
nachweise verfügen, haben den Gedanken mit großer Intensität pro- 
pagiert. In dem Für und Wider hinsichtlich der öffentlichen Stellen- 
vermittlung lebte sich ein gut Teil der Gegensätze zwischen den Ver- 
bänden aus, die seit Kriegsbeginn in stillschweigender Üebereinkunft 
unterdrückt wurden. Die Agitation für die öffentliche Stellenvermitt- 
lung und Unterstützung dieses Gedankens seitens einiger Kommunen 
hatdann zu einem Zusammenschluß der an der Vermittlungstätigkeit 
besonders interessierten Verbände geführt: um nämlich die Stellenver- 
mittlung den kaufmännischen Verbänden vorzubehalten und sich so die 
Existenzbasis zu sichern, haben sich die an der Vermittlungstätigkeit 
besonders interessierten Verbände während des Krieges zu einer Or- 
ganisation zusammengeschlossen, die die Stellenvermittlung wirksam 
betreiben soll 34). Einige große Verbände, welche bisher jährlich ca. 
16 000 Stellen vermittelten (und zwar der Verband deutscher Hand- 








»2) Verbandsblätter, August 1914 
%#) Verbandsblätter, Juni 1915. 
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lungsgehilfen zu Leipzig, der Verband reisender Kaufleute Deutsch- 
lands, der Kaufmännische Verein Frankfurt a. Main, der Bayrische 
Verband kaufmännischer Vereine, München, der Kaufmännische Verein 
»Merkur«, Nürnberg, der Verein junger Kaufleute, Berlin, die Kauf- 
männischen Vereine Mannheim-Ludwigshafen, Stuttgart, Hannover, 
Wiesbaden, Heidelberg, Remscheid, Augsburg, Plauen i. V., Verein 
der Bankbeamten, Berlin) haben eine zentrale Stellenvermittlung 
geschaffen, die ıhre Wirksamkeit über ganz Deutschland erstreckt, 
und in den wichtigsten Handelsstädten eigene Geschäftsstellen besitzt. 
Eine zmal wöchentlich erscheinende Stellenliste soll die Wirksamkeit 
dieser Organisation erhöhen. Alle hier vereinigten Verbände verpflich- 
ten sich gegenseitig, die ihnen zur Besetzung gemeldeten offenen Stellen 
auszutauschen. Diese offenen Stellen werden 2mal wöchentlich 
zur kostenlosen Einsicht an ca. 2000 Stellen ausgelegt. Diese 
Zentralisierung kommt, nach Ansicht der Beteiligten, einem Reichs- 
arbeitsamt nahe, nur daß sie ausder Selbsthilfe der Beteiligten ge- 
schaffen sei. Nach der ganzen Organisation scheint es (deutlich ist es 
in den Mitteilungen der angeschlossenen Verbände nicht gesagt), daß 
bloß die Mitglieder der oben genannten Verbände zur Benutzung der 
Listen befugt sind. Es handelt sich also keineswegs hierbei um einen 
»öffentlichen Nachweise. Auch diese Zentralisierung ist offensichtlich 
unter dem Druck der Verhältnisse und aus dem Bemühen, damit die 
Einrichtung eines öffentlichen, gemeinnützigen Nachweises zu ver- 
hindern, ins Leben gerufen worden. 

Der Zusammenschluß ist also ein Zeichen dafür, daß alle Kräfte 
gegen den gemeinnützigen Nachweis mobil gemacht werden. In dieser 
Aktion sind aber die Gegner der gemeinnützigen Nachweise nicht einmal 
einig. So hat sich dieser gemeinnützigen kaufmännischen Stellen- 
vermittlung für Deutschland« der Verein für Handlungskommis (von 
1858) nicht ausgeschlossen 3), trotzdem er zum Beitritt eingeladen 
wurde. Er lehnte den Beitritt aus der Erwägung heraus ab, daß die 
Beiträge der Mitglieder diesen selbst zugute kommen müßten. Ueber- 
dies schlägt dieser Verband den Wert der Zentralisierung sehr gering 
an, da die Mitteilung der offenen Stellen von jeder Organisation an 
die anderen für diese zu spät erfolgen würde. 

Es ist natürlich, daß die Verbände, welche sich für den gemein- 
nützigen Stellennachweis aussprechen, bisher geringere Ergebnisse 
ihrer Vermittlungstätigkeit aufzuweisen haben. Zu diesen Organi- 
sationen gehören auch der Deutschnationale Handlungsgehilfenver- 
band, der Zentralverband der Handlungsgehilfen, der Verein deutscher 
Kaufleute und die beiden Technikerorganisationen u. a. Diese Orga- 
nisationen haben im Jahre 1914 ca. 5800 Stellen vermittelt, — hin- 
gegen die drei alten großen Verbände, welche gegen die öftentliche 
Vermittlung sind, im gleichen Jahr ca. 24 500 38). Auch die Ergebnisse 
der bestehenden gemeinützigen Nachweise sind bisher relativ beschei- 
den. — 

35) Der Handelsstand, 1. VII. 1915. 

36) Verbandsblätter, Juli 1915. 
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Ueber die Tätigkeit der kaufmännischen Verbandsnachweise wird 
fortlaufend im Reichsarbeitsblatt berichtet. Da die Ergebnisse zugleich 
auch ein Symptom für die Lage des Arbeitsmarktes sind, so sei ver- 
sucht, aus den zahlreichen Daten, welche das Reichsarbeitsblatt pu- 
bliziert, eine Tabelle zusammenzustellen, um die wichtigsten Ergeb- 
nisse dieser ausführlichen Statistik mitzuteilen. An dieser Statistik sind 
die Nachweise von ca. 25 Verbänden regelmäßig beteiligt. Gelegent- 
liche kleine Abweichungen in der Zusammensetzung der berichtenden 
Verbände sind ohne Bedeutung el. 





| 
Ver- | Auf 100 Bewer- Ver- | Auf too Bewer- 



































ERRA mitt- bungen EAA mitt- bungen 
Jahr 8 lungen) entfallen 3%) SEN Jungen entfallen 
absolute offene | Vermitt- absolute offene | Vermitt- 
Ziffern Stellen) lungen Ziffern | Stellen] lungen 
Männliche Angestellte Weibliche Angestellte 
2. Quartal 1914] 42 694| 7051 | 45 26 12 313| 3577 63 46 
3. > » 148 326| 5952 | — Dë — 19 241| 2117 | — = 
4. > » 132286 7743 | — — 19 063| 3520 — — 
I. > 1915|21 962| 6798 | 94 ! 53 18 563| 4729 48 40 
2 > > |33498| 4578 |108 52 15 943| 4610 | 63 47 
3 > > [10 191) 3197 [121 5I 14 345| 4254 | 58 44 








Die Ziffern zeigen deutlich die Besserung des Arbeitsmarktes 
während des Krieges und die steigenden Vermittlungsergebnisse. Zu- 
gleich bestätigt uns der Vergleich mit den Ziffern eines größeren kom- 
munalen Nachweises (siehe unten Anm. 44) die Annahme, daß eine 
günstige Weiterentwicklung der Kommunalnachweise möglich ist 34), 








3) Zusammengestellt nach dem Reichsarbeitsblatt, Juli, Oktober 1914, 
Januar, April, Juli, Oktober 1915. 

3b) Diese Verhältnisziffern (auf je roo Bewerbungen) sind berechnet nach 
Abzug der zurückgezogenen oder ohne Vermittlung der Vereine erledigten Bewer- 
bungen von der Gesamtzahl der Bewerbungen. 

Zei Für dieses und das nächste Quartal sind die Verhältniszahlen im Reichs- 
arbeitsblatt nicht angegeben, weil neben üblichen Fehlerquellen namentlich die 
Zahl der Arbeitsgesuche nicht ausscheidbare Doppelzählungen enthält. Denn 
in Kriegszeiten und bei ungünstigem Arbeitsmarkt dürfte sich ein Arbeitsuchen- 
der bei mehreren Nachweisen melden (Reichsarbeitsblatt, April 1914, S. 734). 

sd) Dieser gemeinnützige Nachweis von Cöln vermittelte vom ı. IV. 14—31. 

Il. 15: 2405 Stellen; sämtliche Angestelltennachweise, welche an das 
Reichsarbeitsblatt berichten, in der gleichen Zeit (wie aus der Tabelle berechnet 
werden kann) : ca. At 500 Stellen. Obwohl zunächst die Möglichkeit fehlt, diese 
Ziffern auf einen gemeinsamen Nenner zurückzuführen, so scheint doch daraus 
eine sehr erhebliche Leistungsfähigkeit der öffentlichen Nachweise hervorzugehen, 
um so mehr wenn man bedenki, daß jede Intensivierung des öffentlichen Nach- 
weises die Ergebnisse sıieigert, während die Forcierung der Vermittlung durch 
Verbände nur die Konkurrenz, die Erbitterung zwischen den Verbänden und die 
Kosten der einzelnen Vermittlung erhöht, chne eine bessere Organisa- 
tion und daherhöhere Leistungsfähigkeit zu bedeuten. 


zen e e aa 
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Die Bewegung für den gemeinnützigen Nachweis, welche ja bereits 
vor dem Kriege eingesetzt hatte, führte immerhin zu einigen Erfolgen. 
Zahlreiche, namentlich größere, deutsche Städte, begannen bald nach 
Kriegsausbruch — im Zusammenhang mit der Ausbreitung der ge- 
meinnützigen Arbeitsnachweise und deren Zentralisierung im Reichs- 
amt des Innern — auch die Frage eines kaufmännischen Stellennach- 
weisesin Erwägung zu ziehen fi), Diese Versuche scheiterten z. T. 3), z.T. 
wurden sie in Form der Angliederung einer besonderen Abteilung an 
den öffentlichen Nachweis realisiert. Solche paritätischen, städtischen 
Nachweise wurden geschaffen in Chemnitz, Düsseldorf 3°) und in Mün- 
chen $°). Auch anderwärts, so in Breslau, Hannover, Berlin und Frank- 
furt a. M. ist man dem Gedanken näher getreten 4). In Berlin wurde 
er, infolge des Widerstands der großen Verbände fallen gelassen ®e), 
ebenso in Nürnberg *!®). 

Eine endgültige Entscheidung in dieser Frage ist in größerem 
Umfang noch nicht erfolgt. Sollte der Gedanke der öffentlichen Ar- 
beitsvermittlung in Deutschland für die Arbeiterschaft festeren Fuß 
fassen und zu einer ständigen Zentralisierung der Arbeitsnach- 
weise nach dem Kriege führen, so dürfte sich auch für die Angestellten 
auf die Dauer der zersplitterte Verbandsnachweis als unzweckmäßig 
erweisen. Derselbe mag für manche Schichten, namentlich die höher 
qualifizierten Bewerber angenehmer und zurzeit auch noch zweck- 
mäßiger sein. Auch spielt wohl das Standesgefühl mit, wenn die Ver- 
bände auf ihre alten Nachweise, welche die Position der Handlungs- 
gehilfen gegenüber den Prinzipalen sinnfällig zum Ausdruck bringen, 
oder wenigstens bringen sollen, nicht verzichten wollen. Aber diesen 
möglicherweise jetzt noch vorhandenen Vorteil der privaten Nachweise 
wird eine zentralisierte, durch das ganze Reich hin die Va- 
kanzen austauschende Öffentliche Vermittlung, die sich von selbst 
allmählich spezialisieren dürfte, gleichfalls erreichen. Daher ist es 
kein vollgewichtiges Argument, wenn manche Handlungsgehilfenver- 
bände einen öffentlichen Nachweis damit bekämpfen, daß seine Ver- 
mittlungsergebnisse sehr gering seien ?). 

Gewiß trifft das für die Gegenwart noch zu. So entfielen (wie die 
»Verbandsblätter« ausführen) im ı. Halbjahr 1915 auf je 100 offene 


37) So z. B. Breslau, Nürnberg, München im Herbst 1915 (Handlungsgehil- 
fenzeitung, 11. XI. 14). 

38) So in Nürnberg, (Handlungsgehilfenzeitung, 23. XII. 1914). 

ap Handlungsgehilfenzeitune, 9. XII. 1914. 

40) Ebenda, 6. I. 1915. 

41) Reichsarbeitsblatt, Januar 1915, S. 6o Nach anderen Nacb- 
richten sind gemeinnützige Nachweise in Breslau und Stettin eingerichtet worden 
(Handlungsgehilfenzeitung, 30. IX. 1914}. Neuerlichen Nachrichten zufolge sind 
außerdem noch solche Nachweise errichtet worden in Wiesbaden, Stuttgart, 
Mannheim, Dresden, Kottbus usw. (Soziale Praxis, r1. II. 1915). 

41a) Handlungsgehlifenzeitung, 28. X. 1914.” 

ab), Ebenda, 23. XII. 1914. 

42) Verbandsblätter, September Tore, 
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Stellen bei den öffentlichen Nachweisen: 245 Bewerber; bei den Ver- 
bandsstellennachweisen: 62 Bewerber. Unter solchen Umständen 
mußte natürlich der größte Teil der Bewerber leer ausgehen. Die 
Verbände erblicken den Grund ihrer Ueberlegenheit darin, daß sie 
nicht lokal gebunden sind. Dies ist gewiß ein wichtiger Umstand, na- 
mentlich für qualifizierte Bewerber. Ein allseitiger Ausbau und die 
Kommunikation der öffentlichen Nachweise aber wird diesen Unter- 
schied bald ausgleichen, und es werden möglicherweise durch einen 
interlokalen Zusammenschluß die öffentlichen Nachweise bald eine 
ähnliche Leistungsfähigkeit bekommen. Auch sind die Ziffern allein 
nicht ausschlaggebend, weil in den öffentlichen Nachweisen nament- 
lich die unorganisierten Aushilfen Stellen suchen, während die wahr- 
scheinlich doch stabileren Schichten der Angestellten in den Verbänden 
organisiert sein dürften. Diese Frage wird sich, wie erwähnt, erst in 
Hinkunft entscheiden. Aber es scheint, daß auch Verbände, welche 
bisher auf den Nachweis das größte Gewicht gelegt haben, bereits mit 
der Entwicklung zum partitätischen, öffentlichen Nachweis zu rechnen 
beginnen %3) 4), Eine solche stärkere Ausbreitung kommunaler Nach- 


43) Deutscher Handelsstand, l. X. 1915. 

äi Die bisher noch geringen Resultate der kommunalen gemeinnützigen 
Stellennachweise erklären sich aus ihrer kurzen Geschäftspraxis und dem Man- 
gel an interlokalen Beziehungen. Wo bereits seit mehreren Jahren gemeinnützige 
Stellennachweise bestehen, zeigen ihre rasch ansteigenden Vermittlungsergeb- 
nisse, daß sie sich leicht einleben und eine ausgebreitete Tätigkeit entfalten kön- 
nen. Der eben erschienene »Geschäftsbericht des Stellennachweises für kauf- 
männische Angestellte zu Cöln« für das Geschäftsjahr 1914/15 (der Nachweis ist 
durch die Handelskammer und die Stadt Cöln im Jahre 1905 errichtet und wird 
paritätisch verwaltet) zeigt eine rasch wachsende Inanspruchnahme. 


Es betrug (S. 14) die Zahl der Es wurden vermittelt von 
Kosten 
Geschäfts- Bewer- offenen vermittelten 100 Bewer- 100 offenen einer 
jahr bungen Stellen Stellen bungen Stellen verm, 
Stelle 
1905/6 1777 700 272 16,3 39,0 22,69 M. 
1913/4 3772 2548 1662 43,9 65,5 5,25 M. 
1914/5 8327 3312 2405 28,1 72,0 4,37 M. 


Diese Ergebnisse zeigen eine rasch fortschreitende Entwicklung, steigende 
Verbesserung der Vermittlungsergebnisse und Abnahme der Kosten. Unschwer 
läßt sich daraus schließen, daß Kommunalnachweise die Verhältnisse auf 
dem Arbeitsmarkte für die kaufmännischen Gehilfen wesentlich verbessern 
könnten. Auch schwierigeren Aufgaben, namentlich Vermittlung älterer 
Arbeitskräfte, zeigte sich dieser gemeinnützige Nachweis vollkommen ge- 
wachsen. So steigerte sich die Zahl der Besetzungen mit Bewerbern über 40 
Jahren von 143 auf 460. — (Eine Erweiterung der Statistik dieser Stellenver- 
mittlung auch auf die Gehaltshöhe der vermittelten Stellen wäre sehr er- 
wünscht, weil daraus entnommen werden könnte, ob die Behauptung der Ver- 
bandsnachweise zutrifft, daß es sich bei der Vermittlungstätigkeit der öffentli- 
chen Nachweise im Wesen um unqualifizierte Bewerber handelte.) 





582 Sozialpolitische Chronik. 


weise würde die Organisationen zwingen, ihren Schwerpunkt zu ver- 
legen. Sie würden das Zentrum ihrer Tätigkeit in der sozialpoliti- 
schen Aktion suchen müssen, und namentlich würde sich möglicher- 
weise die Gegnerschaft der Verbände etwas abstumpfen. Auch die 
alten Organisationen würden durch Wegfall oder Einschränkung der 
Stellenvermittlung in gesteigertem Masse zu sozialen Organisa- 
tionen werden. 


Die Kriegsfürsorge der Angestellten verbände. 


Hand ın Hand mit der möglichsten Intensivierung der Stellen- 
vermittlung und Stellenlosenunterstützung geht das Bestreben, die 
Interessen der zum Kriegsdienst eingerückten Angestellten und ihrer 
Angehörigen zu wahren. Hierfür sind nun, wie in den Gewerkschaften, 
keine speziellen Mittel in den Verbänden vorhanden gewesen. Haben 
die Firmen auch (Sozialpolitische Chronik, Archiv Bd. 41, S.284ff.) durch 
ganze oder teilweise Weiterzahlung des Gehalts die Familien der Kriegs- 
teilnehmer unterstützt, so reichte das doch bei weitem nicht aus #6). 
Die Notlage mag in vielen Familien verheirateter Angestellter, die nur 
in einer niedrigen militärischen Charge ins Feld zogen oder während 
des Krieges zur Ausbildung einberufen wurden, eine sehr erhebliche 
gewesen sein, da naturgemäß besonders bei höheren Gehaltsätzen, die 
Reichsunterstützungen auch nicht zur Deckung der notwendigsten 
Bedürfnisse genügen konnten. Daher sehen wir, daß sehr viele Organi- 
sationen genötigt sind, besondere Kriegsunterstützungsfonds zu be- 
gründen, und es erhob sich überall die Schwierigkeit, wie weit man 
hierin gehen dürfe. Die meisten Organisationen trachteten, durch be- 
sondere Sammlungen die Mittel für die Kriegsunterstützung aufzu- 
bringen. So hat der deutsche Privatbeamtenverein 
in Magdeburg einen Kriegsunterstützungsfonds ins Leben ge- 
rufen %), der bis Anfangs Oktober r915 Einnahmen von 72745 M. zu 
verzeichnen hatte (hiervon Verbandsmittel: 31 000 M.). Davon wurden 


Hai In großem Umfang wurden die Gehalte der einberufenen Angestellten 
weiterbezahlt in den Banken, namentlich in den Großbanken. So haben z. B. bei 
Beginn des Krieges die Deutsche Bank, die Dresdener Bank, die Disconto-Ge- 
sellschaft, die Firma Bleichröder u. a. sich bereit erklärt, auch den unverheira- 
teten eingezogenen Angestellten das volle Gehalt weiterzubezahlen (der deutsche 
Bankbeamte, r0. VIII. 1914); die kleineren Banken allerdings waren nicht im- 
stande oder gewillt, diese Belastung auf sich zu nehmen (Der deutsche Bankbe- 
amte, 25. IX. 1914). Späterhin trat auch bei den Großbanken eine Reduktion 
dieser Unterstützungen ein. Ebenso beschloß die Stempelvereinigung in Berlin, 
ab ı. XI. 1914 den unverheirateten Kriegsteilnehmern 30%, den verheirateten 
60%, und diesen außerdem 5% für jedes Kind zu bezahlen, im ganzen höchstens 
80% vom festen Gehalt (der wegen der großen Bedeutung des Gewinnanteils 
bedeutend geringer ist als das Einkommen, sodaß sich die Unterstützung — nach 
Angaben der Angestellten — auf 22—45% des Einkommens stellt). Eben- 
da, 25. X. 1914. 

45) Privatbeamtenzeitung, 20. VIII. 1915. 
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bereits 62000 M. verausgabt 48). Denselben Weg schlug der V er- 
band deutscher Handlungsgehilfen ein®). Er ge- 
währt auch ein Hinterbliebenengeld, obwohl die Rechte und Pflichten 
der Mitglieder während des Militärdienstes ruhen, und zwar den b e- 
dürftigen Witwen und Kindern gefallener Mitglieder. Um die 
bedürftigen Familien der eingerückten Mitglieder besser unterstützen 
zu können und nicht bloß auf freiwillige Beiträge angewiesen zu sein, 
wurde späterhin 4$) die Einführung von Extrabeiträgen von monatlich 
M. —.50 beschlossen. Bis Ende Oktober Tore hat dieser Verband 
149 000 M. Familienunterstützung und 36 400 M. Hinterbliebenen- 
geld zur Auszahlung gebracht *). Ebenso hat der Verein für 
Handlungskommis (von 1858) eine besondere Unterstütz- 
ungskassa gegründet 5°). Anfänglich haben die Sammlungen (wie 
übrigens auch in anderen Verbänden) nicht den Erwartungen ent- 
sprochen. Breite Schichten von Mitgliedern hatten offenbar unter 
Gehaltsabzügen zu leiden, und die mannigfachen Anforderungen, 
welche von verschiedenen Seiten an die Opferwilligkeit gestellt wur- 
den, bewirkten wohl, daß diese Sammlungen der Verbände anfangs 
keine erheblichen Resultate zeigen konnten. So ergab der erste Aus- 
weis (bei 130 000 Mitgliedern) rund 14 000 M., also eine Summe, welche 
lange nicht alle auftauchenden Ansprüche befriedigen konnte. Auch 
von dieser Summe stammte der größte Teil von Firmen her, die dem 
Verband nahestehen, und größere Beträge (100—1000 M.) zeichneten PI. 
Erst späterhin überwiegen dann die Beiträge der Verbandsmitglie- 
der, obzwar sie nicht den Anforderungen genügen. So betrugen in den 
ersten 5 Monaten die Einnahmen: 175 000 M., in den zweiten 5 Mo- 
naten des Krieges: 55 000 M. 52). Nach einem Jahr waren im Ganzen: 
255 000 M. eingegangen. Je länger der Krieg dauert, desto mehr wach- 
sen die Anforderungen der Kassa und sinken die Einnahmen 5°). So 
ist der zuletzt ausgewiesene Betrag an Einnahmen der Kriegsunter- 
stützungskassa: 355 000 M. °%), was vom Verband noch als unzurei- 
chend bezeichnet wird. Der Verein für Handlungskommis hat aus- 
serdem bei seiner Kranken- und Begräbniskassa ein Sterbegeld für 
Hinterbliebene eingerichtet, das bei einer Vierteljahrsprämie von —.75 
—3.— M. (3—12 M. jährlich) im Betrag von 75—300 M. gewährt 
wird 5). Der deutschnationale Handlungsgehilfen- 
verband hat von AnfanganmiteinemSonderbeitragseiner 

46) Ebenda, 7. X. 1915. 

4) Verbandsblätter, August 1914. 

48) Ebenda, Juni 1915. 

49) Eberda, November 1915. 

50) Der Handelsstand, 16. VIII. 1914 

"Hl Ebenda, 1. IX. 1914. 

62) Ebenda, Ir. VI. 1915. 

53) Ebenda, r. VIII. 19135. 

54) Ebenda, November 1915. 

55) Ebenda, ro XII. 1914. 
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Mitglieder (anfangs monatlich M 0.50. 5%). späterhin M. 1.— °7) gearbei- 
tet. Zweifelsohne ist das ein Zeichen einer starken Organisation, die 
ihren Mitgliedern größere, außerordentliche Belastungen zumuten 
kann, ohne ihre Zugehörigkeit zum Verband zu lockern. Namentlich 
der Beitrag von M. ı — monatlich ist bei einem Verbandsbeitrag von 
M. 1.50 monatlich als sehr erheblich zu bezeichnen. Diese Erhöhung 
erwies sich als notwendig, da die Ausgaben die Einnahmen, selbst bei 
strengster Prüfung der Unterstützungsbedürftigkeit (bis Ende April 
betrugen die Einnahmen der Unterstützungskassa: 25I 000 M., die 
Auslagen nahezu 256 ooo M.) übertroffen hatten. Dis Leistungen an 
die unterstützungsbedürftigen Familien der Kriegsteilnehmer betrugen 
bis Ende August 1915: 325 376 M. 58). Auch die kleineren Organisati- 
onen gingen in ähnlicher Weise vor: so rief der Zentralverband 
für Handlungsgehilfen eine eigene Kriegsunterstützungs- 
kassa ins Leben, die u. a. auch die Bestimmung hatte, seine stellen- 
losen Mitglieder zu unterstützen, welche nicht Anspruch auf Stellen- 
losenrente hatten, da sie dem Verband noch nicht ız Monate ange- 
hörten 5). Aufe dem sei endlich erwähnt, daß die meisten Organi- 
sationen ihre Verbandsbeamten, welche ins Feld ziehen mußten, un- 
terstützten °). Diese Vorkehrungen, sowie Unterstützungen der Kriegs- 
teilnehmer sind hie und da mit wachsender Dauer des Krieges für die 
Verbände eine immer schwerere Last geworden. Ob und inwieweit 
daher eine Abnahme der Leistungen und speziellen Einnahmen der 
Verbände verzeichnet werden kann, kann noch nicht allgemein kon- 
statiert werden. Die größeren Verbände geben regelmäßige Ausweise 
ihrer Unterstützungstätigkeit; die kleineren, welche sie nicht fortzu- 
setzen vermögen, dürften eine Abnahme oder Einstellung dieses Tä- 
tigkeitszweiges nicht besonders hervorheben. — Es sei noch eıwähnt, 
daß die Verbände auch in der allgemeinen Kriegsfürsorge sich zu be- 
tätigen trachteten: der Verein für Handlungskommis von 1858 und der 
Verband deutscher Handlungsgehilfen stellten ihre Erholungsheime 9), 
der Deutschnationale Handlungsgehilfenverband einen Teil seiner 
Geschäftsräume als Lazarette zur Verfügung ®). 


Die Entwicklung der Besoldungsverhältnisse während des 
Krieges. 


Das wichtigste Problem für die Angestellten bildet seit Kriegs- 
beginn die Gehaltsentwicklung der in ihren Stellungen verbliebenen 
Angestellten. Wenn zu Anfang des Krieges die Stellenlosig- 


66) Deutsche Handelswacht, August 1914. 

57) Ebenda, 5. VI. 1915. 

58) Fbenda. 5. XI. 1915. 

59%) Handlungsgehilfenzeitung, 30. IX. 1914. 

60) Eine Uebersicht der Verbände, welche bald nach Kriegsbeginn unter- 
stützend eingriffen, auch im Reichsarbeitsblatt, September 1915. 

61) Reichsarbeitsblatt, September 1914.) 

#2) Deutsche Handelswacht, 5. IX. 1914. 
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keit die Hauptsorge bildete, infolge dessen auch die Behörden viel- 
fach auf Einschränkung der Kündigungen 99) und Beschäftigung von 
stellenlosen Angestellten (nach Ausschaltung der freiwilli- 
gen Hilfskräfte) hinarbeiteten £$), so wird mit längerer Dauer de» 
Krieges die Stellenlosigkeit (siehe oben) geringer, hingegen die Höhe 
der Gehalte immer wichtiger. Solange man mit einem kurzen Krieg, 
durchwegs krisenhaften Zuständen für den Abastz während des Krieges 
rechnen konnte, war die Höhe des Gehalts bei fortdauernder Konti- 
nuität der Anstellung nicht Hauptsache; mit steigender Konjunktur 
und wachsender Kriegsteuerung ist es weniger die Beschäf- 
tigung, als die Höhe der Besoldung, die das Problem darstellt. 


Trotzdem der Ausbruch des Krieges das Rechtsverhältnis zwischen 
Prinzipal und Angestellten nicht verändert, war doch vielfach, auch 
in Angestelltenkreisen, die Ueberzeugung verbreitet, daß der Krieg 
die Verträge löse. Daher gingen viele Geschäftsinhaber mit sofortiger 
Entlassung oder Kürzung der Kündigungstristen oder Herabsetzung 
der Gehalte, Verlängerung der Arbeitszeit vor ®). Bald mag sich al- 
lerdings die Ueberzeugung von der Rechtswidrigkeit eines derartigen 
Vorgehens ziemlich allgemein verbreitet haben, und es ist daher in der 
Folgezeit im Wesen von der Kürzung der Gehalte die Rede. Diese 
wird damit motiviert, daß die Angestellten an der Verschlechterung 
derKonjunktur, dem Risiko derUnternehmungen Anteil nehmen müßten. 
Namentlich die radikalen Handlungsgehilfenorgane bringen zu Beginn 
des Krieges lange Listen solcher Unternehmungen ®), und rügen es, 
daß bei gleichzeitigen großen, reklamehaft verkündeten Stiftungen 
für das Rote Kreuz mit Herabsetzung der Gehalte vorgegangen worden 
sei. Manchmal ging diesen Einschränkungen der Gehaltszahlung eine 
Herabsetzung der geforderten Arbeitsleistung parallel. Vielfach wird 
jedoch von Gehaltsverminderung ohne verminderte Leistung berichtet. 
Interessant ist das Ergebnis einer Umfrage des Vereins für weibliche 
Angestellte, über Gehaltskürzungen und Veränderungen in den Ar- 
beitsbedingungen während des Krieges 99 sl: 


Großberlin Uebriges Deutschland 


keine Gehaltskürzung 1875 Personen 1252 Personen 
Gehaltskürzung ohne Verkürzung 

der Arbeitszeit 635 > 272 > 
Gehaltskürzung mit Verkürzung 

der Arbeitszeit 593 > 119 > 


— 





— 


6) Rundschreiben des Ministers für Handel und Gewerbe (Preussen), An- 
gestellte und Arbeiter womöglich in den ersten Kriegswochen nicht zu entlas- 
sen (Reichsarbeitsblatt, August 1914). 

4) Runderlaß des Ministers des Innern (Preussen) vom 29. VIII. (Reichs- 
arbeitsblatt, Januar 1915) an die unterstellten Behörden, eher stellenlose Hand- 
lungsgehilfen, als Pensionisten und freiwillige Hilfskräfte einzustellen. 

6) Handlungsgehilfenzeitung, 14. X. 1914. 

6) Ebenda, 25. XI, 9 XII. 1914. 

ŝa) Archiv für Fraucenarbeit, 1. IX. 1915. 


586 Sozialpolitische Chronik. 


Je länger der Krieg dauert, je mehr infolge dessen die Einziehung 
des ungedienten Landsturms die Nachfrage nach Arbeitskräften ste. 
gert, desto häufiger werden auch die Klagen in den Organen der ge- 
mäßigten Verbände. So sagt die sehr maßvolle, auf dem Harmonie- 
standpunkt verharrende Privatbeamtenzeitung €”), daß viele Ange- 
stellte infolge der ihnen angesonnenen Gehaltskürzungen, welche 
einen recht erheblichen Umfang annehmen, in große Schwierigkeiten 
geraten sein würden, wenn nicht die rasche Anpassung der Volkswirt- 
schaft an die Bedürfnisse des Krieges, vor allem aber das Eingreifen 
der Militärbehörden die Absichten der Unternehmer durchkreuzt 
hätte«. Sie hoffen, daB der Machtspruch staatlicher Organe zum Schutz 
der Angestellten über die Dauer des Krieges hinaus in der einen oder 
andern Weise fortwirken werde. Späterhin wird der Appell an die Un- 
ternehmer, ungerechtfertigte Gehaltskürzungen endlich zu beseitigen, 
erneuert und auf das Unpatriotische dieses Vorgehens hing&®wiesen Si 
Es wird hierbei zwar immer noch von »einzelnen Unternehmern« ge- 
sprochen, aber es sind erheblichere Gruppen gemeint. Das beweist 
auch eine längere Ausführung im Organ des Verbandes deutscher Han- 
lungsgehilfen 6). Späterhin wird ebendaselbst 7°) hervorgehoben, daß 
trotz der wachsenden Kriegsbesteuerung auch bei Unternehmungen mit 
gutem Geschältsgang kene Anpassung der Gehalte an die allgemeine 
Preislage stattgefunden habe. Der Verband veranlaßte bei 500 Ak- 
tien-Gesellschaften, die IgI4 eine Dividende von IO—20%, zur Ver- 
teilung gebracht hatten, eine Rundfrage, um zu ermitteln, ob die Ange- 
stellten, welche zu Beginn des Krieges den Verlust mit zu tragen 
hatten, jetzt auch am Gewinn beteiligt würden. Zulagen wurden nur 
in wenigen Betrieben (und auch da nur monatlich 8—15 M., ja selbst 5 M. 
monatlich) gewährt, trotzdem gleichzeitig durch Einstellung weiblicher 
Ersatzarbeitskräfte erheblicheErsparnisse anGehalten gemacht wurden. 
Außerdem seien häufig auch unbezahlte Ueberstunden zu verzeichnen. 
Bei Firmen mit Dividenden von 8—10%, selbst seien Gehaltskürzungen 
vorgekommen und nur mit Mühe rückgängig zu machen gewesen — 
meist erst, als die Firmen Militäraufträge erhielten. Teuerungszulagen 
sind bei dieser Sachlage außerordentlich selten, trotzdem wahrscheinlich 
die Handlungsgehilfen, wie ausgeführt wird, sehr unter der Teuerung 
leiden. Während die Arbeiter sich Teuerungszulagen erzwungen haben, 
verschlechtert sich die Lage der Handlungsgehilfen, denen überdies 
die lohndrückende Frauenarbeit im Wege steht. Das erwähnte ge: 
mäßigte Organ sieht sich deshalb zu der Drohung veranlaßt: »Wenn 
nichts anderes hilft, müssen wir einmal die Dividenden der einzelnen 
Firmen und die gewährten Teuerungszulagen nebeneinander stellen.« 


67) A. a. O. 14.1. 1915. 

es) Ebenda, re VII. 1915. 

©) Verbandsblätter, Dezember 1914. Hier heißt es: sWir wollen im Augen- 
blick davon absehen, die vielen Hunderte von Firmen anzuführen, die ihre An- 
gestellten bei Ausbruch des Krieges plötzlich entlassen, ihnen gekündigt oder 
das Gehalt über 50°% herabgesetzt haben.e 

70) Verbandsblätter, September 1915. 
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Diese Bemerkungen (und gleichartige finden sich in allen An- 
gestelltenorganen, bald in mehr, bald in weniger radikaler Tonart) zei- 
gen deutlich, wie sehr die Situation von den Unternehmern ausgenützt 
wurde. Anfangs haben sogar offizielle Organisationen (Handels- und 
Gewerbevertretungen) ihren Mitgliedern die Herabsetzung der Ge- 
halte empfohlen. So die Handelskammer von Braunschweig "7 In 
vielen Fällen ist es dann die Militärbehörde, welche die Weiterzahlung 
der Gehalte, auch Teuerungszulagen von den Unternehmern 
erzwingt. Solche Fälle sind Legion. Ihnen stehen wieder andere gegen 
über, in welchen nach Behauptung der Handlungsgehilfenverbände 
die Militärbehö:de die Beschwerden lediglich mit den Unternehmern 
beraten und daraufhin abgewiesen habe "21. Zweifelsohne kann es sich 
bei diesen Eingriffen der stellvertretenden Generalkommandos jeweils 
nur um eine schematische Regelung handeln, welche die Verhältnisse 
vor dem Kriege, eben mit einigen Steigerungssätzen zugrundelegt, 
ohne auf die Eigenart der Verhältnisse näher eingehen zu können. 
Es ist verfehlt, anzunehmen, daß wir es hier bereits mit einer sozialpo- 
litischen Verwaltung zu tun haben, die weiter reicht als die Zwecke 
des militärischen Apparats es fordern. 


11) Handlungsgehilfenzeitung, 14. X. 1914 und Deutsche Handelswacht, 
5. Il. 1915. Letzteres Organ berichtet, daß in Braunschweig Gehaltskürzungen 
um 1, — 1, vorgekommen seien. Auch von brutaler Ausnützung der Notlage 
wird ebenda erzählt: so Gewährung von Unterstützungen an die Familien ein- 
gerückter Angestellter als Darlehen, gegen Schuldschein und die Verpflichtung, 
nach dem Kriege mindestens 2 Jahre mit vermindertem Gehalt bei der Firma 
zu bleiben usw. 

13) Vgl. hierzu fortlaufend die Verbandsorgane. Um nur Einiges aus der Flut 
dieser Tatsachen zu erwähnen: Handlungsgehilfenzeitung, 14. X., 11. XI., 9. XII. 
1914. (Hier Erlasse der Militärbehörden gegen Gehaltskürzungen). Ebenda, 
6. Í. 1915. (Da wird von einem besonders krassen Falle berichtet: daß eine Firma 
mit riesigen Heereslieferungsaufträgen die Gehalte seit Kriegsbeginn nur gekürzt 
bezahle. Es wurde Erhöhung der Gehalte auf den Stand vor dem Kriege und 
Nachzahlung ab November 1914 durchgesetzt. Die Firma motivierte das selbst 
naiverweise damit, sum nicht von den Heereslieferungen ausgeschlossen zu wer- 
dene) und 3. II. 1915. Verbandsblätter, November 1914 und in allen übrigen An- 
gestellten-Blättern. Besonders wirksam und vorbildlich scheinen die Verfügun- 
gen der kommandierenden Generäle von Metz, Cöln Hannover u. a. gewesen 
zu sein. 

13) Es wurden in Hamburg-Altona (Handlungsgehilfenzeitung, 17. II. 1915) 
Beschwerden von Angestelltenorganisationen über Gchaltskürzungen bei Fir- 
men, die mit Heecreslieferungen betraut waren (nach Angabe der Angestellten- 
verbände) nur unter Zuziehung der Unternehmer geprüft und als haltlos abge- 
wiesen. Daraufhin wandten sich sämtliche in Hamburg vertretenen Angestell- 
tenverbände an die Handels-, Gewerbe- und Detaillistenkammer mit dem Er- 
suchen, eine paritätische Kommission von Geschäftsinhabern und Angestellten 
zur Prüfung strittiger Fragen einzusetzen. Das wurde rundweg abgeschlagen, vor 
allem mit dem Hinweis auf die zahlreichen unbegründeten Beschwerden, die dar- 
tun, daß die Angestellten nicht in der Lage seien, die Konjunktur eines Unter- 
nehmers zu beurteilen, und daß es keinem Unternehmer zugemutet werden könne, 
vor einer solchen Kommission alle seine Geschäftsgeheimnisse zu eröffnen, 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 41. 2. 38 
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Inwieweit im groBen Ganzen, wenigstens in Heereslieferungsbe- 
trieben, eine Verständigung der Unternehmer mit den Angestellten 
unter Vermittlung der Militärbehörden erfolgt sein dürfte, zeigt das 
Ergebnis der Eingabe einiger Angestelltenverbände an den komman- 
dierenden General Frhr. v. Bissing (Münster). Es wurde von der 
Handelskammer zugestanden °®), daß in der Regel bei voller Beschäf- 
tigung keine Kürzung der Gehalte stattfinden solle, daß bei Einschrän- 
kung des Betriebs Gehaltskürzungen nur soweit vorgenommen werden 
sollten, als dadurch Entlassungen vermieden werden könnten, und 
daB bei notwendigen Gehaltskürzungen in erster Linie auf die Ver- 
hältnisse der verheirateten Angestellten Rücksicht genommen werde. 
Hingegen erklärte sich die Kammer nicht in der Lage, ein absolutes 
Gehaltsminimum befürworten zu können, ebenso wenig auch ein 
Recht der Angestellten, bei vollem Geschäftsgang die Erhöhung der 
Gehalte auf den Stand vor dem Krieg zu fordern. Mit dieser Beant- 
wortung geben sich die Verbände zufrieden. 

Grundsätzlich anders als in den meisten Betrieben, welche kaufmän- 
nische Angestellte beschäftigen, war die Situation von Beginn des 
Krieges an inden Banken. Hier wurden die Gehalte anscheinend 
ausnahmslos ungekürzt weitergezahlt. Hingegen gab es bei der Ab- 
schlußgratifikation erhebliche Differenzen. Diese Gratifikation bildet 
ja einen recht erheblichen Teildes Einkommens der Handlungsgehilfen, 
und daher stieß die Absicht mancher Bankleitungen, die Abschluß- 
gratifikation zu kürzen, auf lebhaften Widerstand der Angestellten ®). 
Wiederholt werden Versuche gemacht, die unverkürzte Bezahlung 
dieser Gratifikation durchzusetzen, auch der Besuch von Generalver- 
sammlungen und Vertretung der Angestelltenwünsche vor den Ak- 
tionären werden während des Krieges angewendet 76), und zeigen die- 
selben Gegensätze zwischen Aktionären, resp. Verwaltungen der Ban- 
ken und Angestellten, die sich gegenseitig (der Angestelltenver- 
treter in Uniform und mit dem Eisernen Kreuz geschmückt) Mangel 
an Patriotismus vorwerfen. In zahlreichen Banken wurden tatsäch- 
sächlich die Gratifikationen erheblich gekürzt. In der letzten 
Zeit hingegen haben sich infolge der allgemeinen Teuerung die Ber- 
liner Großbanken zur Gewährung besonderer Zulagen entschlossen. 
Wie einige von ihnen (z. B. die Deutsche Bank) ausdrücklich feststel- 
len, nicht »beeinflußt von Anregungen seitens Außenstehender«. Sie 
sagt außerdem: »Wir verfolgen selbst eingehend die wirtschaftlichen 
Vorgänge und treffen, wenn es uns erforderlich erscheint, im Interesse 
unserer Angestellten zweckentsprechende Maßnahmen«, »sondern in 
Erkenntnis der wirtschaftlichen Notlage, in der sich die Festbesoldeten 





14) Verbandsblätter, Dezember 1914. Die Eingabe ging von 8 Verbänden 
aus (Deutscher Gruben- und Fabrikbeamtenverband, Verein für Handlungskom- 
mis von 1858, Verband deutscher Handlungsgehilfen Leipzig, Deutscher Werk- 
meisterverband, Deutscher Technikerverein, Hansa, Verein für katholische kauf- 
männische Beamte, Verein für kaufmännische weibliche Angestellte). 

5) Der deutsche Bankbeamte, 20. [I. 1915. 

16) Fbenda, 21. III. 1915. 
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infolge der Teuerung befinden«. Diese Zulagen werden entweder in 
Prozent vom Gehalte (5—10%) oder in fixen Beträgen (je nach der 
Stellung 50—150 M.) oder auch als fortlaufende Zulagen gewährt. (So 
in der Deutschen Bank: 10% vom Gehalt; mindestens 20 und höch- 
stens 50 M. monatlich an verheiratete, 5% resp. 10—25 M. an unver- 
heiratete Angestellte, und zwar mit Rückwirkung auf den ı. Juli 1915. 
In den meisten anderen Banken werden einmalige Zulagen gewährt). 
Die Angestellten befürchten, daß diese Extrazulagen die normale Ge- 
haltsentwicklung ungünstig beeinflussen werden. Diese sei ja während 
des Krieges unterblieben oder eingeschränkt worden und werde wegen 
der Teuerungszulagen nicht nachgeholt werden. Das ist natürlich 
schwer zu beurteilen 7°). x 

Einen objektiven Beurteilungsmaßstab für die Entwicklung der 
Besoldungsverhältnisse während des Krieges geben endlich die Ermitt- 
lungen der Stellennachweise über die Höhe der Gehalte in der vermit- 
telten Stellen. 

Die Verbandsstellenvermittlung des Verbandes deutscher Hand- 
lungsgehilfen nennt folgende Daten 78): 


Zahl der Zuletzt be- 7,41 der a 

Bewerber zogenesachalt Besetzungen zieltes Gehalt 

(Durchschn.) (Durchschn.) 
Kontoristen II 502 1748 M. 4156 1468 M. 
Reisende 1453 2411 M. 363 1902 M. 
Lageristen 947 1526 M. 130 1961 M. 
Verkäufer ohne Station 3 408 1649 M. 972 1452 M. 

Durchschnitt 1834 M. Durchschnitt 1457 M. 


Nun sind allerdings diese Ziffern nicht ohne weiteres vergleichbar. 
Denn es wird z. B. berichtet, daß unter den vermittelten Bewerbern 
ein weitaus größerer Teil als sonst den höheren Alterskategorien 
angehört (z. B. wurden von der erwähnten Stellenvermittlung 5 mal 
soviel Bewerber über eo Jahren untergebracht, als sonst. Das hängt 
mit der Befürchtung der Firmen zusammen, jüngere Bewerber könnten 
späterhin zum Heeresdienst herangezogen werden). Möglicherweise 
ist also das frühere Durchschnittsgehalt der vermittelten Be- 
werber niedriger als das der Bewerber überhaupt. Und nur dieses 
könnte genau genommen mit dem erzielten Durchschnittsgehalt ver- 
glichen werden. Doch ist die Differenz der Durchschnittsge- 
halte auch in der Tabelle so groß, daß sicher eine Verschlechterung 
der Besoldungsverhältnisse vorliegt, und wir haben gar keinen Grund, 
anzunehmen, daß die große Masse aller Angstellten, die in ihren Posi- 
tionen verblieben sind, auch bereits wieder auf den Gehaltsstand vor 
dem Kriege hinaufgesetzt wurden. 

Dies ist auch der Eindruck, welchen die Stellenvermittlung dahin 

11) Der deutsche Bankbeamte, 27. IX. 1915. 

"Di Verbandsblätter, Mai 1915. 

38* 
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präzisiert ‘%), daB (um Mitte 1915) eine leichte Besserung gegen die 
ersten 5 Kriegsmonate zu verzeichnen sei, aber ein Zurückbleiben der 
Gehalte ım ganzen, mit geringen Ausnahmen, gegen die Friedens- 
monate. 

Noch stärker anscheinend war der Rückgang der Gehalte bei den 
weiblichen Handlungsgehilfen. Folgende Daten des Stellennachweises 
sprechen dafür 8°): 


Vom Kontorpersonal erzielten : 


bist August 1914 nach dem CL August 1914 
70 M. und mehr 67,4%, 55,4 Dia 
So NM > > 53,8%, 41,0% 
too M. > > 33,4 9, 22,4 Ho 
120 M. >» > 16,5 Hi 9,2-0/9. 


Vor dem Kriege bezog also ca. ji nach dem Kriege nahezu die 
Hälfte der hier vermittelten weiblichen Angestellten weniger als das 
geringe Existenzminimum von 70 M. 

Die Gehaltsentwicklung bietet nach allen kekannt gewordenen 
Daten für die kaufmännischen Angestellten auf den ersten Blick en 
widerspruchsvolles Bild. Es stehen abnehmende Stellenlosigkeit, wach- 
sende Vermittlungsziffern der Nachweise und andererseits Gehalts- 
kürzungen, mangelnde Anpassung der Gehalte an die wachsende Teue- 
rung scheinbar ganz widerspruchsvoll einander gegenüber. Der Wi- 
derspruch dürfte daraus zu erklären sein, daß vielfach Angestellte vom 
Heeresdienst reklamiert wurden und im Betrieb in einem halb militä- 
rischen Verhältnis stehen. Auch der Vergleich der Lebensverhältnisse 
im Hinterland und ın der Front, der sicherlich die Vorstellungen be- 
herrscht, vermindert möglicherweise die Anstrengungen der Ange- 
stellten, zu höheren Gehalten zu gelangen. Dazu kommt endlich die 
große Masse von weiblichen Angestellten, deren relativ geringe Ge- 
haltsansprüche auch auf die Gehaltssätze der männlichen Angestell- 
ten drücken. So muß also angenommen werden, daß sich — mit wach- 
sender Teuerung — die Lebensverhältnisse der Angestellten allmäh- 
lich ungünstiger gestalten, und es werden auch schon Stimmen laut, 
welche vor den Folgen einer völligen Proletarisierung warnen. In der 
letzten Zeit jedoch scheint der Mangel an Angestellten so groß gewor- 
den zu sein, daß die Gehalte wieder allmählich auf den Stand vor dem 
Kriege kommen. Darauf deutet eine Statistik des Vereins für weib- 
liche Angestellte, die ihrer interessanten Ziffern wegen noch hier Platz 
finden möge 8%). In der Stellenvermittlung des genannten Verban- 
des erzielten Kontoristinnen (Buchhalterinnen, Korrespondentinnen, 
Stenotypistinnen, Bü’oangestellte) einen Gehalt: 

(Tabelle siehe rächste Seite.) 

Im dritten Vierteljahr sei allerdings wieder eine ungünstigere 

Entwicklung zu verzeichnen. Die Gestaltung der Verhältnisse nach 


79) Verbandsblätter, August 1915. 
80) Zeitschrift für weibliche Handlungsgehilfen, Mai 1915. 
tóa) Ebenda, September 1915. 
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bis 1. Aug. nach dem 1. Aug. 1914 ı.Quartal 2. Quartal 


1914 bis Jahresschluß IgIS IgIS 
bis 69 M. 32,6 01, 44,6 DO 32,10, 27,7 Hie 
70— 79 M. 13,6 9/, 14,4 Hie 14,5 Oly 14,0 0/9 
80— 99 M. 20,4 Dia 18,6 Vo 20,4 h 19,7 o 
100—119 M. 16,9 Uu 13,2 Vly 19,0 o 18,2 Mia 
120 M. u. mehr 16,5 9, 9,2 9 14,0 9/9 20,4 9/9 


dem Kriege wird bei der großen Wichtigkeit, welche die allgemeine 
Orientierung der Angestelltenschicht besitzt, von großer Bedeutung 
sein. 


Organisationsprobleme während des Krieges. 


Die Stimmung des »Burgfriedens« und die wachsende Ein- 
schätzung des Organisationsgedankens führte bald nach Beginn des 
Krieges zu einer Abschwächung der Gegnerschaften innerhalb der 
Verbände. Diese reduzieren sich (während des Krieges) mehr und mehr 
auf praktische Fragen (so im Stellennachweis). Infolgedessen 
mehren sich die Bestrebungen, die Angestelltenbewegung zu verein- 
heitlichen Bi). Verschmelzungsbestrebungen, welche in der Arbeiter- 
bewegung eine so große Rolle spielen, tauchen, in Ansätzen wenigstens 
auf. So wird schon jetzt für eine Vereinigung der Bürobeamten und 
Handlungsgehilfen Stimmung gemacht, um nach dem Kriege eine 
kräftige Organisation als Attraktionszentrum zur Verfügung zu haben ®). 
Die alten großen Verbände sind aber zu sehr individuell gestal- 
tet. An ihnen hängt sicherlich eine Fülle persönlicher Interessen, so- 
daß man bei ihnen nicht mit einer Fusion, sondern höchstens mit einer 
Annäherung rechnen kann. Auch das würde schon ziemlich viel 
bedeuten, da die Organisationen einander bisher durchaus als f e i n d- 
liche Verbände behandelt haben. Denn diese Verbände sind ja, 
trotz mancher grundsätzlicher Uebereinstimmung, Konkurrenzver- 
bände, betrachten die Gesamtheit der kaufmännischen Angestellten 
als ihr Organisationsgebiet, zum Unterschied von der Berufsgliede- 
rung innerhalb der Gewerkschaften. Schon aus der Sachlage heraus 
haben wir es daher eher mit einer Einstellung von Feindseligkeiten als 
der Anbahnung einer intensiveren Korperation zu tun. Ein solches 
Uebereinkommen ist nun kürzlich zwischen dem Verein für Handlungs- 
kommis von 1858 und dem Deutschnationalen Handlungsgehilfen- 
verband abgeschlossen worden; und zwar, wie es ın der offiziellen 
Kundgebung der Verbände heißt ®): »um das Gemeinschaftsgefühl 
des deutschen Volkes«... . »die größte Errungenschaft des deutschen 
Krieges« auch nach dem Kriege zu erhalten und zu bewahren, wurde 





81) Jedenfalls wird wenigstens eine ihrem Charakter nach einheitliche An- 
gestelltenbewegung erwartet — also Umformung aller Verbände zu reinen Gehil- 
fenverbänden (Bericht des V. D. H über das Jahr 1914, Leipzig 1915.) 

82) Handlungsgehilfenzeitung, 14. IV. 1915. 

83) Der Handelsstand, 1. VII. 1915, und Deutsche Handelswacht, s. VTI. 
Lois, 
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eine Vereinbarung getroffen. »Das Ziel dieser Vereinbarung 
ist, die Art der aus den teilweise abweichend gerichteten Anschauungen 
und Bestrebungen entspringenden Auseinandersetzungen zwischen 
den Verbänden und den Gliederungen in Zukunft so zu beeinflussen, 
daß der Boden der sachlichen Auseinandersetzungen nicht verlassen 
wird, damit das Gemeinschaftsgefühl der deutschen Handlungsge- 
hilfen als Glieder eines Volkes und Standes nicht verloren geht und 
trotz aller sachlichen Gegensätze die beteiligten Personen doch auf 
dem Boden der gegenseitigen Achtung miteinander verkehren und ver- 
handeln können.« Um das zu erreichen, sollen Streitigkeiten aller Art 
dem Spruch eines Ehrenamtes unterworfen und soll namentlich bei 
Kaufmannsgerichtswahlen ın Hinkunft nur Empfehlung der Listen 
ohne Angriffe aufdenandern Verband erfolgen. Die Ver- 
bände sollen auch darauf verzichten, die Zahl der von ihrer Liste ge- 
wählten Beisitzer im Vergleich mit der Zahl der von der anderen List 
gewählten als Sieg oder Niederlage der betreffenden Verbände zu ver- 
werten.« 

Die Verbände betrachten dieses Uebereinkommen als einen »ern- 
sten Versuch«, die »Atmosphäre des Burgfriedens« als dauernde zu 
retten. Ueberdies sei ein Zusammenschluß zur Vermeidung antisozi- 
aler Maßnahmen nach dem Kriege nicht zu entbehren. Doch sollen 
die Verbände damit ihre Eigenart nicht aufgeben. Namentlich der 
D.H.V. erklärt, er wolle aan den deutschnationalen Idealen festhalten«, 
aber beitragen »zur Befreiung des deutschen Volkslebens vom inneren 
Parteihader und Parteigeist und seine Durchdringung mit Wahrhai- 
tigkeit«. Diese Vereinbarung hat bisher nicht Schule gemacht. Es 
ist darnach zum mindesten zweifelhaft, ob man für die Zeit nach dem 
Kriege mit einer Zusammenlegung der Verbände und damit einem 
neuen Örganisationstypus rechnen kann fiel. Lediglich die Vereini- 
gung der Stellennachweise (siehe oben) deutet in dieser Richtung. 
Die Interessen, welche einer völligen Vereinigung im Wege stehen, 
sind aber wahrscheinlich ausschlaggebend und werden auch nach dem 
Kriege noch nicht verschwunden sein. Nur soviel kann man wohl er- 
warten, daß die Tendenz zum reinen »Gehilfenverband« Fortschritte 
machen wird. 

Angestelltensozialpolitik. 

Die Sozialpolitik vor dem Kriege. Die sozialpolı- 
tischen Ereignisse des Jahres 1914 waren außerordentlich dürftige. 
Wie so oft schon, stand wieder ein Sonntagsruhegesetz zur parlamenta- 
rischen Verhandlung. Der Gesetzentwurf sah eine Beschränkung der 
Sonntagsarbeit ın offenen Ladengeschäften auf 3 Stunden vor, wäh- 
rend von den Handlungsgehilfenorganisationen seit jeher die volle Sonn- 





ssa) Der deutschnationale Handlungsgchilfenverband erklärt (und nimmt 
an, daß auch der Verein für Handlungskommis derselben Ansicht sei), daß er 
sselbstverständlich bereit sei, mit jedem Berufsverein zu verhandeln, der ernst- 
haft gewillt sei, scine Bezichungen ähnlichen Bedingungen zu unterwerien« 
Deutsche Handelswacht, 5. 1X. 1915). 





e 


y - — 


Angestelltenfragen im Kriege. 593 


tagsruhe gefordert wurde. Andererseits aber gab es Gruppen von 
Unternehmern, welche an der 5stündigen Beschäftigungsdauer an Sonn- 
tagen festhalten wollten. Als im Mai 1914 der Reichstag geschlossen 
wurde, ist auch dieses Gesetz unerledigt geblieben. 

Hingegen war kurz vor Abschluß des Reichstages, gegen den Wil- 
len wichtiger Angestelltenorganisationen, die Abänderung der Be- 
stimmungen über das Wettbewerbsverbot (Konkurrenzklausel) im 
Handelsgewerbe angenommen werden. Die wichtigsten Bestimmun- 
gen des nunmehr geltenden Rechtszustandes sind die folgenden %): 
Das Wettbewerbsverbot ist nur verbindlich, wenn sich der Prinzipal 
verpflichtet, für die Dauer des Verbots eine Entschädigung zu be- 
zahlen, und zwar für jedes Jahr des Verbots mindestens die Hälfte des 
Gehalts. Diese Entschädigung wird bei zureichendem Verdienst des 
Angestellten pro rata gekürzt. Das Wettbewerbsverbot ist unver- 
bindlich, wenn es nicht zum Schutz eines berechtigten geschäft- 
lichen Interesses des Prinzipals dient. Ferner, soweit es (unter Be- 
rücksichtigung der gewährten Entschädigung) nach Ort, Zeit oder 
Gegenstand eine für den Gehilfen unbillige Erschwerung in seinem 
Fortkommen bedeutet. Es kann nur auf einen Zeitraum von 2 Jahren 
(nach Beendigung des Dienstverhältnisses) erstreckt werden. Wichtig 
ist die Bestimmung, daß ein Wettbewerbsverbot bei einem Gehalt bis 
1500 M. nichtig ist. Ebenso bei Minderjährigkeit, Erfüllung des 
Versprechens auf Ehrenwort usw. Wenn der Prinzipal das Dienstver- 
hältnis ohne erheblichen Anlaß in der Person des Gehilfen kündigt, 
dann ist das Wettbewerbsverbot gegenstandslos, außer wenn der Prin- 
zipal dem Gehilfen für die Verbotsfrist den vollen Gehalt zahlt. 
Der Gehilfe haftet seinerseits gemäß dem Vertrag für Erfüllung des 
Wettbewerbsverbots. Bei Zahlungsunfähigkeit kann (gemäß § 340 
B.G) eventuell Umwandlung in eine Haftstrafe erfolgen, eine Be- 
stimmung, die von sämtlichen Gehilfenverbänden überall heftig — 
vergebens — bekämpft wurde. 

Die Einzelheiten des Kampfes um die Konkurrenzklausel darzu- 
legen würde außerordentlich weit führen. Hat doch der Kampf um 
dieses Gesetz die Spalten der Angestelltenorgane jahrelang bis zum 
Ueberdruß gefüllt. Wir brauchen jetzt retrospektiv nur festzustellen, 
daß die Regierung von ihrem ursprünglichen Standpunkt nur unwe- 
sentlich abzewichen ist. Dieses letzte sozialpolitische Gesetz für die 
Angestellten ist so ein Symptom dafür, daß die Regierung (wenigstens 
vor dem Krieg) einer energischen Rechtsverbesserung der Angestellten 
nicht die Zustimmung geben wollte. Ohne daraus unbedingt für die 
Zukunft Schlüsse ziehen zu wollen, ist es vielleicht im gegenwärtigen 
Moment nicht unnötig, darauf hinzuweisen, daB die Regierung während 


8) Ücber die Wünsche der Angestelltenverbände zur Frage der Konkurrenz- 
klausel war bereits in der Chronik ausführlich die Rede; Bd. 37, S. 337/41. Dort 
auch die wichtigsten Bestimmungen des damaligen Regierungsentwurfs. Ueber 
die Strömungen und Gegenströmungen vor Annahme des Gesetzes unterrichtet 
fortlaufend ausführlich außer den Angestelltenblättern auch die »Soziale Praxiss 
(auch z. B. (lie No. vom 2. IV., 7. und 28. V. 1913). 
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der ganzen Verhandlungen allen etwas weitergehenden Wünschen der 
Angestellten (z. B. Erhöhung der Gehaltsgrenze’auf 2000 M., Nichtig- 
keit der geheimen Konkurrenzklausel und Schadenersatzverpflichtung 
der Prinzipale hierfür) stets ein kategorisches Nein entgegenstellte 
und tatsächlich im Reichstag schließlich die oben erwähnte Fassung 
durchzusetzen vermochte, welche ursprünglich von allen, selbst den 
gemäßigtesten Verbänden als vollkommen unzureichend einmütig ab- 
gelehnt worden war. Die hier abgelehnten Forderungen der Angestell- 
tenverbände werden sicherlich künftig wieder auftauchen ®). — 

An sozialpolitischen Massnahmen während 
des Krieges ist naturgemäß wenig zu berichten. Zu Beginn des 
Krieges, während der Mobilisierung, wurde die Sonntagsruhe zeitweise 
und teilweise suspendiert. Bald aber hat man wie auf dem Gebiete der 
Arbeitersozialpolitik möglichst die Weiterdauer des Friedenszustandes 
angestrebt. Ebenso kann aber natürlich auch von erheblicheren so- 
zialpolitischen Maßnahmen während des Krieges keine Rede sein. Nur 
der Vollständigkeit halber sei erwähnt: die Bundesratsverordnung. 
wodurch Gehalte bis zur Grenze von 2000 M. (anstatt 1500 M.) als 
pfändungsfrei erklärt wurden 8%). Ferner dürfte der Mangel an Personal 
und das Bestreben, an Leucht- und Brennmaterial zu sparen, die Wün- 
sche der Angestellten auf 7 Uhr-Ladenschluß und Sonntagsruhe unter- 
stützen 8°). Endlich seien noch erwähnt die abändernden Bestimmun- 
gen der Bundesratsverordnung vom 26. VIIL. r915 zur Angestellten- 
versicherung DÉI. Diese haben insbesondere Wahrung und Verbesserung 
der Rechte für Kriegsteilnehmer zum Zwecke; so: Anrechnung der 
Kriegsmonate als Wartezeit (in der Gehaltsklasse, in welcher vor dem 
I. August 1914 zuletzt Beiträge bezahlt wurden 8); Zivilgefangene 
im Ausland können nach der Rückkehr ihre Beiträge nachzahlen; bei 
Gehaltskürzung oder Stellenlosigkeit ist Nachzahlung gewisser Teil- 
beträge bis ein Jahr nach Kriegsschluß gestattet. 


Die Frauenfrage während des Krieges und nach dem Kriege. 


Zahlreiche Handlungsgehilfenverbände haten stets die Beschäf- 
tigung der Frauen mit ungünstigen Blicken betrachtet, weil die Frauen- 
arbeit als gehaltdrückend galt. Bisher trachtete vergebens der Verein 
für weibliche Handlungsgehilfen diese Anschauung zu widerlegen, 
namentlich indem er den Nachweis versuchte, daB die Stellenlosigkeit 
der weiblichen Handlungsgehilfen in Krisenzeiten stets größer sei als 





85) „Is scll uns freilich recht sein, wenn die großen Tage der Gegenwart dahin 
führen, daB künftig ein besserer Geist waltet und die Schatten vergangenre Tage 
vergessen sein können.« (Rechenschaftsbericht über das Jahr ıgı4 des Vereins 
deutscher Handlungsgehilfen, Leipzig 1915, S. 11). 

86) Privatbeamtenzeitung, 17. VI. 1915. 

87) Deutsche Privatbeamtenzeitung, 7. X. 1915. 

88) Verbandsblätter, Oktober 1915. 

89) Diesen Wunsch hatte bereits früher die sozialdemokratische Partei 
in einem Antrag dem Reichstag geäußert. Der Haushaltsausschuß des Reichs- 
tages hat diesen Antrag am 18. V. ı915 angenommen (Soziale Praxis, 27. V. 
oral, 


e An 


Angestelltenfragen im Kriege. 595 


die der männlichen. Auch die oben angeführten Daten zeigen, daß bei 
Kriegsbeginn die Entlassungen weiblicher Angestellten häufiger waren 
als die männlicher. Daher kann nach Ansicht der weiblichen Angestell- 
ten von einem unmittelbaren Druck der Frauenarbeit auf die Besol- 
dungsverhältnisse der männlichen Angestellten oder ihren Beschäfti- 
gungsgrad keine Rede sein °°). Während der Kriegszeit selbst hat sich 
mit wachsender Dauer des Krieges, mit der Einberufung des ungedien- 
ten Landsturms aber wahrscheinlich die Situation sehr verändert. 
Da ist tatsächlich an die Stelle der männlichen Arbeit zweifelsohne 
in sehr großem Umfang Frauenarbeit getreten ®°*). Das wird von 
allen Angestelltenverbänden, namentlich dem Deutschnationalen 
Handlungsgehilfenverband sehr stark betont. Mit dem Ansteigen der 
Zahl der einberufenen Mitglieder (der D.H.V. schätzt die Zahl der ein- 
gezogenen Handlungsgehilfen auf 500 000; die Berufszählung von 1907 
ermittelte 800 000 Handlungsgehilfen) sei notwendigerweise die Frauen- 
arbeit gestiegen. Trotzdem sich zahlreiche Betriebe mit einer gerin- 
geren Anzahl von Angestellten und mit Ueberstunden behelfen, auch 
ältere männliche Kräfte wieder einstellen, ist doch die Vermehrung 
der weiblichen Angestellten nicht zu bezweifeln. Auch von Seite des 
Deutschnationalen Handlungsgehilfenverbandes wird hiergegen nichts 
eingewendet, soweit es sich um Kriegerfrauen handelt, welche für den 
fehlenden Verdienst des Mannes einen Ersatz suchen müssen, umso- 
mehr als man damit rechnen könne, daß diese Frauen zum großen Teil 
nach dem Kriege wieder in ihren Haushalt zurückkehren werden. 
Anders stehe es mit der großen Anzahl jugendlicher weiblicher Arbeits- 
kräfte, welche die Kontore füllen, und sich der Erwartung hingeben, 
sıch während des Krieges einzuarbeiten und auch nach dem Kriege in 
ihrer Stelle zu verbleiben. Das wäre ein unerträglicher Zustand, zumal 
die Zahl der Gehilfen trotz der Verluste im Krieg nicht abnehmen 
dürfte, da vielfach Gehilfen aus dem Feindesland nun Betätigung im 
Inland suchen dürften und auch Kriegsbeschädigte in großem Umfang 
für leichteren Kontordienst ausgebildet werden. Dieses starke Ange- 
bot an Handlungsgehilfen nach dem Kriege dürfe nicht auf die ein- 
gearbeitete Konkurrenz der Frauen stoßen. »Wir müssen verlangen, 
daß die weiblichen Angestellten die Plätze, welche sie in unserem Be- 
rufe während des Krieges eingenommen haben, den heimkehrenden 
Kriegern wieder räumen« 91). Es müßte durch die staatliche Politik, 
namentlich durch eine gesunde Gehaltspolitik den jungen Männern 
Gelegenheit zu früherer Heirat gegeben werden; das würde indirekt 
die Frauenfrage am wirksamsten der Lösung näherbringen. Auch der 
Verband deutscher Handlungsgehilfen befürchtet die Ueberschwem- 
mung des Arbeitsmarktes mit weiblichen Kräften, resp., daß diese nach 

20) Vgl. hierfür passim die sZeitschrift für weibliche Handlungsgehilfens; 
außerdem: Archiv für Frauenarbeit, 1. September 1915. (Die »\Verdrängunge« 
der Männerarbeit durch Frauenarbeit von Dr. Silbermann, S. 125/179) 

20a) Soziale Praxis, r. VII. 1915. 

HI Deutsche Handelswacht, 5. VIII. 1915. 
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dem Krieg wünschen werden, in ihren Stellungen zu verbleiben PI. 
Diese Befürchtungen und Wünsche haben sich zu praktischen Vor- 
schlägen bisher nicht verdichtet Zei — sie wären auch schwer zu for- 
mulieren. Jedenfalls deutet sich hier schon ein schwieriges Detailprob- 
lem der Lage auf dem Arbeitsmarkte nach dem Kriege an (auch für 
gewerbliche Arbeiter). Die Bemühungen, den Arbeitsnachweis in der 
einen oder anderen Weise (als pariätischen oder Verbandsnachweis) 
zu zentralisieren, erfahren durch die zu erwartenden Schwierigkeiten 
nach dem Kriege eine Intensivierung. Da aber die Nachweisorganisa- 
tion nur Stellen besser vermitteln, aber nicht schaffen kann, werden 
schon jetzt aus den Kreisen der Handlungsgehilfen Stimmen laut, daß 
sich die Handelskammern nötigenfalls mit allen Kräften darum be- 
mühen sollten, auch für stellenlose Handelsangestellte Notstands- 
arbeiten in Aussicht zu nehmen °% ). 


Jdeologien. 


Noch einige Worte seien den Anschauungen gewidmet, welche in 
den Angestelltenverbänden über den Krieg und die Wirkungen des 
Krieges auf die sozialen Verhältnisse zu finden sind. Die Haltung der 
einzelnen Verbände steht im Zusammenhang mit den Prinzipien, welche 
sie vor dem Kriege bereits vertreten haben. Die gemäßigten Organi- 
sationen nehmen den Burgfrieden beifällig auf. Sie weisen darauf hın, 
daß sie nichts umzulernen und nichts zuzulernen brauchen, und sie 
legen großen Wert auf die Brüderlichkeit nach dem Kriege ®). Hin- 
gegen erwarten sie, ihrer gewohnten Haltung nach, keine grundlegenden 
Veränderungen vom Kriege, betrachten die Wirtschaftsmaßnahmen 
des Reiches als Kriegsmaßnahmen, welche aus dem abnormen Kriegs- 
zustand folgen. Das gesunde Wirtschaftsleben werde zu den früheren 
Formen zurückkehren 291. Alles, was sie vom Krieg und nach dem 
Kriege erwarten, bewegt sich demgemäß im Rahmen der herkömm- 
lichen Sozialpolitik: sie wünschen intensivere innere Kolonisation ®), 
Stärkung des inneren Marktes. Und sie warnen vor einer Stärkung 


— u. lm 1. 


„2, Verbandsblätter, September 1915. 

#22) Auch die Haltung des Zentralverbandes der Handlungsgehilfen in dieser 
Frage ist — den sachlichen Schwierigkeiten entsprechend — durchaus unklar. 
Er ist der Meinung, daß salle donnernden Proteste gegen die Frauenarbeit bisher 
diese nicht zu beseitigen vermocht haben«, und sdaß daher männliche und weib- 
liche Handlungsgehilfen gemeinsam organisiert werden müßten« Gleichzeitig 
aber erklärt er, daß essselbstverständlichs«s als Regel von jedem Ge- 
schäftsinhaber verlangt werden müsse, »daß er seinen Angestellten, der wegen des 
Kriegsdienstes scine Stellung aufgeben mußte, nach der Entlassung vom Hee- 
resdienst wieder aufnimmts, also zwei widersprechende Anschauungen (Hand- 
lungszehilfenzeitung, 15. IX. 1915), besonders wenn man für die Zeit nach dem 
Kriege mit Massenandrang der zurückflutenten Kriegsteilnehmer rechnet. 

Sib) Soziale Praxis, 15. VII. 1915. 

#3) Verbandsblätter, Oktober 1914. 

%) Verbandsblätter, November 1914. 

#5) Ebenda, November 1915. Hier Acußerungen über Schaffung von Krieger- 
heimstätten. 
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der Bestrebungen, welche vom »Kartell der schaffenden Stände« vertre- 
ten werden °$). 

Sind hier die Erwartungen und Wünsche allgemein gehalten, so 
deutet sich in Ausführungen des »Handelsstandes« (Organ des Vereins 
für Handlungskommis von 1858, einer der konservativsten Verbände) 
schon etwas wie ein Programm für die Zeit nach dem Kriege an 9”). Sie 
lehnen den Staatssozialismus ab, sie erhoffen Eingriffe des Staates zu 
Gunsten der Handlungsgehilfen, und erwarten Maßnahmen, welche 
I. den Zurückkehrenden etwa einen gleichwertigen Platz 
wie vor dem Kriege verschaffen könnten. Hierzu müßten die 
Hilfskräfte, welche die Arbeitsstellen der einberufenen Männer ein- 
nehmen, losgelöst werden, damit sie nicht dauernd den früheren Krie- 
gern das Brot nehmen. Der Verein für Handlungskommis hofft, daß 
die Handelsvertretungen, z. B. der Handelstag, in diesem Sinn auf 
seine Mitglieder einwirken könne; 2. dem Handlungsgehilfenstand die 
Position zwischen Selbständigen und Handarbeit erhalten könnten. 
Dazu wäre insbesondere Anpassung der Löhne an die Teuerung not- 
wendig. Die Schwierigkeit liege darin, daß ein allmähliches Ansteigen 
der Löhne zur Aufrechterhaltung der Lebenshaltung genüge. Nach 
dem Kriege aber sei eine sprunghafte Steigerung der Gehälter 
das einzige Mittel, um eine Lebenshaltung wie sie vor dem Kriege ge- 
geben war, und damit die soziale Position der Angestellten zwischen 
Unternehmern und Arbeitern zu ermöglichen. 

Neben der gehobenen, durch den Krieg bedingten Stimmung, 
macht sich daher häufig der Druck der Lage, die bange Ungewißheit, 
wie sich nach dem Kriege die Verhältnisse gestalten würden, geltend. 
So u. a. auch in den Ausführungen des »Deutschen Bankbeamten«. 
Dieses Organ verlangt unter Hinweis auf die großen Gewinne und die 
Machtsteigerung der großen Unternehmungen, welche sich im Kriege 
und für den Krieg nur noch besser organisiert und verständigt hätten, 
eine Beseitigung der bisherigen autokratischen Betriebspolitik. Und 
zwar soll gegen diese ineinerÄnstellungspflicht der großen, 
durch den Krieg erstarkten Unternelimungen ein Gegengewicht ge- 
schaffen werden. Diese Anstellungspilicht ist so gedacht, daß nach 
einer gewissen Dienstzeit ein selbsttätiges Aufrückungsverhältnisneben 
Unkündbarkeit und Pensionsfähigkeit festgelegt wird also Schaf- 
fung einer privaten Beamtenschaft frei. Diesen für die Angestellten 
großer Unternehmungen speziell gedachten Schutzbestimmungen soll 
überhaupt stärkeres Eingreifen des Staates in der Wirtschaft, Staats- 
sozialısmus, parallel gehen (Forderung unserer Zeit ist ein weitge- 





ve) Vel Verbandsblätter, Oktober 1915. (Das »Kartell der schaffenden Stän- 
des faßt die geplante Wirtschaftsgemeinschaft zwischen Deutschland und Oester- 
reich-Ungarn so auf, daß die bestehenden Zölle zwischen Deutschland und Oester- 
reich-Ungarn als Vorzugszölle bestehen bleiben und gegen das Ausland 
durchwegs höhere Zölle festzesetzt werden sollen. Verbandsblätter, Sep- 
tember ı9r5). 

#%) Der Handelsstand, r. X. 1915. 

Tal Der deutsche Bankbeanite, 27. VIII. 1915. 
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hender Staatssozialismus«). Sie erblicken geradezu in der Realisierung, 
resp. Erzwingung des Staatssozialismus das »Ziel, für welches kein 
Opfer zu groß ist«. Wir finden also auch in dieser Organisation durch- 
aus die ihr angepaßte Kriegsauffassung: Realisierung ihrer Forderungen 
durch den Staat, Ueberführung der Angestellten in wirklich ge s1- 
cherte Mittelstandsposition, Rezulierung der Wirtschaft — also 
ökonomische Ziele als Zweck des Krieges, aber diese ganz radikal (ihrer 
ökonomischen Seite nach) formuliert, und darauf vertrauend, daß die 
»Logik der Entwicklung« sie realisiert. 

Ganz anders wieder klingt es aus den Organen derjenigen Ver- 
bände, welche auf intensiv nationalem Boden stehen und seit jeher 
die Beteiligung Deutschlands an der Weltpolitik auf ihr Pro- 
gramm gesetzt hatten. DerdeutschnationaleHandlungs- 
gehilfenverband, der ja über eine sehr entwickelte Ideolo- 
gie verfügt und daher eine ganz feste Stellung zum Krieg hat, 
begrüßt den Krieg ®) (im Gegensatz zu den anderen Organisationen, 
welche ihn doch auch als schwere Prüfung und Unglück empfinden) 
als Ende eines »faulen Friedens«, als Erlösung von aller »Fremd- 
tümelei.« »Gar zu genußreich lebte es sich schon im deutschen 
Lande. Zeichen der Verweichlichung und Entartung machten sich 
schon überall bemerkbar«. Aus dieser Stimmung heraus wird »das 
mächtige Aufflammen des deutschen Idealismus, das wir erleben durf- 
ten, als ein dauernder und sicherer Besitz unseres Volkes« erhofft ®). 
Nicht »satte Zufriedenheit und feiste Bequemlichkeit« dürfe das Volk 
wieder einlullen und die Ziele in materieller Wohlfahrt verschwimmen 
lassen. Der Krieg solle »die deutsche Weltstellung bringen, resp. vol- 
lenden.« »Wir erstreben keine Weltherrschaft nach dem Muster der 
britischen, unser Recht auf Herrschaft gründet sich auf die großen sitt- 
lichen Mächte, die wir der Menschheit in ihrer Entwicklung zu geben 
haben. Unsere 70 Millionen Deutschen brauchen Raum und Nahrungs. 
Das Hinausschieben der Grenzen sei nur »zu gründen auf die geistigen 
Güter, die wir für die Menscheit verwalten.« Weitere Folge des Krieges 
müsse sein: Wiederbelebung und Erhaltung des deutschen Gedankens, 
eine »höhere Flutwelle der Menschenliebe« 1901. Diese mehr allgemeinen, 


#8) Deutsche Handelswäacht, 5. IX. 1914. 

») Ebenda, 20. XII. 19134. 

100) Allerdings finden sich dann auch wieder etwas anders gewendete und 
formulierte Auslassungen, in welchen geradlinige, imperialistische Machtpnlitik 
vertreten wird, deren Ausprägung ein spezifisch sdeutsches Wesen« vermissen läßt. 
Da wird dann verlangt, daß das deutsche Volk Weltpclitik treibt, deren Grund- 
lagedieM acht sei, und es wird hingewiesen sauf eherne Gesetze für das Werden 
und Vergeben des Volkes« — »Gerechtigkeit, Duldsamkeit und Menschenliebe 
sind schöne Menschheitsideale, aber zum Leitstern des geistigen Lebens eines Welt- 
volkes gemacht, führen sie zur Schwäche und zur Verweichlichunge. In Deutsch- 
land werde Chauvinismus mit \Welteroberungsplänen ohnedies nie zur Herrschaft 
gelangen, die Gefahr liege in der entgegengesetzten Richtung: Verwirklichung 
des allgemeinen Menschheitsgedankens. Diesen aber gäbe es nich;, sonden nur 
in der Ausprägung einer Nation sei Natur, sei Charakterbildung, Aufwärtsent- 
wicklung der Menschheit möglich. Dies erfolgt also im Nationalstaat, 
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einer gehobenen Stimmung entsprechenden Hoffnungen führen zu 
einer optimistischen Beurteilung der Zustände und Gesinnung im 
Lande. Die Erscheinungen des Lebensmittelwuchers, ja selbst die 
Lieferungen ins feindliche Ausland (Drehbänke nach Rußland) sind 
aus diesem Gesichtspunkt heraus nur »Schatten«, die „den ganzen Bau 
nicht gefährden« können 1911. 

Da sich die ganze Entwicklung zum Krieg und im Kriege aus 
dem Gedankenkreis dieser Organisation interpretieren läßt, so sind 
sie auch voll Hoffnung für die Z>it nach dem Kriege, für welche sie 
eine radikale Sozialpolitik (namentlich Bodenreform) erwarten und 
fordern. Der Ausspruch des Kommerzienrats Haberland in der Gene- 
ralversammlung einer großen Berliner Terraingesellschaft: daß nach 
dem Kriege eine Steigerung der Wohnungsmieten eintreten werde, 
gibt ihnen Veranlassung, 'auszurufen: »Haben unsere Krieger in Ost 
und West und auf den Meeren für höhere Mieten und für Millionenge- 
schenke an die Bodenspekulanten gekämpft, entbehrt und geblutet ?« 
So treten sie deshalb für eine besondere, der Bodenspekulation unan- 
greifbare Besitzreform ein 1%). 

Ist diese nationale Organisation voll des Optimismus und erhofft 
sie nıch dem Kriege eine nationale, in großen Dimensionen arbeitende 
Sozialpolitik — (sie vermeidet es, hierbei die Punkte zu berühren, 
welche sie möglicherweise zu einer Revision mancher Anschauungen 
füh en müßten: insbesondere Verhalten zum Sozialismus, zur Frauen- 
und zur Judenfrage) — so finden wir die entgegengesetzten Anschau- 
ungen bei der Organisation, welche auf dem Boden des Sozialismus 
steht. Der Zentralverband der Handlungsgehilfen gehört zu denjeni- 
gen gewerkschaftlichen Organisationen, welche der künftigen Ent- 
wicklung skeptisch gegenüberstehen; er zitiert mit Vorliebe die Ge- 
werkschaftsorgane, welche eher eine Hinneigung zur Opposition im 
sozialistischen Lager zeigen 1%). Er betont die Unmöglichkeit, ein 


dessen erste Lebensbedingung völlige Unabhängigkeit, deren Wahrung aber nur 
möglich ist bei der notwendigen Macht und dem ständigen Entschluß, sie zu 
gebrauchen. Ein Treitschkesches Zitat (»Der Staat ist keine Akademie der schö- 
nen Künste; wenn er seine Macht vernachlässigt zu Gunsten der idealen Bes*re- 
bungen der Men chheit, so verleugnet er sein Wesen und geht zu Grundes) zeigt, 
dab hier Gedankengänge vertreten werden (Deutsche Handelswacht, 5. XI. 
1915), die auf keine andere, im Kriege gewonnene Auffassung hinweisen. Nament- 
lich die Betonung des Nationalstaates und des Herrschaftswillens ist das Symp- 
tom für (weit verbreitete) Anschauungen, welche nicht auf Deutschland be- 
schränkt sind und in dem Kriege die Bestätigung dafür sahen, daß die sehernen 
Gesetze« des Geschehens, der Drang nach staatlicher Expansion letzten und b e- 
jahenswerten Inhalt der Geschichte bilden — Anschauungen, die sich 
restlos mit den von diesen Strömungen als brutal charakterisierten Auffa 'sungen 
in der ausländischen politischen Literatur de ken (z.B. mit Homer Lea, des 
britischen Reiches Schicksalsstunde). — 

101) Ebenda, 5. II. 1915. 

10.) Ebenda, 5. V. 1915. 

10) Handlungsgehilfenzeitung, 17. II. 1915, zitiert den Artikel » Moderne 
Geiselbrüder« im »Fabrikarbeiter«e (Vgl. hierzu auch Chronik, Archiv Bd. 39, 
S. 638). 
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modernes Volk niederzuringen, und spricht sich für den Frieden aus, 
»der kein Volk demütigt, die Freiheit aller Völker wahrt.« 1%) Bei der 
vorwiegenden Betonung der ökonomischen Gesichtspunkte weist er 
auf die Sinnlosigkeit von modernen Kriegen aus wirtschaftlichen 
Gründen hin 1%), auf die Schwächung aller kriegführenden Staaten 


(vor allem Englands und Deutschlands), sodaß der Vorteil eines Krie- 


ges nicht dem Sieger, der auch erschöpft werde, sondern »den lachen- 
den Dritten, namentlich den Vereinigten Staaten von Nordamerika+ 
zufallen werde. Diese ökonomisch schwierigen Verhältnisse, nebst 
dem Glauben, daß die Unternehmerschaft nach dem Kriege mindestens 
ebenso als zuvor ein Hemmnis für den Aufstieg der Angestellten- 
verbände werde 1%), führt den »Zentralverband« im Wesentlichen zu 
einer pessimistischen Auffassung. So sehen wir, daß auch bei den An- 
gestelltenverbänden (wie bei den Unternehmerorganisationen und den 
Gewerkschaften) die Ansichten über den Krieg sich in das Gefüge der 
Ideologie der Verbände restlos einordnen lassen. 


Die Organisationen der technischen Angestellten. 


Im großen Ganzen deckt sich die Situation der technischen An- 
gestellten mit der Lage der Handlungsgehilfen. Die Mitgliederbewe- 
gung wies vor dem Kriege auf ein allmähliches, wenngleich nicht stür- 
misches Vorwärtsdringen des Organisationsgedankens hin. Soweit 
Daten für die Zeit während des Krieges vorliegen (siehe oben) kann 
man im Wesen (vom Bund der technisch-industriellen Beamten abge- 
sehen) mit einem stationären Zustand rechnen. Gewiß wird die Zahl 
der Verbandsangehörigen nach dem Kriege etwas geringer sein. Aber 
auch hier kann der Fortbestand der Verbände im Wesen auch für die 
Zeit nach dem Kriege in annähernd gleicher Stärke als gesichert be- 
trachtet werden. Das kann man schon aus dem Interesse abnehmen, 
welches die im Felde stehenden Verbandsmitglieder an den Geschicken 
der Organisation zeigen. 

Wie tief der Einfluß des Krieges reicht, können wir auch bei den 
Technikerverbänden nicht fortlaufend (im Gegensatz zu den Arbeiter- 
organisationen) feststellen. Nur soviel ist sicher, daß der Werkmeister- 
verband, in welchem ja die älteren Mitglieder numerisch eine weit- 
aus größere Rolle spielen, als in allen übrigen Verbänden, die gering- 
sten Einbußen erlitten hat. Schätzungsweise standen nach dem ersten 
Kriegsjahre ca. 10.000 Werkmeister im Feld 19”), das sind also nur ca. 
15% der Mitglieder. Hingegen nimmt der Technikerverband an (auch 
hier fehlen genaue Angaben), daß von seiner Mitgliedschaft 40%, zu 
militärischer Dienstleistung herangezogen wurden 1%). Von den Mit- 


104, Handlungsgehilfenzeitung, 28. IV. 1915. 

105) Ebenda, 29. IX. 1915. (»Die falsche Rechnunge. 

106) Jbenda, 27. X. 1915 über die Förderung der gelben Arbeiterbewegung 
während des Krieges und nach demselben. 

107) Werkmeisterzeitung, 8. X. 1915. 

108) Deutsche Technikerzeitung, 3. IV. 1915. 
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gliedern des Bundes der technisch-industriellen Beamten standen zu 
Ende 1914 10184, das sind auch ca. 40%, unter den Fahnen 1%). In 
allen diesen Verbänden mag sich die Ziffer späterhin erheblich erhöht 
haben. 

Die ungünstigen Einwirkungen des Krieges wurden von den Ver- 
bänden im Voraus überschätzt: darauf deuten die Maßnahmen zu 
Beginn des Krieges hin. Bloß der Werkmeisterverband 
hielt infolge seiner Alterszusammensetzung an dem Unterstützungs- 
system fest. Er beschloß, die Notlagen- und Stellenlosenunterstützung 
weiter zu bezahlen und stellte hierfür einen Betrag von 2 Millionen 
zur Verfügung "!%). Auch bildete er einen Kriegshilfsfonds, zu wel- 
chem die Beamten 5, die Mitglieder der Geschäftsstelle I0% des Ge- 
halts beitragen. Hingegen beschloß der Deutsche Technikerver- 
band ii, daß für Kriegsdauer zunächst die Stellenlosenunter- 
stützung und Darlehen in Wegfall kommen und das Sterbegeld nur 
in Lé der bisherigen Höhe bezahlt werden solle. Aus freiwilligen Bei- 
trägen der Mitglieder wurde ein Unterstützungsfonds für die Angehö- 
rigen gebildet. Am weitesten ging der Bund der technisch- 
industriellen Beamten*. Er stellte sämtliche Leistungen 
des Verbandes ein (also auch die Gemaßregeltenunterstützung), und 
bildete nur eine freiwillige Kriegsspende der Mitglieder, zu der er zu- 
nächst (und weiterhin auch monatlich) 5000 M. beisteuerte. Die Be- 
amten verzichteten auf Y, des Gehalts, die entbehrlichen Verbands- 
angestellten wurden entlassen 1182), die Verbandszeitschrift einge- 
schränkt und der Ekkehard (das Jugendlichenblatt) sowie das » Jahr- 
buch der Angestelltenbewegung« eingestellt. Derdeutsche Stei- 
gerverband, der ja im Wesen durch sein Organ repräsentiert 
war, suspendierte dieses, da der Herausgeber ins Feld rückte 114). 

Diese Vorsichtsmaßregeln wurden späterhin teilweise wieder auf- 
gehoben, also die Unterstützungssätze wieder hergestellt. So nament- 
lich im deutschen Technikerverband, welcher später das Sterbegeld!!°), 
die Solidaritäts- und Gemaßregeltenunterstützung wieder her- 
stellte und auch die Stellenlosenunterstützung im halben Betrag ein- 
führte 16). Hingegen beharrte der Bund der technisch industriellen 
Beamten weiterhin auf seinen Beschlüssen, die ja auch in der Folge- 
zeit zu einem schweren Konflikt führten. 





109) Ebenda, 20. VIII. 1915. 

110) Werkmeisterzeitung, 7. VIIL. 1914. 

111) Deutsche Technikerzeitung, 22. VIII. 1914. 

112) Industriebeamtenzeitung, 4. VIII. 1914. 

113) Diese Maßnahme ist ein deutliches Symptom für eine gewisse Hyper- 
trophie der Verwaltung in dieser Organisation. 

114) Werkmeisterzeitung, 11. IX. 1914. 

118) Deutsche Technikerzeitung, 31. X. 1914. Die Wiederherstellung des 


Sterbegeldes wurde mit rückwirkender Kraft ausgestattet, so daß überall dort, 
wo nur 14 des Sterbegeldes ausgezahlt worden war, der Rest noch zur Nachzah- 
lung gelangte. 


116) Deutsche Technikerzeitung, 6. II. 1915. 
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I Ueber de Lage des Arbeitsmarktes für technische 
Angestellte kann nicht so eingehend berichtet werden, da die Tech- 
nikerverbände nicht über so ausgedehnte Stellenvermittlungseinrich- 
tungen, wie die kaufmännischen Organisationen verfügen. 

Da außerdem noch die Statistik der einzelnen Verbände für die 
Kriegszeit außerordentlich lückenhaft ist (durch den Wegfall der Ar- 
beitslosenunterstützung entfiel auch die Möglichkeit, die Zahl der Ar- 
beitslosen einwandfrei festzustellen), so seien nur die allgemeinsten 
Ziffern mitgeteilt, die sich zum erheblicheren Teil auf Werkmeister be- 
ziehen. Daher sind die Angaben wahrscheinlich für die erste Zeit des 
Krieges zu günstig, da ja die Werkmeister am ehesten in größerem 
Umfang als die anderen technischen Angestellten im Besitz ihrer Stel- 
lung geblieben, resp. früher wieder eingestellt worden sein dürften. 

Nach dem Reichsarbeitsblatt stellt sich die Entwicklung der Ar- 
beitslosigkeit in den Technikerverbänden folgendermassen dar !). 


Auf je too Mitgliederentfallen Stellenlose am letzten Tag des Vierteljahres bei der 


1913 1914 1915 
Stellen- Stellenver- Stellen- srelenver- Stellen- srellenver- 
Quartal losenver- losenver- : losenver- ; 
S mittlung mittlung mittlung 
sicherung sicherung sicherung 

I. — — 0,4 0,5 0,22 0,41 
2. — — 0,4 0,6 0,10 0,17 
3. 0,3 1,5 1,20 0,55 0,12 0,10 
4. 0,5 0,4 1,03 0,18 — = 


Der allgemeine Charakter des Arbeitsmarktes für technische An- 
gestellte unterscheidet sich demnach in nichts von der Situation für die 
Handlungsgehilfen. 

Die Analogie zu den kaufmännischen Angestellten erstreckt sich 
auch auf die Gehaltsentwicklung der Techniker. Auch hier 
zu Beginn des Krieges Fürsorgemaßnahmen einiger Unternehmungen 
auf der einen Seite, Panik und massenhafte Entlassungen von 
Angestellten auf der andern Seite. Auch hier die allmähliche Beruhi- 
gung des Arbeitsmarktes, und der Versuch der industriellen Unterneh- 
mungen, an den Gehalten der Angestellten zu sparen, sie knapper als 
in Friedenszeiten zu bemessen, oder späterhin die Anpassung an die 
steigende Teuerung zu unterlassen !18). Eingehende Erhebungen über 
die Gehaltsentwicklung während des Krieges finden wir in den Tech- 
nikerverbänden nicht. Hier fehlen in erster Linie die Anhaltspunkte, 
welche aus den Ergebnissen der Stellenvermittlung für die Entwicklung 

der kaufmännischen Gehalte gewonnen werden können. Aber auch 
Umfragen in Mitgliederkreisen scheinen nicht veranstaltet worden zu 
sein. Darum ist auch hier von Aktionen gegenüber den Unternehmern 
(die bei den kaufmännischen Angestellten ziemlich hä ufig sind) kaum 
die Rede. Auch aus den kurzen Berichten über die Verbandstätigkeit 


117) Reichsarbeitsblatt, Oktober 1914, Januar, April, Juli, Oktober 1915. 
118) Vgl. für die erste Zeit des Krieges: Werkmeisterzeitung, 14. VIII. 1914 
und 11. IX. 1914. 
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während des Jahres 1914 und bis tief in das Jahr 1915 hinein ist über 
derlei Aktionen nichts zu erfahren 119), 

So haben auch hier die größte Rolle Eingaben bei den militärischen 
Behörden gespielt, welche jedoch — wie von Seite der technischen An- 
gestellten selbst hervorgehoben wird — zu keinem beiriedigenden Er- 
folge führten. Die »militärische Sozialpolitik« habe sich in erster Linie 
auf die Arbeiter, weniger auf die Angestellten erstreckt 12°). 

Aus der Situation, wie sie sich während des Krieges gestaltet hat, 
lassen sich schwer Anhaltspunkte für die Entwicklung der Friedenszeit 
gewinnen. Die Schwierigkeiten, welche die Angestelltenverbände mit 
der Aufrechterhaltung der Unterstützungen hatten, und die scharfe 
Mißbilligung aus Mitgliederkreisen, wenn die Leistungen der Verbände 
eingeschränkt werden mußten, haben auch in Gewerkschaftskreisen 
die Anschauung hervorgerufen, die Angestelltenverbände sollen mehr 
als bisher den Wohlfahrtszweck berücksichtigen. Wenn dieser Gesichts- 
punkt durchschlagend anerkannt werden sollte, würde er zur Steige- 
rung der Beiträge und Entwicklung der Organisationen in der Richtung 
der älteren Verbände (eben des Werkmeisterverbandes mit seinem aus 
gebreiteten Unterstützungssystem) führen. Gleichzeitig müßte die 
Interessenvertretung gegenüber den Unternehmern etwas zurück- 
treten. 

Der Krieg wird außerdem wahrscheinlich auch die Tendenzen 
nach Einschränkung der Verwaltungskosten steigern. Diese sind tat- 
sächlich ziemlich erheblich. Darüber unterrichtet folgende Zusammen- 
stellung: E: verausgabten im Jahre 1914 für 

Verwaltungskosten !?!) Unterstützungen 


Deutscher Werkmeisterverband !??) ca. 164 000 M. 544 000 M. 
Deutscher Technikerverband #?3) > 440000 NM 173 144 000 M. 
Bund der t.-ind. Beamten 123) 314 000 M. 21°6) 128000 M. 


Das geht weit über die Sätze hinaus, welche auch in den kleineren 
(und daher teurer arbeitenden) Gewerkschaften vorkommen. Und 


119) Vgl. Deutsche Technikerzeitung, 21. VIII. 1915. Von ganz vereinzelten 
Aktionen (zwei wegen Verkürzung der Kündigungsfrist und Gehaltskürzungen) 
ist im Jahresbericht des B. d. t. i. B. die Rede (Industriebeamtenzeitung, 6. VIII. 
IQI5). 

120) Vgl. hierzu; »Werkmeister und Privatangestellte im Wirtschaftsleben 
während des Krieges« (Schriften des deutschen Werkmeisterverbandes, 1915, 
S. 8 ff.). 

141) Darunter sind auch Agitationskosten und Kosten des Vereinsorgans 
inbegriffen. 

188) Werkmeisterzeitung, 7. V. 1915. 

123) Deutsche Technikerzeitung, 16. X. 1915. 

124) Darunter ca. 100000 M. Zeitschrift die blossen Verwaltungskosten« 
323 coo M. 

135) Deutsche Industriebeamtenzeitung, 20. VIIL. 1915. 

126) Darunter ca. 54 ooo M. für Schriftwesen. Die sreinen Verwaltungskostene 
betragen hier nach Rechnungsabschluß für 1914 (also ohne Schriftwesen, Agi- 
tation usw.) 242 cooM. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 41. 2 39 
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wenngleich die Anforderungen der Mitglieder an die Verwaltung bei 
den Angestelltenorganisationen höheı sein mögen, als in den Gewerk- 
schaften, so wird doch die Einstellung, resp. radıkale Einschränkung 
der Unterstützungen ım Kriege möglicherweise das Verlangen nach 
Verbilligung der Verwaltung steigern. Das ist dann für die Organisatio- 
nen mit Erschwerung der Agitation und der direkten sozialpolitischen 
Arbeit gleichbedeutend. 

Vielleicht drängt die schwierige Situation, in welche die Verbände 
durch den Krieg geraten sind, und die nach dem Kriege zu erwartende 
Lage des Arbeitsmarktes und die Notwendigkeit geschlossenen Vor- 
sehens gegenüber den Unternehmern zu einem Zusammenschluß der 
Verbände. Wie aus dem Jahresbericht des Werkmeisterverbandes her- 
vorgeht, schweben derzeit Verhandlungen zwischen dem Werkmeister- 
und dem deutschen Technikerverband wegen Gründung eines »sozialen 
Kartells der technischen Berufsverbändes,die vom deutschen Techniker- 
verband ausgingen 177). Sie reichen ın den Anfang des Jahres 
zurück und scheinen durch den Krieg nicht unterbrochen worden zu 
sein. \Wieweit ein solcher Zusammenschluß gedacht ist, ist aus den 
spärlichen Andeutungen nicht zu erschließen. Es handelt sich aber 
wohl zunächst nicht um eine völlige Verschmelzung, sondern nur um 
ein Zusammentreten für gemeinsame Aktionen. Allerdings könnte dies 
der Ausgangspunkt eines engeren Verbandes werden. Der Konflikt im 
Bund der technisch-industriellen Beamten mag eine solche Vereini- 
gung beschleunigen, weil dadurch ein Attraktionszentrum für fluk- 
tuierende Mitglieder geschaffen werden könnte. Die Vereinigung mit 
dem oder der Anschluß an den Werkmeisterverband würde matürlich 
für den deutschen Technikerverband eine Rückkehr zu den konserva- 
tiven Traditionen bedeuten. Größere Bedeutung aber als solchen hie 
und da auftauchenden Tendenzen kommt der Spaltung im Bund der 
technisch-industriellen Beamten zu, die nun noch erÄrtert sei. 


Organisationsprobleme und Spaltung im Bund der technisch- 
industriellen Beamten. 


Eine erhebliche Bedeutung in der Entwicklung der Technikerver- 
bände kommt einem Konflikt zu, der zu einer Spaltung im Bund der 
technisch-industriellen Beamten führte. Dieser Verband ist, wie aus 
den früheren Chronikabschnitten über Angestelltenbewegung hervor- 
geht 128), eine streng gewerkschattliche Organisation, welche sich im 
Wesen von den freien Gewerkschaften nur durch den Mangel der sozial- 
istischen Ideologie, also die stärkere Betonung der »Neutralitäte unter- 
scheidet. Der Bund der technisch-industriellen Beamten hat zweifellos 
stark dazu beigetragen, die Standesbewegung der Angestellten allmählich 
in die Bahnen einer Klassenorganisation zu bringen. Seiner 
Vergangenheit und seinem Programm nach muß ihm die Wahrneh- 
mung der Interessen gegenüber den Unternehmern, die Festigung der 


127) WWerkmeisterzeitung, 8. X. 1915. 
1284) Vgl. Archiv Bd. 31, S. 243 ff. 
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sozialen und ökonomischen Politik der Angestellten als Schicht in ers- 
ter Linie stehen. Unterstützungen der Mitglieder können darnach 
(wie bei den Arbeitergewerkschaiten) nur insoweit in Frage kommen 
und eine erhebliche Rolle spielen, als hierbei gewerkschaftliche Inter- 
essen im engeren Sinn mitberührt sind (z. B. Arbeitslosen-, Gemaß- 
regeltenunterstützung usw.). Tatsächlich hat bisher die Stellenlosen- 
unterstützung im Bund eine sehr beträchtliche Rolle gespielt 129). Im 

Jahre 1913 war sie z. B. 30 mal so huch als die Gemaßregeltenunter- 
stützung (für welche 3000 M. ausgegeben wurden). Auch die streng 
gewerkschafflichen Ziele wurden also im Pund der t. i. B. (da Arbeits- 
k impfe technischer Angestellter ja immerhin sehr selten sind) im We- 
sen durch Unterstützung erreicht, abgesehen von direkten 
Aktionen, Vorstellungen an die Unternehmungen, die aber wie erwähnt, 
doch — im Vergleich zu den Gewerkschaften —sehr selten zur solida- 
rischen Kündigung, zum Ausstand führten. Es darf daher nicht wun- 
dernehmen, daß der B.t. i. B. im Bewußtsein seiner Mitglieder in erster 
Linie eine große Unterstützungsorganisation war, die natürlich streng 
gewerkschaftliche Grundsätze und einen starken Radikalismus gegen- 
über der Unternehmerschaft zeigte, aber diese Position doch selten durch 
sdirekte Aktion« zum Ausdruck brachte. Die Stellenlosenunterstützung 
spielte auch in der Agitation des Bundes die Hauptrolle (wie Dei allen 
Angestelltenverbänden) und ist ja auch für diese Schichten bei der 
zeitweise ganz außerordentlich lange dauernden Stellenlosigkeit von 
ausschlaggebender Bedeutung 139). 

Die Unterstützung von Mitgliedern in Fällenindividueller 
Notlage (oder solcher Notlage, die als individuelle in Erscheinung tritt, 
wie Arbeitslosigkeit, wenn sie auch soziale Gründe hat), war also wie bei 
den übrigen Angestelltenverbänden das stärkste Band, welches die Mit- 
glieder mit ihrer Organisation verknüpfte, trotzder grundsätzlich 
anderen Haltung des Bundes in den Fragen des Arbeitsverhältnisses, und 
trotz der Bereitwilliskeit, unter Umständen auch einen Angestellten- 
streik durchzuführen. Darum bedeuten in dieser Organisation diese Un- 
terstützungen realiter mehr, als in den Arbeitergewerkschaften. Bei 
Kriegsausbruch hielt der Vorstand die finanzielle Situation, die drohende 
Arbeitslosigkeit und Notlage der Mitglieder für so umfangreich, daß 
er (ohne sich hierfür auf eine Bestimmung der Satzungen stützen zu 
konnen) sämtliche Unterstützungen suspendicrte Il). Er hielt dies für 


129) Vgl. z. B. Bericht zum 9. ordentlichen Bundestag d. t. i. B. Berlin 1913, 
S. 10/11. Im Jahre trotz betrug die Stellenlosenunterstützung Bo ooo M., alle 
Unterstützungen insgesamt betrugen ca. r14 000 M. (Industriebeamtenzeitung, 
16. I. 1914). 

130) Im Jahre 1913 betrugen die Aufwendungen für Unterstützungen ins- 
gesamt 113 867 M., Unsere Stellenlosenunterstützung 89 131 M., Solidaritäts- 
unterstützung 426 M., Gemaßrvgeltenunterstützung 3094 M., Hinterbliebenen- 
unterstützung 5070 M., Notfallunterstützung 15 544 M., (Bericht und Abrechnung 
fürs Jahr 1913, Heft 34 der Schriften d. Bd. d. t. i. B. S. 63). Dies bei ca. 870000M, 
Gesamtauspaben 

131) IJndustriebeamtenzeitung 14. VITI 1914. Der Aufruf »An die Mit-. 

39° 
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notwendig, um die Existenz der Organisation zu sichern. Bloße 
Einschränkung des Betriebs (Kürzung der Gehalte, Entlassung ent- 
behrlicher Angestellter, Verringerung der Industriebeamtenzeitung 
in ihrem Umfang, Einstellung des Ekkehard, der Gaublätter, des Jahr- 
buches der Angestelltenbewegung 271. konnte nach Ansicht des 
Vorstands nicht ausreichen. Damit hat der B. t. i. B. zweifelsohne 
Maßnahmen getroffen, die in ihrer Rigorosität weit über die Ein- 
schränkungen hinausgingen, welche bei den Arbeitergewerkschaften 
vorgenommen wurden 1339). Und es mußten diese Maßnahmen auf 
die Mitglieder, so notwendig sie vom Gesichtspunkt der Organisa- 
tion aus gewesen sein mögen, umso stärker einwirken, als sie nicht 
in Form Rechtens beschlossen wurden und als damit alle prak- 
tisch wichtigen Leistungen der Organisation an die Mitglieder bei 
gleichzeitigem Fortbestehen der Beitragspflicht in Wegfall kamen. 
Denn die Lasten, welche der »Bund« gleichzeitig übernahm, konnten 
nicht als Leistungen empfunden werden. Hierher gehört die 
Befreiung der Kriegsteilnehmer von der Beitragspflicht bei Zählung 
der Kriegsmonate als Beitragsmonate (sodaß namentlich für die Zeit 
nach dem Krieg die Stellenlosenunterstützung auch an die Kriegsteil- 
nehmer, und zwar in erhöhtem Betrag, gezahlt werden muß); dieselbe 
Vorzugsstellung erhielten die während des Krieges Stellenlosen ein- 
geräumt. Etwas gemildert wurde endlich diese völlige Sperrung der 
Kassen durch eine Sammlung freiwilliger Spenden, zu welcher der Bund 
mit Kriegsbeginn 5000 M., und späterhin in der Regel monatlich den- 
selben Betrag zeichnete 1%). Damit suchte der Vorstand die Kriegs- 
unterstützungsausgaben zu kontingentieren, und dadurch den »Bund 
über die Kriegszeit hinüber lebensfähig zu erhalten, und die Wieder- 
aufnahme der Gewerkschaftsarbeit nach dem Kriege sicherzustellen«. 
Die Fürsorge im Kriege betrachtete er im Wesen als Aufgabe der Ge- 
samtheit, nicht der Gewerkschaft 13). 

Die Maßnahmen des »Bundes« gingen also viel weiter 
als in den übrigen Organisationen. Dazu mögen die schwierigen finan- 
ziellen Verhältnisse beigetragen haben, unter denen der Bund offen- 
bar arbeitete. Die Verwaltungskosten waren — wie bei einer jüngeren 
Organisation verständlich — noch außerordentlich hohe (namentlich 
Kosten für Agitation und Publikationen ; auch sollen die Anforderungen, 
welche die Mitglieder an die Exaktheit und das Funktionieren der Ver- 
waltung in allen Details stellen, sehr hohe sein); dazu kam die Belas- 
tung durch den Ankauf eines eigenen Hauses. So trug der Bund bei 


glieder« datiert vom 4. August, als ein wirklicher Ueberblick über die Menge 
der Einberufenen und der Stellenlosen wohl noch nicht gewonnen werden 
konnte. 

132) Das Jahrbuch der Angestelltenbewegung hat inzwischen wieder zu er: 
scheinen begonnen. 

183) Vgl. hierzu Archiv Bd. 40. S, 180 ff. 

134) Insgesamt von August 1914 bis März 1915; 45 000 M. (Bernh. Sandrock, 
Die Kriegsmaßnahmen des Bundes, No. 37, S. 11). 

1356) Industriebeamtenzeitung, 4. XI. 1914. 
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Kriegsbeginn einen weit größeren Zuschnitt als seinem momentanen 
Umfang entsprach, und es hätte einiger Jahre ruhiger Entwicklung 
bedurft, um den Rahmen zu füllen, der im voraus etwas groß bemessen 
worden war. Die Kriegskrise ist daher für diese Organisation viel be- 
drohlicher, als für die alten, eingewöhnten, mit großen Vermögensrück- 
lagen ausgestatteten Verbände. Und da die gewerkschaftliche Arbeit 
jedenfalls, wenn sie erfolgreich sein soll, einen finanziellen Rückhalt 
braucht, so ist es verständlich, wenn die Verwaltung bestrebt war, 
das ohnehin nicht sehr beträchtliche Vermögen des Bundes nach Mög- 
lichkeit zu konservieren zumal man bei Kriegsausbruch über die Zahl 
der Stellenlosen nur Mutmaßungen anstellen, insbesondere die Zahl 
der einberufenen Mitglieder oder der Austritte garnicht abschätzen 
konnte, | 

Im Bund standen also — abgesehen von einem monatlichen Bei- 
trag der Organisation per 5000 M. (in einem Monat wurden ro 000 M. 
für Kriegsunterstützungen bestimmt) nur die freiwilligen Beiträge zur 
Verfügung; der Bund sah — im Gegensatz zu manchen kaufmänni- 
schen Organisationen — davon ab, Zwäungsbeiträre für Kriegsunter- 
stützungen einzuheben. An solchen freiwilligen Kriegsspenden wurden 
vom August 1914 bis März IgI5 61 000 M. gesammelt, sodaß im gan- 
zen, mit dem Zuschuß des Bundes, 106 000 M. zur Verfügung standen. 
Hiervon sind in der gleichen Zeit: 37 000 M. für Stellenlosen- und 
31 000 M. für Familienfürsorge aufgewendet worden, zusammen 68 000 
Mark 1%). Die Aufwendungen steigen von Monat zu Monat, namentlich 
durch die Erhöhung der Ausgaben für Familienfürsorge. Wenngleich 
diese nur als Zuschuß zur staatlichen und kommunalen Unterstützung 
in Frage kommt (sie beträgt ab I. Januar 1915 je nach der Zahl der 
Kinder 6 — 22.50 M. monatlich), so beansprucht sie doch recht erheb- 
liche Beträge. Während man auf der einen Seite die Höhe der Unter- 
stützungen sehr herabmindern mußte, suchte man auf der andern Seite 
ihre Gewährung zu erleichtern. So wurde auf die Karenzzeit von einem 
Jahr verzichtet, und Unterstützung an alle Mitglieder, die vor dem 
Krieg dem Bund beigetreten waren. gewährt. Auch wurde die Zahlung 
nicht auf eine im voraus festgesetzte Frist von 3—4 Monaten einge- 
schränkt, sondern die Unterstützungen werden möglichst für die Dauer 
des Krieges bezahlt. 

Die Gewährung der Unterstützungen ist an den Nachweis der Be- 
dürftigkeit geknüpft, aus der Erwägung heraus, daB die Beitragenden 
sich selbst häufig in einer misslichen Lage befinden und daß bei der 
Knappheit der Mittel nur Personen unterstützt werden dürften, die 
nicht über ein Einkommensminimum verfügen. 

Diese Kriegsmaßnahmen sind es nun, welche zu tiefgehenden Dif- 
ferenzen und schließlich zur Spaltung innerhalb des Bundes führten. 
Man geht wohl mit der Annahme nicht fehl, daß die Ueberschreitung 
der Satzungen durch den Vorstand, die Enttäuschung der Mitglieder 
über die Sperrung der Kassen nur der Anlaß war, um tiefgehende Span- 


136) sDie Kriegsmaßnahmen des Bundese, S. 11/12. 
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nungen (z. T. persönlichen Konflikten entstammend) zum akuten Aus- 
bruch zu bringen. Sie fanden ihren ersten Ausdruck in Kundgebungen 
des ehemaligen Geschäftstührers des Bundes 137), die anfangs Dezember 
IgI4 an die Mitglieder zur Versendung gelangten, und an den Kriegs- 
maßnahmen scharfe Kritik übten. Darin wird auf das erhebliche Ver- 
mögen des Bundes hingewiesen, und zu beweisen gesucht, daß die An- 
nahmen über EE der Mitglieder und Stellenlosigkeit zu 
hoch gegriffen seien 138), und daß daher bei normaler Verwendung der 
eingehenden Beiträge sowie der Erhebung von Sonderheiträgen die 
Stellenlosenunterstützung ohne weiteres hätte aufrecht erhalten werden 
können. Das wäre aber gerade aus gewerkschaftlichem Interesse heraus 
außerordentlich erwünscht gewesen, da der Mangel einer Stellenlosen- 
unterstützung während des Krieges auf die Gehalte einen Druck aus- 
übe. | 

Die Meinungsverschiedenheiten innerhalb des Bundes — auf das 
Für und Wider der gegenseitigen Angriffe und Verdächtiyungen, die sich 
fortgesetzt übersteigerten !°?), seinicht näher eingegangen — führten zu- 
nächst zur Schaffung einer besonderen Gruppe innerhalb des Bundes, 
die unter dem Titel der »Selbstverwaltung« eine »Wiederherstel- 
lung der gewerkschaftlichen Bundeseinrichtungen und eine Leitung 
der Bundesgeschäfte im Sinn der Mitglieder« de Diese Selbst- 
verwaltung wurde von einem Vollzugsausschuß geleitet. Sie sollte nur 
innerhalb des Bundes tätig sein und sollte in diesem den eigent- 
lichen Kern der Organisation darstellen. Die der Selbstverwaltung an- 
geschlossenen Ortse gruppen und Mitglieder führten ihre Beiträge nicht 
mehr an die Zentrale, sondern an die »Selbstv erwaltung« ab und ver- 
traten ihre Anschauungen durch ein eigenes Organ, die »B un des- 
wacht« im Kreise der Organisationsmitelieder 4°), Die Tätigkeit 
dieser Selbstverwaltung war in erster Linie eine agitatorische; sie be- 
kämpfte die Politik des Vorstandes, möglichst an Stellenlosenunter- 
stützung zu sparen und sie In erster Linie für erwerbsunfähige 
Stellenlose als Unterstützung, sowie für die Angehörigen der im Felde 
stehenden Mitglieder zu verwenden !#). Eine solche Politik müsse das 
Vertrauen der Mitelieder zur Organisation erschüttern und das sei für 
die Organisation weitaus gefährlicher als eine finanzielle Schwächung. 


137) Lüdemanns »Kriegsbegriffe«. 

138) Die Leitung des Bundes hat späterhin zugegeben, daß sie sich in der Zahl 
der Stellenlosen »ganz gewaltig geirrt« habe. (Denkschrift für die Beratungen 
des 13. ordentlichen Bundestages; als Manuskript gedruckt, Berlin 1915, S. ai. 
Andererseits sei die Stellenlosigkeit bei den Mitgliedern des Bundes größer, als 
der durchschnittlichen Sıtuation des Arbeitsmarktes entsprechen würde: denn 
der Bund umfasse in erster Linie Bürobeamte, während der Bedarf der Industrie 
sich hauptsächlich auf Betriebsbeamte erstrecke. i»Die Kriegsmaßnahmen des 
Bundese«, S. 5). 

Ion Diese Differenzen im Bund sind übrigens ein Beweis tür die Schwierigkeit 
in Berufsorganisationen, demokratische Prinzipien restlos auch ın der Form zu 
verwirklichen. 

140) Bundeswacht, Kriegszeitung des B. d. t. i. B. 

141) Ebenda, 5. II. 1915. 
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Die vollen Kassen können nach dem Krieg nicht das mangelnde Ver- 
trauen ersetzen. Der Bund verwandele sich auf diese Weise in einen 
Wohltätigkeitsbetrieb und verlöre den gewerkschaftlichen Geist. 
Diese Sonderströmung innerhalb des Bundes machte, namentlich 
in Nord- und Westdeutschland, rasche Fortschritte. Im Februar um- 
faßte die Selbstverwaltung nach ihren Angaben bereits 35 Verwaltungs- 
stellen mit 4 500 Mitgliedern während des Friedens, und über 2 800 
Mitgliedern während des Krieges. Die Selbstverwaltung trachtete in 
erster Linie aus den einfließenden Beiträgen wieder die Stellenlosen- 
unterstützung einzurichten, und zwar wurden bald die Unterstützungen 
in voller satzungsgemäßer Höhe gewährt. Vom Frühjahr 1915 ab ge- 
winnt man den Eindruck, daß es nicht mehr diesachlichen Diffe- 
renzen sind, die in dem Konflikt an erster Stelle stehen. Denn die Stel- 
lenlosigkeit mußte bereits damals sehr erheblich abgenommen haben 
und man mußte für die nächste Zukunft mit einer weiteren Abnahme 
der Stellenlosigkeit ganz sicher rechnen, sodaß für den Bund die Wie- 
dergewährung der Unterstützungen nicht mehr mit einem großen fi- 
nanziellen Risiko verknüpft sein konnten. Hingegen hielt der Bundes- 
vorstand an seinen Beschlüssen fest, und die Opposition verlangte die 
Ersetzung des Vorstandes durch einen andern (im Wege eines Bundes- 
tages) und Wiederherstellung der Satzungen. Ohne auf das Weitere 
dieser sehr erregten Auseinandersetzungen noch näher einzugeben, sei 
erwähnt, daß der Bundestag (wohl in erster Linie auf das Treiben der 
Opposition hin) der für Ende April einberufen wurde, mit einer über- 
wältigenden Mehrheit die Maßnahmen des Vorstandes nachträglich 
billigte 1%). Die meisten in der Selbstverwaltung tätig wirksamen Mit- 
glieder wurden ausgeschlossen. Das Ergebnis wurde von dem Organ 
der Selbstverwaltung als ein »niederschmetterndes« bezeichnet !#), die 
Beschlüsse des Bundestags wurden als rechtsungültig erklärt, weil sie 
die Organisationsgrundsätze des Bundes umstoßen. Der Bund sei keine 
Gewerkschaft mehr, der Bund könne nicht mehr soziale Forderungen 
vertreten, da er selbst im höchsten Masse unsozial gehandelt habe 14$). 


112) Industriebeamtenzeitung, 30. IV. 19T5. 

143) Bundeswacht, 14. V. 1915. 

143) Diese Wendung bezieht sich auf die Entlassung zweier Bundesbeamten, 
die mit zur Spaltung beigetragen hatte. Der Bundestag hatte erklärt, er bedauere, 
daß der Vorstand auf Grund des ihm vorliegenden Materials, welches hierzu nicht 
ausreiche, die lintlassung verfügt habe. Die Kündigung erfolgte möglicherweise 
(das kann ein Außenstehender nicht beurteilen) aus einer gewissen nervösen Vor- 
eiligkeit und Aengstlichkeit gegenüber »Sonderbündeleie, aber durchaus nicht 
ın scharfmacherischen Formen. Denn der Vorstand beschloß, den entlassenen An- 
gestellten das volle Gehalt bis zu Ende des Krieges weiterzubezahlen, um sie wirt- 
schaftlich sicherzustellen und ihnen die Möglichkeit zu geben, auf dem ursprüng- 
lich für das Kriegsende vorgesehenen Bundestag ihren Standpunkt zu vertreten. 
Die Vorgänge nach der Entlassung jedoch schlossen es (nach den Votum des 
Bundestags) aus, daß die beiden Beamten wieder angestellt werden konnten, — 
Angestelltenfragen, das Problem der Stellung des Verband:beamten innerhalb 
des Verbandes, seine Befugnisselbständig zu wirken spielt in dieser Orga- 
nisation eine große Rolle, ein Zeichen fur die praktischen Schwierigkeiten, welche 
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Die Ergebnisse des Bundestages wurden auf Regiekünste des Vorstan- 
des, Einschränkung der Opposition durch allerlei Mittel, zurückgeführt. 

Die Selbstverwaltung erkannte, wie erwähnt, die Beschlüsse des 
Bundestages nicht an. Die in der Selbstverwaltung vereinigte Oppo- 
sition veranstaltete (anfangs Mai) einen Selbstverwaltungstag 1%), 
auf welchem das Weiterbestehen der Sondergruppe beschlossen wurde. 
Es sollte noch eın letzter Versuch des Ausgleiches unternommen wer- 
den, indem die Generalkommission der Gewerkschaften um die Ver- 
mittlung ersucht wurde. Doch wurde schon im voraus für den Fall des 
Scheiterns dieser Verhandlungen die Loslösung vom Bund, und die 
Gründung einer besonderen Organisation im Geist der Bundessatzungen 
beschlossen. 

Diese erfolgte denn auch !**) unter dem Titel eine »Bundes der 
technischen Beamten« und unter Umwandlung der Bundeswacht in 
das Vereinsorgan »Der technische Angestellte«. Hierbei ist wesentlich 
das Bestreben, die Unterstützungseinrichtungen möglichst sorgfältig 
auszubauen. Deshalb wurden (anstatt der im alten Bund bestehenden 
2) 4 Beitragsklassen eingeführt mit monatlichen Beiträgen von 2—5 M. 
(je nach Höhe des Einkommens und täglicher Stellenlosenunterstütz- 
ung von 2—5 M.) Die Bezugsdauer dieser Unterstützungen wurde von 
der Dauer der Mitgliedschaft abhängig gemacht. 

Ein gewisses Interesse bieten auch die Satzungen dieser 
neuen Organisation, weil sie Ja aus dem Bestreben heraus entstanden. 
den Einfluß der Mitgliedschaft auf die Verwaltung zu steigern, also 
das demokratische Prinzip in möglichst großem Umfang zu verwirkli- 
chen. Aber auch ın der neuen Organisation ist die Position des Vor- 
standes eine sehr starke und die Autonomie der Mitglieder ist im Wesen 
durch Wahlen, durch erleichterte Bedingungen für die Einberufung 
eines außerordentlichen Bundestages 146a) und ein Referendum gewahrt, 
über dessen Bedeutung in Interessenverbänden man sich wohl keinen 
Täuschungen hingeben kann. 

Von den meisten gewerkschaftlichen Organisationen, die das Vor- 
gehen des Vorstandes durchaus nicht in allen Punkten billigten, wird 
die Gründung des neuen Bundes als Organisationszersplitterung scharf 
verurteilt 147). Der Bund versuchte natürlich, im Gebiete der Selbst- 


— 


das ‘demokratische Prinzip auch für die Geschäftsführung in Interessenor 
ganisationen in sich birgt. 

146) Bundeswacht, 21. V. 1915. Vgl. auch Indu:triebeamtenzeitung, 11. VI. 
1915, wo darauf hingewiesaf wird, daB die Selbstverwaltung sich gegen alle ge- 
werkschaf’lichen Gepfloger ıeiten nicht dem Votum der höchsten Organisations- 
instanz, des Bundestages, beuge. Auch wird das Finanzgebaren der Selbstver- 
waltung kritisch beleuchtet (nur 700 M. seien von der Sonderorganisation für 
Unterstützungen, hingegen 8 ooo M. für die Verwaltungs- und Agitationskosten 
aufgewendet wurden). — + 

146) Diese Einigungsverhandlungen hatte der Vorstand des B. d. t. i. B. zu- 
rückrewiesen. (Bundeswacht, 2. VII. 1915). 

146a) Der technische Angestellte, 16. VII. 1915. 

147) Vgl. die Zitate in dem Flugblatt des Bundes »Verräter am Werke, ber- 


ausgegeben im Juli 1915. 
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verwaltung wieder Ortsgruppen zu gründen und Mitglieder zu werben 148), 
VUebergangsbestimmungen sollten das erleichtern 1791. 

Die formelle Gründung des Bundes technischer Angestellter fand 
dann am 5. September in Düsseldorf statt 15°). Es lassen sich bisher 
noch keinerlei Anhaltspunkte dafür gewinnen, wie groß die neue Or- 
ganisation ist. Da weder anzunehmen ist. daß ein so junger Verband, 
welcher naturgemäß im Anfangsstadium den größten Teil seiner Kraft 
und seiner Finanzen der Agitation widmen muß, gleich mit größeren 
Leistungen als die älteren Organisationen auftreten kann, andererseits 
auch diese neue Organisation nicht auf Grund eines andern Prin- 
zips ins Leben getreten ist (will doch der neue Verband selbst nur eine 
glücklichere und erfolgreichere Realisierung desselben Prinzips darstel- 
len, das dem »Bund« zugrunde liegt), so hängt es in erster Linie von der 
Attraktionskraft der Persönlichkeiten ab, welche den neuen Verband 
ins Leben riefen, ob er zu einer aussichtsreichen Existenz gelangen, 
d. h. Zentrum der gewerkschaftlichen Technikerorganisation werden 
kann. Man geht mit der Annahme wohl nicht fehl, daß gerade deut- 
sche Organisationen weniger auf Führerqualitäten reagieren, daß bei 
ihnen die Organisation die Hauptkraft bildet; dazu kommt noch, daß 
die aus dem Feld zurückkehrenden Krieger wohl zunächst automatisch 
dort Anschluß suchen werden, wo sie vor dem Kriege standen, zumal 
ihnen die Rechte der Mitgliedschaft gewahrt wurden. Das Ergebnis 
der ganzen Entwicklung dürfte daher eine Zersplitterung der Kräfte 
sein. Gerade bei der Jugend dieser Bewegung wachsen damit die Chan- 
cen der älteren Verbände, also vor allem des Werkmeister- und des 
Technikerverbandes, die während des Krieges von finanziellenSchwierig- 
keiten und Konflikten freiblieben. 

Infolge des Konfliktes im Bund sind die Entwicklungschancen 
der Technikerorganisationen wieder schwankend. Aus diesem Grunde 
sind alle diejenigen Bestrebungen wichtig, in welchen eine Zentralisa- 
tion, ein vollkommen einiges Zusammenstehen der Technikerverbände 
möglich ist. Da sich nun während des Krieges auch die Position der 
Angestellten als Konsumenten wesentlich verschlechtert hat, 
erklärt sich daraus eine immer enger werdende Beziehung zwischen 
Technikerverbänden und Konsumentenorganisationen. Namentlich 
die zentralen Geschäftsstellen in Berlin scheinen in immer engere Füh- 
lung mit den Konsumentenausschüssen und Verbänden getreten zu 
sein, und die Organe aller Verbände füllen sicn mit Nachrichten über 
diesen — im Rahmen der Verbandstätigkeit bauer wenig vertretenen 


143) In der Industriebeamtenzeitung, 17. IX. 1915, wird berichtet, daß die 
Ortsgruppe Düsseldorf wieder neu geschaffen und die ehemaligen Mitglieder zum 
größten Teil wiedergewonnen seien. Ueber derartige Versammlungen an den 
wichtigeren Orten West- und Nr,ddeutschlands vgl. die Industriebeamtenzeitung 
passim. 

149) Die sabtrünnig« gewordenen Mitglieder durften, ohne die Beiträge nach- 
zuzahlen, in den Bund zurückkehren. 

150) Der technische Angestellte, ro IX. 1915. 
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— Tätigkeitszweig !%!). Je schwieriger ein Ausgleich der Gehalte mit 
der Preissteigerung sein dürfte, um so intensiver wird das Bemühen 
sein, im Rahmen der Konsumentenorganisation den bedrohten sozia- 
len Standard zu retten. 

Die Haltung der Technikerverbände zum 
Krieg weicht von derjenigen der kaufmännischen Angestelltenor- 
ganisationen kaum ab. Prinzipielle Aeußerungen sind selten und fehlen 
selbst in der neuen Tenhnikerorganisation. Auch inden Organen der üb- 
rigen Verbände würde man vergebens nach einer Linie suchen, welche die 
Angestelltenorganisation und ihren Gedankenkreis mit dem Kriege in 
eine festere Verbindung bringt. \Weitaus weniger als bei den Gewerk- 
schaften ist ja hier das Erlebnis der solidarischen Interessen wirksam, da 
die Angestellten ja nicht auf sozialistischem Boden standen und demge- 
mäß die Suspension der Klasseninteressen am Beginn des Krieges nicht 
als eine so grundlegend neue, welthistorisch bedeutsame Tatsache er- 
scheinen konnte. Darum auch wurden wohl geringere Erwartungen an 
den Krieg geknüpft. Dazu kommt der oben erwähnte Konflikt, der die 
Hochspannung des Krieges in Organisationsdifferenzen umformte. 
Da war nun kein Raum mehr für Betätigung oder Ablehnung; die 
ganze Schriftenfolge des Bundes technischer Angestellter zeigt keiner- 
lei bedeutsamen ideologischen Gehalt. 

Für die Techniker steht :lie technische Aufgabe, welche der Krieg 
stellt, im Vordergrund des Bewußtseins. Und damit sind auch die Folge- 
rungen allgemeineren Inhalts oft meist von dem Gedanken beherrscht, 
daß die führende Stellung, welche der Technik im Kriege zukomme, 
auch eine günstige Rückwirkung auf die Wertung technischer Arbeit 
(sozial, rechtlich und ökonomisch) haben müsse 152). Dies ist dann oft 
mehr, oft weniger deutlich mit Wünschen für eine politische Neuorien- 
tierung verknüpft. Doch hat man im ganzen den Eindruck, daß die 
Technikerverbände (z. T. aus den schwierigen Problemen finanzieller 
Natur, die ihnen der Krieg gebracht hat) nicht von der tiefgehenden 
Bewegung erfaßt wurden, welche der Krieg für die Gewerkschaften 
(jedenfalls in der ersten Zeit) gebracht hat. — 


161) Vgl. z. B. Deutsche Technikerzeitung, 6. II. 1915 und passim, ebenso die 
übrigen Technikerorgane. 

182) Vgl. z. B. Deutsche Technikerzeitung, 4. IX. 1915 (»Gedanken und Hoff- 
nungen eines deutschen Technikers in Feindesland«), und ferner »Werkmeister 
und Privatangestellte im Wirtschaftsleben während des Krieges.« (Schriften des 
deutschen Werkmeisterverbandes, Heft 28, Düsseldorf 1915) und die Organe der 
Technikerverbände überhaupt passim. 


Redaktionelle Bemerkung. 


Es sei noch nachträglich vermerkt, daß die Uebersetzung der 
Abhandlung von Prof. Miljukoff (St. Petersburg): Zur Geschichte 
des russischen Adels (Archiv Bd. 41, S. 88 ff.) von H. Dr. Karl 
Nötzel (Pasing bei München) stammt. 
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I. Das hinduistische soziale System !). — Indien und die 
allgemeine Stellung des Hinduismus S. 613. X Die Art der Propaganda des 
Hinduismus S. 620. — Lehre und Ritus im Hinduismus S. 634. Die Stellung 
des Veda im Hinduismus S. 639. Die Stellung der Brahmanen und das Wesen 
der Kaste im Verhältnis zum »Stamme, zur »Zunft« und zum »Stand« S. 645. 
— Die soziale Rangordnung der Kasten im Allgemeinen S. 657. — Die Stellung 
der Sıppe und die Kasten S. 663. — Die Hauptgruppen der Kasten S. 669. — 
Kastenarten und Kastenspaltungen S. 710. — Die Kastendisziplin S. 717. — 
Die Kasten und der Traditionalismus S. 72t. — Die religiöse Heilsbedeutung 
der Kastenordnung S. 727. — Historische Entwicklungsbedingungen der 
Kasten in Indien S. 733. 


I. 


Indien ist und war, im Gegensatz zu China, ein Land der 
Dörfer und der denkbar unerschütterlichsten geburtsständi- 


ı) Literatur. Grundlagen für die Kenntnis Indiens und jetzt nament'ich 
auch des Kastensystems sind die Statistiken und vor allem auch die ausge- 
zeichneten soziologischen Arbeiten, welche darüber in den Publikationen des 
zehnjährigen Zensus von Indien enthalten sind. (Census of India, Reports, 
stets ein besonderer Generalbericht und dann je ein Report mit Tabellen 
für jede Presidency außer den reinen Zahlenbänden, — Erscheinungsort: 
Calcutta). Namentlich der Zensus von 1901 förderte zum ersten Male umfassendes 
Material für ganz Indien zutage, welches der Zensus von Igıı in wichtigen 
Punkten ergänzte. Die General- und Provinzialberichte von Risley — dem Ver 
fasser der sCastes and Tribes of Bengals (Calc. 1891/2) — Blunt, Gait u. a. ge 
hören zum besten, was die soziologische Literatur überhaupt aufzuweisen hat. 
Ein in seiner Art mustergültiges Nachschlagewerk über Indien ist der Imperial 
Gazettcer of India, alphabetisch, mit 4 systematischen, die naturlichen, geschicht- 
lichen, ökonomischen, sozialen und Kultur-Verhältnisse Indiens, unter dem 
Namen: The Indian Empire, behandelnden Einleitungsbänden (New. Ed. Ox- 
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schen Gliederung. Aber zugleich ein Land des Handels, nicht 
nur des binnen-, sondern gerade auch des Fernhandels, insbe- 


ford, Clarendon Press, 1908/9). Die Referenten des Zensus setzen sich auch 
mit den zahlreichen modernen Kasten-Entstehungstheorien von Sénart (Les 
Castes dans l'Inde, Paris 1896) und Bougle& (Essais sur le régime des castes 
(Trav. de Année sociol., Paris 1908) und dem älteren Werke Nesfields 
(Brief View of the Caste System of the North Westen Provinces and Oudh, Alla- 
habad 1885) u.a. auseinander. Beste moderne Arbeit; Baines: Ethno- 
graphy in Bühlers Grundriß der Indo-arischen Philclogie (Straßburg 1912) mit 
ausgiebigstem Literaturverzeichnis. Diese Werke, ebenso wie die bekannten 
großen Arbeiten der hervorragenden deutschen Indologen: A. Weber, Zim- 
mer,H.Oldenberg zurindischen Kulturgeschichte sind nachstehend selbst- 
verständlich überall benutzt, aber nur dann besonders zitiert, wenn ein sach- 
licher Anlaß vorlag. Zu den besten Arbeiten über die indische Sozialgeschichte ge- 
hört R.Ficks »Soziale Gliederung im nordöstlichen Indien zu Buddhas Zeite 
(Kiel 1897), ergänzt durch die an geeigneter Stelle zu zitierenden Aufsätze von 
Washburne Hopkins (namentlich in India Old and New, New York 1911), Caroline 
Rhys Davids u. a. Zu vergleichen ist aus der historischen Literatur na- 
mentlich Vincent A. Smith, Early History of India from b.C. 600 to the 
Mahomm. Conquest (Oxford 1904). Grant Du ff, History of the Mahrattas, 
London 1911) und etwa die »Rulers of India Seriese (Oxford). Gute Abrisse 
zur Einführung in The Indian Empire. Andere Literatur ist an gegebenen 
Stellen zitiert. Für die neuere Heeresgeschichte am bequemsten das Buch 
von P. Horn, Heer- und Kriegswesen der Großmoghuls (Leiden 1894). Für 
die Wirtschaftsgeschichte sind die benutzten Arbeiten bei den betreffenden 
Teilen der folgenden Darstellung zitiert. Die überreichlichen monumentalen 
Quellen enthalten für die Spezialgeschichte massenhaftes, aber bisher nur zum 
kleinsten Teil zusammenfassend verarbeitetes Material. Die größte Zahl solcher 
Inschriften, von denen bisher Uebersetzungen vorliegen, sind mit dieser und mit 
sprachlichen und sachlichen Kommentaren fortlaufend herausgegeben teils 
in der archäologischen Zeitschrift: »Indian Antiquarye (bisher 45 Quartbände) 
teils in der nur Epigraphik treibenden Zeitschrift »Epigraphia Indica«: in beiden 
finden sich ausgezeichnete Einzeluntersuchungen von Hultzsch, Fleet, vor 
allem auch von Bühler. Leider konnte ich Hultzsch’s South Indian Inscriptions 
und das Corpus Inscr. Indic. diesmal nicht einsehen. 

Von den unermeßlichen literarischen Quellen liegen in deutschen und 
englischen Uebersetzungen vor die wichtigsten Teile der Veden. Dazu sind 
für soziologische Zwecke die ausgezeichneten »Vedischen Studien« von Pischel 
und Geldner, für die Entwicklung dcs Brahmanentums Bloomfield, The Atharva 
Veda (Bühlers Grundriß der Indo- arischen Philologie, Straßburg 1899), 
für die religiöse Entwicklung aber H. Oldenberg, Die Religion des 
Veda zu benutzen. Von den Epen: Teile ds Mahabharata (dazu 
Dahlmann, S. J.: Das Mahabharata als Epos und KRechtsbuch, 
Berlin 1895) und des Ramayana. Die Sutraliteratur, soweit über- 
setzt, in den Sacred Books of the East. Auf den (ins Englische übersetzten) 
sehr wichtigen frühbuddhistischen Legenden, den Jataka’s, vornehmlich beruhen 
die erwähnten Arbeiten von Fick, Mrs Rhys Davids, W. Hopkins über die Hindu- 
Gesellschaft dieser Epoche. Sodann:die Rechtsbücher des Apastambs, 
Manu, Vasishtha, Brihaspati, Baudhäyana (diese in den 
Sacred Books of the East). Ueber das indische Recht ist zu vergleichen vor 
allem das Buch von Jolly in Bühlers Grundriß der Indo-arischen Philologie, 
ferner West und Bühler, Digest of Hindu Law (Bombay 1867/69. Die griechi- 
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sondere nach dem Occident, wie es scheint seit altbaby- 
lonischer Zeit, und des Darlehenswuchers.. Es hat in seinen 
Nordwestteilen unter einem immerhin fühlbaren hellenischen 
Einfluß gestanden. Im Süden waren früh Juden ansässig. Im 
Nordwesten wanderten die persischen Zarathustrier ein, eine 
hier ganz dem Großhandel zugewendete Schicht. Dann kam 
der Einfluß des Islam und die rationalistische Aufklärung des 
Großmoghuls Akbar. Unter den Großmoghuls, und auch vor- 
her mehrere Male, war ganz oder fast ganz Indien generationen- 
lang eine politische Einheit. Dazwischen lagen stets wieder 
lange Perioden der Zersplittertheit in zahlreiche sich ständig 
bekriegende politische Herrschaften. Fürstliche e_Kriegführung, 
Politik ‚und Finanzwirtschaft waren rational. Sie wur wurden | litera- 
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siert. t. Der Ritterkampf sowohl wie das disziplinierte und vom 
Fürsten equipierte Heer haben ihıe Zeit gehabt. Die Verwen- 
dung der Artillerie hat allerdings nicht, wie gelegentlich be- 
hauptet wurde, hier zuerst, aber doch frühzeitig, sich entwickelt. 
Staatsgläubigertum, Steuerpächtertum, Staatslieferantentum 


taler Art entstanden. Die Städteentwicklung näherte sich jahr- 


hundertelang in wichtigen Punkten, wie wir sehen werden, 


mittelalterlichen occidentalen Erscheinungen. Das heutige 
rationale Zahlensystem, die technische Grundlage aller »Rechen- 
haftigkeit«, ist indischen Ursprungs!*).. Die Inder haben, 


schen Quellen hat Mc. Crindle gesammelt und (in englischer Uebersetzung) heraus- 
gegeben. Der chinesische Reisebericht Fa Hien’s ist von Legge übersetzt. Aus 
der gewaltigen Masse der eigentlich religiösen Literatur der Brahmana- und 
Purana-Periode wird das, was übersetzt ist und benutzt wird, zu Abschnitt II 
zitiert. — Ueber den Hinduismus als religiöses System existieren zusammen- 
fassende und zur Einführung brauchbare Darstellungen für die Gegenwart 
vor allem in den eingangs zitierten Zensus-Publikationen, historische in den 
verschiedenen Sammelquellen über vergleichende Religionswissenschaft und 
im sIndian Empiree. S. ferner: Barth, Les Relig. de l’Inde, Paris 1879 und 
Monier Williams, Rel. Thought and life in India p. I 1891. Andere 
Werke und die benutzte Einzelliteratur werden zu Abschnitt II zitiert. Die 
meisten Einzelaufsätze sind im Journal of the Royal Asiatic Society (J. R. A SA 
im Journal Asiatique (J. A.) und in der Zeitschrift der deutschen Morgenländi- 
schen Gesellschaft (Z. D. M. G.) enthalten. Die »Gazetteerss der einzelnen Presi- 
dencies waren mir leider nicht zugänglich, das Journal of the Asiatic Soc. of 
Bengal nur teilweise. Ueber die indische Literatur im Gan.en jetzt: Winternitz, 
Geschichte der indischen Literatur. Leipzig 1908. 

ła) Positionszahlensystem seit unbestimmt alter Zeit. Die Null seit 5./6. 
Jahrh. nach Chr. nachweislich. Gerade Arithmetik und Algebra gelten als 
autochthon. Für negative Größen der Ausdruck » chuldens (ksaya). 
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Verkehrsmonopole usw. waren ganz nach patrimonialer occiden- , 
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im Gegensatz zu China, rationale Wissenschaft (darunter 
Mathematik und Grammatik) gepflegt. Sie haben die Ent- 
wicklung zahlreicher philosophischer Schulen und religiöser 
Sekten von fast allen überhaupt möglichen soziologischen Typen 
erlebt. Zum großen Teil waren sie auf dem Boden eines pene- 
tranten intellektualistischen und dabei systematisch rationalen 
Bedürfnisses erwachsen, welches sich der allerverschiedensten 
Lebensgebiete bemächtigte. Die Toleranz gegen religiöse und 
philosophische Lehrmeinungen war in großen Zeiträumen nahezu 
absolut, jedenfalls ungleich größer als irgendwo im Occident 
vor der allerneusten Zeit. Das indische Recht weist zahlreiche 
Bildungen auf, welche für kapitalistische Bedürfnisse ebenso 
brauchbare Ansatzpunkte geboten hätten, wie die entsprechen- 
den Institutionen unserer mittelalterlichen Rechtsentwick- 
lung. Die Autonomie der Händlerschicht in der Rechtsschöp- 
fung war mindestens so groß wie diejenige unseres Mittel- 
alters. Die indischen Handwerkerleistungen und die Spezialisie- 
rung der Gewerbe waren sehr hoch entwickelt. Der Erwerbstrieb 
der Inder aller Schichten hat wahrlich nie zu wünschen übrig 
gelassen und nirgends bestand so wenig Antichrematismus und 
so hohe Schätzung des Reichtums. Moderner Kapitalismus ist 
innerhalb des Indertums aber weder früher noch in den Jahr- 
hunderten englischer Herrschaft entstanden, sondern erst Im- 
portprodukt. Er ist als fertiges Artefakt übernommen 
worden, ohne autochthone Anknüpfungspunkte vorzufinden. 
Hier soll nun untersucht werden, in welcher Art an diesem 
Ausbleiben der kapitalistischen Entwicklung (im occidentalen 
Sinn) etwa — als ein Moment neben sicher zahlreichen andern — 
die indische Religiosität beteiligt sein kann. Die nationale Form 
dieser ist der Hinduismus. »Hindu« ist ein Ausdruck, der erst 
seit der Fremdherrschaft der Mohammedaner für die nicht 
konvertierten Eingebomen Indiens aufkam. Als »Hinduismus« 
haben diese selbst ihre religiöse Zugehörigkeit erst in der 
modernen Literatur zu bezeichnen angefangen. Es ist die offi- 
zielle Bezeichnung des englischen Zensus für den Komplex 
derjenigen Religiosität, für welche in Deutschland auch das Wort 
»Brahmanismus« üblich war. Dieser Terminus drückt aus: 
daß eine bestimmte Art von Priestern, die Brahmanen, die 
Träger der gemeinten Religiosität seien. Bekannt ist, daß die 
Brahmanen eine »Kaste« waren und sind, und daß die Insti- 
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tution der »Kasten« überhaupt, eine Art besonders exklusiver 
strenger Geburtsstände also, eine Rolle im indischen sozialen 
Leben spielten und noch spielen. Und bekannt sind auch die 
Namen der vier Hauptkasten der klassischen indischen Lehre, 
wie sie z. B. Manu’s Rechtsbuch darstellt: der Brahmanen, 
Kschatriya (Ritter), Vaicya (Gemeinfreie), Cudra (Knechte). 
Alles Nähere pflegt naturgemäß — etwa mit Ausnahme sehr 
allgemeiner Vorstellungen von einer Herrschaft des Seelen- 
wanderungsglaubens — nicht gewußt zu werden. Diese Vorstel- 
lungen sind nicht falsch, sie bedürfen nur der Klärung an der 
Hand der überreichen Quellen und Literatur. Die Tabellen 
des »Census of India« von_ıgıı führen in der Spalte »Religion« 
rund 21715, Millionen Menschen als »Hindu« auf, gleich 69,39 % 
der Bevölkerung. Als Nicht-»Hindu« finden sich, neben den 
importierten Konfessionen: Muselmanen (66?/ Millionen = 
21,26%), Christen, Juden und Zarathustriern und den »Animisten« 
(10,29 Millionen = 3,28%) folgende Einträge in Indien selbst 
heimischer Religionen: »Sikh«’P) (rund 3 Millionen = 0,86%), 
— » Jaina« (1,2 Millionen =0,40%)—, »Buddhist« (10,7 Millionen 
= 3,42%, diese jedoch alle bis auf !/, Million in dem seit alters 
zu fast Zi buddhistischen Birma und in den Grenzgebieten von 
Tibet, also nicht auf klassisch indischem, sondern auf mongo- 
loidem, teils hinterindischem teils zentralasiatischem, Boden). 
Soweit die Aufnahmen der einzelnen Jahrzehnte vergleichbar 
sind — was freilich nur mit einigen Vorbehalten zutrifft — 
ist der Prozentsatz der »Hindus« seit 1881 von 74,32 auf 69,39 % 
gesunken, gegenüber dem Ansteigen des Islam von 19,74 auf 
21,22, des Christentums von 0,73 auf I,24 und endlich der »Ani- 
misten« von 2,59 auf 3,28 %. Die letzte Zahl und damit ein 
Teil der Verschiebung beruht neben dem allerdings erheblichen 
Kinderreichtum dieser kulturlosen animistischen Stämme sicher 
sehr stark auch auf Unterschieden der Zählung. Ein weiterer 
kleiner Teil der relativen Abnahme der »Hindus« ist durch Er- 
weiterung des Zensus in Birma vorgetäuscht, welche eine starke 
Zunahme der gezählten Buddhisten zur Folge hatte. Im übri- 
gen ist der relative Rückgang der Hindus teils durch Unter- 
schiede der Geburtenziffer und der Sterblichkeit bedingt, von 


2b) Auf diese politisch sehr wichtige, anfangs pazifistische, später einen 
kriegerischen Orden bildende, Mischsekte aus Islam und Hinduismus ist in 
unserm Zusammenhang kein Anlaß besonders einzugehen. 
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denen neben dem relativ niedrigen sozialen Stand und der ent- 
sprechend niedrigen Lebenshaltung der Masse der Hindus ein 
Teil religiöse Gründe hat (Kinderehe, Mädchentötung, Witwen- 
zölibat und dadurch bedingte geringe Kinderzahl und große 
Frauensterblichkeit der Oberkasten, Schwierigkeiten der Er- 
nährung infolge der Speise-Tabu’s bei Mißemten in den unte- 
ren Schichten). Ein anderer kleiner Teil ist den Einzel-Kon- 
versionen zum Islam und zum Christentum, hauptsächlich aus 
den Unterkasten zur Verbesserung der sozialen Lage, zuzu- 
‚ schreiben. Förmliche Uebertritte zum _ Hinduismus dagegen 
‚existieren offiziell nicht. Sie existieren nicht, weil sie wenig- 
stens nach der Theorie des Hinduismus eigentlich unmöglich 
sind. Dies führt uns sofort zur Betrachtung SE Eigen- 
arten seines Wesens. 

Eine »Sekte«, im soziologischen Wortsinn also: ein exklu- 
siver Verein religiöser Virtuosen oder doch religiös spezifisch 
Qualifizierter, rekrutiert sich durch individuelle Aufnahme 
nach Feststellung der Qualifikation. Eine »Kirche«, als uni- 
versalistische Massen-Heilsanstali, erhebt, wie ein »Staat«, den 
Anspruch: daß jeder, mindestens jedes Kind eines Mitgliedes, 
ihr durch Geburt angehöre. Sie fordert zwar Sakramentalhand- 
lungen und eventuell Nachweis der Bekanntschaft mit ihren 
Heilslehren als . Voraussetzung der Mitgliedsrechte, statuiert 
aber die Verpflichtung, daB jene die aktiven Mitgliedsrechte be- 
dingenden Sakramente oder Handlungen vollzogen werden. ‚Bei 
ganz konsequenter Durchbildung ihres Typus und wo sie die 
Macht hat, zwingt sie die Widerstrebenden dazu nach dem Prin- 
zip: »coge intrare«. In diesem Sinn wird man normalerweise 
in sie hinein »geboren« und die Einzel-Konversion und Aufnahme 
gilt nur für die Zeit, bis das prinzipielle Ziel: die Einigung aller 
in der universalen Kirche, erreicht sein wird. " Einer strikten 
Geburtsreligion endlich wie dem Hinduismus gehört man durch 
die bloße Tatsache der Geburt von Hindu-Elteın an. »Ex- 
klusiv« ist sie in dem Sinn: daB man auf anderem Wege 
eigentlich überhaupt nicht in ihre Gemeinschaft, zum mindesten 
nicht in deren als religiös vollwertig geltende Kreise, gelangen 
kann. Der Hinduismus will gar nicht die »Menschheit« umfassen. 
Wer nicht zum Hindu geboren ist, bleibt, — sein Glaube oder 
seine Lebenspraxis mögen sein wie immer, — draußen, ein Bar- 
bar, dem der Zugang zu den Heilsgütern des Hinduismus, wenig- 


er 
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stens dem Prinzip nach, versperrt ist. Es gibt zwar auch 
»open-door-castes«?), aber sie sind unrein. Und im Gegensatz 


3) Wie fast alle allgemeinen Sätze über Hinduismus, ist eben auch dieser nur 
relativ richtig. Wenn man von den vereinzelten modernen Auflockerungen 
der alten Exklusivität zwischen gleichgeordneten höheren Kasten absieht, die 
der Census Report berichtet, so bleibt doch bestehen; die Rekrutierung man- 
cher der niederen Kasten schließt nicht nur exkommunizierte frühere Mit- 
glieder anderer Kasten ein, sondern ist gelegentlich auch ziemlich wahllos. So 
rekrutiert sich die unreine Kaste der Bhangi in der Provinz Bombay zum 
Teil aus outcastes höheren Kasten. Und die Bhangi der »United Provinces«e 
waren ein Beispiel für das Vorkommen der Rekrutierung auch durch Einzel- 
Eintritt (sie werden daher oft, so von Blunt im Census Repcrt 1911, mit den Tschan- 
dala, der niedrigsten unreinen Kaste der alten Rechtsbücher, identifiziert). 
Auch einige andere Kasten gibt es, die Einzelne prinzipiell aufnehmen. Zu den 
Kasten, welche sich durch Zuwachs von outcastes (und zwar im bedeutenden 
Umfang) rekrutieren, gehören namentlich die Baishnabs, eine Sektenkaste, 
in welche ein gut Teil aller gegen die Brahmanenherrschaft sich Auflehnenden 
noch jetzt einströmmt. Noch nicht voll zur »Kaste« hinduisierte »Stämme« und die 
mit Resten ihrer Stammes-Herkunft belasteten »Stammeskasten« (darüber später) 
sind oft lax bei der Aufnahme auch Einzelner. Am laxesten dic ganz tief stehenden 
Pariastämme der Matten- und Korb-Flechter. Je strenger hinduisiert nach 
klassischem Schema aber eine Kaste ist, desto exklusiver ist sie auch und für 
die eigentlichen alten Hindukasten steht außer Zweifel, daß Einzelaufnahmen 
durch »Eintritte unbekannt waren und sind. Ketkar (Hinduism, London, 
ıgıı) geht also zu weit, wenn er auf jene Sachlage den Satz aufbaut: es sei im 
Hinduismus den einzelnen Kasten süberlassen«, ob sie Fremde aufnehmen 
wollen oder nicht, darüber könne keine Kaste der andern Vorschriften machen 
Das letztere trifft formell zu. Wenn aber die Kaste überhaupt einigermaßen 
mach hinduistischer Art organisiert ist, so würde dem einzeln Eintretenden jede 
Sippenbeziehung fehlen. Irgendwelche »Regelne über Vorbedingungen und 
Art einer solchen Einzel-Aufnahme sind bisher noch nirgends bekannt geworden. 
Wo sie tatsächlich möglich ist, da ist ein Einzel-Eindringen Fremder in eine 
Kaste Ausdruck einer noch bestehenden Regellosigkeit, nicht aber einer Regel. 
Auch bei systematischer Hinduisierung eines Gebiets konnten wenigstens nach 
der alten Theorie die hinduisierten Barbaren (Mlechcha) nur in die unterste 
unreine (Tschandala-) Kaste gelangen. Es wird gelegentlich (Manu-bhäshya 
II, 23) die Frage erörtert, unter welchen Umständen erobertes Barbaren- 
land als Stätte von Opfern geeignet, also rituell sreine sei und dahin beant- 
wortet: nur dann, wenn der König die vier Kasten dort errichte, die unterworfenen 
Barbaren aber zu Tschandala mache Daß die andem 
Kasten (auch die Gudra-Kasten) nur durch Einwanderung von Hindus der be- 
treffenden Kasten überhaupt an einem Orte entstehen können, versteht sich 
ersichtlich völlig von selbst. (Vgl. Vanamali Chakravanti, Indian Antiq. 41, 
1912, p. 76, welcher meint, daß die zahlreichen Tschandala der Südostgebiete 
von solchen »vorschriftsmäßigen« Eroberungen herrührten.) Es muß jedenfalls 
der Barbar rein als solcher sozusagen svon der Pike aufe dienen und kann nur 
im Wege der Seelenwanderung weiter avancieren. Damit ist nicht gesagt, daß 
der »Barbars« ein für allemal als sozial noch niedriger stehend gelte als die rezi- 
pierte unreine Kaste. Das kommt auf Lebenslage und Lebensgewohnheit an. 
Für die sCentral Provinces« berichtet der Report von 190r, daß die außerhalb 
des Kasten-Systems stehenden Stämme eben deshalb, weil sie nicht »Unter- 
worfene« sind, sich höherer Achtung erfreuen als die niederen Kasten der un- 





ver 
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zur universalistischen kirchlichen Gnadenanstalt, welche die 


»Exkommunikation« für gewisse Religionsfrevel zwar kennt, 
aber nur in dem Sinn, daß der Gebannte der kirchlichen 
Gnadenmittel verlustig geht, der kirchlichen Strafgewalt aber 
unterworfen und also der Anstalt untertan bleibt, ist der Hin- 
duismus in dem Sinn, nach Art einer Sekte, »exklusiv«, daß er 
Religionsfrevel kennt, welche den Ausgestoßenen für immer 


' und von jeder Beziehung zur Gemeinschaft ausschließen. Die 


Wiederaufnahme von Mitgliedern, welche nach einer Zwangs- 
konversion zum Islam sich zur Wiederaufnahme meldeten, 
machte eine Brahmanenkaste trotz Vollzug der auferlegten Bußen 
und Reinigungen wieder rückgängig, nachdem sich heraus- 
stellte, daß sie genötigt worden waren, Rindfleisch zu essen: 
ähnlich etwa wie die heroistischen Sekten des Christentums, 
zuletzt noch die Montanisten im Gegensatz zur Anstaltskirche, 
die Teilnahme an dem von den Römern eben deshalb erzwungenen 
Kaiserkult in den Zeiten derdiokletianischen Verfolgung für abso- 
lut irreparabel hielten (wegen Matth. ro 33). Diese ausgestoße- 
nen Brahmanen hätten immerhin in einer jener unreinen Kasten 
Unte kunft finden können, welche Rindfleischesser sind (so- 
weit Einzelrekrutierung stattfindet). Aber ein Mensch, von 
dem feststände, daß er wissentlich eine Kuh getötet hätte, wäre 
in der Hindugemeinschaft absolut unmöglich 3). 

Freilich gabund gibt es eine Propaganda des Hinduismus, in 


` der Vergangenheit im allergrößten und noch jetzt in praktisch 


beachtlichem Maßstab. Von einem kleinen Bereich Nordindiens 
aus hat sich im Verlauf von etwa 8 Jahrhunderten gegenüber dem 
»animistischen« Volksglauben und im Kampf mit hochentwickelten 


reinen Dorfarbeiter. Würden sie als Kasten rezipiert werden, dann unter die 
reinen Kasten. Es liegt damit offenbar ähnlich, wie mit der relativen sozialen 
Schätzung von Indianern und Negern in den Vereinigten Staaten. Der letzte 
Grund der höheren Schätzung der ersteren ist — wenn man der Sache auf den 
Grund geht: —»They did’n’t submit to slavery«e. Deshalb besteht mit ihnen für den 
Gentleman Konnubium und Kommensalität, mit dem Negerabkömmling nie. 
Ein Nicht-Hindu, also z. B. ein Europäer, findet in Gebieten, in welchen die 
Kastenordnung ungebrochen besteht, lediglich Angehörige unreiner Kasten als 
häusliche Dienstboten, während umgekehrt die Hausdiener der rituell reinen 
Hindukasten ausnahmslos reinen Kasten angehören (und angehören müssen), 
wie noch zu erörtern sein wird. 

2) Oder genauer gesagt: die Kasten, welche im begründeten Verdacht stehen, 
sich an der Praxis der Rindervergiftung zu beteiligen (Gerber-Kasten nament- 
lich), sind der Abschen jedes Hindu, obwohl sie selbst offiziell korrekte 
Hindu sind. 
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e Erlösungsreligionen das heutige »hinduistische« System über mehr 
als 200 Millionen Menschen durch Mission verbreitet und ver- 


SEN spezifisch _hinduistische Bräuche nachzuahmen. Also nach ein- 
ine. \ander etwa: das Meiden des Fleisches, besonders des Rind- 
=. fleisches und vor allem die Nichtschlachtung der Kuh, die Ver- 
dE meidung geistiger Getränke und gewisse andere spezifische 
Sins Reinheitsvorschriften guter Hindukasten; sie gibt ihre etwaigen 
Se abweichenden Ehe-Gewohnheiten auf‘), und organisiert sich da- 
en für in exogamen Sippen unter Ablehnung jeglicher Verehelichung 
; ihrer Töchter mit Männern der sozial tieter stehenden Volks- 
ge | schichten, von deren Berührung und Speisegemeinschaft sie sich 
zurückzieht, veranlaßt ihre Witwen zum Zölibat, gibt ihre 
Töchter ungefragt und vor der Pubertät in die Ehe, be- 
ginnt ihre Toten, statt sie zu begraben, zu verbrennen 
und den Ahnen Totenopfer (sraddha) zu veranstalten und 
tauft ihre einheimischen Gottheiten auf den Namen hinduisti- 
scher Götter und Göttinnen um. Schließlich schafft sie ihre 
Stammespriester ab und bittet irgendwelche Bıahmanen, die 
Versorgung der Riten zu übernehmen und dabei auch sich 
zu überzeugen und zu bescheinigen, daß sie — die Herrenschicht 
des Stammes — von altem, nur zeitweise in Vergessenheit gce- 
ratenem Ritter- (Kschatriya-)Blut scien. Oder aber, unter 
dafür günstigen Umständen, stellen ihre Stammecspriester 
nach Annahme der Lebensweise der Brahmanen und Aneignung 
einiger Veda-Kenntnis, die Behauptung auf: sie, die Priester, 
selbst seien Brahmanen, von der und der Vedaschule und aus 
der auf den und den Weisen (Rischi) zurückführenden altbekannten 
Brahmanen-Sippe (Gotra), und es sei nur in Vergessenheit ge- 
raten, daß sie vor langen Jahrhunderten aus einer althinduisti- 
schen Gegend eingewandert seien. Sie suchen Beziehungen 
mit anerkannten indischen Brahmanen anzuknüpfen. 


4) Uebrigens sind die Brahmanen auch in bezug auf Ehegebräuche oft weit- 
gehend tolerant. Sie haben z. B. bei der Hinduisierung mancher kleinen Ge- 
biete die bestehenden Mutterfolgen ruhig bestehen lassen und auch Kasten, 
die viel auf sich halten, haben Reste totemistischer Verfassung, wie 
wir sehen werden. Ebenso steht es mit dem Alkohol und dem Essen von anderem 
als Rindfleisch. In dieser Hinsicht unterscheiden sich, wie in späteren Ab- 
schnitten zu erörtern, auch in vornehmen Kasten oft die Sektenangehörigen 
— Vishnuiten und Civaiten — stärker voneinander als die Kasten. 


breitet sich von Zensus zu Zensus noch jetzt weiter. In einer < 
\ Art, die meist ungefähr folgendem Typus entspricht: Die e Herren- 
dë schicht eines »animistischen« Stammesgebiets,_beginnt_ einige. 
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Es hält nicht immer leicht, echte Brahmanen zu finden, 
welche sich auf solche Zumutungen einlassen, und ein Brah- 
mane hoher Kaste würde es weder heute tun noch früher ge- 
tanhaben. Indessen unter den zahlreichen Brahmanenunterkasten 
fanden und finden sich solche, deren Brahmanen-Qualität 
zwar anerkannt, die aber, weil sie niedere Kasten, etwa Fleisch- 
esser oder Weintrinker, bedienen, als sozial degıadiert gelten 
und zu solchen Diensten bereit waren und sind. Stammbaum 
und, was auch dazu gehört, eine möglichst in die epischen 
und vorepischen Zeiten zwiückreichende religiöse Ursprungs- 
sage für die Herrengeschlechter, welche den Rang als »Radsch- 
puten« (»Königsverwandte«, der heutige Ausdruck für »Kscha- 


: triya«) beanspruchen, werden rezipiertt oder auch einfach 


erfunden) und beurkundet. Dann werden die noch vorhande- 
nen Irregularitäten der Lebenspraxis beseitigt, eine notdürf- 
tige vedische Bildung und als deren Abschluß die Zere- 
monie der Umgürtung des Epheben mit der heiligen Schnur 
(Jünglingsweihe) für die Ritter und die als »wiedergeborene« 
Vollfreie (Vaigya) anzuerkennenden Schichten eingeführt, die 
ıituellen Rechte und Pflichten der einzelnen Berufsklassen 


‚ nach hinduistischer Art reglementiert. Dies geschehen, ver- 
‚ sucht die herrschende Schicht mit den entsprechenden Schichten 


| althinduistischer Gebiete auf gleichem Fuß zu verkehren, wo- 


| 
| 
| 


H 
t 


; möglich Konnubium und Tischgemeinschaft mit dortigen Radsch- 


puten-Sippen, Annahme von in Wasser gekochter Nahrung 
durch dortige Bıahmanen, Zulassung der eigenen Brahmanen 
durch die altbrahmanischen Schulen und Klöster zu erreichen. 
Das ist nun äußerst schwierig und scheitert zunächst regel- 
mäßig. Eine Ursprungssage einer solchen neugebackenen Radsch- 
puten-Schicht wird, wenn etwa ein Europäer, den sie inter- 
essiert hat, einem echten (oder heute für echt gehaltenen) 
Brahmänen oder Radschputen davon berichtet, mit verständnis- 
voller stiller Heiterkeit angehört; keinem echten Brahmanen 
oder Radschputen fällt es ein, die neuen Genossen als sozial 
gleich zu behandeln. Indessen die Zeit geht hin und vor allem 
tun Reichtum: — gewaltige Mitgiften an Radschputen, welche 
die Töchter heiraten, — und andere soziale Machtmittel das 
Ihre. Irgendwann, heutzutage sogar oft verhältnismäßig schnell, 


pn Massenhafte gefälschte Stammbäume von Fürsten stellte Fleet in Süd- 
indien schon für das o Jahrhundert fest. (Ep. Ind. III, S. 171.) 
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m 
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ist die Art des Ursprungs vergessen und die soziale Rezeption 
vollzogen, wennschon ein gewisser Rest von Deklassierung im 
Rang dauernd auf den Parvenus zu lasten pflegt. 

Dies ist im_wesentlichen- der Typus,- nach welchem .sich 


die extensiyg Pıopaganda.des. Hinduismus in neuen Gebieten 
seit den Zeiten seiner Vollentwicklung vollzogen hat. Neben 


ihr her ging eine intensive Propaganda innerhalb seines Herr- 


schaftsgebiets von prinzipiell ganz ähnlicher Art. Ueberall gab 
es (und mehrfach gibt es noch heute) innerhalb der hinduisti- 


schen Gemeinwesen die soziale Erscheinung der »Gastvölkere. 
= Wir kennen sie in Rudimenten bei uns heut nur noch in den 


Zigeunern, einem typischen altindischen (nur, im Gegensatz zu 
andern, gerade außerhalb Indiens wandernden) Gastvolk. In 
viel erheblicherem Umfang fand sich ähnliches von jeher in 
Indien. Aber die Erscheinung fand und findet sich dort, — 
und übrigens nicht nur dort, — keineswegs vornehmlich in 
dieser Form des absoluten, nirgendwo bodenständigen Wander- 


volkes. Sondern weit häufiger in der unentwickelteren _Ge-__ 


stalt von Stämmen, welche eigene Dorfsiedlungen zwar noch 
besitzen, aber die Produkte ibres Hausfleißes oder Stammesge- 
werbes interlokal vertreiben oder sich interlokal periodisch als 


Emte- oder andere Gelegenheits-, Reparatur- oder Aushilfs-" 


arbeiter verdingen, oder endlich traditionell den interlokalen 
Handel in bestimmten Produkten monopolisieren. Die Volks- 
zunahme von Barbarenstämmen in den Wald- und Berggebieten 
einerseits, der zunehmende Arbeitsbedarf der Kulturgebiete 
mit wachsendem Reichtum andrerseits hatte dort überall 
zahlreiche niedere oder als religiös unrein geltende Dienste, . 
welche die ortsansässige Bevölkerung zu übernehmen ablehnte, 
in die Hände von solchen fremdstämmigen Arbeitern gebracht, 
welche namentlich in größeren Orten in beträchtlicher Zahl 


dauernd sich aufhielten, aber in ihrem Stammesverband blieben. | 


Endlich und am höchsten entwickelt aber findet sich das 
Gastgewerbe auch in der Art, — die schon an der Schwelle 
des dem Lokalverband angehörigen Gewerbes steht: — daß 
bestimmte hochgelernte Gewerbe sich durchweg in den Händen 
von Leuten befinden, welche zwar an Ort und Stelle an- 
sässig sind, aber als Ungenossen der Dorfbewohner gelten, 
nicht im Dorf, sondern draußen, deutsch ausgedrückt: 
auf der »Wurth«, wohnen, an keinerlei Rechten der Dorf- 
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insassen teilnehmen, vielmehr unter sich einen interlokalen Ver- 
band bilden, der für sie verantwortlich ist und sie richtet, von 
seiten der seßhaften Dorfgenossen aber nur ein Gastrecht, 
teils unter religiöser, teils unter fürstlicher Garantie, genießen. 
Alle solche Erscheinungen finden sich auch außerhalb Indiens. 
Sehr oft (wenn auch nicht immer) auch so, daB diese Gastge- 
werbetreibenden, weil von Konnubium und Tischgemeinschaft 
ausgeschlossen, als rituell »unrein« gelten. Wo solche rituellen 
Schranken einem Gastvolk gegenüber « existieren, , wollen wir für 
unsre Zwecke dafür den Ausdruck »Paria avo. olk« (ka fl gebrauchen. 
Als Pariavolk in diesem | spezifischen Sinn des Wortes soll also 
nicht einfach jeder vom Standpunkt einer lokalen Gemeinschaft 
aus als »fremd«, »barbarisch« oder »magisch unrein« geltende 
Arbeiterstamm gelten, sondern nur dann, wenn er zugleich 
ganz oder dem Schwerpunkt nach ein Gast volk ist. Am rein- 
sten entspricht er diesem Typus natürlich dann, wenn er, wie 
die Zigeuner, und ın andrer Art die Juden des Mittelalters, die 


. eigne Bodenständigkeit gänzlich eingebüßt hat, ökono- 


misch also völlig verflochten ist in die Bedarfsdeckung andrer 
bodenständiger Völker. Der Uebergang von der Gastarbeiteines 
noch bodenständigen »Stammes« zu einem »Pariavolk« dieses 
reinsten Typus ist dabei infolge zahlreicher Uebergangsstufen 
natürlich ganz flüssig. Im Gebiet des Hinduismus nun bestand 
und besteht gegenüber allen nicht in den hinduistischen_Ver- 
band aufgenommenen Stämmen eine absolute rituelle Schranke. 
Sie alle sind magisch befleckt. Gewisse seit Jahrtausenden 
in jedem Dorf vertretenen unentbehrlichen Gastarbeiter — 
beispielsweise namentlich alle die, welche mit Viehhäuten, also 
Leder, zu tun haben — sind trotz ihrer Unentbehrlichkeit abso- 
jut unrein. Ihre bloße Anwesenheit verpestet unter Umständen 
z. B. die Luft eines Raums derart, daß die darin be- 





5s) Der Ausdruck wäre, hinduistisch gesprochen, ganz unkorrekt. Die 
Pulayan- oder Parayan-(»Pariahe-)Kaste Südindiens ist sehr weit davon entfernt, 
die sozial tiefste Schicht oder gar eine Schicht von soutcastes« darzustellen, wie 
Abbé Raynal glaubte. Sie haben feste Kasten-Privilegien, obwohl sie allerdings, 
als alte Weber- (jetzt auch Ackerarbeiter-) Kaste (zuerst im ıı. Jahrhundert 
inschriftlich erwähnt) sozial nicht hoch standen und außerhalb des Dorfbezirks 
wohnen mußten. Nicht nur die Lederarbeiter- (Chamar-) und Gassenkehrer- 
Kasten standen tiefer, sondern erst recht Kasten wie die Dom's (die meist den 
»Bodensatz« der Kasten darstellen) und ähnliche. Wir brauchen den Ausdruck 
»Pariah« hier in Anlehnung an den nun einmal jetzt üblichen europäischen Sinn, 
ähnlich wie den Ausdruck »Kadi« in »Kadi- Justiz«. 
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findliche Speise magisch befleckt wird und bei Vermeidung 
bösen Zaubers weggeschüttet werden muß‘). Sie stehen also 
eigentlich ganz außerhalb des hinduistischen Verbandes. Kein 
Hindutempel ist ihnen zugänglich. Allein die Macht der Um- 
stände erzwang hier doch eine Menge von Uebergangsstufen 
bis zur vollen Eingliederung in die soziale Ordnung. Zu- 
nächst gab und gibt es zahlreiche Abstufungen der Geschiedenheit. 
Die seit alter Zeit dauernd in jedem em Dorf vertretenen religiös 
unreinen Gastarbeiter waren und sind zwar nicht Mitglieder 
des Dorfverbandes. Aber deshalb waren und sind sie keineswegs 
rechtlos. Nicht nur daß ihnen die Dorfgemeinde ein bestimmtes 
Entgelt für ihre Dienste schuldete und daß ihnen die betreffende 
Erwerbsgelegenheit monopolistisch reserviert wurde. Auch ihre 
rituellen Rechte und Pflichten waren und sind reglementiert, 
und gerade in ihrer Abstufung untereinander sind sie Aus- 
druck einer positiv bestimmten Rechtsstellung. Und mag auch 
der Brahmane und andere hohe Kasten ihre Berührung oderschon 
ihre bloße Gegenwart, ebenfalls in bestimmt abgestufter Art, 
meiden müssen, so sind es doch eben positive religiöse Vor- 
schriften des Hinduismus, welche über die Art dieser Bezie- 
hung entscheiden. Vor allem: Eine Verletzung dieser Normen 
durch einen unreinen Gastarbeiter zieht nicht nur von seiten 
der Brahmanen oder der Dorfgemeinschaft, sondern unter 
Umständen auch von seiten der eigenen Gemeinschaft des be- 
treffenden Gastarbeiters selbst Einschreiten und überdies reli- 
giöse Uebel (diesseitige magische Nachteile und jenseitige 
Heilsverluste) nach sich. Mindestens für diejenigen unreinen 


Gastarbeiter und Pariavölker, bei denen solche Normen und ` 


Vorstellungen praktisch in Kraft stehen, muß man um deswillen 


ihre Zugehörigkeit zur hinduistischen Gemeinschaft trotz ihrer 
wesentlich nur negativen Privilegierung behaupten und hat diese 
auch seit Jahrhunderten als unzweifelhaft gegolten: sie bilden 


nicht fremde Barbarenstämme, sondern die »unreinen Kasten« ! 
der hinduistischen Klassifikation. Anders bei denjenigen Stäm- ` 


men, deren Gaststellung zwar traditionsgebunden und geregelt 


ist, — wie dies ja selbst im Außenhandel mit ganz fremden 
Fernhändlern nie völlig fehlt, — welche aber keinerlei posi- 
tiven oder negativen religiösen Rang einnehmen, sondern ein- 


D Die rituelle Infektion durch einen Mann unreiner Kaste vernichtet bei 
einem Brahmanen — je nach der Kaste — eventuell die sexuelle Potenz. 
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fach als unreine Barbaren gelten, weil sie ihrerseits religiöse 
Pflichten irgendwelcher Art im Sinn des Hinduismus nicht 
anerkennen, nicht nur eigne Götter haben und, was wichtiger 
ist, nur eigne Priester in Anspruch nehmen, — was übrigens 
beides auch bei Hindu-Kasten vorkommt, — sondern die Insti- 
stutionen des Hinduismus einfach ganz ignorieren. Diese sind 
so wenig Hindus wie Christen und Muselmanen es sind. Aber 
auch da gibt es die verschiedensten Uebergangszustände, welche 
den Weg der Hinduisierung ebnen. Ein nicht ganz unerheb- 
licher Teil der »Animisten« des Zensus betrachtet sich selbst als 
Hindus, wie Blunt im Census Report bemerkt. Wieder andere, 
die der Zensus als unreine Kasten behandelt, sind unter Um- 
ständen geneigt, jede Beziehung zum Hinduismus, vor allem 
zu den Brahmanen, abzulehnen. Die Vertreter des Hinduis- 
mus selbst andrerseits sind heute, im Kampf um die Bedeu- 
tung ihrer nationalen Kultur, bestrebt, den Begriff des Hinduis- 
mus möglichst weit zu spannen und jeden, der irgend einen 
der möglichen »tests« des Hinduismus, wie sie die Zensusbe- 
hörden ermitteln, erfüllt, also auch einen Jaina oder Sikh oder 
»Animisten« als Hindu in Anspruch zu nehmen. Dabei kommt 
ihnen nun die tatsachlich bei diesen Außenseitern vorhandene 
Tendenz zur Hinduisierung entgegen. Diese verläuft bei den 
inmitten des Hinduismus lebenden Gaststämmen etwa nach 


E? folgendem Typus: Dauernd im Gasterwerbsverhältnis stehende 


Angehörige solcher Fremdstämme begannen und beginnen 
leicht, gewisse Leistungen von Bralımanen in Anspruch zu nehmen, 
deren sich auch die unreinen Kasten regelmäßig bedienen. 
Z. B. vor allem: die Stellung des Horoskops für Eheschließungen 
und ähnliche Familienakte, die sie im übrigen auch weiterhin 
durch eigene Priester besorgen ließen. Wandten sie sich in ihrem 
Erwerb den Beschäftigungen hinduistischer, sei es reiner oder 
(meist) unreiner, Kasten zu, so waren sie genötigt, sich ähnlichen 
Vorschriften zu fügen, wie sie anderwärts für diese galten, um 
nicht auf zu scharfen Widerstand zu stoßen. Und je mehr sie 
sich dem reinen Typus des »Pariavolks« annäherten, d.h. je 
mehr ihre eigene Bodenständigkeit im geschlossenen Stammes- 
gebiet schwand oder an Bedeutung zurücktrat, desto ausschließ- 
licher abhängig wurde ihre soziale Lage von den Normen, welche 
ihre hinduistische Umgebung dafür schuf und desto größer zu- 
gleich dieChance, daß sie sich in ihrem rituellen Verhalten dieser 
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anpaßten und typische Bräuche von ihr übernahmen, bis sie 
sich schließlich in allen wesentlichen Punkten in der Lage einer 
(meist: unreinen) Hindukaste befanden. Der Fortbestand des 
alten Stammesnamens als Kastenbezeichnung, entweder — bei 
Pariavölkern mit altem Gewerbe- oder Handelsmonopol — allein, 
oder, wo sie als eine eigene endogame Kastenabteilung zur 
alten Hindukaste traten, neben dem normalen Kastennamen, 
sind dann die letzte Reminiszenz der Rezeption. Die mannig- | 
fachsten Uebergangszustände der »Hinduisierung«, d.h. der 4 
Verwandlung eines »Stammes« in eine »Kaste«, finden sich. Dar- | 
unter auch Fälle, wo die Rezeption teils nach dem hier für die 
extensive, teils nach dem für die intensive Propaganda aufge- 
stellten Typus verläuft, oder ein Stamm als Gastvolk in meh- 
rere Kasten rezipiert wird, daneben aber einzelne Teile auch 
in Form der Stammesorganisation bestehen bleiben 7). Uns soll 
diese Kasuistik hier nicht beschäftigen, — sie ergibt jedenfalls, 
daß die Grenzen des Hinduismus nach außen ziemlich flüs- 
sige sind. 

Die Propaganda vollzog und vollzieht sich also in Form einer 
meist sehr langsam vor sich gehenden Aufnahme_ganzer Ver- 
bände in die hinduistische Gemeinschaft und kann, im Prinzip 
wenigstens, nicht anders erfolgen, weil der Einzelne nie als Ein- 
zelner direkt Glied dieser Gemeinschaft sein kann, sondern stets 
nur als Glied eines andern Verbandes: einer Kaste. Und stets 
geht sie so vor sich, daß nach vollzogener Rezeption die Fiktion, 
besteht: der betreffende Verband sei von jeher eine Kaste ge- 
wesen, ähnlich etwa, wie ein katholisches Dogma nie neu, wie ein 
modernes Gesetz, geschaffen, sondern nur, als von jeher geltend, 
sgefunden« und »definiert« werden kann. Darin äußert sich 


— 


7) Ein Mischbeispiel sind die Ahir, ein hinduisierter ursprünglicher Schäfer- 
und Hirtenstamm. In der Provinz Bombay haben noch jetzt (Igıı) manche 
Kasten eine Ahir- und eine andere Unter-Kaste nebeneinander. So in Khandesch 
die Brahmanen, die Sonars, die Lohars, die Koli. Es besteht dort und sonst 
noch jetzt oft kein connubium zwischen Ahbir-Zimmerleuten, -Goldschmieden, 
-Schmieden und den gleichen Berufskasten, die nicht Ahir sind, während 
andrerseits z. B. zwischen Ahir-Zimmerleuten und Ahir-Schmieden mehrfach, 
obwohl sie verschiedenen Kasten angehören, dennoch connubium besteht. 
Diejenigen Ahir ferner, welche Hirten geblieben sind, sind vielfach noch jetzt 
totemistisch, wie ein Stamm, und nicht nach Sippen, wie eine Kaste, organi- 
siert. Andrerseits sind aber in manchen Kasten die Ahir als Unterkasten ganz 
verschwunden oder haben nie existiert. (Noch eine Inschrift eines Feudal- 
fürsten aus Iodhpur — Ind. Ant. IX, 272 — erwähnt, daß dieser den Stamm 
der Ahir aus einem Dorfe gejagt und dort die Kastenordnung etabliert habe.) 
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eben die Qualität des Hinduismus als einer Geburtsreligion. 
Welche Motive nun waren und sind es, welche die Rezeption 
bewirken? Auf seiten der Brahmanen, die dabei als Vermittler 
beteiligt sind, in erster Linie solche materieller Art: die Er- 
weiterung der Erwerbschancen an Gebühren für ihre Leistungen, 
von den Gebühren für die Horoskopstellung angefangen bis zu 
den Pfründen und Opferanteilen der Haus- und Opferpriester. 
Reiche Stiftungen an Vieh, Geld, Kostbarkeiten und vor allem 
auch an Land und Landrenten (Pfeffer-Renten) entlohnten 
insbesondere von jeher den oder die Brahmanen, welche die 
nötigen »Beweise« für die vornehme Abkunft der hinduisierten 
Herrenschichten eines in Rezeption begriffenen Gebiets geliefert 
hatten. Und auf seiten der Rezipierten? Die »Stämme«, zu- 
mal ihre herrschenden Schichten, welche zu »Kasten« wurden, 
nahmen damit, wie wir noch sehen werden, ein Sklavenjoch 
von rituellen Pflichten auf sich, wie die Welt es kaum zum zweiten 
Male kennt und opferten Genüsse — so den Alkohol —, welchem 
überall freiwillig nur sehr schwer entsagt zu werden pflegt. 


’ı Was also war der Grund? Soweit die Herrenschicht in Betracht 


kommt, wirkte hier jene Funktion einer anerkannten Religion, 
welche überall bei einem Bund politisch und sozial herrschender 
Gewalten mit der Priesterschaft maßgebend war. Die Ein- 


— gliederung in die hinduistische Gemeinschaft -Le giti mierte 
die soziale Lage der Herrenschicht religiös. Sie gab, heißt das, den 


Herrenschichten dieser Barbaren nicht nur einen in der Kultur- 
welt des Hinduismus anerkannten sozialen Rang, sondern sicherte 
sie durch die Umwandlung in »Kasten« auch nach unten hin 
gegen die von ihr beherrschten Klassen, und zwar — wie wir 
später noch näher sehen werden — in einer so wirksamen Weise, 
wie dies schlechthin keine andere Religion jemals vermocht hat. 
Um dieser Leistung willen waren es in der fernen Vergangen- 
heit regelmäßig nicht, wie wir im vorstehenden, entsprechend 
den Verhältnissen des letzten Jahrhunderts, vorausgesetzt 
haben, die Adelsschichten allein und oft auch nicht vornehmlich 
sie, welche die Rezeption des Hinduismus trugen; — es ist aus 
später zu besprechenden Gründen nicht unwahrscheinlich, 
daß sie gelegentlich direkte Gegner des Brahmanentums waren, — 
sondern vor allem: die Könige. Wie die Slawenfürsten_des 
Ostens deutsche Geistliche, Ritter, Kaufleute und. Bauern ins 


-— 


Land riefen, so die Könige der östlichen Gangesebene und 


Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen. Hinduismus und Buddhismus. 629 


Ké Südindiens, bis zu den Tamils an der Südspitze hinab, schrift- 
br und und verwaltungskundige Brahmanen, um mit ihrer Hilfe ihre 
© Herrschaft in hinduistischer Art patrimonialbürokratisch und 
SE ständisch fest 2 zu organisieren und selbst die Weihe eines legi- 
E timen Radscha und Maharadscha im Sinn der hinduistischen 
d Dharmacastras, Brahmanas und Puranas zu empfangen. Die | 
Eu über ganz Indien zerstreut sich findenden Urkunden über Land- 
di stiftungen, zuweilen für Dutzende, selbst Hunderte von oft d 
an ganz offensichtlich zugewanderten Brahmanen auf einmal, reden 
D dafür eine unzweideutige Sprache. Wirkte so das Legitimi- | 
= täts-Interesse bei den Herrenschichten, so spielte bei der frei- 
willigen Annahme _hinduistischer Riten durch solche Pariavölker, 
welche dadurch in die immerhin erniedrigende Lage einer »un- ` 
reinen Kaste« gerieten, zunächst ein ähnliches Interesse mit. 
»Unrein« waren sie für ihre hinduistische Umgebung ohnehin 
und die Innehaltung der daraus vom Standpunkt des Hinduis- 
mus folgenden negativen Schranken durch sie zwang ihnen also 
ihre Lage ohnedies auf. Positiv aber, für die Sicherung ihrer 
"Arbeitsgelegenheit, war es immerhin ein Vorteil, wenn sie als 
eine legitime, sei es auch noch so negativ privilegierte »Kaste« 
und nicht als ein bloßes Fremdvolk galten. Und auch die Ueber- 
nahme gewisser, dem Hinduismus eigentümlicher Organisa- 
tionen (so z. B. des später zu besprechenden Kasten-»panchayat«), 
welche gerade bei den niedern Kasten eine gewerkschaftsartige, 
als legitim geltende, Interessenwahrung nach Außen und Innen 
ermöglichte, konnte für sie von praktischer Bedeutung sein. 
Immerhin würden sich dafür Surrogate wohl haben schaffen 
lassen. Dagegen darf als ein vielleicht oft nicht unwichtiges 
Moment für die Hinduisierung solcher Pariavölker, in der Ver- 
gangenheit wenigstens, auch die Eigenart der religiösen Hoff- 
nungen angesehen werden, welche, wie wir sehen werden, der 
Hinduismus gerade den sozial gedrückten Schichten eröffnete. 
Diese zum Teil erst später zu erörternden Eigentümlichkeiten 
werden es auch erklären, daß wir verhältnismäßig weit weniger 
von Widerständen solcher negativ privilegierter Klassen gegen 
die Hinduisierung hören, als wir bei der in aller Welt unerhörten 
Schroffheit des Abstandes, den der Hinduismus zwischen den 
sozialen Schichten aufrichtete, erwarten würden. Gewiß kamen 
und kommen, wie wir sehen werden, Auflehnungen gegen die 
hinduistische Ordnung auch aus dem Kreise der unreinen Kasten 
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vor. Von einigen spezifisch proletarischen brahmanenfeindlichen 
Prophetien wird später (Abschnitt II) zu reden sein. Und 
es gibt auch heut unter ihnen eine Anzahl, welche jegliche 
Autorität der Brahmanen ausdrücklich ablehnen. Die offi- 
zielle hinduistische Auffassung und ihr folgend die Zählung des 
Zensus ist in solchen Fällen geneigt, die betreffende Gemein- 
schaft trotzdem im Zweifel als »Kaste«, gewissermaßen wider 
ihren Willen, und nicht als reines Gastvolk, zu behandeln, so- 
_fern sie in irgendwelchen Hinsichten sich äußerlich wie eine Kaste 
‘ verhält. Aber nicht daß solche Auflehnungen unzweifelhaft 


\ a  vorkamen, sondern daß sie nicht weit häufiger vorkamen, daß 
ES . vielmehr die großen historisch wichtigen religiösen Revolutionen 
u gegen die hinduistische Ordnung ganz andern, relativ besonders 
éi : hoch privilegierten, Schichten entstammten und im wesentlichen 


auch in ihnen ihre Wurzel behielten, ist offenbar das, wofür 
` eine Erklärung zu fordern ist und später versucht werden soll. 
“Hier können wir vorerst an der annäherungsweise zutreffenden 
Auffassung festhalten: daß die »innere« Rezeption negativ 
privilegierter Schichten, Gast- und Pariastämme, in die hinduisti- 
sche Lebensordnung meist ein Prozeß der Anpassung sozial 
schwacher Schichten an die gegebene feste Kastenordnung 
im Sinn der Legitimierung ihrer sozialen und ökonomischen 
Lage war. Die Bewegung sowohl gegen wie für die Rezeption 
des Hinduismus für ganze Gebiete dagegen ist regelmäßig von 
Herrschern oder Herrenschichten ausgegangen und die Rezep- 
tion hatte in deren Legitimitätsinteresse ihr unzweifelhaft 
wichtigstes Motiv. Die Wirkung war eine ganz gewaltige. 
Es hat Jahrhunderte gegeben, in welchen in fast allen damaligen 
indischen Kulturgebieten zwei spezifisch brahmanenfeindliche 
Erlösungsreligionen: der Jainismus und, in noch stärkerem 
Maße, der Buddhismus, die wenn auch keineswegs universell 
herrschenden, so doch offiziell rezipierten Konfessionen waren. 
‚ Sie sind der Restauration des Hinduismus derart vollständig 
= erlegen, daß die Jainas mit nur noch (Igır) 0,40% der Be- 
völkerung (1891 noch 0,49, IgOI: 0,45) £) vertreten sind, und 
zwar in stärkerem Maße fast nur in einer Anzahl Städte 


l 


l 
j 


8) Ob die Abnahme wirklich nur, wie der Census Report von 1911 meint, 
von der stärkeren Sterblichkeit oer Städte herrührt, ist doch fraglich. 1881—91 
hatte eine relative Zunahme (0,45 auf 0,49) stattgefunden. Die Jaina der 
Städte haben im ganzen geringere Sterblichkeit als städtische Hindu. 
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des westlichen Indien, und daß von der alten nationalen bud- 
dhistischen Kirche nur noch in Orissa eine Gemeinschaft von 
etwa 2000 Personen übrig ist, die sonst in Vorderindien ge- 
zählten Buddhisten aber Immigranten sind. Eigentlich blu- 
tige Verfolgungen dieser Heterodoxien haben in der Zeit der 
Wiederaufrichtung des Hinduismus zwaı nicht gefehlt, sind 
aber offenbar für den außerordentlich schnellen Sieg des Hinduis- 
mus nicht entscheidend gewesen. Sondern neben einer Reihe 
andrer begünstigender vorwiegend politischer Umstände gab 
ganz offenbar grade dies den Ausschlag: daß der Hinduismus 
jenen Legitimitätsinteressen der herrschenden Schichten in 
der besondern Art, wie sie sich aus den bald zu besprechenden 
eigentümlichen sozialen Verhältnissen Indiens ergaben, eine 
unvergleichliche religiöse Stütze zu bieten in der Lage war, 
welche — aus ebenfalls später zu erörternden Gründen — jene 
Erlösungsreligionen nicht zur Verfügung stellen konnten. Dem 
entspricht eine weitere auffallende Erscheinung. 

Das Schwergewicht, welches der .hinduistischen Kasten- 
ordnung innewohnt, lernten wir bisher in der Ausbreitung des 
Hinduismus durch Rezeption von »Stämmen« kennen. Ihre 
Anziehungskraft war aber da, wo sie einmal bestand, und ist 
selbst jetzt noch so groß, daß sie die Tendenz hat, auch über 
die religiösen Grenzen des Hinduismus hinaus alles in ihre Formen 
einzubeziehen, was in soziale Berührung zu ihr tritt. So ist von 
den ausgeprägt brahmanen-feindlichen, gegen die Kastenord- 
nung als solche und also direkt gegen eine der Grundlagen des 
Hinduismus gerichteten religiösen Bewegungen die Mehrzahl 
in aller Form in die Kastenordnung wieder eingemündet. Der 
Vorgang selbst findet seine einfache Erklärung. Wenn eine 
prinzipiell kastenfeindliche Sekte bisherige Mitglieder be- 
liebiger hinduistischer Kasten in ihre Gemeinschaft aufnahm 
und aus ihrem rituellen Pflichtenkreis herausriß, so war die 
Folge, daß ihre sämtlichen, die Riten ihrer bisherigen Kaste ver- 
leugnenden, Proselyten von ihren Kasten exkommuniziert und 
kastenlos (outcastes) wurden. Die Sekte wurde damit, wenn es 
ihr nicht gelang, die Existenz der Kastenordnung überhaupt 
gänzlich auszurotten, sondern nur einen Teil ihrer Glieder loszu- 
reißen, vom Standpunkte der Kastenordnung aus etwas einem 
Gast-Volk ähnliches, eine Art von konfessioneller Gast-Ge- 
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über der neben ihr fortbestehenden hinduistischen sozialen 
Ordnung. Wie sich die hinduistische Umgebung weiterhin zu 
ihr praktisch verhielt, hing von der Art der Lebensführung 
ab, die sich innerhalb der. neuen Gemeinschaft entwickelte. Ließ 
sie eine Lebensführung zu, welche der Hinduismus als rituell 
befleckend ansah (Rindfleischgenuß), so behandelte er sie wie 
ein Paria-Volk, und, je länger der Zustand dauerte, wie eine un- 
reine Kaste: wir sahen ja, daB der Unterschied fließend ist. 
Wenn nicht, so konnte auf die Dauer, zumal wenn die neue Sekte 
wesentlich ritualistischen Charakters war oder — wie fast regel- 
mäßig — sich ritualistisch entwickelte, die rundum von dem 
festen Rangordnungsgefüge der Kasten umgebene Gemein- 
schaft ihrerseits sich selbst als nichts wesentlich Andres denn als 
eine Kaste mit besondern rituellen Pflichten fühlen. Sie mußte 
dann ein Interesse daran haben, ihren sozialen Rang andern 
Kasten gegenüber zu sichern. Dem stand ein Hindernis nicht 
entgegen, da es ja auch Hindu-Kasten gab, welche sich der 
Brahmanen nicht bedienten, sondern eigene Priester hatten. Ent- 
weder wurde dann die Sekte im Laufe der Zeit als Ganzes eine 
einzige anerkannte Kaste (Sekten-Kaste). Oder eine Kaste mit 
Unterkasten von verschiedenem sozialen Rang. Dies dann, 
wenn sie in sich stark sozial differenziert war. Oder endlich es 
vollzog sich eine Entwicklung der Art, wie wir sie bei der Re- 
zeption von Stämmen in die Hindu-Ordnung kennen lernten. 
Die Oberschichten, Priester, Grundherren, reichen Händler der 
Sekte suchten ihre Anerkennung als Brahmanen, Kschatriya, 
Vaicya und der übrigen plebs als einer oder mehrerer Çudra- 
Kasten zu erreichen, ùm so der sozialen und ökonomischen Pri- 
vilegien der entsprechenden oberen Kasten ihrer hinduisti- 
schen Umgebung teilhaftig zu werden. In der Gegenwart macht 
die alte Sekte der Lingayat diese Entwicklung durch, — ur- 
sprünglich, im Mittelalter, eine Art von »protestantischers 
besonders schroffer und prinzipieller Reaktion gegen die Brah- 
manen und die Kastenordnung, welche aber jetzt von Zensus 
zu Zensus mehr sich dieser Ordnung fügt und nunmehr 
verlangt hat, daß ihre Angehörigen nach den klassischen vier 
hinduistischen Kasten gegliedert registriert werden sollten, nach- 
dem sie schon seit geraumer Zeit in einer sehr charakteristischen 
ständischen Entwicklung) begriffen gewesen war. Die Mitglie- 
u D Etwa nach Art des heutigen Pedigree-Adels der Mayflower-Pilgerväter 
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der der Jaina-Gemeinden, welche heute vielfach mit bestimmten 
(Händler-)Kasten Konnubium haben, werden von Hinduisten gele- 
gentlich bereits als »Hindusangesprochen. Der Buddhismus hatte, 
wie wir sehen werden, die Kastenordnung gar nicht prinzipiell 
angetastet; aber seine Mönche galten und gelten dem Hinduis- 
mus aus später zu erörternden Gründen als spezifische Ketzer 
und betrachteten sich auch selbst als Nicht-Hindus. Das hin- 
derte nicht, daß die sich selbst überlassenen buddhistischen 
Gemeinden an der nordindischen Grenze eine eigentümliche 
Kastengliederung annahmen, als die Klöster zu Pfründen säkulari- 
siert worden waren. Aber auch der Islam ist in Indien der Hinein- 
ziehung in die Tendenz zur Kastenbildung unterlegen. Diese 
konnte hier an die typische ständische Gliederung des klassischen 
Islam anknüpfen: privilegiert waren in ihm die (wirklichen oder 
angeblichen) Nachkommen des Propheten und bestimmte andere, 
seiner Sippe im religiösen Rang nahestehende Familien (die 
Sajids und Scherifs). Ebenso, nachdem die wahllose Propaganda 
aus finanzpolitischen Gründen sistiert und die alte Steuerfrei- 
heit der Alt-Gläubigen den Neu-Konvertierten versagt worden 
war, jene gegenüber diesen: in Indien also die vorderasia- 
tischen und persischen Immigranten gegenüber den indischen 
Proselyten. Endlich, dem feudalen Charakter der alten isla- 
mischen Gesellschaft entsprechend, die Grundherren-Sippen 
gegenüber den sippenlosen Bauern und, vor allem, Handwerkern. 
Diese Scheidungen, mit den entsprechenden Abwandlungen, 
haben die Art der Entwicklung der islamischen Kasten in Indien 
bestimmt. Daß daneben zahlreiche Hindu-Kasten islamischen 
Heiligen neben den Hindugottheiten Verehrung zollen, Misch- 
bildungen wie die »Sikh«Sekte entstanden und vom indischen 
Islam auch zahlreiche rituelle Gewohnheiten hinduistischer 
Provenienz rezipiert wurden, soll uns hier weiter nicht beschäf- 
tigen. Uns interessiert nur die Anziehungskraft der hinduisti- 
schen _Lebensordnung, welche durchweg vor allem durch ihre 
spezifische Leistung: Legitimierung des sozialen Ranges und, 
nicht zu vergessen: der mit ihm eventuell verbundenen ökono- 
mischen Vorteile, bedingt war. 

Diese zentrale Bedeutung deı sozialen Lebensordnung 
innerhalb des Hinduismus äußert sich nun vor allem in dem 





in Neuengland galten vor allem die Nachfahren der ersten Konvertiten als eine 
vornehme und stark privilegierte Unterkaste gegenüber den späteren Proselyten. 
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gegenseitigen Verhältnis der lehrhaften und der ritualistisch- 
ethischen Seiten der Religion. 

Auch der Hinduismus kennt, wie China, den Dualismus 
von »Lehre« und »ritueller Pflicht«. Aber in anderer Wendung. 
Die hinduistische Terminologie®*) scheidet zunächst »Dharma« 
von »Mata«. Mata heißt ein Bestandteil einer metaphysi- 
schen Heilslehre. Zur christlichen Lehre (Kristi-mata) gehört 
also z. B. vor allem: daß nur die Menschen, aber auch alle Men- 
schen, eine »Scele« haben, daB ein überweltliches Wesen die 
Welt und alle Seelen aus dem Nichts geschaffen hat, daß jede 
Seele nur einmal auf der Erde lebt, daß sie aber dennoch 
vewig« ist und später entweder im Himmel oder in der 
Hölle ihr ewiges Dasein verbringen muß, daß Gott mit einer 
Jungfrau einen gottmenschlichen Sohn gezeugt hat, dessen 
Taten und Leistungen für die Menschen heilsbedeutsam sind. 
Daß die christliche Lehre in bestimmten Punkten konfes- 
sionell gespalten ist, erregt dem Hindu keinerlei Befremden. 
Denn das gleiche ist ihm aus den schroffen Lehr-Gegen- 
sätzen seiner Philosophenschulen und Sekten vertraut: es 
gibt einige Vischnu- und Civa-Sekten unter den Brahma- 
nen, welche gegenseitig den Namen des Gottes der andern 
niemals auch nur aussprechen. Ebenso stört es den Hindu 
nicht, daß es einerseits Lehrstücke gibt, deren Nichtannahme 
als Beweis der Nichtchristlichkeit gilt, — denn einige solche 
gibt es, wie wir sehen werden, auch im Hinduismus (obwohl 
manche Hindus dies geradezu leugnen), — und daß es anderer- 
seits wieder Lehren gibt, welche innerhalb einer und derselben 
christlichen Kirche, auch einer Kirche mit so straffer Lehrautori- 
tät wie die katholische es ist, umstritten sind und in denen Freiheit 
der Meinung herrscht, — denn gerade diese Freiheit der Meinung 
kennt der Hinduismus in denkbar weitestgehender Maße. So 
weitgehend, daß der Begriff eines »Dogma« für ihn überhaupt 
fehlt. Höchst wichtige und vor allem höchst charakteristi- 
sche, nach Ansicht jedes konfessionellen Christen gerade nur 
seiner Konfession charakteristische, Lehrstücke könnte ein 
Hindu einfach akzeptieren, ohne deshalb aufzuhören ein 
Hindu zu sein. Z.B. die ganze Christologie mit ihrem Beiwerk 
(welches auf die Entwicklung der vischnuitischen Krischna- 


sa) Vgl. z.B. Shridar V. Ketkar, An Essay on Hinduism. London 
ıgıı (smodernistische« Hindu-Anschauungen und daher nicht ganz tendenzfrei). 
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Mythologie übrigens anerkanntermaßen tiefgehenden Einfluß 
gehabt hat). Ebenso etwa die Lehre von der Rechtfertigung 
durch den Glauben (denn diese Lehre existierte auch innerhalb 
des Hinduismus und zwar bei der Sekte der Bhagavats schon 
in weit vorchristlicher Zeit). Es sind andere vom Hindu-Stand- 
punkt aus wichtigere Bestandteile oder richtiger: Vorausset- 
zungen der Christenlehre, welche sie für den Hindu zu einer 
Barbaren-Lehre (Mlechha-mata) machen, ähnlich wie das Christen- 
tum für den Hellenen d tüv Bapßapwv gilccaopla war. Diese 
Veıschiedenheiten würden auch bedingen, daß die Christologie 
sowohl wie die Rechtfertigungslehre ihren Sinn innerhalb des 
Hinduismus sehr stark ändern würden. Und vor allen Dingen wür- 
den diese Lehrendarauf zu verzichten haben, Allgemeingültigkeit 
für alle Hindus zu beanspruchen. Denn im Hinduismus kann 
eine Lehre als »orthodox« und dennoch nicht als »verbindlich « 
gelten, ähnlich wie etwa die Differenzen der Abendmahlslehren 
der Reformierten und Lutheraner in einer unierten evange- 
lischen Landeskirche. Und zwar betrifft dies nicht etwa Neben- 
punkte, sondern gerade die für unsre Vorstellung von einer 


Religione grundlegend wichtigen Fragen. So vor allem die | 


Art des Heilsziels (sadhya) selbst, der Verheißung also, 
um deren willen allein man doch nach christlichen Begriffen 
einer »Religion« angehört. Und erst recht die Lehre vom »Heils- 
weg« (»marga«), von den Mitteln also, durch welche jenes Heils- 
ziel für den Menschen erreichbar ist. Sehen wir von den dies- 
seitigen Heilsgütern des Hinduismus ab, so stellt er, als Ein- 
heit betrachtet, nebeneinander zum mindesten drei einander 
anscheinend ausschließende jenseitige Heilsziele (nebst Unter- 
arten) zur Wahl. Nämlich 1. Wiedergeburt zu neuem, endlichem 
und zeitlich begrenztem Leben auf der Erde in ebenso glück- 
licher oder glücklicherer Lage als es die dermalige ist. Oder, — 
was für den Hindu im Gegensatz zum Christen unter die gleiche 
Kategorie gehört: — Wiedergeburt in einem Paradies, a) in der 
Welt Gottes (salokya) oder b) nahe bei Gott (samipya), c) als 
selbst zum Gott geworden (sarupya), — mit dem gleichen Vorbe- 
halt, wie eine irdische Wiedergeburt, d.h. also auf begrenzte 
Zeit und so, daß nachher wieder eine Wiedergeburt auf der 
Erde folgt, — 2. zeitlich unbegrenzte Aufnahme in die selige 
Gegenwart eines überirdischen Gottes (Vischnu), also: Un- 
sterblichkeit der individuellen Seele, in einer der Formen; a, b 


| 
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oder c, —’3.,Aufhören der individuellen Existenz und a) Auf- 
gehen der Seele im All-Einen (sayujya) oder b) Untergehen 
im »Nirwana«, wobei das Wesen dieses letzteren Zustandes teils 
verschieden gedeutet wird teils dunkel bleibt. Alle drei Arten 
von Heilszielen sind »orthodox«, wennschon das dritte (genauer: 3a) 
das spezifisch brahmanische, z. B. von der vornehmsten Brah- 
manen-Sekte, den Smartas, vertretene ist und namentlich die 
»Unsterblichkeit« (Nr. 2) diesen Kreisen zwar nicht als antihin- 
duistisch, aber doch als spezifisch »unklassisch« gilt, etwa so 
wie die taoistische Heilslehre dem Konfuzianer oder die pietisti- 
sche Art der Gmnadenaneignung dem klassischen Lutheraner. 
Zwischen dem ersten und dritten Heilsziel aber hat jedenfalls 
auch der »klassischste« Hindu die Wahl. Und die Wege, welche 
zu jedem der drei Heilsziele führen, sind, je nach der Lehre, 
der er anhängt, überaus verschieden: Askese, Kontemplation, 
rein ritualistische gute Werke, gute Werke im Sinn der sozialen 
Leistung, insbesondere: Berufstugend, gottinniger Glaube (bhakti) 
kommen teils kumulativ teils alternativ (je nach dem Heils- 
ziel), teils exklusiv in Betracht, und es fehlt in der klassischen 
Literatur (Mahabharata) auch die Ansicht nicht, daß der Einzelne 
schlechthin diejenige Art von Heilsgut und zwar auf dem Wege 
und durch den Gott erhalte, zu dem und dessen Heilsgütern 
und Heilswegen er aufrichtig seine Zuflucht nehme. Also das: 
dir geschehe, wie du geglaubt« in des Wortes verwegenster 
Bedeutung. 

So angesehen, scheint es kaum eine Möglichkeit zu geben, 
religiöse »Toleranz«e innerhalb einer und derselben »Re- 
ligion« noch weiter zu steigern. In Wahrheit wird daraus_wchl zu 


schließen sein: daß eben der Hinduismus etwas anderes als eine 


‚Religion« in unserm Sinn des Wortes sei. Dies ist es denn auch, 
was uns seine, Vertreter (Ketkar u.a.) nachdrücklich versichern. 
Innerhalb des hinduistischen Begriffsschatzes steht dem occi- 
dentalen Ausdruck »Religion« am nächsten der Begriff »sam- 
pradaya«. Darunter versteht der Hindu Gemeinschaften, 
rg Zugehörigkeit nicht durch Geburt erworben wird — die 
also in diesem Sinn »open- door -castes« sind —, sondern durch 
Gemeinsamkeit der religiösen Heilsziele und Heilswege, »Theo- 
phratrien«, wie hinduistische Gelehrte sie nennen. Solche »Theo- 
phratriens waren in Indien vor allem der Jainismus und 
Buddhismus, ebenso einige der revivals der vischnuitischen 
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Heilandsreligiosität und z.B. die früher erwähnte givaitische 
Sekte der Lingayats, welche eben deshalb sämtlich als durch- 
aus ketzerisch galten und, soweit sie an diesen Grundlagen festge- 
halten haben, noch gelten. Und zwar obwohl z. B. der Buddhis- 
mus die Existenz und Macht der hinduistischen Götter nicht 
anficht, die theophratrischen vischnuitischen Sekten aber und 
die Lingayats je einen der großen Götter der hinduistischen 
Trias (Brahma — Vischnu — Civa) verehren. Und obwohl 
die ihnen eignen Heilsgüter und Heilswege sich von solchen, 
die auch der orthodoxe Hinduismus kennt, wenigstens von 
unserm Standpunkt, meist aber auch vom Hindustandpunkt 
aus, keineswegs grundsätzlich unterscheiden, mindestens ent- 
fernt nicht so sehr, als die verschiedenen als orthodox zugelasse- 
nen Heilswege es untereinander tun. Alle diese »Theophratrien« 
nehmen im Gegensatz zum Hinduismus den Einzelnen als Ein- 
zelnen in ihre Gemeinschaft auf. Aber dies ist noch nicht der 
entscheidende Grund. Denn Zugehörigkeit zu einer »Sekte« 
an sich schließt nicht nur nicht vom Hinduismus aus, sondern 
ist gerade umgekehrt seit dem Entstehen der spezifisch hinduisti- 
schen Religiosität, wie sie die späteren Teile der Epen und die 
Purana’s darstellen, eine völlig normale Erscheinung. Ein eigent- 


lich frommer Hindu ist nicht bloß Hindu, sondern Mitglied‘ 


einer Hindu-Sekte. Und zwar auch in der Art, daß z.B. der 
Vater Civait, der Sohn Vischnuit ist 19). Was praktisch bedeutet: 
daß der eine von einem zu einergivaitischen, der andre von einem 
zu einer vischnuitischen Sekte gehörigen Directeur de l’äme 
(»Guru«) unterwiesen, nach vollendetem Unterricht durch Mittei- 
lung der »mantra« (paroleartigen Gebetsformel) der Sekte in diese 
aufgenommen ist, die Merkmale der Sekte (Stirnbemalung usw.) 
trägt, ihre Tempel besucht, ausschließlich zu — je nachdem — 
Vischnu oder Civa, direkt oder in Gestalt einer seiner Inkar- 
nationen, betet (die betreffenden beiden andern Gestalten der 
Trias gelten ihm als bloße Erscheinungsformen seines Gottes) 
und neben den Riten seiner Kaste den Spezialriten der Sekte 
folgt. Das ist ein durchaus orthodox hinduistisches Verhalten. 
Die Ketzerei der Theophratrien besteht vielmehr darin, daß 


ez 








10) Dies findet sich schon in den alten inschriftlichen Quellen. So erneuert 
706 nach Chr.) ein Maharadscha eine Stiftung sciner Vorfahren und es wird er- 
wähnt, daß einer von diesen ein Anhänger Vischnus, ein anderer Civas, Enkel 
und Urenkel aber Verehrer der Bhagavati (= Durga oder Lakschmi) waren. 
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sie den Einzelnen — im Gegensatz zu den orthodoxen Sekten — 
seinen eignen rituellen Pflichten, den _Kastenpflichten _also, 
“in die er hineingeboren ist, entreißen, sein »Dharma« also igno- 
rieren oder zerstören, Damit verliert er, wenn es sich um wich- 
tige Pflichten handelt, die Kaste, und Kastenverlust bedeutet, 
da man nur durch die Kaste zur hinduistischen Gemeinschaft 
gehört, Verlust dieser. Das Dharma, die Ritualpflicht also, 
ist das Entscheidende:_ der "Hinduismus ist primär Ritualis- 
mus, was seine modernen Vertreter so ausdrücken, daß mata 
(Doktrin) und marga (Heilsziel) wandelbar und »vergängliche, — 

. gemeint ist: »wahlfrei«, — seien, das Dharma aber »ewige, — ge- 


meint ist: »unbedingt gültig«, — bestehe. Bei jeder fremden Re- 


-ligion fragt daher der Hindu zunächst nicht nach der+Lehrer 


(mata), sondern nach dem Dharma. Das »Kristi-Dharma« eines 
Protestanten besteht für ihn positiv etwa in der Taufe, der Kom- 
munion, dem Kirchgang und der Arbeitsruhe Sonntags und an den 
andern christlichen Festen, dem Tischgebet. Diese Dinge wür- 
den sich alle mit Zugehörigkeit zum Hinduismus guter Kasten 
; vertragen, mit Ausnahme der Kommunion, welche, unter 
; beiderlei Gestalt gegeben, direkten Alkoholzwang, immer aber 
. Zwang zur Speisegemeinschaft mit Nicht-Kastengenossen bedeu- 
‚ tet. Aber schon die negativen Bestandtelie des »Kristi-Dharma«, 
'z.B. daß es dem Christen gestattet, Fleisch, insbesondere Rind- 
fleisch zu essen und Schnaps zu trinken, stempeln es zum Dharma 
unreiner Barbaren (Mlechha-Dharma). Was ist nun der_In- 
halt des »Dharmas eines Hinduisten? Darauf erhalten wir die 
Antwort: daß das Dharma je nach der sozialen Lage verschieden 
und auch insofern nicht absolut abgeschlossen sei, als es der 
»Entwicklung« unterliege.e Gemeint ist zunächst: das Dharma 
richtet sich nach der Kaste, in welche der Einzelne hineinge- 
boren ist; entstehen durch Spaltung alter neue Kasten, so 
spezialisiert sich das Dharma. Gemeint ist weiter auch: daß 
das Dharma durch fortschreitende Erkenntnis weiterentwickelt 
werden könne. Dies würden konservative Hindukreise nun frei- 
lich ohne Einschränkung nur für die ferne Vergangenheit: für 
jenes Zeitalter prophetischer Geistesgaben anerkennen, welche 
jede priesterlich reglementierte Religion, auch das Judentum, 
das Christentum und der Islam, als in der Gegenwart (in Indien: 
dem Kali-Zeitalter) nicht mehr vorhanden ansehen muß, um 


sich gegen Neuerungen zu sichern. Aber jedenfalls kann das 


l 
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Dharma in dem Sinn »entwickelt« werden, wie die göttlichen 
Gebote einer konfessionellen Religion: durch »Findung« bisher 
unbekannter, aber von jeher geltender, Konsequenzen und Wahr- 
heiten. Vor St im Wege der Judikatur und bindender Re- 
sponsen der zuständigen Instanzen, also z.B. für die Brah- 
manen der Gastris und Pandits (in Brahmanenschulen regulär 
ausgebildeter Kenner der heiligen Rechte), der brahmanischen 


Hochschulen, endlich des heiligen Stuhles von Schringeri (für 


den Süden) oder des Schri Sankaratscharya von Sankeschwar, 


(für den Norden und Nordwesten), brahmanischer Klostersuperio- 
ren, deren Stellung etwa derjenigen der irischen Klöster in der 
Zeit der klostermäßigen Organisation der alten irischen Kirche 
verglichen werden kann. Für andre Kasten: die Judikatur 
ihrer Kasten-Organe, welche sich nach Bedarf — früher weit 
mehr alsheute — des Wahrspruches der Brahmanen bedienten. Das 
Dharma ruht also in erster Linie auf heiliger Tradition: Spruch- 
praxis und literarisch rational entwickelter Lehre der Brah- 
manen. Genau wie im Islam, im Judentum und in der alten 
christlichen Kirche fehlt die »unfehlbare« Lehrautorität irgend 
eines bestimmten priesterlichen Amtes, schon weil die Brah- 
manen keine Hierarchie von Beamten darstellen. Das praktisch 
geltende Dharma der einzelnen Kasten stammt seinem Inhalt 
nach faktisch zu einem sehr großen Teil aus der fernen Ver- 
gangenheit tabuistischer und magischer Normen der Zauberer- 
Praxis. Seine Geltung als hinduistisches Dharma aber ist zu 
einem weit größeren und praktisch noch weit wichtigeren Tel, 
als etwa die heutigen rituellen Gebote der katholischen Kirche, 
ausschließliches Produkt der Priester und der von ihnen ge- 
schaffenen Literatur. Dicse hat tiefgreifende Wandlungen ge- 
schaffen. 


Buchreligionen ein absolut heiliges Buch: die Veden '®). Zu den 
wenigen wenigstens im Wesentlichen verbindlichen »Glaubens«- 


Pflichten eines Hindu gehört offiziell: daß er deren Autorität k 


wenigstens nicht direkt bestreitet. Eine Sekte, die dies tut, — 
wie die Jainas und Buddhisten. — ist nach der unbezweifelbar 


10a) Hier sollen darunter nur die Samhita, die Sammlungen der Hym- 
nen, Gebete, Formeln verstanden scin. Im weiteren Sinn wurden zum Veda 
alle sheiligen« Bücher, d. h. auch die Brahmanas und Upanischaden eines je- 
den Veda und schießlich auch die Sutra’s, gerechnet. 
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Offiziell zwar hat der Hinduismus in gleicher Art wie die | 
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überkommenen Auffassung eben deshalb keine Hindu-Sekte. 
Auch das ist heute nicht schlechthin allgemeingültig, aber doch 
das schlechthin Normale. Aher was bedeutet jene Anerkennung 
der Veden — dieser Sammlungen von Liedern und Hymnen, 
rituellen und magischen Formeln sehr verschiedenen Alters — 
praktisch ? Die Veden blieben, auch nachdem sie aus der ursprüng- 
lich rein mündlichen Ueberlieferung der einzelnen, nach ibren 
Hauptbestandteilen (die der alten Arbeitsteilung der vedischen 
Priester beim Opfer entsprangen) sich scheidenden Brahmanen- 
Schulen in die Schriftform überführt worden waren, der Lektüre, 
der Nichtbrahmanen nach der alten korrekten Praxis ganz 
ebenso wie die Bibel in der katholischen Kirche entzogen. und 
durften von den Brahmanen an Laien nur der höchsten Kasten, 
und auch diesen nur in bestimmten Partien, gelehrt werden. 
Dies war nicht nur durch die Monopolisierung der magischen 
Formeln als Geheimkunst bedingt, welche alle Priester ur- 
sprünglich gleichmäßig geübt haben. Sondern es hatte, und 
zwar gerade nachdem die gefestigte Stellung der Brahmanen 
diese Rücksicht fortfallen ließ, auch sachlich hier noch zwingendere 
Gründe als bei der Vulgata. Wenn das Neue Testament Stellen 
ethischen Gehalts enthielt, welche zunächst durch priesterliche 
Interpretation relativiert und dabei zum Teil in ihr gerades 
Gegenteil uminterpretiert werden mußten, um für eine Massen- 
kirche überhaupt und für deren priesterliche Organisation ins- 
besondre anwendbar zu werden, so fiel dieser Gesichtspunkt 
beim Veda fort. Denn er enthält von eigentlicher_»Ethik« 


im rationalen Sinn des Wortes überhaupt nichts_und_seine 


ethische Welt ist einfach die aller Heldenzeitalter, _gespiegelt 
in der Auffassung von Sängern, welche von den__Gaben_der 
Könige und Helden abhängig sind und diesen ihre eigene Macht 
und die der Götter, welche sie magisch zu beeinflussen ver- 


_ mögen, ans Herz zu legen nicht verabsäumen. Daß die Hymnen 


und vor allem die Gebetsformeln früh als magisch erprobt galten 
und deshalb hieratisch stereotypiert waren, bewahrte sie vor 
jener Art von Purifikation, welche die gleichartige altchinesi- 
sche Literatur durch Konfuzius (und vielleicht andre), die jüdi- 
sche historische und kosmogonische Literatur durch die Priester- 
schaft erfahren haben. Die Folge aber ist, daß der Veda von 
den für den Hinduismus grundlegenden göttlichen und mensch-. 
lichen Dingen nahezu gar nichts enthält. Die drei großen Götter 
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des Hinduismus kennt er teils nicht einmal der Existenz, 
teils nicht dem heutigen Namen, keinen aber dem ihm 
später spezifischen Charakter nach. Seine Götter sind Funk- ` 
tions- und Heldengötter von einem dem homerischen äußer- 
lich ähnlichen Typus, ganz wie die Helden der yedischen Zeit 
burgsässige, wagenkämpfende Kriegskönige mit Gefolgschaften 


homerischer Art und mit hier wie dort stark vorwiegend vieh- 


züchtenden Bauern neben sich sind. Die großen vedischen | 


Götter, gerade auch die beiden größten und in ihrem Gegen- 
satz charakteristischsten: Indra, der Gewittergott und als solcher 
(wie Jahwe) leidenschaftlich handelnder Kriegs- und Helden- 


gott, daher Gott des irrationalen Heldenschicksals, und Varuna, 


der weise, alles sehende Funktionsgott der ewigen Ordnung, 
vor allem der Rechtsordnung, sind im Hinduismus praktisch 
so gut wie von der Bildfläche verschwunden, haben keinen Kult 
und leben wesentlich_von der Gnade vedisch gebildeter Gelehrter 
ein historisches. Leben. Indessen das wäre, bei der Labilität 
zahlreicher Hindu-Gottheiten und bei der von Max Müller 
als »Henotheismus« bezeichneten Gepflogenheit schon der alten 
Sänger, den jeweils angerufenen Gott, um ibn zu gewinnen, als 
den mächtigsten oder auch als den einzigen Gott zu bezeichnen. 
noch das Wenigste. Aber der Veda schlägt dem Dharma des 
Hinduismus geradezu ins Gesicht. Wenn die offizielle Aner- 
kennung der Veden dem Christen als eine Art »Formalprinzips 
des Hinduismus nach Art der protestantischen Anerkennung 
der Bibel erscheinen könnte, — immer mit dem zu machenden Voı- 
behalt, daß sie nicht schlechthin unentbehrlich ist, —so gehört, 
— mit ebenfalls einigen Vorbehalten, — zu dessen rituellen 
»Materialprinzipien«, zum universellen hinduistischen Dharma also, 
wenn irgend etwas, dann die Heiligkeit der Kuh und also das abso- 
lute Verbot deı Kuhschlachtung. Wer sich daran ausdrücklich nicht 
bindet, ist keinHindu!!). Werüberhaupt Rindfleisch ißt, ist entweder 








11) Die Verehrung der Kuh (und, abgeschwächt, der Rinder überhaupt) 
ging scwohl in ihren ökonomischen wie rituellen Folgen bis ins Extreme. Noch 
heut scheitert die rationelle Viehzucht daran, daß die Tiere grundsätzlich nur 
eines natürlichen Todes sterben dürfen, also noch gefüttert werden, nachdem 
sie längst keinen Nutzwert mehr haben. (Abhilfe schafft das rituell illegale 
Vergiften durch verworfene Kasten.) Kuhdung und Kuhurin reinigt alles. 
Ein korrekter Hindu, der mit einem Europäer gespeist hat, wird noch heute 
sich (und eventuell seine Wohnung) mit Kuhdung rituell desinfizieren. Kein 
korrekter Hindu wird an einer urinierenden Kuh vorbeigehen, ohne seine 
Hand in den Strahl zu halten und sich, wie der Katholik mit Weihwasser, an 
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»Barbar«oder Mitglied keiner hohen Kaste. Woher dies im Hinduis- 
mus stammt, soll uns hier nicht beschäftigen. Jedenfalls kennt e 
der Veda nicht nur nicht, sondeın die Unbedenklichkeit des Rind- 
fleischgenusses versteht sich fürihn von selbst und von-Verpönung- 
der Schlachtung der Kuh weißler.nichts. Die »Modernisten« des 
Hinduismus erklären dies dadurch, daß das jetzige (Kali-)Zeit- 
alter derart verderbt sei, daß ihm die Freiheit der alten gol- 
denen Zeit in dieser Hinsicht nicht habe belassen werden können. 
Blicken wir von den rituellen Vorschriften hinweg auf das innere 
sinnhafte Gefüge des Hinduismus, so fehlen so grundlegend 
wichtige _Vorstellungen. wie die Seelenwanderung und die auf 
ihr ruhende später zu besprechende Karman- - (Vergeltungs-) 
Lehre im Veda völlg.oder sind nur mit erheblicher Gewalt- 
samkeit in einige vieldeutige Stellen unbekannten Alters hinein- 
zuinterpretieren. Die vedische Religion kennt nur einen Hades: 
das Reich des Yama, und einen Götterhimmel, im wesentlichen 
wie die homerische und geimanische Heldenzeit: das »Reich der 
Väter. Aber weder den sehr besendersartigen Himmel des 
Brahma oder die teils dem Christenhimmel, teils dem Olymp 
ähnlichen Himmel des Vischnu oder Civa, noch endlich das 
»Rad« der Wiedergeburten, vom Nirwana ganz zu geschweigen. 
Sie bejaht das Leben und seine Güter nicht nur in dem Sinne 
wie es die Massen-Religiosität des Hinduismus im Gegensatz 
| zur Virtuosenreligiosität auch später tat, sondern war ganz 
ebenso diesseitig orientiert wie es ähnliche, aus halb charisma- 
tischen, halb feudalen Kriegs- und Beute-Gemeinschaften her- 
ausgewachsene Religionen überall tun. 

Aus dem Veda also, so viel steht schon jetzt fest, erhalten 
wir vielleicht über die Vorgeschichte, nicht aber über den Ge- 
halt des Hinduismus, auch nicht der ältesten historisch über- 
haupt zugänglichen Formen wirklich hinduistischer Religiosi- 
tät, Aufschluß. Er ist nur ungelähr im gleichen Sinn ein hei- 
liges Buch des Hinduismus wie das Deuteronomium ein solches 
des Christentums. Anerkennung der Autorität des Veda, wie 
sie vom Hindu gefordert wird, heißt »fides implicita« in einem 
noch weit fundamentaleren Sinn als in der katholischen Kirche: 
— schon weil von keinem »Heiland« berichtet ist, der kraft 
Offenbarung die neuen Gesetze an die Stelle der alten gesetzt 





Stirn, Kleidern usw. damit zu befeuchten. Bei Mißernte wird auf das Hero- 
ischste vor allem Futter für die Kuh herausgespart. 
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habe. Praktisch aber heißt sie einfach: Anerkennung der Au- 


torität der hinduistischen an den Veda anknüpfenden und sein |i 


Weltbild fortinterpretierenden Tradition und der sozialen Rang- 
stellung ihrer Träger, und das sind: die Brahmanen. Im 
Veda sind auch von ihnen, und vollends von ihrer Stellung 
im klassischen Hinduismus, nur die ersten Vorstufen der Ent- 
wicklung vorhanden, die später eintrat. 

Die Stellung der Brahmanen im klassischen Hinduismus 
und heute läßt sich aber nur im Zusammenhang mit jener 
schon öfter berührten Institution besprechen, ohne welche der 
Hinduismus, wie alles bisher Gesagte zeigt, gänzlich unver- 


ständlich bleibt: der Kaste. Auch sie kennt — und das ist ` 


wohl die schwerwiegendste Lücke — der alte Veda nicht. 
Das heißt: erkennt die späteren vier Kastennamen an einer einzi- 
gen als ganz spät geltenden Stelle, den sachlichen Gehalt der 
Kastenordnung aber nirgends in dem Sinn, den sie später annahm 
und welcher erst der dem Hinduismus als solchem charakteristi- 
sche ist !!%). Die Kaste, das heißt also: die rituellen Pflichten und 
Rechte, welche sie auferlegt und gibt und die Stellung der Brah- 
manen sind die Grundinstitutionen des Hinduismus. Und zwar 


vor allem: die Kaste. Ohne Kaste gibt es keinen Hindu, wäh- 


znd die Stellung ZU. Autorität. des Brahmanen eine höchst 


SS der Norm, bis zur Betrug ihrer Autorität, wie sie sich 
bei einigen Kasten findet. Aber diese Bestreitung bedeutet 
praktisch lediglich: daß die Brahmanen als Priester verschmäht 
und daß ihre Gutachten in rituellen Zweifelsfragen nicht als 
maßgebend anerkannt, sie niemals um Rat angegangen werden. 
Das scheint auf den ersten Blick freilich im Widerspruch damit 
zu stehen, daß »Kasten« und »Brahmanen« im Hinduismus 
zusammengehören. Ja noch weiter: Wenn jedem Hindu die 
Kaste absolut wesentlich ist, so ist wenigstens heute nicht um- 
gekehrt auch jede Kaste eine Hindu-Kaste. Es gibt, sahen wir, 
unter den Mohammedanern Indiens ebenfalls Kasten, übernommen 
von den Hindus. Es gibt sie auch unter den Buddhisten. Es 
haben sich selbst die indischen Christen ihrer praktischen Aner- 
kennung nicht ganz entziehen können. Aber nicht nur fehlte 








(el Die »Magna Charta des Kastensystemse wird von den Fachgelehrten 
im Purusha Sukta des Rigveda, dem spiütesten Produkt der vedischen 
Periode, gefunden. Ueber den Atharva-Veda später. 
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diesen Nicht-Hindu-Kasten, wie wir späterhin sehen werden, 
der ungeheure Akzent, welchen die spezifisch hinduistische 
Heilsiehre auf die Kaste legte. Sondern noch ein Weiteres 
fehlte ihnen: die höchst charakteristische Bestimmung des sozialen 
Ranges der Kasten durch die Distanz von anderen hinduisti- 
schen Kasten, und damit in letzter Instanz: vom Brahmanen. 


f Denn dies ist das für den Zusammenhang von Hindu-Kasten 


e 


f 
CA 0 AE 
8 A Po gl 
AU 
€: ch e, d 
Es 


und Brahmanen entscheidende: eine Hindu-Kaste mag die Brah- 
manen als Priester, als Lehr- und Ritual-Autorität und in jeder 
andern Hinsicht noch so sehr ablehnen, — unentrinnbar bleibt 
für sie die objektive Situation: daß ihre Rangstufe durch die 
Art der positiven oder negativen Beziehung zum Brahmanen 
in letzter Instanz bestimmt wird. »Kaste« ist nun aber einmal 
sehr wesentlich sozialer Rang, und darauf, daß sie vom Brah- 
manen her bestimmter sozialer Rang ist, beruht mehr wie auf 
irgendwelchen andern Dingen die zentrale Stellung der Brah- 
manen im Hinduismus. Wir wenden uns, um das zu verstehen, 
dem Gegenwartszustand der Hindu-Kasten, wie ihn die teil- 
weise ganz vorzüglichen wissen-chäftlichen Arbeiten in den 
Zensus-Berichten wiedergeben, zu und verbinden damit eine 


kurze Betrachtung der klassischen_ kasten Theorie der alten. 


Rechtsbücher und sonstigen Quellen. 

Die hinduistische Kastenordnung ist heut in_tiefgehender 
Erschütterung begriffen. Im Bezirk von Calcutta namentlich, 
dem alten Haupteinfallstor Europas, sind zahlreiche Normen 


, à praktisch außer Kraft getreten. Die Eisenbahnen, Wirtshäuser, 


Berufsumschichtungen und Arbeitsvereinigungen durch impor- 
(Dette Industrie, Hochschulen usw., haben alle ihr Teil daran. 
Während die »Londongänger«, d.h. die in Europa Studierten 
und die mit Europäern frei Verkehrenden noch vor einer 
Generation outcastes wurden, schwindet dies mehr und mehr. 
Kasten-Kupces auf der Bahn, nach Art der amerikanischen 
gesonderten Waggons und Wartesäle für »White« und »Black« 


in den Südstaaten, haben sich nicht durchführen lassen. Alle 


Kastenrangverhältnisse sind ins Schwanken geraten und die 
von den Engländern gezüchtete Intellektuellenschicht, er 
wie anderwärts Trägerin des spezifischen Nationalismus, wird 
diesen langsamen unaufhaltsamen Prozeß noch verstärken. In- 
dessen vorerst steht das Gebäude noch recht fest. 

Zunächst nun: welches sind die Begriffsmerkmale einer 
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»Kaste«1?)? Fragen wir erst einmal negativ: was ist sie nicht? 
oder: welche Merkmale anderer, ihr wirklich oder scheinbar ver- 
wandter Verbände fehlen ihr? Was scheidet, um damit zu be- 
ginnen, eine Kaste von einem Stamm? Ein Stamm hat nor- 
malerweise, das soll heißen: solange er nicht gänzlich zum 


Gast- oder zum Paria-Volk geworden ist, ein festes Stammes- 


gebiet. Das hat eine eigentliche Kaste schlechthin niemals. 
Die Kastengenossen wohnen zwar auf dem Lande zu einem sehr 
bedeutenden Bruchteil dorfweise gesondert. Wenigstens pflegt 
— oder pflegte — in jedem Dorf eine Kaste diejenige zu sein, 
welcher allein das volle Bodenrecht zustand. Aber sie hat 
dann abhängige Dorfhandwerker und Arbeiter bei sich. Jeden- 
falls bildet die Kaste keine lokale Gebietskörperschaft: dies 
widerstreitet ihrem Wesen. Ein Stamm ist, wenigstens ursprüng- 
lich, durch Blutrachepflicht, direkt, oder indirekt durch Ver- 
mittlung der Sippe, verbunden. Damit hat eine Kaste niemals 
etwas zu schaffen. Ein Stamm umfaßt ursprünglich normaler- 
weise viele, oft annähernd alle für die Bedarfsdeckung nötigen 
und zugleich möglichen Beschäftigungen. Eine Kaste kann, 
heute wenigstens (und für gewisse Oberkasten schon seit sehr 
alter Zeit) Leute mit sehr verschiedener Beschäftigung um- 
fassen. Immer aber ist, solange die Kaste ihren Charakter als 
solche nicht eingebüßt hat, die Art der ohne Kastenverlust 
“aber ist »Kaste« und »Beschäftigungsarts auch heute derart 
fest verbunden, daß eine Aenderung dieser mit Spaltung der 
Kaste verbunden ist. Derartiges gibt es für einen »Stamm« 
nicht. Ein Stamm ‚umfaßt normalerweise Leute jeden sozialen 
Ranges. Eine Kaste kann zwar in Unterkasten mit außeror- 
dentlich verschiedenem sozialen Rang zerfallen und tut dies 
heute der fast ausnahmslosen Regel nach: oft in mehrere Hundert. 
Dann können sich diese Unterkasten zueinander genau oder 
fast genau so verhalten wie verschiedene Kasten zueinander. 
Ist dem so, dann sind sie in Wirklichkeit Kasten; der allen 
gemeinsame Kastenname hat dann nur — oder doch fast nur — 
historische Bedeutung und dient den degradierten von ihnen 
als Stütze sozialer Prätension dritten Kasten gegenüber. Kaste 


ist. also ihrem Wesen nach mit sozialem Rang innerhalb einer 


12) Der Ausdruck ist portugiesischen Ursprungs. Der alte indische Name 
war svarnae, »Farbce. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 41. 3. 43 
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weiteren Gemeinschaft untrennbar verknüpft. Ein Stamm — 
das ist entscheidend — ist normalerweise und ursprünglich eir ein 
politischer Verband. Entweder, und primär stets, ein selb- 
ständiger. Oder ein Teil eines Stammesbundes. Oder eine »Phyles,. 
d. h. ein durch einen politischen Verband zu politischen Zwecken 
ıcglementierter Teil desselben mit bestimmten politischen 
Aufgaben und Rechten: Stimmrechten, Quoten-Anteil an den 
politischen Aemtern, Turnus- oder Quoten-Pflichten politi- 
scher und staatswirtschaftlicher, leiturgischer Art. Eine Kaste 
ist_nie ein ‚politischer_Veıband, mögen ihr im Einzelfall — 
wie wie dies ja auch bei Gilden, Zünften, Sippen und Verbänden 
ganz beliebiger Art der Fall sein kann — vom politischen Ver- 
band Leiturgiepflichten aufgebürdet gewesen sein, wie vielleicht 
mehrfach im indischen Mittelalter (Bengalen). Sie_ist stets und 
ihrem Wesen nach en ron sozialer, eventuell ein beruflicher, 
Teilverband innerhalb einer -sezialen Gemeinschaft. Aber nicht 
notwendig, und auch ganz und gar nicht regelmäßig, Teilverband 
nur eines einzelnen politischen Verbandes, über dessen Grenzen 
sie vielmehr sowohl weit hinausgreifen wie hinter ihnen weit 
zurückbleiben kann. Es gibt Kasten, die über ganz Indien ver- 
breitet sind !®) und andrerseits sind heute alle Unter-Kasten, 
aber auch die meisten kleinen Kasten nur je in einem kleinen 
Bezirk vorhanden. Politische Geschiedenheit hat die Kasten- 
gliederung der Einzelgebiete oft stark beeinflußt, aber gerade 
die wichtigsten Kasten blieben interstaatlich. In dem mate- 
riellen Inhalt der sozialen Normen pflegt ein Stamm sich von 
einer Kaste dadurch zu unterscheiden, daß bei ersterem neben 
BA 13) Von den heutigen Hindukasten (Haupt-Kasten) kann man von etwa 25 
‚sagen, daß sie in den meisten Gegenden Indiens verbreitet sind. Diese umfassen 
‚ f etwa 88 Millionen Hindus (von insgesamt 217 Millionen). Unter ihnen befinden 
sich, neben den alten Priester-, Krieger- und Händlerkasten: den Brahmanen 
(14,60 Millionen), Radschputen (9,43 Millionen), Baniya (je nach Einschluß oder 
Ausschluß auch der abgespaltenen Unterkasten etwa 3 oder nur 1,12 Millionen) 
und der alten Beamten-(Schreiber-)Kaste der Kayasths (2,17 Millionen), $0- 
wohl alte Staınmeskasten, wie die Ahirs (9,50 Millionen) und Jats (6,98 Mil- 
lionen), wie die großen unreinen Berufskasten der Chamar (Lederarbeiter, 
11,50 Millionen), die Çudra-Kaste der Teli: Oelpresser (4,21 Millionen), die vor- 
nehme gewerbliche Kaste der Goldschmiede (Sonar 1,26 Millionen), die alten 
Dorfhandwerkerkasten der Kumhar (Töpfer 3,42 Millionen) und Lohar (Schmiede, 
2,07 Millionen), die niedere Bauernkaste der Koli (Kuli, von Kul, Clan, also etwa: 
»Gevattere, 3,17 Millionen) und andere Einzelkasten verschiedenen Ursprungs, 
Die große Verschiedenheit der Kastennamen und auch manche Unterschiede 


des sozialen Ranges von offenbar der Herkunft nach gleichen Kasten in den 
einzelnen Provinzen machen direkte Vergleiche äußerst schwierig. 





EE ~ : Ae zu a | "SCH 


Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen. Hinduismus und Buddhismus. 647 


der Exogamie der Sippen die Exogamie des Totems oder der 
Dörfer stand und eine Endogamie nur unter Umständen für den 


Stamm als Ganzes, aber keineswegs immer, vorkam. Während 


die Kaste stets Endogamieregeln zur wesentlichen Grundlage 
hat. “Irgendwelche Speise- und Kommensalitätsregeln sind dem 
Stamm keineswegs, stets aber der Kaste eigen. 

Wir sahen schon, daß, wenn ein Stamm seine Bodenständig- 
keit verliert und Gast- oder Pariavolk wird, er sich der Kaste 
bis zur tatsächlichen 1 Ununterscheidbarkeit annähern kann 14). 
Welche Unterschiede bestehen bleiben, wird bei Feststellung 
der positiven Merkmale der Kasten zu erörtern sein. Zunächst 
entsteht aber die Frage: da die Kaste einerseits, im Gegen- 
satz zum »Stamm«, enge Beziehungen zur Beschäftigungsart 
zu haben pflegt, andrerseits aber zum sozialen Rang, wie ver-. 
hält sie sich zu Verbänden, welche ihr 'konstituierendes Prinzip 
gerade von eben daher empfangen,. also einerseits zum Berufs- 
verband (Gilde, Zunft), andrerseits zum »Stand«? Zuerst also: zu 
den ersteren. »Gilden« von Händlern und als Händler, d. h. mit 
eignem Verkauf, auftretenden Gewerben und »Zünfte« von Hand- 
werkern hat es in Indien in der Zeit der Städteentwicklung, 
namentlich im Zeitalter der Entstehung der großen Erlösungs- 
religionen — und, wie wir sehen werden, nicht ohne Zusammen- 
hang mit diesen — innerhalb der Städte und gelegentlich auch 
außerhalb ihrer gegeben und Reste davon bestehen noch. 
Im Zeitalter ihrer Blüte glich die Stellung der Gilden durchaus 
derjenigen in den Städten des mittelalterlichen Occidents. 
Der Verband der Gilden (das Mahajan, wörtlich gleich: »popolo 
grasso«) stand den Fürsten einerseits, den ökonomisch abhängigen 
Handwerkern andrerseits etwa ebenso gegenüber wie die großen 
Literaten- und Händlerzünfte den niederen Handwerkerzünften 
(»popolo minuto«) des Occidents. Ebenso gab es Verbände dieser 
letztern (des »panch«). Und daneben hat vielleicht auch die 
Leiturgiezunft ägyptischer und spätrömischer Art in den ent- 
stehenden Patrimonialstaaten nicht ganz gefehlt. Das Eigen- 
tümliche der Entwicklung Indiens war nun aber: daß diese 
Ansätze zu einer Gilde- und Zunft-ÖOrganisation der Städte 


cu i. 


weder in eine Stadtautonomie occidentaler Art, noch, nach Ent- . . 


14) Die Banjaris z. B. sind in den sCentral Provinces« teilweise als »Kastene, 
in Mysore aber als (sanimistischer«) »Stamın« organisiert, bei beidemal gleicher 
Beschäftigungsart. Aehnliches kommt öfter vor. 
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1 stehung der großen Patrimonialstaaten, in eine der occidentalen 


| E H e. . 
. »Territorialwirtschaft« entsprechende soziale und ökonomische 


| | Organisation der Territorien ausmündete, sondern daß das 
‚| hinduistische Kastensystem, dessen Ansätze sicher vor jene Zeit 
‚ zurückseichen, alleinherrschend wurde und jene Organisationen 


teils ganz verdrängte, teils verkümmern ließ, teils hinderte, daß 


sie überhaupt zu erheblicher Bedeutung gelangten. Dies Kasten- 
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system aber ist seinem »Geist« nach etwas ganz andres als ein 
System von Gilden und Zünften. 

Auch die Gilden und Zünfte des Occidents pflegten religiöse 
Interessen. Auch bei ihnen spielte, und zwar im Zusammen- 
hang damit, die Frage des sozialen Rangs eine erhebliche Rolle. 
Welche Rangordnung z.B. die Zünfte bei Prozessionen ein- 
nehmen sollten, war eine Frage, um welche unter Umständen 
hartnäckiger als um ökonomische Interessen gekämpft wurde. 
Ferner: in einer »geschlossenen« Zunft, einer solchen also mit 
fest kontingentierter Zahl der »Nahrungen«, war die Meister- 
stelle vererblich, und es gab auch gildeartige und aus Gilden 
hervorgegangene Verbände, deren Mitgliedsrecht Gegenstand des 
Erbgangs war. In der Spätantike war die Zugehörigkeit zu den 
leiturgischen Zünften geradezu erbliche Zwangspflicht nach 
Art einer Schollenfestigkeit. Und endlich gab es auch im mittel- 
alterlichen Occident »unehrliche«, religiös deklassierte, Gewerbe, 
entsprechend den »unreinen« Kasten Indiens. Aber der grund- 
stürzende Unterschied zwischen Berufsverband und Kaste wird 
dadurch nicht berührt. 

Zunächst: was bei den ersteren teils Ausnahme, teils ge- 
legentliche Konsequenz ist, ist bei der Kaste das eigentlich 
Grundlegende. So die magische Distanz der Kasten im Ver- 
hältnis zueinander. Zu den Kasten, deren körperliche Berührung 
rituell befleckt, gehörten Igor in den »United Provinces« rund 
ro Millionen Menschen (von insgesamt rund 40); in der »Madras 
Presidency« infizierten rund 13 Millionen Menschen (von rund 
52) auch ohne direkte Berührung bei Annäherung auf eine be- 
stimmte, verschieden große Distanz hin. Dagegen kennt die 
Gilde und Zunft des Mittelalters rituelle Schranken zwischen 
den einzelnen Gilden und Handwerkern überhaupt nicht, abge- 
sehen wie gesagt von der kleinen Schicht der »unehrlichen 
Leute«: Pariavölkern oder Pariaarbeitern (wie der Abdecker 
und Henker es waren), die kraft gerade dieser Sonderstellung 
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den indischen unreinen Kasten soziologisch nahe standen. Es 


gab faktische Schranken des Konnubium zwischen verschieden 
der Kaste absolut wesentlich sind. Und vollends fehlten — inner- 
halb des Kreises der »ehrlichen« Leute — die rituellen Schranken 
der Kommensalität, welche zu den Grundlagen der Kasten- 
unterschiede gehörten. Die Erblichkeit der Kaste ferner ist 
ihr wesentlich. Sie war und ist nicht etwa, wie bei den zu 
keiner Zeit an Zahl überwiegenden absolut geschlossenen Zünften 
des Occidents, erst die Folge der Kontingentierung der mono- 
polisierten Erwerbsgelegenheit auf eine bestimmte Maximal- 
zahl von Nahrungen. Eine solche Kontingentierung gab und 
gibt es teilweise auch bei indischen Berufskasten. Aber am stärk- 
sten nicht in den Städten, sondern in den Dörfern. Und gerade 
dort steht die Kontingentierung, soweit sie dort bestand und be- 
steht, außer Zusammenhang mit einer »Zunft«-Organisation und 
bedarf deren auch gar nicht. Denn die typischen indischen 
Dorfhandwerker waren und sind erbliche Inst- und Deputat- 
leute (ostdeutsch gesprochen) des Dorfes, wie wir sehen werden, 
Zwar der wichtigste Teil, aber doch nicht alle Kasten garantierten 
dem einzelnen Mitglied eine bestimmte Nahrung nach Art unserer 
Meisterstellen. Und durchaus nicht alle Kasten monopolisierten 
überhaupt einen ganzen Erwerbszweig, wie dies die Zunft wenig- 


stens erstrebte. Die Zunft des Occidents beruhte, im Mittel- 
alter mindestens, in aller Regel auf freier Wahl des Lehr- 


meisters und ermöglichte so den Uebergang der Kinder in andere 
Berufe, was gerade bei der Kaste völlig fehlt. Dies ist der grund- ` 


legende Unterschied. Während die Abschließung der Zünffe` 


nach außen mit steigender Enge des Nahrungsspielraums sich 


steigerte, beobachtet man bei den Kasten oft das gerade Um- ` 


gekehrte: sie können ihre rituell gebotene Lebensführung und 
also ihren ererbten Erwerb gerade bei günstigem Erwerbsspiel- 


raum am leichtesten festhalten. Wichtiger abeı ist ein anderer 


Unterschied. 

Die Berufsverbände des occidentalen Mittelalters standen 
untereinander oft in heftigem Kampf. Aber daneben zeigten 
sie die Tendenz zur Verbrüderung untereinander. Die smer- 


canzia« und der »popolos in Italien, die »Bürgerschaft« im 


Norden waren regelmäßig Verbände von Berufsverbänden. 
Der »capitano del popolos im Süden und (nicht immer, aber 








"wem mr 


|—— 


650 Max Weber, 


nicht selten auch) der »Bürgermeister« im Norden waren ihrem 
ursprünglichen spezifischen Sinn nach Häupter eines Schwur- 
verbandes der Berufsverbände, welcher politische Gewalt in le- 
galer oder illegaler Weise an sich brachte. Ganz gleich ob der 
rechtlichen Foım nach, — in der Sache beruhte die spätere 
mittelalterliche Stadt in derjenigen politischen Ausformung, 
welche ihre wichtigsten soziologischen Sondermerkmale enthielt, 
auf Verbrüderung ihrer erwerbstätigen Bürger, und in aller 
Regel erfolgte diese in Form der Zunftverbrüderung, ebenso wie 
andrerseits die antike Polis ihrem innersten spezifischen Wesen 

ach auf Wehrverbands- und Sippenverbrüderung beruhte. 
Wohlgemerkt: auf »Verbrüderunge Denn es war durchaus 
kein nebensächliches Moment, daB jede Städtegründung des 
Occidents, in der Antike wie im Mittelalter, mit der Begrün- 
dung einer Kultgemeinschaft der Bürger Hand in Hand ging, 
daß ferner das gemeinsame Mahl der Prytanen, die Trinkstuben 
der Gilden und Zünfte und ihre gemeinsamen Prozessionen 
in die Kirche eine solche Rolle in den offiziellen Dokumenten 
der occidentalen Städte spielten, und daß die mittelalterlichen 
Bürger zum mindesten im Abendmahl in feierlichster Form 
Kommensalität miteinander hatten. Alle Verbrüderung aller Zeiten 
setzte Speisegemeinschaft voraus. Nicht die wirkliche, alltäg- 
lich geübte, aber: ihre rituelle Möglichkeit. Und eben diese 
schloß die Kastenordnung aus. Volle!*®) »Verbrüderung« von 
Kasten war und ist unmöglich, weil es zu den konstitutiven Prin- 
zipien der Kasten gehörte: daß zum mindesten die volle Kom- 
mensalität zwischen verschiedenen Kasten rituell unverbrüch- 
liche Schranken hat 18. Der bloße Anblick der Mahlzeit eines 
Brahmanen durch einen Mann niederer Kaste befleckt den ersteren 
rituell. Als die letzte große Hungersnot !°) die englische Ver- 








14a) Der Gegensatz ist auch hier, wie bei allen soziologischen Erscheinungen, 
kein absoluter und übergangsloser, wohl aber ein solcher der swesentlichen« Züge, 
die historisch ausschlaggebend wurden. 

15) Die zwischenkastlichen vollen Kommensalitäten sind hier wirklich nur 
Bestätigungen der Regel. Sie betreffen z. B. die Kommensalität zwischen ge- 
wissen Radschputen- und Brahmanen-Unterkasten, welche darauf beruht, daß 
die letzteren von alters her die Familienpriester der ersteren sind. S. Anm. 19. 

16) Eine eigene bengalische niedere Kaste (die Kallars) ist aus Leuten ent- 
standen, welche bei der Hungersnot 1866 die Ritual- und Speisegesetze verletzten 
und infolgedessen exkommuniziert wurden: innerhalb ihrer scheidet sich 
wieder die Minderheit, welche erst bei einem Preis von 6 seers für die Rupie, als 
Unterkaste von denen, welche sich des Frevels schon bei einem Preisverhältnis 
von Lo seers für die Rupie schuldig gemacht hatten, - 
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waltung veranlaßte, allgemein zugängliche Volksküchen zu 
eröffnen, ergab freilich die aufgenommene Statistik: daß ver- 
armte Leute sämtlicher Kasten in ihrer Not sie aufgesucht hatten, 
obwohl natürlich ein solches Essen im Angesicht von Ungenossen 
rituell streng verpönt ist. Aber die strengen Kasten begnügten 
sich noch damals nicht mit der Möglichkeit, durch rituelle Buße 
die magische Befleckung wieder abzuwaschen. Sondern unter 
Androhung der Exkommunikation gegen die Teilnehmer setzten 
sie durch, daß Köche hoher Kaste, deren Hände rituell für 
alle Kasten als rein galten, angestellt, ferner oft auch, daß 
durch Kreidestriche um die Tische herum und durch ähnliche 
Mittel eine Art von symbolischer chambre séparée für jede Kaste 
geschaffen wurde. Abgesehen davon, daß im Angesicht des 
Hungertodes die Tragfähigkeit auch starker magischer Mächte 
versagt, hat eben jede streng ritualistische Religion, wie die indische, 
jüdische, römische, die Fähigkeit, in solchen äußersten Fällen 
rituelle Hintertüren zu öffnen. Aber von da bis zur Möglich- 


keit einer Kommensalität und Verbrüderung, wie sie der Occi- 


dent kannte, ist ein sehr weiter Weg. Wir finden zwar in der 
Zeit der Entstehung der Königtümer, daß der König die ver- 
schiedenen Kasten, auch die Cudra, zu sich zur Tafel ladet. 
Aber sie sitzen, wenigstens nach der klassischen Vorstellung, 
in getrennten Räumen, und daß eine Kaste, die beansprucht, 
zu den Vaigya zu gehören, unter die Cudra gesetzt ist, gibt im 
Vellala Charita Anlaß zu einem (halb legendären) berühmten 
Konflikt, von dem später noch die Rede sein muß. 

Blicken wir nun einmal nach dem Occident hinüber. Im 
Galaterbrief II, ı2. 13 f. hält Paulus dem Petrus vor: daß er 
in Antiochien mit den Unbeschnittenen zusammen gegessen, 
nachher aber, unter dem EinfluB der Jerusalemiten, sich abge- 
sondert habe: »und mit ihm heuchelten die andern Juden«. Daß 
der, zumal gerade diesem Apostel gemachte, Vorwurf der Heuche- 
lei nicht ausgemerzt worden ist, zeigt vielleicht ebenso deutlich 
wie der Vorgang an sich, welch gewaltiger Akzent für die alten 


Christen auf jenem Ereignis lag. In der Tat: diese Sprengung 


der rituellen Kommensalitäts-Schranken bedeutete die Spren- 
gung des, weit einschneidender als jedes Zwangs- Ghetto wir- 
kenden, freiwilligen Ghetto's: der rituell ihm auferlegten Paria- 
volks-Lage des Judentums, für die Christen, die Entstehung 
der von Paulustriumphierend wieder und wieder gefeierten christ- 


652 Max Weber, 


\ lichen »Freiheit«, das hieß: der internationalen und inter-ständi- 
| schen Universalität seiner Mission. Die Abstreifung aller rituellen 
` Geburts-Schranken für die Gemeinschaft der Eucharistie, wie sie . 
in Antiochia vor sich ging, war auch — hingesehen auf die re- ` 
ligiösen Vorbedingungen — die Konzeptionsstunde des »Bürger- 
tams« des Occidents, wenn auch dessen Geburt, in den revo- 
lutionären »sconjurationes« der mittelalterlichen Städte, erst 
mehr als ein Jahrtausend später erfolgte. Denn ohne Kommen- 
salität, christlich gesprochen: ohne gemeinsames Abendmahl, 
war eine Eidbrüderschaft und ein mittelalterliches Stadtbürger- 
tum gar nicht möglich. Die Kastenordnung Indiens bildete 
dafür ein — zum mindesten aus eigenen Kräften — unüber- 
steigliches Hindernis. Zwischen den Kasten herrscht nicht nur 
diese ewige rituelle Scheidung !?), sondern, und zwar auch dann, 
wenn keinerlei ökonomische Interessengegensätze bestehen, in 
aller Regel tiefste Fremdheit, oft tödliche Eifersucht, in aller 
Regel aber Feindschaft, weil sie eben, — im Gegensatz zu den 
occidentalen Berufsverbänden, — ganz und gar auf »sozialen 
Rang« eingestellt sind. Welche Rolle auch immer die Etiketten- 
und Rang-Fragen im Occident unter den Berufsverbänden ge- 
nr spielt haben (oft eine recht erhebliche), — niemals konnten solche 
l Fragen bis zu jener religiös verankerten Bedeutsamkeit sich 
`} steigern, de sie für den Hindu besaßen. Die Konsequenzen des 
Unterschieds sind auch politisch sehr bedeutend gewesen. Der 
Verband der indischen Gilden, das Mahajan, war kraft seiner 
Solidarität eine Macht, mit welcher die Fürsten sehr. stark zu _ 
rechnen hatten. Man sagte: »Der Fürst muß anerkennen, was 
die Gilden dem Volk tun, es sei barmherzig oder grausam.» 
Die Gilden erwarben von den Fürsten gegen Gelddarlehen Privi- 
legien, die an unsere mittelalterlichen Verhältnisse erinnern. 
Die Schreschthi (Aeltesten) der Gilden gehörten zu den macht- 
vollsten Honoratioren und rangierten mit dem Kriegs- und 
Priesteradel ihrer Zeit. In den Gebieten und Zeiträumen, in 
welchen diese Zustände bestanden, war die Macht der Kasten 
unentwickelt und durch die brahmanenfeindlichen Erlösungs- 


17) Daß ein Nabob von Bankura auf Bitte eines Chandala die Karnakar- 
(Metallarbeiter-) Kaste zwingen wollte, mit jenem zu essen, veranlaßte (nach der 
Ursprungslegende der Mahmudpurias) einen Teil der Kaste zur Flucht nach 
Mahmudpura und zur Konstitution als eigene Unterkaste mit höheren sozialen 
Ansprüchen. 
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religionen teils gehemmt teils erschüttert. Der spätere Um- 
schwung zugunsten der Alleinherischaft des Kastensystems 
steigerte nicht nur die Macht der Brahmanen, sondern auch 
die der Fürsten und brach die Macht der Gilden. Denn die Kasten 
schlossen jede Solidarität und politisch machtvolle Verbrüde- 
rung des Bürgertums und der Gewerbe aus. Beachtete der 
Fürst die rituellen Traditionen und die darauf fußenden sozialen 
Prätensionen der für ihn wichtigsten Kasten, so konnte er sie 
nicht nur — wie es geschah — gegeneinander ausspielen, sondern 
hatte von ihnen, zumal wenn er die Brahmanen auf seiner. 
Seite hatte, überhaupt nichts zu fürchten. Es ist demnach 
schon jetzt nicht schwer zu erraten, welche politischen Inter- 
essen ihre Hand im Spiel hatten bei jenem Umschwung zur Allein- 
herrschaft des Kastenwesens, der die einige Zeit lang schein- 
bar dicht an der Schwelle europäischer Städteentwicklung 
stehende soziale Struktur Indiens in Bahnen lenkte, die weit 
abführten von jeder Möglichkeit einer Entwicklung occiden- 
taler Art. Der grundlegend wichtige Gegensatz der »Kaste« 
gegenüber der »Zunft« oder »Gilde« oder jedem »Berufsver- 
band« tritt in diesen welthistorischen Unterschieden schlagend 
zutage. 

Wenn nun die Kaste etwas grundsätzlich Heterogenes gegen- 
über einer »Zunft« oder irgend einer andern Art von bloßem 
Berufsverband ist, und wenn sie in ihrem Kern mit sozialem 
Rang zusammenhängt, — wie verhält sie sich zum »S tan d4, 
der ja darin sein eigentJiches Wesen findet? Wasist ein »Stand«? 
»Klassen« sind Gruppen von Menschen, deren ökonomische Lage 
vom Standpunkt bestimmter Interessen gleichartig ist. Besitz 
oder Nichtbesitz von Sachgütern oder von Arbeitsqualifikationen 
bestimmter Art konstituieren die »Klassenlage«. »Stand« ist 
eine Qualität sozialer Ehre oder Ehrlosigkeit und wird, dem 
Schwerpunkt nach, durch eine bestimmte Art der Lebens- 
führung sowohl bedingt wie ausgedrückt. Soziale Ehre kann an 
einer Klassenlage direkt haften und ist meist irgendwie durch 
die durchschnittliche Klassenlage der Standesgenossen mit 
bedingt. Allein dies ist nicht notwendig der Fall. Standeszu- 
gehörigkeit beeinflußt andererseits von sich aus die Klassen- 
lage, indem die standesgemäße Lebensführung bestimmte Arten 
des Besitzes oder der Erwerbsbetätigung bevorzugt und andere 
ablehnt. Ein Stand kann geschlossen (»Geburtsstand«) oder 
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offen sein !°). Eine Kaste nun ist insofern unzweifelhaft ein 
geschlossener Stand, als alle die Pflichten und Schranken, welche 
die Zugehörigkeit zu einem solchen mit sich führt, auch bei ihr 
bestehen, und zwar in äußerster Steigerung. Der Occident 
kannte rechtlich geschlossene Stände in dem Sinn, daß das 
Konnubium mit Ungenossen fehlte. Aber in aller Regel nur 
insoweit: daß eine dennoch eingegangene Ehe eine »Mißehe« 
mit der Folge war, daß die Kinder der »ärgeren Hand« folgten. 
Solche ständische Schranken kennt Europa noch für den hohen 
Adel. Amerika kennt sie zwischen Weißen und Schwarzen (ein- 
schließlich aller Mischlinge) in den Südstaaten der Union. Hier 
aber in dem Sinn, daß die Ehe schlechthin rechtlich unzulässig 
ist, ganz abgesehen davon, daß sie den sozialen Boykott nach sich 
ziehen würde. Bei der Hindu-Kaste ist heute die Ehe nicht nur 
zwischen Kasten, sondern schon zwischen Unterkasten in der 
Regel durchaus verpönt. Schon in den Rechtsbüchern haben - 
Kastenmischlinge eine niedrigere Kaste als jeder von beiden 
Eltern und gehören in keinem Fall zu den drei oberen (»swieder- 
geborenen«) Kasten. In noch früherer Vergangenheit aber 
und in wichtigen Kasten noch heut bestand ein anderer Zustand. 
Noch heut findet sich gelegentlich vollesc Konnubium zwischen 
Unterkasten der gleichen Kasten sowohl wie, vereinzelt, auch 
zwischen sozial gleichstehenden Kasten 191. In der früheren Ver- 
gangenheit war dies unzweifelhaft noch häufiger der Fall. Vor 
allem aber galt uısprünglich offenbar nicht der Ausschluß des 
Konnubium schlechthin, sondern: die „Hypergamie®°). Die 
Ehe eines Mädchens höherer mit einem Mann niederer Kaste 
galt als Verletzung der Standesehre seitens der Familie des 
Mädchens, nicht dagegen der Besitz einer Frau niederer Kaste, 
deren Kinder auch nicht als degradiert und nur teilweise und 


18) Wenn man als zweite Alternative den »Berufsstand« hinstellt, so ist das 
unkorrekt. Nie ist der »Beruf«, sondern stets die »Lebensführung« das Entschei- 
dende. Diese kann eine bestimmte Berufs-Leistung (Kriegsdienst z. B.) fordern. 
Immer aber bleibt die aus den Ansprüchen der Lebensführung folgende Art der 
Berufsleistung (z. B. ritterliche, nicht söldnermäßige Kriegsdienste) entscheidend. 

19) So, nach dem Generalbericht Gait’s für ıgıı (C. Rep. Vol. I p. 378) zwi- 
schen den gleich vornehmen Kasten der Baidya und Kayasth in Bengalen, den 
Kanet und Khas im Panjab und vereinzelt zwischen Brahmanen und Radschputen, 
auch Sonars und Nais mit Kanets. Reich gewordene Mahratha-Bauern können 

gegen hinlängliche Mitgift Mohratha-Weiber erhalten. 
20) Es besteht im Panjab bei den Radschputen vielfach sogar noch so stark 
daß selbst Chamar-Mädchen gekauft werden. 
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nach einem sicher erst späteren Recht im Erbrecht zurückstehen 
mußten (wie auch in Israel der Satz, daß »die Kinder der Magd« 
— und der fremdbürtigen Frau — »nicht in Israel erben sollten 
ebenso erst späteres Recht war, wie überall sonst). Das Inter- 
esse der Männer der zur Polygamie ökonomisch befähigten Ober- 
schichten an deren Legalität blieb eben bestehen, auch nachdem 
der akute Weibermangel der erobernd eingedrungenen Krieger, 
welcher überall Ehen mit Mädchen der Unterworfenen erzwingt, 
nicht mehr bestand. Die Folge aber war, daß die Mädchen der 
Unterkasten einen großen, je niedriger die Kaste stand, einen 
um so größeren Heiratsmarkt hatten, die Mädchen der obersten 
Kasten aber einen auf ihre Kaste beschränkten, der ihnen, in- 
folge der Konkurrenz der Mädchen der Unterkasten, überdies 
in keiner Art monopolistisch gesichert war. Dies bewirkte, daß 
die Frau in den Unterkasten infolge der Nachfrage einen hohen 
Brautpreis einbrachte und infolge der Teuerung der Frauen 
teilweise Polyandrie entstand ?!), in den Oberkasten dagegen 
der Absatz der Mädchen an einen standesgemäßen Bräutigam 
schwierig war und, je schwieriger er wurde, desto mehr sein 
Mißlingen als Schande für Mädchen und Eltern galt. Es mußte 
nun der Bräutigam von den Eltern durch unerschwingliche Mit- 
giften erkauft werden und seine Anwerbung (durch Heirats- 
vermittler) wurde schon in frühester Kindheit ihre wichtigste 
Sorge, bis schließlich es geradezu als »Sünde« galt, wenn ein 
Mädchen die Pubertät erreichte, ohne verehelicht zu sein 291. 


31) Die Bildung von Fhekartellen zwischen Dörfern oder zwischen beson- 
deren Verbänden: Golis, wie sie sich mehrfach findet, z. B. bei den Vania-(Händ- 
lern-)Kasten in Gujarat, aberauch bei Bauernkasten, ist ein Gegenschlag gegen 
die Hypergamie der Reichen und Stadtsässigen, welche dem Mittelstand und 
den Landsässigen die Brautpreise in die Höhe trieb, nicht aber etwa ein »Rest« 
einer angeblich »primitiven Gruppenehe« — Wenn es in Indien vorkommt 
(Census Report ıgoı XIII P. I p. 193), daß das ganze Dorf — mit Einschluß 
der unreinen Kasten — sich als untereinander »verwandte auffaßt, 
der Einheiratende also von Allen als »Schwiegersohne, die ältere Generation 
von Allen als »Onkel« angeredet wird, so zeigt dies evident, daB dies mit Her- 
kunft aus einer »primitiven Gruppenehe« schlechterdings nichts zu schaffen 
hat, hier so wenig wie anderwärts. 

33) Das hat z. B. zu so grotesken Konsequenzen geführt, wie die eine gewisse 
Berühmtheit genießende Heiratspraxis der Kulin-Brahmanen. Diese sind als 
Bräutigam hoch begehrt und haben ein Geschäft daraus gemacht, auf Verlangen 
gegen Entgelt in absentia durch Kontrakt Mädchen zu heiraten, die nun der 
Schande der Jungfernschaft entronnen sind, aber bei ihrer Familie bleiben und 
den Bräutigam nur zu sehen bekommen, falls geschäftliche oder andre Gründe 
ihn zufällig in einen Ort führen, wo er eine (oder mehrere) solcher »Ehefrauens« 


BR 
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Neben der Kinderheirat 291 war die Mädchentötung, sonst ein 
Produkt verengten Nahrungsspielraums armer Bevölkerungen, 
infolgedessen hier ein Institut gerade der Oberkasten *). In 
alle dem zeigt sich, daß auf dem Gebiet des Konnubium die Kaste 
die »ständischen« Prinzipien ins Extrem steigerte. Heute ist 
die Hypergamie als allgemeine Kastenregel nur innerhalb der 
gleichen Kaste in Geltung und auch da ist sie eine Spezialität 
der Radschputenkaste und einiger ihr sozial oder dem alten 
geographischen Stammesgebiet nach nachstehender (so der Bhat, 
Khattri, Karwar, Gujar, Jat), die Regel aber strikte Endo- 
gamie in der Kaste und eine meist nur durch Ehekartelle 
durchbrochene Endogamie der Unterkaste. 

Aehnlich steht es mit der Kommensalität. Ein Stand 
pflegt keinen gesellschaftlichen Verkehr mit sozial niedriger 
Stehenden. In den Südstaaten der Union würde jeder soziale 
Verkehr eines Weißen mit einem Neger den Boykott des ersteren 
nach sich ziehen. Die »Kaste« bedeutet, vom »Stand« her ge- 


sehen, die Steigerung und Transponierung dieser sozialen Ab ` 


schließung ins Religiöse oder vielmehr ins Magische. Die alten 
»Tabu«-Begriffe und ihre soziale Wendung, welche in der geo- 
graphischen Nachbarschaft Indiens besonders verbreitet war, 
haben dafür wohl Material geliefert. Daneben übernommener 
totemistischer Ritualismus und endlich die irgendwie überall, 
nur mit sehr verschiedenem Inhalt und sehr verschiedener In- 
tensität, wirksam gewesenen Vorstellungen von der magischen 
Unreinheit bestimmter Hantierungen. Die hinduistischen Speise- 
regeln sind nicht ganz einfacher Natur und betreffen keines- 
wegs nur die Frage, I. was man und 2. wer zusammen am gleichen 
Tisch essen darf, — was am strengsten, meist auf Angehörige 


sitzen hat. Dann zeigt er dem Schwiegervater seinen Kontrakt und hat nun bei 
ihm sein sAbsteigequartiere — und den Genuß des Mädchens kostenlos, weil 


. sie als slegitime« Ehefrau gilt, noch dazu. 


23) Diese bedingte ı. in Verbindung mit dem Witwenzölibat — einer Insti- 
tution, die hier wie sonst neben den Witwenselbstmord trat, der seinerseits der 
Rittersitte entstammte, dem toten Herrn seinen persönlichen Besitz, insbesondere 
seine Weiber mitzugeben: — daß in Indien ein Teil der Mädchen schonin den 
Altersklassen von 5—10 Jahren verwitwet sind (und es lebenslänglich bleiben); 
— 2, bedingte die unreife Verehelichung die hohe Wochenbettssterblichkeit. 

34) Namentlich der Radschputen. Trotz der strengen englischen Gesetze 
(von 1829) wurden noch im Jahre 1869 in 22 Dörfern von Radschputana auf 284 
Knaben rund 23 Mädchen angetroffen. 1836 hatte sich in manchen Radschputen- 
gebieten bei einer Zählung kein einziges lebendes Mädchen von mehr als einem Jahr 
gefunden (auf 10 000 Seelen!). 
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der gleichen Kaste beschränkt ist, — sondern, und vor allem, 
die weiteren Fragen:/3. aus wessen Hand man Speise bestimmter 
Art nehmen kann: wen man, bedeutet dies für vornehme, Häuser 
praktisch vor Allem, als Koch verwenden kann, und 
/ 4. wessen bloßer Blick auf das Essen auszuschließen ist. Bei 
Nr. 3 ist ein Unterschied der Speisen und Getränke, je nachdem 
es sich um Wasser und in Wasser gekochten Speisen: »kachcha«, 
oder um »pakka«: in zerlassener Butter gekochte Speisen, han- 
delt: die ersteren sind die weitaus exklusiveren. Mit den Normen 
der eigentlichen Kommensalität im engeren Sinne berührt sich 
die Frage: mit wem man zusammen rauchen darf (was ursprüng- 
lich aus der gleichen reihum gehenden Pfeife geschah, daher 
von dem rituellen Reinheitsgrade des Partners abhing). Alle 
diese Regeln gehören aber in ein und dieselbe Kategorie 
mit einer viel weiteren Klasse von Normen, die alle ebenso 
wie sie »ständische« Merkmale des rituellen Kastenranges 
sind. Wie die soziale Rangstellung aller Kasten davon abhängt, 
von wem die höchststehenden Kasten, bei Hindukasten in letzter 
Instanz stets: die Brahmanen, kachcha und pakka nehmen, 
mit wem sie zusammen speisen und rauchen, so ist selbstver- 
ständlich ebenso wichtig und damit zusammenhängend die 
Frage: ob ein Brahmane und eventuell ein Brahmane welcher 
der (sehr verschieden hoch bewerteten) Unterkasten die religiöse 
Bedienung der Mitglieder einer Kaste übernimmt. Und wie 
der Brahmane zwar die letzte Instanz, aber nicht die einzige ist, 
deren Verhalten in Kommensalitätsfragen den Rang einer Kaste 
bestimmt, so auch in diesen Fragen. Der Barbier rituell reiner 
Kaste bedient nur bestimmte Kasten unbedingt. Bei anderen 
rasiert er zwar und besorgt die »Manicure«, aber nicht die »Pedi- 
cures. Manche bedient er gar nicht. Ebenso andere Lohnwerker, 


so namentlich der Wäscher. Die Kommensalität pflegt — mit ' 


manchen Ausnahmen — mehr ander Kaste, das Konnubium fast 
stets an der Unterkaste, die Bedienung durch Priester und Lohn- 
werker meist — aber mit Ausnahmen — an dieser zu haften. 

Das Gesagte genügt wohl, um zu zeigen, wie außerordent- 
lich verwickelt die Rangverhältnisse der Kasten sind, zugleich 
aber auch: wodurch sie sich von einer gewöhnlichen ständischen 
Ordnung unterscheiden. Es ist inganz eminentem, sonst nirgends 
auch nur annähernd erreichten Maß eine religiös-ritualistisch 
orientierte, — wenn der Ausdruck »Kirche« nicht (wie wir sahen) 
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unanwendbar auf den Hinduismus wäre, so würde man etwa 
sagen: eine »kirchenständische« Rangordnung, 

Als der Zensus den Versuch unternahm, die — je nach Art 
det Zählung — 2—-3000 oder noch mehr heutigen Hindukasten 
nach ihrer Rangfolge zu ordnen, ergaben sich in den Präsident- 
schaften gewisse nach den folgenden Merkmalen unterscheidbare 
Gruppen von solchen. Als erste: die Brahmanen. Dann folgt 
eine Reihe von Kasten, welche — mit Recht oder Unrecht — 
den Anspruch erheben, zu den beiden andern »wiedergeborenen« 
Kasten der klassischen Lehre, d.h. also zu den Kschatriya und 
Vaicya, zu gehören und als Zeichen dafür den »heiligen Gürtel« 
anlegen zu dürfen, — ein Recht, auf welches sich manche von 
ihnen erst in neuster Zeit wieder besonnen haben und welches, 
nach Auffassung der rangältesten Brahmanenkasten, sicher 
nur einem Teil von ihnen zustehen würde. Soweit es aber einer 
Kaste zugestanden wird, gilt diese als rituell unbedingt ven 
Brahmanen hoher Kaste nehmen Speise jeder Art von ihr. Es 
folgt durchweg eine dritte Gruppe von Kasten, welche den 
»Satcudra«, den »guten« (»reinen«) Cudra (clean Sudra) der 
klassischen Lehre zugerechnet werden. Sie sind in Nord- und 
Zentralindien jalacharaniya, d. h. Kasten, die einem Brahmanen 
Wasser geben dürfen, aus deren lota (Wasserkessel) er Wasser 
nimmt. Nächst ihnen folgen Kasten, deren Wasser in Nord- 
und Mittelindien ein Brahmane entweder nicht immer (näm- 
lich: je nach seinem eigenen Rang eventuell nicht) oder gar nicht 
nimmt (jalabyabaharya), die der Barbier hoher Kaste nicht 
unbedingt bedient (keine Pedicure) und deren Wäsche der 
Wäscher nicht wäscht, die aber nicht als rituell absolut »un- 
rein« gelten: die gewöhnlichen Cudra der klassischen Lehre. 
Schließlich Kasten, die als unrein gelten, daher vom Betreten 
aller Tempel und jeder Bedienung durch Brahmanen und Bar- 
biere ausgeschlossen sind, außerhalb des Dorfbezirks wohnen 
müssen und entweder durch Berührung oder in Südindien schon 
auf Distanz (bis zu 64 Fuß bei den Parayans) infizieren: den 
Kasten entsprechend, welche die klassische Lehre aus rituell 
verbotenem dGeschlechtsverkehr zwischen Angehörigen ver- 
schiedener Kasten hervorgehen läßt. Innerhalb dieser nicht 
überall, und vor allem bei weitem nicht gleichmäßig, sondern 
nur mit auffälligen Durchbrechungen, aber doch im großen 
und Ganzen leidlich durchführbaren Gruppenbildung könnten 
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die weiteren Abstufungen des Ranges der Kasten nur nach einer 
höchst bunten Vielzahl von Merkmalen vorgenommen werden: 
Innerhalb der Oberkasten je nach der Korrektheit ihrer Lebens- 
praxis in bezug auf Sippenorganisation, Endogamie, Kinder- 
heirat, Witwenzölibat, Totenverbrennung, Ahnenopfer, Speise 
und Getränke, Verkehr mit unreinen Kasten. Innerhalb der 
unteren Kasten je nach dem Rang der Brahmanen, welche sich 
zu ihrer Bedienung noch bereit oder nicht mehr bereit finden 
und je nachdem andere Kasten als die Brahmanen von der be- 
treffenden Kaste Wasser nehmen oder nicht aa. Maßgebend 
dafür und daher ein Symptom — aber einschwankendes Symptom 
— des Kastenranges ist die Zulassung oder Meidung des Fleisches, 
zum mindesten des Rindfleischessens. Bei allen Kasten aber 
ist dafür bestimmend vor allem die Art der Beschäftigung und 
des Erwerbs, welche die allerweitgehendsten Folgen für Konnu- 
bium, Kommensalität und rituelle Rangfolge hat; davon später. 
Daneben massenhafte Einzelzüge 9 Eine Rangliste aller indi- 
schen Kasten ließ sich natürlich auch so nicht aufstellen. Zu- 
nächst schon einfach deshalb nicht, weil der Rang örtlich ganz 
verschieden, nur ein Teil der Kasten universell verbreitet, 
ein sehr großer Teil dagegen nur lokal vertreten ist, also unter- 
einander interlokal gar keine feststellbare Rangfolge besitzt. 
Ferner deshalb nicht, weil innerhalb der einzelnen Kasten, 
namentlich bei den Oberkasten, aber auch bei manchen Mittel- 
kasten, so gewaltige Rangunterschiede der einzelnen Unter- 
kasten auftreten, daß gar nicht selten einzelne Unterkasten 
hinter einer sonst niedriger bewerteten andern Kaste stark 
zurückgestellt werden müßten. Es ergab sich überhaupt die 
Schwierigkeit: welche Einheit letztlich als »Kaste« angesehen 

25) In all diesen Fällen ist es gar nicht selten, daß Kasten niederen Ranges 
strikter in ihren Anforderungen sind, als solche, die im übrigen als höher stehend 
gelten. Die außerordentliche Buntheit dieser Rangordnungsregeln verbietet hier 
jedes nähere Eingehen darauf. 

26) So lehnen die Makishya Kaibarthas die Gemeinschaft mit den Chasi 
Kaibarthas (in Bengalen) zunehmend ab, weil die letzteren ihre (landwirtschaftlichen) 
Produkte persönlich auf dem Markt verkaufen, sie selbst aber nicht. Andere 
Kasten gelten als deklassiert, weil ihre Frauen im Laden am Verkauf beteiligt sind, 
wie überhaupt die Mitarbeit der Frau in der Wirtschaft als spezifisch plebejisch 
gilt. Die Sozial- und Arbeitsverfassung der Landwirtschaft wird sehr stark dadurch 
mitbedingt, daß verschiedene Hantierungen als schlechthin degradierend gelten. Ob 
jemand Ochsen und Pferde oder andere Zug- und Tragtiere in seinem Erwerb be- 


nutzt, welche und wie viele, bestimmt oft der Kastenrang (so die Zahl der verwen- 
deten Ochsen den der Oelpresser). 
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werden solle? Innerhalb einer und derselben »Kaste«, d. h. einer 
Gruppe, welche der hinduistischen Tradition als solche gilt, 
besteht ja weder notwendigerweise Konnubium: — dies ist viel- 
mehr nur bei einigen wenigen Kasten, und auch da nicht vorbe- 
haltlos, der Fall, — noch immer volle Kommensalität. Die 
endogame Einheit ist weit überwiegend die »Unterkaste«, von 
denen einzelne Kasten mehrere Hundert zählen. Diese sind ent- 
weder rein lokal (innerhalb eines verschieden großen Bezirks) 
und daneben oder auch statt dessen nach angeblicher oder wirk- 
licher . Herkunft, früherer oder jetziger Art der Berufstätigkeit 
oder nach andern Unterschieden der Lebensführung abgegrenzte 
und gesondert bezeichnete Verbände, die sich als Teile der Kaste 
betrachten und neben dem eigenen den Kastennamen führen, 
sei es, daß sie durch Spaltung der Kaste oder umgekehrt durch 
Rezeption in diese oder einfach durch Usurpation ihres Ranges 
dazu legitimiert sind. Sie allein sind wirklich in der Lebensführung 
einheitlich reglementiert und — soweit eine Kastenorganisation 
besteht — organisiert. Die Kaste selbst bezeichnet nicht 
selten fast nur den sozialen Anspruch, den diese geschlossen- 
sten Verbände erheben, ist vielfach, aber nicht immer, ihr Mutter- 
schoß und hat gelegentlich, aber selten, gewisse allen Unter- 
kasten gemeinsame Organisationen, häufiger gewisse, der 
ganzen Kaste traditionell gemeinsame Lebensführungsmerk- 
male. Die Einheit der Kaste ist trotzdem in aller Regel 
eine Realität neben der Unterkaste. Nicht nur werden Ehe und 
Kommensalität nach außerhalb der Kaste meist noch strenger 
geahndet, als zwischen Gliedern der Unterkasten der gleichen 
Kaste, sondern wie die Unterkasten sich leichter neu bilden, 
so dürften auch die Schranken zwischen ihnen labiler sein, wäh- 
rend sie zwischen Gemeinschaften, die einmal als Kasten 
gelten, außerordentlich zäh festgehalten werden. 

Die Rangfolge der Kasten war, von diesen Schwierigkeiten ab- 
gesehen, oft deshalb nicht feststellbar, weilsie bestritten und ver- 
änderlich war und ist. Der Versuch des Zensus von Igor ist nicht 
wiederholt worden, weil die Erregung und Mißstimmung, die 
er hervorbrachte, außer allem Verhältnis zum Ergebnis standen. 
Denn er gab das Signal zu einem Wettrennen von Kasten um 
den sozialen Rang und die Beschaffung von »historischen Be- 
weisen« für diesen, zu Remonstrationen und Protesten aller Art; 
dies hat eine nicht unbeträchtliche, teilweise lehrreiche, Literatur 
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entstehen lassen. Die Kasten umstrittener Rangstellung suchten 
den Zensus zu deren Festigung und — wie sich ein Zensus- 
Referent ausdrückt — die Zensusbehörde als eine Art Herolds- 
amt auszunutzen. Es tauchten dabei die allererstaunlichsten 
neuen Rangansprüche auf. So wenn etwa die bengalischen Tschan- 
dala, die unterste, angeblich aus Mischlingen von Brahmanen- 
Frauen mit GCudra-Männern herrührende Kaste, — in Wahrheit 
ein hinduisiertes bengalisches Gastvolk, — ihren Namen in 
»Namasudra« umtauften und Abkunft aus reiner Kaste, schließ- 
lich aber gar Brahmanenblut, »nachzuweisen« suchten. Aber 
von solchen Fällen ganz abgesehen, benutzten allerhand frühere 
Reisläufer-- und Räuberstämme, welche seit Befriedung des 
Landes ein friedliches Dasein als Landbauerkasten führten, 
die Gelegenheit, sich als Kschatriyas aufzutun, nicht anerkannte 
»Brahmanen« (alte Stammespriester) befestigten ihre Ansprüche, 
alle möglichen mit Handel befaßten Kasten verlangten als 
Vaiçya anerkannt, animistische Stämme verlangten als Kasten 
— und als möglichst hohe — registriert, gewisse Sekten suchten 
— wie schon früher erwähnt — in die Gliederung der Hindu- 
gesellschaft wieder eingeordnet zu werden. 

Solchen Aufruhr in der Rangfrage, wie ihn der Zensus 
veranlaßte, hat es in dieser Art früher zwar nicht gegeben. Aber 
frei von Umwälzungen der Kastenrangordnung war die Ver- 
gangenheit keineswegs. Wer entschied nun solche Rangstreitig- 
keiten? Und, fragen wir im Zusammenhang damit, wer ent- 
schied überhaupt in Kastenangelegenheiten, einem Gebiet 
von Problemen, dessen Umfang wir dabei zugleich kennen lernen 
wollen? Es wurde im allgemeinen schon gesagt, daß in Fragen 
der Rangordnung der Theorie nach die Brahmanen noch heute 
eine entscheidende Autorität genießen. Rangfragen, bei solchen 
offiziellen Banketten, bei welcher Brahmanen anwesend sein 
sollten, bedurften von jeherkorrekter Entscheidung. Dennoch waren 
auch früher der Sache nach so wenig wie heute die Brahmanen 
allein in der Lage, die Probleme zu erledigen. Sondern solche 
Rangfragen entschied in der Vergangenheit, vor den fremden 
Eroberungen, so viel bekannt, stets der König oder sein Ritual- 
beamter, der allerdings entweder selbst ein Brahmane war oder, 
wenigstens der Regel nach, den Rat der rechtskundigen Brah- 
manen einholte. Aber es sind Fälle genug bekannt, in welchen 
indische Könige von sich aus einzelne Kasten in aller Form de- 
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gradierten, oder Einzelne, auch Brahmanen, aus der Kaste stießen, 
— was dann von den Betroffenen zwar oft als ein unrechtmäßiger 
Eingriff in wohlerworbene Rechte empfunden und von degra- 
dierten Kasten oft noch nach vielen Jahrhunderten angefochten, 
von den Brahmanen aber meist hingenommen wurde. Und 
auch die erstmalige oder die Neuordnung des Kastenranges 
in ganzen großen Gebieten hat formell und anscheinend auch 
der Sache nach z.B. in Ost-Bengalen unter der Sena-Dynastie 
in der Hand des von Brahmanen, die auf seine Aufforderung 


“bin eingewandert waren, beratenen Königs gelegen. Aber das 


Gleiche galt in weitem Umfang auch für die Entscheidung über 
einzelne Kastenpflichten. Unter der letzten großen national- 
indischen Herrschaft, derjenigen der Mahratten (18./19. Jahr- 
hundert) wurden die Responsen der Brahmanen über solche 
Fragen dem Peschwa, der selbst aus einer Brahmanenfamilie 
stammte, vorgelegt, welcher das Exequatur gab und zwar offen- 
bar nach eigener sachlicher Erörterung der Streitpunkte. Daß 
diese Stütze des weltlichen Armes heute, — mit Ausnahme der 
noch bestehenden Hindu-Vasallenstaaten, wo Reste davon 
fortbestehen, — weggefallen ist, wird als ein Grund für die 
fühlbare Abnahme der Nachachtung angeführt, welche die Ent- 
scheidungen der Brahmanen finden. Geistliche und weltliche 
Gewalt wirkten beide als Interessenten der legitimen Ordnung 
zusammen. Daß dabei der König eine erhebliche sachliche 
Macht zu entwickeln vermochte, lag vor allem daran, daß die 
Brahmanenkaste weder eine hierarchisch gegliederte Priester- 
schaft noch auch eine organisierte Zauberer-Gilde war, einer 
einheitlichen Organisation vielmehr durchaus, für uns von 
jeher, entbehrte. Der König war daher in der Lage, sich die ihm 
willfährigsten Brahmanen auszusuchen, und erstaunlich ist unter 
diesen Umständen nicht seine Macht, sondern umgekehrt die 
gewaltige Machtstellung der Brahmanen und der Kasten über- 
haupt. Sie war Folge der Unverbrüchlichkeit alles dessen, was 
als heiliges Recht galt, zur Vermeidung bösen Zaubers. Dem 
König gegenüber galt in Indien der Grundsatz: »Willkür bricht 
Landrecht«in Kastenangelegenheiten unbedingt und, — im Gegen- 
satz zu der nur durch die ökonomische Bedeutung der Gilden 
gestützte Macht dieser, — unter magischer Sanktion. Der könig- 
liche Richter hatte durchweg nach den hergebrachten Gewohn- 


beiten der einzelnen Kasten zu entscheiden, hatte Schöffen 
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aus der betreffenden Kaste zuzuziehen, und es gelangten an ihn 
die Sachen überhaupt nur im Rechtszug von den normalerweise 
in Kastenangelegenheiten entscheidenden Organen der einzelnen 
Kasten selbst. Auch heute erledigen die Organe der einzelnen 
Kaste deren Angelegenheiten, exkommunizieren, erlegen BuBen 
auf, entscheiden Streitfälle und entwickeln durch ihre Spruch- 
praxis, im wesentlichen selbständig, die Normen für neu auf- 
tauchende. Rechtsfragen. Wir werden uns einem Ueberblick 
über die Gegenstände der Kastenjurisdiktion, über deren Praxis, 
damit auch über die Organe der Kasten nicht entziehen dürfen, 
müssen aber zu diesem Zweck die bisher nur gelegentlich berührte 
Frage nach den Prinzipien, welche dem Aufbau und der Ab- 
grenzung der untereinander ziemlich verschiedenen Arten von 
Kasten zugrunde liegen, zusammenhängend zu beantworten 


suchen. —_ 


Vorher ist nur noch eine wichtige Eigenart der indischen 
Sozialverfassung zu erörtern, welche mit dem Kastensystem 
in engem Zusammenhang steht. Nicht nur die Ausbildung 
der Kaste, sondern auch die Steigerung der Bedeutung der 
Sip pe gehört. nämlich zu ihren fundamentalen Zügen. Die 
soziale Ordnung ruhte in viel weiterem Umfang, als dies sonst 
irgendwo in der Welt der Fall war, auf dem Prinzip des »Gentil- 
charisma«. Darunter soll hier verstanden werden: daß eine 
(ursprünglich rein magisch gedachte) außeralltägliche oder doch 
jedenfalls nicht universell zugängliche persönliche Qualifi- 
kation: — ein »Charisma«, — an den Mitgliedern einer Sippe als 
solchen haftet, nicht nur, wie ursprünglich stets, an einem per- 
sönlichen Träger. Wir kennen Reste dieser soziologisch sebr 
wichtigen Konzeption vor allem in dem erblichen »Gottes- 
gnadentum« unsrer Dynastien; in minderem Maße gehört dahin 
natürlich jede Legende von der spezifischen »Bluts«-Qualität 
irgend eines reinen Geburtsadels irgendwelcher Provenienz. Diese 
Konzeption ist einer der Wege, auf welchem sich die Veralltäglichung 
des ursprünglich rein aktuellen und persönlichen Charisma 
vollzieht. Der Kriegskönig und seine Mannen waren ursprüng- 
lich, — im Gegensatz zum erblichen Friedenshäuptling, der bei man- 
chen Stämmen auch ein Weib sein konnte, — rein persönlich 
magisch qualifizierte und durch Erfolge erprobte Helden: 
nur auf streng persönlichem Charisma ruhte die Autorität des 
Kriegsführers, ganz ebenso wie des Zauberers. Der Nachfolger 
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nahm ursprünglich ebenfalls kraft rein persönlichen Charismas 
die Würde in Anspruch. Das unabweisliche Bedürfnis nach 
Ordnung und Regelin der Frage der Nachfolge ließ nun, als es sich 
Beachtung erzwang, verschiedene Möglichkeiten. Entweder 
Designation des qualifizierten Nachfolgers durch den Inhaber 
der Würde selbst. Oder dessen Ermittlung durch seine Jünger, 
Mannen oder Amtsträger, woraus sich dann weiterhin mit fort- 
schreitender Reglementierung dieser ursprünglich spezifisch 
ordnungsfremden Fragen Wahlkollegien jener Amtsträger nach 
Art der »Kurfürsten« und »Kardinäle« entwickelten. | Oder 
schließlich: es siegte deı überall naheliegende Glaube: daß das 
Charisma eine Qualität sei, die an der Sippe als solcher hafte, 
daß der oder die Qualifizierten also innerhalb ihrer zu suchen 
seien, von wo aus sich dann der Uebergang zur »Erblichkeit« 
vollzog, mit welcher jene Konzeption des Gentilcharisma 
ursprünglich nichts zu schaffen hatte. Je weiter die Gebiete 
waren, welche der magische Geisterglaube umspannte und je 
gedanklich konsequenter er gepflegt wurde, desto umfang- 
reicher war auch die Sphäre, welche das Gentilcharisma zu er- 
greifen vermochte. Nicht nur die heldischen und magisch-kul- 
tischen Fähigkeiten, sondern jede Art von Autoritätsstellung 
und jede Art von besondrer Fähigkeit, künstlerischer nicht nur, 
sondern auch handwerksmäßiger Art konnte dann als magisch 
bedingt und an magisches Gentilcharisma geknüpft gelten. 
Diese Entwicklung ist nun in Indien zu einer das sonst vorkom- 
mende Maß weit übersteigenden Durchbildung gelangt. Sie ist 
nicht gleich allein herrschend geworden, wie wir mehrfach 
sehen weıden, sondern lag im Kampf sowohl mit dem alten 
genuinen Charismatismus, der nur die höchst persönliche Gabe 
des Einzelnen gelten ließ, als mit dem »bildungs«-ständischen 
(kultivationspädagogischen) Vorstellungskreis, 
CC Viele Formalien in Lehrgang und Ausübung des Handwerks 
trugen noch im indischen Mittelalter weit stärkere Spuren des 
personalcharismatischen Prinzips als dies überall in den magischen 
Einschlägen des Noviziates und der »Freisprechung« des Lehrlings 
zum Gehilfen der Fall war. Aber daß die Berufsgliederung ursprüng- 
„i lich in so starkem Maß eine interethnische und Träger so großer 
‚.ı Teile der Gewerbe Pariastämme waren, trug zur Entfaltung der 
>  gentilcharismatischen Magik naturgemäß sehr stark bei. — 
"ri Am allerstärksten aber äußerte sich die Herrschaft des Gentil- 
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charisma_auf_dem.Gebjet der Autoritätstellungen. .Das Nor- 
male war in Indien überall ihre »Erblichkeit«, d. h. gentilcharis 

matische Sippengebundenheit. Das Dorf hatte, je weiter zurück 
um so universeller, seine »erblichen« Vorsteher, die Gilde, Zunft, 
Kaste ihren »erblichen« Aeltesten, — etwas Andres kam nore 
malerweise gar nicht auch nur in Frage. Die Erblichkeit des) 
priesterlichen, königlichen, ritterlichen, Beamten-Charisma ist eine 
solche Selbstverständlichkeit, daß die bei eigentlichen Amts- 
stellungen unter den Patrimonialherrschern eindringende freie 
Ernennung des Nachfolgers, ganz ebenso wie etwa der freie 


Wechsel des Priestergeschlechts oder der Handwerker, die eine p 


Familie bedienten, oder die freie Berufswahl, wie sie in den Städten 
stattfand, nur in Perioden starker Erschütterungen der Tra- 
dition oder auf organisatorischem Neuland vor der Festigung 
der Verhältnisse sich durchsetzten. Wohlgemerkt: als »P rin- 
Z i p« sich durchsetzten.. Denn im Einzelfall konnte nicht nur eine 
königliche oder priesterliche Sippe ihr Charisma durch offen- 
kundige Entblößtheit von ihren magischen Qualitäten ebenso 
verloren haben, wie ein Einzelner. Sondern es konnte auch ein 
homo novus sich als Träger von Charicma bewähren und dadurch 
dann auch seine Sippe als charismatisch legitimieren. Im Einzel- 
fall konnte daher jede solche gentilcharismatische Autorität labil 
sein.| Der Nayar-Sheth — dem occidental-mittelalterlichen »Bür- 
germeister« entsprechend — des heutigen Ahmadabad, von 
dem W. Hopkins berichtet, war der jeweilige Aelteste der reich- 
sten (Jaina-)Familie der Stadt. Er in Gemeinschaft mit dem 
ebenfalls erblichen (vischnuitischen) Sheth der Tuchmacher- 
gilde waren faktisch maßgebend für die öffentliche Meinung in 
allen sozialen (rituellen und Etikette-)Fragen der Stadt, die 
andern (durchweg erblichen) Sheth’s standen an Einfluß, außer- 
halb ihrer Gilden und Kasten, hinter jenen zurück. Aber zur 
Zeit, als Hopkins seine Studien machte, begann ein außerhalb 
aller Gilden stehender reicher Fabrikant jenen erfolgreich Kon- 
kurrenz zu machen.| War ein Sohn eines Gilden- oder Zunft- 
oder Kasten-Aeltesten, Priesters, Mystagogen, Kunsthandwerkers 
offenkundig ungeeignet, so schwand sein EinfluB und floß 
entweder einem geeigncteren Mitglied der eigenen Sippe oder dem 


Aeltesten (gewöhnlich) der nächstreichsten Sippe zu. Denn zwar 1 


nicht jeder Neu-Reichtum, aber großer Reichtum in Verbindung 
mit persönlichem Charisma legitimierte seinen Besitzer und dessen 
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'| Sippe, wo immer die ständischen Verhältnisse noch im Fluß 
ı waren oder erneut in Fluß gerieten. Wie labil infolgedessen auch 


t 


' immer im Einzelfall die gentilcharismatisch garantierte Autori- 


tät sein mochte, so lenkte dennoch der Alltag stets erneut in 
das Bett der Fügsamkeit gegen die einmal durchgesetzte Stel- 
lung einer Sippe als solcher ein. Immer und auf allen Gebieten 
kam die durchgesetzte Anerkennung des Charisma nicht dem Ein- 


zelnen, sondern der Sippe zugute. 


Wie die magische Zusammenklammerung der Sippen durch 
den Geisterglauben in China ökonomisch wirkte, ist früher aus. 
geführt. Die Wirkung der in China durch das Prüfungswesen des 
Patrimonialismus gebrochenen gentilcharismatischen Verklärung 
der Sippe in Indien lag ökonomisch in deı gleichen Richtung. 
Die Kastenorganisation und weitgehende Kastenautonomie und 
die noch größere, weil rituell ungebundene Gildenautonomie 
legten die Entwicklung des Handelsrechts praktisch ganz in die 
Hände der Interessenten selbst. Man sollte bei der außerordent- 
lichen Bedeutung des Handels in Indien glauben, daß daraus 
ein rationales Handels-, Gesellschafts- und Unternehmungs- 
ıecht hätte entstehen können. Sieht man sich aber die mittel- 
alterliche Rechtsliteratur daraufhin an, so erstaunt man über 
dessen Kargkeit. Das Recht und das Beweisverfahren selbst 
waren teils foımalistischh, aber irrational (magisch), teils 
prinzipiell unformal, weil hierokratisch beeinflußt. Rituell 
relevante Fragen konnten nur durch Ordal entschieden werden. 
Bei anderen galten die allgemeinen Moralgesetze, oder die »Lage 
der Sache«, oder primär die Tradition und suppletorisch etwaige 
königliche Edikte als Rechtsquellen. Immerhin entwickelte 
sich wenigstens, im Gegensatz zu China, ein formales Prozeß- 
verfahren mit geregelter Ladung (in jus vocatio, unter den 
Mahratten Ladung durch den Gerichtsdiener). Die Schuld- 
haftbarkeit deı Erben war zwar vorhanden, aber nach Gene- 
rationen begrenzt. Vor allem steckte die Schuldexekution, ob- 
wohl die Schuldknechtschaft bekannt war, zum Teil noch im 
magischen Stadium oder in dem eines modifizierten Einlager- 
Systems. Solidarhaft mehrerer Partner fehlte, wenigstens als 
Norm. Das Gesellschaftsrecht überhaupt, erst spät und im An- 
schluß an das Recht ıeligiöser Bruderschaften entwickelt, blieb 
von der größten Dürftigkeit. Allerhand Korporationen und 
Samtbesitzverhältnisse wurden durcheinander behandelt. Es 
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wird die Gewinnverteilung, nebenbei auch bei Zusammen- 
arbeit mehrerer Handwerker unter einem Obmann: also im 
Ergasterium, geregelt 221. Vor allem aber galt der uns aus China 
bekannte Grundsatz: daß man nur einem persönlich verbun- 
denen Phratriegenossen, Verwandten oder Freund ohne weiteres 
Kredit geben soll (auch gegen Pfand). Anderen gegenüber 
galt galt Schuld nur bei Bürgschaft oder Schuldschein mit Zeugen 9). 
Im einzelnen hat die spätere Rechtspraxis freilich den geb 
männischen Verkehrsbedürfnissen befriedigend Rechnung ge- 
tragen, aber sie schwerlich von sich aus gefördert, und daß tıotz- 
dem eine nicht unerhebliche kapitalistische Entwicklung wenig- 
stens zeitweise bestanden hat, — wie schon erwähnt und später 
noch zu erwähnen, — ist angesichts des Zustands des Rechts 
wohl wesentlich durch die Macht der Gilden, die mit Boykott 
und Vergewaltigung ihre Interessen und die Veıweisung möglichst 
aller Fälle vor fachlich orientierte Schiedsrichter durchzusetzen 
wußten, erklärt. Die Sippengebundenheit des Kredits mußte 
unter solchen Bedingungen das Normale bleiben. 

Aber auch und ganz besonders auf einem andern, außerhalb 
des Verkehrsrechts liegenden Gebiet hatte die Herrschaft der 
Gentilcharismatik weitgehende Konsequenzen. Weil uns der 
Feudalispmus des Occidents vorwiegend als ein System sozialer 
und ökonomischer Bindungen erscheint, übersehen wir leicht: 
was es bedeuten wollte, daß das Lehenverhältnis, unter dem 
Zwang der militärischen Bedürfnisse in der Zeit seiner Ent- 
stehung, einen freien Kontrakt zwischen einander 
Sippenfremden_zur Grundlage der  Treue-Beziehung 
zwischen Herren und Vasallen machte, und daß die sich zunch- 
mend als ständische Einheit und schließlich als geschlossener 
Geburtsstand der Ritterschaft fühlende Gesamtheit der a 
erwachsen war, sich nicht als Sippen-, Clan- (Phratrie-) oder 
Stammesgenossen, sondern lediglich als Standesgenossen wußte. 
Ganz anders in Indien. Nicht daß die individuelle Beleihung 
von Gefolgsleuten und Beamten mit Land oder politischen 
Rechten gefchlt hätte. Sie ist historisch unzweideutig nachweis- 
bar. Aber nicht sie gab dem Herrenstand das Gepräge und nicht 
auf den Landlchen ruhte die feudale Siandesbildung. Sondern, 


27) Brihaspati (übersetzt von Jolly, S. B. of the East 33) XIV, 28. 29. 
22) Ebenda XIV, 17. 
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wie Baden- Powell 2) mit Recht betont hat, auf Sippe, 
»Clan« (Phratrie) und Stamm. Das gentilcharismatische Haupt 
der Phratrie verteilte das eroberte Land: die Herrenrechte an 
seine Sippengenossen, die Feldfluren an die einfachen Phra- 
toren. Als einen Kreis von über das Eroberungsgebiet, als des- 
sen Herr der Stamm galt, sich zerstreuenden Phratrien und 


, Herrensippen haben wir uns die Erobererklassen zu denken. 


Eine »Belehnung« mit Herrenrechten fand durch das Haupt der 
Phratrie (den Radscha) oder auch durch den Stammeskönig (Ma- 
haradscha), wo einsolcher existierte, primär inaller Regelnuran 
seine Agnaten und zwar in ihrer Eigenschaft als solche, nicht 
aber kraft einer frei geschaffenen Treuebeziehung, statt. _Die 
Sippengenossen beanspruchten diese Verleihung von ihm als 
ihr kraft Zugehörigkeit zur Sippe ihnen zustehendes Gehurts- 
recht. Jede Eroberung schuf in erster Linie neue Amtslehen für 


die Königssippe und die Unterkönigssippen. Erobern war daher 


das Dharma des Königs. So gleitend der Unterschied zum Occi- 
dent im Einzelfall sein mochte, so hat doch dieser Gegensatz 
die abweichende Struktur des weltlichen Herrenstandes im alten 
Indien bestimmt. Mochte in noch so vielen Einzelfällen ein 
charismatischer Emporkömmling mit seiner frei rekrutierten 
Gefolgschaft das feste Gefüge der alten Sippen sprengen, — 


stets wieder lenkte die Entwicklung in die feste Bahn der gentil- 


charismatischen Organisation in Stämmen, Phratrien, Sippen ein. 
Der Gentilcharismatismus ergriff besonders früh die Träger 
der hierokratischen Macht. Und sie am vollständigsten, weil 


29) In seiner Indian Village Community (1896). Im einzelnen wären manche 
Ausführungen Baden-Powells vielleicht anfechtbar. — Der irische Ausdruck »Clan« 
ist vieldeutig. Die typische Gliederung militärisch organisierter Gesamtheiten ist: 
I. der »Stamm« als Gemeinschaft von »Phratrien«e, d. h. in der hier gebrauchten 
Terminologie primär stets: Verbänden der militärisch (ursprünglich : magisch) trai- 
nierten Wehrmänner, 2. die Sippe als (in der hier gebrauchten Terminologie) die 
gentilcharismatisch präeminenten agnatischen Abkömmlinge der charismatischen 


. Häuptlinge, Der einfache Wehrmann a nicht notwendig eine »Sippe«, sondern 


gehörte neben seiner Phratrie und, eventuell, militärischen Alterklasse noch einer 
»Familie«e oder einem Totemverband (oder totemartigen Verband)an. Ein Herren- 
geschlecht dagegen andrerseits hatte keinen Totem oder vielmehr: behielt ihn nicht, 
sondern emanzipierte sich davon: — je vollständiger die Entwicklung der indischen 
Herrenstämme zu einer Herrenklasse durchgeführt ist, desto mehr schwinden die 
Reste der Totems (devaks) und entstehen (oder vielmehr: bleiben) allein die 
»Sippen«e, Eine Verwischung der gentilcharismatischen Unterschiede trat andrer- 
seits dadurch ein, daß die Phratrie sich als Abstammungsgemeinschaft, statt als 
Wehrverbrüderung, zu fühlen begann, also eine Art »Sippe« wurde, 
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sie von Anfang an kraft ihres magischen Charisma jenseits der 
Organisation der Totems (oder totemartigen Verbände) standen. 
Es hat in Indien Gegenden gegeben, in einem Teil der Er- 
oberungsgebiete bis ins Mittelalter, wo der Kriegsadel nicht auf- 
hörte, den Zauberer als einen ständisch subalternen, sei es auch 
noch so sehr gefürchteten, Demiurgen anzusehen, Bei den 
Ariern waren die alten Opferpriester schon in der Zeit der 
ältesten Veden zu einem vornehmen Priesteradel geworden, 
dessen einzelne Sippen sich je nach den erblichen Verrichtungen 
und dem entsprechenden Gentilcharisma in erbliche »Schulens 
teilten. Bei der hohen Präeminenz des magischen Gentilcharisma, 
welches sie beanspruchten, wurden sie und ihre Erben: die 
Brahmanen, die wichtigsten Träger der Verbreitung dieses Prin- 
zips durch die hinduistische Gesellschaft hindurch. 

Wie es nun einerseits klar ist, daß der magische Gentil- 
charismatismus der Schaffung des festen Gefüges der magischen 
Kastenfremdheit außerordentlich stark zugute kommen mußte, 
sie eigentlich schon im Keime in sich enthielt, so mußte andrer- 
seits die Kastenordnung in eminentem Maße,der Festigung der 
Bedeutung der Sippe dienen. Alle Schichten, welche auf Vor- 
nehmheit Anspruch machten, waren darauf hingewiesen, sich nach 
dem Muster der Herrenkasten zu gliedern. Auf den Sippen ruhte 
die exogame Eheordnung. Und das Prinzip der Erblichkeit 
der sozialen Lage, rituellen Pflicht, Lebensführung und Berufs- 
stellung mußten dem gentilcharismatischen Prinzip für alle 
autoritären Stellungen die letzte entscheidende Weihe geben. 
Wie das Gentilcharisma die Kaste, trug die Kaste wiederum 
das Charisma der Sippe. 

Damit wenden wir uns zu den konkreten Kasten. 


Die vier Kasten der klassischen Lehre sind von der modernen 
Wissenschaft lange Zeit als rein literarische Konstruktionen angesehen 
worden. Das ist jetzt aufgegeben. Schon die bisherigen Erörterungen 
zeigen: daß dies viel zu weit gegangen wäre. Noch heut bestimmt die ` 
übliche Art der Einrangierung der Kasten in die vier alten Klassen 
die Art der Grußformel des Bralımanen und es ist daher kein Wunder, 
daß die heutigen Kasten darnach streben, zu einer von ihnen gezählt 
zu werden. Die Bedeutung der vier alten »Kasten« bestätigen die 
monumentalen Quellen, in welchen diese sehr oft vorkommen. Freilich 
bleibt zu beachten, daß die Verfasser der Inschriften durchweg im 
Bann der literarischen Tradition standen, ebenso die modernen Ver- 
Deier jener Kasten, welche heut »Kschatriya«- oder »Vaigyas-Rang 
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reklamieren. Aber die Natur der Sache bestätigt die Annahme, daß 
die bestimmten Angaben der Rechtsbücher, die doch in irgend einem 
Sinn ein, Sel es auch noch so stark idealty Disch umstilisiertes, Spiegel- 
bild von Zuständen ihrer Zeit sein müssen, nicht einfach aus dem 
Nichts konstruiert sind. Die unteren beiden sogenannten Kasten der 
Rechtsbücher waren allerdings vielleicht nie Kasten im heutigen 
Sinn, sondern schon in der klassischen Zeit Rangklassen von Kasten. 
Ursprünglich aber waren sie wohl ohne Zweifel einfache »S tän d e«. 
»Die Vaiçya und Çudra waren da«— so besagt eine gelegentliche Stelle 
der Ueberlieierung — »ehe die Brahmanen und Kschatriya exi- 
stiertene. Die Vaicya sind die alten »Gemeinfreien«; über ihnen er- 
heben sich die Adelssippen: teils Kriegsadel, also Häuptlings- und, 
später, Rittergeschlechter, teils aber Priesteradel, wie er auch ander- 
wärts existierte. Was nach unten zu nicht zu den Gemeinfreien ge- 
hörte, war »Helot« (Cudra). Der bei der Gravamayana-Feier vorkom- 
mende symbolische Kampf ?°) eines Arya mit einem Cudra entspricht 
gleichbedeutenden Zeremonien in Sparta. In der Tat ist dieser Gegen- 
satz fühlbar schärfer, als der zwischen den beiden andern Ober- 
kasten und den Vaigya. Dem Brahmanen und dem Kschatriya war 
eine bestimmte Tätigkeit als Ausfluß ‚ständischer _Lebenshaltung 
vorgeschrieben und vorbehalten Opfer, Vedastudium, Empfang 
von Gaben, besonders Landschenkungen und Askese dem Brahmanen, 


, — politische Herrschaft und ritterliches Heldentum dem Kschatriya. 


_ liche Tätigkeit in einem noch weit ausgesprocheneren und wört 


Für beide galt das, wasder Vaigya tut: das Führen der Landwirtschaft 
und der Handel (vor allem auch das Geldgeben auf Zins) nicht als 
primär standesgemäß. Aber in Zeiten der "Not, d.h. erprobter Un- 
möglichkeit, sich den Unterhalt standesgemäß zu erwerben, war ihnen 
gestattet, zeitweilig — mit nur wenigen Vorbehalten und Ausnah- 
men — ökonomisch wie ein Vaigya zu leben. Dagegen die Lebens- 
führung des Cudra bedeutete: Knechtsdienst 808). Darunter ist aber in 
den klassischen Quellen alles Gewerbe verstanden. Daß GE 

Icheren 
Maße, als es ursprünglich überall galt, als ein Fronen im Dienst der 
andern Kasten aufgefaßt wurde, erklärt sich aus der in Indien typi- 
schen Art der Ordnung gerade des alten, urwüchsigen Dorfgewerbes. 
Wie schon kurz erwähnt, waren alle diejenigen Handwerker, welche 
die englische Terminologie zum »establishment« zählt 3!), in der Tat 


20), A. Weber, Collektaneen, Ind. Studien X. 

303) Auch der Eintritt in die moderne Armee ist dem korrekten Brahmanen 
unmöglich, da er dann Vorgesetzten aus niederer Kaste oder von barbarischem 
Ursprung Gehorsam schulden würde. 

31) Im Dekkan unter den Mahratten fanden sich zwei typische Kategorien 
solcher Dorfbediensteter; die Baruh Balowtay, darunter die alten typischen Gewerbe: 
Zimmermann, Schmied, Schuster, Töpfer, Barbier, Wäscher, Barde, Astrolog, Leder- 
arbeiter, Wachmann, Götterbildwäscher, Mullah (in rein hinduistischen Dörfern 
schlachtet er Schafe für die Opfer), und die Baruh Alowtay, darunter die später 
entstandenen Handwerke der Gold- und Kupferschmiede, Schmiede, Wasserträger, 
Dorftorportiers und Boten, Gärtner, Oelpresser und eine Reihe von religiösen Sub- 
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eine Art von »Instleuten«, jedoch nicht von Knechten Einzelner, son- 
dern:_Heloten der Dorfgemeinschaft, die sie für ihre Dienste erblich 
mit Landparzellen belieh und — regelmäßig — nicht nach Art eines 
Lohnwerkers mit Lohn für die einzelne beanspruchte Leistung, 
sondern durch feste Ernteanteile oder Deputate entgalt. Die Hand- 
werker, welche dieser Gruppe zugehören, waren zwar in den einzelnen 
Gebieten verschieden, innerhalb jedes Gebiets aber und auch im ganzen 
in weitgehendem MaBe heute noch typisch. — Blicken wir nun 
auf die heutige Berufsgliederung der Brahmanen und Radschputen, 
so finden wir, daß auch jetzt noch es äußerst selten ist, daß ein noch so 
degradiertes Mitglied einer dieser Kasten zu einem dieser alten 
Handwerke greift. Dagegen ist es überaus häufig, daß ein Radsch- 
pute ein »Bauer« ist; oft trifft dies die Mehrzahl der ganzen Kaste. 
Aber auch heut ist der Radschpute, der den Pflug selbst führt, gegen- 
über dem Landrentner degradiert, und die. Erhöhung der Grundrente 
infolge des Uebersee-Exports hat unter anderem wohl auch deshalb 
eine ungewöhnlich schnelle Vermehrung des Landrentnertums zur 
Folge gehabt. Andere Kasten, welche Kschatriya-Rang beanspruchen, 
pflegen »verbauerten« Radschputen gegenüber gern den Vorrang zu 
verlangen. Die alte kastenmäßige Ablehnung des Gewerbes durch 
die Radschputen und die Tradition höfischen Dienstes läßt sie die : 
Uebernahme von jeder Art von persönlicher häuslicher Dienstleistung ` 
bis zum niedersten, als rituell rein geltenden, Hausdienst vor der Aus- ` 
übung cines Handwerkes bevorzugen. Und von der andern Seite ist 
natürlich die Nachfrage nach Angehörigen hoher !Kaste für den 
Hausdienst groß, weil diese Personen rituell rein und befähig 
sein müssen, den Herrn und die Herrin physisch zu bedienen, vor 
allem: ihnen Wasser zu reichen. Der gleiche Umstand bedingt gewisse 
Monopole der heutigen Brahmanen-Kaste: so vor allem ihre fast aus- 
schließliche Verwendung als Köche in den Häusern hoher Kaste. 
Im übrigen strömten und strömen die Brahmanen stark in diejenigen 
Berufe ein, in welchen Schriftkunde und Bildung beansprucht wird, 
ganz wie die Kleriker unseres Mittelalters, vor allem also: in den Ver- 
waltungsdienst. Im Süden haben die Bralımanen diese monopo- 
listische Stellung in der Verwaltung bis in die Neuzeit bewahrt 31®), 

Dies alles stimmt zu dem Bilde der Teberl.eferung. 

Auch wichtige andere Züge des Bildes, welches die Rechts- 
bücher von der vorschriftsmäßigen Lebensführung der Oberkasten 
geben, tragen den Stempel der Echtheit und zum Teil hohen Alter- 
tums. Wer innerhalb einer fest vorgeschriebenen Altersgrenze den 


P "n EEE 





alternbeamten. Selten waren wirklich alle Stellen besetzt. (S. Grant Duff, Hist. 
of the Mahrattas London 1912.) Die Art der Zusammensetzung dieser Deputatisten 
war auch dort nicht in allen Punkten typisch. In der Provinz Bombay gehören zu 
ihnen auch die Mahars, einst Bauern, dann als Experten der Grenzvermessung zu 
Deputatisten degradiert und in Außenschlägen angesiedelt (jetzt oft Chauffeurs, 
trotz des Protestes der Konservativen), 

31%) Dagegen erschwerte den Brahmanen das Ritual die Beteiligung am ärzt- 
lichen Beruf und ihre heutige Beteiligung am Ingenieurberuf ist ebenfalls schwach. 
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heiligen Gürtel nicht erwirbt, gilt den Rechtsbüchern als degradiert. 
Und ferner kennen sie typische Altersstufen der Lebensführung. Aller- 
dings waren diese nur bei der höchsten Kaste, den Brahmanen, 
wirklich durchgeführt, Die Brahmanen sind niemals ein »Stamm« ge- 
wesen, obwohl. mehr als die Hälfte von ihnen im oberen Gangestal 
— der Heimat ihrer Machtstellung — und in Bengalen ansässig 
sind. Sie waren: Zauberer und wurden: eine_hierokratische Bil- 


dungskaste. Der Brahmane hat einen ı Lehrgang durchzumachen, 
! der in der klassischen Zeit schon wesentlich nur aus einer Aneignung 
| der heiligen (magischen) Formeln und Ritualhandlungen und mecha- 
: nischem Auswendiglernen des mündlich überlieferten Veda bestand, 
unter der Leitung eines freigewählten brahmanischen Lehrers, der 
die klassischen Werke Wort für Wort vorsprach. Diese Art der Vor- 
bildung, äußerlich eine rein literarische Priesterschulung, enthält 
einzelne Spuren alter magischer Askese, welche die Herkunft des 
Bralımanen aus dem urwüchsigen Magiertum erkennen lassen. Ihre 
‚ kastenmäßige Entwicklung ist zwar in ihren allgemeinen Stadien, 
nicht aber in ihren Gründen klar. Ein geschlossener Geburtsstand 
war die Priesterschaft der vedischen Zeit offenbar nicht, obwohl die 
gentilcharismatische Qualität gewisser alter Kultpriestergeschlech- 
ter feststand und innerhalb des Volksverbandes neben das rein 
persönliche Charisma des alten Magiers getreten war. Unter den arbeits- 
teilig am Kult beteiligten Priestern spielte noch der Hotar, der Feuer- 
priester, die Hauptrolle. Das_Hervortreten des Brahmanen im Ver- 
lauf der weiteren Entwicklung scheint nun eine Mehrzahl von Gründen, 
gehabt zu haben. Vielleicht — nach der älteren Annahme — de 
zunehmende Stereotypierung des Kults und der magischen Formeln, 
welche den »Zeremonienmeister« des Opfers, eben den Brahmanen, 
immer mehr zum allein maßgebenden Leiter machten. ‚Hauptsäch- 
lich aber wohl die EE Hee Bedeutung des Familienpriesters der 
Fürsten und Adligen gegenüber den am Gemeindeopfer beteiligten ®). 
Das Zurücktreten der Ww ehrgemeinde hinter dem Fürstentum und 
seinen Vasallen würde sich, wenn diese heute vertretene Annahme 
- zutrifft, darin ausdrücken. Die Zauberer hätten sich also in die 
Kreise des alten Kultpriesteradels hineingedrängt und schließlich 
dessen Erbschaft angetreten. Der Aufstieg der Brahmanen aus der 
magischen »Hauskaplanschaft«erklärt: daß diese hinduistische Priester- 
schaft jeder Entwicklung zu einem »Amt« gänzlich fremd blieb. Ihre 
; Stellung bedeutete eben eine Entwicklung aus den in aller Welt ver- 
breiteten zünftigen Organisationen der Magier zu einer erblichen 
Kaste mit stets steigenden ständischen Ansprüchen. Diese Entwick- 
lung war zugleich ein Sieg des »Wissens« (um die magisch wirksamen 
Formeln) über das bloß empirische »Können«der alten Priester. Wie 
dem sei, so steht jedenfalls die steigende Macht der Brahmanen auch im 
Zusammenhang mit der steigenden Bedeutung des Zaubers auf allen 


#2) Darüber s. Caland in der Z. f. die Kunde des Morgenlands, XIV (1900) 
S. 114. 
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Gebieten des Lebens. Die um den Atharva-Veda: die Sammlung ’ 
der in spezifischem Sinn magischen Zauberformeln, gruppierte Schule | 
erhob den Anspruch, daß der fürstliche Hauskaplan Oral stets | 
aus ihrer Mitte genommen werde, die Astrologie und andere spezi- 
fisch brahmanischen Wissensgebiete haben bei ihnen ihre ursprüng- 
liche Stätte3®®®), Daß der Sieg der Magie auf allen Gebieten des 
Lebens kein kampfloser war, dafür finden sich in den Rechtsbücherä 
Spuren genug. Er vollzog sich mit und durch die aufsteigende Macht 
dar Brahmanen. Der Sieg des Königs im Kriege wie jeder andere Er- 
folg im Leben hingen nun von erfolgreichem Zauber ab, Mißerfolg 
verschuldete, nächst eigenen rituellen Verstößen des Betroffenen, 
sein Familienpriester. Da das Wissen der Brahmanen Geheimlehre 
war, ergab sich die Monopolisierung der Zulassung zur Lehre für die 
eigene Nachkommenschaft von selbst. Neben die Bildungsqualifi- 
kation trat nun Abstammungsqualifikatione Für das dacapaya 
(einen Teil des Opfers) wurde die Ahnenprobe: Io Ahnen, die 
Soma getrunken haben, vermutlich zuerst deshalb notwendig, weil 
beim Opfer der Verdienste der Ahnen gedacht wurde. Nur in ver- | 
borgenen Resten blieb die alte Auffassung noch spürbar, wonach | 
die Brahmanenqualität auf persönlichem Charisma ruhte: Der Novize 
(bramacarin, Brahmanenschüler) war einer immerhin noch ziemlich ` 
strengen Lebensreglementierung nach Art der magischen Askese ` 
unterworfen. Vor allem sexueller und ökonomischer Askese: er hatte 
keusch und vom Bettel zu leben. Der Lehrer »macht« den Schüler 
nach der alten Auffassung auf magische Art zum Brahmanen, ur- 
sprünglich unabhängig von dessen Abstammung. Und auch die 
Veda-Kenntnis als solche, die entscheidende Machtquelle des Voll- 
Brahmanen, wurde in eigentümlicher Art als charismatische Qualität 
angesehen: auf den Vorwurf, von einer Gudra-Frau abzustammen, 
antwortet ein Brahmane dem Gegner mit dem Vorschlag eines Feuer- 
ordals darüber, wer von ihnen beiden der Veda-Kundigere sei 3). 
Nach Absolvierung der Schulung und Vollziehung der entsprechenden 
Zeremonien sollte der Brahmane einen Hausstand begründen, grihastha 
werden. Nunmehr begann er als Brahmane tätig zu sein, — wenn er 
überhaupt beruflich tätig wurde und nicht Rentner blieb oder einen 
der zulässigen Notberufe ergriff. Die Brahmanen-Tätigkeit war: 
Opfer und Unterricht. Sie war, namentlich in ökonomischer Hin- 
sicht, strenger Etıkette unterworfen. Und zwar in auffälliger Weise 
so, daß die Verwertung der eigenen Leistung zur Gewinnung einer 
festen »Nahrung« nach "Art eines »Berufs« ausgeschlossen war. Der 
Brahmane nahm nur »Geschenke« (dakshina), nicht »Gehalt«e. Das 
Geben der Geschenke bei Inanspruchnahme der Dienste freilich 
war rituelle Pflicht. Opfer ohne Geschenk brachte bösen Zauber 
und seine Verweigerung war überdies der Brahmane, kraft seiner 
magischen Gewalt, in der Lage, durch Fluch oder auch durch absicht- 
#8) Vgl. Bloomfield, The Atharva Veda, in Bühlers Crundriß. 


33) Pañcav. 14,6, 6, zitiert bei A. Weber, Collektanceen über die Kasten- 
verhältnisse der Brahmanen, Ind. Studien X, St, f. 
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' liche rituelle Fehler beim Opfer, welche dem Opferherrn Unheil 


n 


! l sächlich der typische Brahmane voller Kaste im indischen Mittel- 


: brachten, schwer zu rächen, — wofür eine förmliche »Methodike 
entwickelt war. — Die Mindesthöhe_der Geschenke war tarifiert 
und unlauterer Wettbewerb unter Brahmanen verpönt. Es war er- 
laubt und unter Umständen vorgeschrieben, sich nach der Höhe des 
beabsichtigten Geschenks vorher zu erkundigen und die furchtbare 
magische Macht der Brahmanen ermöglichte es ihnen, — nach A. 
Webers Ausdruck: — »wahre Orgien der Habgier« zu feiern. Der an 
eine bekannte Stelle im »Faust« (über den Magen der Kirche) er- 
'innernde Grundsatz, daß dem Bauch des Brahmanen nichts schadet, 
hatte allerdings nur rituelle Bedeutung: ein Brahmane konnte jeden, 
oder doch fast jeden, Verstoß gegen das Speiseritual durch ein- 


— fache Mittel sühnen %4). Die ee 


der Brahmanen waren derart, daß sie von keiner Priesterschaft der 
Welt erreicht wurden. Selbst der Kot eines Brahmanen konnte, 
als Divinationsmittel, religiös bedeutsam sein. Das Prinzip der »aju- 
cyata«: Verbot der Bedrückung eines Brahmanen, schloß unter anderm 
ein: daB ein Schiedsrichter einem Brahmanen nie gegenüber einem 
andern Unrecht geben durfte und die »arca« (Ehrerbietung), die ihm 
gebührte, war zum mindesten nach den eigenen Ansprüchen ungleich 


höher als die einem König gebührende. Auf die Eigenart der Brah- 


manen als eines religiösen Standes wird später (in Abschnitt II) noch 
einzugehen sein; Bier befassen wir uns nur mit den ökonomischen 


Vorteilen, welche der spezifische Kastenansprych..auf.sdananic.Le- 


schenke, mit sich brachte. Neben Geld und geldeswerten Kost- 
barkeiten sind Rinder und vor allem Land und auf Land- oder Steuer- 
Einkünfte gegründete Rentenschenkungen die klassische Form 
des Entgelts seitens vornehmer Herren. Landschenkungen zu emp- 
fangen galt — wenigstens nach der brahmanischen Theorie — als 
Monopol der Brahmanenkaste und war ihr ökonomisch wichtigstes 
Privileg. Die ungeheure Zahl inschriftlicher Pfründenstiftungen (die 
Mehrzahl aller erhaltenen indischen Inschriften) beweisen, daß tat- 


|; alter ein erblicher Piründner war. Die typische ursprünglich höchste 
innerweltliche Stellung des Brahmanen aber war von jeher und blieb: 
purohita, Hauskaplan, eines ®) Fürsten und damit dessen Seelen- 
direktor in allen persönlichen und politischen Angelegenheiten zu sein. 
Auf dieser Stellung, adem Brot des Brahmanentums«, wie sie wohl ge- 
nannt wurde, beruhte vor allem die politische und soziale Machtstellung 
der Kaste. Fin König ohne purohita ist ebensowenig ein voller König, 
wie ein Brahmane öhne König ein Brahmane vollen Ranges ist. Auch bis 
heute beruhte die Stellung des Brahmanen weit mehr auf dieser rituellen 
Beichtvaterstellung und der Unentbehrlichkeit des Brahmanen bei 
vielen Familienzeremonien eines vornehmen Haushalts, als auf der 
fast völlig fehlenden Organisation der Kaste als solcher. In ihrer 
3) Ueber die Grenzen s. S. 620. 


3) Ein purohita mehrerer Fürsten kommt (nach A. Weber, Col- 
lektaneen, Ind. Studien, X) vor. 
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Stellung als Hauspriester haben die Brahmanen den Kasten, die 
als vornehm gelten wollten, die entsprechenden Ordnungen, z. B. 
das Sippen- und Ehe-System oktroyiert, nicht durch Beschlüsse irgend 
welcher Instanzen ihrer Kaste. Oekonomisch war die Stellung der 
brahmanischen Hauspriester eine ähnliche wie etwa die unserer 
»Hausärzte«. Dem Grundsatz, daß man nicht ohne Not den einmal 
benützten Priester wechseln soll, — nach den alten Quellen wenigstens 
nicht innerhalb des gleichen Jahres, — entsprach der Schutz der 
»jajmanie-(Kundschafts-)Beziehungen gegen die Konkurrenz anderer 
Brahmanen durch strenge Etikette, ebenfalls ähnlich wie sie unsere 
Aerzte, in ihrem Formalismus nicht selten zum Schaden des Patienten, 
im ständischen Interesse innezuhalten pflegen. Diese an sich durch- 
aus freiwilligen Kundschaftsbeziehungen vertreten die fehlenden 
Kirchensprengel einer hierarchisch organisierten Kirche: der Brah- 
mane ist darin in seiner ganzen Stellung dem alten Zauberer und 
Medizinmann gleichartig geblieben. 

Wenn der Brahmane den Sohn seines Sohnes sieht, so soll er 
aus dem Leben des Haushalters wieder ausscheiden und Wald- 
bewohner werden. Als solcher kann er durch asketische Uebungen 
die Wunderkraft eines Magiers, die Zaubermacht über Götter und 
Menschen gewinnen und endet so als ein vergotteter »Ulebermenschs«. 
Auch diese, heute wesentlich theoretische, Kastenpflicht ist ein Ru- 
ment der Altersklassenorganisation der Magier. 

Was wenigstens der vornehme Brahmane in aller Regel nicht 
wurde, _ war: fester Angestellter einer Gemeinde,. Eine »Gemeinde« 
kennt ja die hinduistische Religion als solche nicht. Aber auch als 
angestellter Priester einer Hindu-Sekte oder vollends als Priester 
eines Dorfverbandes kommen Brahmanen hoher Kaste nicht vor 291. 
Wir werden später sehen, daß sich das Verhältnis zwischen 
den Gläubigen der Hindusekten und den Priestern oder Mystagogen 
in ganz anderer Form regelte und regelt als in der einer occidentalen 
Sektengemeinde mit ihren angestellten »ministrie. Kein Brahmane 
hoher Kaste ist oder war gern »Diener« einer Gemeinde nach Art 
eines Cudra. Schon die Annahme einer Tempelpriesterstelle konnte 
ihn unter Umständen stark degradieren. Dies hängt teils mit der 
sozialen Eigenart des Brahmanentums als einer Zaubererkaste, 
teils mit der feudalen Struktur der indischen Gesellschaft zusammen, 
teils aber mit der Stellung, welche die Priester bei den Stämmen und 
in den Dorfgemeinden vor ihrer Hinduisierung einnahmen. Die mit 
der Wahrnehmung der Kultfunktionen betrauten Personen gehörten 
im allgemeinen einfach zum erblichen »establishment« des Dorfes, 
— wie der Mullah und allerhand andre Tempeldiener noch heute 37). 
Die einzelnen Pariastämme, welche allmählich zu Hindukasten wurden, 


3%) Vischnu-Priesterttum von Brahmanen und Dienst, auch nicderer Dienst, 
an Tempeln (z. B. in den gutbezanlten Stellen der Vallabhakharı-Sckte) kommt 
oft vor (z.B. bei den Gujarat-Yajurvedis), aber nie ohne eine gewisse De- 
gradation. 

”) S. o Anm. 31. 
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hatten nicht nur massenhafte eigne Gottheiten, sondern auch eigne 
Priester, die nun zu Kastengottheiten und Kastenpriestern wurden. 
Mit großer Hartnäckigkeit haben auch Handwerkerkasten, welche 
mit andren vermischt wohnten, daran festgehalten, unter Ablehnung 
der Brahmanen sich nur durch Mitglieder ihrer Kaste bedienen zu 
lassen 28). Bei Stammeskasten, die in gesonderten Dörfern wohnten, 
war die Festhaltung ılırer überlieferten Priester vollends die Regel. 
Die Brahmanen gewannen Einfluß auf sie wesentlich durch die Macht 
ihrer Bildung und zwar speziell ihrer astrologischen Bildung, mit 
welcher die Dorf- oder Kastenpriester nicht konkurrieren konnten. 
Diese waren den Brahmanen selbstverständlich gänzlich degradierte 
Kasten, sofern sie ihre Existenz überhaupt hinnahmen, — welche 
bei allen unreinen Kasten ihnen freilich selbstverständlich, bei den 
reinen dagegen anstößıg war. Stammespriester, welche die Herren- 
geschlechter bedienten, setzten andrerseits gelegentlich, wie wir sahen, 
ihre Anerkennung als Brahmanen durch, wenn auch meist als sozial 
degradierte Brahmanen. Die sehr starke soziale Differenzierung, welche 
dadurch und durch die Deklassierung solcher Brahmanen, welche 
verachtete Kasten bedienten, in die Brahmanenkaste hineingetragen 
ist, hier zu verfolgen hat für uns keinen Zweck 39). Ebenso nicht der 
Kastenrang der zahlreichen zu andern Berufen übergegangenen Brah- 
manen, heute der Mehrzahl aller. Für uns war nur die enge Verknüpft- 
heit der Sonderstellung der Brahmanen mit ihrer Beziehung zu den 
Königen und der Ritterkaste, den »Kschatriya«, von Iateresse. 
Dieser Kaste wenden wir uns nun zu. — 

Der alte indische Heerkönig der Veden ist primus inter pares 
unter den »Maghavan«, die etwa den »Edlen« der Phäaken ent- 
sprachen. In der klassischen Zeit steht an Stelle dieser Geschlechter 
die Kaste der »Kschatriya«, die später, der Sache nach, verschwun- 
den ist. 

Am frühesten, durch die ältesten Quellen dürftig beleuchteten 
Anfang der indischen Militärverfassung stehen Burgenkönige homeri- 
scher Art mit ihren Sippen und Gefolgschaften (Königsleuten). Das 
universell verbreitet gewesene charismatische Heldentum nach 
Art der nordischen Berserker, der israelitischen Moschuahs, der 
charismatischen »Degen« charismatischer Kriegshäuptlinge, liegt 
aber schon damals zurück. Es ist nur in Spuren bis in die epische 


38) Statt der zahlreichen Beispiele, welche die Census Reports noch für die 
Gegenwart enthalten, sei auf die Kammalars verwiesen, die gelernten Metall-, 
Holz- und Steinhandwerker, welche von dem Handwerksgott Visvakarma abzu- 
stammen beanspruchen, sich, gerufen von den Königen, weithin nach Birma, 
Ceylon, Java verbreiteten und den Rang vor den Priestern, auch den zuge- 
wanderten Brahmanen, beanspruchten. Sie wurden, offenbar als Träger magi- 
scher Kunst, auch von andern Kasten als guru’s, geistliche Seelenleiter, in An- 
spruch genommen: sder Kammalar ist der Guru aller Welte. (Pulney Andy, 
Journal of Indian Art and Industry, zitiert bei Coomaraswamy, The Indian 
craftsman p. 55. S. darüber weiter unten.) 

39) Die Census Reports geben darüber zum Teil sehr ausführliche Auskunft. 
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Zeit erhalten. Vollends die alte universell verbreitete Organisation 
der Kriegerschaften als Verbrüderungen der Jungmannschaft, die syste- 
matische magische Heldenaskese der Knaben, die Stufen des Krieger- 
noviziats, der Aufnahme des Epheben in die Phratrie der ehelos 
in gemeinsamer Wirtschaft mit geraubten Mädchen im Männerhause 
(@vöpelov) lebenden Kriegerschaft, der Rücktritt des ausgedienten 
(»Landwehr«-)Mannes in die Ehe und den Hausstand, das Altenteit 
(in Japan: inkyo) des nıcht mehr Dienstfähigen sind verschollen. 
Zwar ist in der starken Bedeutung der Upanayana-Zeremonien (der 
alten Jünglingsweihe): daß erst von ihrem Vollzug an der Knabe 
der »wiedeigeborenen« Kasten als zu seinem Stande gehörig gilt, vor- 
her aber als Cudra (wie das Weib), die alte charismatische Krieger- 
erp’obung und der Grundsatz, daß, wer nicht in den Wehrverband 


kommt, »Weib«, politisch rechtlos, bleibt, in Spuren erhalten. Aber 


die Zeremonie selbst, in sehr jugendlichem Alter vollzogen, war Rudi- 
ment, etwa wie unsre »Konfirmation«. 

Die Kschatriya der klassischen Literatur hatten nicht den besonde- 
ren Charakter der Ritterschaft unsres Mittelalters. Denn auf Sippen- 
und Clan-Charisma, nicht auf einer Lehenshierarchie, beruhte ihre 
soziale Stellung schon ehe die strenge Kastenordnung durchgeführt 
war, und dabei blieb es. Sie waren und blieben Könige, Unterkönige 
und, in unterster Schicht, adlige Dorfhonoratioren mit bestimmten 
ökonomischen Vorrechten. 

Dem Kschatriya liegt nach den klassischen Quellen ob: die Be- 
völkerung politisch und militärisch zu »schützen«. Schützt der König 
die Untertanen nicht vor Dieben und Räubern, so gilt er als ersatz- 
pflichtig. Nach den Urkunden war auch jedem Beamten, auch dem 
Steuerpächter, der späteren Königreiche die gleiche Schutz- und 
eventuelle Ersatzpflicht für einen bestimmten, je nach Größe des 
Orts verschieden bemessenen Rayon um diesen herum als Grund- 
pflicht auferlegt. Insoweit also stammt diese Kastenpflicht aus dem 
Leben. Ja sie enthält — wie einige weitere Züge beweisen — sogar 
die Rudimente ältester Auffassung über die chari: matische Stellung 
des Königstums. Der König, der im Krieg unterliegt, ist nicht nur 
selbst sündig, sondern außerdem belastet mit den Sünden seiner 
Untertanen. Der König, welcher falsch Recht spricht, wird magisch 
mit den Sünden der von ihm absichtlich oder versehentlich in ihrem 
Recht gekränkten Partei belastet: eine sehr verschärite Analogie 
jener Auffassung, welche der »Urteilsschelte« bei uns zugrunde 
lag. Der König ist ein guter König, dessen Untertanen es gut geht 
und unter dem keine Hungersnot eintritt: — stets ein Zeichen magi- 
scher Verfehlungen oder charismatischer Unzulänglichkeit des Herr- 
schers. Der König tut gegebenenfalls Buße. Den König, der seines 
Charisma auf solche Art sich dauernd entblößt zeigt, darf und soll 
man sich vom Halse schaffen. Aus dieser chu ‚rismatischen Auffassung 
entwickelte sich dann in den Großkönigstümern des indischen 
Mittelalters leicht die patriarchale »Wohliahrts«- und »Schutze«- 
Theorie. Aber sie trat doch ganz zurück hinter der Umgestaltung 
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des Helden-Charisma in eine ritterliche ständische »Berufspflichte. 
Das Dharma des Kschatriya ist in den Quellen der klassischen Zeit 
und des Mittelalters: der Krieg schlechthin, der in Indien mit Unter- 
brechungen durch die Universalmonarchien ebenso in Permanenz 
war, wie zwischen den antiken Poleis. Erst wenn der König alle andern 
Könige unterworfen hat, war er zu der Zeremonie des großen Roß- 
opfers_ legitimiert, welches dem glücklichen Brahmanen, der es zu 
| celebrieren hatte, 100 000 Rinder einbrachte und im übrigen der 
| Schließung des Janustempels in Rom auch der Häufigkeit nach 
entsprach 873). Daß ein König jemals nicht darauf sinnen sollte, alle 
seine Nachbarn mit Gewalt oder Tücke zu unterwerfen, wird von der 
hinduistischen profanen und religiösen Literatur gar nicht als mig- 
‚lich in Betracht gezogen®?®). Demgemäß galt der Tod im Bett dem 
; militaristischen Ehrenkodex des Kschatriya nicht nur als minder- 
wertig, sondern geradezu als Sünde gegen das Kasten - Dharma. 
N Wenn der Kschatriya seine Kraft abnehmen fühlt, soll er den Tod 
im Kampfe suchen. 

Die Legende läßt die alten Kschatriya zur Rache ihrer Aufsässig- 

keit gegen die Brahmanen vom Erdboden vertilgt werden. Daran 
ist sicherlich, ebenso wie an der Legende vom Kampf Vicvamithras 
gegen Vasischtha, ein Korn von Wahrheit. Die alten Ks rn 
etwa der Buddha-Zeit (6. Jahrh. vor Chr.) waren ein hochgebildeter 
Stand von Stadt- und Burgadelsgeschlechtern, darin der Ritter- 
schaft des 'provengalischen frühen Mittelalters‘ vergleichbar. Sie 
sind später ersetzt durch die Radschputen.. Diese, aus Teilen 
des heutigen Radschputana und des südlichen Oudh stammend, 
etwa seit dem 8. Jahrhundert zur Herrenstellung aufsteigend und sich 
als typische Kriegerschicht in den Königtümern weiter verbreitend, 
waren und sind auch heute stark illiterat. Sie bildeten bereits den 
Uebergang zu den später zahlreichen zuerst als Soldritter oder einfach 
als Reisläufer in die Dienste der Großkönige 4°) getretenen Stämme. 
Immerhin blieben sie von diesen weitaus der vornehmste und sind auch 
am vollständigsten nach Art der Kschatriya hinduisiert worden, 
Die alten Kschatriyageschlechter wetteiferten an Bildung mit den 
Brahmanen und waren, wie wir sehen werden, Träger brahmanen- 
feindlicher Erlösungsreligionen (so des Buddhismus). Die Radsch- 
puten dagegen hatten sich der Ueberlegenheit der Brahmanenbil- 
dung zu tügen und gehörten, in Gemeinschaft mit dem Patrimonial- 
Königtum, zu den Trägern der hinduistischen Restauration. Die 
nur ihnen eigene, im Grunde unklassische Teilung in exogame Unter- 
abteilungen zeigt ihre Herkunft aus einem Soldritterstamm. Kein 
Stammbaum reicht über das 5. Jahrhundert zurück und Bin aller 
sind in Nordindien, speziell im Nordwesten, ansässig. 


2398) Die Celebrierung ist histofisch überliefert. 

ssb) Als der Schöpfer des Mahrattenreichs ein Jahr keinen Krieg führte, 
galt dies den Nachbarherrschern als sicheres Zeichen tödlicher Erkrankung. 

40) Stadtsässige Radschputen kommen inschriftlich im ro. Jahrh, vor. Ep. - 
Ind III. 169. 
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Das in Radschputana bis in die Neuzeit herrschend gewesene poli- 
tische Leheäsystem orach am meisten den Quellen der klassi- 
schen Zeit. Der Radscha hatte das beste Land als Domäne (persisch: 
Khalsa). Die mit politischen Hoheitsrechten beliehenen Vasallen 
erhielten ebenfalls Land zugewiesen, hatten Ritterdienste zu leisten, 
bei Hof zu erscheinen, Investitur zu nehmen, den Herrenfall zu zahlen. 
Der Radscha hatte r. das Recht der Ernte-Anteilsbesteuerung und 2. die 
Verfügung über das Oedland, auf dem er, gegen Beil-Taxe, Holzungs- 


. rechte und, gegen Uebernahme von Pauschalrenten, Rodungsrechte 


und erblichen Besitz konzessionierte, 3. das Minen-, Schatzfund- 
und ähnliche auch sonst üblichen Regale, 4. das Recht auf die Bußen 
bei Strafen. Alle diese ökonomischen Rechte waren, auch in Bruch- 
teilen, lehnbar. Nur pflegte, in Indien wenigstens, bei der Herren- 
schicht die Verleihung, entsprechend der Universalität des Prinzips 
des Gentilcharisma, mindestens primär nur an den Versippten oder 
den Clangenossen. zu erfolgen, nicht aber aut. persönlichem Treuver- 


_ hältnis ‚Sippeniremder..zu ruhen. Und sie enthielt in älterer Zeit 


durchweg nicht eine Verleihung grundherrlicher, sondern ökonomi- 
scher und persönlicher Rechte politischen Ursprungs. Die Kschatriya 
waren Königssippen, nicht feudale Grundherren. In den dravidi- 
schen Staaten hatte der König in jedem Dorf eine Königshufe (majha), 
neben der die steuerfreie Priesterstufe (pahoor) stand. Neben und 
an Stelle des alten Dorfhäuptlings (munda) setzte mit steigender 
Königsmacht der König seinen »mahta«. Die charismatisch bevor- 
rechtigten (bhuinhar-)Familien, welche diese Dorfhäupter stellten, 


hatten steuerfreies Land, während die anderen Landlose (khunt) ` 


steuerbar geworden waren und nun als »des Königs Land« galten 41). 
Dies ist von den Eroberern im wesentlichen übernommen, aber meist 
feudalisiert worden. Denn auch echt feudale soziale Strukturele- 
mente finden sich im Mittelalter in den meisten Teilen Indiens, am 
meisten aber im Westen, oft ganz in occidentaler Art. Die Radscha’s 
führten Wappen 2). Lehen mit der Zeremonie des Schwertschlages 
kommen vor #). Eigentlich grundherrliche Rechte in den Dörfern 
kannten aber die Rechtsbücher nicht. Diese sind als Produkte nicht 
der Feudalisierung, sondern der späteren Präbendalisierung der poli- 
tischen Gewalt entstanden. 

Unter den Großkönigen waren die hohen militärischen Kommando- 
stellen vielfach mit Gebietslehen veszknüpft, welche Quelle erblicher 
ökonomischer Rechte wurden #). Ebenso hohe Amtsstellen $}. 
Unter den großen politischen Lehensträgern überwiegt auch damals 


4) S. über die Dravidas: Hewitt. J. R. A. S. 1890 (April). 

4) Darüber a Ep. Ind. VIII p. 229. 

43) Ep. Ind. VI 53, (ro Jahrh.): Der indische Name wird so interpretiert. 

“) Ep. Ind VI p.47 (10. Jahrh.): Nach dem Tod eines Vasallen in der 
Schlacht wird dessen Stellung als Führer der betreffenden Truppe anderweit 
vergeben. Der Beliehene erhält einige Dörfer als ein Lehen von unkultiviertem 
Oedland, d.h. erblich. 

“) Ep. Ind. VI, 361. 
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die Deszendenz oder Verwandtschaft #) des Königs. Aber nicht 
ausschließlich 271. Die Herrschaftsrechte, des Fürsten wie des Vasallen, 
galten ziemlich weitgehend als veräußerlich $8). Fortwährende Fehde 
herrschte in großen Teilen Indiens. Typisch sind namentlich im Süden 
die Epitaphien von Dörfern für Ritter, die im Kampf gegen fremde 
Viehräuber gefallen sind und dafür in den Himmel eingehen 291. 
BE Fragt man, welche Art von Abkunft heute für diejenigen 
“ Bestandteile der Radschputenkaste, welche am meisten als Re- 
präsentanten älterer Traditionen gelten können, charakteristisch ist, 
so kann nur gesagt werden: von Inhabern politischer Macht, einerlei 
ob Kleinfürsten oder politischen Lehensrittern oder Dienst-Adel oder 
Grundherrn mit politischen Rechten und Pflichten. Nur mit dem 
Vorbehalt, daß dieser Adel jedenfalls kein reiner Amts-(Schreiber)- 
Adel war, sondern ein Stand militärisch-politischer Lehensinhaber 
eines ziemlich verschiedenen Typus, einschließlich namentlich auch 
der bald zu besprechenden Militärpfründner. Die Wandlungen der 
indischen Verfassung und Verwaltung, namentlich der Militärverfas- 
sung, sprechen sich darin aus. 

Das Heer der Epen, sowohl als der ältesten historischen Be- 
richte (Megasthenes und Arrian) befindet sich in einem ähnlichen, 
aber schon weiter vorgeschrittenen Uebergangszustand, wie das home- 
rische Heer. Helden (curah) mit ihrer Gefolgschaft (arugah) sind die 
Vorfechter, Zweikämpfe nichts Seltenes, Die Führer der Heeres- 
abteilungen sind keine »Strategen« oder »Offiziere«, sondern durch 
Heldencharısma_ qualifizierte besonders gute Soldaten. Die Schlacht 
wird zwar durch eine Aufstellung des Heeres vorbereitet, verläuft aber 
dann ordnungslos, indem die Helden dahin stürmen, wo sie den n per; 
sönlich würdigsten Gegner sehen. Der Tod des Führers bedeutet im 
Epos noch selbstverständlich die Niederlage des Heeres. Neben den 
Gefolgschaften finden sich aber nicht nur diejenigen Krieger, welche 
sich nicht selbst mit Waffen und Wagen equipieren können, als 
Ministerialen des Königs und der Adligen, sondern Soldkrieger, welche 
im Frieden ihren Lohn vom Fürsten erhalten und sich daran gütlich 
tun und für deren Witwen, wenn sie fallen, der König sorgt. Nach 
Arrian stellten die Krieger, welche dem Adel und den Priestern nach- 
geordnet, von den Bauern aber geschieden waren, ihre Waffen selbst 
her. Neben die Gliederung nach Phratrien, wie sie Homer kennt, war 








46) Verleihung von Ibadörfern an den Schwiegersohn des Königs, unter 
gleichzeitiger Zusammenfassung zu einem politischen Sonderbezirk: Ep. Ind. IV 
p. 185 (Tamil-Gebiet, 11. Jahrh.). 

#) Wenigstens ist anzunehmen, daß die massenhafte Landvergebung an 
Vasallen, die nach Vernichtung des Chola-Reichs in einer aus dem Kriegslager 
des Siegers datierten Urkunde König Krischna’s (r0. Jahrh.) als geschehen 
erwähnt wird, nicht nur an Verwandte ging (Ep. Ind. IV p. 290). 

48) Teile der Herrschaft eines Fürsten als Mitgift: Ep. Ind. IV p. 350. Ver- 
kauf eines Dorfes mit Einschluß der Herrenrechte (?) durch einen Vasallen an 


_ einen anderen: Ep. Ind. III p. 307f. (rr, Jahrh.), 


ap Z. B. Ep. Ind. IV p. 180, V p. 264. 
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damals schon die in rein taktische Abteilungen von Io, too, 1000 
getreten; Elefanten und Wagen stehen zur Kavallerie und Infanterie 
in typischem Zahlenverhältnis. Das Heer wurde dann bald eine 
von Offizieren befehligte und aus königlichen Magazinen verpflegte 
und zunehmend auch equipierte, »Armee«. Es enthielt keine Spur 
eines Heerbanns und kein Ritteraufgebot mehr in sich. 

Die Verwaltung des Königs wurde patr imonialbürokratisch. Das 
heißt: sie zeigte Züge einerseits der reglementierten hierarchischen Ord- 
nung des Beamtentums mit geordneten örtlichen und sachlichen Kompe- 
tenzen und Instanzenzug. Andrerseits aber war die Trennung von 
den Hofämtern_nicht.vollzogen, waren die Kompetenzen der in ver- 


. wirrender Fülle auftretenden 5°) Beamten offenbar nicht selten flüssig 


oder unbestimmt oder nicht rational, sondern durch zufällige Um- 
stände abgegrenzt. Ein umfangreiches Schreibwesen hat sich, auf 
dem Boden der Magazin- und Steuerwirtschaft,.schon_unter der. 
ersten Großkönigsdynastie, derjenigen. der Maurya. (4./3. Jahrh. vor 
Christus) entwickelt, wie die Inschriften zeigen PI). Die unglaub- 
liche Schreibseligkeit der Verwaltung des buddhistischen Großkönigs 
Acoka ist in ihrer Grenzenlosigkeit aus seinen massenhaften Edikten 
genügend bekannt 52), Die Bezirke des Staatsgebiets blieben aber, 


wie in patrimonialbürokratischen Gebilden meist, möglichst an Ver- ` 


wandte als Statthalter verliehen._Das Arthasastıa ( »Staatswissenschaft«) 
des Kautaliya, in Chanaukya’s Redaktion 52), angeblich von einem 
Minister des Maurya-Großkönigs Chandragupta, ergänzt dieses 
Bild. Eine umfassende Statistik soll der Verwaltung zugrunde 
liegen. Alle Einwohner sollen nach Kasten, Sippen, Beruf, Besitz, 
Einkommen registriert, dem Paßzwang unterworfen und in ihrer 
ganzen Lebensführung kontrolliert sein. Nächst politischen Um- 
trieben gilt dabei die Gefährdung ihrer »Arbeitslust« als das fıskalisch 
gefährlichste Uebel; darum sollen auf dem Lande Theater und Musik- 
banden, überall aber Alkoholhandel und Wirtshäuser beschränkt 
sein und durch ihre »Spione« soll die königliche Verwaltung ın das 
intimste Privatleben der Untertanen eindringen. Der König treibt 
Eigenhandel 54) und seine Verwaltung reguliert die Preise vermittelst 
des Marktzwangs, der hier, entgegen den Zuständen, welche die Ja- 
taka’s voraussetzen, als Bestandteil einer großköniglichen Fiskal- 
politik auftritt. Alle nur denkbaren Steuerquellen sind herange- 








50) Darüber s. Rose im Ind. Ant. 36 (1907). 

Hi Bühler im Ind. Ant. XXV (1896) p. 261 f. 

DI Is ist von der einen Seite (V. A. Smith, Acoka,Oxford 1901 und namentlich 
Bühler, Ind. Ant. 26 S. 334) behauptet, von andern (S. Levy) bestritten, daß 
die »Schreiber« unter Acoka erstmalig als beglaubigende Ausfertigungsbeamte 
für königliche Edikte vorkommen. 

88) Die hier in Betracht kommenden Partien sind übersetzt von R. Shama- 
sastry im Ind. Ant. 34 (1905). 

5t) Ein Handelsmonopol des Radscha blieb bestehen für Safran in Kaschmir, 
Edelsteine in Südindien, Pferde im Westen, Waffen und feine Gewerbe im Osten, 
Elefanten in ganz Indien. 
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| zogen, von der Abgabe der Kurtisanen an, welche der König für die 


Bedürfnisse der zureisenden Kaufleute hält, bis zu den Geldbußen 
der Bürger, die er, nach dem Rat des Verfassers, durch Agents pro- 
\ vocateurs dazu verleiten soll, sich strafbar zu machen. Die Interes- 
sen der Verwaltung beschränkten sich ersichtlich — soweit hinduisti- 
sche und nicht buddhistische oder andere frommen Sektenkönige 
in Betracht kommen — im wesentlichen auf zweierlei: die Gestellung 
der nötigen Mannschaften zum Heer und die Einbringung der Steuern. 
Beides suchte sich die Verwaltung je länger je mehr, am meisten 
unter den Moghuls, durch Pauschalierung und Verpfründung zu sichern. 
Militärpfründen wurden in der Art verliehen, daß der Pfründen- 
eimpfänger die Gestellung eines bestimmten Kontingents übernahm 
und dafür mit den entsprechenden Eingärgen für Sold, Rationen und 
sonstige Gebührnisse beliehen wurde. Die Einrichtung gab weiter 
Anlaß zur Entstehung der jagir-Pfründen, welche in der Form offen- 
bar den alten Tempel- und Brahmanen-Pfründen nachgebildet waren. 
Der Jagirdar entwickelte sich, namentlich wenn er mit dem Recht 
der Verfügung über Oedland beliehen war, leicht zum Grundherrn ®), 
obwohl der Ursprung seiner Rechte rein politisch-militärischen Cha- 
rakters war. Die eigentlichen Beamten _ lebten noch um etwa Toon 
nach Chr. wesentlich aus den königlichen Magazinen 5) und das 
Eindringen der Geldwirtschaft in den Staatshaushalt vollzog sich 
stoßweise und, wie in Vorderasien, unter Mithilfe des Privatkapitals. 


Die Steuern sicherte sich der König durch Verpachtung oder Ver- 


leihung als Piründe gegen feste Pauschalabgaben an die Staats- 
kasse. Aus den Steuerpächtern entwickelte sich die Klasse der _Za- 


mindari (Bengalen) und Talukdari” {namentlich im Oudh) genannten 


Grundherren. Zu Grundherren im eigentlichen Sinn des Wortes 
wurden auch sie erst dadurch, daß die englische Verwaltung sie bei 
der Steuerveranlagung als haftbar für die an und des- 
halb als »Eigentümer« behandelte. Der Herkunft nach sind auch 
ihre Rechte — wenn man die Liste dessen, was ihnen unter der Moghul- 
Herrschaft zustand, überblickt — hergeleitet aus der Gepflogen- 
heit namentlich der Moghul-Verwaltung, die Garanten der militäri- 
schen und finanziellen Leistungen der Bezirke zugleich als verant- 
wortlich für die sonstige Verwaltung (einschließlich der Rechts- 
pflege), deren Kosten sie vorab zu bestreiten hatten, zu behandeln. 
Sowohl die Steuerpacht, wie die Vergebung der Gestellung von 
Truppenkörpern an Unternehmer, denen dann die Finanzierung 
weitgehend anheimgestellt werden mußte, kannte auch der occiden- 


tale Staat der beginnenden Neuzeit. Nur blieb in den indischen 


Großkönigtümern die Entwicklung jener Kontrollorgane aus, durch 
welche die occidentale Fürstenmacht die Militär- und Finanzver- 
waltung allmählich wieder in die eigene Hand zurücknahm. Nur die 
Mahratten, haben die staatliche Eigenwirtschaft grundsätzlich wieder 


m m 


55) Ei gentliche Militärlehen gab es nach Art der römischen Militärgrenzlehen: 
die »ghahtala«. 
56) Rose, Ind. Ant. 36 (1907). 
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durchgeführt und sind gerade dadurch den Moghulreichen verwaltungs- 
technisch überlegen gewesen. Sie waren eben eine — mindestens dem 
Wollen nach — nationale Dynastie, während die Fremdherrschaft 
weit stärker auf die Benutzung von Mittelsmännern angewiesen blieb. 
Die Mahratten benutzten daher die Brahmanenkaste für alle Ver- 
waltungszwecke, einschließlich der militärischen, während überall 
sonst die niederen, Schreiberkasten den Brahmanen Konkurrenz 
machten. Besonders der Islam benutzte in der Verwaltung die 
Schreiberkasten im Gegensatz zu den Brahmanen, 


Dieser Gang der indischen Verwaltungsgeschichte nun führte 


zur Entwicklung massenhafter Pfründen sehr verschiedenen Ge- 
präges, vor allem aber dazu, daß aus den ‚Steuerpächtern und Mili- 
tärpfründnern, welche die Kosten der Verwaltung ihrer Bezirke, 
de Garantie für alle militärischen und finanziellen Leistungen zu über- 
nehmen und, wenn sie nur dies taten, fast keine Kontrolle und Ein- 
mischung zu gewärtigen hatten, eine Schicht von Grundherren er- 


D Lé 


wuchs, deren Hintersassen faktisch so gut wie gänzlich »mediati- | 


siert« waren. 

Es ist der indischen Entwicklung eigentümlich, daß unter Um- 
ständen eine ganze Serie von. Renten, schichtweise. übereinander, 
auf die Steuerpilicht der Bauern gegründet und aus den Bodener- 
erträgen zu zahlen waren. Weber dem eigentlichen »Bauer«, d. h. dem 
effektiven Bebauer des Landes, konnte zunächst ein oder, der Regel 
nach, eine Gemeinschaft von Landrentnern stehen, welche als Eigen- 
tümer des Bodens galten und nach oben für die Steuersumme des- 
selben hafteten. Zwischen diesen und der Staatsgewalt aber stand meist 
wiederum ein Mittelsmann, der Zamindar oder Talukdar, der ent- 
weder nur Rentenanteile (im Nordosten oft 10 % des Steuerpauschale 57) 
oder weitergehende, eigentlich grundherrliche, Rechte zu beanspruchen 
hatte. Zuweilen blieb es aber nicht bei diesem einen Mittelmann, 
sondern außer dem alten Steuerpächter fand sich noch ein mit 


Rentenrechten durch »birt« beliehener oder ein Giundherr, dessen 


Rechte sich daraus herleiteten, daß er das Dorf gegen Uebernahme 
der Pflicht zur Zahlung der Steuer-Rückstände »gekauft« hatte. 


D 


Dazu konnten schließlich die eventuellen Rentenansprüche des erb-— 


lichen Dorfvorstehers treten, die ıhm eine Art grundherrlichen 
Charakter verliehen. Die Mahratten-Herrschaft führte seit Anfang 
des 18. Jahrhunderts diese Quoten-Repartierung der Steuereinkünfte 
an die einzelnen dem Fiskus, der den Rest behielt, vorangehenden 
Pfründner systematisch durch und war dabei — ähnlich der Lehen- 


politik der Normannen — dafür besorgt: daB möglichst kein Pfründ- ' 


ner seine Einkünfte aus nur seinem Amtssprengel, sondern jeder 
mindestens zum Teil aus fremden Sprengeln bezog. 

Der eigentümliche Charakter der sozialen Schichten, welche 
auf dieser ökonomischen Unterlage ruhten, wurde durch die Her- 


D Harrührend aus der Kontingentierung des Gewinnstes dieser Kategorie 
von Steuerpächtern auf ro % des Steueraufkommens, wie sie sich ähnlich auch 
im vorderasatischen Orient findet. 
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kunít und Eigenart dieser letztern bestimmt. Die occidentale Seigneurie 
entwickelte sich,. wie die orientalisch-indische, durch Zersetzung 
der patrimonialst aatlichen Zentralgewalt, dort des Karolingerreichs, 
hier der Khalifen-8%) oder Maharadscha- und Großmoghul-Macht. 
Aber im Karolingerreich vollzog sich die Entwicklung auf der Basis 
stark vorwiegender Naturalwirtschaft und unter Benutzung der 
letztlich an das Gefolgschaftswesen anknüpfenden Vasallentreue 
zur Verknüpfung der zwischen König und Gemeinfreie tretenden 
Herrenschicht mit dem ersteren. Feudalverhältnisse fanden sich, 
sahen wir, auch in Indien. Aber sie waren dort weder das für die 
Adels- noch das für die Grundherrschafts-Bildung schließlich Aus- 
schlaggebende. Im Orient überhaupt und so auch in Indien ent- 
wickelte sich vielmehr die dort typische Seigneurie aus der Steuer- 
Pacht und aus der Militär- und Steuerpfründe ` eines wesentlich 
stärker bürokratischen Staatswesens. ` Deshalb blieb sie dem Wesen 
näch »Pfründe« und wurde nicht »Lehen«: nicht eine Feudalisierung, 
sondern eine Präbendalisierung des Patrimonialstaats vollzog sich, 
: die ihre occidentalen Analogien — wenn auch solche von unentwickel- 
ter Art, — nicht im mnittelalterlichen Lehen, sondern im Aemter- 
kauf 5) und den Präbenden etwa des päpstlichen Seicento oder 
der französischen Noblesse de Robe findet. Neben dem Unterschied 
der historischen Stufe, aus welcher heraus hier und dort die Entwicklung 
erfolgte, ist dabei auch der rein militärische Umstand wichtig ge- 
wesen, daß die Reiterei in der Zeit des Feudalismus in Europa schlecht- 
hin die technisch höchststehende Waffe war, in Indien dagegen trotz 
erheblicher Zahl an militärischer Bedeutung und Leistungsfähig- 
keit relativ weit zurückstand, zu Alexanders Zeit ebenso wie in den 
Moghul-Heeren. 

Die Kanzleiformalien des Großmoghul-Staates, soweit sie be- 
kannt sind, nähern sich den aus der türkischen und deren Vor- 
bildern: der Khalifen- und der Sassaniden-Verwaltung, bekannten 
Typen. Nur drang das Schreibwesen, und zwar schon in der Zeit 
vor der Fremdherrschaft, infolge der außerordentlichen Rationali- 
sierung des Steuerwesens, noch intensiver bis auf den Boden des 
politischen Verbandes durch: der Dorfschreiber, welcher überall 
neben dem Dorfvorsteher stand, war die unterste, aber sehr wichtige, 
Instanz dieser Schreiber-Bürokratie, deren massenhafte Pfründen 
zwischen Brahmanen und andern, sowohl vornehmen wie Parvenu- 
Kasten streitig waren. Die Mahratten-Herrschaft kannte wohl am 
konsequentesten den Dualismus des Deschmukh (Bezirksbeamten) 
und Patel (Dorfschulzen), die beide Mahratten, und des Deschpandya 
unt Kulkurnu (Dorfrechner), die daneben standen und meist Brah- 
manen waren. — 





Auch der unklare Inhalt des Kschatriya-Begriffs: — Klein- 





5:9) Für den Islam zu vergleichen C. H. Beckers späterhin zu zitierende 


Arbeiten. 
68) Auch die indischen Radscha’s verkauften Steuer- und andere politische 


Pfründen aller Art gelegentlich. 
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königsfamilien oder Rittertum? — erklärt sich aus der zwischen 
Zersplitterung in zahllose Kleinkönigstümer — ursprünglich einfach: 
Häuptlingschaften — und Zusammenfassung in patrimonial ver- 
walteten Reichen schwankenden politischen Gliederung Indiens. Schon 
die epische Zeit kennt, sahen wir, einerseits den Heldenkampf, andrer- 
seits die Anfänge der Disziplin eines nicht mehr sich selbst equi- 
pierenden, sondern aus königlichen Magazinen equipierten und ver: 
flegten Heeres, wie es zur Zeit der Invasion Alexanders bestand.( 
Der Dualismus von Selbstequipierung und Trennung der Kriegs- 
betriebsmittel vom Krieger, welcher die größten historischen Gegen- 
sätze der Heeresverfässung umschließt, bestand auch später weiter 
und ist auch unter der Moghul-Herrschaft nicht verschwunden: 
Stets wurde der sich selbst ausrüstende Ritter sozial anders ge- 
wertet als der, welchem der König oder ein Werbeoffizier die Equi- 
pierung lieferte. Aber das Reisläufertum aller möglichen halbbar- 
barischen Stämme und die Belehnung des verdienten Soldritters 
mit Land- und Herrschaftsrechten müssen seit der Radschputen- ` 
zeit eine starke Flüssigkeit der ständischen Unterschiede erzeugt "rr: Poat 
haben. Dazu trat nun das Schwanken der sozialen Struktur der It. 
politischen Verbände zwischen feudaler Organisation. und Patri- : vk A 
monialismus. Bei der ersteren verwendete eben überall in der We Welt 
der König die vornehmen alten weltlichen oder geistlichen Adels- 
geschlechter, bei der letzteren Abkömmlinge niedern Standes als 
Träger der politischen Gewalt. 

Wie groß der Einschlag alten Häuptlings- und Gefolgschafts- 
adels in den heutigen »Radschputen« noch ist, kann niemand sagen °P). 
Sicher nicht stark. Denn in den patrimonialbürokratischen Epochen 
traten massenhafte aus den Steuerpächter- und Amtspfründer- 
Schichten durch Landbeleihung zu Grundherren gewordene Ele- 
mente nobilitiert in die Rangstellung des alten Adels ein und auch 
die Reisläufer und Söldner beanspruchten überaus oft nach einer 
Reihe von Generationen, als »Kschatriya« zu gelten, wie dies noch 
heute eine Anzahl von halbhinduisierten Stämmen und von Bauern- 
kasten tun, die einst jene Reisläufer stellten und seit dem Ende des 
Reisläufertums und der Befriedung Indiens friedlichem Erwerb 
nachgehen müssen. Andere Stämme, welche in der Vergangenheit ~ 
erobernd größere Reiche geschaffen hatten, sind nach deren Zerfall 
und Unterwerfung durch die englische Herrschaft definitiv in eine 
eigentümliche Mittellage zwischen »Stamm« und »Kaste« geraten. 

Zu diesen gehört vor allem der an der nördlichen Westküste 
heimische Stamm der Mahratten. Der Stammesname (maharatha = 
großer Krieger) kommt inschriitlich schon vor unserer Zeitrechnung 
vor. Hiuen Tsang rühmt in seiner Reisebeschreibung ihre ritterliche 
Kampfweise. Sie fochten jedoch schon damals in Reih und Glied, 
wenn auch als Rest der Heldenekstase die Berauschung (der Krieger 
und auch der Elefanten) vor der Schlacht häufig gewesen zu sein 


— 


ID Zu vergleichen R. Hoernle im J. R. A. S. 1905 p. Iff. 
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scheint. Nachdem unter der Islam-Herrschaft ihre Burglehen und 
ihre Verwendung als Soldritter fortbestanden hatten, haben sie 
in Auflelnnung gegen die Herrschaft der Großmoghuls im 18. Jahr- 
hundert die letzten auf national hinduistischer Grundlage errichteten 
Staatenbildungen in Indien hervorgebracht. Der »Adel« (Assal), 
d.h. die ehemaligen Krieger, beanspruchten Kschatriya-Rang und 
eine Mischung mit Radschputenfamilien hat offenbar stattgefunden. 
Das Ritual und die Sippeneinteilung nach hinduistischer Art ist 
im wesentlichen bei ihnen durchgeführt, gute (Deschaschth-) 
Brahmanen bedienen sie als Priester, aber den Stammes-Ursprung 
verraten noch die Reste totemistischer (Devak-)Organisation. Von 
ihnen sind die Bauern (Kunbi-Marhatten) ständisch abgesondert. 

War schon der Adelsrang solcher ritterlicher Fremdstämme nicht 
unbestritten, so sind vollends die Kschatriya-Ansprüche der reinen 
Reisläufer-Stämme nie anerkannt worden. So kannte die ständische 
Ordnung der südindischen Tamils °) zu Beginn unsrer Zeitrechnung, 
wo ihre Hinduisierung erst im Beginn stand, außer den (eingewan- 
derten) Bralımanen, welche allein als »wiedergeboren« bezeichnet 
wurden (weil sie allein den heiligen Gürtel trugen), nächst den Tamil- 
Priestern (Arivar’s, Asketen) den grundherrlichen Adel der Ulavar’s, 
der »Herrn der Wässer« (von der Bewässerung), aus deren Mitte Könige 
und politische Vasallen hervorgingen, dann verschiedene Kasten 
von Viehzüchtern und Handwerkern und erst als fünften Stand die 
Padaiachia, Soldaten, alle untereinander streng geschieden. Und 
auch die spätere brahmanische Klassifikation, welche die Händler 
über die inzwischen stark verbauerten Vellalars (die alten Ulavars) 
stellte, rangierte natürlich hier so wenig wie sonst die Berufssoldaten, 
welche in der Menage des Königs standen, in die wiedergeborenen 
Kasten ein 9). 

Problematisch blieb die Stellung der Amtsträger nicht militä- 
rischer Herkunft. Die reinen Steuerpächter, Zamindari, des Moghül- 
reichs rekrutierten sich aus verschiedenen Kasten und haben selbst 
keinen besonderen Kastenrang gewonnen. Anders zum Teil die 
älteren Amtspfründner, soweit in diese Stellungen Leute von niederem 
Rang als Brahmanen oder Radschputen (oder gleichrangierende 
Kasten) überhaupt gelangten. Dies war, je nach der Art der Ver- 


ei Darüber s. das vorzügliche Buch von V. Kanakasabhai, The 
Tamils 1800 years ago, Madras 1904. 

61) Alte »Kriegere (in Wahrheit oft: Räuber und Viehdieb-) Stämme waren 
z.B. die Khati, Besitzer fester Burgen, in Sindb, jetzt, nach der Austreibung, 
in Ahmadabad ansässig, heut teils Grundherren (Talukdari), teils Bauern. Sie 
sind Sonnenverehrer, welche Brahmanen als Priester haben und über eine 
Zentralorganisation verfügen. Die alten unvornehmen Reisläuferstämme sind 
in ihrer Berufswahl relativ unstabil. Die »Khatriss in Bombay, ursprünglich 
eine Kriegerkaste mit dem Anspruch auf Kschatrya-Rang und noch heut dem 
heiligen Gürtel, sind jetzt Baumwollweber geworden. Der alte Räuber-Reis 
läuferstamm der Halepaika ebenda ist nach dem Fall der dravidischen Reiche 
zur Palmsaft-Destillation übergegangen. 
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waltung, in sehr verschiedenem Grade der Fall. Scharf bestritten 
blieb endlich und ganz naturgemäß der Rangaufstieg der eigentlichen 
ganz unmilitärischen ` Schreiber-Bürokratie der Großkönigtümer 
noch bis in die Gegenwart. Die patrimoniale Herkunft des Beamten- 
tums spricht sich in den Namem Amatya (ursprünglich: »Hausge- 
nossen«) aus. Soviel ersichtlich, haben aber wenigstens national 
indische Könige persönlich unfreie Beamte, nach vorderasiatischer 
Art, nicht verwendet %). Nur der soziale Rang der Herkunftsklassen 
der Beamten hat gewechselt. Das alte Monopol des Rittertums auf 


die Aemter wurde vom Patrimonialismus gebrochen. Daß die Groß- ` 


könige, “Schon die Maurya- und dann die Gupta-Dynastie (die erste 
seit 4. Jahrh. vor Chr., die zweite seit 4. Jahrh. nach Chr.) das Land 
durch Beamte aus den Cudra-Kasten regierten, wird in der brah- 
manischen Literatur mit dem Anbruch der Kali-Epoche in Bezie- 
hung gesetzt, entsprach aber dem in der ganzen Welt gleichartigen 
Wesen des Patrimonialstaats und insbesondere des orientalischen 
Patriarchalismus. ‚Sicherlich hatte die alte Kschatriyakaste als ihr 
spezifisches Monopol die Beleihung mit politischer Gewalt angesehen. 
Aber sie hat es nicht zu behaupten vermocht und eben dies hat ihre 
Zersetzung bewirkt. Der Patrimonialstaat brauchte nicht nur Brah- 
manen, sondern auch schreibkundige Mitglieder anderer Kasten als 
Beamte. Er vergab seine Pfründen, also die Steuererhebung, an bür- 
gerliche Steuerpächter, die Heeresanwerbung an Condottieri, schuf 
in Gestalt der Jagirdar, Talukdar, Zamindar Steuerpfründner aller 
Art, welche politische Gewalt ausübten und band sich dabei an keinen 
Stand. Um so weniger, als auch die Könige selbst recht oft glückliche 
Parvenus waren. Monarchen, die sich selbst inschriftlich als Spröß- 
linge der Füsse Brahmans (also als Cudra) bezeichneten, kommen 


= ou 


vor. Nach der strengen Theorie nobiliterte ja selbst die Königs- ! 


Abstammung einen Çudra nicht: die Rajbansi-Kaste in Bengalen 
exkommunizierte neuerdings ein Mitglied, weil es seine Tochter einem 
Mitglied der Koch-Kaste, der Abkömmling eines Radscha war, zur 
Ehe gegeben hatte. 

Allein in aller Regel wirkte das Schwergewicht der politischen 
Machtstellung übermächtig. Mit den Radschputen und dem Militär- 
adel überhaupt konkurriert daher heute der unmilitärische Amts- 
adel um den Kastenrang. Vor allem die großen Schreiberkasten. 
So die reine Bürokratenkaste der Kayasth’s in Bengalen und 
z. B. die halbbürokratische Militärpfründnerkaste der Prabhu’s in 
Bombay, einer an Zahl heut kleinen, nur dort vorkommenden, Schicht: 
einst einer Militärklasse, welche mit der Führung der lokalen Ver- 
waltung (Steuererhebung, Urkundenführung und Militärverwaltung) 


Di Das Standesgefühl des freien Beamten drückt sich in Formeln aus, wie 
der: daß der Beamte seine Stellung »nach freundlicher Verständigung mit dem 
König, seinem Herrn« innehabe (so in der Inschrift Ep. Ind. V, 213 aus dem 
Reich der westlichen Chalukya-Dynastie: Zeit: 12—13. Jahrh.). — Das Gros 
des Beamtentums gehörte indessen zur Kategorie der »bhritya«, welche Harems- 
wächter ebenso wie arme Söldner umfaßte. 
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schon seit der Guptaherrschaft beliehen war und später beliehen 
blieb. In Bengalen gab es landsässige Radschputengeschlechter 
in nur ganz geringer Anzahl: nur eine der bekannten Familien scheint 
zweifelsfrei dahin zu gehören; das Gebiet war seit der Sena-Dynastie 
patrimonialbürokratisch organisiert. Die auch in andern Gebieten 
als Schreiberkaste auftretenden Kayasth, welche im Vellala Charita 
(16. Jahrh.) noch als »reine« Gudra galten, beanspruchen jetzt in 
Bengalen Kschatriya von höherem Rang zu sein als die Radschputen. 

Diese literarisch gebildeten Beamtenkasten sind heute beruflich 
durchaus anders zusammengesetzt als die Radschputen, welche 
einen besonders hohen Bruchteil von Analphabeten aufweisen und vol- 
lends die anderen alten Soldatenkasten. Nur äußerst wenig Radsch- 
puten sind in der modernen politischen und privatwirtschaftlichen 
bürokratischen Verwaltung vertreten, in welcher die Brahmanen 
und die Schreiberkasten eine hervorragende Rolle spielten. Das 
gleiche gilt für Anwaltschaft, Presse und die »gelernten« Berufe ®). 
Der Kastenrang der Kayastlı ist beständig und leidenschaftlich 
bestritten, namentlich von der alten bengalischen Aerzte-Kaste der 
Baidya, welche den höheren Rang beanspruchen, weil sie außer 
der vollen Upanayam-Zeremonie auch im Besitz des Rechts seien, 
den Veda selbst zu lesen. Die Kayasth ihrerseits werfen den Bai- 
dya vor, das Recht zum Tragen des heiligen Gürtels sich erst vor 
etwa 100 Jahren unter Mithilfe bestochener Brahmanen erschlichen 


zu haben. Beide Teile dürften historisch im Rechte sein. Wenn die 


Kayasth unzweifelhaft Cudra waren, so kann doch, trotz des hohen 
Alters der Medizin als Fachwissenschaft in Indien, auch eine Aerzte- 
Kaste in der früheren Vergangenheit höchstens, wie andre Kasten 
des alten Gildeverbandes (Mahajan), Vaigya-Rang gehabt haben. 
Heute beanspruchen die Baidya-Kaste und die ihr entsprechenden 
Kasten anderer Gebiete vielfach höheren Rang als die Radschputen, 
weil es bei diesen nicht unter allen Umständen als deklassierend gelte, 
selbst die Hand an den Pflug zu legen. Ihre Rangansprüche kön- 
nen die Baidya damit stützen: daß die Sena-Dynastie Benga aus 
ihrer Kaste hervorging. 

Alles in allem ist so die Eigenart derjenigen Kasten, welchen 
heute Kschatriya-Rang, mehr oder minder unbestritten, zugebilligt 


63) In der Stadt Calcutta sind 30 % der Kayasth clerks; unter den Kommis, 
Anwälten, Aerzten, Redakteuren, Ingenieuren streiten sich Brahmanen und Kay- 
asths um die erste Stelle. In der Provinz Bombay sind von den Radschputen 
und Mahratten: 74 bzw. 92 % in der Landwirtschaft, dagegen nur 2 bzw. 0,3% 
in der politischen Verwaltung, 0,8 bzw. 0,02 %, in den slearned professionse, 
prozentual etwa ebensoviel wie von der verachteten Bauernkaste der »Kulis« in 
Gujarat. Von den Brahmanen und Prabhus sind dort 7 bzw. 27 % in der Ver- 
waltung und 22 bzw. 18 % in den slearned professions«e (auch aus der Händler- 
kaste der Lohars sind dort Verwaltung und gelernte Berufe mit 5,8 bzw. 27 % 
stark rekrutiert). Ein Radschpute geht sehr selten, ein Mahratte fast niemals 
zum Erwerb als shopkeeper über; die Mahratten-Kaste gilt noch heute als Bei- 
spicl träger feudaler Prachtliebe. = 
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wird, höchst gemischt und_trägt vor allem deutlich die Spuren der 

geschichtlichen Wandlungen an sich, welche der Hinduismus in politi- 

scher Hinsicht seit dem Aufkommen der Schreiberverwaltung durch- 

en, Noch proöblemätischer war und ist die Lage der dritten 
aste der klassischen Lehre: der Vaicya. 

In der klassischen Lehre entspricht 1 Vaicya-Kaste etwa unserm 
Stande der »Gemeinfreien«. Sie ist zunächst negativ, nach oben, da- 
durch charakterisiert, daß sie der rituellen, sozialen und ökonomischen 
Vorrechte des Priester- und Laien-Adels ermangelt. Nach unten, den 
Cudra gegenüber, dürfte ihr weitaus wichtigstes, wenn auch nie 
ausdrücklich erwähntes, Privileg die Anteilnahme am Bodenbesitz ge- 
wesen sein, die dem Cudra.offenbar_ yerschlossen war. In den Veden 
wird »Vica« in der Bedeutung von »Leuten«, »Untertanen« (des Herr- 
schers) gebraucht. Der Vaicya ist den klassischen Quellen in erster 
Linie »Bauer«. Aber schon in den Rechtsbüchern gehört außerdem 
das Darlehen gegen Zins und der Handel zu den für ihn statthaften 
Erwerbsarten. Für die klassische Zeit ist bemerkenswert, daß ein 
starker sozialer Unterschied zwischen der Viehwartung und der Füh- 
rung des Pflugs gemacht wird. Jene, nicht aber diese, ist eine als 
Noterwerb zulässige Berufsart für einen Brahmanen. Das entspricht 
sehr alten und weit verbreiteten Anschauungen. Fast überall war 
Viehwartung Männer-, die primitive Ackerbestellung Frauen- oder 


Sklaven-Arbeit. Als »Bauer« ist der Vaicya später und auch heute | 


vollkommen verschollen, derart, daß jetzt und schon seit alter histo- 
rischer Zeit als eigentliche Vaicya-Tätigkeit der Handel, Vaicya und 
»Vanik« (Händler) für identisch galten. Eine Kaste, die Vaigya-Rang 
beansprucht, sucht heute nachzuweisen, daß sie Händlerkaste ge- 
wesen sei und noch sei. Die Ausschaltung des Bauerntums aus der 
Gleichordnung mit dem bürgerlichen Besitz und Erwerb ist wohl 
durch eine Mehrzahl von Momenten bestimmt. Zunächst durch die 
zunehmende Feudalisierung und, weiterhin, patrimoniale Fiskali- 
sierung und Präbendalisierung der Sozialverfassung. Schon in klassi- 
scher Zeit galt der Vaicya als dazu bestimmt, von den oberen Ständen 
»aufgezehrt« zu werden. Im Mittelalter interessierte er nur als Steuer- 
träger. Das mittelalterliche Indien ist das Land der Dörfer. Der 
Umfang eines Königsreichs wird, wie gesagt, nach der Zahl der Dörfer, 
d. h.: der Steuereinheiten, angegeben Si). Die Grundsteuer war 
und blieb schlechthin die ausschlaggebende Finanzquelle und das 
wichtigste Objekt der Verlehnung und Pfründenbildung. Der König 
heißt in klassischer Zeit »Sechstelnehmer«e. Denn die alte traditio- 
nelle Grundsteuer von '/, der Ernte galt als erträgliche Steuer. In 
der Wirklichkeit wurde die Steuer so hoch und war allerdings 
entgegen der alten Lehrmeinung — so sehr der Steigerung unterworfen, 
daß sich eine Theorie entwickeln konnte, welche dem König das Boden- 
monopol zuschrieb. In den bengalischen und manchen südindischen 
Eroberungsgebieten entsprach dies annähernd wohl auch der Realität. 
Di Später meist in lakh’s, d. h. Renteneinheiten, deren Unterlage die Steuer- 
Einschätzung war. 
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Die umfassendsten Untersuchungen der indischen Dorfyeriassung 
werden bekanntlich B. H. Baden-Powell #5) verdankt, der mit den 
Materialien der britischen Steuerveranlagung arbeitete. Im übrigen 
werfen die monumentalen und die literarischen Quellen nur ein spär- 
liches Licht auf die Vergangenheit der indischen Bauern. Für die 
Zeit spätestens seit der Morrhul-Herrschaft aber und vielfach schon 
weit früher ist Alles durch die ausschließliche Herrschaft der fiska- 
lischen Interessen bestimmt. Es handelt sich seitdem darum; wer der 
Träger der Steuerhaftung ist. Wenn jedes einzelne Feld gesondert 
zur Steuer veranlagt ist und jeder einzelne Bodenbesitzer in einem 
Dorf für seinen Besitz und nur für diesen haftet, dann ist das Dorf 
ein Ryotvari- oder Raiyatvarı-Dorf ). Es fehlt dann ein Grundherr. 
Dafür ist der alte gentilcharismatische Dorfvorstand (patel), der 
damals als Beamter der Regierung galt, mit erheblicher Autorität 
ausgestattet, sammelt die Steuern ein, hat, in Zentral-Indien als 
eine Art von Erbscholtisei-Lehen, das steuerfreie und erbliche 
Watan-Land inne, wohnt in einem zentral gelegenen, oft befestigten, 
Wohnhaus. Eine dem Dorf gehörige »Mark« außerhalb der Feldmark 
existiert dann heute nicht, sie gehört dem Staat, der allein das Recht 
der Besiedelung vergeben kann. Anders, wenn ein Kreis von Besitzern 
dem Fiskus als solidarisch haftbar für ein Steuerpauschale (jama) 
eines Dorfes gegenübersteht. Dann gilt dieser Kreis von Besitzern, 
der oft, ursprünglich wohl fast immer, ein »panchayat« als Vertretung 
besitzt, als befugt zu allen Verfügungen über das Dorf und über die 
zum Dorf gehörige gemeine Mark (das Oedland). Er vergibt die 
Felder des Dorfes gegen Renten an die Bauern, Dorfhandwerker, 
Dorfhändler, teilt das Oedland nach Belieben auf, sondert »Sir« 
Land (Hofland in eigner Regie) für die einzelnen Beteiligten und nach 
Ermessen auch für die Gesamtheit aus und verpachtet eventuell 
das letztere auf Zeit. Es fehlt also der Dorf-patel mit seiner kraft 
charismatischen Eigenrechts überragenden Stellung; statt seiner 
kommt unter Umständen ein die Verwaltung führende »Lambardar« 
als Repräsentant der Gemeinschaft der Interessenten gegenüber dem 
Fiskus vor. Das Anteilsrecht und ihm entsprechend die Beitrags- 
pflicht zur Steuer kann unter die Beteiligten nach Erbquoten (patti) 
geteilt sein (pattidari-Dörfer) oder nach andern Maßstäben, insbe- 
sondere nach der jeweiligen Leistungsfähigkeit der einzelnen Be- 
sitzer (bhaiachara-Dörfer). Die pattidari-Dörfer hält Baden-Powell 
natürlich mit Recht für solche, welche aus einem grundherrlichen 
Besitz entstanden sind. Zamindari-Dörfer, d.h. solche im Besitz 
einzelner Grundherren, finden sich vielfach auch heute und schon 
das früher zitierte Kautaliva Arthagastra enthält den Rat, jemanden, 
der sich zur Garantie des Steuerpauschale bereit finde, mit dem Oed- 
land zu beleihen. Da zwar nicht die streng politischen Rechte, wohl 
aber dieökonomischen Gebührnisse des Radscha teilbar warenund da 

6) Vor allem: The Land systems of India, Oxford 1892 (3 Bände), außerdem 


das kürzere schon zitierte Kompendium über die Village Community. 
+) Von Raiyat, der Untertan, der »Geschützte« (Client). 
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die Verleihung von Dörfern an eine Vielzahl von Brahmanen 
Zu bestimmten Quoten (vritti) inschriftlich häufig vorkommt, so ist 
diese Erklärung gesichert. Auch für die Bhaiachara-Dörfer aber 
nimmt Baden-Powell die gleiche Entstehungursache an; hier seien 
nur die Quoten in Vergessenheit geraten. Da aber der Uebergang 
von Raiyatvari-Dörfern in die Form von Bhaiachara-Dörfern, also 
in solche mit Solidarhaft und Verfügung über die gemeine Mark, 
im Gefolge der Steuerveranlagung noch jezt bewußt vorkommt, so 
ist diese Annahme nicht zwingend. 
Abgesehen von der scharfen Scheidung der Typen der modernen 
Dorfverfassung, die ihm verdankt wird, hat Baden-Powell ein- 
leuchtend die Folgen klargelegt, welche die Festhaltung der Sippe 
und Phratrie (er sagt: Clan) als Grundlage der Landleihe des Herren- 
standes in Verbindung mit dem Landüberfluß der Frühzeit für die 
Dorfverfassung haben mußte. Festhalten wird man von seinen Auf- 
stellungen, nach Analogie anderer asiatischer Gebiete, insbesondere: 
{D daß die volle Feldgemeinschaft (der Agrarcommunismus) des Dor fes 
nicht die primitive Agrarverfassung Indiens, jedenfalls aber nicht 
die Grundlage der späteren Agrarverfassung war, — daB vielmehr 
/2. der Stamm (und eventuell seine Unterabteilung, der Phratrie- 
verband) sich als Besitzer des okkupierten Gebiets betrachtete und 
Angriffe darauf abwehrte — 3. daß die alten indischen Dörfer 
die »Allmend« und Allmendrechte im europäischen Sinn als Bestand- 
teile der Bauernhufe nicht, jedenfalls nicht notwendig, kannten 
(Folge des Landüberflusses und des Fortbestandes der Phratrie- 
verbände) —/4. daß Grundherrlichkeit auf der Grundlage einer der 
occidentalen entsprechenden oder ähnlichen Lehensverfassung bei 
der Entwicklung der indischen Agrarverfassung kaum eine Rolle 
gespielt, diese vielmehr einerseits durch die Sippen- und Phratrie- 
(Clan-)Gemeinschaft der Eroberer, andrerseits durch Verleihungen 
von Steuerpfründen bestimmt wurde, —:5. daß Rodung einerseits, 
Eroberung andrerseits die ältesten Eigentumstitel an Land waren. 
Die heutige, indisch in Südindien als »upri«, amtlich als 
»occupant« bezeichnete, Schicht der unmittelbaren Landbebauer, 
also konkret ausgedrückt: der Leute, welche selbst den Pilug führen 
und jene Pachten zahlen, welche an die Teilhaber der Pattidari- und 
Bhaiachara-Gemeinschaft geleistet werden, stehen jetzt, nach den 
englischen Reformgesetzen, im allgemeinen in einem Besitzver- 
hältnis zum Boden, welches am ehesten in der Lage der irischen Pächter 
seit der Gladstoneschen Agrarreform eine Analogie findet. Daß dies 
nicht der ursprüngliche Zustand war, ist klar. Die klassische Lite- 
ratur, namentlich die Rechtsbücher, ebenso aber auch die Jataka’s 
und die gleichzeitigen Schriftsteller %) kennen weder Grundherr- 
schaft noch die heutige »joint village«. Kauf und Teilpacht von Land, 
die letztere allerdings nicht von Dorf-Land, kommen vor., Allmend 


©) Vgl. hiezu; Caroline Rhys Davids, Notes on the early economic 
conditions in N. India. J. R.A.S. root p. Boot, 
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und Gemeindelirte sind in Nordindien bekannt. Vorkaufsrecht 
der Dorfgenossen, Auswärtigen gegenüber, verstand sich ursprüng- 
lich offenbar von selbst. Südindische Dörfer tún sich zusammen, 
um eine einheitliche neue Gemeinde zu bilden ®). Dorfausschüsse 
erhalten Verleihungen des Königs ®) und Dörfer treten auch aktiv 
als Gesamtheit, z. B. als Schenker, auf, vertreten durch ihre panch’s ?°). 
Es existierte also cine primäre »Dorfgemeinde« auch unabhängig 
von den Steuerhaftungsverhältnissen °!) und sie mußte existieren, 
wo immer die Siedlungen der Eroberer den Unterworfenen geschlossen 
gegenüber standen. Starke sekundäre Gemeinschaftsverhältnisse 
ergaben sich von jeher da, wo Bewässerungsanlagen die Fruchtbar- 
keit bedingten; die Anteilsrechte am Wasser bestimmten sich zweifel- 
los nach dem Maße des Anteils an den Kosten. Aber gerade die Be- 
wässerungsanlagen konnten die Grundlage starker ökonomischer 
Differenzierung werden. Zwar geschah die Anlage von Stauteichen 
nebst Zubehör oft als Stiftung. Aber wohl weit öfter wurden sie von 
ökonomisch starken Unternehmern, einzelnen oder Verbänden, an- 
gelegt, welche dann das Wasser gegen Zins abgaben. Die »Was- 
serherren« in Südindien stammen daher. 

Eine wichtigere Quelle der Entstehung ökonomisch privilegierten 
Besitzes war das »\Vatan«-Land 7?), die Dienstländereien der Dorf- 
vorsteher, Dorfpriester, Dorfrechner und unter Umständen noch 
anderer Dorfbediensteter. Sie waren vererblich und wurden später 
veräußerlich, vor allem aber waren sie entweder steuerfrei oder hatten 
nur feste Abgaben, nicht die, wenn auch nicht der Theorie, so doch 
der Sache nach, steigerungsfähigen Ernteanteile der gewöhnlichen 
Bauernhöfe zu zahlen. Unter der Mahrattenherrschaft suchten die 
Amtspfründner, mochten im übrigen ihre Einkünfte aus welchen 
Quellen und Bezirken immer fließen, zum mindesten in ihrem Heimat- 
dorf das Watan-Land in eigner Hand zu haben und zu behalten und 
es wurde eine Art Ehrenpunkt für die sozial herrschenden Schichten, 


es), Tamil-Inschrift Ep. Ind. III p. 142 ff. aus dem 8. Jahrh. 

6) Ep. Ind. IX p. gı aus dem o Jahrh. 

70) So in der großen Inschrift Ep. Ind. II p. 87 f. (aus dem r. Jahrh. vor Chr.). 

71) Die indische Fluraufteilung konnte nicht diejenige Art von Gemeng- 
lage (in Gewannen und Streifen) aufweisen wie die deutsche. Die patti’s 
liegen zwar oft, der Bonitätsunterschiede des Bodens gemäß, über die Flur in 
Stücken verteilt (Rotation kommt vereinzelt vor), aber im ganzen doch in großen 
und nicht rechnerisch, der Fläche nach, vergleichbaren Blocks. Die Zahl der 
Pflüge, die jemand besaß, und des darnach von ihm zu bestellenden Landes 
war maßgebend. Das Land war zunächst im Ueberfluß vorhanden und deshalb 
rechnete man nicht; dagegen war das Wasser für die Bewässerung wirtschaft- 
liches Gut und wer hier sich Uebergriffe erlaubt hätte, wäre, wie Baden-Powell 
hervorhebt, auf Widerstand gestoßen. Neuverteilungen zur Ausgleichung der 
Nahrung kamen vor. Mit zunehmendem Druck des Fiskalismus aber traten 
ähnliche Erscheinungen auf, wie sie aus Rußland bekannt sind; das Maß der 
Steuerbelastung wird zum Maßstab des Rechts (und eventuell der Pflicht), am 
Boden beteiligt zu sein. 

12) Darüber ausführlich Baden-Powell in dem größeren der zitierten Werke. 
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dieses Dienstlehen der Familie nicht aus der Hand zu geben. Je: 


stärker die steuerliche Belastung stieg, desto mehr galt Watan als 


privilegierter Besitz und war daher auch als reine Vermögensan-. 


lage gerade von den höchsten sozialen Schichten sehr gesucht. Die 
Dienstpfründe war auch in Nordindien dem alten Epos gut bekannt. 
Je nach dem Range des Amts umfaßte sie Renten von Einzel-Grund- 
stücken bis zu Renten einer ganzen Stadt. Aber die alte Patri- 
monialmonarchie hatte hier offenbar stärker durchgeführt, — was 
später die Mahratten im Süden erstrebt, aber nicht voll durchgesetzt 
haben: — daß daraus kein erbliches Besitzrecht an bestimmten Grund- 
stücken wurde. 

Die Sonderqualität des Watan-Landes hing ursprünglich fest 
mit der ständischen, genauer ausgedrückt: der gentilcharismatischen 
Qualität der Sippe — Dorfhäuptlingssippe — zusammen, welche es 
als Dienstland besaß. Aehnliche, mit ständischen Qualitäten deı 
Besitzer zusammenhängende, Besitzrechte gab es offenbar in erheb- 
licher Zahl. Zunächst muß schon die Monopolisierung des vollen 
Bodenbesitzes in den arischen Dörfern zugunsten der Eroberer, unter 
Ausschluß der Unterworfenen, Quelle solcher Differenzen gewesen 
sein, von denen sich nicht mehr ermitteln läßt, wie sie sich weiter 
entwickelt haben. Dagegen finden wir Bestätigungen von Landbe- 
sitzrechten »zum Recht der Brahmanenpfründen« und besonders häufig 
findet sich inschriftlich im indischen Mittelalter eine »bhumichchidae 
genannte Rechtsform des Bodenbesitzes, welche zweifellos einen 
vererblichen, einer willkürlichen Erhöhung der Besteuerung nicht. 


unterworfenen Landbesitz bedeutet und diese Qualität von der ` 


persönlichen ständischen Stellung der berechtigten Sippe (dem Gentil- ` 


charisma) herleitet. Und ganz allgemein findet sich in den von Baden- 
Powell untersuchten Fällen eines privilegierten Verbandes von Grund- 
rentnern (»joint village«),- daß die Beteiligten kraft ihres durch Zuge- 
hörigkeit zu einer gentilcharismatischen (fürstlichen) Sippe begrün- 
deten »Geburtsrechts« (mirasi, von Baden-Powell mit »birth righte 
übersetzt) die Teilhaberschaft beanspruchen. Alles zu festem erb- 
lichen Recht und (eventuell) fester Rente besessene Land heißt 
technisch: »miras«e. Die erbliche Standesqualität der Sippe, und 
später: der Kaste, war es also gewesen, welche primär die Qualität 
des Besitzes als mirasi bestimmte: es waren jedenfalls durchweg Klassen, 
die, auch wenn sie selbst wirtschafteten, doch, so lange als irgend mög- 


lich, die Hand nicht selbst an den Pflug legten, um nicht rituell de-- 


klassiert_zu werden, wie es gelegentlich verarmten Radschputen 
und andern vornehmen Landbesitzern erging. Wenn nun in den 
Urkunden des indischen Mittelalters »Dorfbewohner« als Zeugen oder 
als Schenker auftreten, oder wenn neben der königlichen Sippe und 
den Beamten und stadtsässigen Händlern »Landleute« als ein offen- 
bar nicht deklassierter Stand aufgeführt werden 73), so weiß man 


73) So in der aus dem o Jahrh. stammenden Inschrift Ep. Ind. I p. 184 


neben dem König und den sthakurse (politische Feudalherren) die sjanapadas. 
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nie, ob es sich um Grundrentner oder um eigentliche Bauern oder um 
ein Mittelding zwischen beiden handelt, und in der Regel dürfte das 
Erstere das weitaus Wahrscheinlichere sein. Auch für die Gegenwart 
sind die sonst vorzüglichen Darstellungen der Census Reports über 
die einzelnen Kasten hier meist sehr undeutlich. Naturgemäß 
ist der Unterschied jetzt vielfach flüssig. Ihre Stellung als »selb- 
ständige« Bauern in unserm deutschen Sinn haben offenbar zwei 
Schichten von Dorfbewohnern am vollständigsten gewahrt: die 
Khunbi im Westen und Norden und die Vellalar_im Süden. Die 
ersteren entstammen dem Schwerpunkt nach Gebieten, in welchen 
die soziale Gliederung auf dem Lande vorwiegend nicht durch 
finanzielle, sondern durch militärische Differenzierung: Loslösung 
derRitter und Berufssoldaten von den Bauern, bedingt war und daher, 
wie in solchen Fällen stets, wesentlich weniger schroff blieb ”*). Die 
Vellalar aber sind die früher erwähnte alte Vollfreien-(Grundherrn-) 
Klasse, welche unter dem Patrimonialismus und der Herrschaft des 
Soldheeres verbauerteundnachDurchführung des hinduistischen Systems 
im Kastenrang zurückgesetzt wurde. Diese beiden Kasten stellen 
die anerkannt besten, vor allem auch geschäftlich tüchtigsten Land- 
wirte Indiens und namentlich die Khunbis sind offenbar modernen 
Wirtschaftsmethoden sehr zugänglich, z. B. auch geneigt, ihre Er- 
sparnisse in Fabriken und Wertpapieren anzulegen. Im übrigen 
gehören zu den sozial relativ hoch rangierenden landwirtschaftlichen 
Kasten eine Anzahl hinduisierte Stämme, wie die Jat, Gujar, Koch, 
einige jetzt als Landbesitzer ansässige alte Reisläuferkasten und ver- 
streute Reste von relativ vornehm geltenden nichtadligen Landwirten. 

Sonst sind die freien Bauern teils in Zeiten anhaltender Fehden 
durch Kommendation zu Hintersassen (Pächtern) eines mit der 
politischen Gewalt im Dorf B.liehenen geworden, gelegentlich auch 
durch Verschuldung oder einfach durch akute oder chronische Ver- 
gewaltigung 75). Die breite Masse der indischen Bauernschaft aber 


ist nicht aus solchen Gründen, sondern durch das Finanzsystem der, 


Großkönigtümer zu einem reinen Objekt der Rentenerpressung_de- 
klassiert worden. Sie konnten als Mitglieder einer »wiedergeborenen« 
Kaste nicht in Betracht kommen. Massenhafte mehr oder minder 
vollkommen hinduisierte Eingeborenenstämme befinden sich unter 
ihnen und diese unter die »Vaicya« aufzunelimen hinderten schon 
rituelle Gründe "91. Sie wurden im allgemeinen und wo nicht rituelle 








(vom Uebersetzer mit »provincialse wiedergegeben). Nur gelegentlich kommt 
ein Rayat, aber als offenbar persönlich freier Mann, inschriftlich vor. 

14) So wendete sich eine königliche Verleihungsurkunde aus Udeypur noch 
im ı2. Jahrh. an die Rashtrakutra’s (Ritter) und Kutunbi’s als die beiden Klassen 
der Einwohner einer Ortschaft (Ep. Ind. IV p. 627). 

15) Darüber Baden-Powell, Land System II p. 162 ff. 

76) Inschriftlich (Ep. Ind. IX, S. 277) rühmt sich ein Feudalfürst aus der 
Gegend von Jodhpur, daß er die Ahir (s. über diese oben S. 627) aus 
einem Ort gejagt und dort das »Mahajan« etabliert habe, nämlich Brahmanen, 
prakriti (was der Uebersetzer als »Kschatriya« interpretieren möchte) und Vaicya. 
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Unreinheitsgründe bestanden als seine Cudra« angesehen 7). In 
der Art trägt das Kasten-Schicksal der Bauern die. Spuren der sozialen 
Verschiebungen an sich, welche der Fiskalismus_des Beamtenstaats 
nach sich gezogen hatte.. Eine Reihe teils ganz allgemeiner, teils 
spezifisch indischer Bedingungen wirkte zu diesem Schicksal mit. 
Die soziale Deklassierung der Gemeinfreien im Mittelalter des Occi- 
dents hing bekanntlich mit ihrem Ausscheiden aus dem Kreise der 
militärisch trainierten und also militärisch vollwertigen Genossen 
‘der Wehrgemeinde und dem Aufkommen der ritterlichen Berufs- 
Krieger zusammen. Oekonomisch war dies durch die Volkszunahme 
und die dadurch und durch allgemeine Kulturbedingungen herbei- 
geführte steigende Intensität des Ackerbaus verursacht, welche 
die Arbeitskraft des von der Arbeit seiner Familie lebenden freien 
Mannes zunehmend ökonomisch mit Beschlag belegte und ihn so 
ökonomisch »unabkömmlich« für militärische Zwecke machte und 
pazifizierte. Ihre breite Masse mußte überall zunehmend — im Gegen- 
satz zu den taciteischen Freien — selbst die Hand mit an den Pflug 
legen. Diese letztere Einzelheit. deklassierte nun im Occident, wie 
sowohl nordische Beispiele wie die römische Cincinnatus-Legende 
(eine Tendenz-Legende) zeigen, nicht in dem Grade wie dies in Indien 
wenigstens in historischer Zeit der Fall war. Denn hier traten zu 
den in der Entwicklung der Agrarverfassung liegenden Umständen, 
welche den Bauer als solchen deklassieren mußten, andere soziale 
Momente. Die Entwicklung der Städte und der bürgerlichen Klassen’ | 
hat zwar überall in der Welt, im Occident in der Antike einschließ- 
lich der Juden ebenso wie im Mittelalter, den » Pisang« Tri sozial de- | ~. 
gradiert, weil er die Konventionen der gebildeten städtischen Gesell- | , 
schaft nicht mitmachte, dann auch, weil er militärisch und ökonomisch | 
mit ihrer Entwicklung nicht Schritt halten konnte. Der Gegensatz — 
von Stadtvolk (paura) und Landvolk (janapada) taucht ebenso in 
indischen Quellen aller Art auf. Aber dazu traten nun die besonderen 
indischen Verhältnisse. Denn hier ließ die städtische Entwicklung, 
wie wir sehen werden, bei den pazifistischen Erlösungsreligionen: 
Buddhisten und, am schrofftsen, Jainisten, das Prinzip des »Ahimsas 
entstehen: das Verbot der Tötung irgendwelcher Lebewesen. Damit 
wurde der Bauer, der den Pflug führte und dabei Würmer und In- | 
sekten vernichtete, nun auch rituell und also noch weit tiefer deklas- ' 
siert, als er es auch im Judentum und (antiken und mittelalterlichen) ` 
Christentum war, und wenigstens etwas davon blieb haften, auch 
nachdem die bürgerlichen Erlösungsreligionen wieder verschwunden 
oder doch zurückgedrängt waren. Die Viehzucht, soweit sie blutige 
Verrichtungen einschloß, sank tief. Zahlreiche Spezialkulturen, wie 
Gemüse, Tabak, Rüben und andere, galten aus untereinander ver- 
schiedenen rituellen Gründen als degradierend oder geradezu be- 


- p 





7) Während von den Vellalar jedenfalls das immer feststand, daß sie nicht 
zu den Cudra gehörten. 
774) sPisange von »paysans. Vgl. spaganuse {römisch sBauer«, später auch: 
sCiviliste, christlich: sHeide«) und s'am haareze bei den Juden. 
45* 
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1 fleckend. Endlich aber mußte die zunehmende Betonung der literari- 


` schen »Bildung« und des »Wissens« als der ständisch und religiös be- 
' deutsamsten Qualifikation an Stelle des magischen Charisma den 
Bauer am stärksten sozial drücken, eine Erscheinung, die ebenso 
auch im Judentum und im mittelalterlichen Christentum (z. B. bei 
Thomas v. Aquin) sich findet 78). 
.-- Während die alte Zeit in der Rangfolge der Berufe, die Vieh- 
\ zucht voranstellte, dann den Acker bau und am tieftsen den, bei Bauern- 
-i völkern überall verachteten und verdächtigen Handel, vor allem 
das Geldleihen, stellte 7°), galt später der Handel als sozial weit über- 
legen 8°). Dies ist eine radikale Umkehrung der Rangordnung der 
edischen Zeit, welche den Kaufmann (pani) nur als einen wandern- 
den, in der Regel stammifremden, Tags feilschenden, Nachts stehlenden, 
seine Reichtümer in geheimen Aufbewahrungsorten zusammentra- 
genden Mann kennt, der gottverhaßt ist, weil er geizig gegen Götter 
(im Opfern) und Menschen (insbesondere heilige Sänger und Priester) 
ist und dessen »gottlose Schatzkammern« eben deshalb im Kontrast 
zu den Horten des Adels stehen, der die Hände jener Klassen füllt. 
»Ari«, der Reiche, Mächtige, hat daher eine böse und eine gute Be- 
deutung, wie Pischel und Geldner (III p. 72 f.) bemerkt haben. Er 
ist der gesuchteste, gehaßteste und beneidetste Mann, der Mann, mit 
dem man sich nicht vertragen kann, fett und hochmütig: besonders 
wenn er keine oder andere Sänger und Priester bezahlt als den be- 
treffenden. Er soll schenken, immer wieder schenken, und tut er dies, 
so ist er der Liebling der Götter und Menschen. Aber der Kaufmann 
tut dies eben nicht. Immerhin kennt schon der Atharvaveda?!) ein 
Gebet um Vermehrung des Geldes, mit welchem der Kaufmann auf 
den Markt kommt, um Geld mit Geld zu erwerben, und die aller 
primitiven Religiosität eigne Verklärung des Reichtums, der — nach 
dem Rigveda ®) — den Himmel zu erwerben gestattet, gibt selbst 
den Cudra Einfluß. Denn auch von ihnen nimmt der Priester Geld. 
Das Odium des Handels schwand in der Zeit der _Städteentwick- 
lung völlig. Geldbesitz und Händlertum, die typischen Vaigya-Quali- 
fikationen des indischen Mittelalters und noch der Gegenwart, haben 
aber auch dann in ihrem Kastenrang noch starke Peripetien durch- 
gemacht. Es ist höchst auffallend, daß eine in der Zeit der Gilden- 
macht und Städteblüte hier (wie im Occident) so angesehene Kaste 
wie die Goldschmiede, die noch heute in einzelnen Gebieten geradezu 


| 18) Im Christentum ist — was oft nicht beachtet wird — der Bauer als solcher 
erst zu Ehren und zu seiner heutigen Schätzung gekommen, als die Entwicklung 
des Rationalismas und der Skepsis in den bürgerlichen Klassen die Kirchen 
darauf hinwies, ihre Macht auf die traditionalistischen Instinkte der Bauern 
zu stützen. 
?9) Noch Mahabh. XIII, 60, 23 und Manu IX, 327. 
80) Der Viehzucht gegenüber schon deshalb, "weil diese Verrichtungen wie 
die Vornahme der Kastration bedingt. \ 
81) IT, 15. Indra gilt geradezu als Kaufmannsgott. 
82) VIII, 13, 5. 
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den ersten, fast Brahmanen-Rang einnehmen, in nordindischen Quellen 
als der Typus einer verworfenen Betrüger-Zunft galten®). Ebenso 
sind einige andre bengalische Händlerkasten, welche in der Zeit der 
Entstehung der Großkönigtümer als Geldgeber der Fürsten im 
Zenith der Macht standen, später degradierte Cudra-Kasten und 
es wird berichtet, daß Konflikte mit den Sena-Königen, vor allem 
mit Vallala Sena, welcher bei modernen Rangerhöhungsan- 
sprüchen von Kasten fast stets das Odium des Umsturzes des 
alten Kastenranges zu tragen hat, den Anlaß dazu gaben. Gut be- 
zeugt und innerlich glaubhaft schon an sich ist, daß die Aufrichtung 
der patrimonialbürokratischen Herrschaft auch hier, wie in den 
Adelskasten, starke Verschiebungen gebracht, und daß die heutige ! 
Kastenordnung in Bengalen die Spuren einer Katastrophe, in andern ı 
Gebieten einer Verkümmerung oder stagnierenden Entwicklung | 
der Bürgermacht an sich trägt, welche die Grenzlinie zwischen Vaicya | 
und Cudra vielfach verwischte. Die heutigen Händlerkasten hohen | 
Ranges sind nur zum Teil alte städtische Kaufmannskasten. Zum 
andern sind sie aus monppolistischen Handelsorganisationen heraus- 
gewachsen, welche die.patrimoniale Fürstenmacht ins Leben rief. 
Ändrerseits ist bei weitem nicht jede Händlerkaste eine Kaste hohen 


Ranges. Ein Teil von ihnen sind geradezu unrein und wahrschein- 


lich aus Paria-Stämmen, welche den betreffenden Handel mono- | 
polisierten, erwachsen. Auch hier spiegelt sich die Verwaltungs- 
geschichte in den Kastenverhältnissen. | 

Das Eindringen der »Geldwirtschaft« in Indien erfolgte etwa 
gleichzeitig mit dem Aufstieg des Hellenentums im Handel des Occi- 
dents. Längst vorher bestand Seehandel und Karawanenhandel nach 
Babylon und, später, Aegypten. Wie in Babylonien die Schaffung von 
gemünztem Geld, d. h. irgendwie signierten, später geprägten oder 
gegossenen Metallblöcken bestimmten Gewichts zunächst eine pri- 
vate Angelegenheit der großen Händlerfamilien blieb, deren Prägung 
Vertrauen genoß, so in Indien ®). Noch die Herrscher der 
Maurya-Dynastien, auch Acoka, haben keine Münzen selbst geprägt. 
Erst der Zufluß hellenistischen und römischen Edelmetalls veran- 
laßte die Großkönige des ersten nachchristlichen Jahrhunderts dazu, 
während im Innern des Landes die alten Privatmünzen und Münz- 
surrogate noch lange im Umlauf blieben. So wenig wie in Babylonien 


83) So z. B. im Arthasastra des Kautaliya in der Fassung Chanaukya’s. 

8t) Darüber Kennedy J. R. A. S. 1898 p. 281. Kurzer Abriß der incischen 
Münzgeschichte im Imp. Gazetteer, The Ind. Empire Vol. Il ch. IV p. 137 £.: 
Silber, das heutige Währungsmetall Iadiens, wurde dort gar nicht, Cold, das 
Prägungsmetall der Großkönige der ersten Jahrhunderte, nur in geringem 
Umfang produziert. Die aus dem Handel mit (em Westen herrührenden Edel- 
metallschätze, von deen Umfang die Beuteziffern der Mohammedaner einen 
Begriff geben, dienten dort wesentlich der Hortbildung, obwohl es vielleicht 
nicht zufällig ist, daß eine der Blüte- oder auch: Nachblute-Periode der Gilden- 
macht (2. Jahrb. n. Chr.) mit dem starken Geldimport aus dem Römerreich und 
der Prägung von aurei des römischen Typus zusammeniiel. 


A 
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hat in Indien das Fehlen der staatlichen Münzprägung die Entste- 
hung des kapitalistischen Handels und des politischen Kapitalis- 
mus gehindert. Etwa vom/’7. yorchristlichen Jahrhundert ange- 
fangen hat (ost ein Jahrtausend lang die kapitalistische Entwick- 


' lung sich ausgebreitet. Es taucht der »Markt« auf und wird Mittel- 


punkt der Verwaltung: die Dörfer ohne Markt (mouza) waren noch 
unter der Mahrattenherrschaft der kusha, dem Marktflecken (einer 
Art von Metrokomia im spätantiken Sinn) angegliedert. Die Städte 
verloren ihren anfänglichen Charakter als lediglich fürstlicher Festun- 
gen (pura, nagara), Sie legten sich — namentlich an der See — einen 
Stadtteil zu, der sich in seiner Gliederung zum alten Fürstensitz und 
dessen Form so verhielt, wie in Italien der Mercato, der ökonomische 
Markt: der Platz, wo man verkauft und einkauft, zur Piazza (del campo 
della signoria), dem Platz, auf welchem das Aufgebot gemustert und 
Turniere abgehalten werden (am klarsten in der Duplizität der Plätze 
im Grundriß noch des heutigen Siena vor und hinter dem Palazzo 
Pubblico erhalten), oder wie die Doppeltheit der Burg (Kasbah) und 
des Marktes (Bazar) in islamischen Städten 8). In die Stadt waren 
die reichen Adligen gezogen, um dort ihre Renten zu verzehren. 
Nach einer Chronik sollte nur wer I Kror = 100 lakhs (die Einheit, nach 
welcher die Großpfründen bemessen wurden, entsprechend der Zahl 
der Dörfer, deren Renten sie enthielten) besaß, in der Stadt wohnen 
dürfen 8%). Neben die Grundrentner trat nun die Vermögensakkumu- 
lation durch Handel. 

Die typische Organisation des Karawanenhandels unter Kara- 
wanenvorstehern findet sich und die Gilden (greni, später: gana) der 
Händler traten an Macht zunehmend neben die Ritterschaft und den. 


un 


Priesteradel. Der König wird von den Gilden finanziell abhängig, 
er hat nur das Mittel, sie zu entzweien oder zu bestechen. Schon 
im Epos 8°) spricht er nach einer Niederlage seine Besorgnis vor ihnen 
(außer vor seinen Verwandten und den Priestern) aus. In einzelnen 
Städten trat an die Spitze der Gilden und als Vertreter der Interes- 
sen der Bürgerschaft gegenüber dem König ein gentilcharismatischer 
Chef, dem die Aeltesten der Gilden (»Marktherrn«) als Ratsbe- 
hörde zur Seite standen ®). Die drei vornehmen Stände waren nun! 


weltlicher und geistlicher Adel und Händler, und diese galten oft als 


65) So wird die Tamil-Stadt Kaviripaddinam kurz vor unserer Zeitrech- 
nung beschrieben. In der Händlerstadt befinden sich die meisten Warenhäuser 
und Gewerbe und sind die Yavana- (occidentalen) Kaufleute angesiedelt, 
in der Königsstadt die Luxusgewerbe, die Brahmanen, Aerzte, Astrologen, 
Barden, Schauspieler, Musikanten, Blumenstraußmacher Perlenschnurmacher, 
Grundrentner. Zwischen beiden liegt der Marktplatz. Die Tamil-Könige bielten 
römische Söldner (vgl. V. Kanakasabhai, The Tamils 1800 years ago, 
Madras 1904. 

88) Ind. Ant. XIX (1890) p. 231 f. 

87) III, 249, 16. XII, 54, 20. Vgl. W. Hopkins, The social and military 
position of the ruling castes in ancient Indiaa. J.of the Am. O. S. XIII, p. 57 ff. 

ss, So in Ahmadhabad. 
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gleichwertig, hatten nicht selten Konnubium untereinander und 
verkehrten mit dem Fürsten auf gleichem Fuß. Die Kaufleute 
finanzierten die Kriege der Fürsten und ließen sich von ihnen, 
einzeln oder als Gilde, Herrschaftsrechte verpfänden oder ver- 
leihen. Und wie das »commune«s, die Eidverbrüderung der Herren- 
stände, im Occident namentlich in Frankreich auch auf das Land 
übergriff, so findet sich Aehnliches auch in Indien ®). Die Bil- ] 
dungs- Aristrokratie der Priester, der Ritteradel und die bürger- 
liche Plutokratie konkurrierten miteinander um den sozialen Ein- 
fluß, und selbst reiche, d.h. am Handel beteiligte Handwerker ver- 
kehrten mit den Fürsten. Zwischen wenigstens einem Teil der Hand- 
werke scheint Freiheit der Berufswahl bestanden zu haben. Es ist 
die Zeit, in welcher Leute aller Klassen, selbst Cudra’s, es zum Er- 
werb der politischen Herrschaft bringen konnten. 
Die entstehende patrimoniale Fürstenmacht mit ihrem diszipli- 
nierten Heer und ihrem Beamtenstabe empfand die Machtstellung. 
und ad finanzielle Abhängigkeit ` von den Gilden zunehmend. unange- 
nehm. Wir hören, daß einem bengalischen König ein Vanik (Händler) 
ein Darlehen für Kriegszwecke mit dem Bemerken verweigerte: das 
Dharma des Fürsten sei nicht Krieg zu führen, sondern den Frieden 
und die friedliche Wohlfahrt der Bürger zu schützen, Mit dem Hinzu- 
fügen jedoch: daß das Darlehen gleichwohl vielleicht gegeben 
werden könne, falls der König ein geeignetes Schloß als Pfand zu 
geben vermöge. Der schwere Grimm des Königs, wird dann weiter 
erzählt, entlud sich bei einem Bankett, als die Händlerkasten sich 
weigerten, den ihnen vom Hofmarschall angewiesenen Platz inmitten 
der Çudras anzunehmen und sich protestierend entfernten. Auf die 
Mitteilung des Beamten vom Geschehenen degradierte der König 
diese Kasten unter die Cudra’s. Was an dieser konkreten Erzählung 
des _Vellala Charita °?) Wahres ist, bleibe ganz dahingestellt: typische 
Spar annungen. ‚berichtet sie offensichtlich. Der Gegensatz des fürst- 
lichen Beamtentums gegen die Macht der bürgerlichen Plutokraten 
war naturgegeben und spricht sich auch in jener Verdammung der 
Goldschmiede, welche teils Träger der alten privaten Münzprägung ge- 
wesen sein mochten, teils sicher Darlehnsgeber der Fürsten waren, im | 
Kautaliya Arthasastra aus. Dem Bürgertum wurden nun, neben | 
seiner zweifellosen numerischen Schwäche, gewisse spezifisch indi- ` 
sche Umstände im Kampf gegen die patrimoniale Fürstenmacht 
verhängnisvoll.e. Zunächst der absolute Pazifismus_ derjenigen Er- 
lösungsreligionen, welche etwa gleichzeitig — wir werden später sehen, 







Dm Eine Gilde hat die Verwaltung eines Bezirks in den Händen; Ind. 
A. XIX, 145 (Inschrift aus dem 7. Jahrh.). Die Mahajanas eines Dorfs mit ihrem 
Vorstand an der Spitze erhalten eine Steuer aus dem Dorf verliehen für die 
Anlage einer Zisterne; Ind. Ant. XIX p. 165. 

0%) Sie ist wiedergegeben in der Schrift von Chaudre Dus; The Vaisya Caste, 
1. The Gandhavarniks of Bengal (Calcutta 1903), einem typischen Erzeugnis der 
durch die versuchte Feststellung der Kastenrangordnung im Zensus von 
ı901 entstandenen Literatur. 
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in welchem Sinn vielleicht in Kausalverknüpfung — mit der Ent- 
wicklung der Städte sich ausgebreitet. hatten: des Jainismus und 
Buddhismus. Dann aber die, wenn auch noch nicht stark entwickelte, 
aber doch vorhandene Kastengliederung. Beide standen der Ent- 
wicklung der Militärmacht des Bürgertums im Wege, der Pazifismus 
prinzipiell, die Kasten, indem sie, wie wir sahen, die Entstehung 
einer Polis oder eines »commune« europäischer Art hemmten. Es 
konnte daher weder das Hoplitenheer der antiken Polis entstehen, 
noch das Zunftaufgebot und die Condottierenheere der mittelalterlichen 
Städte des Occidents, welche beide die Träger der jeweils höchsten 
militärischen Technik wurden: das Heer der Florentiner hat zuerst 
in Europa, soviel bekannt, Feuerwaffen verwendet. Megasthenes_ 
kannte die »sich selbst beherrschenden«_ Städte 291, Vaicalı war s. EL 
eine Freistadt: ein Rat der 5000, d.h. aller derjenigen, welche einen 
Elefanten stellen konnten, beherrschte sie durch einen uparaya 
(Vizekönig) als Beamten 9). Das Epos kannte die königlosen Länder 
auch, sie galten ihm aber — entsprechend der Interessenlage der 
vom Königtum ökonomisch und sozial abhängigen Priester — als 
unklassisch: man soll in ihnen nicht leben °°). Ansätze von, »stän- 
dischen« Rechten finden sich. . Die alten Versammlungen (Samiti 
und Sabha) des Volks zwar waren entweder Heeresversammlungen 
oder aber von Anfang an — wie im Epos — Gerichtsversammlungen, 
in welchen charismatisch oder durch ihre Aeltesten-Stellung qualifi- 
‚zierte Gesetzessprecher das Recht auslegten: ohne diese gilt die Ver- 
sammlung dem Epos nicht als rechtmäßige Sabha °‘). Im Epos fragen 
die Könige ihre Verwandten und Freunde um Rat; die Edlen, in Wahr- 
heit: die höchsten Beamten, bilden bereits den königlichen Rat. 
Erhebliche Einschränkungen der königlichen Machtstellung hatten 
sich aber in Südindien im Mittelalter erhalten: Repräsentativ-Ver- 
sammlungen mit Rechten nach Art unserer Stände. In den Städten 
finden sich im Epos Aelteste der Stadt ®) und Bürger (paurah ®) 
neben den mit zunehmender Schreiberverwaltung als Beamte immer 
mehr hervortretenden Priestern erwähnt, welche in den späteren 
‚Partien des Epos fast allein die Ratgeber des Königs sind. Die Stadt 
ist nun sein Ort wo gelehrte Priester sind«”) etwa so wie die alt- 
mittelalterliche civitas ein Bischofssitz war. In der Stadtverwaltung 
verwendet der König in bestimmter Quote auch Beamte aus der Vaicya- 
Kaste, wenn sie »reich«, und aus der Cudra-Kaste, wenn sie »tugend- 
haft« sind (diese offenbar als Leiturgie- oder Steuer-Kollekteure 


Di Dazu vgl. Lassen, J. A. III, 727 und 786. 
| 92) Für alles Folgende vgl. Hopkins im Journal of the Am. O.S. (1890) XIII 
; ff. 
S ss) XII, 67, 4ff. 
DIN, 35, 58. 
”) V, 2, 7. 
%) I, 22I, 3I. 
97) III, 200, 92. 
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der Zünfte SÉ). Immer aber sind es königliche Beamte, die jetzt ver- 
walten. Es ist, soviel bekannt, nirgends in dauernder und typischer 
Art eine republikanische Stadtverwaltung occidentaler Art durchge- 
bildet worden, so weitgehende Vorstufen dafür vorhanden waren. 
Jedenfalls in der Masse aller indischen Städte blieb stets der König. 


— —e 


und sein Beamtenstab Herr, so weitgehende Rücksicht sie sich im 


a gegenüber der Macht der Gilden auch auferlegen mochten. 


A -= 


macht, Parekan e eigene Militärorganisation hinter sich und mußte 
daher, sobald die Fürstengewalt ihr Interesse darin fand, sich auf 
Priester und Beamte zu stützen, zusammenbrechen. Die Kapital- 
macht war auch hier groß, so oft zahlreiche Kleinfürsten sich um die 
Unterstützung durch ihre Finanzkraft bewarben: den Großkönig- 
tümern gegenüber konnte sie sich dauernd nicht behaupten, — ein 
im Kleinen wie im Großen überall sich wiederholender Vorgang. — 
Dazu trat die innere Ueberlegenheit_der von den Brahmanen und 
Königen gegen d die Gildenmacht.. ausgespielten Kastenorganisation. 
gegenüber jener. Die Ka Kaste, verfügte gegenüber widerspenstigen 
Mitgliedern über das Mittel der Exkommunikation und es ist be- 
kannt, welche Rolle die Ueberlegenheit geistlicher Zwangsmittel 
wirtschaftshistorisch auch in unserem Mittelalter gespielt hat. Eine 
‚Gilde, welche ihren Verfügungen, z. B. über Innehaltung der Konkurrenz- | 
schranken unter den Gildeleuten, Nachachtung verschaffen wollte, | 
konnte dies, wenn diese verschiedenen Kasten angehörten, letztlich | 
oft nur, indem sie sich an diese mit der Bitte um Anwendung ihrer ! 
Zwangsmittel wendete oder den König anrief °). Nach Unterwer- | 
fung der Gildenmacht haben die Könige vielfach ihrerseits einzelne 
Händler als Königskaufleute mit weitgehenden Monopolen im mer- 
kantilistischen Interesse ausgestattet und ihnen dabei oft hohen Rang 
verliehen, ganz wie wir dies in der Neuzeit auch im Occident kennen. 
Aber die alte Selbständigkeit der Gilden und ıhre Stellung als Ver- 
treter der Bürgerschaft gegen den König war dahin. Sie hat 
übrigens auch schwerlich überall in Indien bestanden. Unter der 

Mahrattenherrschaft war zwar der »Markt« Verwaltungszentrum, 
aber jeder Markt für sich, also waren in den Städten, wenn mehrere 
Märkte bestanden, die einzelnen Stadtteile mit ihrem Markt ein jeder 
wie ein ländlicher Marktflecken (kuscha) gesondert organisiert. Von 
eigentlicher »Selbstverwaltung« occidentaler Art war keine Rede. 

Von der alten Stellung der Gilden und privilegierten »königlichen« 
Kaufleute blieben in einigen Teilen Indiens, so namentlich im Süden, 
im Mittelalter gewisse soziale Privilegien und auch Monopole be- 
stehen, deren Inhalt im einzelnen nicht bekannt ist, die sich aber 
allmählich in rein titulare Ehrenvorrechte auflösten !°9). 


*) XII, 88, 6—9; 118, 1 ff. 

zm Vgl. Imper. Gazetteer V, p. ror für Ahmadabad. 

100) Tamil-Könige verleihen die Rechte des Aujuvannam und Manigranam 
in einer Stadt an fremde Kaufleute (in einem Fall an einen Juden): Ep. Ind. 
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Die Deklassierung vieler Händlerschichten, das Aufkommen 
neuer, im monopolistischen System der Patrimonialfürsten ver- 
wendeter !°!), spiegelt sich noch in der heutigen Stellung der Händler-, 
kasten Indiens. Reste der alten Gildenverfassung und auch des »Ma- 
hajan« 2%), der Gildverbrüderung, bestehen in Teilen von Gujarat 19). 
Soweit nicht bestimmte Sekten, wie die Jainas, in einer tatsächlich 
kastenähnlichen Organisation im Besitz des Handels sich erhalten 
haben — wovon in einem späteren Kapitel zu sprechen ist — bestehen 
einige dem alten Handelsstand, den Vaniks, angehörige Kasten 
noch heute im alten Rangverhältnis. Dahin gehören vor allem die 
Bhaniya, welche überall, namentlich aber in Westindien, verbreitet, 
im Ganzen korrekte Hindus (Vegetarier und Alkoholabstinenten) 
sind !®*)undden heiligen Gürtel tragen, währendin Bengalen, demGebiet 
striktester patrimonialbürokratischer Organisation durch die Sena- 
Könige, gerade die alten Händlerkasten der Gandhabaniks und Subarna- 
baniks seit jener Zeit im Range tief gesunken sind. Die ökonomisch 
neu hochkommenden Kasten der Spirituosenhändler sind trotz ihres 


III p. 67, IV p. 290 f. Der genaue Inhalt der Rechte scheint nicht feststellbar 
Das erste, das »Fünf-Kasten-Rechte«e, könnte sowohl die Mitgliedschaft in einer 
Mahajan-Korperation der Handwerker nach nordindischer Art wie ein Handels- 
monopol gegenüber den 5 Handwerken bedeuten. Diese rs Handwerke« selbst 
sind wohl zweifellos die von den legendären 5 Söhnen des Handwerkergottes 
Visvakarma geübten: Eisen-, Holz-, Kupfer- und Messing-, Stein-, Gold- und 
Silber-Arbeiten, von denen weiter unten noch zu reden sein wird. — Im zweiten 
Fall werden ausdrücklich gewisse Gewerbe als dem beliehenen unterworfen und 
er selbst als »Stadtherre bezeichnet und ein Kommissionär-(Verlags ?)-Monopol 
neben Steuerfreiheit als in seinem Privileg enthalten erwähnt. Im übrigen 
sind mit diesen Stellungen bestimmte Revenüen und Ehrenrechte: Festkleider, 
Sänfte, Schirme, Lampen, Musik usw. verbunden, 

101) So die Kaste der Lamanis Oder Vanjanis, auch Banjaris genannt, in 
der Bombay Presidency, ein wandernder Gaststamm, der s. Z. den Salz- und 
Kornhandel in den Hindustaaten des Westens in Händen hatte und den Armeen 
folgte (im 16. Jahrh. erwähnt), vielleicht eine der Quellen der heutigen Vania- 
(Bania-) Kaste. 

102) Der Name Mahajan = »popolo grasso«, »big peopls«, war durchaus nicht 
auf Gilden beschränkt. Die Inschriften zeigen im Gegenteil, daß er ursprüng- 
lich schlechthin sdie Vornehmen«, auf dem Lande die Brahmanen und daneben 
unter Umständen die anderen wiedergeborenen Kasten, bezeichnete. Aber in 
den Gildenepochen und Gildenstädten war es deren Bezeichnung und in ver- 
schiedenen Gegenden namentlich des westlichen und zentralen Nordindiens 
gibt es noch heut Händler-Unterkasten, welche ihn für sich mit Beschlag belegen. 

103) Darüber ist der vorzügliche Aufsatz von W. Hopkins über aie Gilden 
in seinem gloda old and new« zu vergleichen. 

1034) Sie haben immerhin ihr Ritual derart geändert, daß es ihnen das 
dem Hinduismus, wie noch zu besprechen, verdächtige Reisen nach auswärts 
gestattet. Das Maß der Anpassungsfähigkeit an die modernen Verhältnisse ist 
bei den Händlerkasten je nach ihren Kastenregeln verschieden, je nachdem 
sie z. B. Filialen gründen und die Kundschaft bereisen können, Die Baniya 
vor allem sind darin ziemlich ungebunden, daher smoderners als andere 
Kasten, 
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zum Teil erheblichen Reichtums aus rituellen Gründen fast nirgends 
auf gleichem Fuß mit den alten Händlerkasten zugelassen. Es kann 
hier in Einzelheiten nicht eingegangen werden. Das Gesagte zeigt, 
wie sehr die heutigen Vaigya-Kasten die Spuren der historischen 
Schicksale Indiens und seiner politischen Verfassung, insbesondere 
der Schicksale seines. »Bürgertums«, an sich tragen. — 

Auf der anderen Seite spielt als ein Rest der alten Feudalzeit 
in die Gegenwart hinein_der meist relafiv günstige Kastenrang solcher 
Berufskasten wie der Barden 101), Astrologen, Genealogisten, Horoskop- 
steller, die an jedem Fürstenhof und in jeder vornehmen Familie 
der Vergangenheit — heute für breite Schichten auch der brahmanen- 
feindlichen Unterkasten — unentbehrlich waren. Sie gehören fast 
überall zu den Wiedergeborenen und rangieren oft noch vor der Vaicya- 
Klasse. Die hohe Rangstellung der schon erwähnten Bildungsari- 
stokratie der Baidya (Aerzte) hängt natürlich ebenfalls mit ihrer 
Beziehung zu den vornehmen. Häusern. zusammen. 

Der Vaiçya-Rang wurde und wird heute von nicht wenigen 


WIE FE ee 
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Kasten in Anspruch genommen, welche früher_Handwerkerkasten | 


waren oder auch noch sind, dann insbesondere, wenn sie eigenen 
Rohstoff auf Vorrat verarbeiten und ihr Produkt frei verkaufen (071. 
was ihnen die höfliche Anrede »Vanik« (Händler) einzutragen pflegt. 
Wir stehen damit an der Grenze des Gebiets, welches die Cudra-Kasten_ 
besetzt halten. Diese Kasten waren Träger des indischen Ge- 
werbes!°®), 

Unter ihnen heben sich zwei Gruppen hervor. Zunächst eine 
insofern sozial, das heißt: rituell, _degradierte, als Brahmanen von ihnen 
kein Wasser nehmen, oder, wo — im Süden — dies Merkmal fortfällt, 
weil jede Kaste nur von Kastengenossen Wasser nimmt, ihnen nicht 
als Hauspriester dienen. Diese Klasse umfaßt, neben sehr verschie- 
denen Bestandteilen, zunächst und vor allem das alte Dorf-Gewerbe, 
also die vom vollen Bodenbesitz ausgeschlossenen, auf Gartenland 
und Deputat oder Lohn gesetzten Handwerker und Arbeiter, welche 
zur Ergänzung der Hauswirtschaft des Bauern von Anbeginn der 
Siedlung an unentbehrlich waren. Ihnen gleichgestellt waren und sind 
die andern auf Deputat gesetzten Gemeindediener 171, zu denen oft 
auch die Dorfpriester gehörten. Es darf wohl angenommen werden, 
daß sie den historischen Kern der alten, von Grundbesitz im Dorf 
ausgeschlossenen Cudra-Klasse bildeten. Jhnen gleichgeordnet sind 
von interlokalen Gewerben regelmäßig die großen alten \Veber-Kasten. 


104) So die weitverbreitete Kaste der Bhats. 

106) Das persönliche Erscheinen auf dem Markt galt dagegen bei guten 
Kasten als degradierend und führte gelegentlich zur Kastenspaltung,. 

106) Zum Nachtolgenden vgl. die kleine, gutes mir unzugängliches Material 
zitierende, Schrift von Ananda K. Coomaraswamy (D, sc.), The Indian craftsman, 
Probsthain Ser. London (W.C. 41, Great Russell St.) 1909. 

107) Die Zusammensetzung dieser Gewerbe war lokal überaus verschieden, 
wie erneut zu betonen ist. 
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Sodann die Schneider, meist die Töpfer (07 *), Teile des Hausierhandels 
und die Spirituosenhändler und Oelpresser, endlich zahlreiche Kasten 
von Landarbeitern und Kleinbauern. Diese Ungenossen des Dorfs 
bildeten in größern Orten wo sie zahlreich genug waren, zuweilen eine 
Sondergemeinschaft, mit einem besonderen patel, den das vornehmste 
Gewerbe, z. B. die Zimmerleute, stellte 1%). Ihnen _übergelagert 
findet sich eine andere, wesentlich weniger degradierte, Al seng 
geltende Schicht. Neben einer ganzen Reihe “von Bauern-Kasten, 
die in den einzelnen Gebieten sehr verschiedenen Rang einnehmen 
und quantitativ die Masse dieser Klasse bilden, findet sich unter ihnen 
in ziemlich typischer Art eine qualitativ wichtige Kategorie von 
Kasten: die sogenannte Nabasakh- oder Neun-Teile-Gruppe. Sie 
bildeten offenbar den Kern der sogenannten Satsudra (»reine« Cudra). 
Die Berufe dieser Gruppe umfassen städtisches Gewerbe und städti- 
| schen Handel: Betel-, Parfüm-, Oel-Verkäufer, Zuckerbäcker, Gärtner, 
zuweilen Töpfer. Ihnen gleich oder übergeordnet stehen die Gewerbe 
der Gold- und Silberschmiede, Lack-Arbeiter, Maurer, Zimmerleute, 
Seidenposamentiere und eine Reihe ähnlicher spezifische Luxus- oder 
Stadtgewerbe. Andere Kasten gehören kraft zufälliger historischer 
Umstände dazu !®). Ebenso gibt es GCudra-Kasten von Hausdienern 
verschiedener Art, welche als seine gelten. Die Ratio dieser 
Klassifikation war offenbar nicht einheitlich. Zu einem Teil sprachen 
rein praktische Nötigungen mit. Einen Mann, der ganz persönliche 
Dienste leisten, die Person des Kunden berühren und versorgen sollte, 
wie ein Hausdiener oder Barbier es tut, konnte man nicht gut in eine 
unreine Kaste verweisen. Zu einem anderen Teil dürfte die Ansicht 
im Rechte sein: daß die erst mit der Entwicklung der Städte ent- 
standenen Handwerker, weil sie nicht Dorfhörige waren, von Anfang 
an diesen »Knechten« sozial übergeordnet und deshalb auch rituell 
privilegiert waren 27, Die am städtischen Detailverkehr teilnehmen- 
den Gewerbe waren in der Tat schon um dieser persönlich unab- 
hängigen ökonomischen Stellung willen in sozial günstiger Lage. 
Sie waren überdies vielfach in den Gilden der Städtezeit mit organi- 


107a) Der Kastenrang der Töpfer ist sehr verschieden, je nachdem sie an 
der Scheibe arbeiten oder die Form gebrauchen, Ochsen halten oder den stets 
degradierenden Esel verwenden. 

108) Einen solchen Fall zitiert Coomaraswamy a a O. S. 4 aus der mir unzu- 
gänglichen Schrift von Weddeburn, The Indian Raiyat as member of the Village 
Community, London 1883. 

109) Zur Nabasakha-Gruppe gehörten in Bengalen, wo sie 1901 16,4 % der 
Bevölkerung ausmachte, ursprünglich (und machen noch jetzt 84 % ihres Be- 
standes aus) folgende Kasten: 3 Bauernkasten (die Baruis, Malakan und Sadgop), 
die Schmiede und verwandte Metallarbeiter (Kamar); Töpfer (Kumhar), Barbiere 
(Napit), Konfektmacher (Mayra), Weber (Tanti), Oelpresser (Teli). Die Stel- 
lung der Weber und Oelpresser ist meist, die der Töpfer oft wesentlich 
niedriger. 

110) Ueber die Scheidung der alten und neuen Klassen von Dorfbediensteten, 
die ebenfalls mit dieser Entwicklung zusammenhängt, s. oben Anm. 3T. 
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siert, während Kasten wie die Weber hier ebenso wie im Occident 
von den Gilden im Lohnwerk beschäftigt und stark gedrückt waren. 
Hier wirft also einmal die ökonomische Gliederung der alten Stadt- 
wirtschaft oder vielmenr das, was an. Ansätzen zu einer solchen in 
Indien vorhanden war, ihre Schatten noch in die Gegenwart hinein. 
Ihre Bedeutung für die Entwicklung der Kasten der Cudra- 
Klasse muß in jedem Fall groß gewesen sein. In der alten Literatur 41) 
findet sich die Auffasung vertreten, daß die Städte überhaupt wesentlich 
Ansiedelungen von Cudra’s, Gewerbetreibenden, seien. Aber keines- 
wegs nur die Stadtwirtschaft und die spätere Entstehung einzelner 
Handwerke auf ihrem Boden erklärt den Rangunterschied zwischen 
den einzelnen Gewerben. 

Die Rechtsbücher 1!) weisen dem Cudra die Pflicht des »Dienens« 
zu. Nur wenn er keinen Dienst findet, darf er selbständiger Händler 
oder_Gewerbetreibender sein, Wenn irgend etwas überhaupt, dann 
könnte aus dieser Sentenz nur geschlossen werden: daß den Sklaven 
und Hörigen großer Herren, soweit sie nicht im eigenen Oikos ver- 
wertbar waren, in ähnlicher Art wie im occidentalen und orientali- 
schen Altertum und Mittelalter und in Rußland bis zur Aufhebung 
der Leibeigenschaft, von dem Herrn die Erlaubnis gegeben wurde, 
gegen Abgaben (Apophora, Obrok, Leibzins) selbständig auf eigene 
Rechnung zu arbeiten. Direkte Beweise dafür scheinen zu fehlen. 
Immerhin finden sich noch heute Spuren ähnlicher Zustände 119 
und die geringe Bedeutung eigentlicher Fron-Sklaverei in der indi- 
schen Erwerbswirtschaft stimmt damit gut zusammen. Jedenfalls aber 
zeigen die Quellen unzweideutig, daß es neben I. den sicherlich 
besonders bedeutsamen spezifisch-indischen Dorfhand werkein und 2.den 
städtischen Zunfthandwerkern auch 3. die herrschaftlichen Hand- 
werker gab. Alle diese aber scheinen nicht der eigentliche Urtypus 
zu sein. 

Die ökonomische Ordnung des indischen Gewerbes in der Zeit 
seit dem Epos und bis in das Mittelafter, zum Teil bis in die Neuzeit, 
kannte vier Arten von Handwerkern: I. Heloten der einzelnen Dörfer, 
welche auf deren Wurthen gegen festes Deputat oder mit Land ange- 
siedelt waren (Heloten-Handwerk); die Arbeit geschah fast durch- 
weg in strenger Lohnwerksform, d.h. der Kunde hatte alles Material 
zu liefern. 2/ Handwerker, welche in gesonderten Handwerkerdöriern 
unter eigener Verwaltung angesiedelt waren !!#), dort ihre aus eigenen 


21) Kautaliya Arthasastra, herausgegeben von Shamasastry (Ind. Ant. 
34, 1905). 

112) Manu VIII, 413. X, 99, 100. 

113) In Nordwestindien z. B. besteht eine kleine Kaste von »Sklavene, d.h. 
Hausarbeitern, welchen wegen mangelnden Bedarfs an Hausarbeit von ihren 
Herren der freie Erwerb erlaubt worden ist. 

114) Z. B. setzt die große Inschrift Ep. Ind. V p. 23 f. (Stiftung eines Chalukya- 
Königs) wohl entschieden voraus, daß die darin mit ihrem Gouda (Dorfvorstand) 
erscheinende Webergilde ein besonderes \Weberdorf bewohnte; neben ihr kommen 


die Getreideimporteure, Palmsaftdestillateure und Oclpresser de; Stiftungsorts 
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Rohstoffen hergestellten Waren oder Dienste feil hielten oder auch 
selbst oder durch ITändler auswärts vertrieben oder auf die Stör gingen 
(Stammeshandwerk). . 3. Handwerker, welche der König oder ein 
Fürst oder ein Tempel oder Grundherr auf eignem Land angesiedelt 
hatte, — als Hörige oder als freie, aber arbeitspflichtige Leute, — und 
welche seinen Bedarf an Gewerbeartikeln deckten (entweder Oiken- 
handwerk oder leiturgisches "7 Handwerk, letzteres teilweise kom- 
biniert mit Preiswerk). 4. Unabhängige Handwerker, welche in Städten 
in bestimmten Straßen angesiedelt waren und ihre Waren als Preis- 
werker oder ihre Dienste als Lohnwerker auf einem Bazar feil hielten 
(Bazar-Handwerk). Die letzte Kategorie war wohl zum erheblichen 
Teil nicht dauernd stadtsässig, sondern ein Ableger der zweiten Kate- 
gorie: noch heut wird aus Bombay berichtet, daß der Handwerker 
oft wieder aus der Stadt in sein Kastendorf zurückzieht, wenn er 
alt oder hinlänglich wohlhabend geworden sei. Jedenfalls ist sie nichts 
Primäres. Die dritte Kategorie ist natürlich ebenfalls nichts Pri- 
märes. Die Fürsten, namentlich auch die reichen Fürsten der süd- 
indischen und cevlonesischen Handelsstädte, haben für den Bau 
von Palästen und Tempeln Handwerker von weit her kommen lassen 
und mit Land gegen die Verpflichtung zu Bau- und Kunsthandwerks- 
Diensten für den Hof angesiedelt. Die Rechtsform ist verschieden 
und es findet sich, neben diesen rein leiturgischen durch Dienst-Pfründe 
gelohnten und den Deputat-Handwerkern, auch kontraktlich freie oder 
tarifierte Lohnarbeit freier zugewanderter Handwerker 91. Die 
erste Kategorie: das Heloten-Handwerk, ist recht wahrscheinlich 
mindestens sehr oft aus der zweiten abgeleitet, indem man Handwer- 
ker aus Pariastämmen, die zunächst auf der Stör Dienste geleistet 
hatten, in das Dorf berief und dort ansiedelte. Wie alt dies Heloten- 
Handwerk eigentlich ist, läßt sich nicht sagen, da die ältesten Quellen 
einen deutlichen Einblick in die Lage der Handwerker nicht ge- 
währen. Doch ist es sehr wahrscheinlich, daß seine Entwicklung 
der festen Siedelung bald nachfolgte. Die eigentlich_primäre Form 


ist aber aller Wahrscheinlichkeit nach das Stammeshandwerk, der.. 


Zustand also, daß ein Stamm oder ein Bruchteil eines solchen vom 
eigenen Dorf aus zunehmend für den Fernabsatz produzierte, eventuell 
auch teilweise in die Nähe von Fürstensitzen und Höfen wanderte 
und dort neue geschlossene Handwerkerdörfer entstehen ließ. Denn 
von solchen wird uns gerade aus der Nähe derartiger Orte berichtet. 


und dessen Gouda nebst seiner Sippe vor, und allen werden vom König bestimmte 
Abgaben zu Gunsten Mahadeva’s (Civa’s) und seiner Gattin auferlegt. 

115) Dahin gehörten seit dem Aufkommen des Patrimonialismus vor allen 
Dingen die Militärhandwerker (Schiffsbauer und Panzermacher) welche, wie 
berichtet wird, vielfach nicht für Private arbeiten durften. Auch Schmiede und 
ähnliche Handwerker wurden besonders streng beaufsichtigt (es sind die Gewerbe, 
welche im altrömischen Staat die scenturia fabrum« bildeten). 

ue) Die Land-Pfründen der ceylonischen Königshandwerker richteten sich 
in ihrem Umfang nach der Art der Dienste. Es war rechtlich dem Handwerker 
jederzeitiger Austritt aus dem Dienst unter Verzicht auf die Pfründe gestattet. 
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Es scheint nun — und ist auch an sich verständlich —, daß die ¿> « 


Königshandwerker, welche wie die Brahmanen auf den Ruf eines 
Fürsten hin sich einfanden und ansiedeln ließen, im ganzen den 
vornehmsten Rang unter den Handwerken behaupteten DI). Na- 
mentlich die große Bauten-Epoche, welche nach Einführung des 
Steinbaus in Indien (3. Jahrh. vor Chr.) einsetzte 118), mußte die 
Nachfrage nach ihnen, zumal nach den nun ganz neu entstehenden 
Handwerken der Steinmetzen und Maurer heben und mit deren Stellung 
auch der ihrer Hilfishandwerker und des Dekorationsgewerhes zugute 
kommen. Ebenso der dann folgende Edelmetall-Import aus dem Occi- 
dent den entsprechenden Handwerken. Ein wichtiges Beispiel sind 
die Kammalar-Handwerker Südindiens und der nächstliegenden 
Inseln, der dortigen Rangfolge nach: T. Eisen-, 2. Holz-, 3. Kupfer- 
und Bronze-, 4. Stein- und 5. Edelmetall- und Juwelen-Arbeiter, 
die Fünf-Kasten-Handwerker (Panchvala), wie sie in Mysore genannt 
wurden 1187). Sie verehrten Visvakarma als Ahnherrn und Berufsgott, 
hatten — wie schon früher erwähnt — eigene Priester und beanspruch- 
ten hohen Rang, gelegentlich sogar brahmanische Abkunft 119), 
Das große noch bestehende Kastenschisma des Südens in die Kasten 
»rechter« und »linker Hand« wurde durch ihre Auflehnung gegen die 

rahmanen getragen. Jedenfalls war ihr Rang im allgemeinen 219°) 
höher als derjenige alter Lokalgewerbe wie z. B. der Töpfer und 
Weber 13°). Doch richtete sich der soziale Rang und ebenso die 
ökonomische Machtlage nach oft sehr individuellen Verhältnissen 1711. 





117) Diese Handwerker genossen einen außerordentlich starken persönlichen ' 
Schutz. Wer einen Handwerker körperlich schwer schädigte, hatte unter der 
Maurya-Dynastie Todesstrafe zu gewärtigen. Der gegen andere Gebiete relativ 


gehobene Rang der Tanti-({Weber-)Kaste in Bengalen ist vielleicht aus ihrer 


Herkunft aus einem Königshandwerk dort zu erklären. 

118) Die alte Stadt Pataliputra hatte bis auf König Ayoka (3. Jahrh. vor Chr.) 
Holzmauern: erst durch ihn erhielt sie Backsteinmauern und Steinhäuser. Auch 
das indische Großkönigtum schuf seine Bürokratie wenigstens zum Tel als 


Baubürokratie.. 
Usel Im Epos: Panchkhalsi. Sie haben lange Commensalität und Berufs- 


austauschbarkeit bewahrt. 

119) Ueber die Kammalars vgl.Coomarasvamya.a.O. S. 55. 56. Inder Provinz 
Bombay finden sich die gleichen 5 Handwerke: Schmiede, Zimmerer, Kupfer- 
schmiede, Steinmetzen, Goldschmiede, als »panchals« zusammengefaßt. Da 
sie eigene Priester beschäftigten, aber alle vedischen Riten befolgten (Vege- 
tarısmus, Alkoholabstinenz) und Brahmanen zu sein prätendierten, wurden sie 
unter den Mahratten-Peschwas oft verfolgt. 

110°) In Malabar galten sie, vermutlich weil sie Schismatiker waren, 


als unrein. 


120) Auch durch eine und dieselbe Kaste geht dieser Riß. Die Sutars im 


Bombay sind als Dorfzimmerleute Deputatisten des Dorfs. Ihre stadtsässigen 
Kastengenossen wurden Schiffsbauer, beanspruchten nun »Brahmanen« zu sein 
und brachen, als dies abgelehnt wurde, unter Ausbildung cigener Priester 
wenigstens die Kommensalität mit den Dorfzimmerleuten ab. 

121) Schon wenn der Dorfgenosse vom Heloten-Handwerker irgend eine 
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Die literarischen und monumentalen Quellen ergeben den beträcht- 
lichen Umfang dieses fürstlichen_Oiken- und leiturgischen Mand- 
werks 122), Es finden sich nun fast stets fürstliche Beamte und bei 
den Großkönigen Ministerialkomitees für das Gewerbe, und diese 
' Aemter können nicht wohl etwas Anderes als die Beaufsichtigung 
der Arbeiten dieser Handwerker bezweckt haben 22). Daß an Stelle 
der Fronden vielfach Geldleistungen traten 12), entspricht dem 
. Typus der Verwaltungsentwicklung und rückte diese Handwerker 
dann in eine Reihe mit den lizenz- und steuerpflichtigen anderen Ge- 
_ werben der königlichen Städte. Die Steuerleistung galt als Entgelt 
. des wohl fast überall den angesiedelten Handwerkern in irgend einem 
Umfang gewährten gewerblichen Monopols 125), Nach der anderen 
Seite findet sich aber auch innerhalb des fürstlichen Oikos die Ent- 
wicklung zum Ergasterion 12), wie es uns aus dem späteren Alter- 
tum des Occidents und namentlich aus Aegypten bekannt ist und 
im byzantinischen und vorderasiatischen Mittelalter vertreten war. 
Wenn wir nun königliche Verleihungen von Handwerkern an Tempel 
oder Brahmanen oder ritterliche Vasallen finden 12”), so werden 
darunter im allgemeinen wohl Oiken- oder Leiturgiehandwerker 
verstanden sein. Ganz auszuschließen ist indessen nie, daß der König, 
der zunehmend das Obereigentum am Boden und die freie Verfügung 
über die ökonomischen Leistungen der Untertanen in Anspruch 
nahm, auch andere, sei es Helotenhandwerker oder sei es selbst Stam- 


Vorrichtung außer der Reihe oder über dessen traditionelle Leistung hinaus. 
forderte, etwa Reparaturen außer der Zeit, mußte er mit ihm besondere Ueber- 
einkunft treffen und das Monopol des Handwerkers wirkte dann zu dessen Gunsten. 
Insbesondere der Dorfschmied scheint in Indien wie anderwärts sehr oft er- 
hebliche Prätensionen erhoben zu haben. 

132) Diese Königshandwerker (und die ihnen gleichartigen Tempelhand- 
werker) waren die Träger der Qualitätsarbeit des indischen Kunsthandwerks. 
Auf ihrer Pfründe gesichert, konnten sie die »Zeit« erschwingen, kunstgewerb- 
liche Produkte herzustellen. Coomaraswamy erwähnt, ohne nähere Angaben, 
eine Vase in Delhi, an der drei Generationen einer Königshandwerkerfamilie 
geschaffen hatten. 

323) Was die Griechen und aie einheimischen Quellen (Kautaliya Arthasastra) 
von solchen königlichen s»boards of trade« berichten, dürfte dem Wesen nach 
den Einrichtungen gleichen, welche Robert Knox 1682 für Ceylon berichtet. 
(An historical relation of the Island Ceilon, mir unzugänglich, exzerpiert bei 
Coomaraswamy a. a. O. S. 34 ff.). 

124) Die Leiturgie der königlichen Goldschmiede, Schmiede, Töpfer usw. 
war zu festen Sätzen in Gold ablösbar (Coomaraswamy a. a. O. S. 38. 39). 

136) Die Handwerker waren daher, als nach Beseitigung der Monopole und 


Handwerkssteuern die Konkurrenz der englischen Fabrikwaren über sie beren: 


brach, der Ansicht, die Abschaffung der Steuer habe ihre Existenz untergraben. 
Coomaraswamy a. a. O. 

136) Solche sind für Ceylon in ihrer Organisation geschildert bei Knox (ex- 
zerpiert bei Coomarasvamy a. a. O. p. 33 f.) und den pharaonischen, späthellenisti- 
schen, byzantinischen und islamischen offenbar sehr ähnlich gewesen. 

127) Z. B. Ep. Ind. III, 295 f. (11. Jahrh.) und oft. 
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meshandwerker, verliehen haben könnte, obwohl es im ganzen nicht 
gerade wahrscheinlich ist. 

Die städtischen Handwerker nahmen in der Zeit der Gilden- 
macht zum Teil an deren Aufschwung teil. Sie hatten, wo sie innungs- 
mäßig organisiert waren, oft hohe Zunft-Einkaufsgelder (je nach dem 
Handwerk bis zu mehreren hundert Mark: — in Indien damals ein 
kleines Vermögen), aus denen sich in den reichen Preiswerker-Innungen 
die Erblichkeit der Stellen ebenso entwickelte wie bei den Händler- 
gilden, legten Geldbußen auf, regulierten mit diesen Zwangsmitteln 
die Arbeit (Feiertage, Arbeitszeit) und schufen vor allem Qualitäts- 
garantien für die Waren. Allein viele Handwerker befanden sich 
wie gesagt, offenbar in starker Abhängigkeit von den Händlern, die 
sie verlegten und im übrigen teilte ihre Selbstverwaltung mit der 
Entwicklung des Patrimonialismus das Schicksal der Gilden gegen- 
über der nun vordringenden Kastenorganisation und der Macht der 
königlichen Bürokratie. Königliche Gildemeister finden sich schon 
früh, und gerade in den Städten, als Fürstensitzen, kontrollierte 
der König_im_fiskalischen_Interesse_die Handwerke sicherlich zu- 
nehmend streng. Diese fiskalischen Interessen mögen mit zur Festi- 
gung der Kastenordnung, beigetragen haben. Selbstverständlich 
ist anzunehmen, daß zahlreiche Gilden direkt zu Kasten (oder Unter- 
kasten) sich entwickelten oder auch von Anfang an, als Glieder von 
Pariastämmen, nicht von ihnen geschieden waren. 

Die Handwerkskasten, mindestens die Oberkasten unter ihnen, 
die Kunsthandwerker, hatten ein festes Lehrsystem,. Der Vater, 
Oheim, ältere Bruder, nimmt die Stellung als Lehrherr und, nach 
Abschluß der Lehre, als Hausherr ein, dem aller Lohnverdienst abzu- 
liefern ist. Lehre bei einem fremden Meister der Kaste kommt vor, 
sie geht nach strengen traditionellen Normen vor sich und schließt 
Aufnahme in die Hausgemeinschaft in sich, mit entsprechender Unter- 
werfung unter den Lehrer. Der Theorie nach sollte der Lehrling 
dabei nach den Anweisungen des Silpa Gastra, eines Produkts der 
Priestergelehrsamkeit, über die Grundlagen der Technik angelernt 
werden. Die Steinmetzen namentlich galten stellenweise infolgedessen 
als Literatenkaste und führten den Titel acarya bLehrer« = ma- 
gister) 127%), 

Die technischen Werkzeuge der indischen Handwerker waren 
im allgemeinen so einfach, daß wenigstens ein beträchtlicher Teil von 
ihnen vom Handwerker selbst hergestellt werden konnte. Nichts- 
destoweniger genossen sie in manchen Handwerken Fetisch-artige 
Verehrung und wurden mehrfach noch bis in die Gegenwart am Dasahra- 
Fest von der Kaste kultisch verehrt. Neben den sonstigen traditio- 


nalistischen Zügen der indischen Kastenordnung war diese Stereo-. 


typierung der Werkzeuge (der auf dem Gebiet der bildenden Kunst 
die Stereotypierung der Modelle und die Ablehnung alles Formens 
127°) Mit dieser schwankenden Rangstellung ist für den Occident das be- 
kannte, durch Hasack behandelte Problem der Stellung des Architekten 
in der Zeit des Baues der gothischen Dome in Parallele zu setzen, 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 41. 3. 46 
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nach der Natur entsprach) eines der stärksten Hemmnisse jeder 
technischen Entwicklung. Bei manchen Bauhandwerken und nament- 
lich allen mit Kultobjekten befaßten Gewerben hatten überdies auch 
Teile des technischen Prozesses (z. B. das Malen der Augen des Kult- 
bildes) den Charakter einer magisch relevanten Zeremonie angenommen, 
die nach bestimmten Regeln zu erfolgen hatte. Ueber Aenderungen 
der Technik wurde oft ein — meist negativ ausfallendes — Orakel 
eingeholt, so von den Töpfern einmal das der Göttin Bhagavati. 

Wie alt ın den einzelnen Gebieten die strenge Kastenabgeschlos- 
senheit der einzelnen Königs- und der Stadthandwerke war, wird 
sich im einzelnen schwerlich ermitteln lassen. Betrieb mehrerer Hand- 
werke nebeneinander findet sich 12), daneben aber — und zwar 
als Regel — strenger erblicher Kundschaftsschutz, — 

Die unterste Kastenschicht endlich, welche als schlechthin rituell 
unrein und infizierend galt, umfaßt zunächst eine Anzahl Gewerbe, 
welche fast überall als verachtet galten, weil sie sich mit physisch 
schmutzigen Diensten befassen: — so die des Straßenfegers und ähn- 
liche, — ferner eine Anzahl solcher, welche aus zwingenden rituellen 
Gründen für den Hinduismus unrein sein mußten, wie die der Gerber 
und Lederarbeiter, und endlich einige Gewerbe, welche in den Händen 
von wandernden Gastarbeitern lagen. Aber es wäre nun äußerst ver- 
kehrt, zu glauben: die drei hier unterschiedenen Schichten der 'Ge- 
werbe: ursprünglich städtische oder königliche Handwerker, ur- 
sprünglich ländliche Dorfhandwerker, ursprüngliche Gastgewerbe, 
fielen auch nur annähernd vollständig in die drei _kastenmäßigen 
Rahmen der Satcudra, gewöhnlichen Gudra und und unreinen Kasten 

‚hinein, sofern man nur von den spezifisch rituell bedingten Ausnah- 
men (wie z.B. den Ledergewerben) absehe. Auch außerhalb der 
direkt, oder indirekt rituell bedingten Durchbrechungen jener Regel 
‚bietet dazu die Kastengliederung ein viel zu buntes und irratio- 
nales Bild. Sehr zahlreiche Fälle zunächst unerklärlichen Kasten- 
ranges sind durchaus nur konkret historisch aufzuklären. Für zahl- 


En oae 


` reiche andere lassen sich allgemeine Gründe angeben, auf denen die 


Degradation oder Hebung einer Kaste oder Unter-Kaste zu beruhen 
pflegt. Diese hängen aber mit den Anlässen zusammen, aus denen 
überhaupt Kasten und Unter-Kasten neu entstehen oder ihren Cha- 
rakter ändern, und wir kommen damit nach diesem Ueberblick 
über die tatsächliche Kastenrangordnung wieder auf die allgemeinen 
Verhältnisse zurück. 


Die Bearbeiter des englischen Zensus unterscheiden mit 
Recht zwei Grundtypen von Kasten: »tribal castes« und pro- 


fessional castes«, Stammes- und Berufs-Kasten, Ueber die ersteren 
ist schon früher Einiges gesagt und hier nur hinzuzufügen: daß 
128) Beispiel: Vereinigung von Holz- mit Stein- und Metall-Arbeit in North 


Jaipur, nach der von Coomaraswamy a.a.0.S. 56 zitierten Beobachtung von 
Col. Hendley, Indian Jewellery p. 153. 
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se Sr die Zahl _derje Kasten, welche mit überwiegender Wahr- 
NAMEN scheinlichkeit. = hinduisierte Stämme und "Gastvölker dem 
ie Ursprung nach historisch : zurückgedeutet werden müssen, außer- 
Ha u Sege 


ordentlich. groß, ist, . Sie vornehmlich machen das Bild der Kasten- 7 
rangordnung so überaus irrational. Denn es ist klar, daß ein | ©“. + ge 


- Gei Stamm, welcher bei der Hinduisierung auf eigenem Bodenbesitz »- f4. _ 
wati ansässig war, unter sonst gleichen Umständen einen wesentlich ., . S 
ie höheren Rang behaupten mußte, als ein hinduisierter reiner “ 
e »Paria«-Stamm, und daß ein Stamm, welcher Reisläufer und 


Söldner gestellt hatte, darin noch günstiger fuhr. Kenntlich | 
ist eine »Stammeskaste« an der Art des Namens — doch haben 
SH nicht wenige Stämme bei der Hinduisierung Berufs-Namen 
er angenommen —, ferner daran, daß (oft) ein gemeinsamer Ahne 
| angegeben wird (bei den echten oberen Kasten pflegen Ahnherrn 
der Unterkasten zu figurieren), ferner oft an Resten totemisti- 
e scher Organisation, an dem Festhalten von Stammesgöttern 
A und, vor allem, Stammespriestern als Kastenpriestern, endlich 
an ausgesprochen örtlicher Rekrutierung aus bestimmten Ge- 
Bu bieten. Die beiden letztgenannten Merkmale sind jedoch nur dann 
x wichtig, sofern noch das eine oder andere der sonstigenKennzeichen 
vorliegt: denn es gibt auch reine Berufskasten von ziemlich streng ` 
örtlicher Rekrutierung und mit eigenen Priestern. Ferner ist die 
p Endogamie bei Stammeskasten oft laxer entwickelt und pflegen sie, 
ir je näher sie dem Charakter als »Stamm« noch stehen, desto weniger 
| exklusiv in bezug auf die Eingliederung von Kastenfremden 
zu sein. (Reine Berufskasten sind in all diesen Dingen, im allge- 
meinen wenigstens, die exklusivsten, ein Beweis, daß die rituelle 
Kastenexklusivität zwar durch ethnische Fremdheit mitbe- 
dingt, aber keineswegs nur deren religiöse Projektion ist. 
Am deutlichsten ist die Stammeskaste als solche da kenntlich, 
| wo von mehreren Kasten des gleichen Berufs eine oder einige 
neben dem üblichen Berufskastennamen nach einen Stammes- 
namen führen. In welchem Umfang die Kasten ursprünglich 
Stammeskasten waren, ist nicht feststellbar. Gerade die niederen 
Kasten dürften in sehr großem Umfang aus Gast- und Paria- 
stämmen hervorgegangen sein. Immerhin sicherlich nicht alle. 
Am relativ wenigsten dürften die oberen Handierke, besonders 
die städtischen freien und leiturgischen Handwerke und diealten 
Händlerkasten diesen Ursprung haben. Sie sind wahrscheinlich 


meist Produkte ökonomischeı Spezialisierung, Besitz- und Aıbeits- 
46 * 
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Differenzierung und nur daß diese zur »Kasten«-Bildung führte, ist 
das Spezifische und Erklärungsbedürftige der indischen Ent- 
wicklung. 

Anders als durch Rezeption von Stämmen in die Kasten- 
ordnung kann sich diese nur durch Kastenspaltung mo- 
difizieren. 

Eine solche Kastenspaltung, welche stets in der Ablehnung 
des Konnubium und der Kommensalität (ganz oder teilweise) 
sich ausdrückt, kann zunächst durch Ortswechsel von 
Kastenmitgliedern erfolgen. Denn dieser macht die Fortge- 
wanderten der Verletzung der rituellen Kastenpflichten ver- 
dächtig oder schließt mindestens die Kontrolle der Korrekt- 
heit aus 12871. Wie nur der indische Boden und nur soweit als die 
richtige Kastenordnung auf ihm besteht, rituell heiliger Boden 
sein kann, so gilt der strengen Observanz selbst innerhalb Indiens 
der Ortswechsel, der in eine Umwelt anderen Rituals führt, 
als bedenklich und sogar schon das Reisen als nur in Fällen der 
Notwendigkeit unbedenklich. Die Binnenwanderung in Indien 
ist deshalb noch heute wesentlich geringer,_als bei den starken 


Umwälzungen der ökonomischen Verhältnisse an sich zu er- 


warten wäre. Mehr als neun Zehntel der Bevölkerung wohnen 
im Distrikt ihrer Gi Geburt und nur die alte D Dorf-Exogamie führt. 
regelmäßig zu Umsiedelungen in ein anderes Dorf. Dauernde 
Uebersiedelung von Kastenmitgliedern nach anderen Orten 
hat sehr regelmäßig die Abspaltung neuer Unterkasten zur Folge, 
indem die zurückbleibenden Kastenmitglieder die Nachfahren 
der Fortgewanderten nicht mehr als voll gelten lassen. 

Da die Wanderung des hinduistischen Systems sich vom 


` oberen Ganges aus nach Osten zu vollzog, so sind im allgemeinen, 


unter sonst gleichen Bedingungen, die östlichen Unterkasten 
einer Kaste geringer angesehen als die westlichen. 

Kasten spalten sich ferner, sobald ein Teilder Kastenmitglieder 
im Gegensatz zu anderen irgendwelche rituelle Vorschriften 
als fernerhin nicht für sich bindend anerkennt oder umgekehrt 
rituelle Pflichten neu auf sich nimmt. Beides kann verschiedene 
Gründe haben, nämlich "3." Sektenzugehörigkeit, welche von 
bestimmten rituellen Vorschıiften entbindet oder neue aufer- 
legt. Der Grund ist nicht allzu häufig. 2. Besitzesdifferenzierung, 


128°) Das Wanderleben der Viehzüchter trug auch dazu bei, ihren Rang 
zu drücken. Ueber das Reisen der Händler s. oben Note r103*, 
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weiche die vermögenden Mitglieder veranlaßt, Ritualpflichten 
höherer Kasten auf sich zu nehmen, um fortan mit diesen oder 
jedenfalls höher als bisher zu rangieren. Dafür ist der Abbruch 
des Konnubium und der Kommensalität mit den bisherigen Kasten- 
genossen Vorbedingung. Es ist heute eine ziemlich häufige 
Erscheinung, daß bloße Besitzdifferenzierung zum Anlaß ge- 
nommen wird, die Gemeinschaft zu sprengen. (3.) Wechsel der 
Beschäftigungsart. Nach strenger Observanz kann nicht nur 
jeder Uebergang zu einer anderen als der traditionellen Be- 
schäftigungsart, sondern unter Umständen ein bloßer Wechsel 
der Arbeitstechnik Grund für die in der Tradition bleibenden 
werden, die Gemeinschaft als abgebrochen anzusehen. Wenn 
nun auch in der Praxis diese Folge keineswegs immer eintritt, 
so ist doch dieser Grund einer der häufigsten und praktisch 
wichtigsten Anlässe aller Spaltungen. (4.} Erschütterung der 
rituellen Tradition bei einem Teil der Genossen, welche die strenge 
Obseıvanz zur Aufkündigung der Gemeinschaft veranlaßt. 

Auch heute können ferner Kasten- durch rituell unzu- 
lässigen zwischenkastlichen Geschlechtsverkehr entstehen. Nach 
der klassischen Theorie waren bekanntlich alle unreine Kasten 
aus Kastenminschlingen entstanden. Das ist natürlich durchaus 
unhistorisch. Allein für die Kastenentstehung durch Kasten- 
mischung, also durch Konkubinat, gibt es auch jetzt noch Bei- 
spiele. Endlich kommt Spaltung auch einfach als Folge von 
inneren Streitigkeiten über gleichviel welche Anlässe vor, so- 
fern eine Schlichtung nicht gelingt. Doch gilt dieser Grund als 
mißbilligenswert und gern weıden angebliche rituelle Ver- 
stöße des Gegners vorgeschoben. 

Die uns am meisten interessierenden Entstehungsgründe 
neuer Kasten und Unterkasten sind die ökonomischen: Besitz- 
differenzierung und Berufswechsel oder Wechsel der Technik. 
Es darf mit Bestimmtheit angenommen werden, daß die Besitz- 
differenzierung — einen legalen Berufswechsel gab es nur in 
Form der »Notberufe« — früher, unter den nationalen Dynastien, 
weit weniger häutig diese Folge hatte, als in neuester Zeit. 
Denn die Macht der Brahmanen, die damals ungleich größer 
war, setzte sich überall für die Erhaltung der einmal eingelebten 
Kastenordnung ein. Konnte die Festigkeit der Kastenordnung 
damals die Entstehung von Besitzdifferenzierung nicht hindern, 
so um so mehr die Entstehung neuer, vom Kastenstandpunkt 
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beanstandeter Arbeitstechnik und den Berufswechsel. Beides 
war rituell gefährlich, Es ist selbst heute der Umstand, daß 
neue Berufe und Techniken eigentlich die Bildung von neuen 
Kasten oder Unterkasten bedingen, schon rein an sich ein starkes 
Hemmnis gegen Neuerungen und zugunsten der Tradition, 
mag auch noch so oft die heute übermächtige Entwicklung 
des importierten Kapitalismus darüber hinweggehen. 

Alle historischen Anzeichen sprechen dafür, daß die eigent- 


liche strenge Kastenordnung auf dem Boden der Berufskasten 


ihren ursprünglichen Sitz hatte. Zunächst schon die geographische 
Verteilung zwischen Stammes- und Berufskasten. Ob eine Kaste 
ursprünglich aus ethnischer Differenz oder aus gentilcharismati- 
scher Berufsdifferenzierung entstanden ist, kann freilich, für 
ältere Kastenbildungen zumal, nur selten sicher gesagt 


‚ werden 2). Immerhin ist soviel ersichtlich, daß auf dem spätern 


Eroberungsgebiet Ostbengalens und im Süden die als ursprüng- 
liche Stammeskasten erkennbaren Kasten an relativer Zahl 
und Bedeutung gegenüber den Berufskasten ungleich stärker 
vertreten sind als auf dem klassischen Boden des mittleren Nord- 
indien, wo der nachweisliche oder vermutliche Ursprung aus 
gentilcharismatischen Berufsklassen ohne ethnische Diffe- 


(reng sich relativ wesentlich stärker vertreten findet als dort 27. 


— 


Ferner sind gerade die Berufskasten und insbesondere die des 
Gewerbes — neben den reinen Bauernkasten, bei denen ja 
diese Erscheinung wesentlich selbstverständlicher erscheint — 
Träger der strengen Kastensonderung und Tradition. Dies 
äußert sich heute vornehmlich in dem noch immer sehr starken 
Festhalten dieser Berufskasten — die darin nur von einigen 
sehr alten Paria-Stämmen übertroffen werden — an der über- 
lieferten Beschäftigung 91. Natürlich gibt es nicht wenige 


13%) Eine typische »Berufskastes ist in Bengalen z. B. die alte Schmiedekaste 
der Lohars, die zweifellos ethnisch gemischt zusammengesetzt sind. 

130) Vgl. zu all diesen Fragen den ganz vortrefflichen Generalbericht (von 
Gait) im C. R. ıgıı Vbl. I, p. 377 ft. 

131) Im Weichbild der traditionslosen Großstadt Calcutta hatten von den 
Hindukasten die Wäscher mehr als 80%, die hinduistischen Fischer-, Gassen- 
kehrer-, Korbflechter-, Süßbäcker- und Hausdienerkasten, aber auch eine Gold- 
schmiedekaste, mehr als 50°% im traditionellen Beruf stehende Zugehörige, 


=- während von den Schreibern (Kayastha) nur 30% sclercse, von den Brahmanea 


ı aber nur 13 % Priester, Lehrer, pandits und Köche waren (nach C. R. 1901 
= Vol. VII, Bericht von Blackwood, p. IV). Von den alten Weberkasten (Tanti) standen 


— infolge der europäischen Konkurrenz — nur 6% im Beruf. 
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Berufskasten, denen die vernichtende Konkurrenz der euro- 
päischen und jetzt auch der indischen kapitalistischen Industrie 
die Fortexistenz im bisherigen Erwerbszweig überhaupt oder 
doch auf der Grundlage des Handwerks schlechthin unmöglich 
gemacht hat. Aber wo dies nicht der Fall ist, sind die Prozent- 
sätze der im traditionellen Beruf verbliebenen Angehörigen 
gewerblicher Kasten in Anbetracht der grundstürzenden Um- 
wälzungen der Wirtschaft doch oft außerordentlich hohe. In 
die spezifisch modernen Arbeitsgelegenheiten, insbesondere der 
Großindustrie, sind ` _ wenigstens. zum überwiegenden Teil nicht 
die alten gewerblichen Kasten, sondern weit mehr als diese: Zu- 
wanderer vom Lande, deklassierte und Paria-Kasten und 
deklassierte ‚Mitglieder gewisser höherer Kasten eingeströmt. 
Das moderne kapitalistische Unternehmertum, soweit es über- 
haupt indischer Provenienz ist, und die kaufmännischen und 
höheren Angestellten rekrutieren sich außer aus gewissen alten 
Händlerkasten offenbar sehr staık — und bei dem Charakter 
der modernen Kontorarbeit und ihren Bildungsanforderungen 
ganz begreiflicherweise — auch aus Litteratenkasten, welche 
schon vorher in der Berufswahl vielseitiger waren als die ge- 
weıblichen Kasten 133). 

De Traditionalismus_der gewerblichen Kasten ruht öko- 
nomisch nicht nur auf der Abgrenzung der einzelnen Produktions- 
zweige gegen einander, sondern auch heute noch sehr oft auf der 
Sicherung der Nahrung der einzelnen Kastenmitglieder vor 
gegenseitiger Konkurrenz. Absolut geschützt war und ist ja 
in dieser Hinsicht der zum alten »Dorfstab« gehörige, auf Gar- 
tenland und Deputat gesetzte Handwerker. Aber das Prinzip 
des Kundschaftsschutzes, der Garantie der jajmani- Beziehung, 
greift weit über sie hinaus und ist noch jetzt in einer ganzen An- 
zahl gewerblicher Kasten streng durchgeführt. Wir lernten 
diesen jajmani-Schutz bereits bei den Brahmanen kennen, und 
die Wortbedeutung (»Opfergeber«) zeigt, daß der Begriff in den 
Verhältnissen dieser Kaste seinen Ursprung hat und etwa 
mit »persönlicher Sprengel« zu übersetzen wäre. Bei den Brah- 
` wat Zahlen darüber s. weiter unten Anm. 140. An der Verwal- 
tung beteiligen sich in der Provinz Bombay die wichtigsten Kasten in folgen- 
der Reihenfolge der Intensität: Prabhu (alte Beamtenkaste) 27°, der Kasten- 
angehörigen, Mahars (Dorfbeamte) 1025, Brahmanen 7,1°,,, Lohana (vornehme 


Händler) 5,8 % Bhatia(Händler) 4,7°,, Vania (große alte Händlerkaste) 2,3°,, 
Radschputen 20, derselben, alle anderen Kasten unter 1°, ihrer Mitglieder. 
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manen schützt ihn wesentlich die Etikette des Standes, bei 
manchen andern Kasten ist er durch die Kastenoıganisation 
garantiert und zwar — wie immer in Indien — erblich 
(gentilcharismatisch). Der Chamar erhält erblich von bestimmten 
Familien das gefallene Vieh und liefert ihnen das Leder für den 
Schuh- und sonstigen Bedarf, während zugleich sein Weib Heb- 
amme des gleichen Kundenkreises ist. Die Bettlerkasten haben 
bestimmte Bettelbezirke, wie etwa unser Kaminfeger (nur: erb- 
lich), der Nai ist für seine erblichen Kunden Barbier, Manikurist, 
Pedikurist, Bader und Zahnarzt 192, der Bhangi Gassenkehrer 
bestimmter Bezirke. Von manchen Kasten — so den Dom (Haus- 
dienern und Bettlern) und Bhangi — wiid berichtet 99, daß 
die Kundschaft veräußeilich geworden und oft Teil der Mit- 
gift ist. Der Einbruch in die fremde Kundschaft gilt, wo die Ein- 
richtung besteht, noch heute als Exkommunikationsgrund. 
Die alten gewerblichen Kasten sind aber nicht nur Träger 
eines strengen Traditionalismus, sondern, im allgemeinen, 
auch Träger der strengsten rituellen Kasten-Exklusivität.. Nir- 
gends ist Endogamie und Ausschluß der Kommensalität strenger 
durchgeführt als gerade beiihnen. Und zwar keineswegs nur im 
Verhältnis der Kasten höheren Ranges zu den niedriger stehenden. 
Vielmehr meiden die unreinen Kasten unter einander die infi- 
zierende Berührung des Ungenossen ganz ebenso streng wie die 
reinen Kasten es ihnen gegenüber tun, ein Beweis, daß diese 
gegenseitige Exklusivität vorwiegend nicht soziale, sondern rituelle, 
in dem alten Gast- urd Pariavolks-Charakter zahlreicher dieser 
Kasten wurzelnde Gründe hat. Gerade unter den alten Gewerbe- 
kasten und zum Teil gerade unter dem unreinen Kasten finden 
sich hinduistisch besonders korrekte Gemeinschaften. 

Der hochgıadige Kasten-Traditionalismus gerade zahl- 
reicher gewerblicher und darunter gerade auch niederer Kasten 
ist, außer durch einen wichtigen, später zu erörternden reli- 
giösen Grund, bedingt durch die bei ihnen besonders oft sich 
findende straffe Organisation der Kaste oder — in der Regel — 
der Unterkaste. Denn diese ist der normale Träger der Organe 
der Kastendisziplin, von denen nunmehr zu reden ist. 

Die Kastenorganisation entspricht der alten Dorfgemeinde 


132*) Diese letzten beiden Tätigkeiten degradieren rituell. 
133) Blunt im C. R. ıgıı für die United Provinces und Oudh (altklas- 
sischer Hinduboden!) p. 223, woher die obigen Notizen entnommen sind. 
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mit ihrem erblichen Dorfhaupt und ihrem Rat von Sippen- oder 


Familien-Häuptern !%#). Die Erblichkeit des Dorfhauptes war 
nie eine absolute, sondern nur gentilcharismatisch. Bei mangelnder 
Eignung konnte das Dorfhaupt zwar unter Umständen abgesetzt 
werden, die Wahl des Nachfolgers pflegte sich aber an die gleiche 
Familie zu halten. Dies gentilcharismatische Prinzip durchzog, 
sahen wir, alle in Indien vorkommenden Organisationen, vom 
politischen Gemeinwesen — wo die strenge Primogenitur erst 
später heiliges Recht geworden ist — bis zur Gilde, deren Vor- 
stand und Aelteste (Schreschthi) in aller Regel ebenfalls gentil- 
charismatisch erblich waren und geblieben sind. So auch in 
der Kaste mindestens für den Vorsteher: Sar panch, zuweilen 
— aber nicht immer — noch für die Mitglieder des »panchayat«, 
Der Umstand, daB alles, was ursprünglich als ökonomische oder 
amtliche Leistung für die »Gemeinschaft« existierte, im indischen 
Dorf von jeher erblich angesiedelten Deputatisten oblag, hat 
wohl zur Uebernahme und Erhaltung dieses Zustands, der ja auch 
anderwärts z. B. im vorderasiatischen Orient in hellenistischer 
Zeit bei Handwerkern inschriftlich bezeugt ist, beigetragen. Da- 
neben vielleicht eine königliche Beleihung der für die einzel- 
nen Gewerbe und ihre Leistungen verantwortlichen Personen 
mit ihren Stellen in der Zeit der großen hinduistischen Patri- 
monialkönigtümer. Aber entscheidend war doch das alte alles 
beherrschende Prinzip des Gentilcharisma und seine Stützung 
durch die Brahmanen. Gerade in religiösen Organisationen 
ist ja, noch mehr als in politischen, der Gedanke der »Wahl« 
des Oberhauptes in unserem heutigen Sinn nirgends urwüchsig. 
Was uns als »Wahl« erscheint, war stets pflichtschuldige Aner- 
kennung oder Akklamation eines Trägers des persönlichen 
oder des _Gentilcharisma. Die alte Stellung der »Ael- 
testen«in der reformierten Presbyterialverfassung war noch charis- 


134) Mit großem Nachdruck wird heute (z. B. von Mc. Gregor im Census 
Report ıgıı für Bombay Vol. VII p. 200) die Existenz eines Dorf-panchayat 
überhaupt bestritten. Es gebe nur Kasten-panchayats und darunter solche 
der, normalerweise, in einem Dorf zusammengesiedelten Bauern gleicher Kaste. 
Es kann sich, soviel aus dem im kontinentalen Europa zugänglichen Material 
ersichtlich ist, wohl nur um die Frage handeln, ob die in zahlreichen Dörfern 
unter den Dorfgenossen (»\'ollbauern«) bestehenden panchayats ihren Ursprung 
in der Kaste haben oder ob früher einmal aie Kasteninstitution der Dorfinsti- 
tution irgendwie nachgebildet wurde. Die Existenz eines dem panchayat 
entsprechenden, Rechtsfälle entscheidenden, Komitees in den Dörfern scheint 
für die klassische Zeit genügend bezeugt (Manu Samh, XII, 1087). 


` Sé 


vd 


718 Max Weber, 


matisch. Die Verfassung unserer »Synodalordnungent« ist da- 
gegen schon dem modernen Repräsentativgedanken entsprungen. 
So scheinen auch in Indien die jetzt mehrfach vorkommenden 
„sabha’s« (Kasten-Versammlungen aller Mitglieder oder doch 
aller Familienhäupter), modernen Ursprungs 1991. Die Sprengel 
der panchayat sind in aller Regel örtlich begrenzte Gebiete. 
Interlokale Zweckverbände oder Kartelle für die Eıledigung 
bestimmter Geschäfte kommen innerhalb der Kasten vor. Gilden 
als Teile von Kasten oder als Verbände von Kasten finden sich 
in Resten, ebenso aber auch Ueberlebsel von Gilden, welche 
Kasten-Ungenossen umfaßten. Es gibt, aber nur als Ausnahme, 
Zentralorganisationen ganzer Kasten, welche als den panchayat 
übergeordnet gelten. Am meisten in Gebieten, welche seit langer 
' Zeit einheitliche politische Reiche gebildet haben, wie umge- 
. kehrt die örtliche Kastenzersplitterung da am größten ist, wo 
. die politische Einheit am meisten gefehlt hat. 
| Welche sachliche Zuständigkeit hat_nun. das panch ayat 
(oder die ihm entsprechende Instanz) ? Das ist sehr verschieden. 
Für die Gegenwart bilden jedoch keineswegs Berufsfragen den 
Schwerpunkt: die Kaste (Unter-Kaste) fungiert heute keines- 
wegs der Hauptsache nach als »Zunft« oder »Gewerkvereint. 
Sondern die Masse des Stoffs bilden rituelle Fragen.. Der Zahl 
nach steht an erster Linie jede Art von Ehebruch oder anderen 
Verstößen gegen die intersexuelle rituelle Etikette, dann die 
Büßung und Sühnung anderer ritueller Verstöße der Mitglieder, 
einschließlich vor allem der Verstöße gegen die Regeln vom 
Konnubium und Kommensalität oder gegen Reinheits- und 
| Speisegesetze. Diese Aufgabe hat sicherlich von jeher eine sehr 
große Rolle gespielt, weil die Duldung von magischen Frevlern 
| in der Kaste für deren Gesamtheit bösen Zauber nach sich ziehen 
konnte. Aber allerdings spielen gerade in einer Anzahl alter und 
besonders fest in der Tradition stehender mittlerer und insbe- 
sondere auch niederer Kasten doch die Berufsfragen eine sehr 
bedeutende Rolle. Zunächst, und selbstverständlich, alle Fälle 
des Uebergangs eines Mitglieds zu einer rituell degradierenden 
oder. verdächtigen. Beschäftigungsart, es handle sich um einen 


135) Sie e beschließen heute z. B. über die Entsendung von Studenten nach 
Japan, aber auch über die Aenderung wichtiger sozialer Gewohnheiten, z. B. die 
Aufhebung des Witwenzölibats , ein Gegenstand, der früher durch »Beschlüsset 
überhaupt nicht hätte geregelt werden können, sondern nur durch Gutachten 
der Brahmanen. 
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En hti neuen Beruf oder eine neue Technik: je nach Umständen kann 
emt dies praktisch sehr weit greifen. Aber auch Fälle, die mit dem 
kommen Ritual nicht zusammenhängen. Vor allem die Verletzung der 
oder Au jajmani-Rechte durch einen Kastengenossen oder durch Ueber- 
e Spez griffe von outcastes oder fremden Kasten. Ebenso aber auch 


E die Verletzung sonstiger Kastenrechte durch einen Außenstehen- 
äs den. Der Umstand, daß gerade alte und besonders traditionalisti- 
sche Kasten besonders stark in diese ökonomischen Interessen 
RS eingreifen, macht es wahrscheinlich, daß diese Seite der Kasten- 
ordnung in früheren Zeiten wesentlich univeısellere Bedeutung | 
KEN hatte. Und daß gerade gewerbliche, und unter diesen viele ` 
| niederen, Kasten diese Funktion einer Zunft oder — jenachdem — 
eines Gewerkvereins übernahmen, erklärt sich einerseits aus der 
typischen Inteiessenlage des Handwerks und der gelernten 
Arbeiter, und erklärt andererseits, zu einem Teil wenigstens, 
die häufig besonders ausgeprägte Kastentreue gerade solcher 
niederen Kasten. Nichtzahlung von Schulden, Vermögens- 
teillungen und Bagatellprozesse unter Mitgliedern sind heute 
nicht mehr allzu häufige Gegenstände. Gelegentlich findet sich 
aber, daß die Kaste Mitglieder zu hindern sucht, gegen einander 
Zeugnis abzulegen. Aber die große Mehrzahl der Fragen sind 
ıitueller Art, und zwar finden sich darunter gelegentlich recht 
wichtige Angelegenheiten. Dies scheint heute in erheblicher 
Zunahme: die Macht der panchayats und sabha’s auf diesen 
Gebiet ist im Steigen, und es ist in Wahrheit ein charakteristi- 
scher Teil der langsam fortschreitenden Emanzipationsbewegung 
von der Macht der Brahmanen, der sich in diesen scheinbar so 
archaistischen Geschäften der Kasten äußert. Die Befassung da- 
mit bildet das hinduistische Aequivalent für das Streben nach i 
kirchlicher »Gemeinde-Autonomie« im Occident. —ų 
Die Zwangsmittel der Kastenorgane sind Dritten gegenüber 
der Boykott, den eigenen Genossen gegenüber Geldbußen und 
Verurteilung zu ritueller Entsühnung, im Fall dei Weigerung 
und schweren lallen von Verletzungen der Kastennormen 
Exkommunikation \bahishkara). Sie ist (heute) keine Aus- 
stoßBung aus dem Hinduismus, sondern aus der einzelnen Kaste. 
In ihren Folgen kann sie freilich darüber hinaus wirken, z.B. 
durch Boykott gegen jeden Dritten, der die Dienste eines ex- 
kommunizierten Kastenmitglieds noch in Anspruch nimmt. 
Die Mehrzahl der panchayats (und der entsprechenden sonstigen 
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Organe) fassen heute ihre Beschlüsse selbständig, ohne Zu- 
ziehung der Gastıis und Pandits, die als fakultativ gilt. 
Einige, und zwar auch niedere, Kasten freilich kennen noch 
heute einen Rechtszug an einen der heiligen Stühle (Klöster 
in Sankeschwar oder Schringeri). Eine autonome Satzung 
neuer Rechtsnormen durch eine Kaste kam nach althinduisti- 
schen Begriffen nicht in Frage. Heiliges Recht kann überall 
nur offenbart oder als von jeher bestehend neu verkannt« werden. 


Aber das heutige Fehlen einer hinduistischen politischen Zwangs- 
. gewalt und die dadurch bedingte Schwächung der Stellung der 
 Brahmanen hat dahin gewirkt, daß tatsächlich gelegentlich 


en 


| Rechtssatzung, korrekter Weise unter der Form der Rechts- 


erkenntnis, autonom erfolgt. Wie in den Kastenrang-Usurpa- 


' tionen macht sich auch hier der Wegfall der politischen, patri- 


monial-kirchenstaatlichen Struktur der alten Königreiche deut- 


lich in der Richtung langsamer Erschütterung der Kastentra- 


‚dition fühlbar. 


Bei den Stammeskasten ist, je weniger durchgreifend ihre 
Hinduisierung ist, desto öfter die typische Kastenorganisation 
durch Reste der alten Stammesverfassung ersetzt, was uns hier 
im einzelnen nicht interessieren soll. 

Die hohen Kasten endlich, namentlich Brahmanen und 
Radschputen, entbehren auch in ihren Unterkasten oft jeder 
einheitlichen Dauerorganisation, und zwar von jeher, soviel 
bekannt. _Es treten, wenn dringende Fälle vorliegen — etwa 
ein gröblicher Ritualverstoß eines Mitglieds — für den Einzel- 
fall die nach altem Brauch dazu berufenen Häupter der Math: 


(Klöster) zusammen, oder neuerdings auch Versammlungen ` 


der betreffenden Kastenabteilung. Für die Brahmanen ist 
selbstveıständlich, daß die aus ihnen hervorgehenden Gastris 
und Pandits, die Hochschulen und Maths (Klöster) mit aner- 
kanntem Ruf als Mittelpunkte heiliger Studien und die von 
alters her anerkannten heiligen Stüble ihre Autorität zu wahren 
im allgemeinen imstande sind. Aber die alte Konkurrenz der 
Veda-Schulen, der philosophischen Schulen, Sekten und Asketen- 
Orden gegen einander, und die Gegensätze der alten vornehmen 
Brahmanengeschlechter einerseits gegen die durch Usurpation 
allmählich zu Biahmanen aufgestiegenen, andererseits gegen die 
durch Degradation zu Brahmanen niederen Rechts gewordenen 
Schichten und Unterkasten erzeugen doch tiefe Spannungen 
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und begrenzen nach innen das nach außen, als Standesbewußt- 
sein, starke Solidaritätsgefühl. Bei den Radschputen ersetzte 
der starke Einfluß der brahmanischen Hauspriester (purohita) 
für die Eıhaltung der rituellen Korrektheit die fehlenden Kasten- 
organe. Ein Teil der Unterkasten hat immerhin auch bei ihnen 
starke Organe und ihr Standesgefühl ist im ganzen kräftig. Die 
starke Vielseitigkeit der Berufstätigkeit beider Kasten, welche 
sich freilich im ganzen ziemlich streng innerhalb der Schranken 
des rituell Zulässigen hält, ist, wie die erwähnten Notberufe bei 
Manu genügend zeigen, schon sehr alt. Daß die reinen Schreiber- 
Kasten, Produkte des Patrimonialismus der indischen König- 
reiche, dessen historischer Einfluß in ihnen in die Gegenwart 
hineinragt, im Gegensatz zu den alten sozialen und feudalen 
Aristokratien zwar hohe Kastenrangprätensionen, aber ungleich 
weniger Standesgefühl besitzen — wie ihre heutige Berufsgliede- 
rung ergibt — ist leicht verständlich. In den Händlerkasten 
existieren Reste der alten Gilden, im übrigen ist ihre Organi- 
sation heute weit weniger straff als, allem Anschein nach, unter 
den einheimischen Fürsten, welche die ökonomischen und speziell 
die städtischen Kasten, aber auch Paria-Völker oft als Träger 
leiturgischer Pflichten und entsprechender Monopolrechte be- 
nutzten. — 

Wir können damit diesen trotz aller Länge unvermeidlich 
höchst unvollständigen Abriß des Kastensystems abschließen 
und nach seinen Wirkungen auf die Wirtschaft fragen. Da diese 
wesentlich negativer Art und also mehr zu erschließen als induktiv 
zu ermitteln sind, können darüber nur wenige Allgemeinbeiten 
gesagt werden. Uns geht hier nur das an: daß diese Oıdnung 
ihrem ganzen Wesen nach durchaus traditionalistisch und anti- 
rational wirken mußte. Nur darf man die Gründe dafür nicht 
an falschen Stellen suchen. 

K: Marx hat die eigenartige Stellung des indischen Dorf- 
handwerkers: — seine Angewicsenheit aui feste Deputate 
statt auf Marktabsatz — als Grund der spezifischen »Stabilität 
asiatischer Völker« bezeichnet. Mit Recht. Aber es gab neben 
dem alten Dorfhandwerker den Händler und den Stadthand- 
werker, diesen als Marktarbeiter oder als ökonomisch abhängig 
von den Händlergilden wie im Occident. Zwar ist Indien immer 
ganz vorwiegend ein Land der Dörfer geblieben. Aber die An- 
fänge der Städte waren auch im Occident, im Binnenland zumal, 
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bescheiden und die Stellung des städtischen Markts war in Indien 
in vielen Punkten, durch die Fürsten, »merkantilistisch« in ähn- 
lichem Sinn geregelt, wie in den Territorialstaaten der beginnenden 
Neuzeit. Es ist also, soweit die soziale Glrederung in Betracht 
kommt, jedenfalls nicht gerade nur die Stellung des Dorfhand- 
werkers allein, sondern auch die Kastenordnung als Ganzes 
als Träger der Stabilität anzusehen. Nur darf hier die Wirkung. 
nicht allzu unmittelbar gedacht werden. Man könnte etwa 
glauben: die rituellen Kastengegensätze hätten die Entstehung 
von »Großbetrieben« mit Arbeitszerlegung in der gleichen Werk- 
stätte unmöglich gemacht und darin liege ein entscheidendes 
Moment. Dies ist nicht der Fall. Das Kastenrecht hat sich den 
Notwendigkeiten der Arbeitsvereinigung in Werkstätten gegen- 
' über ebenso nachgiebig gezeigt wie den Bedürfnissen der Arbeits- 
| vereinigung und des Dienstes im vornehmen Haushalt. Rituell 
rein, sahen wir, waren alle für die Oberkasten nötigen Hausbe- 
diensteten. Der Grundsatz: »Die Hand des Handwerkers ist 
in seinem Beruf immer reine 138) bedeutete eine ähnliche Kon- 
zession an die Notwendigkeit, sich von außerhäuslichen Lohn- 
werkern und Störern Anbringungs-, Reparatur- und andere Ar- 
beiten oder persönliche Dienste leisten lassen zu können. Ebenso 
aber galt auch die Werkstatt 19”) (das Ergasterium) als rein, und 
einer Miteinanderverwendung verschiedener Kasten im gleichen 
Arbeitssaal hätte mithin ritucll nichts im Wege gestanden, so 


; wenig wie das Zinsverbot im Mittelalter als solches die Ent- 
. wicklung des Erwerbskapitals, welches gar nicht in Form 
` der Anlage gegen festen Zins auftrat, gehindert hat. Nicht in 


solchen Einzelschwierigkeiten, welche jedes der großen Religions- 
systeme in seiner Art der modernen Wirtschaft in den Weg stellte 
oder zu stellen schien, lag der Kern der Hemmung. Sondern im 
»Geist« des ganzen Svstems. \Venn es in der Neuzeit zwar nicht 
immer ganz leicht, aber eben doch schließlich möglich gewesen 
ist, indische Kastenarbeiter in moderne Fabriken einzustellen 
und vorher schon: die Arbeit auch der indischen Handwerker 
kapitalistisch in den auch sonst in Kolonialgebieten dafür üb- 
lichen Formen auszunützen, nachdem einmal der moderne 








136) Baudhayana’s Rechtsbuch I, 5,9, ı. Ebenso alle öffentlich zum Ver- 
kauf gestellten Waren. 

13?) Bandhayana I, 5,9, 3. Rituell rein sind Minen und alle Werkstätten 
mit Ausnahme derjenigen für Alkohol-Destillation. 
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Kapitalismus als fertige Maschinerie aus Europa importiert 
werden konnte, so muß es doch als der Gipfel der Unwahrschein- 
lichkeit erscheinen, daß auf dem Boden des Kastensystems 
die moderne Organisationsform des gewerblichen Kapitalismus 
jemals entstanden wäre Ein Ritualgesetz, bei welchem 
jeder Berufswechsel, jeder Wechsel der Arbeitstechnik rituelle 
Degradation zur Folge haben konnte, war sicherlich nicht geeignet, 
aus sich ökonomische und technische Umwälzungen zu gebären 
oder ihnen auch nur das erstmalige Aufkeimen in seiner Mitte 
zu ermöglichen. Der an sich große Traditicnalismus des Hand- 
werkers mußte dadurch aufs äußerste gesteigert werden und 
allen Versuchen des Handelskapitals, vom Boden des Verlags 
aus die gewerbliche Arbeit zu organisieren, mußte ein wesentlich 
schärferer Widerstand begegnen als im Occident. Die Händler 
selbst blieben in ihrer rituellen_Abgeschlossenheit in den Banden 
des typischen _orientalischen Händlertums, welches nirgends 
aus sich eine moderne kapitalistische Organisation der Arbeit 
geschaffen hat: so als wenn lauter verschiedene, gegen einander | 
und gegen Dritte rituell exklusive Gastvölker wie die Juden 
neben einander in einem Wirtschaftsgebiet ihrem Erwerb nach- 
gehen würden. Man hat manche der großen hinduistischen 
Händleıkasten, so namentlich die Vania, die »Juden Indiens« 
genannt, und in diesem negativen Sinn auch mit Recht. Sie 
waren zum Teil Virtuosen skrupellosen Erwerbs, und namentlich 
manche früher äls sozial degradiert geltende oder unreine und 
deshalb besonders wenig durch (in unserem Sinne) »ethische« 
Ansprüche an sich selbst belastete Kasten zeigen heute ein 
bedeutendes Tempo der Vermögensakkumulation. Sie kon- 
kurrieren darin mit einigen Kasten, die früher die Stellungen 
der Schreiber, Beamten oder Steuerpächter und ähnliche Chancen 
des politisch bedingten Erwerbs, wie sie in Patrimonialstaaten 
typisch sind, monopolisierten. Auch aus den Händlcrkasten 
ist ein Teil der kapitalistischen Unternehmer hervorgegangen. 
Aber — wie gelegentlich schon bemerkt — nur soweit sie die 
heute dafür erforderliche »Bildung« sich ancigneten, vermochten 
sie darin mit den Literatenkasten Schritt zu halten 138). Die In- 
tensität der Erziehung zum Händlertum ist bei ihnen, soviel 
die Berichte erkennen lassen, teilweise so stark, daß ihre spe- 





136) Ueber die Bezichung der indischen Sekten und Erlösungsreligionen zu 
den Bank- und Handelskreisen Indiens wird später gesprochen. 
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zifische »Bigabung« dafür keineswegs auf »Anlages beruhen 
muß än DaB sie aber aus sich den rationalen Betrieb des mo- 
dernen Kapitalismus hätten schaffen können, dafür liegt kein 
Anzeichen vor. Vollends aus den Kreisen des ganz traditionali- 
stischen indischen Gewerbes wäre er zweifellos nie entstanden. 
Dabci ist aber der hinduistische Handwerker dennoch notorisch 


überaus arbeitsam; er gilt insbesondere als wesentlich ar- 


beitsamer als der indische Handwerker islamitischen Glaubens. 
Und auf das Ganze gesehen, entwickelte die hinduistische Kasten- 
organisation innerhalb der alten Berufskasten vielfach eine sehr 
hohe Intensität der Arbeit und der Besitz-Akkumulation. 
Das Erstere mehr im Handwerk und in einzelnen alten land- 
wirtschaftlichen Kasten, von denen übrigens namentlich die 
Kunbi’s (z.B. in Südindien) auch an Besitzakkumulation und 
zwar heute auch in modernen Formen Beträchtliches leisten. 

Leider liegen eingehende Angaben über die Einbeziehung 
der einzelnen Kasten in den modernen kapitalistischen Erwerb 
— wenigstens für den fremden Bearbeiter zugänglich — nur in 
dürftigem Umfang vor 119). 


139) Ueber de Schulung zum Handel bei der Baniya’s s. den C. R. für Ben- 
galen. Gegen eine E'nschätzung der »Naturanlagee spiächt ja auch, daß 
alte Kasten mit starkem Berufswechsel oft in Berufe einströmen, welche in 
den Anforderungen an die »Naturanlagee psycholozisch den denkbar größten 
Gegensatz zur bisherigen Beschäftigungsart bilden, aber durch die Gemein- 
samkeit des Nutzens bestimmter anerzogener Kenntnisse und Fertigke.ten 
einander nahe stehen. So der früher erwähnte häufige Uebergang der alten 
Feldmesserkasten — deren Glieder naturgemäß die Wege besonders genau 
kannten — zum Chauffeurberufe und vi:le ähnliche Beispiele. 

140) Moderne »zelerntee Arbeit wırd in der Stadt Calcutta anscheinend 
am stärksten aus den Kasten der Kaivartha (alte Stammeskaste von Bauern 
und Fischern), Kayasth (Schreiber) und Tanti (alte \Veberkaste) rekrutiert, 
die ungelernte sogen. Kuli-Arbeit ebenfalls aus den Kasten der Kaivartha und 
Kayasth, daneben aus den verachteten Kasten der Goala (Milchmänner, alter 
Pariastamm) und Chamar (die große unreine Lederarbeiterkaste Bengalens). 
Auch sonst sind dort die aus ihrem traditionellen Verdienst geworfenen untersten 
Kasten unter der Kuli-Arbeit am stärksten vertreten. Die eigentlichen Fabrik- 
arbeiter stellen wiederum vor allem die vier Kasten der Tanti (Weber), Kaivartha 
(Bauern und Fischer), Chamar (Lederarbeiter), Kayasth (Schreiber). Dagegen 


sind z. B. von den Chhatri (angeblich: Kschatriya, in Wahrheit ein alter Reis- ` 


läuferstamm) 45°, Bauern, »peons« und Hausgesinde, fast keiner im Staats- 
dienst und in der Industrie. In der Textilindustrie der Provinz Bombay 
sind beteiligt mit 63% ihres Bestands die Weberkasten, mit 11,7% die Bhatia 
(altes Gastvolk von Händlern), mit 9,8% die Vani (vornehme Händler), mit 
3,8%% die Radschputen; die Prabhu (Beamte) und Mahan (Dorfbeamte) mit 
über 1%, der Rest der Kasten darunter. Die Händler und die zuletzt genannten 
Kasten stellen im wesentlichen die Unternehmer (bzw. was die Radschputen an- 
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Ueber die Einkommensverhältnisse der Hauptkasten (aus 
anderen Quellen als Amt, Pension und Wertpapieren, Part IV der 


Income Tax Act), soweit darüber die Zensus-Superintendenten 
berichtet haben, macht Gait im Generalbericht zum Zensus von 
ıgıı 14) folgende hier interessierende Angaben: 

In Bengalen gibt es rund 23000 zur Einkommenssteuer 
aus Wirtschaftserwerb Veranlagte. Die Mohammedaner, 24 Mil- 
lionen = 51,7% der Bevölkerung, haben nur 3177 aus diesen 
Steuerquellen Veranlagte, also etwas über !/, aller. Fast eben- 
soviel hat die eine einzige Kayasth-(Schreiber-)Kaste für sich 
allein, und zwar teils aus Unternehmungen, teils aus »profession«. 
Nach ihnen kommen die Brahmanen, von denen 50 % der Ver- 
anlagten ihr Einkommen aus Unternehmerverdienst beziehen, 
und, ihnen fast gleichstehend, die Shaha, eine kleine (119 000 
Köpfe zählende) Unterkaste der Sunri, welche den Spirituosen- 
handel monopolisierten. Sie stellen prozentual die Höchstzahl 
der Veranlagten. Außer ihnen hat nur noch die Oelpresser- und 
-Händler-Kaste der Teli über Iooo Veranlagte, alle anderen 
weniger. Der Bericht findet es überraschend, daß die alten 
Händlerkasten der Gandhabaniks und Subaırnabaniks, nach 
dem Namen zu schließen ursprünglich Spezerei- und bzw. Edel- 
metallhändler nur mit je 500 Veranlagten vertreten sind; in- 
dessen ist das proportional zur Zahl (je zwischen 100 000 und 
120 000 Köpfe) doch stärker als die Teli-Kaste (Cé Millionen). 
Daß eine zu den niedrigen Çudra gerechnete Händlerkaste, 
wie die Shaha’s (deren Wasser von Brahmanen nicht immer 
genommen wiid) unbedenklicher in der Eingliederung in die 
modernen Erwerbschancen ist, als die Teli (welche in Bengalen 
mit der Nabasakh-Gruppe rangieren) und die beiden Kasten 
der Gandhabaniks und Subarnabaniks, welche, vermutlich 
mit Recht, früher Vaigya-Rang eingenommen zu haben bean- 


langt, »Besitzer«). Am H an d c l (mit Ausschluß der Nahrungsgewerbe) beteiligen 
sich in der Provinz Bombay von den einzelnen Kasten folgende Prozentsätze (des 
Kastenbestandes): Brahmanen 3,2°,, Vania (alte vornehme Händlerkaste) 24,8%, 
Bhatia (altes Händler-Gastvolk) 7 %,, Raschputen und Mahrath.n praktisch o 
Prabhu (Beamte) 9,3 °,, Lohana (alte vornehme Händlerkaste im Sindh) on. 
Weber, Koli (Kleinbauern), Kunbi (Bauern), Mahar (Dorfbeamte) praktisch o 
Pandhari (Palınsaftdestillateure) za, Von den alten Hän:llerkasten sind er- 
hebliche Bruchteile heut im Nahrungsmittelgewerbe (wohl namentlich imDe- 
teilgeschäft) tätig, so 40 Oo der Vania, 01,3 % der Bhatia, 22,8 °% der Lohana, 
von allen anderen nur wenige und von den vornehmen Kasten praktisch niemand. 

141) S, 480. 
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spruchen, ist durchaus verständlich, freilich auch für den tra- 
ditionalistischen Geist des echten alten Hinduismus bezeichnend. 
Die Ucberlegenheit der Anpassung der dazu überhaupt geeig- 
neten Ilindukasten an den rationalen Erwerb gegenüber dem 
bengalischen Islam tritt deutlich zutage. Diese relative Unter- 
legenheit des Islam wiederholt sich ebenso in allen anderen | 
Provinzen. Die islamitische Scheikh-Kaste hat hohe Steuer- | 
zahler (namentlich im Panjab) wesentlich unter den großen Land- 
rentnern 142), ebenso wie die Radschputen, Babhans (vornehme 
Landlord- und Getreide-Großhändler-Kaste) und mehrfach auch 
die Brahmanen und die den Radschputen nahestehenden Khatri. 
In Bihar stehen unteı den Veranlagten au, kapitalistischem 
Einkommen die Agarvals (Unterkaste der Kewat, sehr alte Händ- 
lerkaste) voran und die Kalvan und Sunri (alte Kasten von 
Palmsaftdestillateuren) und Teli (Oelpresser) stehen unter den 
dann Folgenden quantitativ neben den vornehmen Kasten der 
Brahmancen und Babhans (diese 7 Kasten haben die Hälfte des 
aus »trade« fließenden steuerbaren Einkommens). Im oberen 
Gangestal (United Provinces), dem altklassischen Gebiet des 
Hinduismus, im Panjab und im Süden ist meist die alte Händler- 
kaste de: Baniyas Träger der weitaus größten Einkommen, 
aus Handel, während im Nordwesten die Khatris — eine alte | 
vornehme, international bekannte Händler- und Schreiber- | 
Kaste, die auch im Grundrenteneinkommen neben den Brah- | 
manen eine bedeutende Rolle spielt, im gewerblichen Ein- | 
kommen allen voranstehen, die Kayasth aber (im oberen Ganges- | 
tal) im Verhältnis zu ihrer Zahl überproportional am Ein- 
kommen aus »profession« beteiligt sind. 

Die Unterschiede der Intensität des Strebens nach Geld- 


_ erwerb, vor allem die Begünstigung der vom hinduistischen | | 


Standpunkt aus ethisch ungebundeneren Händler (Spirituosen- 
Händler) und daneben der Literaten, sodann aber die stärkere 
Neigung des Hindu-Reichtums zu intensiver händlerischer Ver- 
wertung gegenüber dem islamitischen tıitt deutlich zutage | 
und entspricht der oft berichteten größeren Arbeitsintensität 
der — dabei traditionalistischeren — hinduistischen Handwerker 
gegenüber den islamitischen. Beides ist, durch den besondern | 


142) Rentner überhaupt waren in der Provinz Bombay unter den Kasten | 
der Brahmanen, Prabhu (Beamte), Mahar (Dorfbeamte), Lohana (Händler) | 
am stärksten vertreten. 


Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen. Hinduismus und Buddhismus. 727 


Sinn mitbedingt, welchen die Erfüllung der Kastenpflichten 
für den Hinduismus besitzt. Wir müssen uns diesem wichtigen 
Punkt j jetzt zuwenden. 

Wir sahen, daß innerhalb des Hinduismus eine ungewöhn- 
lich breite Toleranz in bezug auf die Lehre (mata) besteht, wäh- 
rend alles Gewicht auf den rituellen Pflichten (Dharma) liegt. 
Immerhin hat nun aber, und damit haben wir uns jetzt zu be- 
fassen, auch der Hinduismus gewisse »Dogmeng, wenn man 
Leugnung als »ketzerisch« gilt und, wenn auch nicht einen Einzel- 
nen, so doch eine > Gemeinschaft, die sich zu ihnen ausdrücklich 
bekennt, außerhalb der hinduistischen Gemeinschaft stellen würde. 
Der Hinduismus kennt zunächst eine Anzahl offizieller Lehr- 

systeme. Wir werden sie später, bei Besprechung d der Erlösungs- 
religionen der Intellektuellenschichten, kurz kennen lernen. Hier 
interessiert uns, daß es auch spezifisch heterodoxe philosophi- 
sche Lehrmeinungen gibt. Vor allen zwei pflegen angeführt 


(Buddhisten). Was ist an der Lehre der letzteren das spezifisch _ 
Heterodoxe? Die Ablehnung der Brahmanen-Autorität findet 
sich auch bei Hindukasten. Die Zulassung aller Kasten zur Er- 
lösung findet sich auch bei Hindus. Die Rekrutierung der Mönche 
aus allen Kasten hätte sie zu einer rituell unreinen Sekten- 
kaste machen können. Belastender war die Verwerfung der 
Veden und des hinduistischen Rituals als für die Erlösung wert- 
los. Aber die Buddhisten hatten ein eignes Dharma an die Stelle 
gesetzt, teilweise ein strengeres als das der Brahmanen. Und 
es wird ihnen eben nicht nur rituelle Kastenlosigkeit, sondern 
auch ketzerische Lehre vorgeworfen, einerlei ob diese nun der 
wirkliche Grund war, sie nicht als Hindu anzuerkennen. Worin 
bestand diese, und was hatte sie mit der Ketzerei der »Materia- 
listen« gemeinsam im Gegensatz zu der Lehre der orthodoxen 
Schulen? Die Buddhisten leugneten, ebenso wie die Materia- 
listen, die Existenz der »Seele« 143), zum mindestens als einer 
Einheit des Ich. Das hatte nun bei den Buddhisten — und 
zwar gerade in dem gleich zu erwähnenden entscheidenden 


143) Wir brauchen hier diesen Ausdruck ganz provisorisch und undifferen- 
ziert, also vorläufig ohne Rücksicht darauf, daß die hinduistische Philosophie 
verschiedene metaphysische Vorstellungen vom Wesen der Scele ent- 
wickelt hat. ! 
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Punkt — eine fast rein theoretische Bedeutung. Aber es scheint 
doch, daß hier der wichtigste Anstoß (in theoretischer Hinsicht) 
lag. Denn alle hinduistische Pbilosophie und Alles, was man, über 
den reinen Ritualismus hinaus, als »Religion« der Hindus be- 


‚ zeichnen kann, hängt allerdings am Seelenglauben. 


Kein Hindu leugnet zwei Grundvoraussetzungen der hindui- 
stischen Religiosität: den Samsara-(Seelenwanderungs-) Glauben 
und die _mit ihm zusammenhängende Karman- (Vergeltungs-) 
Lehre. Sie, und nur sie, sind wirkliche sdogmatischer Lehr- 
stücke des gesamten Hinduismus, und zwar gerade in der Art 
ihrer Verküpfung miteinander zu einer dem Hinduismus ganz 
allein eigentümlichen Theodizee der bestehenden sozialen, d.h. 
also: der Kastenordnung. 

Der Glaube an die Seelenwanderung (Samsara), direkt er- 
wachsen aus sehr universell verbreiteten Vorstellungen vom 
Schicksal der Geister nach dem Tode, ist auch anderwärts ent- 
standen. So im hellenischen Altertum. In Indien lag aus Gründen 
der Fauna und des Nebeneinander verschiedenfarbiger Rassen 
die Entstehung der Vorstellung nahe. Es ist doch wohl sehr 
wahrscheinlich, daß das im Ramayana in Südindien auftretende 
Affenheer ein solches der schwarzen Dravida’s ist. Und selbst 
wenn nicht, so zeigt sich jedenfalls, daß die Affen als den Menschen 
gleichartig gedacht werden und, daß dieser Gedanke gerade 
für Südindien, den Sitz von schwarzen Völkern, welche vom 
Standpunkt des Ariers dem Affen ähnlich sahen, nahe lag. Als 
»unsterblich« galten die abgeschiedenen Seelen ursprünglich in 
Indien sowenig wie anderwärts. Die Totenopfer sollten sie zur 
Ruhe bringen und ihren Neid und Zorn gegen die glücklichen 
Lebenden beschwichtigen. Der Aufenthalt der »Väter«e blieb 
im ganzen doch problematisch. Ohne Opfer drohte ihnen in 
den Brahmana’s der Hungertod; deshalb galten ja Opfer als 
das Verdienst schlechthin. Auch den Göttern wurde gelegentlich 
ylanges Leben« gewünscht und zunehmend findet sich die An- 
nahme, daß die Existenz weder der Götter noch der Menschen 
im Jenseits etwas Ewiges sei 14). Als sich dann die Spekulation 
der Brabmanen mit ihrem Schicksal zu befassen begann, ent- 
stand allmählich die Lehre vom »Wiedertod«, der den sterbenden 


1m) S. Boyer, Journal Asiat. 9. Ser. 18 (1901) und über den »Wiedertod« 
jetzt vor allem: H. Oldenberg, Die Lehre der Upanischaden und die 
Anfänge des Buddhismus (Göttingen Core), 
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Geist oder Gott wieder in ein anderes Dasein führe, — und es 
lag nahe, dieses wieder auf der Erde zu suchen und damit an 
»Seelentier«-Vorstellungen, die hier wie sonst bestanden haben 
werden, anzuknüpfen. Damit waren die Elemente der Lehre 
gegeben. Die Verküpfung mit der .Lehre von der. Vergeltung 
guter und böser Handlungen durch die mehr oder minder ehren- 
volle oder schmachvolle Art der Wiedergeburt ist gleichfalls 
nicht nur indisch, sondern findet sich ebenfalls z. B. bei den 
Hellenen. Dem Rationalismus der Brahmanen ist aber zweierlei 
eigentümlich, was erst die höchst penetrante Bedeutung: der 
so gewendeten Lehre bedingt: (T.»die Durchführung des Ge- 
dankens, daß jede einzelne ethisch relevante Handlung. unab- 
wendbar ihre Wirkung auf das Schicksal des Täters übt, daß 
also keine solche Wirkung verloren gehen kann: die Lehre vom 
»Karmane; —< 2) die Verknüpfung mit dem sozialen Schicksal 
des Einzelnen innerhalb der gesellschaftlichen Organisation 
und dadurch mit der Kastenordnung. Alle (rituellen oder ethi- 
schen) Verdienste und Verschuldungen des Einzelnen bilden 
eine Art von Kontokorrent, dessen Saldo unweigerlich das weitere 
Schicksal der Seele bei der Wiedergeburt bestimmt, und zwar 
ganz genau proportional dem Maß des Ueberschusses der einen 
oder der anderen Seite des Kontos 145). »Ewige« Belohnungen | 
oder Strafen kann es also unmöglich geben: sie wären ja absolut 
unproportional einem endlichen Tun. Im Himmel sowohl 
wie in der Hölle kann man nur encliche Zeit sein. Und beide 
spielen überhaupt nur eine Nebenrolle. Der Himmel war wohl 
ursprünglich nur ein Brahmanen- und ein Kriegerhimmel. Der 
Hölle aber konnte auch der übelste Sünder durch rein rituelle 
und äußerst bequeme Mittel: das Aussprechen bestimmter For- 


meln in der Todesstunde, auch durch andere (sogar unwissent- \ 
lich und durch den Feind) entgehen. Hingegen gab es schlecht- | 


hin keinerlei rituelles Mittel und überhaupt keine (innerwelt- 
liche) Tat, durch die man sich der Wiedergeburt und dem W ieder- : | 
tod entziehen konnte. Die universell verbreitete Vorstellung:_ 
daß Krankheit, Gebrechen, Armut, kurz alles was im Leben 
gefürchtet wurde, Folgen selbstverschuldeter, bewußter oder 


_ — nn 





145) Schicksalsglaube, Astrologie, Horoskopie waıen in Indien seit langem 
sebr verbreitet. Aber bei näherem Zuschen scheint sich zu zeigen, daB das Horo- 
skop die Schicksale wohl anzeigt, daß aber die Konstellation selbst in ihrer guten 
oder üblen Bedeutung für den Hinzelnen durch Karman bestimmt wird. 
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unbewußter, magisch relevanter Verfehlungen seien, wurde hier ` 

zu der Anschauung gesteigert: daß das gesamte Lebensschick- 

sal des Menschen eigenste Tat sei. Und da der Augenschein 
allzu sehr dagegen sprach, daß die ethische Vergeltung innerhalb 

jedes einzelnen Lebens im »Diesseits sich vollziehe, so lag nach 
` Durchbildung des Seelenwanderungsgedankens die Konzeption 
| schr nahe und wurde vən den Bıahmanen, zuerst offenbar als 
| esoterische Lehre, vollzogen: daß Verdienste und Verschul- 
\dungen früherer Leben das jetzige, solche des jetzigen Lebens 
tdas Schicksal im künftigen Erdenleben bestimmen. Daß der 
Mensch in der grenzenlosen Abfolge immer neuer Leben und 
Tode allein durch eigene Handlungen sein Schicksal bestimme, 
war die konsequenteste Form der Karman-Lehre. Die Quellen, 

zumal die monumentalen Quellen, zeigen zwar, daß diese Konse- 

quenz nicht immer festgehalten wurde. Die altüberlieferten 

Totenopfer waren ja, sofern man durch sie das Schicksal des 
‘ Toten beeinflussen wollte, damit im Widerspruch und wir finden 
denn auch, daß, wie im Christentum, Gebete und Opfer ver- 
richtet, Stiftungen gemacht und Bauten aufgeführt wurden, 
um die Verdienste und damit das Zukunftsschicksal der Ahnen 
aufzubessern. Allein solche, und ähnliche, Reste einer anderen 
Auffassung ändern nichts daran, daß der Einzelne sich fortge- 
setzt vor allem mit der Besserung seines eigenen Wiedergeburts- 
Schicksals befaßte. Gerade das zeigen die Inschriften. Man 
bringt Opfer und macht Stiftungen, um künftig in einer ebenso 
guten oder besseren Lebenslage, z. B. mit der gleichen Frau oder 
den gleichen Kindern, wiedergeboren zu werden; Fürstinnen 
wünschen zu erreichen, daß sie künftig in einer ähnlich respek- 
tabeln Position wieder auf Erden erscheinen. Und hier liegt nun 
der entscheidende Zusammenhang mit der Kastenordnung. 
Gerade die Kastenlage des Einzelnen ist nichts Zufälliges: der 
sozialkritische Gedanke des »Zufalls der Geburt«, wie er dem 
Schicksalsglauben des traditionalistischen Konfuzianismus mit 
occidentalen Sozialreformern gemeinsam ist, fehlt in Indien 
fast völlig. Der Einzelne wird in der Kaste geboren, welche er 
sich in einem früheren Leben durch sein Verhalten verdient 
hat. Der einzelne Hindu ist also tatsächlich, je nachdem, »vor- 
sichtig« oder »unvorsichtig« gewesen, in der Wahl, wenn auch 
vielleicht nicht, wie das deutsche Scherzwort sagt, seiner kon- 
kreten »Eltern«, so doch der Kaste, der diese angehörten. Ein 
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korrekt gläubiger Hindu wird im Hinblick auf die klägliche Lage 
eines zu einer unreinen Kaste Gehörigen nur den Gedanken 
haben: er bat besonders viele Sünden aus früherer Existenz 
abzubüßen 146). Dies aber hat die Kehrseite: daß das Mitglied 
der unreinen Kasie vor allem auch an die Chance denkt, durch 
ein kastenrituell exemplarisches Leben seine sozialen Zukunfts- 
chancen bei der Wiedergeburt verbessern zu können. In diesem 
Leben gibt es einen Ausweg aus der Kaste, nach oben wenigstens, 


schlechterdings nicht. Denn der unentrinnbar abrollenden Kar- 


man-Kausalität entspricht die Ewigkeit der Welt, des Lebens 


und vor allem: der Kastenordnung. Keine echt hinduistische 
Lehre kennt einen »jüngsten Tag« Es gibt zwar nach weit- 
verbreiteten Lehren Epochen, in denen die Welt, wie bei der 
germanischen Götterdämmerung, zum Chaos zurückkehrt, aber 
nur um ihren Kreislauf alsbald wieder zu beginnen. So wenig 
wie die Menschen sind die Götter »unsterblich« Ja, nach einzelnen 
Lehren ist, da ein Mensch durch besonders hohe Tugend auch 
als ein Gott, z. B. als Indra, wiedergeboren werden kann, dieser 
eigentlich nur ein Name für wechselnde und fungible Persönlich- 
keiten. Daß der einzelne fromme Hindu die pathetischen Vor- 
aussetzungen dieser- die Welt in einen streng rationalen ethisch 
determinierten Kosmos umwandelnden Karmanlehre — der konse- 
quentesten Theodizee, welche die Geschichte je hervorgebracht 
hat — nicht immer in ihrem Gesamtzusammenhang vor Augen 
zu haben pflegte, ist für die uns interessierende praktische Wir- 
kung ohne Belang. Er blieb hineingebannt_in das Gehäuse, 
welches nur durch diesen ideellen Zusammenhang sinnvoll wurde 
und die Konsequenzen davon belasteten sein Handeln. Wenn 
das kommunistische Manifest mit den Sätzen schließt: sie: 
(die Proletarier) »haben nichts zu verlieren als ihre Ketten, sie 
haben eine Welt zu gewinnen« — so galt das gleiche für den 
frommen Hindu niederer Kaste. Auch er konnte »die Welt«, so- 
gar die Himmelswelt gewinnen, Kschatriya, Brahmane, des 
Himmels teilhaftig und selbst ein Gott werden, — nur nicht in 
diesem seinem jetzigen Leben, sondern in dem künftigen Da- 
sein nach der Wiedergeburt, innerhalb der gleichen Ordnungen 
dieser Welt. Die Ordnung und der Rang der Kasten waren 
ewig (der Idee nach), wie der Gang der Gestirne und der Unter- 








146) Dies berichtet denn auch Blunt im Census Report rot als cine ihm gegen- 
über mit Bezug auf die Chamar gemachte Aecußerung vornehmer Hindus. 
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schied zwischen den Tiergattungen und den Menschenrassen. 
Sinnlos wäre der Versuch sie umstürzen zu wollen. Die Wieder- 
geburt konnte ihn zwar hinab in das Leben eines »Wurms im 
Darm eines Hundes« führen, — aber je nach seinem Verhalten 
auch hinauf in den Schoß einer Königin und Brahmanentochter. 
Absolute Vorbedingung aber war in seinem dermaligen Leben die 
strenge Erfüllung seiner jetzigen Kastenpflichten, die Vermei- 
dung des rituell schwer sündhaften Versuchs, aus seiner Kaste 
treten zu wollen. Das »bleibe in deinem Beruf«, im Urchiisten- 
tum eschatologisch motiviert, und die »Berufstreue« überhaupt 
waren hier an den hinduistischen Wiedergeburts-Verheißungen 
verankert, so fest, wie keine andere »organische« Gesellschafts- 
ethik es je vermocht hat. Denn im Hinduismus knüpfte sie 
nicht an sozialethische Lehren von der Sittlichkeit der Berufs- 
treue und des frommen Sichbescheidens an, wie in den patriarcha- 


. len Formen des Christentums, sondern an die ganz persönlichen 


nn 


Heilsinteressen des Einzelnen. Sie setzte, neben den Aengsten 
vor magischen Folgen von Neuerungen, auch die denkbar höchste 
Prämie, welche der Hindu kannte, auf die Kastentreue. Der 
Handwerker, welcher nach den Vorschriften der Tradition treu 
arbeitet, im Lohn nicht überfordert, in der Qualität nicht be- 
trügt, wird nach der Heilslehre des Hinduismus — je nach dem 
Rang seiner gegenwärtigen Kaste — als König, als Edler usw. 
wiedergeboren. Dagegen gilt der oft zitierte Grundsatz der 
klassischen Lehre: daß »dieErfüllung der eigenen« (Kasten-) 


. »Pflicht selbst ohne Auszeichnung besser ist als das Erfüllen 


der Pflicht eines Anderen sei es auch in noch so ausgezeichneter 
Art: denn darin liegt stets Gefahr«. Vollends die Vernachlässi- 
gung eigener Kastenpflichten zugunsten von höheren Präten- 
sionen zieht unfehlbar Nachteile im jetzigen oder künftigen 
Leben nach sich. Die hinduistische Berufstugend war die tra- 
ditionalistischste Konzeption deı Berufspflicht, die überhaupt 
denkbar war. Die Kasten mochten mit bitterem Haß fremd 


"nebeneinanderstehen, — denn daß ein jeder sein Schicksal ver. 


dient« hatte, machte das bessere Schicksal des Anderen gewiß 
nicht erquicklicher für den sozial Benachteiligten: — Umsturz- 
gedanken oder das Streben nach »Fortschritt« waren auf diesem 
Boden undenkbar, so lange und so weit die Karman-Lehre uner- 
schüttert blieb. Gerade für die niederen Kasten, die durch 
rituelle Kasten-Korrektheit das Meiste zu gewinnen hatten, 
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war die Versuchung zu Neuerungen am geringsten und ihr noch 
heute oft besonders strenge Festhalten an der Tradition er- 
klärt sich auch aus der Größe der Verheißungen, die gerade lür 
sie durch eine Abweichung von ihr bedroht wurden. Auf dem 
Boden dieses an der Karman Lehre verankerten Kasten-Ritualis- 
mus war eine Brechung des Traditionalismus durch Rationali- 
sierung der Wirtschaft eine Unmöglichkeit. Wer aus dieser 
ewigen Kastenwelt, in welcher die Götter eigentlich auch nur 
eine, zwar über den Brahmanen, aber — wie wir sehen werden 
— unter den durch Askese mit magischer Kraft ausgestatteten 
Zauberern stehende Kaste bildeten, und aus dem unentrinn- 
baren Kreislauf der Wiedergeburt und des Wiedertodes heraus- 
wollte, der mußte aus der Welt selbst heraus in jene Hinter- 
welt, in welche die hinduistische »Erlösung« führte. Von der 
Entwicklung dieses indischen Erlösungsglaubens ist später ge- 
sondert zu reden. Hier beschäftigt uns vorerst ein anderes 
Problem. 

Wenn es klar ist, daß das für den Hinduismus Spezifische die 
Verbindung deransich auch sonst vorkommenden Karman- 
Theodizee mit der kastenmäßigen sozialen Ordnung ist, so muß 
gefragt werden: woher ist diese Kastenordnung, welche sich in 
dieser Art anderwärts g gar nicht oder doch nur in Ansätzen findet, 
gerade in Indien entstanden? Mit dem Vo behalt, daß bei der 
Meinungsverschiedenheit auch der ausgezeichnetsten Fach- 
Indologen über viele Punkte hier nur Vermutungen möglich 
sind, läßt sich darüber im Anschluß an frühere Ausführungen 
das Folgende sagen: 

Klar ist, daß bloße Berufsschichtung an und für sich eine so 
schroffe.Scheidung nicht aus sich gebären konnte. Daß leitur- 
gische Zunftgliederung sie erstmalig bewirkt hätte, ist nicht 
erweislich und nicht wahrscheinlich. Und die schr große Zahl 
der dem Ursprung nach ethnischen Kasten zeigt, daß zum 
mindesten Berufsgliederung allein den Zustand nicht erklärt, 
so stark sie mitgewirkt haben muß. Die Bedeutung ethnischer 
Momente neben den ständischen und ökonomischen ist außer 
Zweifel. 

Man hat nun, mchr oder minder radikal, die Kastengliede- 
rung einfach mit der Rassengliederung gleichsetzen wollen. 
Der älteste Ausdruck für »Stand« (varna) bedeutet »Farbe«. 
Die Kasten sind in der Tradition oft nach typischer Hautfarbe 
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geschieden: Brahmanen: weiß, Kschatriya: rot, Vaicya: gelb, 
Cudra: schwarz. Die anthropometrischen Untersuchungen, 
namentlich von Risley, haben typische Abstufungen anthropo- 
logischer Merkmale je nach der Art der Kasten ergeben. 
Der Zusammenhang besteht also. Man darf sich nur nicht etwa 
vorstellen: es sei die Kastenordnung ein »rassenpsychologischest 
Produkt, aus geheimnisvollen, im »Blut« liegenden Tendenzen 
der »indischen Scele« zu erklären. Oder: die Kaste sei der Aus- 
druck des Gegensatzes verschiedener Rassentypen oder ein 
Produkt einer »im Blut« liegenden »Rassen-Abstoßung« ), 
oder von »im Blut« liegenden Unterschieden der »Begabung: 
und Eignung für die einzelnen Kastenberufe. Die Rasse, oder 
richtiger, die Tatsache des Zusammenstoßens rassenverschiedenet 
und zwar — darauf kommt es soziologisch an — im äußeren 
Typus auffallend rassenverschiedener Völker in Indien ist für 


-e vm m —— t 


die Entwicklung der Kastenordnung von sehr erheblicher Be- 


deutung gewesen !#%). Aber man muß sie in richtiger Art in den 
Kausalzusammenhang einstellen. 

Die alte vedische Periode kennt nur den Gegensatz der 
Aiya und der Dasyu. Der Name Arya ist geblieben als 
Ausdiuck für das »Vornehme«, den »Gentleman«. Der Dasyu 
war der dunkelfaıbige Feind der eindringenden Eroberer, in 
seiner Zivilisation vermutlich ihnen mindestens ebenbürtig, 
burgensässig, auch politisch organisiert. Wie alle Völker von 
China bis Irland hat auch der arische Stamm damals seine Epo- 
che wagenkämpfender burgsässiger Ritter durchgemacht. Diese 
Ritterschaft heißt technisch »Maghavan«, »Gabenspender«. Die- 
jenigen, die sie so nennen, sind die heiligen Sänger und Zauberer, 


147) Solche Vorstellungen treiben auch in der Erörterung der nordameri- 
kanischen Neger-Probleme ihr Wesen. Was die angebliche snatürliche« Anti- 
pathie der Rassen gegeneinander anbelangt, so ist — wie mit Recht gesagt 
wurde — die Existenz mehrererMillionen von Mischlingen wohl ein ausreichen- 
des Dementi dieser angeblichen snatürlichens« Fremdheit. Die Blutsfremdheit 
gegenüber den Indianern ist mindestens so groß, wenn nicht größer; jeder Yankee 
aber sucht Indianerblut in seinem pedigrce nachzuweisen und wenn die Häupt- 
lingstochter Pocohontas für die Existenz aller der Amerikaner verantwortlich 
sein sollte, welche von ibr abstammen möchten, so müßte sie eine Kinderzabl 
wie August der Starke gehabt haben. 

138) Noch im 12. Jahrh. äußerte sich die ethnische Grenze zwischen A:iern 
und Dravidas am Indravati in der verschiedenen Sprache der Inschriften: die 
Verwaltung hielt an der Scheidung fest. Immerhin wird ein Ort mit Volk, swel- 
ches von überall her kame, also etlınisch gemischt, einem Tempel übergeben. 
(Ep. Ind. IX, 313.) 
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die von jenen Gaben abhängen, den Geber preisen, den Kargen 
verhöhnen und magisch’ zu schädigen trachten. Diese spielten 
schon damals, und zwar gerade bei den Ariern, eine gewaltige, 


“mit der Zeit offenbar zunehmende Rolle. »Wir und der Maghavan«, 


»unser Maghavan« heißt der Ausdruck von den Rittern, denen 
sich die Zauberer angeschlossen haben. Sie tıagen schon da- 
mals durch ihren Zauber außerordentlich viel zum militäri- 
schen Erfolg bei. Dies steigert sich nun in der Periode der Brah- 
manas« und der »Epen« zu ganz unerhörter Höhe. 
Ursprünglich ist der Uebergang zwischen den Krieger- 
und den Priester- ı-(Rischi-) Geschlechtern Dei Im Epos aber 
muß König. Vicvamithra Jahrtausende lang Askese üben, bis 
die Götter, in der Angst vor seiner magischen Macht, ihm die 
Brahmanenqualität verschaffen. Das Gebet des Bıahmanen 
verschafft dem König den Sieg. Der Brahmane steht turmhoch | 
über dem König. Er ist ein ritueller »Uebermensch« nicht nur, | 
sondern er steht an Gewalt gleich den Göttern und ein König 
ohne Brahmanen heißt einfach »ungeleitet«, denn die Leitung 
durch den purohita versteht sich von selbst. Die Realität stand 
mit diesen Ansprüchen vielfach noch im starken Widerspruch. 
In den Gebieten, welche die ritterliche Gesellschaft des frühen 
Mittelalters — der vorbuddhistischen Zeit — erobert hatte, 
dem heutigen Bihar etwa, dachte die Ritter- (Kschatriya-) 
Gesellschaft gar nicht daran, die Brahmanen als sozial gleich- 
berechtigt anzuerkennen. Erst die patrimonialen hinduistischen 
Großkönigreiche stützten sich im Legitimitätsinteresse auf sie 
und die islamische Eroberung zertrümmerte die politisch mili- 
tärische Macht der Kschatriya und stützte so die ihr selbst ver- 
haßte Brahmanenherrschaft, deren Prätensionen, wie sie die klassi- 
sche Literatur und die Rechtsbücher wiedergaben, nun stereo- 
typiert blieben. | 
Daß nun diese Priesterherrschaft gerade in die Bahnen der 
Kastenordnung einlenkte, hatte eine Reihe von Ursachen. 
Ethnische Gegensätze heften sich an Gegensätze des äußeren 
Habitus und der äußeren Lebensführung. Der auffallendste 
Gegensatz der äußeren Erscheinung ist aber nun einmal der 
Unterschied der Hautfarbe. Er hinderte, obwohl die Eroberer, 
um überhaupt genügend Frauen zu haben, sich solche aus den 
Unteiworfenen nahmen, doch, daß jemals eine Verschmelzung 
etwa nach Art der Normannen und Angelsachsen aufkam. In 
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der ganzen Welt setzen vornchme Geschlechter ihre Ehre darein, 


sich nur Gleichgeordnete als Werber um ihre Töchter gefallen 


en rer Ae we 


m nn 


zu lassen, während den Söhnen die Art der Befriedigung ihrer 
Geschlechtsbedürfnisse überlassen zu bleiben pflegt. Hier, 
und nicht in irgendwelchen mystischen »Rasseninstinkten 
oder unbekannten Unterschieden der »Rassenqualitätens, liegt 
der entscheidende Punkt der Einwirkung des Gegensatzes der 
Hautfarben: ein Konnubium mit den verachteten Unterworfenen 
kam niemals auf gleichem Fuß zustande. Der Mischling wenigstens 
aus Geschlechtsgemeinschaft von Töchtern der Oberschicht 
mit Söhnen der Unterschicht blieb sozial verachtet. 

Diese an sich feste, durch magische Scheu befestigte, Schranke 
mußte das Schwergewicht der Geburtsrechte, das Gentilcha- 
risma, auf allen Gebieten steigern und erhalten. Wir sahen, 


daß schlechthin alle Stellungen, welche unter der Herrschaft. 


magischen Geisterglaubens an den Besitz magischen Charismas 
geküpft zu sein pflegen: vor allem Autoritätsstellungen geist- 
licher und weltlicher Art, aber auch die Kunst der Handwerker, 
in Indien alsbald die Tendenz hatten, gentilcharismatisch, schließ- 
lich einfach: »erblich« zu werden, so stark, wie diese an sich nicht 
auf Indien beschränkte Erscheinung nirgends sonst in der Welt 
auftritt. Darin lag der Keim der Kastenbildung für diese Stel- 
lungen und Berufe. 

Zur eigentlichen Kastenbildung führte dies in Verbindung 
mit einer Anzahl äußerer Umstände. Die Okkupation des er- 
oberten Landes erfolgte durch gentilcharismatische Sippen 
und Phratrien, die sich dorfweise ansiedelten und die unter- 
worfene Bevölkerung nun entweder als Rentenzabhler oder als 
Dorfarbeiter, landwirtschaftliche oder gewerbliche Arbeiter, 
auf die Außenschläge und Wurthen oder auch in besondere 
Heloten- und Handwerker - Dörfer verwiesen, bald aber aus 
den gewerblichen Pariastämmen Arbeiter draußen ansiedelten. 
Sie selbst behielten das »Recht auf Land« in ähnlicher Art, 
wie die Spartiaten: als Recht auf Zuteilung eines rententragen- 
den Kleros.. Die in dieser äußerlichen Hinsicht bestehende 
Analogie der Stellung der Heloten im spartiatischen Staat mit 
der Lage der indischen Dorfhandwerker und unterworfenen 
Stämme muß man, so groß in anderen Hinsichten die Unter- 


" schiede waren, stets im Auge behalten, um die Kastenbildung 


zu verstehen. Als Gesamtheiten standen die dorfweise gesiedelten 
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. Eroberersippen und die Unterworfenen einander gegenüber. 


Die persönliche Sk Sklaverei verschwand an Bedeutung gegenüber 


jener wichtigen Erscheinung: daß der Unterworfene (Gudra) zwar ` 


Knecht war, aber prinzipiell : “als Knecht nicht eines Einzelnen, 

sondern der - Gemeinschaft der _Wiedergeborenen Salt, Die Er- 
oberer fanden ein gewisses, vermutlich ein nicht ganz uner- 
hebliches, Maß gewerblicher Entwicklung bei den unterworfenen 
Völkerschaften vor. Aber diese gewerbliche Entwicklung und 
der Absatz der Pıodrkte vollzog sich zunächst duıchweg nicht 
als lokale Berufsgliederung mit dem Markt und der Stadt als 
Mittelpunkt, sondern gerade umgekehrt durch Uebergang aus der 
Eigenwirtschaft des Hauses zum Absatz auf dem Wege der inter- 


lokalen und interethnischen Berufsspezialisierung. Wir kennen | 


das Gleiche in primitiver Foım massenhaft, z. B. durch Schilde- 


rungen von den Steinen’s aus Brasilien und anderer Forscher: 
die einzelnen Stämme, Stammesbruchteile, Dörfer, welche durch 
Nähe der Rohmaterialien oder der Flüsse und anderer Verkehrs- 
mittel oder durch zufällig erworbene und dann als Geheim- 
kunst erblich weitergepflegte gewerbliche Fertigkeit als Träger 
der »stammesgewerblichen« Absatzproduktion auftreten, be- 
ginnen, über immer weitere Gebiete hin die zunehmenden Ueber- 
schüsse ihres Hausfleißes abzusetzen; ihre spezialistisch ge- 
schulten Arbeiter gehen auf die Wanderschaft und siedeln sich 
weiterhin als Gastarbeiter zeitweise oder schließlich dauernd 
in fiemden Gemeinschaften an. In den allerverschiedensten 
Erdteilen und Gebieten, — selbstverständlich in schr erheblichen 
Spuren auch im antiken wie im mittelalterlichen Occident, — 
finden wir diese interethnische Arbeitsteilung. Wenn sie in 
Indien die Herrschaft behielt, so war daran wohl die schwache 
Entwicklung der Städte_und ihres Marktes schuld. Fürsten- 
burgen und Bauerndörfer blieben Jahrhunderte lang die Ab- 
satzstätten. Innerhalb der Dörfer der Eroberer aber erhielt sich, 
und zwar sicherlich infolge deı Gegensätze der Rassen, welche 
dem Gentilcharismatismus die entscheidende Stütze gab, der 
Zusammenhalt der Gemeinschaft der Eroberersippen, auch wo | 
diese schließlich gänzlich verbauerten. Und als der patrimonialisti- | 
sche Fiskalismus einsetzte, stärkte er diese Entwicklung. Es war 

für ihn bequem, einerseits nur mit einem verantwortlichen 

Steuerträger zu tun zu haben, andererseits die Gesamtheit der ` 
am Bodenbesitz vollberechtigten Dorfgenossen für das Steuer- ' 
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soll haftbar zu machen. Er knüpfte an die alten Herrendörfer 

an, überließ ihnen die Teilung der Feldmark und die Verfügung 

darüber nach ihrem Belieben und begnügte sich mit der Garantie 

des Aufkommens der Steuersumme durch solidarische Haftung 

aller Vollgenossen des Dorfes. Ganz ebenso haben vermutlich 

— denn erweislich ist das nicht — die unterworfenen Stänme 

mit spezialisierten Gewerben Pauschaltribute zu zablen gehabt 

Das festigte die überkommene Tewerbeverfassung. Die Städte 

waren durchweg herrschaftliche Festungen. In und bei ihnen 

| wurden — wie wir sahen — leiturgisch, also meist erblich, an 

ihren Beruf gebundene Hörige oder solidarisch steuerhaftende 

Verbände von Gastarbeitern oder Angehörigen der gewerbe- | 

treibenden Stämme angesiedelt und fürstlichen Aufsichtsbe- 

amten unterstellt. Die fiskalischen Lizenz- und Akziseinteressen | 
| 
| 
| 


— 


~- 
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haben zwar, sahen wir, eine Art von städtischer Marktpolitik 
nach Art des Occidents hervorgebracht. Und die Entwicklung 
städtischer Gewerbe und vor allem des städtischen Preiswerks 

= brachte Gilden und Zünfte, schließlich auch Gildenverbände, 

ı zum Entstehen. Aber das war eine dünne Schicht inmitten des | 
Meers der dörflichen Deputatisten und des Gastgewerbes und 
Gasthandels der Stämme. Die gewerbliche Spezialisierung blieb, | 
der Masse nach, in die Bahn der Gastvolksentwicklung gebannt. Ä 

In den Städten aber hinderte gerade in der breiten Schicht dei | 

Gewerbe die rassenmäßige und ethnische Fremdheit der Gasthand- 

handwerker gegeneinander die Entwicklung von Verbänden 

nach Art des occidentalen popolo. Nirgends, vor allen Dingen, | 
wurde eine Verbrüderung der Stadtbürgerschaft als solche | 

Träger der höchst entwickelten Wehrmacht nach Art der Pols 

der Antike und der Stadt wenigstens des südeuropäischen Mittel- | 

alters im Occident. Sondern an die Stelle der Ritterschaften | 
traten unmittelbar die fürstlichen Herren. Die Städte und ihr 

Bürgertum blieben infolge der apolitischen Eigenart der Er- | 

lösungsreligionen Indiens in aller Regel in ganz spezifischem 

Sinn unmilitärisch und religiös pazifistisch. 

Mit der Niederweriung der sozialen Machtstellung der Gilden 
durch das Fürstentum wurden die Ansätze einer Stadtentwick- 

‚ lung occidentalen Gepräges vertilgt, Brahmanenmacht _ und. 

; patrimoniale Fürstenmacht im Bunde stützten sich, dem konti- 

' nentalen Charakter Indiens entsprechend, auf die ländlichen 

| _ Organisationen als Heeres- und Steuerquellen. -Auf dem Lande 
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aiten Here: aber blieb die Entwicklung der gastvolksmäßigen Arbeitsteilung 
ond die fe und des Deputatistentums der alten Dorfhandwerker das Vor- 
mit dere herrschende. Die Städte hatten nur eine Vermehrung der Zahl 
Lisch Ez der Gewerbe und die Entstehung reicher Händler- und Preis- 
hen pe werker-Gilden gebracht. Nach dem Muster des jajmani-Prinzips 


nz der Brahmanen und der Dorfhandwerkeı gerieten auch sie in 
die Bahn der Kontingentieıung der Nahrungen und der erblichen 
Appropriation der Kundschaften. Wiederum war es der überall 


KI Ce 
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u — als selbstverständliches Prinzip bestehende Gentilcharismatismus, 
age der diese Entwicklung stützte. Die fürstlich verliehenen Mo- 
> : ncpole des interlokalen Handels führten in den gleichen Weg, 
oc da auch sie oft an Gasthandelsvölker anküpfen. Sippen- und ` 
Be Dorfexogamien und Gaststammesendogamien, und der Fort- | 
Es bestand der rituellen und kultischen, niemals durch Kultver- 
GER brüderungen von das Land beherrschenden autonomen Städte- 
SC bürgerschaften gebrochenen Abgesondertheit der Gaststämme 
SE gegeneinander gaben den Brahmanen die Möglichkeit, bei der 
p Bin 


rituellen Reglementierung det sozialen Ordnung die gegebenen 
Verhältnisse religiös zu stereotypieren. Sie selbst hatten, im 
Interesse ihrer eigenen zunehmenden, aus der alten Monopolisic- 
rung der magischen Qualitäten und magischen Zwangsmittel und 
der dafür erforderlichen Schulung und Bildung herauswachsenden 
Machtstellung, ein Interesse daran. Die Fürstenmacht lieferte 
\ ihnen die Machtmittel, die heterodoxen Erlösungsreligionen der 
ge Stadtbürger sowohl, wie die von den aufstrebenden vornehmen 
Sg Gilden und Zünften vielfach beibehaltenen oder auch neu ge- 
E schaffenen nichtbrahmanischen, aber Brabmanenrang bean- 
| spruchenden Stammes- und Berufspricster und die als Ueber- 
K 9 gıiff empfundene Autonomie dieser Verbände zu unterdrücken 149). 
Daß eine Schicht von Zauberern zu einem gentilcharismatischen 





u 19) Wie wichtig diese Seite der Sache war, zeigt sich darin, daß heute die 
Ss Opposition vornehmer Bürgerkasten gegen die Brahmanen gelegentlich wieder 
zu den Mitteln greift; ı. die Teilnahme am öffentlichen Tempelkult abzu- 
schaffen und sich auf den Hauskult zu beschränken; dadurch gewinnt der Einzelne 
die Wahl des ihm genchmen Brahmanen und es wird das höchst wirksame Macht- 
mittel der Fürsten und Brahmanen: Sperrung des Tempels, also eine Art »In- 
terdikt«, gebrochen; 2. aber und noch radikaler: eigene Priester aus der openen 
E Kaste auszubilden und an Stelle der Brahmanen zu verwenden. Ebendahin 
ax gehört ganz allgemein 3. die gegen die Autorität der Brahmanen gerichtcte 
x Tendenz, die Kastenangelegenheiten, auch rituelle, durch die panchayats 
oder vollends durch die modernen Kästenversammlungen zu erledigen, statt 
sich an einen pandit oder ein math (Kloster) um Entscheidung zu wenden. 
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Stande erwächst, ist ja nichts Indien Eigentümliches. Auch 
im hellenischen Altertum (Milet) finden wir gelegentlich eine 
Gilde der heiligen Tänzer inschriftlich als herrschenden Stand. 
Aber die Universalität der kultischen und rituellen Fremdheit 
der Gasthandwerker und -Stämme gegeneinander fehlte auf dem 
Boden der Polis-Verbrüderung. Die rein beruflich und also 
frei sich rekrutierenden Händler- und Handwerkerberufe blieben 
in Indien eine Teilerscheinung, darauf angewiesen, sich in ritueler 
Hinsicht den bei derüberwältigenden Mehrheit herrschenden Ge- 
pflogenheiten zu fügen. Dies zu tun lag um so näher, als gerade 
diese rituelle Schließung der Berufsverbände ihnen die Legitimität 
ihrer »Nahrungs«-Monopole absolut garantierte. Wie überall 
im Occident die Patrimonialbürokratie zunächst die Schließung 
der Zünfte und Gilden nicht hemmte, sondern förderte und im 
ersten Stadium ihrer Politik nur die Interlokalität mancher von 
diesen Verbänden an die Stelle der stadtwirtschaftlichen rein 
lokalen Monopole setzte, so auch hier. Das zweite Stadium der 
occidentalen Fürstenpolitik aber: das Bündnis mit dem Kapital, 
zur Steigerung der Macht nach außen, kam in Indien seines 
kontinentalen Charakters und des Ueberwiegens der beliebig 
erhöhbaren Grundsteuern wegen, nicht in Frage. 

Die Fürsten waren in der Zeit der Gildenmacht von den 
Gilden finanziell, stark abhängig gewesen. 

Die unmilitärische Schicht der Stadtbürger war aber 
nicht in der Lage, der Fürstenmacht zu widerstehen, wo diese, 
müde jener Abhängigkeit, die sie empörte, an Stelle der kapi- 
talistischen die leiturgisch-steuerliche Deckung der Verwal- 
tungskosten durchführte. Die patrimoniale Fürstenmacht setzte 
sich mit Hilfe der Brahmanen gegenüber dem in Ansätzen vor- 
handenen und zeitweilig, machtvollen Gildenbürgertum durch. 
Die religiöse Domestikation der Untertanen leistete die brahmani- 
sche Theorie dabei in unübertrefflicher Weise. Der Alleinherrschaft 
der Brahmanen selbst kam dann schließlich auch die herein- 


: brechende Fremdherrschaft zu gut. Ihre wichtigsten Kon- 


kurrenten: das Rittertum und die Reste der Gilden in den 
Städten, wurden von den Eroberern als politisch gefährlich jeder 
eigenen Macht entkleidet. Die Machtstellung der Brahmanen 
andererseits wuchs, nachdem die Eroberer sich nach einer Epoche 
fanatischen Bildersturms und energischer islamischer Propaganda 
mit dem Fortbestand der hinduistischen Kultur abfanden, 
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wie ja überall unteı der Fremdherrschaft die theokratischen 
Mächte für die Unterworfenen die gegebene Zuflucht, für die 


fremden Herren aber das gegebene Domestikationsmittel ge- 


wesen sind. Die rituell geschiedenen Gast- und Pariastämme 
wurden nun, mit zunehmender Stabilisierung der ökonomischen 
Verhältnisse, zunehmend in die sich — aus den früher erwähnten 
Motiven — zunehmend ausbreitende Kastenordnung eingeglie- 
dert, welche so zu jenem universell herrschenden System wurde, 
das wir in dem Jahrtausend vom 2. Jahrhundert unserer Zeit- 
rechnung bis zum Beginn der islamischen Herrschaft in unauf- 
haltsamer, durch die Propaganda des Islam verlangsamter, 
aber doch sich immer weiter fortsetzender, Ausdehnung finden. 
Als geschlossenes System ist es ein Produkt konsequenten brah- 
manischen Denkens und hätte ohne den intensiven Einfluß der 
Brahmanen, als Hauspriester, Respondenten, Beichtväter und 
Ratgeber in allen Lebenslagen und als ihrer Schreibkunst 
wegen mit Beginn der bürokratischen Regierung steigend ge- 


suchte fürstliche Beamte wohl niemals die Herrschaft gewonnen. | 


Aber die Bausteine lieferten die alten Zustände Indiens: die inter- 
ethnische Ar Arbeitsspezialisierung und die Entstehung massen- 
batter Gast- und Pariavölker, die Organisation des Dorfgewerbes 
auf der Grundlage des erblichen Deputathandwerks, der Binnen- 


) 
í 


-æ e 


handel in den Händen von Gaststämmen, die quantitativ schwa- : 
che städtische Entwicklung und das Einlenken der Berufs- ` 


spezialisierung in die Bahnen erblicher Ständescheidung und 
erblichen Kundschaftschutzes. 


Nur daneben wirkten wohl ` 


auch Ansätze leiturgischer und fiskalischer Berufsbindung durch 


die Fürsten, stärker aber deren Legitimitäts- und Domesti- 


kations-Interesse daran: mit den Brahmanen gemeinsam die ` 
nun schon eingelebte heilige Ordnung zu wahren, an deren Festi- 


gung. Alle übrigen von diesen einzelnen Entwicklungsmomenten 
wirkten, als einzelne, auch anderwärts. 
sie alle zusammen mit der besonderen Lage Indiens: ein Er- 
oberungsgebiet mit unauslöschbaren äußerlich schroff in der 
Hautfarbe hervortretenden Rassengegensätzen zu sein. Neben 
der sozialen rief dies auch die magische Ablehnung der Gemein- 
schaft mit den Fremden weit stärker als irgendwo sonst auf den 
Plan und trug dazu bei, das Charisma der vornehmen Sippen 
und die Schranken zwischen den ethnisch freınden unterworfenen 


Stämmen, Gastvölkern und Pariastämmen und den Herrenschich- 
Archiv für Sozialnissenschaft und Sozialpolitik. 41. 3. 43 


H 


Nirgends aber trafen 
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tenauch nach endgültiger Einordnung der ersteren in die lokale 
Wirtschaftsgemeinschaft unübersteiglich zu machen oder zu erhal- 
ten. Individuelle Aufnahme in die Handwerkslehre, in die Tausch- 
gemeinschaft auf dem Markt, in das Bürgerrecht, alle diese Er- 
scheinungen des Westens entwickelten sich entweder gar nicht 
oder schwanden wieder gegenüber dem Schwergewicht der zuerst 
ethnischen, dann kastennrüßigen Gebundenheit. 

Noch einmal aber: ohne den penetranten, alles beherr- 
schenden Einfluß der Brahmanen würde dies in aller Welt seines 
Gleichen nicht findende soziale System in seiner Geschlossen- 
heit nicht entstanden oder doch nicht herrschend geworden 
und geblieben sein. Längst che es auch nur den größeren Teil 
Nordindiens erobert hatte, muß es als Gedankengebilde fertig 
gewesen sein. Die in ihrer Art geniale Verknüpfung der Kasten- 
legitimität mit der Karmanlchre und also mit der spezifisch 
brahmanischen Theodizee ist schlechterdings nur ein Produkt 
rational ethischen Denkens, nicht irgendwelcher ökonomischer | 
»Bedingungen«. Und erst die Vermählung dieses Gedanken- | 
produkts mit der realen sozialen Ordnung durch die Wieder- | 
geburtsverheißungen gab dieser Ordnung die unwiderstehliche 
Gewalt über das Denken und Hoften der in sie eingebetteten | 
Menschen, das feste Schema, nach dem die Stellung der einzel- | 
nen beruflichen Gruppen und Pariavölker religiös und sozial 
| geordnet werden konnte. Wo diese Verküpfung fehlte, da konnte 
— wie bei dem indischen Islam — die Kastenordnung äußerlich 
übernommen werden: sie blieb ein caput mortuum, brauchbar 
zur Festigung der ständischen Differenzen, Vertretung ökono- 
mischer Interessen durch das mitübernommene panchayat, und 
vor allem: Anpassung an die zwingenden Einflüsse der Um- | 
gebung, aber ohne den »Geist«, der sie auf ihren genuinen reli- | 
giösen Nährboden beseelte. Weder hätte sie dort entstehen | 
können noch entfaltete sie in gleicher Intensität jene Wirkungen | 
auf die »Berufstugend«, welche den hinduistischen Berufskasten | 
eigentümlich sind. Die Census Reports 150%) ergeben deutlich, | 
daß den islamischen Kasten einige der allerwichtigsten Eigen- | 
tümlichkeiten des hinduistischen Kastensystems fehlen: vor | 
allem die situclle Befleckung durch Kommensalität mit einem | 
Ungenossen, mag die Meidung der Kommensalität, wie schließlich | 
doch auch der Ausschluß des geselligen Verkehrs zwischen den 

150) Vgl. z. B. C. R. für Bengalen 1911, Part. I, $ 958 p. 495. 
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sozialen Schichten bei uns, ziemlich streng festgehalten werden. 
Die rituelle Betleckung muß aber fehlen, weil die religiöse Gleich- 
heit der Bekenner des Propheten vor Allah sie ausschließt. 
Auch die Endogamie besteht zwar, aber mit weit geringerer 
Intensität. Die sogenannten islamischen »Kasten« sind wesent- 
lich »Stände«, keine Kasten im vollen Sinn. Und vor allem: 
die spezifische Verankerung der »Berufstugend« an der Kaste 


fehlte, ebenso wie die Autorität einer Brahmanenkaste. — Das) 


Prestige der Blahmanen nun, welches hinter dieser Entwicklung 
stand, ist teils rein magischer Art, teils aber bedingt durch ihre 
Qualität als einer besonders gearteten vornehmen Bildungs- 
schicht. Wir müssen auf die Eigenart dieser Bildung und deren 
Entstehungsbedingungen noch einen Blick werfen. — Dies auch 
aus einem anderen Grunde. 

So sicher und eindeutig das Kastensystem und die Karman- 
lehre den Einzelnen in einen klaren Pflichtenkreis einbettete und 
ein so abgerundetes, metaphysisch befiiedigendes Bild der Welt 
sie darbot, so furchtbar konnte diese ethisch rationale Welt- 
ordnung empfunden werden, wenn der Einzelne begann, nach 
dem »Sinn« seines Lebens innerhalb dieses Vergeltungsmechanis- 
mus zu fragen. Die Welt und ihre kosmische und soziale 
Ordnung war ewig und das einzelne Leben nur ein Fall aus einer 
sich in alle Unendlichkeit der Zeit hinein wiederholenden Reihe 
von Leben der gleichen Seele und deshalb letztlich etwas un- 
endlich Gleichgültiges. Die indische Vorstellung von Leben 
und Welt wendete sich gern dem Bild eines ewig um sich selbst 
rollenden »Rades« von Wiedergeburten zu, — welches sich übri- 
gens, wie Oldenberg bemerkt hat, auch in der hellenischen 
Philosophie gelegentlich findet. Es ist kein Zufall, daß Indien 
keinerlei nennenswerte Geschichtsschreibung entwickelt hat. 
Dazu war der Akzent des Interesses, der auf die jeweilige Ge- 
staltung der politischen und sozialen Verhältnisse fiel, weitaus 
zu schwach für den Blick des über das Leben und seine Vorgänge 
Nachsinnenden. Der Glaube an die klimatisch bedingte »Ent- 
schlaffung« als Grund der angeblichen indischen Tatenfremd- 
heit ist ganz unbegründet. Kein Land der Erde hat den wilde- 
sten Krieg in Permanenz, die rücksichtsloseste Eroberungs- 
sucht in voller Ungehenimtheit so ausgiebig gekannt wie Indien. 

Aber für Je denkende ann mußte ein solches 
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sinnlos und unerträglich erscheinen. Und zwar ist es wichtig, 
‘sich klar zu machen: daß nicht in erster Linie das stets neue 
Leben auf dieser trotz allem doch schönen Erde es war, was ge- 
fürchtet wurde, sondern: der stets neue unentrinnbare Tod. 


| Immer wieder wurde die Seele verstrickt in die Interessen de 
' Daseins, mit allen Fasern ihres Herzens gekettet an Dinge und, 
vor allem, an geliebte Menschen, — und immer erneut sollte sie 


` sinnlos von ihnen losgerissen und durch Wiedergeburt in andere 


unbeBanne Beziehungen verstrickt werden, mit dem gleichen 
| Schicksal vor sich. Dieser »Wiedertod« war, wie zwischen den Zei- 
len mancher Inschriften und auch der Predigten Buddhas und 
anderer Erlöser erschütternd zu spüren ist, das, was in Wahrheit 
gefürchtet wurde. Die allen Erlösungsreligionen des Hinduis- 
mus gemeinsame Frage ist: wie kann man dem »Rade« der 
Wiedergeburt und damit, vor "allem, des stets neuen Sterbens 
entrinnen: Erlösung vom ewig neuen Tode und deshalb Erlösung. 
vom Leben, Welche Wege der Lebensführung und mit welchen 


Wirkungen für das Handeln aus dieser Fragestellung geboren 
wurden, müssen wir nun betrachten. 
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Hinauf mit den Bankraten! 


Von 


KNUT WICKSELL. 


Wenn in dieser furchtbaren Tragödie des TEE 
ein komisches Moment überhaupt denken ließe, so wäre es ge- 
wiß die Geschichte des Geldwesens während des Krieges. Nicht 
als ob die betreffenden Erscheinungen nicht auch ihre traurigen, 
sehr traurigen Seiten hätten — dessen wird man gewiß, vor allem 
nach dem Kriege, gewahr werden. Das scherzhafte aber liegt 
darin, daß uıplötzlich, wie durch gemeinsame Vereinbarung, das 
mühsam erreichte System des allgemeinen Goldstandards, bzw. 
Goldwechselstandards, übeı den Haufen geworfen wurde, um 
jener an das Mittelalter oder die Antike erinnernden An- 
sammlung von ängstlich überwachten Goldschätzen Platz zu 
machen; daß die internationalen Wechselkurse, die seit Jahr- 
zehnten nur noch zwischen den Goldpunkten um Pari herum 
oscillierten, um Auıbitrageoperationen überhaupt zu ermögli- 
chen, von jetzt an jeder rationellen Regelung entbehren mußten 
und ihrem eigenen freien Lauf wie am allerersten Beginn des zwi- 
schenstaatlichen Wechselverkehrs überlassen wurden; schließ- 
lich daß die, wenn auch sehr ungenügend, doch einigermaßen 
von Jahr zu Jahr bewirkte Erhaltung des allgemeinen Stands 
der Warenpreise in wilde Preistreiberei veıwandelt wurde; m. 
a. W.: darin, daß die durchsichtige Klarheit der Theorie und Pra- 
xis des Geldwesens, wie diese Adam Smith und Ricardo vor- 
schwebte und seit einem Jahrhundert immer mehr verwirklicht 
wurde, ohne jede Vorbereitung, jeden Uebergangszustand, in 
das mystische Halbdunkel des Merkantilismus — oder sagen wir 
Neomerkantilismus — übergegangen ist. 
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Ein Hegel würde sich vielleicht an jenem schroffen Wechsel 
von Gegensätzen erfreut haben, aber auch er würde schwerlich 
imstande gewesen sein, aus dieser sonderbaren Antithese zwi- 
schen den Eıgebnissen jahrhundertlanger Gedankenarbeit einer- 
seits und der — jedenfalls m. E. — reinen Gedankenlosigkeit 
andererseits eine brauchbare Synthese zu bilden. 

Wenn am Anfang des Krieges irgend ein Schlaukopf auf die 
Idee gekommen wäre, man solle ein spezielles Kriegspfund 
bzw. Kıiegsmeter einführen, die an Gewicht oder 
Länge nuı die Hälfte von den sonst üblichen Maßeinheiten be- 
tragen sollten, um so die Vorräte von Lebensmitteln, Textil- 
stoffen usw. ausgiebiger zu gestalten, so würde sicher alle Welt 
dies als kompletten Unsinn erklärt haben. Allein dieses Unsinns 
oder jedenfalls eines ganz analogen, haben sich tatsächlich mit 
Ausnahme von England — und auch diese Ausnahme ist nicht 
ganz rein — sämtliche Länder Europas, kriegführende oder neu- 
trale, auf dem Gebiete des Geldwesens in rührender Eintracht 
schuldig gemacht. Schließlich handelt es sich ja auch in diesem 
Falle nur um einen Maßstab, nämlich des Tauschwerts von Waren 
und Leistungen; kann es denn von irgend einem Nutzen gewesen 
sein, diesen Maßstab, statt überall gleichförmig, jetzt mehı von 
Oıt zu Ort veränderlich und schwankend zu gestalten, sowie über- 
haupt seine Größe um ein Drittel bzw. um die Hälfte herabzu- 
setzen ? 

War es überhaupt notwendig die Einlösung der Noten gegen 
Gold einzustellen? Ich habe in den letzten Wochen sehr viele 
Männer des Fachs, praktische wie theoretische Autoritäten in 
Deutschland und Oesterreich darüber gefragt; fast überall be- 
kam ich die nämliche Antwort: unbedingt notwendig. Nur ein 
österreichischer Nationalökonom, der doch seit Jahren die wissen- 
schaftliche gegen die publizistische Laufbahn vetauscht hat, 
war der entgegengesetzten Meinung. 

Unbedingt notwendig — weshalb? Weil sonst die Metall- 
kassen der Banken, so wurde mir versichert, in kürzester Zeit 
erschöpft worden wären und das Geld in Pıivatkassen thesau- 
riert, bzw. als Zahlmittel gegen das Ausland verwendet worden 
wäre. M. E. wäre dies kein großes Unglück gewesen. Aller Er- 
fahrung nach wären die thesaurierten Gelder bald wieder in den 
Verkehr getreten, teils als Depositen in den Banken, teils als Zah- 
lung von Darlehen an den Staat. Uebrigens ist die Thesaurierung 


a ein. 
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keine Ursache von. Entwertung des Geldes, sondern wirkt 
offenbar in der gerade entgegengesetzten Richtung ein. Was aber 
den Abfluß des Geldes an das Ausland betrifft, so ist es wenig 
denkbar, daß die kolossalen Goldschätze Europas sämtlich an 
das Ausland — das heißt wohl in casu an Amerika — geflossen 
wären; wenn aber so etwas für dieses oder jenes Land in Frage 
gekommen wäre, wäre es nach meiner Auffassung nur ein Zeichen 
dafür, daß das betreffende Land z. Z. eine bessere Anwendung 
für ausländische Waren als fürs Gold hätte, was an sich nicht 
Wundeı nehmen könnte, da das Gold ausgerechnet die einzige 
Substanz bildet, die im Kriege nicht verbraucht wird. 

P. Leroy-Beaulieu, dem ein starker praktischer Sinn nicht 
abgesprochen werden darf, hat neuerdings in einer Diskussion 
in der Société d’ économie politique auf die große Erleichterung 
hingewiesen, die für die französische Volkswirtschaft z. Z. ent- 
stehen würde, falls die vier Milliarden Frcs. Gold von der franzö- 
sischen Bank gegen eben so viel Banknoten ausgezahlt werden 
könnten, um später im neutralen Ausland gegen Waren vertauscht 
zu werden. | 

Aber gesetzt, daß man dies als zu »gefährlich« ansieht, bzw. 
daß man die gesetzmäßige Notendeckung als das Palladium be- 
trachtet, das im sonstigen völligen Schiffbıuch der Notengesetz- 
gebung oder der Praxis der Notenbankpolitik gerettet werden 
muß, weshalb dann nicht mit doppelter Energie zu dem Mittel 
greifen, das bisher stets dazu diente, sowohl die intervalutarischen 
Verhältnisse zu regeln, wie auch (wenngleich leider, wie gesagt, 
in ungenügender Weise) um allzu grelle Veränderungen in dem 
allgemeinen Stand der Warenpreise zu steuem; ich meine die 
Diskontschraube. »Nein«, sagte man mir, »dieses Mittel ist gut 
in Friedenszeiten, während des Kıiegs hat es sich dagegen als 
völlig unwirksam erwiesen«. Wieso — erwiesen ? Daß man dieses 
Mittel nirgends, auch in England nicht, zur Anwendung gebracht 
hat, daß vielmehr die Diskontsätze sämtlicher Zentralbanken, 
etwa wie ein alter Datumzeiger, de außer Gebrauch gesetzt 
wurde, während fast der ganzen Kriegszeit vollkommen unver- 
ändert geblieben — das ist doch wahrhaft kein Beweis dafür, daß 
es nicht mit Erfolg hätte angewendet werdenkönnen. 

Der betreffende Punkt ist zu wichtig, um nicht in eingehen- 
der Weise. erörtert werden zu dürfen. Die Diskontschraube hat 
zwei Aufgaben, einmal die Valuta des betreffenden Landes auf 
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Parität mit derjenigen anderer Länder zu bringen und zu erhalten, 
dann, was allerdings weniger einleuchtend ist und übrigens unter 
den jetzigen Verhältnissen (auch im Frieden) nur teilweise be- 
werkstelligt werden kann, das Warenpreisniveau zu regeln. 

Die erste dieser Aufgaben erfüllt sie, was allgemein aner- 
kannt zu werden pflegt, unter normalen Umständen in glänzender 
Weise. Zwar behauptet man vielfach, daß dieses Ziel auch in a n- 
derer Weise erreicht werden könnte; in den meisten Fällen 
dürfte es sich jedoch dabei — was hier nicht näher erörtert wer- 
den soll — nur um eine verkappte Anwendung der Zinspolitik 
handeln. Jedenfalls wird,-soviel ich weiß, kaum von irgend einer 
Seite verneint, daß eine Diskonterhöhung unter gewöhnlichen 
Umständen stets in der Richtung einer Valutaverbesserung 
wirkt. Nun sind allerdings die Verhältnisse eines kriegführenden 
Landes in sofern ungewöhnlich, als es meistens viel mehr 
Waren einführen muß, als es auszuführen imstande ist. Wenn 
die hierdurch entstehende Differenz nicht sofort durch Goldsen- 
dungen beglichen wird, so ist, so wurde vielfach behauptet, die 
notwendige Folge davon, daß die ausländischen Wechselkurse 
des Inlandes in die Höhe schnellen. Man vergißt aber dabei, wie 
mir scheint, daß jene Differenz doch auch so in irgend einer Weise 
ausgeglichen werden muß, und auch wird. Wenn ein Land weder 
mit Waren noch mit Gold zahlen kann oder will, so zahlt es selbst- 
verständlich mit Schuldverschreibungen auf längere oder kür- 
zere Zeit, bzw., was eigentlich dasselbe ist, mit Export von Wert- 
papieren. Sobald dies aber geschehen ist, ist die Zahlungsbilanz 
wiederum ins Gleichgewicht gebracht, ein Ueberschuß deı Nach- 
frage nach Auslandswechseln über deren Angebot besteht nicht 
mehr, die Ursache der Erhöhung der Wechselkurse ist also jetzt 
verschwunden. Dies ist eine alltägliche Er:cheinung. Z. B. in den 
skandinavischen Ländern oder jedenfalls in Schweden kamen 
in den letzten 15 Jahren Goldsendungen an das Ausland in nen- 
nenswertem Betrag überhaupt niemals vor, außer etwa im 
Herbste des Jahres 1907, infolge des bekannten amerikanischen 
»Goldsaugens«, da wir tatsächlich einige Millionen Kr. Gold »ver- 
loren«, die aber bald zurückkehrten. Es muß aber während dieser 
langen Zeit sehr oft vorgekommen sein, daß unsere Handels- 
bilanz dem Auslande gegenüber im Defizit war; mit was zahlten 
wir denn? Selbstverständlich mit Schuldverschreibungen bzw. 
Wertpapierexport aüf längere oder kürzere Zeit. Tatsächlich 
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dürfte der Verlauf der Dinge, jetzt während des Krieges, der fol- 
gende gewesen sein. Die bedauerliche Erhöhung der Wechsel- 
kurse in fast allen kriegführenden Ländern war allerdings zu- 
nächst die unmittelbare Folge der verschlechterten Handels- 
bilanz, aber zugleich und vor allem ein Mittel — und solange 
ein anderer und besserer Ausweg nicht gewählt wuıde, das einzige 
Mittel — zur Erreichung jenes Gleichgewichts der Zahlungs- 
bilanz, die doch so wie so zustande kommen muß. Es dürfte dies 
ohne weiteres klar sein. Die Wertpapiere des Inlandes, mögen 
sie nominell gar nicht im Kurse gesunken, oder sogar leise ge- 
stiegen sein, werden, im ausländischen: Gelde berechnet, um so 
billiger, je mehr die Valuta des Inlandes schon gesunken ist. 
Das Ausland macht somit durch den Erwerb dieser Wertpapiere 
ein hinreichend vorteilhaftes Geschäft, um das etwaige hiermit 
verbundene Risiko als gedeckt erscheinen zu lassen. 

Genau derselbe Zweck aber, und zwar in beiderseits viel 
ersprieBlicherer Weise hätte erreicht werden können, wenn das be- 
treffende Land vom Anfang an eine genügende Erhöhung 
ihres Bankdiskonts hätte eintreten lassen. Wäre dies 
geschehen, so hätte ja das Defizit in der Handelsbilanz ebenso- 
gut durch Wertpapierexport beglichen werden können, und 
zwar unter Erhaltung der Valutaparität 
(auch ohneirgend welche Geldsendungen). Gott bewahre! rief man 
mir zu, nicht im geringsten; wenn wir unseren Diskont noch so 
sehr erhöht hätten, hätte das neutrale Ausland uns deshalb nicht 
mehr Geld geborgt! Nicht mehr, vielleicht, aber eben so viel, 
und das ist hier die Hauptsache, denn geborgt hat ja tat- 
sächlich das Ausland alle jene Waren, die nicht mit den Waren des 
Inlands (oder mit Gold) bezahlt worden sind. 

Wenn z. B. die österreichisch-ungarische Bank, statt ihre 
Diskontrate, die im allerersten Anfang des Krieges tür 3 Wochen 
— sage und schreibe drei Wochen — auf 8%, gebracht wurde, 
dann auf 6% und später auf 5% ermäßigt wurde — natürlich 
im Interesse der notleidenden Industrie! — jene Rate von allem 
Anfang an oder nach und nach auf fünfzehn Prozent erhöht 
hätte!),sohättenja»thceoretisch« alle österreichischen Wert- 


1) Daß die betreffende Ziffer von mir nicht gänzlich aus der Luft gegriffen 
wurde, wird sich später zeigen. Man beachte auch die in The Economist 
vom 18. Dezember 1915 erwähnten, dort aber wohl zu niedrig berechneten, 
effektiven Zinssätze, zu welchen z. Z. auf dem New-\orker Markte 
deutsche, Österreichische und ungarische Waren feilgeboten werden. 
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papiere, die ein gewisses Zinseinkommen verbürgen, im Kurse 
um zwei Drittel, also auf ein Drittel ihres normalen Werts sinken 
müssen, und zu diesem Preis glaube ich garantieren zu kön- 
nen, daß die meisten derselben nicht nur im neutralen Auslande 
sondern auf Umwegen oder Schleichwegen sogar im Feindesland 
hätten Käufer finden können, auch ohne irgendwelche Verbil- 
ligung der österreichischen Valuta. Praktisch und tatsächlich 
würde wohl der Kurzstuız lange nicht so stark gewesen sein, an- 
genommen aber, er hätte die Hälfte des »theoretisch« gefor- 
derten Betrages, somit ein Drittel oder 33%, ausgemacht, 
so wäre er dennoch hinreichend groß gewesen, um die tatsächliche 
Verschlechterung der österreichischen Valuta aufzuwiegen und 
somit jene Verschlechterung unnötig zu machen d. h. ihr gänz- 
lich vorzubeugen ?). 

Aber, wird man mir erwidern, nach dieser Berechnung — 
ihre Richtigkeit im übrigen vorausgesetzt — hätte ja auch der 
österreichisch-ungarische Staat das ihm nötige Geld nur zu ent- 
sprechenden, unerschwinglich hohen Zinsen borgen können — 
wer möchte im Ernste so etwas verlangen oder vorschlagen. Sehr 
schön, zu welchem Preis borgt denn tatsächlich heute dieser 
Staat sein nötiges Geld? Zu 5%, oder 6%? Aber ich bitte, nur 
nominell, die Anleihen geschehen ja in einer Valuta, die nicht nur 
gegenüber dem Golde (oder der Valuta der eventuell goldzahlen- 
den Länder) sondeın noch mehr gegenüber dem Gros der übrigen 
Waren stark gesunken ist. Die stillschweigende beiderseitige 
Voraussetzung dabei ist doch hoffentlich, daß nach dem Kriege 
Vorkehrungen getıioffen werden sollen, um die österreichische 
Kıone wieder in Parität zu bringen; sowie auch, daß die Waren- 
‚preise allmählich ihren normalen Stand wieder einnehmen werden. 
Dieser voraussichtliche Valutagewinn muß doch offenbar der 
nominellen Zinsrate zugeschlagen werden. Wer z. B. im November 
1914, als die Getreidepreise schon sehr stark, sagen wir um 50% 
gestiegen waren, der glückliche Inhaber eines Weizen- und Rog- 
genvorrats war, konnte diesen Vorrat gegen 51, %,ige Staats- 
scheine vertauschen, die in fünfeinhalb Jahren eingelöst werden 


a re nn 





2) Es konnte der obige Gedankengang hier nur in den allergröbsten Zügen 
angedeutet werden. Offenbar sind dabei mehrere wichtige Details zu berück- 
sichtigen, die jedoch alle, so viel ich ersehen kann — z. B. das oben erwähnte 
Risiko des Darleihers im Falle einer gesunkenen und unsicheren Valuta — 
das Hauptargument nur noch verstärken würden, 
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he müßten 2. Falls zum letzteren Zeitpunkte die Getreidepreise, 
auch in Oesterreich, normal geworden sind, hat also der betref- 
fende Geldgeber — in Getreide, d.h. in Realien gerechnet — vom 
Staate nicht etwa 54,, sondern beiläufig 15 %, Zins auf das geborgte 
Kapital erhalten. Der Staat hätte also ebensogut jene 15% ohne 
: Umschweife zu zahlen sich verpflichten können — falls er in 
KE der Lage gewesen wäre seine Bedürfnisse während des Krieges 
nur zu den gewöhnlichen Preisen beziehen zu können. — 

Ich komme hiermit auf die weit schwierigere Frage über den 
Einfluß des Geldzinses auf die Warenpreise, und besonders auf 
die Frage, in wie weit die unerhörte Teuerung während des Krie- 
= ges auf jene ausgebliebene Diskontsteigerung der Zentralbanken 
= zurückgeführt werden darf. 
= Zunächst ist es klar, daß die Regelung, in spezie die Ernie- 
drigung, der Warenpreise nicht die Sache einer einzelnen Bank 
oder einmal der Banken eines einzelnen Landes sein kann Dies 
würde jedenfalls erfordern, daß das betreffende Land seine Geld- 
werteinheit ganz ohne Hinsicht auf die Valuta der übrigen Län- 
der — somit unter Preisgebung der intervalutarischen Geld- 
politik — für sich allein bestimmen würde. Unter dieser Vor- 
aussetzung wäre die Sache allerdings möglich, sei es einfach durch 
Vermehrung des Goldgehalts der Münze, sei es — unter Einstel- 
lung der freien Goldprägung — durch zweckmäßige Verminde- 
rung der Zahl der umlaufenden Noten, die dann natürlich, neben 
den nur in begrenzter Zahl vorkommenden Goldmünzen, das ein- 
zige gesetzliche Zahlungsmittel des Landes ausmachen würden. 

Unter den tatsächlichen Umständen dagegen kann von einer 
Beeinflussung des Preisniveaus seitens der Banken nur dann die 
Rede sein, wenn sämtliche oder doch die meisten Banken eine 
gleichförmige — aber deshalb nicht identische — Diskontpolitik 
innehalten, sei es aus freien Stücken, sei es, was während des Krie- 
ges allerdings nicht leicht möglich wäre, in gemeinsamer Verein- 
baıung; und auch diese Beeinflussung muß notwendigerweise 
eine unvollkommene sein, solange die freie Goldpiägung aufrecht 
erhalten bleibt. 

Man hat viel darüber gestritten, nicht am wenigsten wäh- 
rend des Krieges, in wie weit der vermehrte Notenumlauf 
der Grund oder vielmehr die Folge der Preissteigerung_ ge- 


setet 


jure 


ward 





3) Siehe hierüber den interessanten Aufsatz von W. Federn, Oesterreich- 
Ungarns Geldbeschaffung im Krieg (Der österr, Volkswirt, 27. November 1915). ` 
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wesen sei. Die Frage scheint mir eine ziemlich müssige zu sein, 
weder das eine noch das andere ist m. E der Fall, sondern die Teue- 
rung und, deı Regel nach, auch die Vermehrung der umlaufenden 
Noten sind beide als Folgen des allzu billigen Kre- 
dits, welcher von den Notenbanken bewilligt wird, zu betrach- 
ten, der sich dem Staate gegenüber fast zur tatsächlichen Unent- 
geltlichkeit der Darlehen steigert, in dem der nominell geforderte 
Zins größtenteils durch Notensteuer od. dgl. in Wegfall kommt oder 
auch, wie in Frankreich, die Bank nur ein Prozent Zins erhält, 
was lediglich ihren Unkosten für die Verfertigung, Erhaltung 
usw. derneuen Noten entsprechen dürfte. Ich sage, daB eine No- 
tenvermehrung dann in der Regel eintritt, denn tatsächlich 
kann jaauch, wie dies während des Krieges vielfach geschehen ist, 
eine allzu umfangreiche Notenemission durch ein System von 
Girierungen vermieden werden, so daß in bekannter 
Weise der schnellere Umlauf des Geldes die fehlende Menge er- 
setzt. Aber dies sind unwichtige Details, das einzig belangreiche 
ist vielmehr , wie gesagt, die Kreditbedingungen seitens der mab- 
gebenden Banken. Sind diese allzu niedrig, so wird eben mehr 
Bankkredit in Anspruch genommen, sowohl vom Staate wie von 
Privatleuten. Die Nachfrage nach Waren und Dienstleistungen 
seitens der Geldbesitzer (the moneyd demand) eıhöht sich im 
Verhältnis zum Angebot; alle Preise müssen steigen. Und zwar 
ist diese Preissteigerung keine nur einmalige, im Gegenteil, so- 
bald das allgemeine Preisniveau schon erhöht worden ist, wird 
nun dieses als Grundlage für alle weiteren Kalkulationen dienen 
müssen; verbleibt also der Bankzins in diesem allzuniedrigen 
Stande, so tritt bald eine zweite Preissteigerung ein usf. Das 
entgegengesetzte von diesem allem wäre die Folge einer allzuhohen 
Zinsrate. 

In welchem Sinne aber, kann man fragen, werden hier die Worte 
yallzuhoch« und »allzuniedrig« gebraucht. In meinen Geldschrif- 
ten habe ich zu zeigen versucht, daß das volkswirtschaftliche 
Gleichgewicht notwendig von der Gleichheit oder, genauer ge- 
sprochen, einer hinreichenden Fühlung zwischen der Geld- 
zinsrate und dem, was wir Nationalökonomen den natürlichen 
oder realen Zins nennen, abhängt. Ein irgendwie beträchtlicher 
Unterschied zwischen jenen beiden Größen wird notwendig un-, 
haltbare Zustände herbeiführen. Es ist dies keineswegs ein ganz 
neuer Gedanke Ricaıdo, und vor ihm schon Adam Smith, 
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wurden nicht müde einzuschärfen, daß die Höhe des Zinsfußes 
auf die Dauer immer von Angebot und Nachfrage nach Real- 
kapitalien, keineswegs aber von der Menge oder Beschaffenheit der 
Umsatzmittel bestimmt wird. Aber weder Adam Smith 
noch Ricardo — wenn von einer, ziemlich isoliert dastehen- 
den Andeutung des letzteren abgesehen witd — haben gezeigt, in 
welcher Weise sich die Abhängigkeit des Geldzinses von 
Angebot und Nachfrage nach Realkapitalien, m. a. W. vom 
natürlichen Kapitalzinse kund gibt. Eben diese Lücke war ich 
bemüht auszufüllen. Das Bindeglied zwischen den Beiden kann 
m. E. in nichts anderem bestehen als in den Preisbewe- 
gungen, welche durch eine zufällige Verschiedenheit jener bei- 
den Raten mit Notwendigkeit hervorgerufen werden und welche 
die Banken früher oder später dazu zwingen, ihre Raten zur 
Höhe der natürlichen Kapitalzinse in bessere Uebereinstimmung 
zu bringen. Unter gewöhnlichen Umständen, wenn die Bar- 
zahlungen seitens der Banken aufrecht erhalten werden, ge- 
schieht dies mutmaßlich ziemlich schnell. Schon eine geringe 
Preiserhöhung — wenn nämlich diese nicht mit den Tatsachen 
der Goldproduktion im Zusammenhang steht, was auf 
ein ganz anderes Blatt gehört — wird die Golddeckung von 
Noten und Verbindlichkeiten seitens der Banken bald als zu 
gering erscheinen lassen, und sie zu Krediteinschränkungen mit- 
tels Erhöhung der Zinsrate veranlassen. Unter u n gewöhnlichen 
Umständen, wie den jetzigen, wo die Noteneinlösung fast über- 
all sistiert wurde, kann jener kumulative Einfluß auf die Preise 
vielmehr eine geraume Zeit fortgesetzt werden. Wenn nun noch 
der Unterschied der beiden Raten derart kolossal ist, wie tatsäch- 
lich der Fall sein dürfte: die natürliche Zinsrate — sagen wir 
einfach mit Böhm-Bawerk die durchschnittliche Höhe 
von dem Agio, welches die »Gegenwartsware« heutzutage der 
»Zukunftsware« gegenüber trägt. Es ist hier nicht an die 
Konjunkturgewinne infolge der schon erreichten Preisstei- 
gerung zu denken, sondern an den echten, notwendigen Ka- 
pitalgewinn, der sich auch bei unverändertem Geldwert 
wegen der erhöhten Grenzproduktivität, bzw. des erhöhten 
Grenznutzens der »Gezenwartsware« der Zukunftsware gegenüber 
einstellen würde — steht, infolge der unerhörten Konsumtion vom 
beweglichen, freien Realkapital durch den Krieg, wahrscheinlich 
bei Io, 15 oder noch mehr Prozent; und zu selber Zeit geben die 
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Banken ihr Geld an Privatleute zu 6, 5 oder noch weniger 
Prozenten ab — an den Staat sogar, effektiv zu nur einem Pro- 
zente! Was anderes als eine in das Absurde sich steigernde 
Preistreibung könnte hiervon die Folge werden ? $). Ich behaupte 
natürlich nicht, daß die Preise dereinzelnen Waren oder Waren- 
gruppen beliebig geregelt werden können — so weit erstreckt sich 
die Macht der Banken nicht — es ist auch wohl möglich, daß die 
bekannten Kräfte der volkswirtschaftlichen Friktion oder 
Trägheit, sich einer hinıeichend schnellen Regelung auch 
des durchschnittlichen Preisniveaus wideısetzen würden; im 
großen und «anzen abeı bin ich überzeugt, daß sowohl das in- 
tervalutarische Gleichgewicht erhalten, wie die formidablen 
Preissteigeiungen hätten vermieden werden können, falls nicht 
die Banken wegen Einstellung deı Barzahlungen von der Not- 
wendigkeit einer den Tatsachen entsprechenden Diskontpolitik 
schon überhoben worden wären. 

Die Bankdircktoren lieben eigentlich, soweit ich in Er- 
fahrung bringen konnte, das Sıstem der Papiergeldwirtschaft 
scht, Es befreit sie von jeder Sorge um die Erhaltung ihrer 

4) In Privatgesprächen wurde mir entgegnet, daß der Staat doch nicht we- 
gen eines höheren zu bezahlenden Zins sich in seiner Nachfrage nach Kriegsbe- 
dürfnissen einschränken ließe. Davon ist jedoch nicht die Rede. Wohl aber 
würde der Staat, wenn er nicht mehr den Bankkredit fast umsonst beziehen 
könnte, sich mit seinen Anleiheansprüchen stärker, und vor allem in ragcherem 
Tempo, an das Publikum gewendet haben. Der Warennachfrage des Staates 
gegenüber ständen dann die verminderte Konsumtion und Nachfrage der Dar- 
lehensgeber, so daß die Gesamtnachfrage auch bei unverändertem Preis mit dem 
tatsächlichen Angebot übereinstimmen würde. 

Wenn aber Vorschüsse an den Staat durch die Bank gemacht werden, 80 
wird dadurch zunächst kein Mensch in seinem Geldeinkommen beeinträchtigt: 
zu der ungeschmälerten Geldnachfrage seitens der Privatleute, tritt hier somit 
die neue Nachfrage des Staats, und die Preise müssen steigen; diese Preisstei- 
gerung wiederum gibt zu hohen Extragewinnen der Produzenten und Warenbe- 
sitzer Anlaß, welche Gewinne bald in Subskriptionen der neuen Staatsanleihen 
veranlagt werden. Der wirkliche Sparer ist aber hier das konsumierende Publi- 
kum, das für seine gewöhnlichen Eınkommen weniger oder schlechtere Waren be- 
kommt, und es entsteht hierdurch die oft gerügte, dem ethischen oder sozialen 
Gefühl stark zuwiderlaufende Erscheinung, daß die breiten Schichten der 
Bevölkerung in der Zukunft zur Verzinsung und Amortisierung von Darlehens- 
Kapitalien herangezogen werden, die sie in Wirklichkeit selbst zusammen- 
gespart — oder vielmehr szusammengedarbts — haben. 

Wendet man aber ein — was vielfach geschehen ist — daß ohne jene an sich 
gänzlich unverdienten Extragewinne, das Resultat der Staatsanleihen ein zu arm- 
seliges würde, so erinnere ich nur daran, daß der Staat noch ein Mittel besitzt, 


um die —bei mangelnden angehäuftenVorräten — jedenfalls notwendigeEinschrän- 
kung der Privatkonsumtion zu bewirken, nämlich die Steuerschraube. 
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Barmittel, und sie können den Regungen ihres guten Herzen 
gegenüber den bedrückten Industriellen vollauf Folge leisten, 
welche aus demselben Grund — und verschiedenen anderen 
Gründen — die Papieıgeldwirtschaft auch sehr lieben. 

Daß aber die Männer derökonomischen Theorie solchen Vor- 
kommanissen gegenüber bisher ratlos dastanden, kann ich mir 


mur aus der geringen Pflege erklären, welche in den vergangenen 


Dezennien, nicht nur in Deutschland, sondern leider auch in ande- 
ren Ländern, der theoretischen Volkswirtschaft und speziell der 
Theorie des Geldwesens zugute gekommen ist. Besonders über 
das Thema »das Geld im Kıiege« kommen auch unter Fachleuten 
die sondersbarsten Meinungen zum Vorschein. Behauptet doch 
ein Mann wie J. Riesser in seinem Buch über Kriegswirt- 
schaft, daß wenn nur die Dritteldeckung aufrecht erhalten wird, 
die Noten in beliebiger Menge herausgegeben werden können 
ohne an Wert zu verlieren, eine staunenerregende 
Behauptung, die natürlich durch die Tatsachen des Krieges so- 
fort widerlegt wurde. C. Ballod machte kurz vor dem 
Kriege den (übrigens vielleicht gescheiten) Vorschlag, einen Jahres- 
bedarf an Getreide immer vorrätig zu erhalten. Er meint aber 
zugleich, daß dies ohne besondere Kosten hätte gesche- 
hen können und zwar duch eine entsprechende Emission von 
Noten die durch den ruhenden Getieidevorrat »gedeckt« werden 
würden! Und in den Kriegsheften des Archivs hat Herr 
Georg Bernhard?) die angebliche »Stärke« der Reichs- 
bank in hohen Tönen gepriesen, weil sie während des Kıieges 
ihre Diskontsätze niemals über 5 Prozent zu erhöhen brauchte, 
wogegen die Bank von England ihren Diskont zeitweilig (wenn auch 
nur für einige Tage) auf 8 und sogar auf 10% brachte Bern- 
hard vergißt indessen, daß die letztere Bank fortwährend mit 
Gold zahlte, die deutsche Reichsbank aber nicht. Dies macht 
doch einen gewaltigen Unterschied — ich wenigstens mache mich 
anheischig so viel Geld wie man haben will, und zu welchem noch 
so niedrigen ZinsfußB immer (genügende Sicherheit vorausgesetzt) 
zu verleihen — falls ich Noten herausgeben darf, die einstweilen 
nicht eingelöst werden müssen. 

Aber sogar in England scheinen die Lehren der klassischen 
Oekonomisten nicht mehr das gewohnte Vertrauen einzuflößen. 
Wenn in der späteren Kricgszeit der Dollarkurs gegen England 


— 


5) Archiv Bd. 40. S. 43 ff. 
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unvorteihaft wurde, unterlieB es die Bank of England ihren Dis- 
kont zueshöhen, understinden allerletzten Wochen hat sie, soviel 
ich weiß, Schritte dazu gemacht, dem noch niedrigeren Zinsfuß 
ds »offenen Markts: zusteuern. Ja, in The Economist vom 16. Ok- 
tober 1415 auf der allerersten Seite steht, daß der niedrige Markt- 
zins für die Bewegung der Wechselkurse eher vorteilhaft wäre; 
denn sie beförderte die Produktion und dadurch den Export. 
Ricardo und Bagehot hätten sich wohl in ihren Gräbem 
umgedreht, wenn sie so etwas vernommen hätten, denn ihre An- 
sicht warja,dabeinhoherZinsfuß den Export fördert, oder jeden- 
falls den Wechselkurs verbessert, ein niedriger Zinsfuß umgekehrt. 

Hier ist übrigens ein Punkt, der zu den wirklich schwierigen 
der Geldtheorie gehört. Es könnte ja den Arschein erwecken, 
daß der hohe Darlehenszins als ein verteuerndes Kostenelement 
der Produktion aufgefaßt werden muß und deshalb ceteris pari- 
bus auf die Warenpreise erhöhend einwirke. Tatsächlich 
findet man diese Meinung sehr verbreitet, nicht nur unter den 
Bankmännern — die sie jedoch niemals in ihrer gewöhnlı- 
chen Darlehenspraxis zum Ausdruck kommen lassen, was ja 
auch bald zu absurden Konsequenzen führen würde — sondern 
gelegentlich auch unter den Nationalökonomen. Sogar Plenge, 
dessen Buch »Von der Diskontpolitik zur Beherrschung des 
Geldmarktes« ich sonst unter die bedeutendsten der neueren 
deutschen Geldschriften rechne, ist der Meinunz, daß eine Dis- 
konterhöhtung allerdings auf die zwischenstaatlichen Kapital- 
bewegungen in dem allgemein anerkannten Sinn hinwirke, die 
Warenpreise dagegen steigern und insofern auf den Export 
und die Zahlungsbilanz einen für das Inland unvorteilhaften 
Einfluß ausüben würde. Nebenbei bemerkt hat Plenge bier- 
durch sein Hauptargument, das ja auf eine Erhöhung des Dis- 
konts behufs Stärkung des Metallvorrats der Reichsbank hin- 
ausläuft, offenbar in bedauerlicher Weise geschwächt. Die Be- 
hauptung ist aber m. E. grundfalsch: Wenn von Preisbewegun- 
gen die Rede ist, muß man immer zunächst nur auf die gegen- 
wärtigen Preise, die Barpreise, sein Augenmerk richten, und 
diese werden ganz sicher durch eine Diskonterhöhung niemals 
gesteigert, sondern immer herabgedrückt. Das Angebot von 
fertigen Waren, bzw. Rohmaterialien, ab Lager wird zuneh- 
men, wenn Leihgeld nur zu schweren Bedingungen bezogen 
werden kann; aus demselben Grund vermindert sich die 
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Warennachfrage: die gegenwärtigen Preise müssen sinken, und 
beeinflussen nachher allmählich auch die künftigen Preise in der- 
selben Richtung ô). 

Unter den neueren Nationalökonomen hat besonders Karl 
Helfferich gerade diesen Punkt in schätzenswerter Weise er- 
örtert; wie Helfferich diese seine Ansichten mit denjenigen, die 
er jetzt von Amts wegen zu vertreten hat, vereinigen will, ist 
weniger klar. 

` Jedenfalls in einer Beziehung habe ich für die hier auf- 
gestellte These bei den von mir befragten Persönlichkeiten 
einen gewissen Rückhalt gefunden: ziemlich allgemein nämlich 
war man der Meinung, daß nach dem Kriege eine bedeutende, 
andauernde Diskonterhöhung eintreten muß und wird. Dies 
scheint auch mir selbstverständlich, falls man überhaupt zu nor- 
malen Verhältnissen des Geldwesens zurückzukehren wünscht. 
Allein, was in aller Welt könnte dagegen sprechen, diese somit als 
eventuell notwendig anerkannte Maßregel, sofort zu ergreifen. 
Ich wiederhole es, nur ein einziger sog. Vorteil wird durch den 
jetzigen allzu niedrigen Stand der Bankraten erreicht. Die krieg- 
führenden Staaten erwecken den Anschein, Geld zu sehr 
moderaten Zinsen aufnehmen zu können, was natürlich für die 
»Stärke« des betreffenden Staats Zeugnis ablegen soll. Aber dies 
ist ja nur Illusion. Auch der solideste Staat kann nicht auf die 
Dauer geliehenes Geld zu billigeren Bedingungen eıhalten, als mit 
der tatsächlichen Lage des realen Kapitalmarktes verein- 
bar ist. Tut er es jedoch nominell, so geschieht es nur in einer 
entsprechend gesunkenen Valuta; der Staat, d. h. die künftigen 
Steuerzahler, gewinnen in Wirklichkeit nichts dadurch und 
müssen darüber noch die ganze heillose Verwirrung in sozialer 
und volkswirtschaftlicher Hinsicht in Kauf nehmen, die mit 
einem zerstörten Geldwesen unumgänglich verbunden ist. Des- 
halb: was du tuest, tue bald, das gegenseitige Augenverblenden 
ist lange nicht so gescheit, wie es aussieht, und imponiert schließlich 
niemand; das Geldwesen und die Zinspolitik gehören glückli- 
cherweise einem wesentlichen neutralen Gebiete an, wo der 
Nutzen immer gegenseitig ist, durch verkehrte Maßregeln aber 
kein Mann seinem Gegner sondern nur sich selbst schadet. 


D Auch dieses Argument konnte nur lose angedeutet werden; im zweiten 
Teile meiner schwedischen Vorlesungen, deren Drucklegung in deutscher Ueber- 
setzung leider während des Krieges sıstiert wurde, habe ich es dagegen in aller 
Aüsführlichkeit verfolgt. 


-——— iu 
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Vom neuen Wirtschaftsgeist. 


Von 


EDUARD HEIMANN. 


In einer wahrhaft göttlichen Weltordnung wäre der Witt- 
schaft eine feste und eindeutige Stelle angewiesen. 

Wie do groBe Mythos von der Fleischwerdung Gottes 
lchrt, so ist der Träger des göttlichen Lebens, die Menschenseele 
in den Stoff eingebettet, und nur mit ihrem körperlichen Dasein 
wachsen ihr dauernd die Kräfte für den Weg ihrer Bestimmung. 
Darum lieben wir diesen Leib, und wollen ihn pflegen, wo er der 
Pflege bedarf. Wir alle wissen, daß unter einer bestimmten Stufe 
der äußeren Bedürfnisbefriedigung die Menschheit höheren Re- 
gungen nicht zugänglich sein konnte, weil alle Kräfte in den 
Dienst der kärglichen Daseinsfristung gezwängt werden mub- 
ten; wir alle wissen auch, halten es uns aber nicht genügend täg- 
lich und stündlich gegenwärtig, daß noch heute eine Unzahl, 
vielleicht die Mehrzahl, unserer Menschenbrüder von den Ketten 
nicht befreit sind, die sie, bei jedem Versuch zum eigentlichen 
Leben aufzusteigen, in das bloße vegetative Dasein zurückzerren. 
Da hat denn die höhere Wirtschaft, die planmäßige Zusammen- 
arbeit der Menschen unteı Nutzbarmachung de Naturgewalten, 
ein Großes zu leisten: uns zu versorgen mit allem, was das 
äußere Dasein erleichtert, und dabei ihre Tretmühle so sinnvoll 
mit den Kräften der Organisation und der Technik auszustatten, 
daß möglichst reiche Geisteskräfte ungebunden von ihr bleiben; 
denn erst dieser Ucberschuß gehört dem höheren Leben. Diesen 
Ucbeischuß an menschlichen Möglichkeiten zu erhalten und 
zu mehren, ist der Sinn der Wirtschaft, wie auch aller anderen 
Schöpfungen des menschlichen Zusammenlebens, einer jeden an 
ihrem Teil, auf ihre besondere Art. 
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Allein von einem solchen Zustande sinnvollen Ineinander- 
greifens, harmonischen Zusammenklanges aller Tätigkeiten sind 
wir weit entfernt. Als wenn die Glieder eines Leibes, jedes auf 
Kosten des benachbarten, sich auszudehnen strebten, so ist das 
Gleichgewicht der Welt durch das üppig wuchernde Wachstum der 
Wirtschaft (und unserer anderen Schöpfungen) von Grund auf 
gestört; ihr strömen die menschlichen Kräfte und Wünsche zu, 
sie saugt sie in sich hinein, sie hat vergessen, daß sie nur vom 
Dienst der Seele wirkliche Würde erwarten darf, und hat sich 
zur Herıscherin aufgeworfen. Diese Verkehrung des Grundver- 
hältnisses ist möglich nur durch unsere Schwäche, durch den 
Mangel an Konzentration all unseres Denkens und Handelns auf 
das eine, das not tut. Der Mensch dient der Wirtschaft als einem 
Selbstzweck, ja er preist es als Verdienst und Tugend, in seiner 
Fabrik, seinem Kontor, seinem Gute, kurz in seiner »Sache« 
»aufzugehen«. Dies Verhalten, das alle Gefühlsstadien vom 
nüchternen Rechnen bis zu mystisch-inniger Hingabe durch- 
laufen kann, heißt Materialismus: Herrschaft des Stoffes über 
die Seele. | 

Einen erschütternd grotesken Beleg dafür, wie weit diese 
Verkehrung der Welt selbst die reinen Höhen des Denkens er- 
obert, bietet die Geschichte der national-ökonomischen Wissen- 
schaft. Das erste ihreı Grundprobleme ist dasjenige des Wertes, 
der den Objekten der Wirtschaft, den stofflichen Gütern und 
den menschlichen Arbeitsleistungen, zukommt und ihre Stellung 
im wirtschaftlichen Verkehr, das Verhalten der wirtschaftlichen 
Subjekte zu ihnen bestimmt, indem er auf dem Markte, im Pıeise, 
in die Erscheinung tritt. Diesen Wert haben durch ein volles 
Jahrhundert die genialsten Volkswirte als einen »objektiven 
Wert« angesehen: als einen solchen, der dem Objekt — vermöge 
der darauf verwendeten Arbeit oder dergl. — unwandelbar an- 
haftet, der sich ohne Willen und Wissen der Subjekte gleichsam 
»hinter ihrem Rücken« festsetzt und durchsetzt und der mit seiner 
furchtbaren Eigenlogik diese ganze ewig kreisende Wirtschaftswelt 
und darüber hinaus alles gesellschaftliche Leben überhaupt be- 
herrscht; denn alle höheren gesclischaftlichen Gestaltungen 
galten hier ihrerseits als durch die jedesmalige Form der Wirt- 
schaft eindeutig bestimmt, als ihre Funktion, ihre Ideologie, 
gewissermaßen als eine einfache Reflexbewegung der Wirtschaft. 
Von der Produktion her also werden die Gesetze der Wirtschaft 
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und der Gesellschaft entwickelt, von der Produktion ber, die 
als ein Erstes, Maßgebendes, Losgelöstes und nur ihrer eigenen 
Gesetzlichkeit Unterworfenes drohend am Anfange aller Ueber- 
legungen stand: Materialismus! Zaghaft nur und unter unend- 
lichen Mühen konnte sich die »subjektive Wertlehre« Bahn bre- 
chen mit ihrer Theorie, daß, bei allen Komplikationen im ein- 
zelnen, der Grund des Wertes beim Subjekte, beim wirtschaft- 
tenden Menschen zu finden sei, daß der Wert nichts anderes sei 
als die Bedeutung, die der Ware für die menschliche Bedürfnis 
befriedigung zukomme, daß er ausdrücke, in welchem Grade 
unser Wohlbefinden von diesem oder jenem Gute abhänge. In- 
dem so diese Lehre die Wirtschaft vom Konsum aus analysierte, 
sie an ihrem Ziele, dem Dienste des Menschen, orientierte, schuf 
sie die Möglichkeit, diese ganze übermächtige Tätigkeitssphäre 
theoretisch wieder in das System des Gleichgewichts einzuglie- 
dern, das zu beherrschen und zu verschieben die objektive Wert- 
lehre sich vermessen hatte. Es ist ja nichts einfacher als dies, 
daß die Wirtschaft und der wirtschaftliche Wert von den Bedürf- 
nissen der Menschen abhängen und daß sie um Sinn und Daseins- 
möglichkeit gebracht sind, wenn sie den Zusammenhang mit dem 
Konsum verlieren ?)! 

Auf theoretischem Gebiet ist der Kampf, obwohl nicht be- 
endet, so doch grundsätzlich entschieden, nicht so auf dem wichti- 
geren der Praxis. Hier herrscht die ihres theoretischen Thrones 
verlustige Produktion in vollstem Uebermut über den Konsum, 
dem zu dienen ihr bestimmt ist; hier sind die Armen, denen das 
Schicksal keinen Blick über den engen Kreis ihrer Notdurft hin- 
aus vergönnt, und die Reichen, denen es nicht an der Möglich- 
keit, wohl aber an dem Willen zum Leben gebricht — alle sind 
versklavt an die Dienerin Wirtschaft; hier ist — nach dem bitte- 
ren Worte eines Mannes, der durchaus auf dem Boden der Gegen- 
wart steht — der Wucher zur Veıkehrssitte geworden. Heute 
aber, aller Hüllen entkleidet und in nackter Scheußlichkeit 
vor uns stehend, wird der Materialismus zum Bundesgenossen un- 
serer Feinde, zum Werkzeug ihres Aushungerungskrieges — wehe 
uns, wenn wir nur diesen Grund wissen ihn zu bekämpfen! Nie 


1) Ein theoretisches Argument gegen ein theoretisches Prinzip kann na- 
tfürlich nur au3 dessen theoretischer Leistung gewonnen werden. Daß der 
objektive Wert in dieser Hinsicht versagt, versucht unter vielen anderen 
eine Abhandlung des Verfassers darzulegen: Methodologisches zu den Pro- 
blemen des Wertes usw., in diesem Archiv Bd. 37. 
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werden wir eine Nützlichkeitserwägung durch eine andere aus- 
treiben, sondern wir müssen sie beide ausspeien aus unserem 
Munde und unserem Heızen. 

Einst erstand dem Ungetüm ein gefährlicher Gegner, als der 
Sozialismus auszog, die Menschheit von dem wirtschaftlichen 
Druck zu erlösen und einer freieren, reicheren Zukunft entgegen- 
zuführen. Ein Strom der Begeisterung flutete von ihm aus und 
zu ihm zurück; ein Strom der Hoffnung auf eine vollkommnere, 
göttlichere Welt. Davon ist es längst still geworden. Der Ma- 
terialismus hat seine Macht bewährt: sein Pesthauch hat den 
Gegner eingeschläfert, ihn, der an einen Fichte eine idealistische 
Tradition hätte anknüpfen können! Dem Sozialismus ist der ge: 
waltigste seiner Führer, Karl Marx, zum Verhängnis geworden, 
denn seine undurchbrechbare Autorität legte von Anbeginn an die 
ganze Bewegung auf den »historischen Materialismus« fest, auf 
die erwähnte Theorie, nach welcher jeder Wirtschaftsverfassung 
eine ganz bestimmte Gestaltung des geistigen Lebens mit Not- 
wendigkeit entspringt, nach welcher aber diese dem Gesetz der 
Produktion und des in ihr erzeugten objektiven Wertes folgende 
Wirtschaft ihrerseits mit Notwendigkeit im Sozialismus münden 
müsse, in der Teilnahme aller an den Früchten der gemeinsam 
verwalteten wirtschaftlichen Arbeit. Nicht also die kühne und 
gläubige Hingabe an das göttliche Leben sollte die Erlösung 
vollbringen; auch dies wurde nicht gesagt: Erobert euch die 
Wirtschaft, auf daß eure bisher durch die Notdurft gefesselten 
Kräfte frei werden für das schwerere Werk, die Eroberung des 
Lichtes; sondern ein mechanisch ablaufender Prozeß sollte die 
Wirtschaft und dazu noch automatisch, gleichsam als ein Neben- 


.produkt, die ganze Geisteswelt den Armen und Bedrückten in die 


Hände spielen; ein mechanisch ablaufender Prozeß, den der 
Mensch höchstens nach seinen bescheidenen Kräften zu über- 
wachen und zu beschleunigen brauchte. Ein bequemer Glaube 
sicherlich; ein angenehmer Glaube für die Mühseligen und Bela- 
denen vielleicht; ein schöner, sieghafter, seliger Glaube ganz gewiß 
nicht. Der Sozialismus hat im einzelnen viel Gutes gewirkt; aber 
mag er sich immerhin den Todfeind der bürgerlichen Gesell- 
schaft nennen — sein Denken macht Halt an den Grenzen seiner 
Wirtschaft wie das seiner Todfeinde an den Grenzen der ihren; 
er ist nicht ihre Ueberwindung auf höherer Stufe, sondern nur 
ihre Negation in der gleichen Ebene, da sie beide im Materialis- 
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mus befangen bleiben. Der Marxismus rühmt sich, den Sozialıs- 
mus auf den festen Boden der Wirklichkeit gestellt zu haben; 
aber zugleich nahm er ihm die Flugkraft, die hohe Sehnsucht, 
die Schauer stolzer Demut, ohne die nichts wahrhaft Schönes 
und Gutes, nichts wahrhaft Großes auf dieser Welt gedeiht. 

Trotz dieser Universalherrschaft der absolut gewordenen 
Wirtschaft, der sich auch der Sozialismus willig und überzeugt 
unterwirft, wäre es falsch zu sagen, daß wir immer noch stehen, 
won wir standen. Es ist nichts entscheidend Neues geschehen, 
nichts, das die um Ordnung und Einheit gebrachte Welt wieder- 
herzustellen strebte, aber auf dem Boden des Materialismus ist 
im Vergleich zu den Anfängen des Kapitalismus vieles anders 
und unleugbar besser geworden. Das kapitalistische Prinzip: 
aus den privaten Produktionsmitteln — Arbeitskräften, Boden, 
Kapital- — den größtmöglichen Ertrag herauszuwirtschaften, 
wurde zunächst im rücksichtslosen Konkurrenzkampf aller mit 
allen durchgesetzt. Wer den anderen unterbot, warf ihn aus 
dem Markt und brachte seinen Gewinst an sich selber, stets 
in der Hoffnung, alleı seiner Rivalen auf diese Weise Herr zu wer- 
den und als alleiniger Anbieter, als Monopolist den Abnehmen 
seinen Willen zu diktieren. Eben aber dieses verlustreiche Unter- 
bieten, verbunden mit der Furcht vor dem endlichen Unter- 
liegen, führte zur gemeinsamen Errichtung und Teilung des 
ursprünglich isoliert erstrebten Monopols, führte zur Zusammen- 
fassung der zersplitterten Volkswirtschaft in größere Einheiten. 
Am nächsten lag natürlich solche Erkenntnis denen, die durch 
den Konkurrenzkampf täglich in ihrer nackten Existenz bedroht 
waren, den Arbeitern, deren Gewerkschaften freilich, auch in 
ihrer Blütezeit, von der erstrebten Beherrschung des Arbeits- 
marktes weit entfernt blieben. Immerhin, in der Sphäre der Arbei- 
ter war das atomistische Prinzip nie ganz heimisch, darum ist 
es wichtiger festzustellen, daß auch in der eigentlichsten 
Sphäre des Konkurrenzkampfes, bei der Kapitalunternehmung, 
die Selbstherrlichkeit des nur für sich lebenden Wirtschafts- 
subjekts durch eine weitgehend solidaristische Methode abge- 
löst worden ist. 

Es ist hier zweierlei denkbar. Entweder: der Konkurrenz- 
kampf setzt sich bis zu dem Punkte fort, wo ein einziges über- 
legenes Unternehmen alle anderen bezwingt und die Herrschaft 
über den Markt erringt; oder aber: es stellt sich, wenn die 





ap gr sf 


Vom neuen Wirtschaftsgeist. 763 


schwächsten Wettbewerber vom Markte verschwunden sind, 
unter den übrigbleibenden ein gewisses Gleichgewicht deı Kräfte 
heraus, eine Situation, in der sich ein förmlicher Friedensschluß 
und darüber hinaus ein Bündnis zur Aufrichtung eines Maıktmo- 
nopols und zur gleichmäßigen Teilnahme an dessen Vorteilen 
geradezu aufdrängt. Ein solches Bündnis nennt man im all- 


gemeinen ein Kartell, während das Riesenunternehmen, das 


nach der alleinigen Herrschaft strebt, als Konzern und weiter- 
hin als Trust bezeichnet wird. 

Kartell und Trust sind in ihrer Wirkung nach außen, auf 
Arbeiter und Abnehmer, Herrschaftsorganisationen, aber sie 


entspringen zwei weit auseinanderliegenden Quellen. So wahr 


jeder Kämpfende seinen Gegner zu vernichten trachtet, so wahr 
ist es, von der Seite der Einzelwiıtschaft her gesehen, der Inhalt 
des freien Wettbewerbs, nach dem autokratischen Monopol, nach 
dem Trust zu streben. Der Trust — in dem seltenen Falle, wo er 
tatsächlich das Monopol erreicht — bedeutet zwar die Aufhebung 
des freien Wettbewerbs, aus dem er hervorgeht, aber er fällt 


'mit ihm zugleich unter den Begriff des wirtschaftlichen Indi- 
'vidualismus, er ist dessen letztes konsequentes Ergebnis, in ihm 


feiert der individualistische Wirtschaftsgeist seinen äußersten 
Triumph, er ist in jeder Hinsicht das wirtschaftliche Gleichnis 
des Herrenmenschen. Anders das Kartell. Hier zuerst wieder 


ist der ungeheure Schritt geschehen von der reinlichen Gegen- 


überstellung eigenen und fremden Vorteils zu ihrer — noch so 


engen und engherzigen — Gleichsetzung; hier zuerst wieder hat 


der Unternehmer erkannt, daß der Konkurrent ihm selber an 
Lebenskraft und Daseinsrecht nicht nachsteht und daß, darüber 
hinaus, die Bedingungen seines eigenen Gedeihens denen für 
das Gedeihen seines Rivalen nicht, wie er doch bisher meinte, 
zuwiderlaufen, sondern vielmehr mit ihnen zusammenfallen. 
Die Solidarität gilt wieder als rentabel. Daß wir noch nicht weiter 
sind als wir sind, liegt nicht an der Schwäche der Solidarität, 
sondern an dem allzu engen Rahmen, den sie sich spannt, der 
sich aber erweitern muß in dem Maße, als sich die Eıkenntnis 
Bahn bricht, daß ein dauerndes Gedeihen einer Gruppe der Volks- 
wirtschaft auf Kosten aller anderen undenkbar ist, daß es gilt, 
Weiterverarbeiter und Konsumenten, statt sie zu erdrosseln, 
vielmehr zu schonen und zu kräftigen ?). 

` für die theoretische Begründung dieser Auffassung vgl. eine Abhand- 
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Ihrerseits aber haben die Konsumenten zu einer ebenso 
wirksamen als bedeutungsvoullen Selbsthilfe gegriffen. Sie haben 
es unternommen, der geschlossenen Front der Anbieter eine 
geschlossene Front der Abnehmer entgegenzustellen, indem sie 
sich in Kounsumvereinen und anderen Genossenschaften aller 
Art millionenfach organisierten. Nicht zufrieden mit den mono- 
pulistischen Vorteilen des Großbezugs haben diese Genossen- 
schaften vielfach die Produktion für ihren Eigenbedarf selbst in 
die Hand genommen, haben riesige Fabriken errichtet, die den 
Absatz der spekulativen Produktion einschnürten und deren rech- 
nerische Ueberschüsse nun ihnen, den Konsumenten, zuflossen. 
Wenn der Bewegung, bei aller Blüte, ein entscheidender Ein- 
fluß auf die Gesamtgestaltung unserer Volkswirtschaft bishe! 
nicht beschieden war, so ist doch ihre grundsätzliche Be 
deutung gar nicht hoch genug einzuschätzen; denn sie bringt 
die fundamentale theoretische Wahrheit vom Konsum als dem 
Ausgangspunkt und Ziel aller Wirtschaft wieder zu Ehren, 
sie drückt die Pıoduktion wieder zum Diener, zum Beauf- 
tragten des Konsums herab, sie eröffnet einen Weg, auf wel- 
chem die natürliche Ordnung der Dinge eines Tages wiedeı- 
hergestellt werden könnte, die Abhängigkeit der Produktion 
vom Konsum, wie weiterhin diejenige des Konsums und damit 
der gesamten Wirtschaft von den anderen höheren Bedürfnissen 
des Menschen. Daß durch Angliederung immer früherer Produk- 
tionsstufen an die Eigenproduktion der Konsumgenossenschaften 
die monopolistische Großindustrie aus den Angeln gehoben, so- 
zusagen aufgerollt werden könnte, darf man freilich nicht er- 
warten, da und solange die Rohstoffe, namentlich Kohle und 
Eisen, ihnen nicht zugänglich sind, ja ihnen durch die Eigentümer, 
das kartellierte Großkapital, jederzeit völlig gesperrt werden 
können). Wohl aber ist zu hoffen, daß sie die späteren Stadien 
der Produktion in ihre Hand bekommen und sich auf dem Markte 
der Rohstoffe als ebenbürtige Gegner mit den gewaltigen Kar- 
tellen der schweren Industrie messen werden — eine Hoffnung, 
die gar nicht fehlschlagen kann, wenn die Millionen Konsumenten 
im ähnlicher Weise ihr Solidarinteresse zu verstehen und zu 


lung des Verfassers: Ueber Individualismus und Solidarismus in der kapita- 
listischen Konzentration, in diesem Archiv Bd. 39. 

3) Vgl. für die Begrenztheit der Aussichten der Genossenschaften: Le- 
derer, Theorie des Konsumentenmonopols, in diesem Archiv Bd. 34. 
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verfechten lernen, wie dies die Hunderte und Tausende Produ- 
zenten längst gelernt haben. 

Zu allen diesen Umbildungen der Volkswirtschaft seit den 
Tagen des atomisierenden Frühkapitalismus treten nun noch 
die teils obrigkeitlichen, teils rein wirtschaftlichen Eingriffe 
der als Staat organisierten Gesamtheit. Die zu Beginn als 
ruinös verschrieene Sozialpolitik, diese sichtbarste Auswir- 
kung des Sozialismus demokratischer und konservativer Rich- 
tung, ist uns seit langem ebenso selbstverständlich wie das staat- 
liche Eisenbahnmonopol und die grundsätzliche Berechtigung 
des Staates, den Kalibergbau, den Petroleumhandel, schließ- 
lich, durch die Vermittlung der Zentralbank, das Kreditsystem 
weitgehend zu regulieren. Wie in allen Dingen, so hat aber auch 
hier der Krieg die im Zuge befindliche Entwicklung in unge- 
ahntem Maße gefördert, indem der Staat durch ein ausgedehn- 
tes System von Höchstpreisen, Verbrauchsbeschränkungen und 
Beschlagnahmen die Wirtschaft gezwungen hat, zugunsten 
von voraus berechneten neuen Wegen die Bahn, der sie auto- 
matisch gefolgt wäre, zu verlassen — eine Bahn, die uns dank 
der mangelnden Voraussicht des privaten Egoismus unzweifelhaft 
zur wirtschaftlichen Krise und d h, in diesem Falle zur allge- 
meinen Katastrophe geführt hätte. Damit scheint der Kapi- 
talismus, dessen Träger ja das isolierte Wirtschaftssubjekt war 
und der eben darum den Gesellschaftskörper zu sprengen drohte, 
überwunden zu sein; die neue Wirtschaft geht vom Ganzen 
der Gesellschaft aus und benutzt die solidarischen Interessen- 
tengruppen als ihre Organe; sie ist Gemeinwirtschaft, ist So- 
zialismus — wofern man diesen Ausdruck von der politisch- 
demokratischen Nebenbedeutung loslöst, die ihm nur durch 
historische Verknüpfung anhaftet ®). 

` So wichtig dieser ganze Umschwung der volkswirtschaft- 
lichen Lage aber in wirtschaftstechnischer Hinsicht immer sein 
mag, so ändert er doch wenig genug an unserer allgemeinen gei- 
stigen Lage. Wenn der Solidarismus, das System der in gleicher 
Richtung interessierten und darum solidarisch handelnden Grup- 
pen, sich auf dei ganzen Linie durchgesetzt hat, so verdankt er das 


e 


4) Vgl. für die prinzipielle Umformung der Wirtschaft, außer den be- 
kannten beiden Aufsätzen von Jaffe (in Bd. 40 dieses Archivs), namentlich 
die Werke von Plenge (Kricgsvorlesung über die Volkswirtschaft; Krieg und 
Volkswirtschaft; früller: Marx und Hegel; Die Zukunft in Amerika u. a.). 
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lediglich der Erkenntnis, dab er dem wiıtschaftlichen Egoismuseine 
bessere Waffe ist als die frühkapitalistische Isolierung. Kartelle, 
Gewerkschaften und Genossenschaften streben sämtlich da- 
nach, durch das Monopol der Gruppe das Einkommen ihrer Mit- 
glieder zu erhöhen. Achnlich entspringt z. B. das Eisenbahn- 
monopol dem fiskalischen Gesichtspunkt, dem Haushaltsbe- 
dürfnis des Staates als eines Wirtschaftssubjekts; aber auch 
das obrigkeitliche Eingreifen des Staates, die ganze Sozialpolitik 
und Sozialversicherung ist nicht durch Erwägungen der Men- 
schenliebe diktiert, sondern durch den Zwang, seine Bürger ar- 
beits-, steuer-, waffenfähig zu erhalten. Der neue Solidarismus 
fügt sich restlos in das System des alten Materialismus. 
Dennoch: wir sind vorwärts gekommen. Die Entwicklung 
des Frühkapitalismus, die Zerschlagung der alten Zünfte und 
sonstigen Bindungen trug ihrer Idee nach den Stempel des Ma- 
terialismus: in den Satz, daß durch die rücksichtsloseste Kon- 
kurrenz der einzelnen das größte Glück der größten Zahl ver- 
wirklicht werde, konnte nie das Gebot der Liebe hineingedeutet 
werden; in der auf ihm beruhenden Verfassung, der Atomisierung 
der Gesellschaft, dem Chaos konnte nie der Geist der inneren 
Ordnung, der Allverbundenheit und des Einklanges Wohnung 
nehmen. Heute dagegen hat sich der Materialismus auf wirt- 
schaftlichem Gebiet ein Gehäuse geschaffen, dessen Bestimmung, 
rein von außen gesehen, doppeldeutig ist. Wie die Genossenschaf- 
ten der mittelalterlichen Städte in der Zeit ihres freundlich- 
warmen Gedeihens nicht der Gewinnsucht der Mitglieder dien- 
ten, sondern der Aufrechterhaltung und Pflege ihres stolz-beschei- 
denen Bürgerdaseins, das, bei aller Kleinheit der damaligen 
Welt, dem Hauch des höheren Lebens herzlich geöffnet war, so 
könnte auch der moderne Solidarismus sein Werk dem Geist 
von Gestern und Heute entziehen und dem besseren Morgen zut 
Verfügung stellen. Das Dogma, daß die Wirtschaft sich selbst 
überlassen bleiben müsse, um ihren periodischen Kreislauf im 
‚Gleichgewicht zu vollziehen, daß man in das Räderwerk nicht 
hineingreifen dürfe, ohne den ganzen Mechanismus zum Still- 
stand zu bringen, daß wir der Wirtschaft auf Gnade und Ungnade 
ausgeliefert seien, da sie hinter dem Rücken der Produzenten 
das furchtbar herrschende Wertgesetz erzeuge — dies Dogma ist 
durch die Ereignisse längst widerlegt: wir wissen von neuem, 
die Wirtschaft planvoll zu lenken, wir wissen, daß wir ihre Her- 
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ren sind, daß wir es sein köanen. Nun wollen wir lernen uns auch 
als Herren zu fühlen! E; ist der Sinn des Solidarismus, daß die 
Wirtschaft, dem eigenen automatischen Ablauf mißtrauend, 
das organisierende menschliche Denken zu Hilfe gerufen hat; 
sollen wir eine so günstige Gelegenheit, die Macht des Menschen- 


tums auszubreiten, in frevelhafter Selbstentäußerung unge- 


nützt lassen? Auf die Lebensnotwendigkeiten einer eigenge- 
setzlichen Wirtschaft die Verantwortung abzuwälzen, solch 
kläglicher Ausweg ist uns heute durch die Entwickelung der 
Tatsachen versperrt; was schlecht ist, ist es durch unsere 
Schuld, und nur durch unseren freien Entschluß wird es besser 
und gut werden. Mit ehrfürchtigem Staunen erleben wir heute 
die Taten eines schrankenlosen Opfermutes, eines ungeahnten 
Willens zur Größe; solche Kräfte gilt es für die schweren 
Werke des kommenden Friedens wach zu halten und ihnen 
zu zeigen, wie sehr wir jeden Tag auch im scheinbar kleinen 
der Größe und Freibeit bedürfen. 

Was hier von uns gefordert wird, ist nur eine besondere 
Anwendung der einen großen Forderung, der nachzustreben das 
eigentliche Leben ausmacht. Wer ganz erfüllt wäre von dem 
Gebot, das Gesetz der Seele zu verwirklichen, wer den Sinn und die 
Tıagweite dieses Gebots gegenüber allen Dingen dieser Welt emp- 
fände, durch dessen Zauberwort würden sich die menschlichen 
Tätigkeiten im Ringe des Lebens sammeln, und noch auf die 
entlegenste von ihnen würde von dem lichten Zentrum her 
ein Strahl der Weihe und Heiligung fallen. Solche Konzentra- 
tion alles Tuns und Denkens wäre die wahre Kraft; denn sie würde 
es verschmähen, vor irgendwelchen Dingen dieser Welt als vor 
etwas Gegebenem Halt zu machen, da sie doch Menschenwerk 
sind; sie würde mit äußerster Anspannung dic auseinandeıstre- 
benden Elemente der Welt zusammenraffen. Solche Konzen- 
tration wäre die wahre Schönheit: denn duch sie wäre ein jedes 
Ding auf den innerlichsten Sinn des Gesamtbildes bezogen, so daß 
sich die Welt zu Einheit und Gleichmaß ründete. Solche Kon- 
zentration wäre die wahre Frömmigkeit, denn sde Religion ist 
nicht bloßes andächtiges Träumen; die Religion ist überhaupt nicht 
ein für sich bestehendes Geschäft, das man, abgesondert von 
anderen Geschäften, etwa in gewissen Tagen und Stunden treiben 
könnte, sondern sie ist der innere Geist, der alles unser, übrigens 
seinen Weg ununterbrochen fortsetzendes Denken und Handeln 
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durchdringt, belebt und in sich eintauchte (Fichte, Anw. zum 
sel. Leben.) 

In der Tat, der neue Wirtschaftsgeist ist nichts anderes ak: 
der neue, ewig neue Geist in Beziehung auf die Wirtschaft. Eine 
sinnvolle Wirtschaft kann uns nur nach dem Worte beschieden 
sein: »Trachtet am ersten nach dem Reiche Gottes und nach 
seiner Gerechtigkeit, so wird euch alles zufallen.« 
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Bemerkungen zur Abhandlung: ‚Der neue Wirt- 
schaftsgeist‘“. 
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E. LEDERER. 


Die nachfolgenden Ausführungen sind nicht als Kritik des Grund- 
gedankens im Aufsatz Dr. Heimanns, zu welchem ich mich heute 
garnicht äußern möchte, infolgedessen auch nicht als Erledigung der 
von ihm aufgeworfenen Probleme gedacht. Sie sollen lediglich zu 
dem Teil, welcher die ökonomische Theorie und die ökonomische 
Realität berührt, einige Anmerkungen machen. 

I. Zur Frage der Wertlehre: Parallel mit der Erweite- 
rung des philosophischen Interesses, auch unter den Nationalöko- 
nomen geht eine m.E. verhängnisvolle Problemverquickung, der 
wir zu häufig begegnen, um sie ganz ignorieren zu können. Die Aequi- 
vokation: Wert im philosophischen Sinn und theoretisch-ökonomi- 
scher Wertbegriff verleitet viele zur Annahme, den ökonomischen 
Wertbegriff philosophisch (metaphysisch) zu deuten, also in seiner 
Konzeption nicht nur eine theoretische, sondern metaphysische Stel- 
lungnahme zu erblicken. Diese Auffassung erweist sich schon empi- 
risch als unfruchtbar: Die Arbeitswertlehre wird durchaus nicht 
bloß von »Materialisten« vertreten, ebensowenig bedeutet die Grenz 
nutzlehre Anerkennung entgegengesetzter metaphysischer Position. 
Weder im Bewußtsein, noch im Unterbewußtsein wird eine 
solche Verbindung nachzuweisen sein (schon eher mit praktischen 
Postulaten: Hinneigung des Sozialismus zur Arbeitswertlehre; der 
Sozialismus muß aber nicht als materialistisch gedacht 
werden). Vielmehr ist der Wertbegriff ebenso frei von Metaphysik 
wie z.B. eine physikalische Hypothese. Seine Leistungsfähigkeit, ob 
er den Ablauf des Wirtschaftslebens verständlich machen kann, 
ist das Entscheidende. Nicht das Wesenhafte und die tiefere 
Bedeutung der Wirtschaft, nicht ihre Substanz entschleiert uns 
der Wertbegriff, er ist der Blickpunkt, aus welchem heraus wir 
das Chaos ordnen können. Nicht weil letzten Endes der Konsum 
das Wesentlichste ist, versagt deshalb die objektive Wertlehre, 
sondern (m. E.) weil die Ware im strengsten Sinne nicht eine 
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die ganze ökonomische Realität umfassende Kategorie ist. Bei Ri- 
cardo wie bei Marx finden wir mit Bewußtsein die Einschränkung 
der Arbeitsrelation auf die beliebig reproduzierbare Ware, und des 
halb ist ja die Eliminierung der Grundrente als Bestandteil aus dem 
Preis der Produkte für Ricardo so wesentlich. (Bei Marx bildet die 
Grundrente, neben der Entwicklung zu den Produktionspreisen 
eine entscheidende Deviation des Wertgesetzes; sie muß als spezieller 
Mehrwert aus der Bodenproduktion gefaßt werden, weil die Analyse 
der Ware allein ihre Existenz nicht zu erklären vermöchte). Wenn 
wir die Ware als die entscheidende, einzig in Betracht kommende 
ökonomische Kategorie fassen, resp. der Theorie einen ökonomi- 
schen Prozeß zur Erklärung überweisen, der ausschließlich Waren- 
zirkulation in sich begreift, würde die Arbeitswertlehre in viel 
höherem Maße den Tatbestand der Volkswirtschaft decken. Das 
beweist aber, wie sehr die allgemein theoretischen Gesichtspunkte 
nur letzte Ordnungsprinzipien sind, nichts über das Wesen der 
Wirtschaft (im Sinn von Bedeutung derselben) aussagen kön- 
nen. So hat auch der wirtschaftliche \Vert keinen besonderen 
»Sinn« So wenig die Gesetze der Statik in der Bautechnik etwas 
über den Stil entscheiden, in welchem gebaut wird, so wenig 
beinhaltet die Stellungnahme für einen der Wertbegriffe eine Position 
zum Gesamten der Wirtschaft als (positiv oder negativ) kulturell 
bedeutsamen Phänomen. — Mit dieser allgemeinen Einstellung 
hängt dann auch die, m. E. zu stark schematisch gehaltene Stili- 
sierung der Marxschen Lehre zusammen, in der H. leider die land- 
läufige Generalauffassung von Marx übernimmt. 

2. Die Auffassung der Kartelle ist hier mit einer Meta- 
physik der Konsumentenorganisationen vereinigt. Wenn H. meint 
(S. 763), daß hier, wenngleich noch so eng und engherzig an Stelle 
einer reinlichen Gegenüberstellung eine Gleichsetzung von eigenem 
und fremdem Vorteil erfolgt ist, so kann man doch von einer Gleich- 
setzung, auch im Sinn der Heimannschen Auffassung nicht sprechen, 
weil ja auch nach dieser der Vorteil des Andern gar nicht real 
wirksam ist. Denn auch im Rahmen der Dechen Auffassung 
liegt es, daß schon innerhalb des Kartells für den Einzelnen 
der Andere nur insoweit vorkommt, als er ihm höheren Ge- 
winn sichert. Kartelle sind nur möglich — im Rahmen der Erwerbs- 
wirtschaft — weil sie die .rationellere Erwerbswirtschaft 
sind. Soweit also auf der einen Seite Ausschaltung von Konkur- 
renz unter den Kartellierten vorliegen und daher Verminderung 
der ökonomischen Spannung gegeben sein mag, ist auf der andern 
Seite durch die Zusammenschließung gegenüber den Konsumenten 
Steigerung dieser Spannung gegeben. Kartell bedeutet dann 
also schon in diesem Sinn.keıne Annäherung an Gemeinschaft (im 
Sinn von Toennies), sondern Fortbestehen der Gesellschaft. 

Zudem ist aber Kartell garnicht Aufhebung der Konkurrenz, 
sondern nur Zusammenfassung Konkurrierender zu größeren Gruppen, 
Es hebt ebenso wenig die Divergenz der Interessen zwischen den 
Produktionsstadien auf (Rohstoff- und Halbzeug- gegen Fertig- 
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fabrikateindustrie), als es die Konkurrenz der Kartelle derselben 
Produktionssphäre ausschaltet. Ein Kartell zur Herstellung von 
Metallgeschirr konkurriert mit der Porzellanvereinigung, die Kar- 
telle der Ziegeleien mit den Verbänden der Betonfirmen usw. Das 
bedingt aber dann notwendig Weiterbestehen des kapitalistischen 
»Geistes«, Weiterbestehen des Rentabilitätsgesichtspunktes, Steige- 
rung desselben, weil die Rationalität der Betriebe wächst; bedingt 
Fortsetzung des Verhältnisses gegenüber den Arbeitern, gegenüber 
den Abnehmern, schafft also die »freie Konkurrenz« mit ihren von 
H. so stark betonten Nebenwirkungen. Jedenfalls kann man aus 
der Tatsache, daß Gruppen gebildet werden, nicht schließen, 
daß die Atmosphäre der Konkurrenz für das Kapital aufhört. Die 
Konkurrenz kann nicht mehr die durchgreifende Wirkung indivi- 
dueller Konkurrenz haben (insbesondere arbeitet der Me- 
chanismus des Ausgleichs der Profitraten langsamer, der Einzelne 
als Träger wirtschaftlicher Aktivität stumpft ab), aber auch all- 
gemeine Kartellierung ermöglicht nicht einmal in der Sphäre der 
Produktion eine solidaristische Gesinnung. Denn jeder geht in das 
Kartell und bleibt in ihm lediglich wegen der Rentabilität seines 
Kapitals. Dieses Grundprinzip der Erwerbswirtschaft ist selbst 
bei durchgehender Kartellierung nicht abgeschwächt. 

3. Die Organisation der Konsumenten ist, wie H. selbst 
beginnt, Selbsthilfe. Auch hier, wie er ja auch tetcnt, also wirtschaftli- 
ches Eigeninteresse. Wenn wir selbst davon absehen, daß in der Realität 
die Motivation beim Eintritt in die Genossenschaft durchaus einzel- 
wirtschaftlich ist und daß dem Genossenschafter in seinem 
Bewußtsein die Zugehörigkeit zur Genossenschaft durchaus 
in den ökonomischen Kategorien des Einkaufens, des Gewinns, der 
Dividende erscheint, so ist die Wirkungsmöglichkeit der Genossen- 
schaft, wie H. selbst zutreffend bemerkt, durch die Existenz der 
Monopole begrenzt. Werden Konsumentenorganisationen als Eigen- 
produzenten einen gewissen Umfang erreichen, so ist die Wendung der 
Vorstadien in der Produktion, also Rcehstoffgewinnung und Halb- 
fabrikateerzergung (mit welcher H. als Möglichkeit rechnet) gegen die 
Korsumentenorganisation als Abnehmer sicher zu erwarten. Ist aber 
einmal der soziale Kampf von der Sphäre der Produktion auf die des 
Marktes übertragen, dann ist schwer einzusehen, inwiefern Konsu- 
mentenorganisationen »ebenbürtige Gegner« (wie H. sagt) sein kön- 
nen. Diese ganze Entwicklung weiter verfolgt, bedeutet geradezu Ver- 
schärfung der Gegensätze, weil Vermehrung derselben, Stempelung 
bisher sozial indifterenter ökonomischer Gegensätzlichkeiten zu sozialen, 


die in sich gesellschaftliche Machtfragen bergen. Konsumenten- 
organisationen können — ökonomisch — die Konkurrenzpreise her- 


stellen. Stehen sie einem Kartell gegenüber, so ist ihre Wir- 
kungsmöglichkeit eine sehr eingeschränkte. Auch die Konsu- 
mentenorganisation bringt uns im Tatbestand der Wirtschaft 
prinzipiell nicht weiter. H.hält sich zwar erfreulicherweise von der 
Vorstellung frei, als ob in der Genossenschaft bereits eine andere 
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Wirtschaftsgesinnung gegeben sei (wie sie etwa Wilbrandt und 
die »Nur-Genossenschafter« beherrscht — die Genossenschaft ist 
der Friede); er betrachtet sie lediglich als ein neutrales Gefäß. Bei 
größerer Ausdehnung und Bedeutung ist sie das. (Nur müssen wir 
dann die Produzentengenossenschaften, welche ja Kartelle 
sind, ausnehmen). Aber da sie nicht allgemeine Wirtschaftsform werden 
kann, bedeutet sie auch nicht Neutralisierung des Wirtschaftslebens, 
sondern Verminderung der Organe, ohne seinen Charakter zu ändern. 
Weder die Genossenschaft, noch das Kartell ermöglicht eher eme 
andere Wirtschaftsgesinnung als der Zustand freier Konkurrenz. 
weil weder Kartell noch Genossenschaft den wirtschaftlichen Kampi 
aufheben. Bu 

Man muß da zweierlei scheiden. Entweder glaubt man (wie es 
H. nicht tut) an die Eigenbewegung der ökonomischen Kategorie 
und erhofft von ıhr (wie der Sozialismus) die Neutralisierung der 
Wirtschaft und Freisetzung der kulturell wertvollen Kräfte. In dieser 
Auffassung ist alles, was Zusammenfassung zu Organisatio 
nen bringt, ein Schritt näher zum Ziel. Aber dieses kann auch 
in anderer Weise (nämlich auf dem Wege freier Konkurrenz) erreicht 
werden. Uebrigens ist auch die freie Konkurrenz in ihrem Ergeb- 
nis Organisation der Wirtschaft, und zwar sogar restlosere Organisation, 
weil Monopol. In cer sozialistischen Auffassung Marxscher Fär- 
bung ist es gleichgültig, cb de Endform der kapitalistischen Gesell- 
schaft Kartell oder Monopol ist. Das Wesentliche ist, daß die 
Anarchie der Produktion in einen Konzentrationsprozeß mündet, der 
nicht nur die Arbetierschaft crganisiert. Immerhin: die Tendenz 
zur Organisation, das, was H. solidaristisches Prinzip nennt, ist 
schärfere Ausprägung der Klassen und bedeutet Schaffung von 
Organen für die endgültige Auseinandersetzung zwischen den ökonomi- 
schen und demgemäß sozialen Kategorien. Für den Sozialismus 
sind also diese Entwicklungen eine Art, wie sich sein Schema 
realisiert. 

Ist man jedoch nicht dieser Auffassung (und das ist der Fall Hai 
sondern geht vom Einzelmenschen aus, dessen Umbil- 
dung das Problem, die Aufgabe und Lösung ist, dann ist nicht 
einzusehen, warum die Wirtschaft zunächst in »neutralen Ge- 
fäßen« gegeben sein soll? (Ganz abgesehen davon, daß ja ge- 
rede der »neutrale« Charakter dieser Organisationsbildungen be- 
zweifelt werden muß.) Gewiß, es wäre eine Erleichterung, eine Ab- 
kürzung des Weges. Aber doch nur des Weges und der Leistung, 
die in der äußern Welt zu vollbringen ist. In der Position 
H.s ist die innere Umwandlung der Menschen notwendige 
Voraussetzung, auch schon hinreichende Kraft für die Umformung 
der Wirtschaft, für eine Wandlung, welche der Wirtschaft wieder 
bloßen Mittlercharakter verleiht (was übrigens, wie erwähnt, auch 
das Ziel des Sozialismus ist). Ist ein solcher neuer Wirtschaftsgeist 
gegeben, dann mag er auch entgegenstehende Institutionen zer- 
brechen — ein jeder neue Wirtschaftsgeist ist seinem Wesen nach 





e, 
er 


Bemerkungen zur Abhandlung: >Der neue Wirtschaftsgeist«. 773 


revolutionär. Oder sollte H., der so intensiv warm an den Men- 
schen glaubt, meinen, es bedürfe der Umformung der Wirtschaft 
gleichsam »hinter dem Rücken« des Kapitalismus, auf Schleich- 
pfaden ?, so daß die kapitalistische Ordnung die Mittel an die Hand 
gibt, um sie zu überwinden ? (Eine Auffassung, die dem Sozialismus, 
aber auch diesem nur hinsichtlich der »technischen« Ueberleitung, 
eigentümlich ist.) Vielleicht kann man das Paradoxon wagen: Wenn 
wir eine neue Wirtschaftsgesinnung kommen sehen und schaffen 
wollen — dann wird sie sich umso besser durchsetzen, je mehr sie zu 
den Realitäten in Widerspruch ist. Wenn die Tatsachen 
nicht mit unserer Idee stimmen — umso schlimmer für die Tatsachen. 
Verkauft und verrät man sich nicht an die von H. sicherlich auch 
gefürchtete Realpolitik, wenn man in der Gegenwart in einem von 
entgegengesetztem Geiste beherrschten System sich schon 
die Gehäuse der kommenden Welt aussucht ? 

Solche Fragen sind einer Position gegenüber geboten, welche 
nicht von der Veränderung und Entwicklung im Wirtschaftsleben 
selbst ausgeht, nicht hier sondern in der Seele des Menschen die 
entscheidenden Kräfte sucht. Der erhabenste und reinste Vertreter 
einer solchen Haltung — Tolstoj — fragt nicht nach Veränderungen 
in der Wirklichkeit, die ihm »ventgegenkommen« könnten. Je größer 
die Spannung zwischen Realität und moralischem Postulat, umso 
notwendiger die Ueberwindung, daher je größer die Schwie- 
rigkeit, umso leichter die Ueberwindung. Damit soll nun nicht 
gesagt sein, daß eine solche Haltung durchaus im Innern des 
Menschen beschlossen bleiben soll und kann. Auch müssen wir damit 
rechnen, daß der Mensch im Alltag lebt, und sich in ihm bewährt. 
Sie wird in einer Zeit sozialer Konvulsionen und Revolutionen (mögen 
sie auch unblutig verlaufen) dem Tatsächlichen nicht 
fremd und teilnahmslos gegenüberstehen. Sie wird aber nicht schon 
bei einer Aenderung in der Form der Eingliederung (die bei Kar- 
tell und Genossenschaft allein in Frage steht) einen Wendepunkt sig- 
nalisieren. Für eine Haltung, welche die »materialistische« Gesin- 
nung, wie es H. in so beredter Weise tut, bekämpft und von einem 
Wandel in dieser Gesinnung das Heil erhofft, ist die Frage, ob 
isolierte oder kartellierte Produzenten, ob anarchischer oder organi- 
sierter Konsum gegeben, gleichgültig. Denn der kartellierte Unter- 
nehmer ist vom »solidarischen« Typ ebenso weit entfernt, als das 
Direktionskollegium eines Trusts, und der gewerkschaftlich und 
genossenschaftlich organisierte Arbeiter müßte zum »Solidaristen« 
auch nach der Heimannschen Auffassung ebenso erst erzogen wer- 
den, wie ein idealer, wirklich individualistischer »Arbeitswilliger«. 
Und da diesH. selbst zugeben wird — worin unterscheidet sich dann 
der Trust, als »Gehäuse«, vom Kartell? 
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Kriegsgewinnsteuer und Aktiengesellschaften !). 
Von 
LEO BLUM. 


Das Problem der Kriegsgewinnbesteverung ist nunmehr auch 
in Deutschland, nachdem bereits einige feindliche und neutrale Stza- 
ten vorangegangen sind, durch das Gesetz über vorbe 
reitende Maßnahmen zur Besteuerung der 
Kriegsgewinne vom 24. Dezember 1915 aus dem Stadium 
der theoretischen Erörterungen in das der praktischen Verwirklichung 
getreten» Die Frage der Besteuerung der Kriegsgewinne im allgemel- 
nen ist schon so reichlich von allen möglichen Gesichtspunkten aus, 
am wenigsten vielleicht bis vor kurzem vom finanzwissenschaftlichen 
und finanztechnischen, in der Oefientlichkeit besprochen worden, daß 
sich wohl ein näheres Eingehen darauf erübrigt. Das Erscheinen des 
Gesetzentwurfs hat jedenfi.lis das Gute gehabt, daß die Behandlung 
der Frage von mancherlei Irıwegen, auf die sie zu geraten drohte, 
wieder auf die richtige Straße zurückgeführt worden ist. Wenn auch 
das erwälnte Gesetz nur eine vorbereitende Maßnahme bedeutet und 
somit dem eigentlichen Stsuergesetz nicht vorgreifen will, so enthält 
es doch schon seine Elemente und läßt Schlüsse auf die endgültige 
Gestaltung der Besteuerung der Kriegsgewinne in Deutschland zu. 
Der wichtigste Grundsatz, der heute schon in der Begründung zu dem 
Gesetzentwurf niedergelegt ist, ist der, daB die Kriegsgewinnsteuer 
oder richtiger Kriegsvermegenszuwachssteuer jeden während der 
Kriegszeit entstandenen Vermögenszuwachs erfassen will, ohne, ab- 
gesehen von ganz bestimmten Ausnahmefällen, wie Erbgang, danach 
zu fragen, wodurch er entstanden ist. Auf diese Weise wird der Kriegs- 
gewinnsteuer von vornherein die moralisierende Tendenz und der 
Strafcharakter entzogen, die manche Kreise mit ihr verquicken woll- 
ten. Wenn eine Reihe von Einzelpersonon oder Unternehmungen, 


1) Die vorliegende Abhandlung ist bereits Anfang Januar 1916 ih Satz gegan- 
gen, kann aber leider erst jetzt veröffentlicht werden. Die weitere Entwicklung 
der Frage und ihre endgültige Regelung durch das eigentliche Kriegsgewinnsteuef- 
gesetz wird der Verfasser in einem zweiten Aufsatz behandeln, der in einem der 
nächsten Hefte des Archivs erscheinen wird. (A. d. Red.) 
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namentlich zu Beginn des Krieges, sehr erhebliche Gewinne oft fast 
mühelos einzuheimsen vermochten, so sollte dies die Regierung vor 
allem veranlassen, die Mängel unseres Militärbedarfsbeschaffungswe- 
sens im weitesten Sinne, die solches ermöglichten, zu beseitigen und 
eine rechtzeitige Preisregulierung einzuführen, um übermäßigen Stei- 
gerungen vorzubeugen. Für diesmal sind ja nun die Gewinne bereits 
gemacht, aber für die Zukunft werden daraus doch Lehren für eine 
bessere Organisation auch unserer wirtschaftlichen Mobilmachung 
zu ziehen sein. Für die Fehler und Lücken der Verwaltung aber die 
geschicktere Gegenpartei nachträglich zu bestrafen, erscheint fehl am 
Platze. Soweit aber die Erzielung der Kriegsgewinne auf unlautere 
Weise geschah, ist es Sache des Richters einzuschreiten, was allerdings 
oft von zweifelhaftem Frfolg begleitet sein dürfte. Jedenfalls kann 
es nicht Aufgabe einer Steuer sein, den Staatsanwalt zu ersetzen, 
ganz davon abgesehen, daß, wer den Militärfiskus übers Ohr gehauen 
hat, wohl auch der Steuerbehörde ein Schnippchen schlagen kann 
und sei es nur dadurch, daß er den rasch erworbenen Kriegsgewinn 
ebenso schnell wieder verschwendet. Auch würde es ein merkwür- 
diger Dank an die doch die überwiegende Mehrzahl bildenden reellen 
Industrie- und Handelsfirmen sein, wenn ihnen für ihre bewunderns- 
werten Leistungen bei der Umstellung ihrer Betriebe von der Frie- 
dens- in die Kriegswirtschaft hinterher ein Makel aufgedrückt werden 
sollte. Das Programm, das die Regierung in der Begründung zu dem 
neuen Gesetz entwickelt, hält sich von solchen Auffassungen fern, 
betrachtet vielmehr die Kriegsgewinnsteuer als eine Kriegskonjunktur- 
steuer. Es geht von dem sozialethisch und finanzwissenschaftlich 
wohl zu begründenden Standpunkt aus, daß, wer infolge der durch 
den Krieg geschaffenen Konstellation der wirtschaitlichen Verhält- 
nisse sein Vermögen oder Einkommen vermehren konnte, die Ver- 
pflichtung hat, einen ansehnlichen Teil dieses Zuwachses der Gesamt- 
heit wieder zuzuführen, die zum weitaus größten Teil durch den Krieg 
ın ihren Vermögensverhältnissen beeinträchtigt wurde. Diesen Ge- 
danken, den der lapidare Einleitungssatz der Begründung des Ge- 
setzentwurtes mit Recht als Gemeingut aller VolksKreise bezeichnet, 
glaubt der Gesetzgeber am besten und zweckmäßigsten in Anlehnung 
an das Vermögenszuwachssteuergesetz vom 3. Juli 1413 durchführen 
zu können, wobei es in verschiedenen Punkten auf seinen diesmaligen 
besonderen Zweck zugeschnitten werden soll. Eine der wichtigsten geplan- 
ten Abänderungen des Vermögenszuwachssteuergesetzes ist durch das 
neue Gesetz bereits in die Wege geleitet, das zwar nur die erste Etappe 
einesgewaltigen Gesetzgebungswerkes, der Regelung unserer finanziellen 
Verhältnisse nach dem Kriege, bildet, aber wegen seines in die Ferne 
wirkenden Inhalts doch von großer Tragweite ist. Es handelt sich 
um die Ausdehnung der Steuerpflicht auf juristische Personen und 
zwar wird der Kreis der abgabepflichtigen juristischen Personen er- 
heblich weiter gezogen, als es seinerzeit im \Wehrbeitragresetz der 
Fall war, das in § Ir nur Aktiengesellschaften und Kommandit- 
gesellschaften auf Aktien zur Steuer heranzog. Bei der Kriegsgewinn- 
So? 
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steuer dagegen sollen Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaf- 
ten auf Aktien, Berggewerkschaften und andere Bergbau treibende 
Vereinigungen, letztere sofern sie die Rechte juristischer Personen 
haben, Gesellschaften mit beschränkter Haftung und eingetragene 
Genossenschaften abgabepflichtig sein. Die folgenden Betrachtungen 
befassen sich nur mit den Aktiengesellschaften als der wirtschaftlich 
und damit auch fiskalisch bedeutsamsten Unternehmungsform und 
können selbst bei dieser Beschränkung keine erschöpfende Behandlung 
der recht verwickelten und schwierigen Materie bieten. Nur einzelne 
Seiten des Problems: die Aktiengesellschaft als Ob 
jekt der Kriegsgewinnsteuer sollen im Anschluß an 
das neue Gesetz näher beleuchtet werden. - 

Zunächst wirft sich die Frage auf, was den Gesetzgeber zur Ab- 
änderung der Bestimmung des Vermögenszuwachssteuergesetzes, 
daß juristische Personen frei bleiben, veranlaßt. In den Motiven des 
letztgenannten Gesetzes war diese Abweichung von dem gleichzeitig 
erlassenen Wehrbeitragsgesetz wie folgt begründet worden: 

»Der Entwurf hat davon abgesehen, die Steuerpflicht auf juristische Personen 
auszudehnen. Die Staffelung der Steuer wäre bei den juristischen Personen jeden- 
falls nicht durchführbar, da die Höhe des Vermögensbesitzes wohl bei natürlichen 
Personen, nicht aber bei juristischen Personen ein hinreichend zuverlässiger Grad- 
messer ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ist. In allen Fällen, in denen üa- 
türliche Personen als Inhaber von Gesellschaftsanteilen Träger der juristischen 
Person sind, würde eine Doppelbesteuerung vorliegen, die jedenfalls nur dann er- 
träglich wäre, wenn von dem Vermögen der Nominalwert der Gesellschaftsanteile 
abgezogen werden dürfte, so daß sich die Zuwachsbesteuerung im wesentlichen 
auf die Reserven beschränken würde. Eine fortlaufende Besteuerung der Rück- 
lagen erscheint aber nicht unbedenklich und würde außerdem verhältnismäßig 
geringe Erträge liefern.« 

Müssen nun diese Gesichtspunkte, die heute noch großer Beach- 
tung wert sind, einer Korrektur unterzogen werden, wenn die Ver- 
mögenszuwachssteuer den Charakter einer Kriegsgewinnsteuer erhält? 
Die Begründung des neuen Gesetzes glaubt dies mit folgenden Aus- 
führungen tun zu können: ` 

seGerade mit den in der Oeffentlichkeit bekannt gewordenen hohen Ge- 
winnen, die einzelne Gesellschaften erzielt haben, ist immer wieder die Forde- 
rung einer Kriegsgewinnsteuer begründet worden. Bei Freilassung der Aktien- 
gesellschaften und anderer Erwerbsgesellschaften würde auch ein nicht unbe- 
träcbtlicher Teil der mit der Kriegskonjunktur zusammenhängenden Gewinne 
der geplanten Steuer entgehen, sei es, weil sie ausländischen Gesellschaften zu- 
fließen, sei es, weil der inländische Gesellschafter keinen Vermögenszuwachs 
in abgabepflichtiger Höhe haben wird: 


Schließlich heißtesnoch, daß das Vorgehen mit dem in Deutschland 
bestehenden System der Besteuerung juristischer Personen im Ein- 
klang steht. Die Rücksicht auf die populäre Anschauung — bekann- 
termaßen fallen der großen Masse nur die Aktiengesellschaften mit 
Millionengewinnen in die Augen, während sie von den zahlreichen 
Aktiengesellschaften mit mageren oder gar keinen Dividenden nicht 
viel weiß — ist sicherlich für die praktische Gesetzgebung im Reichstag 
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ausschlaggebend gewesen, wie sie es bisher schon in manchen Landes- 
parlamenten bei der gleichen Frage war. Aber schließlich wächst die 
Popularität einer Steuer im allgemeinen in dem Maße, in dem die Zahl 
der von ihr Betroffenen abnimmt; ein besonderer Beweis für ihre 
Zweckmäßigkeit und Gerechtigkeit liegt nicht darin. Tiefer schürft 
der Hinweis, daß bei einer Freilassung der Aktiengesellschaften ein 
nicht unbeträchtlicher Teil der Kriegsgewinne der geplanten Steuer 
entgehen würde, ein Gesichtspunkt, der auch bei der einzelstaatlichen 
Regelung der Besteuerung der Aktiengesellschaften in Deutschland 
stark mitgespielt hat. Bekanntlich besteht das in der amtlichen Be- 
gründung angeführte »System« der Besteuerung der Aktiengesellschaf- 
ten in Deutschland, wenn man die irrationelle, finanztheoretisch 
nicht haltbare Form ihrer Durchführung so nennen will, in einer mög- 
lichst ausgiebigen Erfassung nicht bloß der Aktionäre, sondern auch 
der Aktiengesellschaften. Die Hauptgründe für eine unmittel- 
bare Heranziehung der Aktiengesellschaften 


sind dabei folgende ?): Nur bei einer Besteuerung der Aktiengesell- 


schaften selbst lassen sich die Beträge, die nicht an die Aktionäre ausge- 
schüttet werden, sondern in dem Unternehmen verbleiben, erfassen. Die 


- Aktiengesellschaft mit ihrer öffentlichen Rechnungslegung ist steuer- 


technisch weit leichter greifbar als die oft erhebliche Zahl der Aktio- 
näre, bei denen meist der Ertrag und das Vermögen der Aktiengesell- 
schaft nur zersplittert erscheint. Auch ist die volle Ausnutzung der 
in Deutschland so beliebten Progression, deren höchste Sätze ja 
hauptsächlich für die Millionengewinne von Aktiengesellschaften ge- 
dacht „ind, nur bei einer Steuerpflicht der Aktiengesellschaften gege- 
ben. Schließlich können nur bei den Aktiengesellschaften selbst die 
Beträge herangezogen werden, die in den Bereich einer anderen Steuer- 
gewalt abfließen. Dieser letzte Gesichtspunkt würde bei der Kriegsge- 
winnsteuer, die bekanntlich dem Reiche, nicht den Bundesstaaten 
zustehen soll, nur insoweit in Betracht kommen, als Kriegsgewinne 
in das Ausland strömen, nicht bei einer bloßen Wanderung von dem 
einen in den anderen Bundesstaat. Die beiden erstgenannten Momente 
fallen aber für die Kriegsgewinnsteuer in noch höherem Maße ins 
Gewicht als für die bundesstaatlichen Einkommensteuern. Im Kriege 
hat sich bei den meisten Aktiengesellschaften das Verhältnis der aus- 
geschütteten zu den einbehaltenen Teilen des Reingewinns zugunsten 
der letzteren verschoben, so daß also dem Fiskus bei einer bloßen Her- 
anziehung der Aktionäre ein noch größerer Prozentsatz des Gesamt- 
gewinnes der Aktiengesellschaften als üblich entgehen würde. Ferner 
ist es ohne weiteres klar, daß einer Steigerung des Ertrages oder in- 
vestierten Kapitals einer Aktiengesellschaft während des Krieges 
keineswegs auch ein Zuwachs der einzelnen Aktionäre an Einkommen 
oder Vermögen gegenüberzustehen braucht. Ein Aktionär, der aus 
seinem Besitz an Aktien einer Gesellschaft im Kriege höhere Di- 


?) Siehe Näheres hierüber in meinem Buch: »Die steuerliche Ausnutzung 
der Aktiengesellschaften in Deutschlande (J. G. Cottasche Buchhandlung 
Nachfolger, Stuttgart und Berlin 1911) Seite 100—133. 
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videnden bezogen hat, kann auf der anderen Seite Einkommensaus- 
fälle erlitten haben und die Kurssteigerung der einen Aktien kann 
durch sonstige Vermögenseinbußen ausgeglichen worden sein, so daß 
bei ihm im Endresultat überhaupt keine Steigerung des Einkommens 
oder eine Vermögensvermehrung während des Krieges in Erscheinung 
tritt, also der Fiskus mit seiner Kriegsgewinnsteuer das Nach- 
schen hätte. Es liegen hierin sicherlich gewichtige Gründe, die für 
eine unmittelbare Heranziehung der Aktiengesellschaften zur Kriegs- 
gewinnsteuer sprechen. Das ist aber nur die eine Seite des Pro- 
blems; ein abschließendes Urteil wird erst möglich sein, wenn man 
auchdieBehandlung der Aktionäre in der Kriegsgewinn- 
steuer kennt. Diese ist noch nicht festgelegt, da das Vorbereitungs- 
gesetz sich nur mit den juristischen Personen befaßt. Sonach bildet 
die in diesem Zusammenhang sich aufdrängende Frage der Duppel- 
besteuerung eine cura posterior, wenn auch anzunehmen ist, daß der 
Gesetzgeber mit der Ausdehnung der Steuerpflicht auf die juristi- 
schen Personen sich prinzipiell bereits für eine materielle Doppelbe- 
lastung?) entschieden hat. Immerhin ist es nicht überflüssig, schon 
jetzt zu betenen, daß diese Frage einer eingehenden Prüfung bedarl, 
wobei nicht übersehen werden sollte, daß zu der eventuellen materi- 
ellen Doppelbelastung des in Aktiengesellschaften investierten Kapi- 
tals durch die Kriegsgewinnsteuer auch noch eine solche in den mei- 
sten direkten Staats- und Kommunalsteuern tritt. Allerdings sind 
übertreibende Rechnungen, wie sie von manchen Seiten bereits heute 
aufgemacht wurden, wonach % oder noch mehr des im Kriege er- 
zielten Mehrgewinnes an den Fiskus fallen, nicht am Platze. Abge- 
schen davon, daß der Höchstsatz der Steuer noch nicht feststeht, 
dürfte es nur selten vorkommen, daß für den an den Aktionär fallen- 
den Anteil am Mehrgewinn der Aktiengesellschaft ebenfalls dieser 
Höchstsatz zur Anwendung gelangt; häufig dürfte vielmehr der Ak- 
tionär aus den vorhin erwähnten Gründen überhaupt keinen oder nur 
einen geringen Vermögenszuwachs auiweisen, weil sich bei ihm Kriegs- 
gewinne und Kriegsverluste ganz oder teilweise kompensieren. Be- 
kanntlich gibt es, was man in der ersten Begeisterung der Kriegsge- 
winnbesteuerung manchmal vergessen hat, auch eine recht stattliche 
Zahl von Aktien und anderen Effekten, die ihren Besitzern im 
Kriege Kursverluste und Ertragsminderungen brachten. Für einen 
Spezialfall der Doppelbesteuerung oder richtiger Vielfachbe- 
steuerung bei den sogenannten Schachtelgesellschaften ist durch 
das neue Gesetz bereits ein Präjudiz geschaffen. Während vorüber- 
gehend in den Beratungen des Hauptausschusses des Reichstags die 
wiederholte Besteuerung der Dividenden der Tochtergesellschaften 
bei diesen und den Mutterunternehmungen beseitigt wurde, ist sie 
in der endgültigen Fassung des Gesetzes wieder hergestellt. Hier 


3) Ich gebrauche diesen Ausdruck statt des vieldeutigen Begriffs »Dop- 
pelbesteuerung«e und verstehe darunter die doppelte Erfassung des nämlichen 
Steuerobjektes von seiten ein und derselben Steuergewalt durch ein und 
dieselbe Steuer. 
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kann freilich der Fall eintreten, daß von dem Mehrgewinn der Unter- 
gesellschaft auf seinem langen Wege bis zum physischen Empfänger 
der weitaus größte Teil in die Taschen des Fiskus fließt und die eigent- 
lichen Aktionäre nicht mehr viel davon zu sehen bekommen. 
Nachdem der Fiskus sich einmal für die unmittelbare Heranzie- 
hung der Aktiengesellschaften zur Kriegszgewinnsteuer, also für eine 
Erfassung des Mehrertrages des in Aktiengesellschaften investierten 
Kapitals während des Krieges an der »Quelles entschieden hatte, war 
es nur naheliegend, daß er, wenn die Steuer nicht sofort zur Erhebung 
gelangen sollte, bereits vorher Vorsorge traf, daß dieser Mehrertrag 
nicht ganz oder zum größten Teil aus der Quelle herausfloß. Der Le- 
benszweck der Aktiengesellschaft ist ja, cum grano salis, den von ihr 
erzielten Gewinn in irgend einer Form an ihre physischen Substrate, 
die Aktionäre, auszuschütten, nicht aber zur Vermögensansammlung 
in sich selbst aufzuspeichern. Wie erwähnt, lag darin einer der Gründe, 
aus denen das Reichsbesitzsteuergesetz die Aktiengesellschaften 
selbst frei gelassen hatte. Sollten jetzt mit dem gleichen, zur Kriegs- 
gewinnsteuer umgemodelten Gesetz die Aktiengesellschaften erfaßt 
werden, so mußte der Gesatzgeber sie erst zur Bildung eines 
Vermögenszuwachses zwingen. Es handelt sich so- 
nach um eine aus steuertechnischen Gründen geschaffene Fiktion; 
denn in Wirklichkeit ist jede Kriegsgewinnbesteuerung der Aktien- 
gesellschaften, mag man sie in der Form der Vermögenszuwachs- 
steuer oder in einer sonstigen vollziehen, immer eine Ertragssteuer. 
Eine solche Ansammlung von Vermögen für Steuerzwecke nicht mehr 
dem freien Ermessen der berufenen Organe der Aktiengesellschaft 
zu überlassen, sondern einfach zu dekretieren, ist der Zweck des neuen 
Gesetzes, das dazu allerdings reichlich spät erscheint. Immerhin ist 
es auch heute noch, wenn schon die Aktiengesellschaften selbst kriegs- 
gewinnsteuerpflichtig sein sollen, sowohl im Interesse des Fiskus, 
als auch der Unternehmungen am Platze. Neben dem rein steuertech- 
nischen Zweck, die Grundlage für eine Anwendung der Vermögens- 
zuwachssteuer auch für die Aktiengesellschaften zu schaffen, sichert 
sich der Fiskus zugleich, soweit als noch möglich, den künftigen Eir- 
gang der Steuer. Ohne ein solches Sperrgesetz bestand die Gefahr, 
daß im Zeitpunkt der Erhebung der Steuer von dem Mehrgewinn bei 
der Aktiengesellschaft nichts oder nicht mehr viel vorhanden war. 
Bei einer Reihe von Unternehmungen, die nur für Kriegsdauer ge- 
gründet sind, hätte der Fiskus dann vielleicht überhaupt das Nach- 
sehen gehabt, wobei nochmals hervorgehoben sei, dall die Heran- 
ziehung des Mehrgewinnes der Aktiengesellschaften beim Aktionär 
vollkommen außer Betracht bleibt. Finanziell nicht gut fundierte 
Unternehmungen hätten die Kriegsgewinnsteuer, um so mehr als da- 
bei jedenfalls recht ansehnliche Beträge in Frage kommen, nur sehr 
schwer aufbringen können, eventuell nur unter starker Beeinträch- 
tigung der Rentabilität der künftigen Friedensjahre. Auch solid ge- 
leitete Gesellschaften, die ohnehin beträchtliche Teile des Mehrgewinnes 
nicht ausgeschüttet, sondern zur inneren Kräftigung des Unterneh- 
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mens und manchmal sogar ausdrücklich zur Vorsorge für kommende 
Steueransprüche zurückgestellt haben, dürften, wenn für sie auch das 
Sicherungsgresetz überflüssig ist, es doch insofern begrüßt haben, als 
es Ihnen bereits heute einen gewissen Maßstab für die später zu gewär- 
tirenden Steueranforderungen gibt und ihnen die Möglichkeit bietet, 
sich in den finanziellen und betriebstechnischen Dispositionen schon 
jetzt darauf einzurichten, abgesehen davon, daß das gesetzliche Ein- 
greifen den Verwaltungen der Aktiengesellschaften auch einen ge- 
wissen Rückhalt gegen das Drängen etwas dividendenlüsterner Ak- 
tionäre verleiht. Ferner wird bei der leichten Beweglichkeit der Ak- 
tie durch ein solches vorläufiges Beschlagnahmegesetz erreicht, daß 
diejenigen Aktionäre die Steuer spüren, die die hohen Kriegsdividen- 
den und Kurssteigerungen eingesteckt haben, nicht aber ihre Nachfol- 
ger im Aktienrecht zur Zeit der Steuererhebung, die vielleicht nur 
wieder die mageren Friedenserträgnisse sehen. In Wirklichkeit wird 
ja die Kriegsgewinnsteuer den juristischen Personen, im Gegensatz 
zu den physischen, schon während des Krieges auferlegt, wenn auch 
die Abrechnung darüber erst später erfolgt. 

Das Vorbereitungsgesetz verlangt, es müsse jede inländische 
Aktiengesellschaft, mit Ausnahme der gemeinnützigen, und jede aus- 
ländische, die im Inland einen Geschäftsbetrieb unterhält, für jedes 
Kriegsgeschäftsjahr die Hälfte des in ihm erzielten Mehrgewinnes in 
eine neu zu bildende Sonderrücklage einstellen. Diese Einschränkung 
der freien Veriügung der Aktiengesellschaft über die Verwendung 
des Gewinnes erstreckt sich auf drei Jahre, und zwar wurden in der 
ur: prünglichen Fassung des Gesetzes als Kriegsgeschäfts- 
jahre diedrei aufeinander folgenden Geschäftsjahre bezeichnet, deren 
erstes noch den Monat Oktober 1914 mitumfaßte oder mitumfaßt 
hätte, wenn einespäter begründete Gesellschaft schon früher bestanden 
hätte. Das Gesetz geht somit, wie das aus steuertechnischen Gründen 
kaum anders möglich war, nicht von demKalender — oderFiskaljahr, son- 
dern von dem Geschäftsjahr der Aktiengesellschaft aus. Dabei war auffäl- 
lig, daß die Cäsur zwischen Friedens- und Kriegsgeschäftsjahren gerade 
Am 30. September und nicht im Zeitpunkt des Kriegsausbruches gemacht 
wurde. Die Gründe für diese Wahl waren wieder steuertechnische; 
der Gewinn des ersten Kriegsgeschäftsjahres ist bei der überwiegenden 
Mehrzahl der Aktiengesellschaften bereits in der von der Generalver- 
sammlung bestimmten Weise verwendet, dagegen wäre über den Ge- 
winn des zweiten Kriegsgeschäftsjahres, das frühestens im Oktober 
1915 geschlossen hätte, wohl erst von ganz wenigen Gesellschaften 
verfügt gewesen. Umfaßt dagegen das erste Kriegsgeschäftsjahr 
schon den Monat August, so hat eine Reihe von Gesellschaften über 
den Gewinn auch des zweiten Geschäftsjahres bereits Beschluß ge- 
faßt. Die später näher zu betrachtende rückwirkende Kraft des Ge- 
setzes erstreckt sich also dann auf zwei Kriegsgeschäftsjahre. Der 
Hauptausschuß des Reichstages und ihm folgend das Plenum haben 
trotz dieser steuertechnischen Schwierigkeiten sich für das Näherlie- 
gende entschieden und als erstes Kriegsgeschäftsjahr dasjenige be- 
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zeichnet, welches den Monat August noch mitumfaßt, um nur ja keine 
Kriegsgewinne unter den Tisch fallen zu lassen. Bei Aktiengesellschaf- 
ten, deren Geschäftsjahr am 31. Dezember schließt, sind danach 
Kriegsgeschäftsjahre die Jahre 1914, 1915 und IgI6, bei Aktienge- 
sellschaften, deren Geschäftsjahresschluß zwischen den I. Januar und 
den 30. Juli fällt, sind Kriegsgeschäftsjahre die Jahre 1914/15, 1915/16 
und 1916/17 und schließlich bei Aktiengesellschaften, deren Ge- 
schäftsjahresschluß in die Zeit vom I. August bis 3I. Dezember fällt, 
sind Kriegsgeschäftsjahre die Jahre 1913/14, 1914/15 und 1915/16. 
Es gibt somit erste Kriegsgeschäftsjahre, die einen Monat, und 
solche, die 12 Monate Kriegszeit umfassen, und ein ähnliches Ver- 
hältnis wird auch bei dem dritten Kriegsgeschäftsjahr eintreten, 
eine Ungleichheit, die jedoch angesichts des verschiedenen Zeitpunk- 
tes des Geschäftsjahresschlusses der Aktiengesellschaften nie zu ver- 
meiden ist. Bei den Aktiengesellschaften dürfte der finanzielle Effekt 
der Vordatierung der Cäsur sehr gering sein, da im August und Sep- 
tember 1914 nur wenige Kriegsbilanzen abschlossen. Das Vorgehen des 
Hauptausschusses hat übrigens ein Vorbild in England, wo ebenfalls 
nachträglich das Kriegsgewinnsteuergesetz (excess profits tax) vom 
Parlament auch auf den ersten Kriegsmonat ausgedehnt wurde, 
während der ursprüngliche Regierungsentwurf mit dem September 
beginnen wollte. Daß das Gesetz von drei Kriegsgeschäftsjahren 
spricht, erfolgt ohne Hintergedanke, einfach in Analogie mit der 
Vermögenszuwachssteuer, die bekanntlich alle drei Jahre, erstmals 
am 3I. Dezember 1916, zur Erhebung gelangen sollte. 

Wenn auch das neue Gesetz nur eine vorbereitende Sicherungs- 
maßnahme darstellt und die endgültige Ausgestaltung der Steuer im 
einzelnen dem eigentlichen Steuergesetz vorbehalten bleibt, so mußte 
doch jetzt bereits de Besteuerungsbasis festgelegt werden, 
da nach ihr sich ja die 50% ige Sonderrücklage berechnet. Diese Be- 
stimmung der Besteuerungsgrundlage der Aktiengesellschaften ist 
zweifellos dieschwierigsteund verwickeltste Frage des ganzen Gesetzes. 


Vorläufig erfolgt ihre Feststellung ohne behördliche Mitwirkung, ` 


ist vielmehr den berufenen Vertretern der Aktiengesellschaften über- 
lassen. Eine behördliche Nachprüfung findet erst bei der Veranlagung 
der Kriegsgewinnsteuer statt. Da auf die vorsätzliche oder fahrlässige 
Nichtbeachtung der Bestimmungen des Gesetzes seitens der beru- 
fenen Vertreter der Aktiengesellschaften außer beträchtlichen Geld- 
strafen auch Schadenshaftung gegenüber dem Fiskus gesetzt ist, so ist 
die Aufgabe, die dem Vorstand einer Aktiengesellschaft zugemutet 
wird, nicht leicht, umso mehr als er eigentlich fortwährend zwischen 
ScyllaundCharybdishin und her pendelt, daer bei einer Ueberbewertung 
der Aktiven den Aktionären, bei einer Unterbewertung dem Fiskus 
verantwortlich wird. In den Kommissionsberatungen hat der Reichs- 
schatzsekretär die Strafbestimmungen dahin erläutert, daß nicht 
etwa jede objektiv unrichtige Einstellung in die Steuerbilanz in Frage 
komme, sondern nur eine solche Handlung, welche die Veranlagung 
oder Erhebung der Kriegsgewinnsteuer gefährdet, wie z. B. wenn aus 
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Nachlässigkeit oder grober Fahrlässigkeit nicht einmal die notwen- 
digen Abschreibungen gemacht werden, um dadurch zunächst einmal 
ohne Rücksicht auf das weitere hohe Dividenden zu erzielen und den 
Kurs der Aktien zu Spekulationszwecken in die Höhe zu treiben. 

Bei der Berechnung der Besteuerungsgrundlage der Aktienge- 
sellschaften kommen drei Größen in Betracht: der Kriegsgewins, 
der Friedensgewinn und die Differenz beider, der Mehrgewinn. Von 
dem Mehrgewinn jedes Kriegsgeschäftsjahres ist die Hälfte ın 
die erwähnte Sonderrücklage abzuzweigen, um nach Ablauf der drei 
Kriegsgeschäftsjahre den künstlich erzeugten Vermögenszuwachs 
darzustellen, an den dann die Steuer anknüpfen kann. Entsprechend 
dem vorbereitenden Charakter des Gesetzes sind diese Zuweisungen 
noch nicht definitiv, können vielmehr nachträglich wieder rückgängig 
gemacht werden. In Wirklichkeit betrachtet nämlich der Gesetz- 
geber, wenn er auch sofort die Hälfte des Mehrgewinns des jeweils 
abgelaufenen Kriegsgeschäftsjahres mit Beschlag belegt, doch nicht 
ihre Summe, sondern den Saldo der Mehrgewinne der drei Kriegsge- 
schäftsjahre nach Abzug eventueller Mindergewinne als endgültige 
Besteuerungsgrundlage. Es würde eine unbillige Härte bedeuten, 
wenn eine Aktiengesellschaft, die im ersten Kriegsgeschäftsjahr, z. B. 
durch günstige Verwertung ihrer Vorräte, einen bedeutenden Mehr- 
gewinn erzielt, aber in den folgenden Kriegsgeschäftsjahren Ausfälle 
hat, oder wenn eine Aktiengesellschaft, die nach kostspieligen Ver- 
suchen in den beiden ersten Kriegsgeschäftsjahren im dritten die 
Früchte ihrer Mühen und Aufwendungen erntet, nicht den Minder- 
gewinn gegen den Mehrgewinn aufrechnen dürfte. Weiter liegt es im 
Interesse der Aktiengesellschaften, daß die nachträgliche Korrektur 
der Besteuerungsgrundlage nicht erst nach Ablauf der ganzen drei- 
jährigen Periode, sondern Zug um Zug mit dem jeweiligen Bilanz- 
abschluß erfolgt. In diesem Sinne ist wohl auch die Bestimmung 
des Gesetzes zu verstehen, daß im Falle eines Mindergewinnes die Ge- 
sellschaft aus der nach Maßgabe der bisherigen Kriegsgewinne ge- 
schaffenen Sonderrücklage den Betrag wieder entnehmen kann, 
um den etwa die Sonderrücklage die Hälfte der im Gesamtergebnis 
der abgelaufenen Kriegsgeschäftsjahre erzielten Mehrgewinne über- 
steigt. Zu erwähnen wäre noch, daß Mehrgewinne unter 5 000 Mk. 
außer Betracht bleiben, also gewissermaßen das Existenzminimum 
an Kriegsgewinn darstellen. 

Von den beiden Größen, aus denen sich der Mehrgewinn durch 
Subtraktion ergibt, betrachten wir zunächst den Minuenden, den 
Kriegsgewinn, d. h. den in einem Kriegsgeschäftsjahr erzielten Ge- 
samtgewinn. Das Einfachste wäre gewesen, wenn man auch bei den 
juristischen, ebenso wie bei den physischen Personen auf Grund der 
Wehrbeitragsveranlagung an eine bereits gegebene Steuerbasis hätte 
anknüpfen können. Eine Anlehnung an die einzelstaatlichen Ein- 
kommensteuern war aber wegen ihrer Mannigfaltigkeit gerade in der 
Behandlung der juristischen Personen untunlich, noch weniger konnte 
das Gesetz von dem Betrag ausgehen, den.die Aktiengesellschaften 
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selbst in ihren Bilanzveröffentlichungen im Reichanzeiger als Gewinn 
bezeichnen, da angesichts der großen Verschiedenheit in der Bilanz- 
aufmachung jede Gleichmäßigkeit der Besteuerung dann unmöglich 
gewesen wäre. So blieb nichts anderes übrig, als einen neuen Begriff 
»Geschäftsgewinne einzuführen und zu umgrenzen, der mit 
Reingewinn, Ertrag oder Ueberschuß nicht identisch zu sein braucht, 
so daß zur Errechnung dieses Geschäftsgewinnes die Aufstellung 
einer besonderen Steuerbilanz erforderlich wird. Geschäftsgewinn 
ist nach $ 3 des Gesetzes der in einem Geschäftsjahr erzielte, nach 
den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
kaufmännischer Buchführung berechnete Bilanzgewinn, wobei Ab- 
schreibungen insoweit zu berücksichtigen sind, als sie einen angemes- 
senen Ausgleich der Wertverminderung darstellen. Diese Fassung 
des Begriffes Geschäftegewinn läßt dem Ermessen einerseits des 
Vorstandes und andererseits der Veranlagungsbehörde einen weiten 
Spielraum, da sowohl über die Grundsätze ordnungsmäßiger kauf- 
männischer Buchführung, wie namentlich über die Angemessenheit 
von Abschreibungen die Anschauungen recht weit auseinander gehen 
können. Die Unbestimmtheit der Besteuerungsgrundlage hat den 
Nachteil, daß sie eine gleichmäßige und sichere Veranlagung er- 
schwert, zugleich aber ermöglicht sie es einsichtigen Behörden, be- 
sonders gelagerten Verhältnissen leichter Rechnung zu tragen. Frei- 
lich wird damit auch die Verantwortung der berufenen Vertreter der 
Aktiengesellschaften, die den dehnbaren Begriff des Geschäftsge- 
winnes im einzelnen praktischen Fall zu fixieren haben, gesteigert. 
Die Hauptschwierigkeit wird bei der Berechnung des Geschäftsge- 
winnes die angemessene Berücksichtigung der Abschreibungen ma- 
chen. Das Gesetz läßt nur solche Abschreibungen zu; die einen Aus- 
gleich der im Laufe des Geschäftsjahres eingetretenen Wertvermin- 
derung, dagegen nicht solche, die in Wirklichkeit stille Reser- 
ven darstellen. Bekanntlich befolgt eine Reihe gerade unserer größ- 
ten und angesehensten Aktiengesellschaften den Modus, Aktiva 
zum Teil weit unter ihrem tatsächlichen Wert in die Bilanz aufzu- 
nehmen, so besonders die Bestände, Beteiligungen, Effekten, aber 
auch Anlagen usw. Man braucht sich nur zu erinnern, daß bei zahl- 
reichen Aktiengesellschaften Aktiva, die manchmal einen Millionen- 
wert haben, nur mit I Mk. zu Buch stehen. Die Schaffung solcher 
stillen Reserven kann in der Weise geschehen, daß die ausgewiesenen 
Abschreibungen das durch die Wertverminderung der Aktiva bedingte 
Maß übersteigen, oder, was öfters der Fall ist, daB vorweg aus dem 
Gewinn Beträge auf einzelne Aktiva abgesetzt oder Neuanlagen und 
andere Zugänge überhaupt nicht über Gewinn- und Verlustrechnung 
verbucht, sondern vorweg aus laufenden Mitteln bestritten werden. 
Eine derartige Thesaurierungspolitik verwehrt wohl dem Aktionär 
den Einblick in die wahren Verhältnisse und Gewinnergebnisse einer 
Aktiengesellschaft, hat aber andererseits das Gute, daß sie dem Un- 
ternehmen die Möglichkeit gibt, eine gewisse Stabilität der Dividende 
zu befolgen, Rückschläge der Konjunktur leichter zu überwinden, 
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Verluste in sich zu decken usf. Diese Politik der stillen Reserven hat 
auch die im Kriege zutage getretene bewundernswerte Elastizität 
unserer Industrie mitschaffen helfen und, wie der Präsident der A EG 
in der jüngsten Generalversammlung überzeugend nachgewiesen hat, 
die rasche und teilweise sehr kostspielige und risikoreiche Umstellurg 
so mancher Betriebe von der Friedens- in die Kriegswirtschaft erst 
ermöglicht. Der Fiskus sollte im eigenen wohlverstandenen Interesse 
diese Thesaurierungspolitik, wenigstens soweit sie sich in vernünftigen 
Grenzen hält, nicht mit allzu scheelen Augen betrachten; denn abge- 
sehen von dem dringenden volkswirtschaftlichen Interesse eines mög- 
lichst soliden Aufbaues unserer Wirtschaft in ihrer bedeutungsvoll- 
sten Unternehmungsform, der Aktiengesellschaft, muß es dem Fiskus 
auch am Herzen liegen, durch eine solche vorsichtige Dividenden- 
politik gleichzeitig die langsam steigende Stabilität seiner Steuer- 
einnahmen gesichert zu sehen. Ein rigoroses, engherzig fiskalisches 
Vorgehen gegen die Schaffung stiller Reserven ist daher von Uebel 
und erinnert an die Schlachtung der Henne, die die goldenen Eier 
legt. Nichtsdestoweniger wird man zustimmen können, wenn das 
neue Gesetz ein Uebermaß interner oder offener Abschreibungen 
bei der Berechnung des Geschäftsgewinnes ausschließt. Gerade im 
Krieg hat eine Reihe von der Kriegskonjunktur besonders begünstig- 
ter Aktiengesellschaften große stille Reservestellungen vorgenommen, 
deren Freilassung von der Kriegsgewinnsteuer sowohl im Interesse 
der Gleichmäßigkeit der Besteuerung, als des Steuerertrages kaum 
angängig erscheint. Anderntalls würde, um nur ein Beispiel anzu- 
führen, der Phönix, der eine offene Reserve von o Mill. Mk. gebildet 
hat, von der Kriegsgewinnsteuer weit schärfer getroffen, als z. B. die 
A.E.G., die stille Reservestellungen in mindestens der gleichen Höhe 
vorgenommen hat. Bei manchen Gesellschaften, bei denen der Krieg 
die Wunden, die der Frieden geschlagen, geheilt hat, wird freilich 
dadurch der Gesundungsprozeß verlangsamt werden. Wenn es also 
auch richtig ist, daß der Fiskus vor den »unangemessenen« Abschrei- 
bungen aus den Erträgnissen eines Kriegsgeschäftsjahres nicht Halt 
macht —, was sind aber unangemessene Abschreibungen? Eine 
erhebliche Zahl von Aktiengesellschaften hat sich bekanntlich rasch 
auf Kriegsmaterialerzeugung eingerichtet und zu diesem Zweck alte 
Anlagen und Maschinen umgeändert oder neue angeschafft. Bei der 
Rückkehr zum normalen Friedensbetrieb werden diese unverwendbar 
oder erheblich im Werte herabgedrückt. Dürfen sie während des Krie- 
ges ganz oder zum größten Teil abgeschrieben werden ? Das Kriegs- 
ministerium hat in seinen Verträgen die Preise so bemessen, daß da- 
mit die neuen und nur für die Kriegszwecke verwendbaren Anlagen 
abgeschrieben werden können; wenn die Lieferung vorher unter- 
brochen wird, so ist dafür ein Abstandsgeld vorgesehen, das dann 
zur Abschreibung mit herangezogen werden kann. Die Heeresver- 
waltung hat somit den Bedürfnissen der Industrie vollauf Rechnung 
getragen. Soll das durch die Steuerbehörden wieder illusorisch ge- 
macht werden können ? Wie sollen ferner jetzt bei geschlossenen Bör- 
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sen Aktien in die Bilanz eingesetzt werden, wie will man Terrains ein- 
schätzen usw.? Ja die Fälle dürften ziemlich zahlreich sein, wo eine 
Entscheidung über die Angemessenheit von Abschrei- 
bungen zurzeit überhaupt ausgeschlossen ist. Man denke z. B. an 
Aktiengesellschaften, die bedeutende Außenstände oder umfang- 
reiche Beteiligungen im feindlichen Ausland haben; auch beim besten 
Willen wird sich heute oft nicht beurteilen lassen, wieviel von diesen 
Außenständen eingehen werden, welchen Wert die Beteiligungen ha- 
ben, ob somit die darauf intern oder über Gewinn- und Verlustrech- 
nung gemachten Abschreibungen angemessen oder zu hoch sind, ob 
die vorsorglich gebildeten Reserven in Anspruch genommen, also 
ganz oder teilweise bloße Ausgleichsposten auf der Passivseite oder 
echte Reserven darstellen. Es ist dringend zu wünschen, daß der Fis- 
kus für diese Schwierigkeiten Verständnis zeigt und der ungeheuren 
Kompliziertheit des modernen industriellen Getriebes Rechnung 
trägt. Soweit als möglich, sollten die Ausführungsbestimmungen zu 
dem Gesetz $) für den elastischen Begriff vangemessen« einigermaßen 
faßbare Grundsätze aufzustellen versuchen. Der Erwägung wert ist 
auch der Vorschlag, bei der späteren Veranlagung der Steuer zur 
Entscheidung dieser schwierigen Fragen sachverständige und urteils- 
fähige Beiräte den Behörden an die Hand zu geben. Jedenfalls aber 
sollte klar zum Ausdruck gebracht werden, daß die jetzige Berechnung 
des Geschäftsgewinnes und damit der Sonderrücklage ohne Präjudiz 
für die seinerzeitige Veranlagung der Steuer selbst ist, wenn sich in 
der Zwischenzeit bestimmte Anhaltspunkte dafür ergeben, daß die 
Voraussetzungen bei der ursprünglichen Berechnung des Geschäfts- 
gewinnes irrige waren. Gerade im Hinblick auf die in dieser Beziehung 
denkbaren verwickelten Streitfälle ist die Zulassung des ordentlichen 
Rechtsweges in dem eigentlichen Kriegsgewinnstenergesetz unbe- 
dingt geboten. 

Stille Reserven, die in früheren Jahren bereits gelegt worden 
sind, also nicht erst in einem Kriegsgeschäftsjahre gemacht wurden, 
werden nicht zur Steuer herangezogen. Wie steht es aber mit aus de 
Friedenszeit herübergenommenen stillen Reserven, die in.inem Kriegs- 
geschäftsjahr ıealisiert wurden und damit einen Teil des Geschäfts- 
gewinnes dieses Jahres bilden? Der häufigste Fall dürfte hier der 
sein, daß die Vorräte vorsichtshalber in Friedenszeiten unter ihrem 
Einstandswert in die Bilanz eingesetzt wurden. Die durch die Maß- 
nahmen unserer Feinde erzwungene nahezu geschlossene Binnenwirt- 
schaft Deutschlands, die erst ncuesten, an einer Stelle gesprengt 
wurde, hat zu einer steigenden Autzehrung von vorhandenen Bestän- 
den, gewissermaßen zu einer teilweisen stillen Liquidation unserer 
Wirtschaft getührt. So finden wir denn in den Bilanzen der Aktien- 
gesellschaften einer Reihe von Branchen, z. B. der Mühlen- und Brau- 
industrie, ein starkes Zusammenschmelzen der Vorräte. Dabei sind 
die stillen Reserven frei geworden, die bisher in diesen Posten steck- 








4) Die Abhandlung ist vor Erscheinen der Ausführungsbestimmungen in 
Satz gegangen. 
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ten und kommen als Geschäftsgewinn des betreffend:n Kriegsge- 
schäftsjahres zum Vorschein. Wieviel im einzelnen von dem Geschäfts 
gewinn auf die realisierte Reserve und wieviel auf den 
Nutzen aus der Verwertung der Vorräte zu den gegenüber den Frie- 
denspreisen oft bedeutend gestiegenen Kriegspreisen entfällt, dürfte 
nicht immer leicht zu ent.cheiden sein. Das Gesetz hat diesen Fall 
überhaupt nicht berücksichtigt. Darin liegt eine große Härte gegen 
alle die Aktiengesellschaften, die ihre bisher niedrig zu Buch ste- 
henden Vorräte teils freiwillig, teils unter dem Zwang behördlicher 
Beschlagnahmen und unter dem Druck der wirtschaftlichen Notwen- 
digkeit bis auf kleine Reste aufarb iten mußten; sie werden jetzt 
gegenüber den weniger soliden Aktiengesellschaften benachteiligt 
und durch eine höhere Kriegsgewinnsteuer für ihre frühere vorsichtige 
Bilanzierung gewissermaßen bestraft. Wird der bisher auf der Ak- 
tivseite versteckt enthaltene, nunmehr offen auf der Passivssite et- 
scheinende Betrag der realisierten Reserven zur Steuer herar gezogen, 
so wird in Wirklichkeit der Aktiengesellschaft ein Teil ihres Friedens- 
vermögens entzogen, die finanzielle Position des Unternehmens also 
geschwächt. Eine solche teilweise Konfiskation bisher schon in einer 
Aktiengesellschaft aufgespeicherter, nicht erst durch den Krieg er- 
zeugter Vermögenswerte ist um so weniger angebracht, als ein erheb- 
liches allgemeines und auch fiskalisches Interesse besteht, daß die 
Aktiengesellschaften nach dem Kriege, wo die Wiederauffüllung der 
Vorräte ohnehin eines der schwierigsten Probleme bilden wird, zu 
ihren alten vorsichtigen Wirtschaftsgrundsätzen zurückkehren, vor 
allem die jetzigen Liquidationsüberschüsse aus den Beständen zu einer 
Verbilligung der späteren Wiedereindeckungspreise verwenden. Ent- 
zieht man ihnen aber die hierfür seit Jahren vorgesehenen und ange- 
sammelten Summen, so wird die bisherige innere Stärke solcher Un- 
ternehmungen herabgedrückt und sie stehen, wie in der Generalver- 
sammlung einer Münchener Aktienbrauerei vom Vorstand gesagt 
wurde, wieder da, wo sie vor 20 Jahren gestanden haben. Der Fiskus 
tut also der Gesamtwirtschaft und sich selbst in der Gegenwart auf 
Kosten der Zukunft Abbruch. Letzten Endes ist die unbillige vnd 
bedenkliche Behandlung der realisierten stillen Reserven nur eine 
der Folgen des Grundgedankens unserer Kriegsgewinnsteuer, jeden 
sichtbaren Vermögenszuwache cder Mehrgewinn zu erfassen, ohne 
Rücksicht auf seinen ursächlichen Zusammenhang. Eine ähnliche 
Härte tritt ein, wenn eine Aktiengesellschaft ausschließlich deshalb 
im Krieg Mehrgewinne erzielt, weil z. B. ihr Betrieb kurz vorher, viel- 
leicht unter Aufwand großer Mittel, modern umgestaltet wurde, weil 
eine technische, kaufmännische oder finanzielle Reorganisation durch- 
geführt, eine neue Erfindung gemacht wurde usw., deren Früchte zwar 
zeitlich, aber nicht ursächlich mit dem Krieg zusammenfallen. Die 
Erhebung der Kriegsgewinnsteuer von solchen scheinbaren Mehrge- 
winnen wird unter Umständen die vorhergegangene Sanierung der 
Aktiengesellschaft in ihrer Wirkung verlangsamen oder gar teilweise 
hinfällig machen. In diesem Zusammenhange sei noch eine Neben- 
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wirkung des Sperrgesetzes erwähnt: die Aufdeckung stiller 
Reserven. Da nach einer Aeußerung des Reichsschatzsekre- 
tärs im Hauptausschuß die Sonderrücklage als solche getrennt in der 
Bilanz ausgewiesen werden muß, so werden die stillen Reservestel- 
lungen in den Kriegsgeschäftsjahren entschleiert, die Aktionäre er- 
halten einen besseren Einblick in die tatsächlichen Veränderungen 
der Gewinnverhältnisse der Aktiengeselischaften als seither und 
Schlüsse von dem effektiven Kriegsgewinn auf den Friedensgewinn 
sind möglich. Dadurch kann die Gefahr entstehen, daß die nunmehr 
aufgeklärten Aktionäre auf eine üppigere Dividenden- oder Bezugs- 
rechtspolitik drängen. So tragisch, wie es von einigen Seiten geschah, 
ist das jedoch nicht zu nehmen; denn abgesehen davon, daß die Ak- 
tionäre bei der Aktiengesellschaft meistens die nebensächlichste Rolle 
spielen, können die Verwaltungen unserer Aktiengesellschaften durch 
eine über das pro Jahr gesetzlich erforderliche Maß noch hinausge- 
hende Pauschaldotierung der Sonderrücklage, wie es in den bisher 
bekannt gewordenen Fällen meistens schon geschehen ist, das Nach- 
rechnen gehörig erschweren. 

Daß .bei der Berechnung des Geschäftsgewinnes ein Gewinnvor- 
trag auszuscheiden ist, ergibt sich aus der Fassung des Gesetzes, un- 
klar aber liegt der Fall, wenn eine Aktiengesellschatit in die Kriegsge- 
schäftsjahre mit einer Unterbilanz eingetreten ist. Es sollte in den 
Ausführungsbestimmungen deutlich ausgesprochen werden, daß der 
erzielte Bilanzgewinn« nicht identisch et mit Betriebsgewinn, son- 
dern von einem solchen erst nach Tilgung eines Verlustvortrages die 
Rede ist. Andernfalls würde sich eine bedenkliche Unbilligkeit er- 
geben; denn eine Aktiengesellschaft, die vorher mit Verlust gear- 
beitet hat, möglicherweise gerade im Interesse der Landesverteidigung, 
müßte dann, wenn sie im Krieg einen Ausgleich für die mageren Frie- 
densjahre findet, unter Umständen die Hälfte des Mchrgewinns an 
den Fiskus abführen, bevor ihre Unterbilanz gedeckt ist und die bis- 
her trauernden Aktionäre einigermaßen entschädigt sind. Auch hier 
sollte im Interesse der Konsolidierung unseres Aktienwesens und der 
Aufrechterhaltung der Lebensfähigkeit schwer kämpiender Unter- 
nehmungen der Fiskus weitblickend und großzügig verfahren. Ein 
Abzug vom Geschäftsgewinn ist im Gesetz selbst nur für die dau- 
ernd zu ausschließlich gemeinnützigen Zwecken bestimmten Beträge 
vorgesehen und auch dies nur dann, wenn sie dem Geschäftsgewinn 
beim Inkrafttreten des Gesetzes bereits abgelaufener Kriegsgeschäfts- 
jahre entnommen sind, die sogenannte lex Krupp. Im übrigen küm- 
mert sich der Gesetzgeber ebensowenig wie um das Woher des Mehr- 
gewinns, um das Wohin. 

Wenden wir uns der zweiten Vergleichsgröße bei Berechnung 
des Mehrgewinns zu, dem Friedensgewinn. Friedensgewinn 
war nach § 5 des Entwurfes der Durchschnitt der in den drei den 
Kriegsgeschäftsjahren vorangegangenen Geschäftsjahren erzielten Ge- 
schäftsgewinne, was sinngemäß auf noch nicht drei Jahre vorher 
gegründete Gesellschaften Anwendung finden sollte. Der Durch- 
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schnitt gewährleistet, daß als Vergleich zum Kriegsgewinn nicht ein 
aus irgendw elchen Gründen zufullız besonders hoher oder niedriger 
Gewinn eines Friedensgeschäftsjahres, sondern eine Art von Nor- 

malyewinn herangezogen wird. Immerhin ist es auch bei einer drei- 
jährigen Durchschnittsberechnung möglich. daß sie nur den absteigen- 
den oder aufsteisrenden Ast der Konjunkturperiode einer bestimmten 
Branche umfaßt; so haben z. B. in der Textilindustrie, namentlich 
der Baumwollindustrie, die drei letzten Friedensgeschäftsjahre bei 
den meisten Gesellschaften zu den schlechten gehört, während die 
drei wieder vorangegangenen Friedensgeschäftsjahre von der Kon- 
junktur begünstigt waren. Solche Erwägungen haben den Hauptaus- 
schuß des Reichstags bestimmt, die Durchschnittsberechnung über 
einen langeren Zeitraum zu erstrecken und die ursprüngliche Fassung 
des Gesetzes dahin atzuändern, daß als Friedensgewinn einer Gesell- 
schait, die schon fünf Jahre besteht, der Durchschnitt der drei Ge- 
schäftsjahre gilt, die verbleiben, wenn man aus den fünf den Kriegs- 
geschäftsjahren vorangegangenen Geschäitsjahren das mit dem besten 
und das mit dem ee Geschäftszewinn ausscheidet. Bei der 
Durchschnittsberechnung kommen natürlich die Gesellschaften 
schlechter weg, die sich ın den Friedensjahren in einer Aufwärtsent- 
wicklung befanden, namentlich jung bestehende Unternehmungen, bei 
denen erst im letzten Friedensgeschäftsjahr der »Normalgewinn« er- 
reicht wurde. Achnlich verhält es sich mit solchen Aktiengesell- 
schaften, wie z. B. Hypothekenbanken. bei denen die Natur des 
Geschäftes unter normalen Verhältnissen eine fortschreitende Er- 
tragsentwicklung mit sich bringt; haben diese während des Krieges 
die im letzten Friedensgeschäftsjahr erreichte Gewinnhöhe nur eben 
behaupten können, also in den drei Kriegsgeschäftsjahren nicht 
mehr verdient als in dem letzten Friedensgeschäftsjahr, so müssen 
sie trotzdem »als Kriegsgewinn den Mehrertrag — und zwar drei- 
mal — verstevern, den sie in der vcraufgegangenen Friedenszeit 
erzielt haben«®). Der Friedensgewinn wird nach unten begrenzt, 
indem als Geschäftsgewinn eines Friedensgeschäftsjahres mindestens 
ein Betrag von 5% des eingezahlten Grundkapitals gilt zuzüglich 
des Mehrbetrages, der zur Verteilung einer etwaigen höheren festen 
Vorzugsdividende für bevorrechtigte Aktien notwendig gewesen wäre. 
Dadurch werden die vor Kriegsausbruch notleidenden oder schlecht 
rentierenden Unternehmungen, die im Kriege einen Aufschwung 
genommen haben, in etwas geschont. Hat eine Aktiengesellschaft 
während der Friedensgeschäftsjahre ihr Aktienkapital herabgesetzt, 
so ist nach der Begründung des Gesetzes der Mindestgewinn von 
dem reduzierten Grundkapital zu berechnen. Diejenigen Aktien- 
gesellschaften, die in den Friedensgeschäftsjahren saniert wurden, 
werden dadurch gegenüber denjenigen benachteiligt, die ihre Unter- 
bilanz unter Intakthaltung der ursprünglichen Kapitalshöhe in die 
Kriegsgeschäftsjahre vorgetragen haben. Es dürfte deshalb an- 
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gebracht sein, den 5%igen Mindestgewinn nicht von dem bei Be- 
ginn der Kriegsgeschäftsjahre, sondern von dem in der Bilanz 
des jeweiligen Friedensgeschäftsjahres ausgewiesenen eingezahlten 
Aktienkapital zu berechnen. Dies würde ein analoges Vorgehen 
wie bei einer Erhöhung des Aktienkapitals bedeuten. Hat näm- 
lich eine Aktiengesellschaft innerhalb der fünf Friedensgeschäfts- 
jahre eine Vermehrung des eingezahlten Aktienkapitals vorgenom- 
men, so wird dem Geschäftsgewinn für jedes vor der Vermehrung 
liegende Friedensgeschäftsjahr ein Betrag von 5% des der Gesell- 
schaft neu zugeflossenen Kapitals zugerechnet. Dabei kommt nicht, 
wie bei dem Notstandsmindestgewinn, der Nominalbetrag des Ka- 
pitals in Betracht, sondern die 5%, werden von diesem plus Agio be: 
rechnet. Sinngemäß müßte bei einer in dem genannten Zeitraum 
erfolgten Kapitalserhöhung, die zum Zwecke einer Fusion vorge- 
nommen wurde und bei der die neuen Aktien zu pari ausgegeben 
wurden, während sie in Wirklichkeit einen weit höheren inneren Wert 
darstellten, ähnlich wie bei der Stempelberechnung, auch der innere 
Wert der jungen Aktien für die Berechnung der 5% zugrunde ge- 
legt werden. Hat die Kapitalsvermehrung während der Kriegsge- 
schäftsjahre stattgefunden, so werden für die Zeit nach der Vermeh- 
rung beim Vergleich zwischen dem betreffenden Kriegsgewinn und 
dem Friedensgewinn dem letzteren ebenfalls wieder 5%, des tatsäch- 
lich neu zugeflossenen Kapitals hinzugerechnet. Die Sache liegt also 
so, daß bei einer Kapitalserhöhung während der Friedenszeit dem 
Geschäftsgewinn der vorangegangenen Friedensgeschäftsjahre ein 
Betrag von 5% zugerechnet, bei einer Kapitalserhöhung während der 
Kriegszeit dem Geschäftsgewinn der nachfolgenden Kriegsgeschäfts- 
Jahre ein Betrag von 5% des tatsächlich neu zugeflossenen Kapitals 
abgerechnet wird. Hier entsteht noch die Frage, ob nicht die An- 
standsverzinsurg allgemein und nicht bloß bei Kapitalserhöhungen 
und noch kein volles Friedensgeschäftsjahr bestehenden Aktienge- 
sellschaften vom Nennwert plus Aufgeld berechnet werden sollte. 
Ferner ist an dieser Mindestverzinsung der Satz von 5% zu beanstan- 
den. In einer Zeit, wo 5%ige Kriegsanleihen zu 97!5 bis 99%, zur 
Zeichnung aufgelegt werden, erscheint eine Normalrentabilität des 
in Aktiengesellschaften investierten Kapitals von 5% als zu niedrig, 
auch wenn sich heute einige hochgetriebene Kriegswerte tatsächlich 
kaum besser rentieren. Die Kriegsgewinnsteuer ın England hat, ob- 
wohl dort, wenigstens vor dem Krieg, der landesübliche Zinsfuß nie- 
driger war als bei uns, doch den Mindestgewinn auf 60% des investierten 
Kapitals festgesetzt ®). 

Da die beiden Größen: Kriegsgewinn und Friedensgewinn mit- 
einander verglichen werden sollen, ist Voraussetzung, daB ihre Be- 
rechnung auch nach den nämlichen Grundsätzen erfolgt. Es kommt 
im Gesetz aber nicht klar zum Ausdruck, daß die Bestimmungen 
über den Geschäftsgewinn nicht nur für den der Kriegs-, sondern 
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auch für den der Friedensgeschäftsjahre gelten sollen. Nur bei einer 
parallellen Aufmachung der Friedens- und Kriegsbilanzen, namentlich 
in bezug auf die Alschreibungen, ergeben sich aber zwei kongruente 
Größen, aus denen sich der tatsächliche Mehrgewinn ableiten 
läßt. Wenn eine Aktie ngesellschaft in den Friedensgeschäftsjahren 
z. B. regelmäßig 10° :o o abgeschrieben hat, wovon 5% die wirkliche Wert- 
minderung und 5% stille Reserven darstellten, so muß ihr entweder 
in den Kriegsgeschäftsjahren die gleiche Bilanzierungsweise zuge- 
standen oder, wenn nach den Bestimmungen des neuen Gesetzes 
nur 5% Abschreibungen angängig sind, ihr gestattet werden, für die 
Friedensgzeschäftsjal:re nachträclich eine besondere Steuerbilanz 
unter Berücksichtigung ebenfalls nur 5°Liger Abschreibungen zu 
ziehen. Steuertechnisch erwachsen hieraus erhebliche Schwierigkeiten, 
da die Behörden bei der Veranlagung dann nicht weniger als acht 
Steuerbilanzen bei dem einzelnen Unternelimen zu prüfen haben. 
Namentlich für das letzte Friedensgeschäftsjahr wird die nachträg- 
liche Anpassung an die Steuerbilanzierungserundsätze der Kriegszeit 
oft eine recht verwickelte Aufgabe sein, da eine Reihe von Aktienge- 
sellschaften, besonders die mit Geschäftsjahresschluß Ende Juni, 
bereits aus dem Gewinn dieses Jahres vorsorglich bedeutende Kriegs- 
reserven gebildet oder starke Abschreibungen gemacht haben. Hier 
gilt es wieder zu entscheiden, wieviel davon stille Reserven sind, wo- 
bei sich für den Fiskus eine unangenehme Zwickmühle auftut. Je 
mehr nämlich, um bei dem vorigen Beispiel zu bleiben, der Fiskus in 
der Kriegszeit von den 10% Abschreibungen als stille Reservestel- 
lungen ansieht, desto vorteilhafter ist das für die Aktiengesellschaft 
in der Friedenszeit. \Wächst einerseits der Kriegsgewinn, der Minu- 
end, so erhöht sich andererseits auch der Friedensgewinn, der Sub- 
trahend, während der Mehrgewinn, die Differenz, nicht beeinflußt wird. 
Umgekehrt ist es, wenn eine Aktiengesellschaft im Frieden eine For- 
derung abgeschrieben, also den Friedensgewinn verkleinert hat, und 
diese dann hinterher in einem der Kr iersgeschäftsjahre doch noch 
eingeht, mithin den Kriegsgewinn steigert. Wenn es sich hier auch 
nur um Einzelfälle handelt, so sollte doch für einen billigen Aus- 
gleich gesorgt werden, was ebenso wie bei den schon erwähnten an- 
deren Härten um so leichter möglich ist, als das jetzige Gesetz nur ein 
Vorspiel zu dem eigentlichen Steuergesetz bildet. Gerade die An- 
wendung des Sicherungsgesetzes in der Praxis wird noch manche 
Konsequenzen und Lücken aufdecken und damit wertvolle Finger- 
zeige für die definitive Gestaltung der Kriegsgewinnbesteuerung liefern. 

Das Vorbereitungsgesetz verfolgt neben seiner ersten Aufgabe, 
einen Teil der Mehrgewinne in den Aktienzesellschaften festzuhalten, 
auch noch den weiteren Zweck, diesem gleich die liquide An- 
lageform zu geben, so daß er seinerzeit ohne viel Schwierigkeiten 
in die Staatskasse abgeführt werden kann. Das Gesetz schreibt vor, 
daß die 50% ige Sonderrücklage in Schuldverschreibungen des Deut- 
schen Reiches oder eines Bundesstaates anzulegen ist. Wir haben 
also eine Art Zwangsanleihe vor uns, freilich nicht im landläufigen 


Te ern 


Co e Be oe WE = 
BA eg es E A Vd) d 
GG a Fk 


Kriegsgewinnsteuer und Aktiengesellschaften. 791 


Sinne, umso mehr als die Entrichtung der Steuer an das Reich wieder 
in natura erfolgen darf. Eine Reihe von Zweifeln harrt hier noch der 
Lösung. Sind die Effekten zum Nennwert in die Sonderrücklage einzu- 
stellen oder wenn nicht, zu welchem Kurs, nachdem jetzt ein offi- 
zieller fehlt? Da die Kriegsanleihen, soweit bekannt, seinerzeit zu 
pari in Zahlung genommen werden sollen, was eventuell einen Kurs- 
gewinn für die Aktiengesellschaften mit sich bringen kann, so wären 
die Ansprüche des Fiskus schon gedeckt, wenn der Nennwert der Ef- 
fekten den gesetzmäßigen Rücklagebetrag ausmacht. Damit wäre 
auch die Frage der Kursschwankungen erledigt, die sonst Ergänzun- 
gen oder Entnahmen aus der Rücklage zur Folge haben könnten, wobei 
weiter noch unklar ist, von wem, dem Reich oder der Aktiengesell- 
schaft, sie zu bewerkstelligen wären. Die rechtliche Natur der Son- 
derrücklage ist überhaupt nicht scharf umrissen. Ursprünglich hieß 
es nur, daß sie getrennt von dem sonstigen Vermögen der Aktienge- 
sellschaft zu verwalten sei; der Hauptausschuß des Reichstages hat 
noch hinzugefügt, daß sie der freien Verfügung der Gesellschaft ent- 
zogen ist. Wie sich damit wieder die vom Reichsschatzsekretär in den 
Kommissionsberatungen erwähnte Möglichkeit der Lombardierung 
der in der Sonderrücklage ruhenden Effekten verträgt, ist nicht ohne 
weiteres verständlich. Die schwankende juristische Grundlage ist 
deshalb um so bedenklicher, als das Gesetz ja hauptsächlich wegen 
der Gesellschaften geschaffen wurde, bei denen der spätere Eingang 
der Steuer zweifelhaft gewesen wäre, die Ansprüche des Reiches also 
schon heute wirtschaftlich und rechtlich gesichert werden sollten. 

Man hat an der Zwangsanlagevorschrift reichlich viel Anstoß 
genommen. Gewiß wird dadurch die Bewegungsfrciheit der Aktien- 
gesellschaften eingeschränkt, sie werden verhindert, die Sonderrück- 
lage ebenso wie andere Reserven wieder in dem Unternehmen zu in- 
vestieren, es werden ihnen Betriebsmittel entzogen, die sie eventuell 
zur Abtragung von Schulden, für Neuanlagen, Erweiterungen, Ver- 
besserungen usw. verwenden könnten. Wer aber Gelegenheit hatte, 
einige hundert Kriegsbilanzen zu studieren, der wird nur einzelne 
gefunden haben, bei denen der Status im Kriege angespannter ge- 
worden ist, dagegen oft eine fast beängstigende Fülle flüssiger Mittel 
beobachtet haben. Eine der Ueberraschungen des Krieges ist ja gerade 
die steigende Liquidität unserer Gesamtwirtschaft, hervorgerufen 
in der Hauptsache durch eine teilweise Liquidierung unseres Ver- 
mögens, der auf der anderen Seite während des Kıleges keine genü- 
genden Verwendungs- und Neuanlagemöglichkeiten gegenüberstehen. 
Freilich werden nach dem Kriege zur Wiederaufnahme des laufenden 
Geschäftes, zur Auffüllung der Bestände, kurz zur Rückkehr zur Frie- 
denswirtschaft gewaltige flüssige Mittel notwendig sein, so daß manche 
Betriebe, wenn ihnen ein Teil derselben durch den Fiskus entzogen 
wird, dann zur neuerlichen Schuldenaufnahme schreiten müssen und in 
das Stadium der Illiquidität zurücksinken, aus dem sie sich im Kriege 
herausgearbeitet haben. Diese gewiß beachtenswerte Befürchtung 
spricht aber nicht gegen de Zzwangsanlage, sondern überhaupt 
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gezen die Kriegsgewinnsteuer bei solchen nach vielleicht jahrelangen 
Siechtum ım Krieg gesundeten Unternehmungen. Soweit bis zur 
Falligkeat der Steuer iniolge der Zwanzsanlage eine Verengerung de 
Betriebsmittel eintritt, durch die eine im allxemein wirtschaftlichen 
oder gar im krieg-wirtschaftlichen Interesse gelegene Neuinvestierung 
unterbleiben oder nur durch Inanspruchnahme teueren Kredits möz- 
Ich würde, steht dem Reichskanzler ein Ausnahmebewilligungsrecht 
zu, von dem ein weiter Gebrauch gemacht werden sollte, eventuell 
unter Anlehnung an den Vorschlag, an Stelle der Zwangsanlage 
eine Bankgarantie zu setzen, wie es sonst als Sicherung für Zoll- 
oder Steuerkredite üblich ist. Eine große Zahl von Aktiengesellschaf- 
ten und gerade die vom Krieg bezünstigten haben es bekanntlich 
bisher schon für ihre Elirenptlicht gehalten, einen ansehnlichen Tel 
ihrer flüssigen Mittel in Kriegsanleihen anzulegen, so daß für sie die 
neue Bestimmung überhaupt keine Vermögenstransaktion, sondern 
nur eine Umbuchung bedeutet, um so mehr als das Erträgnis der Son- 
derrücklage wieder der Aktiengesellschaft zufließt. Möglich ist aller- 
dings, daß schließlich nicht so viel an Kriegsgewinnsteuer zu zahlen 
ist, als die Sonderrücklage ausmacht, daß somit über das Erforder- 
liche hinaus Betriebsmittel in Kriegsanleihen festgelegt wurden. 
Das Gesetz hatrückwirkende Kraft für das, bzw. die 
bei seinem Inkrafttreten, dem 28. Dezember ıgı3, abgelaufenen 
Kriegsgeschäftsjahre, über deren Erträgmisse von der Generalver- 
sammlung bereits verfügt wurde. Sehr einfach liegt die Sache, so- 
weit eine Aktiengesellschaft aus den Geschäftsgewinnen abgelaufener 
Kriegsgeschäftsjahre freiwillig Rückstellungen in einer Höhe ge- 
macht hat, die die Hälfte des rechnerischen Mehrgewinns er- 
reicht. Bei den soliden, eine vorsichtige Dividendenpolitik_ trel- 
benden Aktiengesellschaften dürfte das fast durchwegs der Fall 
sein, so daß für sie die nachträgliche Bildung der Sonderrücklage 
keine Beeinträchtigung der Gegenwart oder Zukunft mit sich 
bringt, sondern lediglich eine Umbuchung erfordert. Als solche frei- 
willige Rückstellungen können natürlich nur echte Reserven in 
Betracht kommen, nicht bloße Ausgleichsposten, was aber z. B. 
bei Delkredererückstellungen oft schwer zu beurteilen sein dürfte. 
Bemerkenswert ist, daß manche Aktiengesellschaften, die ihre Ge- 
winnverteilungsvorschläge vor dem Erscheinen des Gesetzentwurfes 
bereits veröffentlicht hatten, nachträglich sie im Hinblick auf die 
Steuer abgeändert haben. Ein interessanter Fall liegt bei einer 
süddeutschen Zuckerfabrik vor, die zur Bildung der Steuerreserve 
eine vorher intern gehaltene Rückstellung von 300 000 Mk. heran- 
zieht — auch ein Beitrag zur erwähnten Aufdeckung stiller Reser- 
ven. Ist der Gewinn aus beim Inkrafttreten des Gesetzes abgelau- 
fenen Kriegsgeschäftsjahren bereits verteilt und sind dabei keine oder 
nicht 50% des Mehrgewinns ausmachende freiwillige Rückstellungen 
vorgesehen worden, so ıst der fehlende Betrag vorweg aus dem Mehrge- 
winn, nicht dem Geschäftsgewinn der nächsten Kriegsgeschäftsjahre und 
zwar jedesmal zu entnehmen, während außerdem die Hälfte des rest- 
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lichen Mehrgewinnes in die Sonderrücklage einzustellen ist. Wir haben 
hier ein kleines mathematisches Exempel, dessen Effekt der ist, daß 
die Sonderrücklage im Endergebnis stets nur die Hälfte des Saldos 
der Mehrgewinne aller Kriegsgeschäftsjahre enthalten kann. Er- 
zielt eine Aktiengesellschaft im zweiten oder dritten Kriegsgeschäfts- 
jahr keine Mehrgewinne, oder nicht in solcher Höhe, daß sie zusam- 
men die Hälfte des Mehrgewinnes der abgelaufenen Kriegsgeschäfts- 
jahre ausmachen, so fehlt beim Fälligwerden der Steuer dem Fiskus 
die Sicherung und die Staatskasse wird, falls die Aktiengesellschaft 
dann nicht zahlungsfähig ist, das Nachsehen haben. Um dem eini- 
germaßen vorzubeugen und keine Prämie für Aktiengesellschaften 
zu schaffen, die im ersten Kriegsjahr leichtsinnig gewirtschaftet 
haben, wurde im Hauptausschuß des Reichstages die ursprüngliche 
Fassung des Gesetzes dahin abgeändert, daß die nachträgliche Ent- 
nahme nicht nur aus dem Mehrgewinn, sondern aus dem gesamten 
Geschäftsgewinn der nächsten Jahre vorweg zu geschehen habe. 
Schließt eine Aktiengesellschaft in diesen ohne Gewinn oder mit 
Verlust ab, so hätte trotz der Aenderung der Fiskus mit seinen Steuer- 
ansprüchen durchfallen können. In der dritten Kommissionslesung 
wurde die ursprüngliche Fassung wieder angenommen, auf die Vor- 
stellungen des Reichsschatzsekretärs hin, daß ein derartig weit- 
gehender Rückgriff geeignet erscheine, den grundlegenden Gedanken 
des Sicherungsgesetzes zu durchbrechen, das im Interesse unserer 
gesamten Wirtschaft, indem es mit dem dreijährigen Zeitraum einen 
breiteren Boden einnimmt für die Bildung der Sonderrücklage, den 
nicht selten plötzlich auftretenden und tiefgreifenden Wandlungen 
der Kriegskonjunktur Rechnung tragen will. Freilich hat diese Mil- 
derung nur dann einen wirklichen Zweck, wenn solchen Aktiengesell- 
schaften später für die Entrichtung der Steuer ebenfalls ein längerer 
Zeitraum, etwa Ratenzahlung, gewährt wird; denn sonst müssen sie 
eben nach, statt während des Krieges auf einmal die Steuersumme 
aufbringen und zu Dividendenkürzungen schreiten. 

Eine Nebenfrage, die aber von erheblicher praktischer Bedeu- 
tung ist, bedarf ebenfalls noch der Klärung. Ist die Kriegsgewinn- 
steuer bzw. die Sonderrücklage in den bundesstaatlichen 
und kommunalen Einkommen-, bzw. Vermö- 
genssteuern abzugsfähig oder nicht? Die Frage wird sich 
bei der mannigfaltigen Behandlung der Aktiengesellschaften in der 
einzelstaatlichen Steuergesetzgebung 7) verschieden beantworten. 
In Preußen steht es nach dem klaren Wortlaut des $ 15 des Einkom- 
mensteuergesetzes, der die Aktiengesellschaften nur mit den zu 
ganz bestimmten Zwecken verwendeten Gewinnteilen steuerpflich- 
tig macht, fest, daß die künftige Kriegsgewinnsteuer an sich abzugs- 
fähig ist; ob es heute schon die zur späteren Entrichtung der Kriegs- 
gewinnsteuer geschaffene Sonderrücklage ist, mag zweifelhaft er- 
scheinen, doch ändert das an dem schließlichen Effekt nicht viel, da 


1) Vgl. mein erwähntes Buch S. 29—97. 
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eben dann solange kein steuerpflichtiger Gewinn vorhanden ist, als 
bis die Suonderrücklage auf ihren Stand vor der Entnahme des Steuer- 
betrazes wieder aufgefüllt ist. Für Bayern verhält es sich anders, da 
hier für die Aktiengesellschaften keine besondere Steuerbasis vorge- 
schen ist, vielmehr der einkommensteuerpflichtige Gewinn genau we 
bei physischen Personen berechnet wird. Da in Art. 12 Absatz 3 Ziff. 
des bayerischen Eınkommensteuergesetzes ausdrücklich bestimmt 
ist, daß direkte Steuern nicht zu den abzugrsfähigen Betriebsausgaben 
gehören, so dürfte in Bayern die Sonderrücklage auch noch einkom- 
mensteuerpflichtig sein. 

Ueber den Ertrag, der aus der unmittelbaren Heranziehung 
der Aktiengesellschaften und anderen juristischen Personen zuf 
Kriegsvermögenszuwachssteuer zu erwarten ist, wurden bei den 
Beratungen über das Gesetz im Reichstag von seiten der Regierung 
keine schätzungsweisen Angaben gemacht. Dies ist ein erheblicher 
Mangel für die Beurteilung der fiskalischen Bedeutung und wirtschaft- 
lichen Tragweite und Zweckmäßigkeit dieser Abweichung von dem 
alten Vermögenszuwachssteuergesetz, läßt sich aber daraus erklären, 
daB die für das Steueraufkommen maßgebenden Bestim- 
mungen dem eigentlichen Steuergesetz, dasim Frühjahr 1916 zur Vorlage 
gelangen soll, vorbehalten sind. Während man sonst bei einem 
reuen Steuergesetz vor allem frägt, was es für den Fiskus einbringt, 
muß dieser Gesichtspunkt bei dem seinem Charakter nach wohl ein- 
zig dastehenden Sperrgesetz wegfallen, das, ehe van noch weiß, 
ob, wann und wie eine Steuer künftig verabschiedet werden wird, 
einen Teil derjenigen, von denen man annimmt, daß sie später unter 
die wahrscheinlich kommende, in ihrer schließlichen Gestaltung noch 
ganz ungewisse Steuer fallen werden, zwingt, bereits einen unter 
Umständen sehr bedeutenden Teil ihres Einkommens für die Ent- 
richtung der künftigen Steuer zurückzulegen«®). Einen gewissen 
Anhaltspunkt bieten die Bilanzpublikationen der zur öffentlichen 
Rechnungslegung verpilichteten Gesellschaften; aus ihnen läßt sich 
einigermaßen ersehen, welche Aktiengesellschaften auf Grund des Spert- 
gesetzes in den Kriegs- gegenüber den Friedensgeschäftsjahren Mehr- 
gewinne erzielt haben, woraus dann, allerdings mit Vorsicht, Rück- 
schlüsse auf gleichartige Betriebe in anderer Unternehmungsform mög- 
lich sind. Ferner zeigen diese Bilanzpublikationen, welche Zweige unse- 
res Wirtschaftslebens in größerem Umfang aus der Kriegskonjunk- 
tur Nutzen ziehen konnten, wobei freilich nicht übersehen werden 
darf, daß die Mehrgewinne einzelner Gesellschaften besonders gün- 
stig gelagerten Verhältnissen in betriebstechnischer oder finanzieller 
Hinsicht zuzuschreiben sind, so daß von allgemeinen Kriegsgewinnen der 
ganzen Branche noch keineswegs die Rede zu sein braucht. Auch 
darf nicht außer acht gelassen werden, daß bei unseren Aktienge- 
sellschaften meistens erst eine, selten schon zwei Kriegsbilanzen 


H Strutz, »Das Gesetz über vorbereitende Maßnahmen zur Besteuerung 
der Kriegsgewinne« Jahrb. f. Nationalökonomie u. Statistik rop, Band, 
j. Heft, Seite 87. 
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vorliegen, also der Mehrgewinn unter Umständen noch durch künf- 
tige Mindergewinne im Vergleich zum Friedensgewinn verkleinert 
oder ganz aufgezehrt werden, somit die zu bildende Sonderrück- 
lage nachträglich eine Korrektur nach unten erfahren kann. Dies 
dürfte besonders bei solchen Aktiengesellschaften der Fall sein, bei 
denen der Mehrgewinn des ersten Kriegsgeschäftsjahres nicht so 
sehr aus einem vergrößerten Umsatz, der Umstellung des Betriebes 
auf Kriegslieferungen usw., sondern aus der vorteilhaften Verwertung 
der im Preise oft stark gestiegenen, nunmehr aber größtenteils auf- 
gezehirten Bestände oder einer geschickten kaufmännischen Ausnutzung 
der augenblicklichen Marktlage herrührt. Unter den angeführten Vor- 
behalten sind in folgendem Abschreibungen, Reingewinn und Dividen- 
den einer Reihe von Aktiengesellschaften, nach Branchen geordnet, 
zusammengestellt, die in ihrem letzten Geschäftsjahr, für das die 
Bilanzveröffentlichung bereits erfolgt ist, gegenüber dem vorange- 
gangenen, dessen entsprechende Ziffern in Klammern beigesetzt 
sind, Mehrgewinne in höherem oder geringerem Maße erzielt haben. 


Siehe Tabellen S. 796—803. 


Zum Schluß sei noch kurz das Problem der Steuerbe- 
messung gestreift. Ueber die Höhe der eigentlichen Steuer ist 
noch nichts Bestimmtes festgelegt; die in dem Sicherungsgesetz 
vorgesehene Rücklage von 50%, des Mehrgewinnes stellt wohl nur 
die Maximalgrenze dar. Die Steuer selbst soll nach den bisher ge- 
machten Angaben rasch ansteigend gestaffelt werden. Kann man 
schon recht geteilter Meinung sein, ob eine Progression bei dem Kriegs- 
vermögenszuwachs physischer Personen am Platze ist — z. B. kann 
jemand, der bloß 10000 Mk. Vermögenszuwachs im Kriege auf- 
weist, nach der Gesamtheit seiner wirtschaftlichen Verhältnisse weit 
leistungsfähiger sein, als ein armer Erfinder, dem der Krieg 50 000 Mk. 
Vermögenszuwachs gebracht hat — , so ist ihre Anwendung bei 
Aktiengesellschaften in der üblichen Form ein glatter Nonsens. Noch 
weniger als die absolute Höhe des Ertrags einer Aktiengesellschaft 
einen Maßstab für ihre Leistungsfähigkeit bildet, wenn man über- 
haupt von einer solchen sprechen will, ist die absolute Höhe des 
Mehrgewinns einer Aktiengesellschaft ein Gradmesser tür ihre Be- 
günstigung durch die Kriegskonjunktur. Es ist wirklich nicht einzu- 
sehen, warum eine Gesellschaft mit 100 Millionen Kapital, die 2 Mill. 
Mehrgewinn erzielt hat, stärker von der Kriegsgewinnsteuer erfaßt 
werden soll, als eine andere, die bei ı Mill. Kapital 500 0000 Mk. 
Mehrgewinn aufweist. Ist die rein schematische Uebertragung der 
für physische Personen zugeschnittenen Progression auf die Ak- 
tiengesellschaften bei den einzelstaatlichen Einkommensteuern mit 
Höchstsätzen von 5% oder etwas mehr noch erträglich, so muß sie 
bei einer Kriegsgewinnsteuer mit einer Staffelung bis vielleicht 50% 
zu großen Ungerechtigkeiten und Ungleichheiten führen. Soll die 
Kriegsgewinnsteuer schon einmal progressiv werden, so lege man 
bei den Aktiengesellschaften doch wenigstens als Maßstab die Ren- 
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tabilität zugrunde, d. h. man gehe von dem Verhältnis des Ge- 
schäftsgewinnes bzw. Mehrgewinnes zum investierten Kapital aus. 
Eine solche theoretisch unbedingt gebotene Sonderbehandlung der 
Aktiengesellschaften kann allerdings den praktischen Nachteil haben, 
daß, wenn eine eigene Steuerskala für die Aktiengesellschaften und 
ähnlichen juristischen Personen aufzustellen ist, der schon jetzt kaum 
mehr bezibmbare Steuereifer des Parlaments gegenüber den Aktier- 
gesellschaften dann überhaupt keine Grenzen mehr kennt. Gew) 
werden die Regierung und die gesetzgebenden Körperschaften, da 
nach dem Kriege die allein zur Abzleichung des Budgets — die Schu 
dentilgung müssen hoffentlich andere besorgen — erforderlichen 
neuen Einnahmequellen ganz gewaltige sein werden, bei ihrer Aus 
wahl und Ausgestaltung nicht allzu subtil verfahren können, aber 
die obersten Grundsätze der Gerechtigkeit und wirtschaftlichen 
Zweckmäßigkeit der Besteuerung sollten doch nicht aus dem Auge 
gelassen werden. Eine steuerliche Ueberlastung der Aktiengesell- 
schaften, die ihre Betriebsfreudigkeit lähmen würde, oder gar eine 
steuerliche Drosselung ihrer Lebensfähirkeit wäre einer der schlimm- 
sten Fehler, die wir begehen könnten. Die wirtschaftliche Stagnation 
Frankreichs, die sich zum Teil aus der zurückgebliebenen Entwicklung 
der vollkommensten und leistungsfähigsten Unternehmungsform 
des Großbetriebes, der Aktiengesellschaft, herleitet, sollte uns ein 
warnendes Beispiel sein. Will unser Vaterland nach dem Friedens- 
schluß auch wirtschaftlich in der Welt die Stellung einnehmen, 
die wir alle wünschen und erhoffen, so werden nicht zuletzt die deut- 
schen Aktiengesellschaften und der Geist ihrer leitenden Männer, 
der sie groß gemacht, berufen sein, als bahnbrechende Pioniere vor- 
anzugehen. 


e True games En 


805 


Menschenökonomie ! 
Zur Frage der Berufsberatung. 


Von 


PAUL OESTREICH. 


I 


Der Krieg erwürgt Hunderttausende, die psychische Widerstands- 
kraft vieler Daheimgebliebener erlahmt, so daß Krankheiten und 
Altersschwäche die Sterbeziffern' wesentlich erhöhen, die Geburten- 
zahl ist rapid gesunken, Von Bevölkerungsvermehrung während des 
Krieges kann daher keine Rede sein und nach dem Kriege wird der 
Geburtenüberschuß gleichfalls die frühere Höhe nicht erreichen. So 
steht es bei allen mittel- und westeuropäischen Völkern. Auch der 
Sieger wird mit Oktavio Piccolomini ächzen: »Auch mein Haus ist 
verödet!« — Falls die ökonomische Entwicklung nach dem Kriege 
auch nur einen Teil der Zukunftshoffnungen erfüllt, wird durch diesen 
Menschenverlust der einzelne Mensch für die Nation wertvoller. Jeder 
Arbeitsfähige stellt einen unentbehrlichen Teil des Nationalvermögens 
dar, seine Kraft muß — bei ökonomischer Wirtschaftsführung — mit 
ihrem höchsten Werte in Rechnung gestellt werden, d. h. man 
muß seine Höchstleistungsfähigkeit genau festzustellen suchen, 
muß ihn dementsprechend ausbilden, ihn an die rechte Stelle bringen 
und dafür sorgen, daß er die nach Quantitätund Qualität beste 
Arbeitsleistung auch möglichst lange leisten kann. Man 
muß also nationale Sozialpolitik im höchsten und weitesten Sinne 
treiben, Sozialpolitik, die nicht etwa nur Mänpel abstellt, Krankheiten 
heilt, Leiden mildert, sondern die alle gesund macht und erhält, die 
voraussieht, vorbeugt, aufbaut. Die Kriegsbeschädigten, die Wit- 
wen und Waisen dürfen nicht ein Leben in Jammer und Bitter- 
keit vertrauern, sie sollen irgendwo mit dem Gefühl der Vollwertig- 
keit Ganzes und Tüchtiges leisten; die Kraft der gesundgebliebenen 
Männer und der vielen neu ins Erwerbsleben eingetretenen Frauen 
darf nicht vergeudet oder ausgewuchert werden und die neu in den 
Weltlauf eintretenden Kinder muß hütende und stählende Sorgfalt 
begleiten ; bei ihnen ist noch alles erreichbar und an ihnen hängt unsere 
Zukunft. 
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II. 

Der Kreiiaui der At Laengicseren zeigt weder Anfang noch Ende 
Damit d:s Kind gesund eisen werde, müssen die Eltern gesin 
und lasierirmı wein, damit die Eltern diesen Anlorderunzen zent 
Leen mussen sie gesund getsiren und erzozen sen Drem ghe 
irgendwo in die endios Kette einzugreifen und von da ab kor 
seqient Gas SZ Kımrdınatensvstem festzuhalten. Mit Guidschei 
müssen sir den sozialen Entwickiursswert der Dinze und Mensa 
aller ethischen Bewerturz zugrunde lesen und aile Gewalten, ZU 
starde, Menschen kuhl und trotzig Lexampien. deren »Entwicklunzr 
werte sich als nezativ erweist. Nicht einzelne prunkende De: 
sönlichkeiten, nicht der falsch verstandene brutale »Uebermenxii 
ist unser Ziel. Der geniale Mensch mag der Gipfel sein, der sich vg 
selber — und dann nicht in Gletscherierne' — heraushebt aus 
einer Hochetene tüchtiger und selbständiger Persönlichkeiten, d!e 
seine Vurtedinzung sind. Der Persönlich keitsbegriff muß verinner- 
licht werden. dem durch-, nıcht verbildeten Menschen in Beruf und 
Staat das Bürgereefuhl des Mitwirkers erwachsen. dann ist es keine 
Utopie mehr. daB die Masse aus »Persönlichkeiten« besteht und seler 
zur Persönlichkeit wird. Das ist der einzige Weg zur Zukunftsgröße 
und der Königsweg. Der Krieg hat von Neuem bewiesen, was dem 
Sozialpolitiker stets die Basis seines Arbeitens war: Ein Volk ist um 3 
weniger überwindlich, je gründlicher die Masse, die Mutterlauge aller 
Persönlichkeiten, gebildet, erzogen und geschult, ist, in Schule, Ge- 
werbe, Berufs- und Gesellschaftsorganisation: Jeder kann gehorchen, 
aber jeder kann auch, wenn es nottut, zu seinem Teil keiten und führen. 
Die verallgemeinernden Anklagen, die von Rentenhvsterie, von 
Schnorrergeist und Lebensschlaftheit redeten, sind in sich zusammen- 
gefallen. Nicht Entmannung, Ertüchtigung ist die Wir- 
kung der Sozialpolitik. Und wir müssen weiter, ob wir wollen 
oder nicht! 


III. 


Wöchnerinnen- und Kinderpflege und -schutz stehen am Anfang. 
Dann nimmt die Schule das Kind auf und wird ihm in Zukunft weit 
mehr zur »Arbeitsschule« werden müssen, damit sich zeigt, ob in ihm 
mehr vom Träumer, vom Tiftler oder vom Täter steckt. Wir brau- 
chen viel mehr Einheitsschulle mit bescheide nen Pensum- 
forderungen, mit Gewöhnung an vielfreudige Arbeit — denn ein nicht- 
okulierter Baum bringt keine edlen Früchte — aber in Luft, Licht 
und Sattheit. Differenzieren wollen und müssen wir, aber nicht zu 
früh, um es später gründlicher tun zu können. Der Unterricht wird 
übergehen müssen in eine Fachschulung, die immer noch vielseitig 
ist, immer noch späterer endgültiger Spezialisierung Raum läßt. Hier 
fällt die erste Entscheidung. Es darf nicht vorkommen, daß Kinder 
mit defektem Herzen sich für Berufe mit ständiger straffer Augenblicks- 
spannung, daß solche mit tuberk.:löser Disposition sich für Arbeits- 
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leistungen in schlechter Luft entscheiden. Eine genaue ärztliche Un- 
tersuchung muß wenigstens die gröbste Sichtung durchführen. Die 
feinere Einstellung kann zumeist noch verschoben werden, gibt es 
doch innerhalb jeder größeren Berufsgruppe, der die Grundfach- 
bildung immer noch gemeinsam ist, viele Möglichkeiten spezieller 
Tätigkeit. »Kaufmann« will noch nicht viel besagen, es kann Kontorist, 
Einkäufer, Reisender, Detailverkäufer usw. bedeuten; gleich aber 
sollte für sie alle die Einführung in die kaufmännischen Grundlehren 
sein. Nach Abschluß der Schulzeit in Einheits- und Grundfachschule 
tritt die eigentliche und wichtigste Berufsberatung in Kraft, 
eine ökonomische und eine psychologische auf wissenschaftlicher 
Grundlage, die den Lebensrekruten nach Aussicht, Gesundheit, Nei- 
gung und Talent berät und dirigiert. 


IV. 


Bereits beim Uebertreten aus der Einheitsschule in die Grundfach- 
schule hat die Statistik mitzusprechen. Sie muß dazu weit um- 
fassender, agiler und zentralisierter gestaltet werden. Sie muß an- 
geben, wieviel Arbeitskräfte in den einzelnen Berufen, in deren ein- 
zelnen Schichten, im Durchschnitt dauernd beschäftigt werden und 
sie wird, unter Heranziehung aller sachverständigen Instanzen aus 
Unternehmer-, Arbeiter- und Gelehrtenkreisen, in der Lage sein, eini- 
germaßen richtig den Bedarf der nächsten Jahre zu taxieren. So gut 
wie bei der Wetterprognose täglich, ist es bei jedem Halbjahrester- 
min hier möglich, schnell die vorläufigen Berufsentschlüsse der Schul- 
absolventen zu sammeln, mit dem Bedarf zu vergleichen und durch 
»Beratung« soweit umzulenken, daß eine Annäherung an die Bedarfszif- 
fer eintritt. Ein unterrichteter, sympathischer und freundlicher »Be- 
rater« vermag viel. Behördliche Auskünfte, statistische Merkblätter, 
die Aufschluß über die »Aussichten« geb :n, werden von größter Wir- 
kung sein, denn die Mehrzahl der Berufsentscheidungen erfolgt nach 
ökonomischen Gesichtspunkten. »Weil ein Bekannter da sein Glück 
gemacht hate; »Weil es in der Zeitung gestanden hat, daß da gute Aus- 
sichten sind« usw. greifen Eltern und Kind blind zu einem Beruf. Da 
ist also eine verständige Umlenkung durch den Berufsberater durch- 
aus kein Eingrift in die Persönlichkeitssphäre, wenn nur hinterher noch 
hinreichende Walılfreiheit bleibt. Jedenfalls bietet ein derartiges Vor- 
gehen die einzige Möglichkeit, die »Reservearmee« zu dezimieren, die 
manchem unsozialen Unternehmerkreise unentbehrlich dünken mag, 
die aber den Ausgangspunkt alles Massenelendes und eine in Zukuntt 
von einer tüchtigen Nation nicht zu duldende Lahmlegung und Ent- 
wertung von Arbeitskräften darstellt. 


V. 


Die vollständige — für die Zukunít erhoffte — Durchführung 
der »Berufsrekrutierung« seitens des Staates setzt voraus, daß die Schul- 
zeit wesentlich verlängert wird, daß also auch die Fachschulen (ich 
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verstehe darunter auch Lehrwerkstätten, Handelsschulen, ländliche 
Fachschulen usw.) obligatorisch und von einer staatlichen Instanz 
verwaltet sind. Die private Ausbildung mit ihren tausend Mängel 
wird immer mehr zur ÄAusnützung als zur Ausbildung des jungen 
Menschen führen. Eine gute Ausbildung aber muß die Organisation 
der Gesamtheit, der Staat, zunächst jedem Bürger ermöglichen, wen 
sie später viel verlangen und erlangen will. Diese weitere Schuler- 
ziehung liefert auch das wertvollste Material für die endgültige Berufs- 
beratung. Was die Lehrer in der Einheitsschule und der Grundfad- 
schule dann zusammen mit den Eltern als Charakter- und Tempera 
mentsbild des Zöglings erkennen, das wird mit dem ärztlichen Gesund- 
heitsbefund zumeist genügen, um ein zutreffendes Urteil über bat 
wicklungsrichtung und Leistungsfähigkeit abgeben zu können. Die 
Verlängerung der Ausbildungszeit unter beobachtungsfähiger Avt 
sicht ist gerade deshalb so wichtig, weil beim Vierzehnjährigen wohl 
über den Gesundheitszustand, schwerlich aber über die Psyche etwas 
dauernd Zutreffendes zu sagen ist. Die psychische Entwicklung et- 
folgt z. T. zu anderer Zeit und in anderem Tempo als die körperliche, 
sie wird durch die Art der Erziehung, durch Gewöhnung an Selbstbe- 
herrschung und durch die Erfahrung wesentlich mitbestimmt, die 
psychologische Beschaffenheit ist also angeboren und erworben 
und deshalb zweckmäßig erst möglichst spät für die Entscheidung 
zu untersuchen (z. B. legt W. Peters in den »Fortschritten der Psycho 
logie« dar, daß die Farbenunterscheidungsfähigkeit von Kindern davon 
abhängt, daß sie die Nuancen benennen können, also vom e- 
worbenen Wissen). Die Zeit geschlechtlicher Reifung besonders 
bewirkt eine außerordentliche psychische Entfaltung und Umlage 
rung; Beeinflußbarkeit, Konzentrationsfähigkeit und Willensstärke 
sind vor, während, nach dieser Periode oft sehr verschieden. Nach 
Eintritt der Pubertät aber — also vor dem Eintritt in die spezielle 
Fachausbildung, die in an die Grundfachschulen anschließenden Spe- 
zialfachschulen zu erfolgen hätte, bzw. bei den Abiturienten vor Beginn 
des Studiums — wird es möglich sein, eine psychische Untersuchung 
mit hinreichender Erfolgsaussicht vorzunehmen. Sie ist immer wün- 
schenswert, unbedingt notwendig aber für alle Berufe, die ausge- 
sprochene Fähigkeiten bestimmter Art erfordern, und an allen Per- 
sonen, die den Eltern oder den bisherigen Lehrern »problematischt 
vorkamen. Der Psychologe, der ein Lehrer, ein Arzt oder ein bestellter 
Spezialist sein kann, hat die Untersuchung etwa so durchzuführen, 
wis sie z. B. von Dück und neuerdings von Freund gewünscht 
wird Il. 


1) Prof. Job. Dück-Innsbruck: „Zur Berufswahl der Absolventen 
höberer Schulen‘, Concordia, 1914, Nr. 8, nach einem Vortrage in der Ber- 
liner psychologischen Gesellschaft. Ingenieur A. Freund, Oberlehrer an 
der städt. Maschinenbau- und Gewerbeschule zu Leipzig, in der „Zeitschrift 
für gewerblichen Unterricht“. 
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VI. 


‚Dück hat zahlreiche Versuche mit einer größeren Anzahl von 
Schülern eine: höheren Handelsschule angestellt: optische, akustische, 
mit Bezug auf Wort- und Zahlengedächtnis. Es ergab sich dabei, daß 
weibliche Personen in rein reproduktiver Tätigkeit im Durchschnitt 
den Männern überlegen waren. Beim Streichen bestimm- 
ter Buchstaben in einem Text zeigten sich ganz verschiedene 
Typen: anfängliche Leistungsfähigkeit und schnelle Ermüdung; 
zu Anfang geringe, dann wachsende Lei-tung; zuerst gutes, dann 
schnelleres, aber schlechteres Arbeiten; gleichmäßige oder sprung- 
hafte Leistung usw. Die Wiederholungen der Versuche bestätigten 
zumeist das erste Resultat, doch war Besserung der Qualität oft 
mit Minderung der Quantität verbunden. 

Schnellrechnen unter absichtlichen Stö- 
rungen zeigte zumeist ein Zurückgehen der Leistungen, bei 
einigen aber durch verstärkte Willensanspannungen eine erhöhte 
Leistung. 

Die Befragung über die Druckart vorgezeigter 
Texte, die durch die Wahl der Worte gewisse Antworten nahe- 
legte oder ausschloß, gab Anhalte für die Suggestions fähigkeit, 
auch über den Wert von Zeugenaussagen. Die Phantasie wurde 
durch die Herstellung von Erinnerungsskizzen vorher 
gelegentlich angeschauter Bilder g:prüft, wobei sich bei den männ- 
lichen Schülern mehr das soziale Interesse, bei den weiblichen mehr 
die gefühlsbetonte Seite offenbarte. 

Weiter erstreckte sich die Analyse auf Arbeitsrhythmus (flink 
und sprunghaft, flink und gleichmäßig usw.) und Konzentra- 
tionsfähigkeit. Freund will auch untersuchen auf Farben- 
empfindung, Farbenunterscheidung, Streckenschätzung, ästhetische 
Empfindung, Kombination und anderes. 

Dück schlägt vor, für derartige Untersuchungen ein besonderes 
Reichsinstitut im Anschluß ans Kaiserlich Statistische Amt zu be- 
gründen, das eine Ergänzung zum Kaiser-Wilhelmsinstitut für Ar- 
beitsphysiologie darstellen würde. Ihm scheint für die höheren Be- 
rufe die praktische Vermittlung selten in Betracht zu kommen, desto 
mehr aber die rein wissenschaftliche Untersuchung der Anwärter, Er 
will zunächst selber die Arbeit derart beginnen, daß er versucht, die 
Komplexe der für die einzelnen Berufe wichtigsten psychischen Eigen- 
:Chaften aufzustellen und bittet um darauf bezügliche Mitteilungen 
von Vertretern aller Berufe mit höherer Schulbildung als Vorbedingung. 

Freund spricht die gleiche Bitte ohne die Beschränkung auf 
eine Bildungsstufe aus. Er will mit Hilfe der Gewerbeschulmänner 
und der psychologischen Institute Material darüber sammeln, welche 
Eigenschaften für eine bestimmte Tätigkeit schädlich, welche 
unentbehrlich, welche erwünscht sind. Die Resultate 
sollen geordnet und zu Tabellen verarbeitet werden. Dann sind die 
Methoden zur Feststellung dieser Eigen.chaften auszuarbeiten, wobei 
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auf möglichste Einfachheit der Wege das Hauptgewicht zu legen ist. 
Endlich ıst die Anwendung der Methoden an den einzelnen Orten ın 
die Hand geschulter krute zu legen, die festzustellen suchen, ob die 
notwendigen Berufseisenschaften beim Anwärter vorhanden sind 
oder sich wenigstens entwickeln Inssen. 


VII. 


Es handelt sich um wichtige Anregungen. Unter den geistigen 
Arbeitern hat der Krieg die größten Verheerungen angerichtet, sie 
leiden in Friedenszeiten am meisten unter unbefriedigender Beschäl- 
tigung, unter Lohndruck infolge übergroßen Angebots in den einzelnen 
Berufen. Bei ihnen ist auch eine Neueinstellung, ein vollständige 
Umsatteln weit schwieriger und unökonomischer als beim einfachen 
Arbeiter, besonders, wenn dieser in Zukunft eine allgemeine Vor- und 
Fachbildung erführe. Ist also mit richtiger Verteilung der Arbeits- 
kräfte, ev. mit Arbeitsbeschaffung bei letzteren bereits die Haupt- 
arbeit geleistet, so ist beim Geistesarbeiter Materielles und Seeli- 
sches von gleicher Wichtigkeit und in letzter Linie verquickt. Die 
moderne Arbeitsweise ist weit gestraffter, die Spezialisierung viel 
weiter getrieben als ehemals. So trennen sich »Persönlichkeit« und 
»Arbeit« immer weiter und jede Möglichkeit, vom »Glück in der Arbeits 
ein Stück zu retten, muß ergrifien werden, damit die »Arbeit« nicht 
zur »Fron«, sondern zu einem Stück »Lebensinhalt« werde, was für 
die persönliche und nationale Leistungsfähigkeit von höchstem 
Werte ist. Auch für die Gebildeten ist die Mitwirkung der Statistik 
von großer Bedeutung. Jeder Lehrer an höheren Schulen weiß, wie oft 
— bei 18—20 jährigen Menschen — die Berufswahl erst nach 
dem Abiturium eıfolgt, zumeist gemäß der Konjunktur. Die richtige 
Verteilung des Anwärterstammes in die einzelnen Kanäle (der natür- 
lich später die zweckmäßige Verteilung der fertigen Arbeitskräfte 
folgen muß) ist also die erste Vorbedingung des »Glückse — soweit 
die Veranlagung des einzelnen einer »Dirigierung« nicht widerspricht. 
Gleiches Wissen und gleiche Intelligenz können mit ganz verschiede- 
nen Temperamenten, verschiedener Nervenkraft gepaart sein. Als 
Richter, der ruhige Ueberlegung zuerst benötigt, kann mancher viel 
Unheil anrichten, der als Rechtsanwalt mit seiner Schlagfertigkeit 
(»Leichtreagibilität«) ganz am rechten Platze wäre. Das gleiche würde 
etwa für Pionier- und Kavallerieoffiziere gelten. Als Detektiv 
ist keinesfalls ein Mensch ohne die Fähigkeit zu objekiver Erfassung 
und getreuer Reproduktion brauchbar. Der die Ausführung eines 
Werkes leitende Ingenieur bedarf ganz anderer persönlicher Eigen- 
schaften als der Konstrukteur im Büro. Mancher gibt sein Bestes erst, 
wenn er eingearbeitet ist, mancher ermattet unter der Gleichförmig- 
keit; der Eine lebt auf, wenn die Verantwortung auf ihm lastet, der 
Andere meidet sie. Es ist klar, daß eine Art geistiger Taylorismus 
hier viel verspricht und daß er zuerst nach Absolvierung der Schule ein- 
zusetzen hat, um Zeitvergeudung zu hindern. Statistiker, Arzt, 
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Psychologie müssen sich zur Berufsberatung vereinigen, um wenig- 
stens ganz grobe Mißgritfe zu vermeiden. Ein ganz nervöser Jüng- 
ling von fahrigem Wesen darf z. B. keinesfalls Lehrer werden, ein 
Jähzorniger oder leicht zu Beeinflussender nicht Richter, ein Gedächt- 
nisschwacher ohne Initiative nicht Arzt, ein schwankender Phantast 
nicht Leiter eines Großbetriebs usw. — Allzu engwird damit der Kreis 
noch nicht gezogen, denn diemoderne Arbeitsteilung bietet den Vorteil, 
daß innerhalb eines größeren Berufsgebietes ganz verschiedene Be- 
tätigungen möglich sind und einem Menschen deshalb häufig ohne 
eigentlichen Berufswechsel geholfen werden kann, wenn man ihn nur 
an eine Stelle schiebt, die seiner Eigenart mehr entspricht. Wenn also 
der höhere Schüler vor der Berufswahl überhaupt, vor seiner Spe- 
zialisierung und vor der beruflichen Einstellung einer psychologischen 
Analyse unterworfen wird, so wird der psychologische »Steckbrief« 
wenigstens eine kluge Betriebsleitung befähigen, den rechten Mann . 
an den rechten Platz zu stellen, zum Wohle des Angestellten, des Be- 
triebes, der Gesamtheit, während sonst die »Menschenkenntnis« vom 
Betriebsleiter erst mühsam erworben werden muß, so daß Fehlgriffe 
nicht selten sind. 


VIII. 


Es hätten also, um zunächst irgendwo anzufangen, die Gemein- 
den mit höheren Lehranstalten Berufsberatungen einzurichten. Sei- 
tens des Staates muß alles Material der Berufsstatistik, die riesiger 
Erweiterung bedarf, diesen lokalen Instanzen zugänglich gemacht 
werden. Ein tüchtiger Arzt hat den Absolventen zu untersuchen. 
Dann tritt der »Berufsberater«, der ein feiner und liebenswürdiger 
Mensch von umfassendster Bildung sein muß, in Tätigkeit. Er er- 
forscht aus Eltern und Schüler die Motive der Berufswahl, zerpflückt 
alle Spuren einer kolportageromanhaften Phantasie und macht den 
jungen Mann (bzw. das junge Mädchen) auf die Aussichten, den Ernst, 
die Lasten und Freuden im erwählten Beruf aufmerksam. Beharrt 
der Absolvent bei seinem Beschluß, so wäre festzustellen, soweit der 
Arzt das nicht bereits getan hat, ob die psychische Eignung vorhanden 
ist, bzw. wenigstens, ob die psychische Struktur diesen Beruf ganz 
und gar ausschließt. Wer dann sehenden Auges in sein Unglück rennen 
will, ist bei der gegenwärtigen Gesellschaftsstruktur nicht zu retten. 
— Die größte Schwierigkeit liegt in der Person des Berufsberaters. 
Er darf kein Bürokrat sein, muß warmes menschliches Interesse, ein 
Tiesiges ökonomisches Wissen und eine unermüdliche Aufnahmefähig- 
keit besitzen, vor allem muß er landesverwachsen sein, nicht ein 
Karrierestreber, der weniger an die Vollbringung als an die reklame- 
hafte Lancierung von Leistungen denkt (woran ja z. B. unsere Kom- 
munen so leiden, indem so mancher junge Kommunalbeamte allerlei 
Neuerungen beginnt, um den zur Karriere nötigen »Ruf« zu erlangen, 
während er sich um Ausbau und Gedeihen des »lortschrittes« so wenig 
kümmert wie der Nachfolger, der eine neue »Spezialität« sucht). Tief- 
gründige Menschenart wird dem festverankerten Berufsberater dann 
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Setze wenlen. E:n erishrener aber Lerzensune 
Le wer ae De WERE LE E, er 
An.tillurı eines een beuitlasenen Bemvisteraters beras 
meist dis zer. Tette Zerf At darstellen, Nur muß er vnmurteasme 
wen und per Ansuiniüverteilunre alle Instanzen berücksichtze 
Unernelmer wie AnJestelten- und Arteiterverharde. {Hier bes 
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und -arsinriteien besitzen. Ich Late vor Jahren aus dem Sc: 
chen Gesichtsvinat! „Ardiatiret arera para" Abiturienten m Ve- 
banden kanimannıscker Ancestellter gesandt, damit sie dort Steier 
vermittlung bzw. Aussınit Ger bestimmte Firmen erhäten. De 
Nezztivitatder Erie!ze Vermittlung bzw. Auskunft nur für Mitgliè 
der!) karn mich micht zur Wiederkehıng anspornen! Bei den An: 
gestelltenverbanden legt es, eine statistisch-medizinisch-psychologisete 
Bervisteratung immer erreut von Staat und Gemeinden zu verlangen 
inatürlich weiterhin ebenso für die Volxsschüler' und ev. im Bunde 
mit Padagogen, Medizinern, Psychologen selber erst einmal an en- 
zelnen Orten derartige Einricl.tunzen auf ihre Tragfähigkeit hin zu 
untersuchen. 
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Brennend ist jetzt diese Frage für die Kriezsbeschädigten und 
die Witwen der Gefallenen. Es droht die alte Gefahr, daß der verstüm- 
melte Veteran eine Nott.«helibeschäftigung sucht und erhält, aus der 
er bald verdrängt wird. falls er nicht billig arbeitet, und die ihn bald 
tiefunzlücklich werden laßt. Für die Frauen der Gefallenen, soweit 
sie nicht finanziell gesichert sind oder ehemals bereits berufstätig wa- 
ren, gilt das gleiche. Sie beginnen irgend eine Tätigkeit, die ihnen 
natürlich stets wesensfremd bleibt. In beiden Fällen handelt es sich 
um Wesen von bereits feststeliender Psyche. Deshalb dürfte hier eine 
Untersuchung nach Art von Dück besonders klare Ergebnisse zei- 
tigen und dann zum mindesten dazu führen, daß niemand in einen für 
ihn gar nicht passenden Beruf eintritt. Die positive Folge freilich, nun 
einen passenden Beruf zu suchen, setzt die tätige und andauernde 
Hilfe aller Instanzen voraus. Für die Ausbildung der Kriegsbeschä- 
dien geschieht bereits allerlei, wenn auch ohne Konzentration, so daß 
häufig mehr der gute Wille als die Leistung zu loben ist. Die Versor- 
gung der Armee der Kriegshinterbliebenen wird nachher der Aufgabe 
einer großen Mobilisation gleichkommen. Der Staat darf nicht dul- 
den, daß viele Zehintausende kläglich als Rentenverzehrer verdäm- 
mern, daß sie durch ihre jammerliche und arbeitslose Existenz die 
gesamte Lebensstimmung des Volkes vergiften, statt doch noch als 
eine Art ganze Kerle« in zusagender und erfolgreicher Arbeit das 
Maximum möglicher Lebensfreude zu erreichen. Will der Staat das 
Letztere in seinem eigenen Interesse, so wird er nicht nur in Berufs- 
beratung jeglicher Art, auch psychologischer, und Berufsausbildung 
alles Denkbare leisten, er wird auch die Garantie übernehmen müs- 
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sen, daß der ausgebildete Pflegling dauernd bei anständiger Bezahlung 
und Behandlung die ihm zuträgliche Stellung erlangt. Wie weit der 
Staat das erreichen kann, sobaldeinmal der Krieg nur noch im sozialen 
Jammer, nicht mehr in »Begeisterung« spürbar: ist, sei dahingestellt. 
Erzwingen kann er jedenfalls das Wichtigste, das ist die für die 
Verkrüppelten doppelt notwendige Vornehmheit der Behandlung, 
nicht. Vielleicht drängt dann die Veteranen- und Hinterbliebenen- 
not mit dahin, wohin die finanziellen Nöte — freudig sei das be- 
grüßt! — auf alle Fälle drängen werden, zu weitgehender Verstaat- 
lichung. Kali, Kohle, Elektrizität, Wasse: räfte, Werften, Waffen- 
werkstätten, Versicherungswesen usw. usw. sind reif für die Verstaat- 
lichung, organisatorisch, finanziell, nationalethisch. Die Riesenauf- 
gaben, die die unvermeidlich steigende Konzentriertheit nationaler 
Organisation im erschwerten Wettkampf der Völker stellen wird, 
fordern Mittel, reiche Mittel. Hier sind sie zu finden und die Ge- 
samtheit erhält nur zurück, was sie gegeben hat. Mit dieser Entwick- 
lung steigt dann die Notwendigkeit der Berufsberatung und steigt 
ihr Wert, denn es kann dann nicht nur geraten werden, es stehen auch 
geeignete Stellen für die geeigneten Kräfte zur Verfügung und zu 
ihrer Ausbildung die nötigen Mittel, von Staats wegen! Dann wird 
aus dem Rat die Tat! | 


X. 


Wir brauchen von solcher Zukunft keine Verödung, kein Chine- 
sentum zu befürchten. Was etwa an jener Sorte kaufmännischer 
Freiheits, die jetzt auf dem Riesengrabe des Krieges als üppige Schma- 
rotzerblume gedeiht, verloren gehen sollte, wird reichlich durch innere 
Werte ersetzt werden, wenn — eine unerläßliche Vorbedingung! — 
die demokratische Kontrolle und Mitwirkung erweitert wird. Der 
fürchterliche Wahnsinn dieses Krieges muß zu einer Annäherung in 
Mittel- und Westeuropa führen, damit der russischen und asiatischen 
Gefahr begegnet werden kann. Die Achtung vor dem Menschenwert, 
welche die Wucht der notwendigen Arbeitsleistung herbeiführen wird, 
muß die Einzelstaaten zur Verständigung und dazu zwingen, sich 
innerlich entsprechend der Unentbehrlichkeit aller Kräfte zu organi- 
sieren. Finanzierung und ÖOrganisationsgedanke nötigen dann zur 
Verstaatlichung aller Monopolbetriebe und nehmen dadurch nebenbei 
den Kriegshetzern aller Länder die mächıtigsten und interessier- 
testen Drahtzieher. — Strafe Konzentration aller Arbeitsnach weise 
und -vermittlungen muß — ergänzt durch eine fundamental andere 
Auffassung des Arbeitsverhältnisses, also ein modernem Eınpfin.en 
entsprechendes Arbeitsrecht — auch außerhalb des unmittelbaren 
Staatsbetriebes die sinnlose Vergeudung und Zerstörung von Arbeits- 
kräften verhindern. Auch im Privatbetriebe ist der Segen des »freien 
Spieles der Kräftee überaus fragwürdig. Nationale Hygiene muß 
erzwungen werden. — Das sich neu erschließende staatliche 
Arbeitsgebiet, das das Schwellen des ökonomischen Organisations- 
gedankens von selber immer weiter ausdehnen wird, erJaubt alle £o- 
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Ziaierzant-atsrıschen Versuche: die ehrenvelle Unterbringung de 
Kriersiesch.:d Zen die DurchiulLrurg der passenden Beruissahl, 
auch rınm.al den Ar-ıruch der Arbeitsteuungsschaden durch wech- 
clr.de Ke-ch..t.girı. E.ze werte Perspektive, die uns ke:n »Per:öt- 
lichxeit-iexe der uier der Ei oenizeet der Wen gen ganz de 
elende Knecht-chzit der Vielen vergibt, der Wil:-ür mit Auslese 
verwech>t.t. vern-Lein so. 

Ater d rAnlang mut gemacht werden! Beim jün:sten Geschlech!. 
Denn, um nun dech Chinesıs h zu kommen, wir giauien mit Laotse: 


Was noch unen:schieden ıst, kann man l-icht bedenken. 
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Ueber Ricardos »Principles«. 
Die Ergebnisse eines Ricardo-Seminars. 


Mitgeteilt von 
EMIL LEDERER. 


Im volkswirtschaftlichen Seminar der Universität in Heidelberg 
wurde im Wintersemester 1915/16 in einem Privatissimum (die Teilneh- 
mer waren: C. Berliner, H. Grünebaum, H. Oppenheimer, 
M. Schuck, E. Staudinger) der Versuch gemacht, zu einer Heraus- 
arbeitung der Grundgedanken von Ricardo zu gelangen. Hierbei wurde 
der Text der Principles (nach der 3. Auflage des Originals in der Ueber- 
setzung von Baumstark) zugrunde gelegt. Auf Heranziehung von 
Kommentaren wurde, von gelegentlichen Verweisungen abgesehen, 
verzichtet, so sehr namentlich die entsprechenden Partien der »Studien 
über den Mehrwert« von Marx die Diskussion hätten fördern können. 
Es war eben nicht so sehr das Ziel, die Lehre Ricardos in den Zusammen- 
hang der Entwicklung einzustellen und sie lediglich als »historisches« 
Phänomen zu begreifen, als vielmehr sich möglichst intensiv in den 
Gedankenkreis des Systems zu versenken, um es zunächst zu perzi- 
pieren. Es zeigte sich im Verlauf der Diskussion, daß gerade hin- 
gebungsvolle Rezeption des Gedankenganges, Weiterführung des- 
selben in seine letzten Konsequenzen, die Kritik überflüssig macht: 
es ergibt sich wie bei allen großen, wirklich durchdachten Systemen, 
einerseits immer die Möglichkeit, aus dem System heraus noch zu 
neuen Erkenntnissen zu gelangen, welche vom Autor nicht direkt aus- 
gesprochen, aber implicite doch von ihm gedacht sind — wie sich andrer- 
seits auch die Grenzen des Systems enthüllen, durch deren Klar- 
legung jede Kritik überflüssig gemacht wird. Einem jeden theoreti- 
schen System muß man das Recht zubilligen, seine Voraussetzungen 
zu wählen; der Grad der Leistungsfähigkeit wird sehr stark von dieser 
Wahl abhängen. Sind die Voraussetzungen gegeben und akzeptiert, 
kann eine fruchtbare Kritik des Systems nur mehr immanent 
erfolgen. Daher versuchten unsere Diskussionen immer I. den Ge- 
dankengang Ricardos in seinen inneren Zusammenhängen festzu- 
stellen, 2. die unausgesprochenen, aber darinliegenden Konsequenzen 





wre 2.077 


816 Emil Lederer, 


zu entwickeln, 3. die Schwierigkeiten und Lücken der Erklärung aui 
die Voraussetzungen des Systems zurückzuführen. Das ist 
auch fast immer gelungen. Welchem Teilnehmer jeweils eine Formu- 
lierung oder ein Resultat zuzusprechen ist, kann natürlich nicht mehr 
festgestellt werden, umsomehr als die meisten Ergebnisse Frucht einer 
kooperativen Diskussion waren. Die Resultate der oft sehr eingehen- 
den, noch viele hier nicht angeführte Details berührenden Diskussionen 
können folgendermaßen formuliert werden: 

I. Hauptstück: Vom Werte. (Referenten: E. Staudinger 
und H Oppenheıimer). Ricardo eliminiert den Gebrauchswert, 
weil dieser allen Gütern gemeinsam, im übrigen aber ohne Einilud 
auf den Tauschwert. Er definiert den Tauschwert als die Relation 
der Güter untereinander, die auf den zu ihrer Hervorbringung 
nötigen Arbeıtsmengen beruht. Unter zwei Bedingungen 
nur kann die Menge der aufgewendeten Arbeitszeit die ungetrübte 
und ausschließliche Grundlage der Bewertung bilden: die Güter müssen 
1. Warengüter, d.h. im Gegensatz zu den seltenen beliebig vermehr- 
bar sein, und müssen 2. unter gleichen Produktionsbedingungen in 
freier Konkurrenz hergestellt werden. Der Wert soll also nicht das 
Wesen des ökonomischen Prozesses enthüllen, er deutet auch nicht 
auf eine Substanz, sondern gibt lediglich einen Maßstab des 
Güteraustauschs. Der Gedanke des Arbeitswertes ist lediglich eine 
Annahme, die gestatten soll, den Prozess als einen einheitlichen, in 
sich geschlossenen zu denken. Gegenüber Adam Smith wird aus- 
drücklichst betont, daß die zur Hervorbringung nötigen Arbeits- 
mengen, aber nicht die einzutauschenden Arbeitsmengen oder ein- 
zutauschenden Gütermengen gemeint sind. Damit wird auch, wieder 
gegen Smith, abgelehnt, ein konkretes Gut (z. B. Getreide) als Wert- 
maßstab einzuführen, weil es kein Gut gibt, dessen Herstellungskosten 
unveränderlich wären — ebenso wie z. B. auch die Höhe des Lohnes 
nicht bemessen wird nach der Menge der Lohngüter, sondern nach der 
Menge Arbeit, deren Verkörperung die Lohngüter darstellen. [Hier 
deutlich zu spüren, wie sehr Marx Vollendung von Ricardo). Wert 
ist also, wie alle Formulierungen dieses Kapitels zeigen, ganz abstrakt 
als Relation gefaßt; Wert und Reichtum, Wert und Güter- 
menge sind ganz heterogene Begriffe. Wert kommt nur innerhalb 
des Tausches vor, Wert ist Relation von Gütern, daher nur bei 
mehr ren Gütern gegeben, Wert eines Gutes allein gibt 
es nicht. 

Eine erste Schwierigkeit erwächst dieser allein durch verhält- 
nismäßige Arbeitsmengen bestimmten Austauschrelation schon in 
der notwendigen Einbeziehung qualitativ verschiedener Arbeit, sp: 
fern mindestens das häufig den Unterschied bedingende Moment 
der angeborenen Geschicklichkeit nicht in Arbeitsquantitäten auf- 
zulösen ist, vielmehr einen Seltenheitscharakter trägt. Wir sind an 
der von Ricardo hier nicht hervorgehobenen Grenze des Systems: es 
werden in diesem nur Austauschrelationen von Gütern erklärt, zu 
deren Hervorbringung Durchschnittsarbeit ausreicht. 
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Diese wird in praktisch beliebig vermehrbarer Menge vorhanden 
angenommen. 

Schon in den ersten Teilen dieses Kapitels tritt hervor, daß die 
kapitalistische Produktionsweise (Arbeitslohn, Kapital, Zins) als 
natürlich angenommen wird, daß der Mensch als Unternehmer oder 
Arbeiter vorgestellt wird. Noch deutlicher zeigt sich das späterhin, 
bei der Einführung des Kapitalbegriffs. Kapital ist für Ricardo alles 
Werkzeug, welches gestattet, die menschliche Arbeit ergiebiger zu 
machen. Das Wertgesetz kann insolange aufrechtbleiben, als alles 
Kapital sich in gleicher Zeit vernutzt. Sind alle Pro- 
duktionen mit demselben Kapital ausgestattet und dieses von der 
gleichen Dauerhaftigkeit, so wird die Arbeitswertrelation nicht gestört. 
Ebensowenig wird sie von einem Sinken oder Steigen des Lohnes 
(der auch dem Wertgesetz unterliegt) berührt. Dieses hat Wirkung 
auf die Höhe der Profite, aber nicht der Austauschverhältnisse. Der 
Profit erscheint schon hier als Restgröße. 

Die Schwierigkeiten beginnen erst infolge verschiedener 
Dauerhaftigkeit der Kapitalgüter und verschiedener Pro- 
portionalität der Kapitalausrüstung. Es bedingt nämlich die 
selbstverständliche Gleichheit der Profite bei einer verschiedenen 
Dauerhaftigkeit und verschiedenen organischen Zusammensetzung 
der Produktivkapitalien eine Aenderung in der Tauschrelation der 
Waren, obgleich die zu ihrer Produktion erforderliche Arbeitsmenge 
dieselbe geblieben ist. Infolgedessen tauscht sich die Mehrzahl der 
beliebig reproduzierbaren Güter de facto nicht nach ihrem Arbeits- 
wert; darin glauben wir aber eine bloße Deviation, nicht eine Durch- 
brechung des Wertgesetzes erblicken zu dürfen. 

Anwendung von fixem Kapital in überdurchschnittlicher Zahl 
und überdurchschnittlich langer Produktionsperiode steigert also die 
Austauschrelation der damit erzielten Produkte über ihren Arbeits- 
wert. Dieses Plus ist nicht auf Arbeit reduzierbar, sondern nur als 
„reine Vergütung für die Zeit‘ anzusehen. Dadurch wird eine Stei- 
gerung der Produktpreise über ihren Arbeitswert verursacht; (bei 
unterdurchschnittlicher Produktionsdauer umgekehrt ?). 

Damit aber ist die durch ungleiche Zusammensetzung der Kapi- 
talien bedingte Abweichung vom Wertgesetz noch nicht erschöpft. 
Die konsequente Durchführung des Gedankens, daß Steigerung der 


1) Die Selbstverständlichkeit, mit der Ricardo den Zins handhabt, daß 
uns Arbeitslohn, Zins und Rente als ‚natürliche‘ Kategorien gegenübertreten, 
gibt uns die Möglichkeit, diese Modifikationen innerhalb seines Systems mit 
dessen Mitteln zu begreifen, während die entsprechenden Abweichungen bei Marx 
den Bestand seines ganzen theoretischen Gebäudes gefährden. Für Marx ist 
der Mehrwert Erzeugnis allein der Handarbeit. Demgemäß müßten die 
Profite in den einzelnen Produktionsweigen je nach der organischen Zusam- 
mensetzung des Kapitals verschieden sein. Wenp er trotzdem praktisch zu 
den gleichen Resultaten kommt wie Ricardo, so ist ihm das nur auf dem 
Umweg eines Konkurrenzprozesses (Ausgleich der Profitrate) möglich und be- 
deutet außerdem den Verzicht auf seine Profitableitung. 
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Löhne immer nur die Gewinne senken, nie den Wert erhöhen kann, 
bedingt eine teilweise Deviation der Werte, sobald der Preis der Arbeit 
steigt. Es muß sich nämlich dann der Wert der Güter, welche mit An- 
wendung von stehendem Kapital hergestellt werden, senken gegenüber 
dem Wert von Gütern, zu deren Hervorbringung Handarbeit genügt. 
Denn der jetzt in der ganzen Volkswirtschaft gesunkene Gewinstsatz 
wird auch vom stehenden Kapital berechnet. Diese Ablenkung ist 
allerdings nicht sehr bedeutend Zi. Dieser Gesichtspunkt aber wird 
erst besonders wichtig und fruchtbar bei Beobachtung der verschie- 
denen Dauerhaftigkeit von Kapitalien: bei Einführung längerer 
Produktionsperioden wird sich — ganz abgesehen von der Arbeits- 
ersparnis der Maschine — der Wert der Produktion mit langen Um- 
wegen relativ senken, wenn die Löhne steigen, und umgekehrt, 
weil der Gewinstsatz der stehenden Kapitalien in umgekehrter Pro- 
portion zum Arbeitslohn sich bewegt. Aus diesem Gedanken werden 
die Vorteile des Maschinenwesens für die Verbraucher deduziert, ohne 
daß die — hier nur ganz beiläufig angedeuteten — Rückwirkungen 
auf die Gestaltung der Löhne zu Ende gedacht werden. 

Derselbe Gesichtspunkt wird endlich fruchtbar gemacht, um die 
Unmöglichkeit eines konstanten Wertmaßstabs (z. B. Gold) zu et- 
weisen. Denn ganz abgesehen von der Veränderlichkeit in den Her- 
vorbringungskosten, wird Steigen oder Fallen des Arbeitslohnes den 
Wert der Güter in Geld geschätzt (also den Preis) ungleich affizieren, 
je nachdem sie mit mehr oder weniger stehendem Kapital als der 
Preismaßstab (das Gold) hergestellt werden. So zeigt sich bis in feine 
Verästelungen die Durchführung des Gedankens, daß der Arbeits 
lohn nicht den Wert, sondern nur den Kapitalgewinn berühre. Und 
wir haben es daher hier durchwegs mit echten Deviationen zu tun. 
welche noch im Rahmen des Systems liegen. 

Wenn wir hiervon absehen, so treffen Wandlungen des Geld- 
wertes alle Waren in gleicher Weise, und ihre Tauschrelationen zu 
einander bleiben die gleichen. Daher hat eine Veränderung des Lohnes 
als Konsequenz einer Geldwertänderung keinen Einfluß auf die Ge- 
winste, weil gleichzeitig alle Preise sich ändern. Bei Veränderungen 
im Tauschwert des Geldes aber zeigt sich deutlich sein Doppelcharakter 
als Ware auf der einen, als Tauschmittel auf der andern Seite. Als 
Ware angesehen müßte der Tauschwert einer mit weniger als der 
bisher notwendigen Arbeit produzierten Goldmenge um den ganzen 
Betrag der gestiegenen Produktivität sinken — gemäß dem Ricardo- 
schen Wertgesetz. Der Geldcharakter aber bedingt ein geringeres 
Sinken. Umgekehrt, umgekehrt: d.h. bei einem Ansteigen der zuf 
Goldgewinnung nötigen Arbeitszeit wird der Tauschwert des 
Geldes nicht in dem ganzen Belauf steigen. Denn als Tauschmittel 
tritt die Gesamtheit des vorhandenen Geldes der Gesamtheit der 
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2) Hiervon ist grundverschieden die Einwirkung arbeitsparender Methoden. 
Sie verändern den Wert der Produkte, gleichgültig ob sie mit oder ohne Ka- 
pital hergestellt sein mögen. 
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Waren gegenüber. Der Wert bestimmt sich dann aus der Menge des 
Geldvorrats in Relation zur Warenmenge. 

Die Beschränkung des Ricardoschen Wertgesetzes auf Güter 
mit reinem Warencharakter, d. h. Güter, welche verbraucht 
werden, und deren auf dem Markt erscheinende Mengen als unter 
gleichen Produktionskosten hergestellt angesehen werden können — 
zeigt sich auch hier. Denn da auch diejenigen Veränderungen des 
Geldwertes, welche Folge veränderter Arbeitskosten sind, nur als 
Wertfixierung von Seltenheits- oder Häufigkeitsgütern erfaßt wer- 
den können, sind die Andeutungen über die Bewegung des Geld- 
wertes bei Ricardo unvollkommen formuliert. Diese Unvollkommen- 
heit ist aber nach dem Gesagten in den Voraussetzungen des Systems 
begründet. 

I. und IH. Hauptstück: Von der Rente (und 
der Bergwerksrente). (H.Grünebau m). Ricardos Ren- 
tenlehre bedeutet einen großen Fortschritt gegenüber allen früheren 
Auffassungen dieses Problems. Dem natural gedachten Reinertrag 
der Physiokraten setzt er seinen Begriff der Rente entgegen. 

Die Rentenlehre hat zur Voraussetzung die Existenz verschiedener 
Bodenqualitäten einerseits, das Gesetz vom abnehmenden Boden- 
ertrag andererseits. Sie setzt weiter voraus, daß jeweils eine Boden- 
qualität knapp werden kann, aber nimmt an, daß dann immer andere, 
schlechtere Qualitäten noch zur Verfügung stehen. Unter diesen 
Voraussetzungen erst ist es möglich, die Rente aus dem Preis der mit 
den höchsten Arbeitskosten gewonnenen Getreidemengen, also rest- 
los als Differentialrente abzuleiten. Bei Ricardo ist also die Rente 
nicht mehr wie bei Smith konstitutiver Bestandteil des Preises, die 
das Arbeitswertgesetz umbiegt, sondern seine Folge, und bedingt daher 
keine Deviation des Arbeitswertgesetzes für die Bodenpr odukte. 
Die Rente entsteht erst in der Verteilung. 

Ricardos Rentenlehre enthält also zum erstenmal das Grenz- 
prinzip. Der Getreidepreis setzt sich auf dem Grenzgut fest, d. h. auf 
dem Boden, dessen Ertrag noch zur Bedarfsdeckung herangezogen 
werden muß. Dabei ist der gesellschaftliche Bedarf, ähnlich wie im 
III. Band von Marx, als fixiert angenommen. Die starke Deviation, 
die die Arbeitswerttheorie in der Preisbildung alles übrigen, also unter 
günstigeren Bedingungen erzeugten, Getreides erfährt, welches sich 
über seinem Arbeitswert verkauft, durchbricht diese doch nicht, 
weil die Deviation in ihren Dimensionen genau bestimmt werden 
kann. Es genügt die Annahme, als ob alles Getreide mit demselben 
Arbeits- und Kapitalaufwand wie die Restquantität erzeugt 
werde, die Annahme, als ob die Arbeit auf besserem Boden spezifisch 
schwerer wäre. Diese Deviation, welche zugleich ein Verkaufen der 
Industriep-rodukte unter ihrem Arbeitswerte bedeutet, wenn 
sie sich gegen Agrarprodukte austauschen, 
bleibt im Rahmen des Wertgesetzes. Dieses würde erst versagen, 
wenn kein freier Boden mehr zum Anbau zur Verfügung stände, und 
sich ein Monopolpreis für Getreide, eine absolute Rente ergeben 
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müßte. Denn dann würde das Getreide aufhören, Warencharakter 
zu haben, den es bei Ricardo zweifelsohne besitzt.‘ 

Die Weiterverfolgung der Gedankengänge dieses Kapitels führte 
noch zu folgender Erwägung: 

Die Ricardosche Rententheorie setzt einen im Verhältnis zur 
Bevölkerung festen Konsum landwirtschaftlicher Erzeugnisse voraus, 
der bei Arbeitern und Unternehmern durch den standard of life ge- 
geben ist. Da die Bevölkerung sich automatisch der Höhe des Kapitals 
anpaßt, das zu ihrer Beschäftigung verwendet werden kann, und ihre 
Zahl die Nachfrage nach Getreide bestimmt, so ist die Bebauung neuen 
weniger fruchtbaren Bodens abhängig von der Menge des in der Volks- 
wirtschaft vorhandenen Kapitals. Ricardo weist an dieser Stelle nur 
den Zusammenhang auf, in dem Kapitalprofit und Kapitalwachstum 
stehen. Der Kapitalprofit sinkt mit dem Steigen der Kapitalmassen. 
Doch müssen wir innerhalb seines Systems annehmen, daß auch die 
Rente akkumuliert wird. Im Laufe der Entwicklung einer Volkswirt- 
schaft würde so trotz sinkender Profite Kapitalbildung möglich sein bei 
Verschiebung der Akkumulation von der gewerblichen Sphäre nach 
der landwirtschaftlichen hin. Dies Kapital würde jedoch in die Ge- 
werbe in immer geringerem Maße abströmen können, weil aus der 
steigenden Rente bei der ökonomischen Möglichkeit und Notwendigkeit, 
immer wenige: ergiebige Intensitätsstufen zu erklimmen, wachsende 
Kapitalmassen in der Landwirtschaft selbst Anwendung finden müßten. 
Immerhin ist auch im Rahmen des Ricardoschen Systems die Mög- 
lichkeit gegeben, daß die Neubildung eines industriellen Kapitals, 
welche in der Industrie infolge sinkender Profitrate nicht mehr mög- 
lich wäre, nun aus der agraren Sphäre heraus noch erfolgt. (Ueber- 
gang der Industrie in die Hände der Bodenbesitzer). 

IV.Hauptstück: Vom natürlichen und Markt- 
preis. (C. Berliner). Unter diesem Titel behandelt Ricardo 
zum Unterschied von den Ablenkungen durch Kapitalverwendung 
und Eigentümlichkeiten von Grund und Boden die Deviationen, 
die sich in den Marktpreisen darbieten. Diese können sich vom natür- 
lichen Preis (Tauschwert) soweit entfernen, als die Konstellation von 
Angebot und Nachfrage es bedingt. Die Wertbildung auf Grund einer 
vorübergehenden ökonomischen Seltenheit, wie sie eine das Angebot 
übersteigende Nachfrage, oder einer vorübergehenden Häufigkeit 
(theoretisch das Gleiche), wie sie ein die Nachfrage übersteigendes 
Angebot hervorbringt, ist nur unter Zuhilfenahme eines zweiten 
ökonomischen Gesetzes zu erklären. Das Arbeitswertgesetz kann 
bei anormaler Seltenheit oder Häufigkeit der Ware nicht mehr aus- 
reichen. Es tritt ein Tausch über oder unter dem Werte ein; wie 
groß die Abweichung vom »natürlichen Preis« ist, kann aus dem Wert- 
gesetz nicht gefolgert werden. Handelt es sich hier doch um Selten- 
heitsgüter, deren Erklärung außerhalb des Rahmens dieses Systems 
liegt. So kann lediglich eine »Tendenz zum natürlichen Preis« mit 
Hilfe der Profitausgleichung konstatiert werden. Die Gleichheit 
der Gewinste ist keine absolute, sondern nur unter Berücksichtigung 
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aller wirklichen und eingebildeten Vorteile resp. Nachteile der be- 
treffenden Produktion gegeben. Eine neue Abweichung! Denn war 
bisher Profit eine zahlenmäßig genau fixierte Restgröße, die in allen 
Produktionszweigen gleicherweise aufgerechnet werden muß, so ist 
jetzt konstant eine höhere Profitrate infolge größeren Risikos 
usw. angenommen. Wieweit die Abweichung vom Durchschnitt reicht, 
kann wieder aus dem Wertgesetz selbst nicht gefolgert werden, 
denn auch hier, bei der konstanten Deviation, handelt es sich um 
die Einwirkung eines Seltenheitsmoments. Kapital mit höhe- 
rem Risiko ist nicht beliebig reproduzierbar. Die hier erzeugten 
Güter sind nicht Waren im strengen Wortsinn. Es liegt eine Dis- 
proportionalität von Arbeits- und Kapitalverwendung vor, welche 
Verkauf der einen Gütermassen über, der andern unter dem Werte 
zur Folge hat. 

Die Einschränkung auf Warenproduktion zeigt sich also auch 
hier von fundamentaler Bedeutung. Die Theorie Ricardos vermag 
zwar Abweichungen, die sich durch verschiedene Bedingungen der 
Produktion ergeben, mit zu umfassen. Da ihr aber ein gemein- 
samer Gesichtspunkt für Verkäufer und Käufer fehlt, muß sie bei 
Verschiebungen in der Stellung dieser beiden Faktoren zueinander 
notwendig versagen. 

V.Hauptstück: Vom Arbeitslohn. (H. Oppen- 
heimer.) Die Arbeitskraft hat bei Ricardo als beliebig reproduzier- 
bares Gut gleich jeder andern Ware ihren natürlichen Preis nach ihren 
Produktionskosten (Lebensunterhalt des Arbeiters) und ihren Markt- 
preis nach Angebot und Nachfrage. Die reale Wirksamkeit des natür- 
lichen Preises besteht auch hier nur als Tendenz, der es — wie 
Ricardo ausdrücklich zugibt — für lange Zeit unmöglich sein kann, 
sich gegen das Uebergewicht der zweiten Gesetzmäßigkeit: Angebot 
und Nachfrage, durchzusetzen. Bei der Bildung des Arbeitslohnes 
versucht Ricardo zum erstenmal den Begriffen: Angebot und Nach- 
frage einen konkreten Inhalt zu geben. Das Angebot stellt sich dar 
als Zahl der vorhandenen Arbeiter, die Nachfrage als Kapital, d. 1. der 
Teil des Volksvermögens, der zur Produktion verwendet wird. Jede 
Vermehrung des Volksvermögens ist Um ohne weiteres identisch mit 
einer Steigerung des Kapitals bzw. der Nachfrage nach Arbeit in 
gleichem Maße — ein oflenbarer Beweis, daß er den Unternehmer- 
konsum (ebenso wie den Arbeiterkonsum) als fixe Größe betrachtet. 
Jede Klasse hat ihren besonderen standard of life, dessen sie bedarf, 
um fortzubestehen, resp. sich verhältnismäßig in gleichem Temp» 
wie die übrigen Klassen zu vermehren. Nur die Annahme eines festen 
Unternehmerkonsums ermöglicht eine Lohnfondstheorie in der 
Starrheit, wie Ricardo sie ausgeprägt hat. 

Der standard of life des Arbeiters bildet den Angelpunkt der 
Ricardoschen Verteilungstheorie. Alle andern Einkommen sind Rest- 
größen: die Rente, ein den Grundbesitzern zugeschwemmiter, quanti- 
tativ fixierbarer Betrag, der sich aus der Verschiedenheit der Pro- 
duktionskosten für Getreide ergibt und Unterwertiskeit der Industrie- 
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produkte im Austausch gegen Aygrarprodukte bedeutet — der Proht 
ein nach Abzug des Lohnes vom Arbeitswert bleibender Betrag, der 
sich auf dem »Grenzboden« bestimmt. Ricardo hält es unter bestimmten 
Umständen für möglich, den standard of life des Arbeiters, d.h. die 
Produktionskosten der Ware Arbeitskraft zu heben; nämlich dadurch, 
daß man in den Arbeitern Geschmack an den Annehmlichkeiten des 
Lebens erweckt. Hier erscheint zum erstenmal der Mensch nicht 
als bloBes Objekt technischer und ökonomischer Gegebenheiten, 
sondern als Subjekt, das einen gewissen Einfluß auf die Gestaltung 
jener auszuüben vermag — allerdings in sehr engen Grenzen. Denn 
vieles, was als Erhöhung des Lohnes erscheint, ist in der Auffassung 
Ricardos lediglich Veränderung des Geldausdrucks. 

VIHauptstück:Von denGewinsten. (H Grüne 
baum). Ricardos System enthält keine Zinstheorie und bewahrt 
so ihre Geschlossenheit, die sonst durch die Gefahr einer Ueberbe- 
stimmung bedroht würde. Denn der Zins erscheint als eine Rest- 
größe, seine Höhe setzt sich in der Landwirtschaft auf dem rentelosen 
Grenzgut fest und wird durch den Tauschwert der Produkte und die 
Höhe des Arbeitslohnes genau bestimmt. Der Zinssatz für das Kapı- 
tal im ganzen Gewerbe und in der ganzen Landwirtschaft wird durch 
die Uebertragung dieses absoluten, d.h. eindeutig fixierten Zinses 
auf die anders bedingten Produktionen gewonnen. Mit dem Fort- 
schreiten zu schlechteren Bodenkategorien muß bei gleichem Arbeits- 
lohn die Zinsrate sinken. 

Daraus ergibt sich dann eine geringere Akkumulation bei wach- 
sender Volkswirtschaft, die (bier eine glänzende Analyse des Zirku- 
lationsprozesses) — von der Einführung des Freihandels abgesehen 
— im Wesentlichen nur durch Steigerung der Produktivität in det 
Landwirtschaft aufgehalten werden kann. Wenn solche Produktivi- 
tätssteigerungen nicht gegeben sind, können die Profite auf o sinken, 
die Volkswirtschaft erreicht einen Beharrungszustand. Was unter 
dem »Sinken der Profite auf oe zu verstehen ist, kann nur durch Zurück- 
gehen auf die Grundlage des Systems erschlossen werden: 

Trotzdem Ricardo in anderem Zusammenhang das Leihkapital 
erwähnt, scheidet er nicht ausdrücklich zwischen Unternehmerlohn 
und Kapitalgewinn. Die Tendenzen, die er für den Profit feststellt, 
zeigen, daß die Unternehmertätigkeit als Wert schaffende Arbeit 
in seinem System nicht berücksichtigt wird. Wir müssen aber an- 
nehmen, daß der Unternehmerlohn als die äußerste Grenze erscheint, 
die der Tendenz der Profite auf Null zu sinken Einhalt tut, d. h. in 
dem Augenblick, wo sie es eigentlich schon sind. 

Zwei Fragen ergeben sich noch in Weiterführung dieses Gedankens. 

I. Wenn wir mit Ricardo diese Möglichkeit in Betracht ziehen, 
daß der Gewinn auf o sinke, wie soll sich der Wert des Kapitals 
bemessen, wenn es keinen Zins mehr bringt? Das Kapital, muß 
man annehmen, hat zwar keinen Preis mehr, was auf den ersten 
Blick sehr verwunderlich, weil es vorher, bei kleinster Zinsrate 
einen sehr hohen Preis hat. Aber das ist kein Widerspruch im 
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System, weil von nun an Kapitalproduktion aufhört, und die Pro- 
duktion auf diesem Niveau sich fortgesetzt auf derselben Stufen- 
leiter reproduziert. Das Sozial-Produkt zerfällt nunmehr in Ar- 
beitslohn (als welcher auch Unternehmerlohn definiert werden kann ?) 
und Grundrente. Dieser selbe Prozeß leuchtet noch mehr ein 
vom Gesichtspunkt der Grenznutzenlehre, in welcher ja Kapital 
keinen valeur intrinsèque, sondern nur einen »Leistungswert« hat. 
Ebenso wie dieser bei steigendem Ertrag wachsen, beisinkender 
Ertragsrate pro Ertragseinheit gleichfalls wachsen kann, kann 
er aufhören, auf o sinken, wenn der Ertrag aufhört. 

2. Ricardo beleuchtet hier nicht die Beziehungen, die zwischen 
Unternehmerkonsum und Akkumulation bestehen. Wir haben früher 
gesehen, daß der Unternehmerkonsum im standard of life fixiert ist. 
Und deshalb muß auch ein Steigen des Preises der Güter, deren die 
Arbeiter nicht bedürfen, die Gewinne senken — nicht insgesamt als 
Restgröße, wohl aber infolge der veränderten Kaufkraft, als Akku- 
mulationsrate. 

Dieses Kapitel leidet also an der Unklarheit, was unter »Gewinste 
verstanden wird, eine Lücke, welche sich auch im Kapitel über den 
auswärtigen Handel wieder fühlbar macht. 

VII. Hauptstück (M. Schuck). Vom auswärtigen 
Handel. Die schon in den früheren Hauptstücken festgestellteVorliebe 
Ricardos für paradoxe Formulierungen ist hier ganz besonders deutlich. 
Dadurch scheint die Gedankenführung dieses Abschnittes wesentlich 
bestimmt. Ricardo geht davon aus und zeigt an den Verschiebungen 
im Zirkulationsprozeß durch den Außenhandel, daß dieser den Tausch- 
wert eines Landes nicht zu steigern vermöge. Er vergegenständlicht 
sich durch den Austausch höchstens in einer größeren oder mannig- 
faltigeren Gütermasse. (Unterscheidung von Wert und Reichtum!) 
Die Behauptung, daß der auswärtige Handel die Profitrate nicht 
hebe, die er Smith gegenüber glänzend verficht, durchbricht Ricardo 
selbst an einem Punkte, nämlich dort, wo es sich um die Einführung 
von Subsistenzmitteln der Arbeiter handelt. In diesem Falle sinken 
die Löhne aller Arbeiter, die Folge ist konsequenterweise eine allge- 
meine Steigerung der Profitrate. 

Hingegen wird von Ricardo nicht in Betracht genommen, daß auch 
bei einer Verbilligung der Gebrauchsartikel der Kapitalisten durch Im- 
port eine ähnliche Wirkung erfolgen muß. Es erfährt entweder deren 
Konsumtion oder die Akkumulation eine Steigerung. Nur in dem Fall 
bleibt im Rahmen des Systems Lohn und Profit unberührt, wenn 
es sich um Konsumtionsartikel handelt, welche für alle Klassen gleich- 
mäßig in Betracht kommen. Dann wird nämlich der steigenden Tendenz 
der Profitrate infolge Sinkens der Löhne ein allgemeines Sinken der 
Preise der im Inlande erzeugten und verbrauchten Waren entgegen- 
arbeiten. Dieses Sinken der Preise ist die Folge von Kapitalsanhäulung 
in der betreffenden Produktion, da weniger Kapital und Arbeit zur 
Herstellung von Exportartikeln nötig sind, als zur Erzeugung der 
importierten Artikel im Lande selbst herangezogen werden müßten. 
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Die allzemeine Regel, daB die Austauschrelation der Güter der 
relativen Artweitsmenge entspricht, erfährt eine Ausnahme, wenn e 
sich um Güterhandelt, die zwei Linder miteinander austauschen. (Wir 
durien als» bei Ricardo keinen »Aequivalententausch« im Außenhandel, 
sondern Tausch mit »beiderseitigem Gewinne, weil Ueberschuß an 
subjektiv notwendiger Arbeitszeit, annehmen!) Die Austausch- 
relation zwischen Gütern verschiedener Länder wird weiter nicht 
analysiert. Sıe ist kein für das Wer tgesetz angreiibares Problem, weil 
wir uns eben in verschiedenen Wirtschaftsgebieten befinden. Wenn 
auch die Struktur der Wirtschaftsgebiete als gleichartig ange 
nommen wird, so doch nicht die Ausstattung mit Land, Kapital. 
Arbeitskräften, Löhnniveau, Bedürinisstandard. Diese zusammen- 
genommen konstituieren den Inhalt des ökonomischen Prozesses, 
die Wertrelativnen, welche in diesem Wirtschaftsgebiete für die einzel- 
nen Güter gelten, und das ökonomische Niveau. Es läßt sicn nicht 
mehr sagen, als daß zum mindesten in allen Waren ein Austausch 
möglich ist, deren Herstellung in de:n einen Lande weniger oder selbst 
nur relativ weniger Arbeit kostet als in dem anderen. Eine weitere 
Regel laßt sich nıcht angeben. Wir stoßen hier wieder an die Grenzen 
des Systems, weil es sich für jedes Land bei dem Tausch zweier Waren- 
kategorien um Häufigkeitsgüter handelt, die also im Austausch mit 
geringeren Kosten als in der heimischen Produktion gewonnen 
werden können. Diese Kosten im eintauschenden Lande bilden die 
Obergrenze des Preises. Wo sich dieser aber wirklich fixiert, kann in 
den Kategorien des Ricardoschen Systems nicht eindeutig ausge- 
drückt werden. Dem Ganzen liegt außerdem die von Ricardo aus- 
drücklich betonte Voraussetzung zugrunde, daß die Kapitalien nicht 
‘von Land zu Land wandern. 

Ricardo sucht nun zu zeigen, daß sich durch das Dazwischen- 
treten der Edelmetalle im Wesen nichts ändert. Der ganze 
Prozeß vollzieht sich ebenso, nur langsamer. Die Mengen Edelmetall 
werden sich in den einzelnen Ländern derart fixieren, wie es dem 
Stand der Handelsbezieiiungen entspricht. Es erfolgt dann bei det 
Veränderung der Produktionspedingungen — auf dem Umweg über 
Geldwertänderungen — dieselbe Verschiebung in den Handelsbe- 
ziehungen, welche beim direkten Tausch der Waren statthaben würde. 
Der Geldausdruck kann hier auf den ersten Blick irreführen. Denn 
die Preise steigen infolge Verschiebung der Geldmengen in dem Lande, 
welches leichter produziert — und daher weiterhin ausführt, ohne 
Waren einzuführen, also mit Geld bezahlt wird; sie sinken in dem 
andern, dessen Erzeugungsbedingungen (relativ) zurückgegangen 
sind. Durch den Geldschleier hindurch gesehen aber zeigt sich, daß 
die wirkliche Versorgung mit Gütern durchaus parallel der Ent- 
faltung der Produktivkräfte geht. — An dieser Stelle zeigt sich die 
souveräne und konsequente Führung des Gedankenganges besonders 
deutlich in der exakten Auseinanderhaltung des Geld- und Waren- 
zirkulationsprozesses. In diesem ganzen Prozeß ist eine Kapital- 
wanderung, also auch Verschuldung ausgeschlossen. Uebrigens würde 
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auch die Möglichkeit der Verschuldung nichts Wesentliches — wenig- 
tens in the long run — ändern, weil irgend einmal die Erträgnisse 
von Kapitalanlagen im Ausland zurückfließen müssen. 

Tritt eine Verbesserung in einem Produktionszweig eines dieser 
Länder ein, so ist die Folge: Verzicht auf Import, Geldanhäufung, 
daher Preissteigerung, und im andern Lande Geldabnahme, daher 
Preissenkung. Das Land, welches eine Verbesserung erfährt, hat 
nur scheinbar einen Nachteil. 

In Fortführung der Parallele zwischen direktem Austausch und 
Austausch über das Medium des Geldes kommt Ricardo zur These, 
daß auch Unterschiede im Geldwerte zweier Länder möglich sind, die 
nicht im Wechselkurs zum Ausdruck kommen und deren Ursache neben 
dem Moment der Entfernung von den Minen auch Geldanhäufung 
in einem Lande infolge technischer Verbesserung sein kann. Das 
gilt aber nur für Länder, welche vorher nicht in Tauschbeziehung 
gestanden haben; ein wirklicher freier Austausch der Länder unter- 
einander muß im Rahmen des Systems sehr bald die Werte des Geldes 
ausgleichen (wenn wir von Besteuerung, Frachtauslagen usw. absehen). 
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LITERATUR. 


Das Problem der Sozialphilosophie in der 
neueren Literatur?!). 


Von 


EMIL HAMMACHER. 


Es dürfte Einstimmigkeit darüber herrschen, daß unter allen philo- 
sophischen Einzelgebieten keines so bestritten ist wie die Sozial- 
philosophie, ist doch nicht einmal über ihren Gegenstand und ihre 
Berechtigung überhaupt eine nur ungefähr anerkannte Ueberzeugung 
vorhanden. Bei dieser Sachlage ist der Referent genötigt, zunächst 
einmal seine eigene Stellungnahme zu skizzieren, damit die Selb- 
ständigkeit des als Sozialphilosophie bezeichneten Problemkreises 
und die Grenzabsteckung des Referates gerechtfertigt wird. Wie 
wir stets bei einem Problem vermuten dürfen, dessen Lösung nicht 
gelingen will, so wird sich auch hier zeigen, daß die Aufgabe mit allge- 
meinsten Fragen, zuletzt denen der Weltanschauung selbst zusam- 
menhängt. 

Besonders bequem ist häufig der Ausgangspunkt von einer Wort- 
erklärung. Sozialphilosophie ist offenbar Philosophie des Sozialseins 
oder der Gesellschaft. Nun ist aber eine der Hauptaufgaben der 
Philosophie, den Sinn zu bestimmen, in dem wir das Existierende 
als wirklich begreifen; sie beantwortet, was für unsere Erkenntnis 
daraus folgt, daß sie die Korrelation eines Subjekts zu einem Objekte 
einschließt, was — mit andern Worten — das Verhältnis der Erkennt- 
nis zu ihrem Gegenstande ist. Mit welchem Recht gibt es diesen 
Lösungen gegenüber, die konszientialistisch, phänomenalistisch oder 
realistisch ausfallen mögen, eine besondere Philosophie eines Teils 
der Wirklichkeit? Wenn wir von dem unzweckmäßigen Sprachge- 
brauch absehen, der wahllos alle allgemeinen Probleme der Wissen- 

1) Der Aufsatz ist im April 1914 geschrieben worden. Da der Verfasser 
seit Kriegsanfang Soldat ist, konnte die später erschienene Literatur nicht 
berücksichtigt werden. 
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schaft als philosophisch bezeichnet, so ist die Philosophie eines Spezial- 
 gebietes ersichtlich nur gerechtfertigt, falls sein Inhalt besondere 
Aufgaben stellt, die eigentlich erkennistheoretischer Natur sind und 
doch in der allgemeinen Theorie der Realität nicht gelöst werden. 
Dies trifft nun in der Tat für das Geistesleben zu, das sich prinzipiell 
von der Natur unterscheidet. In den Naturwissenschaften bestim- 
men sich die Methoden von den Gegenständen, und alle Urteile sind 
trotz der Umdeutung der unmittelbaren Erfahrung durch das Denken 
zuletzt nur von dem gegebenen Material abhängig; das philoso- 
phische Problem ist hier das allgemeine Erkenntnis- und Methoden- 
problem, wie z. B. Gesetze des Denkens und der Mathematik auf 
die Erfahrung anwendbar sind. Auf geistigem Gebiete treffen wir 
dagegen Gegenstände an, die zwar nur psychisch, in Subjekten exi- 
stieren und zur Realität gelangen, die aber im übrigen weder psychische 
noch physische Beschaffenheit haben. Am deutlichsten ist dies für 
die Wahrheit einzusehen, deren Charakter als ideale Objektivität 
jüngst vor allem Husserl eindringlich zur Geltung gebracht hat. Wie 
ich an anderer Stelle ausführlich zu zeigen versucht habe (vgl. hierzu 
und dem ganzen Folgenden meine »Hauptfragen der modernen Kultur« 
1914), müssen wir dieselbe Betrachtung auch auf Sittlichkeit, Kunst 
und Religion ausdehnen. Zu Werten werden diese idealen Objektivi- 
täten, insofern sie zu einem Subjekte gehören, dem sie aufgegeben 
sind. Der Inbegriff der Eigenwerte, d.h. derjenigen, die im Unter- 
schiede zu den Fremdwerten, der Civilisation, nicht mehr Mittel im 
Dienste eines übergeordneten Zweckes sind, heißt das Kulturleben. 
Aufgabe der Geschichtsphilosophie ist die Darlegung der Prinzipien 
der Kulturwissenschaften, insbesondere die Feststellung, daß ihr Gegen- 
stand erst durch Auswahl des als wertvoll Anzusehenden entsteht, und 
der Nachweis dieser Auswahlprinzipien durch spekulativ begründete 
Werturteile, d.h. solche Urteile, in denen nicht nur der logische, 
sondern auch der ethische, ästhetische oder religiöse Wert enthalten 
ist. Erst vermittels dieser philosophischen Grundlegung wird der 
Aufgabenkreis der Sozialphilosophie begreifbar. Die Gesellschaft 
ermöglicht die Entfaltung der \Wertgemeinschaft, indem sie der Ge- 
schichte unbegrenzt viele zusammenwirkende Individuen zur Ver- 
fügung stellt; insofern aber der Sachgehalt der Eirenwerte von diesem 
Mittel seiner Verwirklichung unabhängig ist, darf die Gesellschaft 
auch als Fremdwert oder als Körper zu dem metaphysischen Lebens- 
inhalt der Menschheit bezeichnet werden. Erst dadurch also, daß sich 
die Sozial- auf die Kulturphilosophie bezieht, ist die Bestimmung 
des Gegenstandes der Sozialwissenschaften möglich. Das Sozial- 
sein ist Wechselwirkung der Individuen unter 
Außerachtlassung der in ihr enthaltenenund 
durch sie entwickelten Eıgenwerte. Hieraus er- 
geben sich die beiden weiteren sozialphilosophischen Probleme: wie 
diese Wechselwirkung möglich ist und was in ihr das Individuum 
bedeutet. Die erstere Frage ist offenbar von der allgemeinen nach 
den Bedingungen der Wechselwirkung überhaupt abhängig. Doch 
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können wir unentschieden lassen, ob sie immer eine Uebereinstim- 
mung oder Inhaltsgleichheit der Bezugsglieder voraussetzt; jedenfalls 
trifft dies für das gesellschaftliche Leben zu, da es bestimmte geistige 
Inhalte zur Entfaltung bringt. Voraussetzung hierfür ist, daß die 
Individuen in ihren normativen und psychologischen Anlagen über- 
einstimmen und sich verstehen. Die Entscheidung über die Realität des 
Individuums hängt gleichfalls aufs engste mit einem allgemeinen 
philosophischen Problem zusammen, ob nämlich die Kausalfunktion 
die der Substantialttät gänzlich beseitigen kann. Nur in diesem Falle 
würde es erlaubt sein, das Individuum als Fiktion, als bloßen Schnitt- 
punkt sozialer Gesetzmäßigkeiten anzusehen. M.E. bleibt nun bei 
der Auflösung der Substanz in Relationen immer noch ein Etwas 
zurück, an dem sie stattfinden; erst wenn es im niemals erreichten 
Idealfalle gelungen ıst, das Gesamtgeschehen als Wirksamkeit eines 
Gesetzes zu verstehen, ist die Synthesis des Substanz- und Kausali- 
tätsbegriffes in dem der Kraft gefunden. Daher ist auch für die Psycho- 
logie des Individuums der Substanzbegriff unentbehrlich, wie denn auch 
die meisten Menschen außerdem daß sie soziale Wesen sind noch 
etwas anderes sind und der geniale Mensch überhaupt als unableitbar 
gelten muß. Dies bestätigt auch eine ganz anders gerichtete Betrach- 
tung, die uns die Geschichte als die Aufeinanderfolge eigentümlicher 
Epochen und Individualitäten zu begreifen lehrt, mithin der Per- 
sönlichkeit metaphysische Bedeutung zuweist. So sehr also das 
Individuum durch seine Relation zu andern bestimmt ist, so unstatt- 
haft ist es doch, seine Selbständigkeit als reale Wirksamkeit ab- 
zustreiten. 

Eine weitere Aufgabe der Sozialphilosophie ist die Logik der 
Sozialwissenschaften, d.h. ihre Gliederung und Methodik, wodurch 
zugleich die bisherige Gegenstandsbestimmung fortgeführt und be- 
sondert wird. Schon nach den bisherigen Erläuterungen ist der Streit 
über die den Sozialwissenschaften zur Grundlage dienende Psycho- 
logie erledigt. Sowenig es einen Volksgeist neben den Individuen 
gibt, so wenig eine Sozial- oder Völkerpsychologie, die der Individual- 
psychologie koordiniert wäre. Vielmehr umfaßt die wichtige Sozial- 
psychologie diejenigen (individual-) psychologischen Probleme, die 
für den Menschen als soziales Wesen charakteristisch sind. Eine 
solche Disziplin würde die Einleitung in das System der Sozialwissen- 
schaften bilden. Deren Gliederung bestimmt sich folgendermaßen. 
Die allgemeinste Sozialwissenschaft ist die Soziologie, die jedoch 
ducrhaus Einzelwissenschaft ist und über keine andern Methoden 
als diese überhaupt verfügt. Es ist falsch, Soziologie und Sozial- 
philosophie zu identifizieren; auch ist die erstere nicht deshalb philo- 
sophische Disziplin, weil ihre Urteile wie die aller Einzelwissenschaften 
begrifflich formuliert werden; sie ist nicht Begritfs-, sondern Tat- 
sachenwissenschaft. Trotzdem kommt der Sozialphilosophie infolge 
der erläuterten besonderen Beschaffenheit des geistigen Lebens 
die Bestimmung der Aufgaben der Soziologie zu. Sie sind folgende. 
Zunächst erörtert die Soziologie die Arten oder Formen der Wechsel- 
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wirkung und sodann die sich aus ihrer Dauerhaftigkeit ergebenden 
Verdichtungen — immer abgesehen von der Erzeugung eines Inhalts, 
der einen Eigenwert hat. Solcher Art sind vor allem die wirtschaft- 
lichen Tatsachen, die die Gliederung der Bevölkerung in Klassen = 
Besitzschichten zur Folge haben, aber auch Phänomene der äußeren 
Organisation u.a. Drittens untersucht die Soziologie das Verhältnis 
der Gesellschaft zu den Kulturinhalten und zwar deren soziale Ent- 
stehung und ihre sozialen Folgen. So ist z. B. die Vorherrschaft der 
Wissenschaft oder der Religion, die beide in die metaphysische Schicht 
des idealen Seins hineingehören, von entscheidender Bedeutung 
für das soziale Leben. Aus den Bedürfnissen der Kulturinhalte er- 
geben sich bestimmte Tatsachen, die mit denen der sozialen Verdich- 
tungen übereinstimmen; ihre wichtigsten sind die Arbeitsteilung, 
Berufs- oder Ständegliederung, Arten der Mitteilung, Sitte u.a. 
Hieraus entsteht dann ein neuer bestimmter Gesellschaftsbegrift. 
Gesellschaft ist jetzt ein relativ dauerhafter Verband mehrerer Men- 
schen zur Erreichung bestimmter Zwecke oder im weitesten Sinne 
der Inbegriff der typischen Relationen, die unter den Menschen eines 
bestimmten Landes zu einer bestimmten Zeit stattfinden, wiederum 
innerhalb der bezeichneten Grenze, insbesondere also, soweit sie 
dem Staate entzogen oder von ihm freigegeben worden sind. Eine 
letzte Frage ist dann, ob der Begriff des Sozialen noch weiter aus- 
gedehnt werden darf, indem auch die letzte Einschränkung in bezug 
auf den Staat fortfällt. Dies entscheidet sich offenbar danach, ob 
man dem Staate einen Eigenwert zubilligt oder nicht. Nun ist dies 
m.E. der Fall, da er Repräsentant der nationalen Eigentümlichkeit 
ist, mithin als Kulturgemeinschaft eine metaphysische Funktion hat. Es 
ist unmöglich, den Streit über das Wesen des Staates durch soziologische 
Analyse auszutragen; vielmehr sind zu seiner Feststellung Werturteile 
erforderlich. Die Staatswissenschaft ist — eine theoretisch wie praktisch 
gleich wichtige Einsicht 2) — nicht Sozial-, sondern Kulturwissenschaft. 
Der letztgenannte Gesellschaftsbegriff leitet schon über zu dem Teil 
der Soziologie, den man als Dynamik den bisher erörterten Pro- 
blemen, die dann als Statik zu bezeichnen sind, gegenüberstellen kann. 
Diese behandelt Tatsachen, die relativ gleichbleibenden Charakter 
haben und in allen Gesellschaftsordnungen vorkommen können, 
während die Dynamik die tätsächliche Aufeinanderfolge der Ge- 
sellschaftsordnungen festzustellen sucht. Da deren Entwicklung 
natürlich aufs stärkste durch die normativen Inhalte bestimmt ist, 
so erhalten wir hier sachlich und methodisch einen engen Zusammen- 
hang mit der Geschichtswissenschaft. 

Da die Rechts- und Staatswissenschaften fortfallen, so bleiben 
außer der allgemeinen Sozialwissenschaft, der Soziologie, nur zwel 
besondere Sozialwissenschaften übrig, die Sozialökonomik und die 








D Wie in diesem theoretischen Streit die Stellungnahme zum Kriege 
enthalten ist, leuchtet ohne weiteres ein. Wer Staat und Nation in die 
Sozialwissenschaft verweist, steht in der Reg:l dem Phänomen des Krieges 
verständnislos gegenüber. 
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Sozialstatistik (evtl. jedoch noch die Sprachwissenschaft, von deren 
Erörterung ich Jedoch absehe). Beide scheiden nicht nur, wegen ihrer 
fortrescehrittenen Entwicklung, sondern auch infolge ihres neuen 
methodischen Gesichtspunktes aus dem Umkreis der Soziologie aus. 
Die Sozialökonomik sucht als Kausalanalyse der wirtschaftlichen 
Sozialphänomene mittels der Isoliermethode, d.h. unter fingierter 
Einfachheit psychologischer und sozialer Voraussetzungen Wirt- 
schaftsgesetze hvpothetisch-exakten Charakters. Während diese 
Wissenschaft ebenso wie die Soziologie in ihrem statischen Teil wert- 
frei sind, ist die Volkswirtschaftspolitik ein Teil der Sozialethik, der 
sie die Zweckbestimmung des sozialen Lebens entnimmt. Außerdem 
versteht man unter Volkswirtschaftspolitik das praktische Verhalten 
des Staates zur Volkswirtschaft, seine Eingriffe in das Wirtschafts- 
leben und die von diesem aus an ihn gestellten Ansprüche. Wertfreie 
Beschreibungen sind hier gewiß sehr wichtig und ihnen einen wissen- 
schaftlichen Charakter absprechen, wäre eine unzweckmäßige Ter- 
minologie, obwohl die Erklärung immer die letzte Aufgabe sein muß. 
Diese ist aber wie überhaupt die ganze Wirtschaftsgeschichte wegen 
ihrer Verflechtung in das allgemeine historische Sein nur durch die 
Methoden der Kulturwissenschaft, also durch ein Werturteil zu lösen, 
das hier freilich am wenigsten bemerkbar ist. Die Sozialstatistik 
bestimmt aus Zahlen ein massenhaftes Verhalten und unterscheidet 
sich daher von der Soziologie dadurch, daB sie in ihrem theoretischen 
Teil in die Logik selbst hıineinfällt. 

Eine letzte dritte Aufgabe der Sozialphilosophie, auf die die 
letzten Erörterungen schon hinwiesen, stellt die Sozialethik, die 
als Teil der Ethik in ihrem Gesamtinhalt zur Philosophie gehört. Keine 
Seinsanalyse führt zu einem allgemeingültigen Sollen, das nur speku- 
lativ begründbar ist; von hier leitet sich dann das soziale Ideal ab. 
Hält man ein solches Unternehmen nicht für möglich, so bleibt wenig- 
stens als wissenschaftliche Aufgabe der Ethik die Zurückführung 
der sittlichen Ideale auf eine möglichst geringe Zahl von Axiomen 
und ferner der Nachweis der Unmöglichkeit eines Ideals aus rein 
theoretischen Gründen. Solcher Art ist z.B. das Gesamtwohl als 
die vielfach postulierte Uebereinstimmung des Individual- und Sozial- 
interesses, die infolge des natürlichen Widerstreites der Bedürfnisse 
und Neigungen der einzelnen und infolge der Naturbedingtheit unseres 
Daseins unerreichbar ist. So erweist sich auch von hier aus, an ihren 
unaufhebbaren Unvollkommenheiten, die untergeordnete Bedeu- 
tung der Gesellschaft. 

Schließlich gibt es noch einen technischen Teil der Sozialwissen- 
schaften, der die Anwendung der Ergebnisse der Natur-, Kultur- 
und Sozialwissenschaften auf das soziale Leben prüft; so entstehen 
Sozialpädagogik, Sozialbiologie und Sozialhygiene. Hierdurch erhält 
jedoch die Sozialphilosophie keine neuen Aufgaben. 

Diese kurzen systematischen Ausführungen dienten dem dop- 
pelten Zweck, den Problemkreis des Referates abzugrenzen und 
zugleich Maßstäbe zur Beurteilung der zeitgenössischen Sozialphilo- 
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sophie zu gewinnen. Um aber die heutige Sachlage verstehen zu kön- 
nen, müssen wir auf die Soziallehren des ro. Jahrhunderts überhaupt 
zurückgreifen. Sie sind durch eine metaphysische und eine positi- 
vistische Reaktion gegen das Aufklärungszeitalter bestimmt. Man 
bemühte sich, seinen abstrakt-atomistischen Individualismus zu über- 
winden, wobei man an die zahlreichen Versuche zu einer neuen Ge- 
schichtsauffassung in der Aufklärung selbst anknüpfen konnte. Gute 


Bücher hierüber sind Hasbach, Die philosophischen Voraus- - 


setzungen der von A. Smith und Quesnay begründeten National- 
ökonomie, in Schmollers Forschungen Bd. X 1891; Güntzberg, 
Die Gesellschafts- und Staatslehre der Physiokraten in Jellineks 
Staats- und völkerrechtlichen Abhandlungen Bd. VI ı907;Pribram, 
Die Entstehung der individualistischen Sozialphilosophie 1912; 
Muckle, Henri de Saint-Simon 1908; Sulzbach, Die An- 
fänge der materialistischen Geschichtsauffassung ıgII. Das erste 
System der Sozialphilosophie gibt Comte. Da ihm Philosophie nur 
eine Zusammenstellung der allgemeinen Teile der Einzelwissen- 
schaften ist, somit ein besonderes Gegenstandsproblem nicht aner- 
kannt, resp. durch die positivistische Leugnung der metaphysischen 
Lebensinhalte gelöst ist, so ist im dogmatischen Teil seiner Sozial- 
philosophie abgesehen von einer allgemeinen Kulturkritik nur die 
Logik der Sozialwissenschaften wesentlich. Hier vermied Comte 
jede Einseitigkeit, da für ihn jede der hierarchisch gegliederten Wis- 
senschaften den allgemeinen Methoden eine neue hinzufügt; sie ist 
für die Soziologie die Vergleichung der verschiedenen aufeinander- 
folgenden Zustände der Menschheit, wobei jedoch alle Ergebnisse 
auf ihre Uebereinstimmung mit der Biologie (Psychologie) geprüft 
werden müssen. Comte identifizierte die Soziologie in ihrem von 
ihm nicht ausgearbeiteten konkreten Teil mit der Geschichtswissen- 
schaft, die Gesetzeswissenschaft ist und alle Tatsachen durch das 
Dreistadiengesetz ordnet; so ist ihm das Individuum Produkt der 
sozialen Gesetze und bloße Fiktion. Praktisch bleibt auf diesem Stand- 
punkte, sobald man eingesehen hat, daß die Hoffnung auf eine Har- 
monie des sozialen Lebens aus dem freien Spiel der Einzelinteressen 
eine Illusion ist, nur das Ideal der Humanität als unbeschränktester 
Menschenliebe übrig; die Verkündigung dieser Religion der Mensch- 
heit ist bereits in der ersten Entwicklung Comtes vor seiner religiösen 
in der Ueberordnung der Pflicht über das Recht enthalten. Mill 
hat gleichfalls die Geisteswissenschaften mit den Sozialwissenschaften 
identifiziert und die Methhodenlehre Comtes im wesentlichen bestätigt. 
Dagegen faßte Spencer die Soziologie als Teil der Biologie auf. 
Doch war er selbst genötigt, — insbesondere bezürlich der Vertei- 
lung des Bewußtseins — wichtige Ausnahmen von der realen Ueber- 
einstimmung der Gesellschaft mit dem Organismus zuzugeben. Da er 
ethisch Individualist war, mußte ihm ein die gesamte Wirklichkeit 
umspannendes Entwicklungsgesetz die zukünftige Uebereinstim- 
mung der Individual- und Sozialinteressen garantieren. Comte und 
Spencer sind ausgezeichnete Beispiele für die Grenzüberschreitung, 
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der sich jede soziologische Dynamik schuldig macht, wenn sie die 
Verschiedenheit des sozialen und historischen Lebens verkennt. Da- 
her können wir uns die Analyse ihrer zahlreichen Nachfolger ersparen; 
in Deutschland folgten der organischen Methode vor allem Lilien- 
feld und Schäftfle (mit Ausnahme seines letzten später zu 
erörternden Werkes). Nietzsche hat wohl zuerst erkannt, daß 
diese angeblich exakten Soziologen in Wirklichkeit dieselben Tat- 
sachen (insbesondere den Uebergang vom kriegerischen zum fried- 
lichen Zustand) als fortschrittliche Reihe ordnen, die er von seinem 
Standpunkte als Verfallserscheinungen wertet. Nietzsches größtes 
Verdienst ist ja, die Scheidung des metaphysischen vom sozialen 
Leben wiedergewonnen zu haben, wenn auch sein metaphysischer 
Lebensbegriff sich von den naturalistischen Schlacken und infolge- 
dessen der allzugroßen Betonung der sozialen Rangordnung noch nicht 
freigemacht hat. Der von ihm mit Recht kritisierte Positivismus 
ist ein negatives \Verturteil, das nur durch solche Auswahl des als 
wesentlich Angesehenen, nämlich durch die Leugnung der meta- 
physischen Lebensinhalte, die Dynamik ermöglicht. Man vgl. hierzu 
die vortreffliche Arbeit von Menzel, Naturrecht und Soziologie 
1912. Der Verfasser weist die große Rolle auf, die der Sozialkontrakt 
und das Wertungen enthaltende Entwicklungsgesetz in der modernen 
Soziologie spielen und zwar nicht nur bei Comte und Spencer, sondern 
auch bei Fouilll&e, Bourgois, Dürkheim, Marx, 
Ward, Gumplowicz und andern. Menzels Lösung des 
Problems kann ich freilich nicht anerkennen. Er ist der Meinung, 
daß in den Sozial- oder Kulturwissenschaften der Zweckgedanke 
vorherrsche und daher subjektive Zutat unvermeidlich sei. Aber 
der Umstand, daß die Menschen nach Zwecken handeln, braucht 
eine exakte Kausalanalyse nicht auszuschließen; sie scheitert’ viel- 
mehr erst an dem Dualismus zwischen realer Tatsächlichkeit und 
dem Wert, der die von Menzel geleugnete Wesensverschiedenheit 
der Sozial- und Kulturwissenschaften zur Folge hat. Der Fehler 
jener Soziologen ist also eine falsche Aufgabenstellung ihrer Wissen- 
schaft. Zur allgemeinen Literatur und Kritik der positivistischen So- 
ziologie verweise ich auf Barth, Die Philosophie der Geschichte 
als Soziologie 1894 (2. Aufl. 1915), der jedoch in seiner Identifizie- 
rung der Soziologie mit der Geschichte selbst der »Aufklärunge folgt, 
und auf Squillace, Die soziologischen Theorien ott (zu sehr 
Materialsammlung); zur Kritik der organischen Theorie vgl. bes. 
v. Wiese, Zur Grundlegung der Gesellschaftslehre 1906. Nach 
Ratzenhofer, der jedoch von dem Glauben an das Gesamt- 
interesse aufs stärkste bestimmt ist (Wesen und Zweck der Politik 
3. Bd. 1893, Soziologie 1907), hat Gumplowicz die naturwissen- 
schaftlich-darwinistische Richtung zum Extrem gesteigert, indem er 
das Individuum in der Horde untergehen ließ. Doch sind seine Ent- 
wicklungsgesetze ziemlich leer und entbehren nicht, da der Natur- 
prozeß als ständige Förderung des Kulturlebens gilt, des Charakters 
der immanenten Teleologie (Grundriß der Soziologie 2. Aufl. 1905, 
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Sozialphilosophie im Umriß Igıo). Das feinsinnige Buch von Toen- 
nies, (Gemeinschaft und Gesellschaft (2. Aufl. 1912), das die ge- 
sellschaftliche Bewegung als Entwicklung von der Gemeinschaft zur 
Gesellschaft, d.h. der organischen Lebenseinheit zum mechanischen 
Aggregat bestimmt, bezeichnet die äußerste Grenze, die einer allge- 
meinen Dynamik gesetzt ist; mit jener Scheidung hat der Verfasser 
einen radikalen Unterschied richtig gesehen, doch als Anhänger der 
exakten Methode die Tragweite seiner Entdeckung nicht erkannt. 
Im übrigen beschränkt sich das Recht der biologischen Soziologie auf 
die einfache Einsicht, daß die gesellschaftlichen Tatsachen kein mecha- 
nisches Summationsphänomen sind, sondern von vornherein aus einer 
lebendigen Wechselwirkung eines Ganzen und seiner Teile hervor- 
gehen; es handelt sich nur darum, daß gegenüber der Ueberschät- 
zung der bewußten Verständigkeit in der alten Aufklärung nicht 
der unreflektiert-schöpferische Anteil des einzelnen zur Anerkennung 
gebracht werde. Lamprecht (vgl. bes. seine prinzipielle Er- 
örterung in seiner Modernen Geschichtswissenschaft 1905) teilt die 
Irrtümer des Positivismus, indem er die Geschichte auf die historische 
Soziologie gründen will. 

Erläutern wir nun ebenso kurz die Entstehung der modernen 
Sozialphilosophie, soweit sie durch die metaphysische Reaktion 
gegen die Aufklärung bestimmt ist. Die neuen überindividuellen 
Mächte, die die nachkantische Philosophie anerkennt, werden hier 
im Gegensatz zum Positivismus keineswegs als zur sozialen Schicht 
gehörig gedacht. Es ist falsch, Hegels Lehre vom objektiven Geist, 
in der der Widerspruch gegen den abstrakten Individualismus seine 
höchste und letzte Ausprägung erhalten hat, als Sozialphilosophie 
zu bezeichnen, wie dies z. B. das im übrigen gut orientierende Buch 
von Meyer-Moreau, Hegels Sozialphilosophie IgIo tut. 
Vielmehr erscheint hier die Gesellschaft, das System der Bedürf- 
nisse und des erlaubten Sonderinteresses, innerhalb des objektiven 
Geistes als Differenz zwischen Familie und Staat, während dem letz- 
teren als Erscheinung Gottes selbst eine metaplıysische Eigenbe- 
deutung zugesprochen wird. In der empiristischen Reaktion gegen 
Hegel wurde die metaphysische Ueberindividualität in die soziale 
verwandelt und so eine Uebereinstimmung mit dem französischen 
Positivismus herbeigeführt, wobei vom Idealismus nur das formale 
Gerüst, die Dialektik, übrig blieb: Feuerbachs Umkippung 
der Hegelschen Philosophie in Anthropologie ist hierfür vorbildlich 
geworden, machte er doch den Menschen zum ausschließlichen Gat- 
tungswesen. Aus dieser Synthese entsprangen selbständige Gesell- 
schaftslehren, von denen am einflußreichsten die von Marx und 
Engels systematisierte materialistische Geschichtsauffassung, 
dieser ökonomisch gewandte Hegelianismus, geworden ist (vgl. über 
sie mein Buch: Das philosoplisch-ökonomische System des Marxis- 
mus I909). Andere behielten dagegen das metaphysische Weltbild 
bei. Unter ihnen ragt Rodbertus hervor, der sich im übrigen 
die neuen wirtschaftlicgen Tatsachen ähnlich wie Marx einordnete 
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und zum Begründer des Staatssozialismus wurde (vgl. über ihn das 
vortreffliche Buch von Dietzel, Rodbertus 1886 und 88). Doch 
verrät er sich darin als Uebergang, daB ihm nicht mehr wie dem Meta- 
phvsiker Persönlichkeit und Menschheit (als Teil und Ganzes), son- 
dern Individuum und Gesellschaft die letzten geschichtlichen Gegen- 
sätze sind; die dem Individualismus entgegengesetzte Ethik ist nun 
nicht mehr universalistisch — diese bringt gerade das Individuum 
als alleinigen Träger überindividueller Werte zur Anerkennung —, 
sondern Sozialethik, die das Individuum dem Willen der Gesell- 
schaft unterwirft. Darin ist jedoch Rodbertus echter Metaphysiker, 
daß ihm Staat und Gesellschaft wesensverschieden sind; die letztere 
definiert er als den Inbegriff der peripherischen Lebenstätigkeiten, 
die von den individuellen Vielheiten auf den ihnen vom Staate frei- 
gelassenen Teilen des sozialen Lebens sich äuße:n. Auf ähnlicher 
Grundlage hat Lorenz v. Stein (sien der Staatswissen- 
schaft Bd. II Die Gesellschaftslehre 1856) den systematischsten und 
den am meisten durchgeführten Versuch gemacht, zwischen der National- 
ökonomie und der Staatslehre eine selbständige Gesellschaftswissen- 
schaft zu begründen. Indem er alle drei als Staatswissenschaften 
oder Lehre vom Leben der menschlichen Gemeinschaft bezeichnete, 
ist ihm Gesellschaft die Ordnung der Menschen, in der sich die geistige 
Welt mit ihrem Organismus, seinen Bewegungen und höchsten Zielen 
zur Verwirklichung bringt und zugleich mit der materiellen Güter- 
ordnung (dem Gegenstande der Nationalökonomie) zur Einheit ge- 
langt. Ausdrücklich erklärt er, der durch die Natur des Geistigen 
für das geistige Leben gegebene Organismus habe diese Ordnung 
zu seinem Körper. Der Staat ist ilım als die zur selbständigen und 
selbsttätigen Persönlichkeit erhobene Einheit der Menschen von der 
Gesellschaft verschieden, und Kunst, Wissenschaft und Religion 
werden überhaupt aus den Staatswissenschaften ausgeschaltet. 
Steins Systematik ist eine hervorragende Leistung. Von gering- 
fügigen Fehlern können wir absehen; so muß man m. E. von einem 
noch allgemeineren Gesellschaftsbegriff ausgehen und auch eine 
übersoziale und überstaatliche Sittlichkeit anerkennen; auch führt 
es nur zu Mißverständnissen, jetzt noch die Gesellschaftslehre als 
Teil der Staatswissen schaften anzusehen. Auf die Ausführung der 
Gesellschaftslehre können wir hier nicht eingehen; vor allem ist ja 
Steins glänzende Analyse der Klassen und ihrer Bewegungen berühmt. 
Vgl. das gründliche Buch von Grünfeld Lorenz v. Stein und 
die Gesellschaftslehre, der jedoch mangels eigener Maßstäbe das 
Wesentliche bei Stein nicht zu würdigen weiß und deshalb gegen 
ihn einen unberechtigten Skeptizismus ausspielt. Gleichzeitig mit 
Stein führte v. Mohl den Gesellschaftsbegriff in die Staatswissen- 
schaft ein (Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften Bd. 
1855, Encyklopädie der Staatswissenschaften 2. Aufl. 1872); doch 
definiert er die Gesellschaft zu eng als den Inbegriff aller in einem 
bestimmten Umkreis bestehenden gesellschaftlichen Gestaltungen, 
wobei unter diesen die aus bestimmten Interessen sich ergebenden 
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Genossenschaften und die hieraus folgenden Zustände verstanden 
waren. Treitschke (Die Gesellschaftswissenschaft 1859) hat 
vergeblich gegen eine selbständige Gesellschaftswissenschaft polemi- 
siert mit dem Argument, die sozialen Tatsachen würden von den 
politischen aufs stärkste bestimmt und seien daher von ihnen unab- 
trennbar;; die Staatswissenschaft müsse nur den Rest von Formalis- 
mus ablegen. Aber Treitschke irrt; denn abgesehen von dem Recht 
und der Notwendigkeit des abstrahierenden Verfahrens sind in der 
Tat sehr viele soziale Phänomene dem Einfluß des Staates durchaus 
entzogen. 

Nach diesem Ueberblick über die ältere Sozialphilosophie be- 
trachten wir nunmehr in der früher entwickelten systematischen 
Reihenfolge der Probleme die Versuche der jüngsten Zeit, die Sozial- 
philosophie erkenntniskritisch zu begründen. Die relative Unfrucht- 
barkeit der bisherigen Forschung rührt, wie wir schon wissen, daher, 
daß die Bestimmung der Aufgaben der Soziologie, ihre Scheidung 
von der Kulturwissenschaft, von der Weltanschauung abhängt und 
ein Werturteil voraussetzt. Es ist das besondere Verdienst Stamm- 
lers, die Notwendigkeit einer erkenntnistheoretischen Fundie- 
rung der Sozialphilosophie eingesehen zu haben (Wirtschaft und 
Recht nach der materialistischen Geschichtsauffassung 3. Aufl. 1914). 
Doch sind seine Ergebnisse nicht haltbar. Seine Definition der Ge- 
sellschaft, sie sei äußerlich geregeltes Zusammenleben von Menschen, 
alle sozialen Erscheinungen seien nur gleichartige Massenerschei- 
nungen von äußerlich bestimmt geregelten Beziehungen unter den 
Menschen, ist für alle Fälle zu eng. Denn würde die äußere Rege- 
lung nur eine über das Einzelindividuum hinausgehende Beziehung 
bedeuten, so wäre diese Definition mit der andern gleichartig, die 
Gesellschaft = Wechselwirkung unter den Individuen setzt. Soll 
aber die äußere Regelung, wie es Stammler meint, eine Ueberein- 
stimmung irgendwelcher von außen an den Menschen herangetretener 
Ordnungen sein, so kann hier keinesfalls von einer logischen Bedin- 
gung der Gesellschaft gesprochen werden. Vermöge seiner juristi- 
schen Einstellung verfehlte Stammler die Einsicht, daß die Gesell- 
schaft nicht durch äußere, sondern durch innere Gemeinsamkeit 
und Gleichheit der Individuen möglich wird. Und methodisch ging 
er von dem unglücklichen Gedanken aus, die Sozialwissenschaft 
sei als besondere Disziplin nur gerechtfertigt, wenn sie über eine von 
der Naturwissenschaft verschiedene Methode verfüge. Als ob nicht 
die Untersuchung des sozialen Lebens schon wegen der Wichtig- 
keit des Gegenstandes genügend gerechtfertigt sei, während sich die 
Methode der Forschung erst nachträglich nach seinen Erfordernissen 
bestimmt! Die teleologische Methode, die Stammler unter Außer- 
achtlassung der schon vorhandenen sozialwissenschaftlichen Ergeb- 
nisse der kausalen als allein berechtigt gegenüberstellt, ist nichts 
anderes als Sozialethik. Hier schloß er sich in der Ableitung des 
sozialen Ideals ganz an Kants kategorischen Imperativ an, von dem 
es sich nur durch seine noch größere Bestimmungslosigkeit unter- 
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scheidet; denn in dem Maßstabe der Gemeinschaft freiwollender 
Menschen, von denen jeder die objektiv berechtigten Zwecke des 
andern zu den seinigen macht, ist eine Unbekannte, die objektive 
Berechtigung, geblieben, die im Grunde mit dem zu definierenden 
Gegenstand identisch ist. Vgl. die vortreffliche Kritik Stammlers 
von Simmel in Schmollers Jahrbücher Bd. XX 1896. Breuer 
(Der Rechtsbegriff auf Grundlage der Stammlerschen Sozialphilo- 
sophie, Ergänzungsheft 27 zu den Kantsstudien 1912) wendet ein, 
Stammler habe noch nicht den apriorischen Grund des sozialen Lebens 
gerechtfertigt, der ın dem notwendigen Bewußtsein gemeinsamer 
Pflicht liege; als ethisches Wesen sei der Mensch notwendig verge- 
sellschaftet und die Forin dieser Gesellschaft sei das an die Menschen 
sich mit Zwang richtende Recht. Aber abgesehen davon, daß die 
Sozialwissenschaft nicht nur Ethik ist, sondern auch eine theore- 
tische Aufgabe hat, müßte gezeigt werden, daß nicht nur praktisch, 
sondern auch theoretisch die Gesellschaft nicht ohne sittliche Ge- 
meinschaftsregeln gedacht werden kann, und hierfür ist Breuer den 
Beweis, der nur spekulativ geführt werden kann, schuldig geblieben. 
M. Adler, der selbständigste unter den Marxisten der Gegenwart, 
hat dieselbe Betrachtung auf alle Normen ausgedehnt (Kausalität 
und Teleologie in der Geschichtswissenschaft 1904, Marxistische 
Probleme 1913). Nach ihm bewirkt erst die Bezogenheit auf art- 
gleiches Bewußtsein des Nebenmenschen die Möglichkeit des Zu- 
sammenseins, des sozialen Verbandes; die Normgemäßheit mache 
den transzendentulen Charakter der sozialen Erfahrung aus und die 
formale Allgemeingültigkeit der Norm sei nur der erkenntniskri- 
tische Ausdruck ihrer sozialen Beschaffenheit. So richtig Adler die 
Gleichheit der Normen als Voraussetzung der Gesellschaft erkannt 
hat, so falsch und der Transzendentalphilosophie widersprechend 
ist ihre Sozialisierung, die das ideale Sein verkennt und die meta- 
physische Schicht mit der sozialen verwechselt. Am deutlichsten 
ist bei dem Problem der Wahrheit zu erkennen, daß ihre Auflösung 
in eine bloße soziale Tatsache mit dem Standpunkt des Pragmatismus 
übereinstimmt und daher widerspruchsvoller Skeptizismus ist. 
Auf diese Weise erhalten wir nach logischer Konsequenz ein 
Ergebnis, das von ganz anderm Ausgangspunkte her mit Dilthey5 
Ablehnung der Soziologie (Einleitung in die Geisteswissenschaften 
1881) zusammentrifft. Dilthey unterscheidet elementare Geistes- 
wissenschaften, die vom Einzelmenschen handeln, und diejenigen, 
die sich mit Teilinhalten der geistig-gesellschaftlichen Wirklichkeit 
beschäftigen. Sie zerfallen in Kultursysteme, welche Zweckzusam- 
menhänge betrachten, und Wissenschaften von der äußeren Organi- 
sation der Gesellschaft. Die Einheit aus den Teilen herzustellen ist 
nur der Unmittelbarkeit des den ganzen Lebenszusammenhang er- 
fahrenden Bewußtseins möglich und kann nicht Gegenstand einer 
besonderen Wissenschaft, der Soziologie, sein, dievon der Erkennt- 
nistheorie als Psychologie in Bewegung und der Geschichte verschie- 
den ist. Dilthey verkennt infolge seines antimetaphysischen Stand- 
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punktes den wesentlichen Unterschied zwischen Geschichte und 
Gesellschaft, und zudem hat er die Möglichkeit abstrakter Behand- 
lung der Teilinhalte selbst zugegeben, so daß seine Polemik nur die 
Soziologie in dem umfassenden positivistischen Sinne trifft. Im 
übrigen ist seine Kritik für die Sozialphilosophie durchaus unfruchtbar. 

Simmel hat, indem er von der Definition ausging, Gesell- 
schaft sei Wechselwirkung zwischen Individuen, die Soziologie als 
Lehre von den Formen der Vergesellschaftung bestimmt (Soziologie 
1908). Hier fehlt nur die wichtige Grenzabsteckung durch die Eigen- 
werte. Alsdann wird eine Beschränkung auf bloße Formen der Ver- 
gesellschaftung unnötig, sind diese doch auch von Verdichtungen 
unabtrennbar, wie denn auch Simmel gegen sein Programm Inhalts- 
probleme des Sozialseins hinzunahm. Durchaus zutreffend ist da- 
gegen seine Bestimmung des Verhältnisses zwischen Psychologie 
und Soziologie. Alle Tatsachen der letzteren Wissenschaft sind Ein- 
heiten aus psychischen Einheiten und müssen daher zuletzt psycho- 
logisch erklärt werden; die Sozialpsychologie handelt. als Teil der 
Individualpsychologie von der seelischen Beeinflussung durch das 
Vergesellschaftetsein. Besser ist es wohl noch, ihr den Inbegriff der- 
jenigen psychologischen Probleme zuzuweisen, die die Veränderung 
des Verhaltens durch die Anwesenheit der Umgebung aufgibt.. Dar- 
aus folgt zugleich, was Simmel vergeblich abstreitet, daß für viele 
Fragen zwischen Soziologie und Sozialpsychologie nur ein relativer 
Unterschied der Dauerhaftigkeit und Verdichtung der Wechsel- 
wirkung vorliegt. Möglich wird die Gesellschaft nach Simmel durch 
ein Dreifaches: die Verallgemeinerung des Mitmenschen, die nicht 
nur soziale Beschaffenheit und die Ungleichheit der Elemente. Aber 
die letzte Bedingung ist, während die beiden andern die Entwicklung 
der Gesellschaft nur begünstigen, eher in das Gegenteil zu verkehren; 
das Verstehen setzt, wie wir oben ausführten, die tatsächliche Gleich- 
heit der Menschennatur voraus, die durch die häufige Uebereinstim- 
mung der Erfahrung mit dem Erwarteten in großem Umfang, ob- 
. wohl nicht absolut, verifiziert ist. Brauchbar, obwohl nicht alle 
Probleme einschließend, ist die Definition der Gesellschaftslehre 
durch Rümelin (Reden und Aufsätze 3. Folge 1894), sie sei die 
Lehre von den natürlichen Massen- und Wechselwirkungen des mensch- 
lichen Trieblebens unter den Einflüssen des Zusammenlebens vieler. 
Schäffle hat in seinem posthumen Werke AbriB der Soziologie 
(hrsg. von Bücher r906) ein bewunderungswürdiges Bild einer ent- 
wickelten Gesellschaftsordnung entworfen. Alle letztgenannten 
Forscher haben die notwendige Beziehung der Soziologie zur Psycho- 
logie erkannt, was ja im Grunde schon das Programm Comtes war. 
Die Versuche zu einer systematischen Grundlegung der Sozial- und 
Völkerpsychologie sind freilich bisher trotz wertvoller Einzelunter- 
suchungen gescheitert. Wundt hat in seiner großen »Völker- 
psychologie« das die ganze Geschichte umfassende Programm der 
älteren Völkerpsychologe von Lazarus und Steinthal 
einzuschränken gesucht. Aber seine Begriffsbestimmung blieb un- 
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also anerkannt, was dem richtigen Gedanken des Verfassers, vor 
der Gesellschaft existiere der Mensch nur als zoologische Spezies, 
nicht widerstreitet. Dagegen halte ich es für falsch, Persönlichkeit 
und Gesellschaft als verschiedene Seiten desselben sozialen Menschen 
anzusehen. ge 

Von grundbegrifflichen Erörterungen, die zugleich eine Gliede- 
rung der Sozialwissenschaften versuchen, seien Wundt, v.Mayr 
und Wasserrab erwähnt. Wundt (Logik Bd. Ill 3. Aufl. 1909) 
unterscheidet Geschichte und Gesellschaft nicht gegenständlich, 
sondern relativ, indem er der einen die Entwicklung, der andern 
mehr das Zuständliche zuweist. Zu den Gesellschaftswissenschaften 
rechnet er die Soziologie, Ethnologie, Bevölkerungslehre und die 
Rechts- und Staatswissenschaft. Auch die Ethnologie gehört jedoch 
wie nach früheren Ausführungen die letztgenannte Wissenschaft 
zur Kulturwissenschaft; denn sie beschäftigt sich mit der Kultur 
primitiver Völker, wobei wir freilich heute noch im Vorstudium der 
bloßen Tatsachenerkundung stehen. Auch ist hier die Kultur noch 
am ıneisten Zivilisation, d.h. durch das soziale Leben erschöpft. 
Die Bevölkerungslehre ist in ihrem allgemeinen Teile nur ein sozio- 
logisches Verdichtungsproblem, wobei außerdem die Abhängigkeit 
der vergesellschafteten Individuen von der Natur in Betracht kommt. 
Bedeutsamer sind die Untersuchungen v. Mayrs (Begriff und Gliede- 
rung der Staatswissenschaften 3. Aufl. IgIo), nach dem der Inbe- 
griff der Gesellschaftswissenschaften alle wissenschaftliche Erkenntnis 
umfaßt, die sich auf die sozialen Massen, Kreise und Sekretionen be- 
zieht. Mit den ersteren beschäftigt sich die Statistik, mit den sozialen 
Schichten die Soziallehre im eng. S., mit den organisierten sozialen 
Kreisen die Soziologie. Diesen allgemeinen Gesellschaftswissenschaften 
treten die besonderen zur Seite: die Wirtschafts- und Staatslehre 
und die Erforschung der ideellen Sekretionen wie Rechts-, Religions- 
wissenschaft, Ethik, Aesthetik, Philosophie. Mit allen diesen Dis- 
ziplinen steht die Geschichte im engsten Zusammenhang. Auch 
v. Mayr hat also keinen selbständigen Kulturbegriff; seine Sekre- 
tionen sind in Wahrheit asoziale Objektivitäten. Zu ihnen gehört 
aber auch der Staat, dessen Erforschung er der Gesellschaftswissen- 
schaft zuweist. Trotzdem hält er in der Ausführung an dem Gesamt- 
titel Staatswissenschaften fest, die er in eigentliche und solche in 
übertragenem Sinne scheidet. Doch müßte dies auch nach seiner 
Meinung unberechtigt sein, da er zugibt, daß die letzteren Disziplinen 
vom Staate unabhängige Tatbestände untersuchen. Wasserrab 
hat in einer kleinen, aber verdienstvollen Schrift (Sozialwissenschaft 
und soziale Frage 1900) untersucht, wie der Begriff sozial tatsäch- 
lich gebraucht wird. Es geschieht dies in dreifachem Sinne! TI. sozial 
= Staatlich-politisch und gesellschaftlich; 2. gesellschaftlich in Gegen- 
überstellung zu staatlich-politisch und 3. auf bestimmte Teile der 
Gesellschaft und des Gesellschaftslebens bezüglich, insb. auf die 
unteren der Fürsorge bedürftigen Volksklassen. Doch untersucht 
Wasserrab nicht die Gültigkeit seiner Terminologie, was für seinen 

54° 


840 Em:! Hammacher, 


ersten Berr::f notwend:g war. Sehr brauchbare Unterscheidungen 
eines enzeren und weiteren Gesellschaftsbegriffs finden sich be 
Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie Bd. I Grundlegung 
1905. Grreliaii.ait in höchsten Sınne ist ihm die dauernde Verein- 
gung ven Personen, die durch gemeinsame Tätigkeit einem gemein- 
schaftlichen Ziele zuzustreben verpflichtet sind und durch eine recht- 
liche Gewalt zum Gesellschaitszwecke hingeleitet werden. In diesem 
Falle würde ch, inssiern die Menschen zu einem Eigenwert ver- 
einizt sind, nicht von Geselischaft als einem moralischen Organis- 
mus, sondern von einer metaphysischen Kulturgemeinschaft sprechen. 
Betrac!.ten wir noch kurz die Logik der besonderen Sozialwissen- 
schaften. Da die Rechts- und Staatswissenschaften als Kulturwissen- 
schaften ausscheiden, so Ist nur eine polemische Bemerkung gegen 
die herrschende entzezengesetzte Aufiassung notwendig. Jelli 
nek führte sie zum Siege, als er in seiner »Allgemeinen Staatslehre« 
(3. Aufl. 1913) diese als Sszialwissenschait bestimmte. Die Folge war 
nicht nur der agnastische Stzatsbegrifi und die Trennung der Politik 
von der Staatsichre, sondern auch die unzureichende Begründung 
seiner Besriiistestimmungen durch bloße Zweckmäßigkeitserwä- 
gungen. Die überp,sitiven Maßstäbe, die die Rechts- und Staats- 
wissenschaften nicht entbehren können, sind nicht, was auch die 
Freirechtsbewegung verkennt, der Soziologie, sondern der Ethik und 
Metaphysik zu entnehmen. Die heutigen Vertreter der organisch- 
metaphysischen Staatsthenrie (Gierke, Das Wesen der mensch- 
lichen Verbände 1992; Preuß, Ueber Organpersönlichkeit in 
Schmollers Jahrb. Bd. 26 1902) verfehlten ihr Ziel, weil auch sie, 
angesteckt vom positivistischen Geiste der Zeit, ihre Ansicht durch 
soziolozische Analyse begründen zu können vermeinten. 
Eingehender müssen wir zur Logik der Sozialwirtschaftslehre 
Stellung nehmen, da hier infolge des jüngst entbrannten Streites 
über die Werturteile in der Nationalökonomie besondere Unsicher- 
heit herrscht. Die heutige Lage ist nur verständlich, wenn man an 
den Ursprung der älteren historischen Schule (Roscher, Knies, 
Hildebrand) zurückdenkt. Diese ist gleichzeitig durch den 
Gegensatz zur abstrakten Schule und durch die Abhängigkeit von 
der idealistischen Philosophie bestimmt. Indem man die ganze Wirk- 
lichkeit erobern und so aus der Nationalökonomie eine ethische Wissen- 
schaft machen wollte, war man (bes. Knies) überzeugt, daß Ent- 
wicklungsgesetze immanent-teleologischen Charakters existierten. 
Dieses einigende Band fiel unter Schmollers Führung fort, und wäh- 
rend man doch weiterhin aus Tatsachen Sollenssätze gewinnen zu 
können glaubte, löste sich die Volkswirtschaftslehre mehr und mehr 
in historische Einzeluntersuchungen auf. Es ist — neben Adolf 
Wagner — das große Verdienst C. Mengers (Untersuchungen 
über die Methode der Sozialwissenschaften 1883) und Dietzels 
(jetzt am besten in seiner »Theoretischen Sozialökonomik« 1895) 
gewesen, schon in den Boer Jahren hiergegen Einspruch erhoben 
und die Notwendigkeit abstrakter Methoden verteidigt zu haben. 


Das Problem der Sozialphilosophie in der neueren Literatur. 841 


Menger, gegen den Schmoller Diltheys oben abgelehnte Erkenntnis- 
kritik ins Feld führte, unterscheidet exakte und empirisch-realisti- 
sche Wissenschaften, die zugleich dem Gegensatz des Allgemeinen 
(des Generellen oder Typischen) und des Besondern entsprechen. 
Dietzel hat diese Klassifikation als unrichtig bezeichnet, da sie 
immer nur relative Gegensätze treffe, was jedoch nur für die letzte 
Gegenüberstellung zutrifft und hat am sorgfältigsten die psycho- 
logischen und sozialen Voraussetzungen der Isoliermethode erläutert. 
Zur Vollständigkeit war freilich die Erkenntnis der Wesensver- 
schiedenheit der Sozial- und Kulturwissenschaften erforderlich, die 
diese Forscher — Mengers Klassifikation kommt ihr am nächsten — 
ebenso vernachlässigten wie Eulenburg in seinem im übrigen 
vortrefflichen Aufsatz Naturgesetze und Soziale Gesetze (Bd. 31 
und 32 des Archivs für Sozialwissenschaft Igıof..,. Auch die 
offensichtlichen Erfolge der abstrakten Methode vermochten den 
Historismus nicht zu überzeugen, bis schließlich einer seiner An- 
hänger, Max Weber (Die Objektivität sozialwissenschaftlicher 
und sozialpolitischer Erkenntnis, Archiv für Sozialwissenschaft 
Bd. XIX 1904), gegen die Verquickung der theoretischen For- 
schung mit der Ethik Einspruch erhob. Indem er mit Recht eine 
spekulative Ethik von der empirischen Wissenschaft fernhalten 
wollte, blieb ihm als wissenschaftliche Aufgabe der Wirtschafts- 
politik nur die Prüfung ihrer Ideale auf ihre innere Widerspruch- 
losigkeit. Als Gegner der Isoliermethode untersucht Weber sodann 
unter dem Einfluß des subjektiven Idealismus von Windelband, 
Rickert und Simmel, worauf ich hier nicht eingehen kann, nur noch 
die allgemeinen Voraussetzungen der Geschichtswissenschaft, so 
daß die Logik der Sozialwissenschaft mehr polemisch als positiv 
gefördert wurde. Dies blieb den durch Dietzel beeinflußten Forschern 
überlassen. Nachdem schon Adolf Weber den Historismus 
mit glücklichen Argumenten angegriffen hatte (Die Aufgaben der 
Volkswirtschaftslehre als Wissenschaft IgIo) erschien das scharf- 
sinnigste Buch dieser jüngsten Literatur: Pohle, Die gegen- 
wärtige Krisis in der deutschen Volkswirtschaftslehre "ott. Doch 
unterscheidet auch er nicht zwischen Sozial- und Kulturwissenschaften 
und glaubt dem wissenschaftlichen Nationalökonomen das Vor- 
bild Rankes empfehlen zu müssen. Die Volkswirtschaftspolitik hat 
nach ihm drei Aufgaben, die Darlerung der wirtschaftlichen Ent- 
wicklungen, die zu Eingriffen des Staates in das Wirtschaftsleben 
oder zur Erhebung entsprechender Forderungen an den Staat ge- 
führt haben, die Untersuchung der Folgen, die bestimmte wirtschafts- 
politische Maßregeln nach sich ziehen, und die Darlegung der allge- 
meinen politischen und moralischen Ideale. Die erste Aufgabe ist 
nach unserer systematischen Einleitung wohl im einzelnen, nicht 
aber für den Gesamtverlauf ohne Werturteile lösbar, die dritte bleibt 
besser dem Ethiker überlassen, während die zweite durch die Isolier- 
methode erfüllt wird. In zahlreichen Aufsätzen, die wir nicht im 
einzelnen aufführen können, haben Schmoller, Gustav Cohn. 
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Herkner u. a. den Ihstorisimus zu verteidigen gesucht. Aber 
was sie vorbrachten, waren nur die Unsicherheit alles Wissens, die 
intuitive Gewißbeit der ethischen Urteile, die Einheit des Histo- 
rischen mit dem Etlischen, praktische Bedenken u. dgl., während 
man zur Ablehnung der abstrakten Methode immer nur das alte 
Argument von der Vergewaltisung des vielseitigen Lebens vor- 
brachte. In der Tat kann die Niederlave der Schmoller-Schule kaum 
noch geleugnet werden. Bemerkenswert ist jedoch, daß Schmoller — 
allerdings ohne erkenntniskritische Beweistührung aber mit richtigem 
historischem Verständnis — gerne Soziologie und Staatswissenschaft 
trennt. 

Damit haben wir schon zu unsern letzten Ausführungen zur 
Sozialethik übergeleitet, die jedoch ganz kurz ausfallen, da die Ethik 
einem selbständigen Referate überlassen ist; aus dem gleichen Grunde 
lassen wir die Statistik ganz außer acht. Dietzel (vgl. auch Art. 
Individualismus im Hdw. der Staatswissenschaft) hat als ethische 
Axiome ein Individual- und Sozialprinzip aufgestellt; zur Kritik 
und über die Notwendigkeit, das letztere durch ein Universalprinzip 
zu ersetzen, vgl. die obigen Erörterungen über Rodbertus. Was aber 
den Individualismus anlangt, dem das empirische Individuum Zweck- 
subjekt des Sittlichen ist, so ist theoretisch und praktisch die noch 
immer unbekannte Einsicht von größter Bedeutung, daß jede solche 
Aufklärungsmoral als Utilitarismus, Sozialeudämonismus, oder wie 
man sie sonst nennen mag, zum Untergange führt. Denn nicht nur 
fehlen hier die metaphysischen Lebensinhalte, was dieser Stand- 
punkt meistens für einen Fortschritt hält; vor allem beweist schon 
die Unaufhebbarkeit des Antagonismus im sozialen Leben, daß jeder 
Versuch, es zum letzten Maßstab zu erheben, nur den Nützlichkeits- 
hader in Permanenz erklärt. Wer mit allen antimetaphysischen 
Aufklärern den Staat als Teil der Gesellschaft ansieht und ihm die 
Aufgabe stellt, das Gesamtinteresse als Harmonie der Einzelinteressen 
zu verwirklichen, läßt sich durch ein leeres Wort täuschen, das ihm 
die Unaufhebbarkeit des Antagonismus in dieser Schicht verbirgt, 
vielmehr muß man von Staats- oder Kulturinteresse sprechen und 
steht dann sofort schon im Dienste einer anderen Weltanschauung. 
Jüngt hat Goldscheid (Höherentwicklung und Menschen: 
ökonomie, Grundlegung einer Sozialbiologie Bd. I ıgır) den Utili- 
tarismus, der durch eine noch so starke humanitäre Wendung nicht 
aufgehoben wird, zum Extrem gesteigert, indem er ein Hauptbuch 
der Kultur forderte, das alle Arbeitseffekte in richtige Relation zu 
Nutzeffekten bringt und insbesondere die Personalamortisation 
richtig reguliert. Hier wird, um von praktischen Bedenken zu schwei- 
gen, verkannt, daß ein Eigenwert überhaupt keiner Berechnung 
kommensurabel ist. Vgl. über die sozialen Antagonismen das schöne 
Buch von Palante, Les antinomies entre l'individu et la société 
1913; der Verfasser kommt für alle Kulturgebiete zu dem Ergebnis, 
daß schließlich das Individuum von der Masse erdrückt und zu einer 
nur beschaulichen Rolle verurteilt wird. Der subjektive Idealismus 
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Kants nimmt eine unhaltbare Mittelstellung zwischen Utilitaris- 
mus und Universalismus (objektivem Idealismus) ein. Hier hat der 
Mensch zwar einen metaphysischen Ort und wird als Selbstwert aner- 
kannt, im übrigen bleibt aber die Bestimmung der metaphysischen 
Aufgabe auf die Verwirklichung des der Form nach Guten beschränkt. 
Die eigentümliche Folge hiervon ist, daß nunmehr der abstrakt- 
metaphysische Maßstab allenthalben, selbst für das soziale Leben, 
geltend gemacht und die schlechte Wirklichkeit gänlich verurteilt 
wird. Auf solche Weise ist eine Verbindung zwischen Kantianismus 
und Marxismus möglich geworden, über die sehr eingehend Vor- 
länder, Kant und Marx ıgıı referiert. Hier wird übersehen, 
daß der kategorische Imperativ zunächst nur in die metaphysische 
Schicht hineingehört und daß es im sozialen Leben bei jeder Gesell- 
schaftsordnung unvermeidlich ist, andere Menschen als Mittel für 
bestimmte Zwecke zu gebrauchen. Erwähnt sei noch das Buch von 
Michels, Probleme der Sozialphilosophie ıg14 (den Titel kann 
ich nicht anerkenneh), das einige Probleme der Soziologie und Sozial- 
ethik mit großer Sachkunde behandelt. 
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In dieser Zeitschrift veröffentlichte Kelsen eine eingehende, 
durchaus abfällige Anzeige meines Buches: Grundlegeung der Sozio- 
logie des Rechts. Es ist nicht meine Absicht, eine Gegenkritik zu 
schreiben. Gegenkritiken halte ich überhaupt für unzulässig. Die 
Anzeige gibt jedoch den Inhalt meines Buches in ganz unrichtiger, 
entstellender Weise wieder. Ich glaube nicht, daß ich verpflichtet 
bin, das stillschweigend hinzunehmen. Das Recht der tatsächlichen 
Berichtigung, das nach dem Pressgesetze jedem in einer Druckschrift 
Angegrifienen zukommt, darf auch dem Verfasser eines Buches nicht 
verweigert werden. l 

Kelsen belehrt mich zunächst, daß es Seinsregeln und Sollregeln 
gäbe. Unter »Seinsregeln« versteht er das, was gewöhnlich als Natur- 
gesetz bezeichnet wird, er führt S. 843 als Beispiel einer Seinsregel an: 
»Der Biologe sucht .... festzustellen, wie sich bestimmte Lebewesen 
unter bestimmten Bedingungen regelmäßig verhaltene. Und nun 
wirft er mir vor (5. 843), daB ich beide Bedeutungen des Wortes Regel 
mit einander vermenge; dann soll ich (S. 843) gesagt haben, jede 
Seinsregel sei zugleich eine Sollregel, und schließlich werde ich (S. 843) 
gefragt, ob das Recht (nach meiner Ansicht) zum Teil Seinregel 
zum Teil Sollregel sei. 

Jemand zuzumuten, daß er eine Sollregel mit einem Naturge- 
setz vermenge, daß er also das Gravitationsgesetz von der Vorschrift, 
daß der Akzeptant eines Wechsels aus seiner Unterschrift wechsel- 
mäßig hafte, nicht grundsätzlich auseinanderhalte, heißt, ihn nahezu 
für einen Idioten zu erklären. Auf gleicher Höhe steht es, wenn Kelsen 
glauben zu machen sucht, ich hätte behauptet, jede Seinregel, also 
jedes Naturgesetz, sei zugleich eine Sollregel: Darnach wäre das 
Gravitationsgesetz eine gesellschaftliche Norm. Und nicht viel anders 
verhielte es sich mit der Lehre, das Recht sei zum Teil Seinsregel 
(Naturgesetz) zum Teil Sullregel. 

Wer derartige Sachen von jemand behauptet, der muß sie auch 
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wohl beweisen. Kelsen führt aus meinem Buch nur den Satz an, 
eine Regel des Handelns sei »selbstverständlich eine Regel, nach der 
nicht nur gehandelt wird, sondern auch gehandelt werden solle. Das 
bedeutet, wie sich schon aus dem Wortlaut, aber auch aus dem ganzen 
Zusammenhang des Satzes ergibt, weiter nichts, als daß die Regeln 
des Handelns nicht nur unsern Willen gewöhnlich tatsächlich be- 
stimmen, sondern auch bestimmen sollen. Ich wüßte nicht, was man 
dagegen einwenden könnte. Kelsen hat dagegen allerdings bemerkt, 
das sei offenbar unrichtig: »denn jene Regel, die von einer kausal- 
erklärenden Betrachtung aufgesucht wird, ist nichts als eine Seinsregel, 
die darüber, was soll, gar keine Auskunft gibt.« Wenn ich also, »bei 
einer kausalerklärenden Betrachtung aufgesucht habe«, daß die meisten 
Wechselakzeptanten die Wechsel einlösen wegen der Vorschrift, 
daß der Akzeptant wechselmäßig hafte, so ist damit nach Kelsen auch 
festgestellt, daß diese Vorschrift keine Sollregel abgibt: denn »jene 
Regele, usw. Das ist eine Prote Kelsenscher Logik. 

Aber wie immer es auch sei, der von Kelsen angeführte Satz 
mag richtig oder unrichtig sein, jedenfalls bedeutet er nicht, die Vor- 
schrift, »Du sollst nicht stehlen« — eine typische Regel des Handelns, 
— sei eine Seinsregel, ein Naturgesetz, in dem Sinne wie die 
Gesetze der Physik oder Biologie. Ich erkläre, daß ich in meinem 
ganzen Buche das Recht immer nur als Sollregel und nie als Natur- 
gesetz, als »Seinsregel« behandelt habe, und daß sich darin kein Wort 
findet, das die Kelsensche Behauptung rechtfertigen würde. Und 
nun fordre ich Kelsen allen Ernstes, nach den Sollregeln des literari- 
schen Anstandes, auf, zu erklären, wo er eine solche Lehre bei mir 
gefunden hat. 

Da ich in meinem Buche ziemlich oft wissenschaftliches Neuland 
betreten habe, so mußte ich dafür zum Teile eine cigne wissenschaft- 
liche Terminologie schaffen. Dazu gehört die Unterscheidung zwischen 
Rechtssatz und Rechtsnorm. Sie ist keineswegs ganz neu: sie schließt 
sich an die Bindingsche Unterscheidung vom Strafgesetz und Straf- 
norm an. Rechtssatz ist, wie ich an einer von Kelsen angeführten 
Stelle erkläre, »die zufällige, allgemein verbindliche Fassung einer 
Rechtsvorschrift in einem Gesetz oder einem Rechtsbuch.« Der 
Rechtssatz ist also stets ein Werk des Gesetzgebers oder auch des 
Juristen, der das Rechtsbuch verfaßt hat. Rechtssätze bilden daher 
nicht bloß den Inhalt des bürgerlichen Gesetzbuchs oder des Straf- 
gesetzbuchs, sondern auch der libri iuris civilis von Servius, der 
Digesten, der lex Salica, des Sachsenspiegels (obwohl diese letzten nur 
Juristenrecht enthalten). Ebenso sind, da das gemeine Recht be- 
kanntlich durchwegs Juristenrecht war, Rechtssätze die Aussprüche 
der Glosse, und die als Rechtssätze anerkannten Lehren von Stryrkins 
und Struvius, von \Windscheid und Dernburg. Meine Begriffsbe- 
stimmung des Rechtssatzes ist nur insofern ungenau, als es auch 
eine mündliche Ueberlieferung von Rechtssätzen gibt, so vor allem 
in den Rechtssprichwörtern, dann in der gerichtlichen Rechtsübung. 
Die Skandinavier haben sogar für die mündliche Fassung der Rechts- 
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sätze im Rechtssprecher ein eines Amt geschaffen. Diese Unge- 
nauiskeit, anf die mich Kelsen in dunkenswerter Weise aufmerksam 
macht, Ist jedoch von keiner großen Bedeutung. 

Außerdem gebe ich noch eine andre, ebenfalls von Kelsen ange- 
führte Berniiisbesummung des Rechtssatzes: Die feste, in Worte 
gefaßte Rechtsregel, die von einer über dem Einzelnen stehenden 
Gewalt ausgehend, diesem von außen auferlegt wird. Anstatt »Ge- 
walte hätte ich wohl besser: »Autorität« gesagt, ich wollte jedoch 
dem Fremdwort ausweichen. Kelsen bemerkt dazu: ser meint often- 
bar die heterogene Rechtsnorm (im Sollsinn)«. Mit Verlaub, ich meine 
nicht die heterogene Rechtsnorm, sondern genau das, was ich gesagt 
habe. Ich muß diesen zweiten Versuch, mich etwas andres sagen zu 
lassen, als ich mit klaren Worten gesagt habe, wieder entschieden 
zurückweisen. Diese Begriffisbestimmung bedeutet inhaltlich das- 
selbe wie die frühere, sie vermeidet bluß die Ungenauigkeit in bezug 
auf den mündiıschen Rechtssatz, und sie wurde bis auf Kelsen von 
der ganzen Kritik richtig verstanden. Kelsen verweist mich auf 
Gierke, ich sehe aber nicht, daB Gierke den Rechtssatz anders be- 
stimmt hätte als ich. Gierke sagt nach Kelsen: »Rechtssätze aber 
sind Normen (ich sage »Regeln«, aber eine Rechtsregel enthält immer 
eine Rechtsnorm), de nach der erklärten (ich sage »in Worte gefaßten«) 
Ueberzeugung einer Gemeinschaft (ich sage »von einer über dem Ein- 
zelnen stehenden Gewalt aussehend« was dasselbe bedeutet), den 
freien menschlichen Willen (ich sage sien Einzelnen«) in unbedingter 
Weise bestimmen sollen (ich sage »dem Einzelnen von außen aufer- 
legt wird). Gierke bestimmt den Begriff des Rechtssatzes, wenn 
auch mit andern Worten, so doch dem Sinne nach genau so wie ich, 
und wenn Kelsen Gierke verstanden hat, hätte er auch mich verstehen 
können. 

Rechtssätze erschöpfen jedoch zu keiner Zeit das ganze lebende 
Recht einer Gemeinschaft. Die lex Salica Francorum dürfte wohl 
alles oder nahezu alles enthalten, was es bei den salischen Franken 
zu ihrer Zeit wenigstens an privatrechtlichen Rechtssätzen gegeben 
hat, die, um mit Gierkes Worten zu reden, nach der erklärten 
Ueberzeugung der Gemeinschaft der salischen Franken den freien 
menschlichen Willen bestimmen sollten. Aber ein Blick in Brunners 
Rechtsgeschichte zeigt, daß bei den Salischen Franken unendlich 
mehr Privatrecht vorhanden war, als aus den Regeln der lex Salıca 
entnommen werden könnte. Denn diese erwähnt nur nebenbei der 
Stände, sagt kaum etwas von der Bodenverfassung, sehr wenig vom 
Erbrecht, und schweigt ganz vom Vertragsrecht. Die ganze Ord- 
nung der fränkischen Gesellschaft, die noch in keinem Rechtssatz 
Ausdruck gefunden hatte, beruhte auf der inneren Ordnung ihrer 
gesellschaftlichen Verbände, die durch Uebungen, Herrschaftsver- 
hältnisse, Besitzformen, Verträge, Vergabungen unter Lebenden 
und auf Todesfall, Erbteilungen festgelegt war. Diese innere Ord- 
nung wird durch Rechtsnormen geschafien, die sich in der Folge 
teils in der Jurisprudenz teils durch die Gesetzgebung zu Rechts- 
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sätzen verdichten, und diesen ganzen ungemein wichtigen Prozeß 
habe ich in meinem Buche in zwölf langen Abschnitten sehr ein- 
gehend geschildert. Kelsen geht darauf nicht mit einem Worte 
ein. 

Es stand Kelsen gewiß frei, diese Ausführungen anzufechten, 
zu bekämpfen, zu widerlegen. Aber eines dürfte er nicht: mir seine 
eigne Terminologie zu unterschieben, und das, was ich sage, als Un- 
sinn zu bezeichnen, weil es zum Kelsenschen terminologischen Eigen- 
bau nicht stimme. Gerade das hat er aber getan. Kelsen sagt S. 850: 
»Wenn unter Rechtssatz, wie üblich die allgemein verbindliche 
Rechtsnorm zu verstehen ist, dann ist es logisch unmöglich, Rechts- 
verhältnisse ohne (logische) Voraussetzung solcher Rechtssätze zu 
denken.« Seit wann ist es aber üblich, unter Rechtssätzen die allge- 
mein verbindliche Rechtsnorm zu verstehen? Gierke, auf den sich 
Kelsen selbst beruft, spricht doch nicht von allgemein verbindlichen 
Rechtsnormen, sondern von Normen, die nach der erklärten 
Ueberzeugung einer Gemeinschaft das freie menschliche Wollen 
in unbedingter Weise bestimmen sollen. Dann wieder auf Seite 847: 
»Wenn ein in der Urzeit von A dem B gegebenes und von ihm ange- - 
nommenes Versprechen ein Rechtsverhältnis begründen, einen Ver- 
trag mit Rechtswirkung bedeuten soll, so muß zu mindest ein 
Rechtssatz als giltig vorausgesetzt werden, 
daß eine derartige geäußerte Willensübereinstimmung verbindlich 
sein solle a Ein Rechtssatz ist aber, wieder nach Gierke, nicht das, 
was Kelsen »als gültig voraussetzt«, sondern eine Norm, die nach der 
erklärten Ueberzeugung einer Gemeinschaft den freien mensch- 
lichen Willen in unbedingter Weise bestimmen solle, Am besten 
aber auf S. 849: »Es ist schlechterdings sinnlos zu sagen, es gäbe Ver- 
träge, bevor noch ein Vertragsrechtsatz vorhanden war, wenn .... 
der VertragsrechtssatzeineNorm, eine Betrachtungsvoraus- 
setzung im Denken des diese Tatsache Beur- 
teilendenist.« Ganz richtig: wenn der Rechtssatz eine »Betrach- 
tungsvoraussetzung« ist, dann ist das, was ich sage, schlechterdings 
sinnlos. Aber wer hat je unter dem Rechtssatz eine »Betrachtungs- 
voraussetzung« verstanden. Gierke doch wohl nicht, ich auch nicht, 
wer sonst noch? Es handelt sich offenbar um eine ganz neue, von 
Kelsen erfundene Terminologie. Selbst das schöne Wort »Betrach- 
tungsvoraussetzung«, dessen Sinn mir nicht ganz klar ist, dürfte 
ausschließlich auf Kelsenschem Boden gewachsen sein. Ich habe es 
wenigstens in keinem Fremdwörterbuch gefunden. 

Hat man schon je von einer solchen Art Kritik gehört? Kelsen 
unterlegt meinen Ausführungen seine eigene willkürliche, wissen- 
schaftlich übrigens ganz wertlose (der Rechtssatz als »Betrachtungs- 
voraussetzung«!) Terminologie und behauptet dann, sie seien schlech- 
terdings sinnlos, weil sie zu seiner Terminologie nicht passen. Eine 
Polemik von dieser Beschaffenheit, — sie hat übrigens schon die 
»Hauptprobleme der Staatsrechtswissenschafte zu einem so erquicken- 
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den Buche gemacht — läuft schließlich nur auf eine Entstellung 
meiner Gedanken hinaus, und ich muß sie entschieden ablehnen). 

In der Folge wendet sich Kelsen gegen meine Lehre: das Recht 
sei zwar ein gedanklich Ding, also eine Vorstellung, saber wie sonst 
so sind auch hier unsre Vorstellungen aus einem Stoffe geformt, den 
wir der greifbaren, sinnlich wahrnehmbaren Wirklichkeit entnehmen.t 
»Es liegen ihnen (unsern Vorstellungen) stets Tatsachen zu Grunde, 
die wir beobachtet haben.« Kelsen bemerkt dagegen: »Wäre das Recht 
eine Tatsache dann wäre es doch kein bloßes »Gedankending«, dann 
wäre es doch sinnlich wahrnehmbar, beobachtbar«.. Kelsen meint 
also ein »Gedankendings, eine Vorstellung sei keine Tatsache, denn es 
sei nicht sinnlich wahrnehmbar, nicht beobachtbar. Das wäre dies- 
mal nicht bloß eine neue Terminologie, sondern auch eine neue Lehre. 
Bisher wurden Vorstellungen zu den Tatsachen des Seelen- 
lebens gezählt und haben, wenn nicht für sinnlich wahrnehmbar, so doch 
für beobachtbar gegolten; mit der Beobachtung der Vorstellungen 
befaßte sich unter anderm die Wissenschaft der Psychologie — e 
gibt sogar eine experimentelle Psychologie — die Soziologie, die 
Volkswirtschaftslehre, die Religionswissenschaft und nach meiner 
Ueberzeugung auch die Jurisprudenz. Nun führt Kelsen weiter aus: 
»Niemals ist aber die Tatsache Recht oder Rechtsverhältnis, weil 
eben diese als Sein gegebene Tatsache an sich wertindifferent iste. 
Ich habe selbstverständlich nie behauptet, irgend eine wertindiffe- 
rente Tatsache sei Recht und Rechtsverhältnis, sondern daß die Vor- 
stellung von Recht und Rechtsverhältnis, also deren Wertung, aus 
einem Stoffe geformt ist, den wir der sinnlich wahrnehmbaren Wirklich- 
keit entnehmen. Also wieder eine Unterschiebung. Diese ganze Aus- 
führung bei Kelsen macht übrigens den Eindruck, als ob ihm die noch 
auf Aristoteles zurückgehende Lehre, wie die Vorstellungen aus sinn- 
lichen Eindrücken entstehen, ganz unbekannt wäre. Dann folgen 
bei Kelsen Elukubrationen wie diese: »Es gibt Vorstellungen von 
Tatsachen und Vorstellungen die keine Tatsachen zum Inhalt 
haben. Die Vorstellungen von Gut und Böse sind keine Tatsachen, 
die Handlung ist eine Tatsache, mit der die Vorstellung von Gut und 
Böse verbunden ist. Wäre das Recht eine Tatsache, oder der Begriff 
des Rechts eine Abstraktion aus Tatsachen, dann wäre das Recht doch 
kein bloßes Gedankending«. Ich gestehe offen, ich bin nicht im Stande 
den Sinn dieser Worte zu enträtseln. »Vorstellungen, die keine Tat- 
sachen zum Inhalte haben«, »die Vorstellung von Gut und Böse ist 
keine Tatsache«, ein Begriff soll kein bloßes »Gedankending« sein, 
wenn er eine Abstraktion aus Tatsachen ist: es geht einem ein 


1) Diese Polemik wiederholt sich mehrmals auch in der Kritik. Gegen meine 
Behauptung, auch die Rechtspflege, die Rechtsanwendung sei ursprünglich 
in keinem Zusammenhange mit dem Staate, wendet Kelsen ein (S. 868): 
ies ist unmöglich wenn man unter Staat die oberste Rechtsgemeinschaft 
versteht: Ich verstehe eben unter Staat nicht die oberste Rechtsgemein- 
schaft, sondern wiederlege vielmehr diese Meinung. Und daß man den Staat 
so verstehen muß oder soll, diesen Beweis ist Kelsen schuldig geblieben. 
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Mühlrad im Kopfe herum. Und das alles wird mit einer apodik- 
tischen Gewißheit vorgetragen, die jeden Widerspruch ausschließt. 

Damit bin ich bis zur sechzehnten Seite der Kelsenschen Kritik 
angelangt. Man wird von mir nicht verlangen, daß ich mich mit den 
übrigen zwanzig Seiten in derselben Weise auseinandersetze. Ich 
kann ruhig versichern, es ist immer dasselbe: alles aus einem Gusse. 
An Stelle dessen, was ich gesagt habe, wird irgend eine Kelsenerie 
gesetzt, und dann wird drauf los argumentiert, mit der gewissen, aus 
Kelsens ältern Arbeiten bekannten Logik, für die die Obersätze nichts 
bedeuten und die Untersätze sehr wenig. Wichtiger ist es vielleicht, 
den Kernsatz der Kelsenschen Kritik ins Auge zu fassen, der über- 
haupt den Kernsatz der ganzen Kelsenschen juristischen Weltan- 
schauung, so weit ich sie kenne, sein dürfte. Gegen meine Bemer- 
kung, daß die juristischen Abstraktionen, je abstrakter sie sind, umso 
mehr jede Fühlung mit der Wirklichkeit verlieren, führt Kelsen aus 
(S. 843): »Was aber die »Fühlung mit der Wirklichkeits anlangt, 
so kann deren Mangel nicht ein Vorwurf gegen eine Wissenschaft 
sein, die von vornherein keine Erklärung der Wirklichkeit sein will.« 
Also die Jurisprudenz, ausgerechnet die Jurisprudenz ist eine Wissen- 
schaft, die keine Fühlung mit der Wirklichkeit braucht, da sie 
von vornherein keine Erklärung der Wirklichkeit sein will. Man ist 
ja bei Kelsen an überraschende Gedanken gewöhnt, daß aber ein 
Professor der Rechte an der Universität Wien, am Anfang des zwan- 
zigsten Jahrhunderts, so was hinzuschreiben sich traut, hat mich 
immerhin verblüfft. 

Da-ich nicht eine Gegenkritik, sondern bloß eine Berichtigung 
schreiben will, so vermeide ich es darauf einzugehen, daB die Kel- 
sensche Kritik vom eigentlichen Inhalt meines Buches gar keine 
Vorstellung gibt. Nur die eine Bemerkung, die noch nicht aus dem 
Rahmen einer tatsächlichen Berichtigung fällt, will ich hinzufügen, 
daß ich nicht etwa ein terminologisches Buch geschrieben habe, 
wie der Leser, der die Kelsensche Kritik zufällig zu Ende lesen 
sollte, vermuten könnte. Mit Terminologie gebe ich mich im all- 
gemeinen nur soweit ab, als es notwendig Ist, um mich wissenschaft- 
lich verständlich zu machen. Gegenstand der Soziologie des Rechts 
ist nicht Terminologie, sondern das Verhältnis des Rechts zur Ge- 
sellschaft. In meinem Buche befasse ich mich damit, wie das Recht 
im Schoße der Gesellschaft entsteht, wie es sich in der Jurispru- 
denz und der Gesetzgebung zu Rechtssätzen verdichtet, wie es auf 
die Gesellschaft zurückwirkt. Daß Kelsen das alles nicht verstan- 
den hat, wundert mich nicht, da er ja sogar den krystallhellen 
Amira mißverstanden hat. Wenn daher in der Kelsenschen Kritik 
sonst fast von gar nichts, als von Terminologie die Rede ist, so 
liegt das nicht an mir, sondern an dem großen Interesse, das Kel- 
sen den noch ganz innerhalb seines Verständnisses liegenden terminolo- 
gischen Fragen entgegenbringt. 
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Vorweg sei bemerkt, daß ich mich nicht auf eine Prüfung der 
Frage einlasse, in welchem Zusammenhang Herr Professor Ehrlichs, 
auf keinerlei sachliche Grundlage gestützte Bewertung meiner früheren 
wissenschaftlichen Arbeiten zu der Kritik seines Buches steht. 

Den spärlichen konkreten Einwendungen gegenüber, die Ehrlich 
gegen meine Kritik erhebt, könnte ich mich darauf beschränken, 
auf meine ausführliche 3 -Druckbogen starke Abhandlung zu ve: 
weisen, in der jeder aufmerksame Leser, der nicht wie Herr Professor 
Ehrlich sich auf die ersten I6 Seiten beschränkte, die Antwort ge- 
funden hat. Da mir die Redaktion aber zu einem Schlußworte Ge- 
legenheit gibt, darf ich, Ja muß ich darin die Erlaubnis erblicken, 
schon Gesagtes zu wiederholen. 

Ehrlich fordert mich zu der Erklärung auf, wo er die ihm — 
übrigens nicht bloß von mir?) — vorgeworfene Vermengung der 
Seins- und Sollens-Bedeutung der Rechtsregel begangen habe. Ich 
antworte ihm darauf: In jedem Satze seines Buches, das als Ganzes 
nur durch diese Vermengung möglich wurde Der Mangel einer 
Unterscheidung zwischen dem Recht als Seinsregel, d. i. als Regel 
tatsächlichen Geschehens, von dem Recht als Soll-Regel, d. i. als 
Norm, die statuiert was zu geschehen habe, ist ja nur ein besonders 
prägnantes Symptom der für Ehrlichs Anschauung charakteristi- 
schen Vermengung einer auf das Sein gerichteten kausal-erklärenden 
und einer auf das Sollen und speziell das rechtliche Sollen gerichteten 
normativen Betrachtungsweise. Diesen Synkretismus der Methoden 
habe ich Ehrlich vor allem vorgeworfen. Wie wenig er den ihm ent- 
gegengehaltenen Standpunkt eines kritischen Methodendualismus 
überhaupt begreift, beweist am besten, daß er in seiner Entgegnung 
behauptet, er habe das Recht immer nur als Soll-Regel aufgefaßt, 
und dabei an seiner Auffassung der Jurisprudenz als einer kausal- 
erklirenden induktiven Soziologie festhält. Allein eine kausal-er- 





3) Den gleichen Einwand gegen Ehrlichs Buch erhebt auch Friedrich Hahn 
in seinem durchaus sachlichen Aufsatz »Eine Soziologie des Rechts« (Der Kampf, 
VII. Bd. 1914, S. 527 ff.). Natürlich wirft Ehrlich auch diesem Kritiker vor, 
daß er ihn gänzlich mißverstehel (a. a. O. S. 461). 
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klärende, induktive, d. i. nach Art der Naturwissenschaft erkennende 
Disziplin, kann niemals ein Sollen, sondern stets nur ein Sein und 
daher niemals eine Regel des Sollens, sondern stets nur eine solche 
des Seins erfassen. Da Ehrlich die ihm vorgeworfene Vermengung 
in seiner Entgegnung vor aller Augen wiederholt, ist es eigentlich 
überflüssig, ihm die zahlreichen Stellen seines Buches ins Gedächt- 
nis zurückzurufen, die ich in meiner Kritik unter diesem methoden- 
kritischen Gesichtspunkt hervorgehoben habe. Aber da Herr Pro- 
fessor Ehrlich es will, und die Redaktion nichts dagegen hat, so re- 
pruduziere ich den Grundgedanken des V. Abschnittes meiner Kritik, 
wo ich das slebende Recht« Ehrlichs untersuche. Angesichts der in 
Ehrlichs Buch noch keineswegs aufgestellten Behauptung, er verstehe 
unter Recht stets nur eine Soll-Regel, muß der Widerspruch be- 
sonders kraß zutage treten, in dem diese These zu seinem »lebenden 
Rechte« steht, das die Rechtswissenschaft nicht dadurch erkenne, 
daß sie bloß darstellt, »was das Gesetz vorschreibt« (d.h. doch wohl 
eine Soll-Regel), »ssondern auch dasjenige, was wirklich ge- 
schieht« Das ist doch offenbar das »Lebende« an der von Ehrlich 
entdeckten Art des Rechtes, daß es eine Regel tatsächlichen Ge- 
schehens, d. h. seienden und nicht bloß gesollten Handelns, daß es 
ein Stück lebendiger in der Außenwelt sich abspielender Wirklich- 
keit darstellt, von dem man freilich nicht weiß, warum es denn auch 
gesollt sei. Denn daraus, daß es tatsächlich ist, kann doch nicht folgen, 
daß es auch sein soll! 

Was Ehrlich gegen meine Kritik seiner Begriffsbestimmung 
von Rechtssatz und Rechtsnorm einwendet, ist mir nicht verständ- 
lich. Ich habe nachgewiesen, daß Ehrlich 2 Definitionen des Rechts- 
satzes gibt, die sich von einander wesentlich unterscheiden, und daß 
er als spezifische Differenz zwischen Rechtssatz und Rechtsnorm 
anführt, daß ersterer in Worte gefaßt sei, letzterer dagegen nicht, 
obgleich er gerade dieses »in Worte gefaßt sein« als das wesentliche 
Unterscheidungsmerkmal der Rechtsnorm gegenüber der Moral- 
norm angibt. Ehrlich beklagt sich, daß ich ihm einen falschen Ge- 
danken unterschiebe, wenn ich seine Begriffsbestimmung des Rechts- 
satzes: »Die feste, in Worte gefaßte Reclhıtsregel, die von einer über 
dem Einzelnen stehenden Gewalt ausgehend, diesem von Außen 
auferlegt wird«, als eine Umschreibung des Begriffs der heteronomen 
Rechtsregel deute. (Ehrlich verwechselt in seiner Entgegnung »hetero- 
nom« mit »heterogen« und spricht hartnäckig von einer »heterogenen« 
Norm; was er sich darunter vorstellt, weiß ich nicht; nur dagegen 
protestiere ich, daß er mir diese Terminologie in den Mund legt.) Allein 
darin wird doch niemand eine falsche Deutung erblicken können, 
dem der Begriff der Heteronomie geläufig ist, mit dem eine von Außen 
an das Subjekt herantretende Verpflichtung bezeichnet wird. Oder 
ist Ehrlich darüber ungehalten, daß ich seine »feste, in Worte ge- 
faBte Rechtsregel« als Norm bezeichne? Aber das tut er ja doch 
gelegentlich selbst! Wo in aller Welt liegt die mir zur Last gelegte 
Unterschiebung ? Ehrlich meint, wenn ich Gierke verstanden habe, 
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hätte ich auch ihn verstehen müssen, da er den Begriff des Rechts- 
satzes genau so bestimme wie dieser, In dem von mir gebrachten 
Zitate definiert (nerke das objektive Recht als eine Summe von 
Rechtssätzen und stellt somit in bezug auf den Rechtssatz gerade 
jene Behauptung auf, die Ehrlich auf das heftigste bekämpit, in 
deren Zerstörung er eines der wichtigsten Resultate seiner Recits- 
soziolngie erblickt! In der Gierkeschen Begrifisbestimmung werden 
die Rechtssätze als qualifizierte Normen bezeichnet, so zwar, daß 
an Stelle des Wortes Rechtssatz auch das Wort Rechtsnorm einge- 
setzt werden kann. Ich habe das Gierkesche Zitat in erster Linie 
dafür angetührt, daß Gierke zwischen Rechtssatz und Rechtsnorm 
nicht differenziert. Gerade diese Differenzierung ist aber ein Spezi- 
fikum der Ehrlichschen Begriffshäufung, die neben Rechtssatz noch: 
Rechtsnorm, Entscheidungsnorm, lebendes Recht, staatliches und 
nicht staatliches Recht und noch manches andere innerhalb des weiten 
Bereiches objektiven Rechtes unterscheidet. Und es bedeutet schon 
eine gewisse Kühnheit, wenn Ehrlich meiner Kritik seiner These: 
Erst gäbe es verbindliche Verträge, konkrete Rechtsverhältnisse 
und später Rechtssätze, wonach Verträge, Testamente usw. verbind- 
lich seien, vorwirft, daß ich ihm dabei einen falschen Rechtssatzbe- 
griff, nämlich den der allgemein verbindlichen Soll-Regel unterschiebe. 
Denn gerade in diesem Zusammenhange hat Ehrlich seinen Begriff 
des Rechtssatzes wieder einmal bei Seite liegen lassen und verwendet 
das Wort genau in dem Sinne, in welchem ich es hier gegen ihn ver- 
wende: In dem einer generellen rechtlichen Soll-Regel. Ich zitiere 
absichtlich nur jene Stellen, die ich in meiner Kritik bereits gebracht 
habe. »Der Staat war früher da als die Staatsverfassung, die Familie 
ist älter als die Familienordnung, der Besitz ging dem Eigentum 
voraus, es gab Verträge bevor noch ein Vertragsrecht vorhanden 
war und selbst das Testament, wo es urwüchsig entstanden ist, reicht 
über das Testamentsrecht hinaus« (Ehrlich, Seite 28). Staats v er- 
fassung, Familenordnung, Vertragsrecht, das sind 
Beispiele für Rechtssätze, die den konkreten Rechtsverhältnissen 
nachfolgen! Oder will Ehrlich in seiner Entgegnung glauben machen, 
er habe in seinem Buche die Meinung vertreten, daß lediglich die 
nach der erklärten Leberzeugung einer Gemeinschaft ver- 
bindlichen Rechtsnormen den konkreten Rechtsverhältnissen nach- 
folgen? Aber darauf kommt es doch gar nicht an: Was er der herr- 
schenden Lehre vorwirft ist, daß sie »das Abstrakte vor das 
Konkrete setze«. Er leugnet also — und das ist der Sinn der 
von mir bekämpften These Ehrlichs —, daß das Recht in geng: 
reller Form dem konkreten Rechtsverhältnis vorausgehe. 
Darum durfte in diesem Zusammenhange unter »Rechtssatz« »wie 
üblich« und wie auch Ehrlich selbst hier diesen Terminus verwendet, 
die allgemein verbindliche Rechtsnorm verstanden werden. 

Daß Ehrlich meinen Einwand nicht versteht: Die generelle 
Rechtsnorm müsse notwendigerweise logisch (und nicht zeit- 
lich, wieer irrtümlich der herrschenden Auffassung imputiert) jedem 
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konkreten Rechtsverhältnis vorausgesetzt werden, damit dieses 
als Rechts- Verhältnis erkannt werde, daß er nicht begreift, 
daß der Rechtssatz — d. i. die allgemein verbindliche Rechtsnorm 
— die gültige Voraussetzung jener Betrachtung sein muß, die Tat- 
bestände rechtlich beurteilt oder was dasselbe ist, rechtlich bewertet, 
daß ihm der Unterschied zwischen Urteilen und Beurteilen, Kausal- 
erklärung und Bewertung fremd ist, nimmt mich nicht Wunder. 
Denn darin zeigt sich ja nur seine absolute Unfähigkeit, das methodo- 
logische Problem, um das es sich bei einer Scheidung der Rechts- 
soziologie von einer dogmatischen Rechtswissenschaft handelt, zu 
begreifen. Er schmeichelt mir mit der Behauptung, ich sei der erste, 
der eine — gültige Normen voraussetzende — Wert-Betrachtung von 
einer — in dieser Richtung voraussetzungslosen — Kausalerklärung 
unterscheide, nur daß er meine (!) erkenntnistheoretische Entdeckung 
bloß für eine boshafte terminologische Erfindung hält! Denn er 
habe das Wort »Betrachtungsvoraussetzung« vergeblich in einem 
Fremdwörterbuch gesucht. 

Darum kann Herr Professor Ehrlich auch nicht einsehen, war- 
um die beiden von ihm aufgestellten Sätze über das Wesen des 
Rechtes einen eklatanten Widerspruch darstellen: »Recht und Rechts- 
verhältnis ist em gedankliches Ding, das nicht in der greif- 
baren, sinnlich wahrnehmbaren Wirklichkeit, 
sondern in den Köpfen der Menschen lebt« (Seite 28). »Aber wie 
sonst überall so sind auch hier unsere Vorstellungen aus einem Stoffe 
geformt, den wir der greifbaren, sinnlich wahrnehm- 
baren Wirklichkeit entnehmen.« In seiner Ent- 
gegnung identifiziert Herr Professor Ehrlich »Gedankending« und 
»Vorstellung« und meint, das Recht sei als Vorstellung ein Gedanken- 
ding und eine Tatsache. Aber das ist ja gerade der Denkfehler, den 
ich ankreide! Auch die Blätter eines Baumes sind »Vorstellungen«, 
aber sie stehen ebenso in der greifbaren sinnlich wahrnehmbaren 
Wirklichkeit der Außenwelt, wie de Handlungen der Men- 
schen, deren Regelmäßigkeit die Ehrlichsche Rechtssnziologie zu 
fassen sucht. Oder glaubt Herr Professor Ehrlich, daß die Hand- 
lungen, deren Regel seine Rechtswissenschaft auf induktivem Wege 
gewinnt, bloße Gedankendinge sind, weil sie als Vorstellungen in 
den Köpfen der Menschen leben? Dann gäbe es ja überhaupt nur 
Gedankendinge! Und worin bestände dann der Unterschied zu jenen 
»Vorstellungen« die, wie beispielsweise jene der Zeit und des Rau- 
mes, ihren Inhalt nicht der sinnlich wahrnehmbaren Wirklich- 
keit entnehmen, weil ja diese Wirklichkeit erst durch sie, mit ihrer 
Hilfe erfaßt wird? Aber dieser Unterschied ist sicherlich von mir 
nur ad hoc erfunden und darum wird Herr Professor Ehrlich diese 
Ausgeburten meiner Terminologie in seinem Fremdwörterbuche 
nicht finden. Und ich meinerseits habe mich damit abgefunden, 
daß unter Juristen und juristischen Soziologen das Wörterbuch der 
Philosophie ein — Fremdwörterbuch ist. 
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2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Cohn, Jonas: Der Sinn der gegenwärtigen Kul- 
tur. Ein philosophischer Versuch. Leipzig 1914, Felix Meiner. 
Wir nehmen keinen Anstand, dieses Buch als eine der glänzend- 
sten Erscheinungen der deutschen philosophischen Literatur der 
letzten Jahre zu bezeichnen. Es ist ein Buch, das für viele nach welt- 
anschaulicher Orientierung Ringende unter der Universitätsjugend, 
wie auch für viele im reileren Alter, die im geistigen Wirrwarr der 
Gegenwart ratlos dastehen, das Buch werden kann und, wie wir 
es von Herzen wünschen, werden soll. Ein seltenes Zusammentreffen 
von philosophischer Tiefe, umfassenden Kenntnissen auf allen Ge- 
bieten unseres geistigen Lebens, zarten Feingefühls für die Nöte 
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und Kämpfe der Gegenwart und vornehmer Gesinnung im besten 
Sinne des Wortes war nötig, um so eine kühne Aufgabe, wie diejenige, 
an die sich der Verfasser hier wagt, so glänzend bewältigen zu können. 
Es ist ganz unmöglich, im Rahmen einer Besprechung die Gedanken- 
fülle und den Gedankenreichtum dieses hervorragenden Werkes 
wiederzugeben. Nur einige für die Problemstellung wichtige Gedanken 
seien hier hervorgehoben. 

Eine Kultur der Gegenwart im Sinne einer Einheit, veiner Ein- 
heit zunächst zwischen den sachlichen Kulturgütern und den Per- 
sönlichkeiten der an ihnen teilhabenden Menschen« (S. ııı) ist für 
den Verfasser nicht eine Tatsache, sondern ein Problem, richtiger eine 
Aufgabe, an der gearbeitet werden soll. Die Sehnsucht und das Rin- 
gen des modernen Menschen nach einer solchen Kultur charakterisiert 
der Verfasser, als »ein Suchen nach Erfüllung des befreiten Geistes«. 
Diese Freiheit des modernen Geistes ıst eine Wirkung des uns be- 
herrschenden Rationalismus. Der Rationalismus, diese geistige Erb- 
schaft der großen Befreiungsbewegung, die mit der Frührenaissance 
eintrat und in der französischen Revolution kulminiert, hat die mo- 
derne Persönlichkeit von allen Banden der Tradition und Ueberlieie- 
rung losgelöst, zugleich aber entgeistigt und entleert. Eine einfache 
Rückkehr aber zu der früheren Gebundenheit, wie es manche anstre- 
ben, ist für den modernen Menschen unmöglich. Der moderne Mensch 
ist weder gewillt noch kann er seine im großen Kampfe errungene 
Freiheit aufgeben, ist aber zugleich bestrebt, die von dem großen 
Kampf hinterlassene Leere auszufüllen. Diese Erfüllung kann aber 
nur durch eine neue Tradition, durch eine organisch gewachsene (und 
nicht willkürlich geschaffene, wie die von dem Rationalismus ge- 
törderten Zweckgemeinschsiten) Lebensgemeinschaft, die ihre Mit- 
glieder durch Bande der Ehrfurcht und Hingabe an sich knüpft 
und die in lebendigen Formen aire Inhalte zur Erscheinung bringt«, 
gewährleistet werden. Es fragt sich, ob diese Aufgabe lösbar sei. 
Ist die Pietätslosigkeit des Rationalismus noch irgendwie vereinbar 
mit Ehrfurcht? Kann der unser Zeitalter beherrschende technische 
Geist, dem es nur auf Zweckmäßigkeit ankommt, sich nat einer Lebens- 
gemeinschaft vertragen, die mehr als eme Zweckgemeinschaft sein 
will? Läßt der uns in Fleisch und Blut übergegangene Gedanke der 
Entwicklung, der Wandelbarkeit alles Bestehenden noch irgendwelche 
Hingabe an eine lebendige Form zu? 

Diese Fragen werden von dem Verfasser bejaht, indem er auf 
Grund einer erkenntnistheoretischen Untersuchung zeigt, daß die 
Vorstellung von dem Verstande, als einer lebensieindlichen Macht, 
nur auf einer einseitigen Beobachtung seiner Wirkung beruhe. Die 
Lebensfeindlichkeit des Verstandes tritt nur dann in Wirkung, wenn 
der Verstand darauf hinausgeht, den aufgenomnienen Stoff durch seine 
Erkenntnisformen zu beherrschen. Diese Tendenz zur Beherrschung 
wird aber im Verstande selbst durch eine entgegengesetzte Tendenz, 
nämlich durch die Tendenz zur Anc’kennung, durchkreuzt. Auf dem 
Gebiete der empirischen Wissenschaft sind diesen zwei Tendenzen 
zwei verschiedene Wirkungssphären zugeteilt. Die Naturwissenschaft 
ist ganz auf Beherrschung ıhres Erkenntnisstofies eingestellt, während 
die Geschichtswissenschait ganz von der Tendenz der Anerkennung 
getragen wird. Ganz auf seine Rechnung kommt der Verstand erst 
ın der Philosophie, deren Ziel darin besteht, »Anerkanntes geistig 
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zu beherrschen«e. Diese Einheit fordert aber auch das Leben. 
Ra Die Entwicklung des Lebens führt zu einer Differenzierung und Ver- 
EI selbständigung der verschiedenen Wertgebiete, die sich dann einseitig 
Se zuspitzen und sich dem Leben gegenünerstellen zu dürfen glauben. 
Sie bleiben aber immer Gebilde des Lebens, denn das Leben ist nur 
der Inbegriff aller dieser Wertgebiete, ihr Inbegriff und ihre Ein- 
heit. Das Leben nimmt sie in sich auf, bricht ihnen die Spitze 
e E. 7 ab, macht ihre erstarrten Formen wieder geschmeidig und be- 
i nutzt sie zu seiner eigenen Bereicherung und Entfaltung. Auch 
É der Rationalismus ist ein Element des Lebens und muß in das 
| geschichtliche Leben aufgenommen werden. Als ein Element des 
SE Lebens muß der Rationalismus seinerseits sich mit anderen Elemen- 
ten des Lebens zu einer lebendigen Einheit verschmelzen können. 
Nicht Anerkennung irrationaler Werte, sondern prüfungslose Aner- 
kennung dieser Werte widerspricht dem kritischen Geiste des mo- 
FE dernen befreiten Menschen, nicht Hingabe an eine Lebensgemeinschaft 
ze und ihre lebendige Form, sondern die blinde Hingabe, die diese For- 
men verewigt und verabsolutiert, ist füc den modernen Menschen 
ausgeschlossen. 

»Teilhabe und Entwicklung«, »darin und darüber«, diese not- 
wendigen Verhaltungsweisen zum \Wertvollen in der Zeit, muß der 
| moderne Mensch auch auf die Lebensgemeinschaft, deren Glied er ist, 

und ihre lebendige Form übertragen, »geistige Beherrschung des An- 
erkannten« bleibt das Grundverhältnis der modernen Menschen auch 
zu seiner Kultur. 
eraro 3 Als diejenige Lebensgemeinschaft, von der die lebendigen For- 
ee men in der Gegenwart hervorgebracht und getragen werden können, 
ns | bezeichnet der Verfasser die Nation, die er aber als »Ausdruck und 
S Glied der Menschheit« verstanden wissen will. 

Die Ausführungen des dritten Teiles des Buches spitzen sich auf 
den Gedanken zu, daß die Sinnlosigkeit der Welt, wie sie uns die 
Naturwissenschaft zeigt, uns in dem Bestreben unser Leben sinnvoll 
zu gestalten nicht entmutigen kann. Denn die Methode der Natur- 
wissenschaft, aus der sich die prinzipielle Sinnlosigkeit der Welt er- 
gibt, ist selbst nur zu rechtfertigen als Mittel zum Zweck, nämlich 

| zum Zwecke der Erkenntnis. Auch diese Sinnlosigkeit selbst steht 
also im Dienste eines bestimmten Wertes. 

Der vierte, religionsphilosophische Teil gehört zum schönsten und 
tiefsten von dem, was je über Religionsphilosophie geschrieben worden 
ist. Die Religion ist nach J. Cohn kein selbständiges Wertgebiet, 
sondern vielmehr »die absolute und gemeinsame Vollendung aller 
Werte« und dadurch auch die absolute Vollendung des Lebens. In 

| den Kulturzusammenhang kann sie eingereiht werden nur vermittelst 
ie. ihrer lebendigen Form, der Form des Kultus. Wie alle andere lebendige 
r n Form, kann auch die lebendige Form der Religion keinen Anspruch 
ra ® auf Absolutheit erheben. Auch ihr gegenüber muß der moderne Mensch 
(ue ` | das »darin und darüber« bewahren. 
| u | Wir identifizieren uns keineswegs restlos mit dem Inhalt des 
| | vorliegenden Buches. So scheinen uns das politische Leben und die 
politischen Bestrebungen der Gegenwart bei den Betrachtungen 
J. Cohns etwas zu kurz gekommen zu sein. Seltsam muten auch an 
bei einem solchen Denker, wie J. Cohn, Züge eines an die platonische 
Utopie erinnernden sozialen Ideals, wie diejenigen, die der Verfasser 
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S. 187 allerdings nur beiläufig entwirft. Bei der Betrachtung der 
zersetzenden Wirkung der Technik in bezug auf Lebensgemeinschaft 
und lebendige Form unterscheidet der Verfasser nicht, was dabei auf 
Konto der Technik selbst, des technischen Geistes, kommt und was 
nur dem Umstand zuzurechnen ist, daß in der modernen Gesellschafts- 
ordnung die Technik hauptsächlich im Dienste des individuellen 
Nutzens der Unternehmer steht. Zu leicht setzt sich auch u. E. Jonas 
Cohn über das bei ihm selbst auftauchende Bedenken hinweg, ob in 
unserer von Klassengegensätzen zerrissenen Gesellschaft eine echte 
Lebensgemeinschaft sich entwickeln kann. Im Zusammenhang damit 
möchten wir noch bemerken, daß es uns ganz überflüssig erscheint, 
die Marxisten darüber zu belehren, daß »aller sozialen Bewegung 
ein bewußtes, zielstrebendes Wollen zugrunde liege«. Darüber kann 
kein Jünger desjenigen Denkers im Unklaren sein, der den Satz ge- 
schrieben hat: »Die Philosophen haben die Welt nur verschieden 
interpretiert, es kommt aber darauf an, sie zu verändern.« 

Mit diesen kurzen Andeutungen über einige Lücken und Un- 
zulänglichkeiten des Buches müssen wir uns leider begnügen, ohne 
sie hier näher ausführen und begründen zu können. 

Wie es aber mit diesen Unzulänglichkeiten auch stehen mag, der 
Bedeutung der philosophischen Leistung Jonas Cohns tun sie keinen 
Abbruch. (A. Gutermann.) 


Staudinger, Franz: Kulturgrundlagen der Po- 
litik. I. Teil: Ausgangspunkte und Methoden. Il. Teil: Ursachen 
und Ziele. Jena 1914. Eugen Diederichs. 194 und 250 S. 

Es erscheint fast wie ein Hohn, in einer Zeit, wo im wütendsten 
ee den die Welt je gesehen, zahllose Kulturwerte an Lebendem 
und Leblosem bewußt und mit Absicht beständig zerstört werden, 
von Kulturgrundlagen der Politik zu reden. Und doch wird und 
kann dieser Krieg nicht ewig dauern; dann aber wird und muß Europa, 
wenn es nicht eine jahrtausendalte Vergangenheit verleugnen, wenn 
es nicht auf eine menschenwürdige Zukunft verzichten will, zu diesen 
Kulturgrundlagen zurückkehren. Sie zu entwickeln, ist der Zweck 
SC Staudingers vor dem Ausbruch des Weltkriegs geschriebenem 

erk. 

Franz Staudinger wird durch seine mannigfachen sozıalphilo- 
sophischen und sozialpolitischen Schriften und Aufsätze den meisten 
Lesern dieser Zeitschrift bereits bekannt sein. Aber noch nie hat er, 
so dünkt mich, in so zusammenhängender und dabei so anschaulicher 
Form seiner ganzen philosophischen, ethischen, politischen Welt- 
anschauung Ausdruck gegeben wie in diesem seinem neuesten und 
reifsten Buche. 

Der erste Hauptabschnitt, »Kämpfen und Suchen« 
betitelt, ist einleitender Art. Er enthält »Vorblicke«, wirft »Mensch- 
heitsfragen« auf, schildert die kulturpolitischen »Lehrzeiten«, die der 
Verfasser und seine Altersgenossen in dem Gang des politischen 
Lebens von 1866 bis um die Wende des neuen Jahrhunderts durch- 
machten, richtiger durchmachen konnten, und schließt mit der Frage: 

Wohinaus treiben unsere Zustände? — Das »zweite Buch« prüft die 
zur Behandlung des Problems notwendigen Methoden. Zunächst 
die des Denkens, wobei er im wesentlichen mit Kant geht (an dessen 
vermeintlichen subjektiven Idealismus in der Erkenntnis- 
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theorie er sich nur nicht recht gewöhnen kann). Dann, nachdem 
Triebe und Wollen, Berrifte und Ideen, Zwecke und Sitten als seine 
Grundlaren erkannt sind, die Methoden des Willens. Und zwar, 
dem Ziele des Buches entsprechend, die sozialen Willenszusammen- 
hänge, so die dann im vierten und letzten Kapitel an ihrer geschicht- 
lichen Wirksamkeit, in freier Anlehnung an Marx als »sozial- 
organische Entwieklingen« (Produktionsverhältnis, Ueberbau, or- 
ganisatorische Entwicklungsmörlichkeiten u. a. m.) aufgezeigt werden. 
— Die erste Hälfte des zweiten Bandes, das dritte Buch, verfolgt 
dann die Grundlage der heutigen Willensbeziehungen, das Tausch- 
verhältnis, in seiner geschichtlichen Entwicklung aus dem Freihandel 
und »freien« Industriallsmus, mit ihren politischen »Ueberformen« 
in den verschiedenen Parteien, bis zu seiner gerenwärtiren Gestaltung 
im »Rentenindustrialismus« und den dadurch bewirkten neuen sozialen 
Abhängigkeiten nebst ihrer Rückwirkung auf die Parteien, insbe- 
sondere den Liberalismus und die Sozialdemokratie. War das vor- 
hergehende Buch ein populärer Kursus der Philosophie, so dies ein 
solcher der Volkswirtschaft und der Politik. — Gegenüber dem Ge- 
wordenen, den »Kulturgrundlagen« der Neuzeit, die Buch Il 
vor unseren Augen entstehen ließ, entwickelt schließlich das vierte 
und letzte Buch die »neuen Kulturauigaben«, welche die 
Gegenwart uns stellt. Den tiefsten Grund der heutigen sozialen Mib- 
stände, die uns mit dem Rückfall in Barbarei bedrohen, wenn kein 
Einhalt geschieht, sieht Staudinger in der ungehemmten Kapital- 
wirtschaft mit dem Menopohsmus der Kapitalinaynaten in ihrem 
Geiolse, die einzige Rettungsmörlichkeit in der Eroberung und Ver- 
waltung der wirtschaftlichen Macht durch die Massen 
(S. 124), d. h. unserem Verfasser zufolre durch die Konsumge- 
nossenschaft. Dieser Gedanke wird dann nach alen Seiten 
hin begründet und verteidigt, in seiner praktischen Ausführung wie in 
seinen Konsequenzen für das sittliche, politische, religiöse Leben 
verfolgt. Verstaatlichung und Selbsthilfe, Frauenfrage und Wahl- 
recht, Friedenswille und Kriegsrüstung, Vaterlandsgedanke und Er- 
ziehung, schließiich Religion als Lebensinhalt: das sind die Themen, 
die das letzte Kapitel erörtert. 

Und doch ist Staudingers Werk weder ein wirres Sammelsurium 
aller möglichen zusammengetragenen Gedanken noch ein künstlich 
ausgeklügeltes gelehrtes theoretisches System. Sondern einfach das 
Lebenswerk eines reifen modernen Menschen voll Anschauung und 
sprühenden Lebens: hinter jedem Satz die fest gegründete Per- 
sönlichkeit, die weiß, was sie will, und die zugleich die schwierigsten 
Probleme mit bewundernswerter Klarheit und Anschaulichkeit dem 
Leser verständlich macht. Beispielsweise: Staudinger kennt zwar die 
gesamten sozialistischen Iheoretiker von Marx, King und Proudhon 
bis zu Kautskv, Bernstein und Hilferding, aber seiner Darstellung 
merkt man nichts von Gelehrsainkeit an. Die schwierigsten Werke 
der Neuzeit, Kants Kritik der reinen Vernunft und Marx’ »Kapital«, 
werden, natürlich nur in Ihren Grundgedanken, jedem Gebildeten 
klargemacht; desgleichen so schwere Probleme wie Naturbedingtheit 
und Willensfreiheit (wie der Verfasser lieber auch in der Ueberschrift 
statt »Determinisinus« und »Indeterminisinus« sagen sollte), oder die 
vielfach noch so mißverstandene »materialistische Geschichtsauf- 
fassung«. Hier und da geht mir die Vereinfachung allerdings zu weit: 
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ich bin gewiß ein Freund der Verbindung von Kant und Marx, meine 
aber trotzdem nicht, daß »nur ein paar Klejnigkeiten (!) zuzufügen 
sind«, um zwischen ihnen salles in beste Ordnung zu bringen« (I, S. 69). 
Andere Kapitel lesen sich wieder wie vortreftliche Abschnitte eines 
Geschichtswerks: so habe ich z. B. selten den Uebergang von Mittel- 
alter zur Neuzeit in seinen wirtschaftlichen Grundbedingungen so 
einleuchtend und anschaulich dargestellt gefunden, wie in Staudingers 
Kapitel: Vom Feudalismus zum Handel (I, 154 ff.) ein Muster für 
eine Geschichtsstunde am Gymnasium oder der Universität. Dazu 
die Gleichnisse aus dem Leben, die packenden Bilder aus der Wirk- 
lichkeit, die fast immer volkstümliche Sprache, die bei allem Ernst 
des Grundziels auch derben Humor oder witzige Satire nicht ver- 
schmäht. 

Endlich ein Zug, der in allen sittlichen und darum auch in den 
politischen Fragen so hochnötig ist und doch so oft fehlt: die Vereini- 
gung des Idealismus im Ziel mit dem Wirklichkeitssinn, dem prak- 
tischen Blick für das Erreichbare. Mit Recht stellt Staudinger (im 
Sinne Kants) die Idee als Leitgedanken über das Ideal, in 
dem wir die Vollkommenheit bereits leibhaftig vor uns zu sehen ver- 
meinen. Aber auch die Idee gibt nur die Ziele an: den Weg zu ihnen 
muß man Schritt um Schritt gehen, immer bereit zu ändern, wenn 
sich zeigt, daß eine Maßnahme im gegebenen Falle versagen muß. 
Hier kann nichts helfen als »die genaueste Einsicht in die Wirklich- 
keit« (S. IIO—II2).' 

Wir wissen zur Stunde, wo wir dies schreiben, noch nicht, wie 
lange der gegenwärtige Weltkrieg noch dauern, welches sein Aus- 
gang, welches seine Nachwirkungen auf Sieger und Besiegte, insbe- 
sondere auf unser Volk sein werden. Wir wissen — gerade den zurzeit 
wahrscheinlicheren Fall, daß wir Sieger bleiben, vorausgesetzt — 
nicht, ob die bisherige Einigkeit auch nach dem Frieden vorhalten, 
ob die gegenwärtig durch die Macht der Verhältnisse und der Ideen 
zurückgedrängten natürlichen Gegensätze der Klassen sich abschwä- 
chen oder zu noch heftigeren Kämpfen als zuvor steigern werden. 
Das aber ist gewiß, daß unsere innere Politik nach dem Kriege, wenn 
anders sie zum Heile des Ganzen führen soll, sich — mag man auch 
über Einzelheiten wie den Bewertungsgrad des Genossenschafts- 
gedankens mit dem Verfasser streiten — im wesentlichen auf die 
von Staudinger umrissenen Grundlagen wird stellen müssen. Es 
wäre, um mit dem Schlußwort von Friedrich Albert Langes »Ge- 
schichte des Materialismus« zu schließen, auch für Staudinger »der 
schönste Lohn abmattender Geistesarbeit«, wenn »die Einsicht in die 
Natur menschlicher Entwicklung und geschichtlicher Prozesse sich 
der leitenden Geister« — und setzen wir im Sinne Staudingers hinzu: 
auch der Masse des Volkes — »allgeineiner bemächtigte«, damit eine 
»Gemeinschaft« entsteht, sun der der Vorteil des Einzelnen sich nicht 
mehr vom Nutzen des Ganzen zu sondern vermag« (Staud. IL, S. 247). 

(Karl Vorländer.) 
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Grentruß, Th: Die Rassenmischehen in den 
deutsche n Kolonien. Görres-Gesellschaft zur Pilesse der 
Wissenschaft im katholischen Deutschland. Veröffentlichungen der 
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Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft H. 25: Paderborn 1914. 
F. Schöningh. 8° 137 S. M. 4.—. 

Die so verschiedenartige Beurteilung der Rassenmischehen 
entstammt den so verschiedenartigen Maßstäben, die dabei ange- 
wandt werden. Neben rein kolonialpolitischen — ein ausgeprägter 
wirtschaftlicher Egoismus mit dem Grundgedanken, daß in den 
Kolonien der Weiße der unbeschränkte Herr sein müsse — finden wir 
anthropologische Maßstäbe — hier handelt es sich um den Einfluß 
auf die weiße Rasse — und schließlich noch rein sittlich-religiöse, wie 
sie vor allem in der vorliegenden Schrift in den Vordergrund treten. 
Eine prinzipielle Einigung ist natürlich bei so ganz verschiedenen 
Ausgangspunkten. nicht möglich; zur \Widerlegung des einen oder 
anderen kann es sich allenfalls darum handeln zu zeigen, daß be- 
stimmte Mittel das gewünschte Ziel nicht zu erreichen vermögen, 
wie z. B. daß ein Verbot der Rassenmischehen das Entstehen einer 
Bastardbevölkerung nicht zu hindern vermag, da weitaus der größte 
Teil aller Mischlingskinder unehelichen Ursprunges seien. 

Der Verfasser der vorliegenden Schrift stellt den religiös-sitt- 
lichen Maßstab in den Vordergrund und kommt damit zu einer Ab- 
lehnung des Verbots der Rassenmischehen in den deutschen Kolonien. 
Seine Darlegungen gliedern sich im wesentlichen in drei Teile: Eine 
geschichtliche Entwicklung der Frage in den fremden und den deut- 
schen Kolonien, eine kritische d.h. eine mehr prinzipielle Behand- 
lung des Gegenstandes, und eine Betrachtung der Rassenmischehen 
in rechtlicher Beziehung, dies letztere unter besonderer Hervor- 
hebung des geltenden deutschen und des kanonischen Rechtes. 

Die Schrift ist recht anschaulich und auch objektiv geschrieben, 
soweit das überhaupt bei einem solchen Gegenstande, wo es sich um 
einen ausgesprochenen Gegensatz der Weltanschauungen handelt, 
möglich ist. Es hat deshalb auch wenig Sinn, in einer kurzen Kritik 
auf diese Gegensätze eingehen zu wollen. Große Bedenken habe ich, 
um nur eines hervorzuheben, gegen den von dem Verfasser 
ausgesprochenen Gedanken einer naturrechtlichen Freiheit der Ver- 
ehelichung. Ob eine solche auch immer mit den religiös-sittlichen 
Grundsätzen, die er so hoch schätzt, in Einklang zu bringen ist? Gren- 
trup kommt schließlich zu einem Ergebnis, das gewisse Zugeständ- 
nisse an die Gegner der Rassenmischehen enthält, indem er als Mittel- 
weg zwischen den streitenden Parteien folgendes vorschlägt: xr. Die 
kirchliche Trauung der gemischten Ehepaare in den Kolonien unter- 
liegt keinerlei Behinderung von seiten der Zivilbehörden. 2. Die Kinder 
solcher Ehen gelten auch vor dem Staate als ehelich. 3. Die staats- 
bürgerlichen Rechte der Mischlinge werden durch eigenes Gesetz 
geregelt. (P. Mombert.) 


Meissner, Dr. Else: Das Verhältnis des Künst 
lers zum Unternehmer im Bau- und Kunst 
gewerbe. Heft 185 der staats- und sozialwissenschaftlichen 
Forschungen, her. von Gustav Schmoller und Max Sering, München 
und Leipzig, 19I5. Duncker und Humblot. ` 

Es ist die Eigenart der neudeutschen Stilbewegung, daß sie, von 
den Bedürfnissen des menschlichen Lebens ihren Ausgang nehmend, 
zunächst das Kunstgewerbe zu reformieren begonnen, 


und dann erst, getragen von dem Gestaltungswillen, die ge- 
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samte Umwelt des Menschen in Form zu bringen, den Eroberungs- 
zug indieBaukunst angetreten hat. In dem Maße, in welchem 
solcherart das enge Gehäuse ursprünglich handwerklich gerichteten 
Bestrebens zum Gesamtverlangen tektonischer Raumgefühle erweitert 
wurde, geriet die Bewegung in immer breitere Auseinandersetzungen 
mit den Widerständen, die aus der beengenden Rahmenspannung 
der sozialen Umwelt ihr allenthalben hinderlich entgegentraten. 

Diesen in tausendfältigen Wirkungen ausgetragenen Vorgang, 
der etwa seit dem Jahre 1890 datiert und mit dem Buche des »Rem- 
brandtdeutschen« Langbehn den ersten literarischen Kampfruf er- 
hielt, hat die Verfasserin in seiner Gegensätzlichkeit der künst- 
lerischen Willensaffekte und der ökonomischen Ge- 
gebenheiten einleitend klar herausgestellt. Sie sieht das Wesentliche 
des geistig erneuernden Auftriebs der Bewegung dort, wo es wirk- 
lich ist, im Ethischen, ohnedochdierehr realen Hintergründe, die 
handelspolitischen , wirtschaftspolitischen , sozialpolitischen Not- 
wendigkeiten neudeutscher Wertarbeit irgendwie außer acht zu 
lassen. Allerdings: in dem Bekenntnis von den Begeisterungen für 
die volkswirtschaftlichen Aufgaben der neuen Stilbewegung, deren 
kulturpolitische Wünsche die Sehschärfe wissenschaftlichen Er- 
fassens zeitweise trüben können, hätten die Meinungszwiste der Wirt- 
schaftslehrer geschildert werden müssen, die sich mit ganz derselben 
Spannung gegenüber stehen, mit der die Gruppen aufeinanderstoßen, 
de in der Typenproduktion an sich oder im kulturell gerichteten 
Individualisierungsstreben das für sie einzig wesentliche Heil der 
Volkswirtschaft erblicken wollen. Auch wäre es der Mühe wert ge- 
wesen, den Beweisen nachzuspüren, die beide Teile für ihre Meinungen 
erbringen und großenteils aus der Reichsstatistik zu schöpfen glauben. 
Weder die Handelsstatistik, noch die Berufs- und Gewerbestatistik 
bietet eine Auszählung der Warenerzeugung nach dem Werte dar und 
unter »künstlerischen Gewerben« kann der Bildhauer eines Meister- 
ateliers so gut zu finden sein als der Chef eines kunstgewerblichen 
Betriebs mit #00 Personen. Die Klarheit der Belege wird unter sol- 
chen Uebelständen bedenklich Schiffbruch leiden müssen. 

Dagegen hätte in dem Abschnitt über die »kapitalistische Durch- 
dringung« der Ausführungsgewerbe eben diese Statistik neben den 
Belegen für das Baugewerbe auch für das Kunstgewerbe dienen 
können. Hier hätten der Verfasserin in den Vergleichen der Gewerbe- 
statistik für das Reich im ganzen nach der Gewerbezählung vom I4. 
Juni 1895 und vom ı2. Juni 1907 Daten zur Verfügung gestanden, 
die eine ähnliche Entwicklung erkennen lieben, wie sie von ihr in den 
Ziffern für das Baugewerbe dankenswert erbracht worden sind. Wenn 
Betriebe in den »künstlerischen Gewerben« mit mehreren Per- 
sonen oder mit Motoren von 1895 bis 1907 um 95,75 v. H. angewachsen 
sind, während die Alleinbetriebe sich nur um 9,7 v.H. vermehrt 
haben, wenn in München die kunstgewerblichen Betriebe über- 
haupt in der gleichen Zeit nur um 4,68 v. H., die Alleinbetriebe 
um 23,32 v. H. gestiegen sind, während die Betriebe mit 2—5 Per- 
sonen um 12,6 v. H., mit 1r—50 Personen um 133,22 v. H., mit 5r 
bis 200 Personen um 150 v.H. zugenommen haben, so liegen hier 
Entwicklungslinien vor, die auch für die künstlerischen Gewerbe, 
unter die zu einem großen Teile das Kunstgewerbe zählt, die kapi- 
talistische Ausformung bedeuten, wie sie von Sombart in der Schil- 
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derung des Betriebes der »Vereinizten Werkstätten für Kunst im 
Handwerk« schon frühzeitig ım »Modernen Kapitalismus« richtig 
erkannt wurden Ist. 

Die Feststellungen der Verfasserin, daB das Baugewerbe 
zum weitaus größten Teil als Marktproduktion, also als Spekulations- 
gewerbe anzusehen aist, mag bei der Betrachtung großstädtischer 
Verhältnisse richtig sein. Dagegen wird die Ansicht, daß \Vertar- 
beit in Kunstgewerbe in der überwisrenden Mehrzahl der 
Fälle gleich Kundenp’oduktion. gleich Handarbeit zu setzen ist, 
nicht unwidersprockien bleiben können. In der Versorgung der Ab- 
nehmer großstädtischer Ausstattungsbetriebe wird es vielmehr die 
Regel sein, daB selbst die beste \Wertarbeit bis zur endgültigen 
Zusammenstellung der vom Verbraucher gewünschten Formen- und 
Größenverhältnisse auf Vorrat gefertigt, auf Typen gearbeitet, mit 
der Maschine zubereitet wird. Daran hat die Gleichmäßirkeit der 
immer wiederkehrenden \olhnbedürfnisse des Städters, denen von 
unseren besten Künstlern in »TvYpenentwürfen« Rechnung get’agen 
wird, nicht minder großen Anteil als der Massenandrang gerade der 
kaufkrättissten Bürgerschichten nach einem »Künstlerzimmer« und 
der die Type fürdernae »Geniekult« unserer Tage. Mit ihnen und 
durch sie ist die Anfertigung von Möbelteilen in ganz bestimmten 
Größen und Maßen und auf Lager gerade tür die qualifiziertesten, 
den technischen Exaktheiten der Ausführungsweisen am meisten 
vertrauten \Vert-Betrieben zur Selbstverständlichkeit geworden. 

Mit dieser Entwicklung unlösbar verbunden ist das eigentliche 
Problem der Vertasserin, das Verhältnis des Künstlers zum Unter- 
nehmer im Bau- und Kunstgewerbe selbst. Denn die Möglichkeiten 
der kapitalistischen Entfaltung bedingen das Maß und den Grad der 
Abhänrigkeit, in den sich der Künstler seiner Lebensmögzlichkeiten 
wegen begibt und unter Aufopierung seines künstlerischen Selbst- 
betätigungsdranges, seiner Lust zum Unabhängigsein oft begeben 
muß. 

Die wissenschaftliche Reinheit, mit welcher gerade in diesem 
gefährlichen, der Gefühlswelt des Untersuchenden breit offenen 
Betracht, Trübungen der Anschaulichkeit von der Verfasserin ver- 
mieden worden sind, ist sehr zu loben. Klar sind hier die ver- 
schiedenen Formen herausgestellt, in denen sich der Privatarchitekt 
dem nur wirtschaftlichen Bauvorgang gegenüber sieht. 
Von der völligen Neutralität der Stellungnahme des Nur-Entwerfen- 
den zieht sich eine gerade Reihe immer stärkerer Bindungen an den 
Ausführungsvorgang hin, die in der »Generalentreprise«, in der Ueber- 
nahme des gesamten Baues durch den Architekten ihren äußersten 
Ausdruck finden. Als unmittelbarer Angestellter des Unternehmers 
erscheint der Architekt dann bei der Masse der Baugeschäfte, deren 
Anftragerteilung sich wiederum nach bestimmten, der Grundstücks- 
teilung auigeprägten und wiederum von ihr beeinflußten Häuser- 
typen richtet. Die Schablone der Planzeichnungen hat hier das 
System der »Entwurfiazbriken« ausgebildet, in denen der völlig zum 
Handlanger entwürdigte Architekt 150—200 M. pro Entwurf zu 
erhalten pflegt. Die Bindung an den Betrieb wechselt ihr Bild, je 
nachdem nur eine bestimmte Bauaufgabe zu erledigen ist, oder aber 
ein ständiger Vertrag den »Künstler« an das »Atelier« fesselt. Die Be- 
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soldung erfolgt dann in der Regel nach Prozenten der vereinbarten 
Bausumme, in oder über Höhe des Normalta ifs. 

Der Grad der Selbständigkeit des Architekten. 
der persönliche Einsatz seiner freischaffenden Kräite wechselt, wie 
die Verfasserin durch eine Umfrage feststellen konnte, auch nach den 
geographischen Bedingungen seiner Verwendbarkeit. Die 
weitaus geringste Nachfrage nach der Mitarbeit des Privatarchitekten 
findet sich im Norden und Osten des Reichs. Lakonisch antwortete 
hier die Handelskammer zu Thorn: »In unserem Bezirk werden 
Privatarchitekten nur vereinzelt zu Entwurf und Bearbeitung von 
Neubauten herangezogen.« Die Armut an künstlerischen Interessen, 
an freudigem Bejahen der Veredelung menschlicher Lebensformen, die 
klimatische Ungunst der naturgegebenen Witterungen, vielleicht 
sogar das Uebermaß der politischen und wirtschaftlichen Regsam- 
keiten, das einen zentrierten Genuß des Schönen nicht zum Bedürf- 
nis hat, wird, ein jedes für sich, als Grund dieser nordischen Ent- 
haltsamkeiten anzusprechen sein. Daneben auch die Vorliebe des 
preußischen Auftraggebers für staatlich anerkannte Architekten, 
für Baubeamte und Bauberatungsstellen, eine Vorliebe, die weniger 
nach dem eigenen künstlerischen Urteil als nach dem Titel des beauf- 
tragten Künstlers die Qualität der angetragenen Leistungen einzu- 
schätzen pflegt. Selbst in Berlin werden solchermaßen nur I0—20 
v. H. aller Bauten von privaten Architekten unternommen. Für den 
Durchschnitt des Reiches steigt diese Zahl auf 20—30 v.H. und 
erhebt sich in Süddeutschland bis auf 45 v. H. Wenn auch die Zahlen 
nur Schätzungen bedeuten können — das Material zu ihrer Berech- 
nung ist aus einer reichlichen Umfrage gewonnen und rechtfertigt 
die aus ihm gezogenen allgemeinen Schlüsse. 

Bescheidenere Erfolge zeigt die Verfasserin in den Betrachtungen 
des Verhältnisses vom Künstler zum Unter- 
nehmer im Kunstgewerbe. Eine gewisse Dürftigkeit 
der Problemstellung ist in diesen Abschnitten ihrer Schrift nicht zu 
verkennen. Wenn unter dem Titel: »Das Kunstgewerbe als Woh- 
nungseinrichtungsgewerbe« nur die Möbeltischlerei, die Beleuch- 
tungsindustrie, die Tapeten- und Teppichfabrikation einbegriifen 
sind, so hält es schwer, die Gegensätze zu kontrollieren, dıe die Ver- 
fasserin ganz allgemein in dem Verhältnis vem Künstler zum Unter- 
nehmer als für den Werkbund einerseits, den Fachverband für die 
wirtschaftlichen Interessen im Kunstgewerbe andererseits geltend, 
deutlich machen will. Zwei Werkbundfirmen — und seien sie auch 
noch so »typisch«, wie dies die Vereinigten Werkstätten für Kunst 
und Handwerk und die Deutschen Werkstätten für Handwerkskunst 
mit ihren irreführenden Titeln (beide sind streng arbeitsteilige Groß- 
betriebe!) wirklich sind — können hiefür nicht genügen. Die These: 
daß die Entwurfarbeit der Werkbundfirmen die größte künstlerische 
und wirischaftliche Unabhängigkeit des Künstlers bürgt, während 
in den handwerklichen Betrieben des »Wirtschaitlichen Verbandes« 
verstärkte Bindungen des Entwerfenden an den A ısführungsprozeß 
die künstlerische Freiheit mit wirtschaftlichen und technischenn Funk- 
tionen belaste, wird durch sie nicht beweiskräftig gemacht. Zwar ist 
es richtig, daB die Ornmnamentlosigkeit der modernen Möbelformen 
dem Eingreilen der Maschinen breitere Möglichkeiten läßt, als dies 
bei den dem Handwerk zugewandten historischen Stilen möglich 
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war, daß demzufolge die Entwicklung zum kapitalistischen Groß- 
betrieb den Firmen leichter wird, die in ihrer Kunstpolitik die Förde- 
rung moderner Formen aufgenommen haben. Es ist auch richtig, 
daß unter den 500 \Werkbundfirmen etwa die Hälfte kapitalistisch 
organisiert erscheint. Aber damit ist doch nur gesagt, daß die im Werk- 
bunde vertretene kunstpolitische Ideenrichtung die technische 
Verbreiterung der Betriebe fördern und damit die eine Seite der 
kapitalistischen Entwicklungsmöglichkeiten entfalten kann. Für 
den wirtschaftlichen Grad dieser Möglichkeiten, der von 
vielen anderen Fragen des Kredits, der Betriebsverfassung usw, ab- 
hängig ist, ist damit ebensowenig bewiesen, wie für die grundsätzliche 
Verschiedenheit, in der auf Grund dieser kapitalistischen Möglich- 
keiten das Abhängigkeitsverhältnis des Künstlers sich gestalten muß: 
Wir sehen im Werkbunde die gleiche Anzahl namhafter Firmen, die 
nach wie vor, trotz aller neu-stilistischen Säuberungen die wirtschaft- 
liche Grundlage der handwerklichen Organisation bet 
behalten haben, wie wir das Gegenteil, die Entwicklung zum kapi- 
talistischen Großbetrieb ın den Reihen der Mitglieder des »Fachver- 
bandes« wahrnehmen können. 

Jedoch, gesetzt den Fall, daß die von der Verfasserin gedeuteten 
Unterschiede der Abhängigkeitsstufen des Verhältnisses vom Künst- 
ler zum Unternehmer in den beiden namhaften Verbänden wirt- 
schaftliche Wirklichkeit wäre, der Künstler in der Tat in der 
überwiegenden Zahl der \Verkbundfirmen dem Betrieb als solchem 
freier gegenül’er stünde — ist ihm damit die künstlerische 
Freiheit. auf die es letzten Endes ankommt, ist ihm selbst nur die 
technische Beliebigkeit seiner Entwürfe wirklich ganz ver bürgt? 
Gewiß nicht! Gerade in den qualitiziertesten Betrieben der kunst- 
gewerblichen Wohnungsausstattung ist die besondere Zurichtung der 
technischen und arbeitsteiligen Aufmachung derart auf die Entwurf- 
sphären der um Dienste des Unternehmens arbeitenden Künstler 
zugeschnitten, daß Bindung über Bindung des Entwerfenden an die 
Organisation des Betriebs sich überhäufen. Es, werden besondere 
Hölzer auf Lager gehalten und aut Vorrat eingekauft, spezielle Größen 
in stets wiederkehrenden Maßen haufenweise zugeschnitten, besondere 
Maschinenarbeiter nach den Künstlerplänen abgerichtet, auf einen 
Künstler und nur auf diesen eingearbeitete Zeichner bestellt, die 
Zusammenstellung der vorgearbeiteten Möbelteile nach dem Ent- 
wurf von hierauf eigens gedrillten, mit dem Entwerferwillen wohl 
vertrauten Leuten, vo"genommen — kurz Betriebsanordnungen 
getroffen, die in der engen Zugehörigkeit zu den Angaben der ent- 
werfenden Künstler gleichermaßen die Abhängigkeit des Betriebes 
von der Künstlerlaune als auch die strengste Kenntnis und Rück- 
sichtnahme des Künstlers auf den Betrieb wechselseitig und in der 
Gewöhnung des Zusammenarbeitens auch selbstverständlich bedingen. 
Es ist die Tragik der künstlerischen Handarbeit im Kunstgewerbe, 
daß sie, wirtschaftlich aus der Ungeschiedenheit von Ent- 
wurf und Werk des alten Handwerksmeisters durch die Entwick- 
lung der modernen Wirtschaftsordnung herausgerissen, erst in det 
bis zum Aeußersten durchgeführten kapitalistischen, aus Arbeits- 
teilung und Tausch erwachsenen Betriebsordnung den einstigen 
een Glanz, die ästhetische Vollkommenheit wiederfinden 
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Nicht zufällig treten uns deshalb die Kämpfe zwischen den An- 
gehörigen der Kunstindustrie, wie sie um das Programm des Werk- 
bundes sich geschart haben und den Angehörigen des »Kunsthand- 
werks«, wie sie im Fachverband für die wirtschaftlichen Interessen 
im Kunstgewerbe ihren Mittelpunkt finden, mit einer die gewöhn- 
lichen Formen der Polemik überragenden Schärfe entgegen. Nicht 
zufällig auch wehren sich innerhalb des Werkbundes selbst die freien 
Künstler gegen die Versteifung des Werkbundprogramms in einer 
ganz bestimmten kunstpolitischen Richtung. Denn nicht nur Gegen- 
sätze der wirtschaftlichen Abhängigkeiten von Künstler 
und Unternehmer, nicht nur soziale Zwiste und Klassenbestrebungen 
kommen hier zum’ Austrag: Um die besten Elemente einer künstleri- 
schen Weltanschauung, die, in ihrem freien Lauf, in ihrer ureigenen 
letzten Schaffenskraft im arbeitsteilig zugeschnittenen Rhythmus 
schwer gelähmt, den Ausdruck ihrer selbst nur schwerlich tinden 
kann, geht hier der Zwist. 

Es ist deshalb zwar wirtschaftlich, sozialpolitisch, sozialethisch 
sehr berechtigt, die Unterordnung des künstlerisch ins Weite streben- 
den Freigeistes unter soziale Notwendigkeiten zu verlangen und im 
Interesse der Gesamtkultur den Ruf nach typischen, den Bedürf- 
nissen weiter Volkskreise gleichmäßig genügenden, geschmacklich 
einwandfreien Bauten und \Wohnungseinrichtungen zu erheben (die 
Verfasserin hat diesem Wunsche in einem Schlußkapitel Ausdruck 
gegeben) — der Künstler selbst wird seine Freiheit um solcher Ziele 
willen niemals opfern wollen, niemals um wirtschaftlich 
gerichteter Bedingnisse wegen und seien sie noch so sehr den Forde- 
rungen der Sozialmoral verwachsen, die Lust am freien künstlerischen 
Schaffen freiwillig kürzen. »Wie er mußt, so konnt er’s«, das gilt für 
ihn und jene seelischen Voraussetzungen seiner Arbeitslust, ohne 
die schließlich auch der Typus als sein Werk im höheren, im besten 
kulturellen Sinne vergeblich wäre. Hier aber sind die Grenzen jener 
Abhängigkeitsbezirke erreicht, in denen des Künstlers Wesen aus den 
Gebieten des wirtschaftlich Erweislichen in die dunkleren Sphären 
des Metaphysischen, des der individuellen Seelenverfassung einge- 
wurzelten Lebens der Künstler hinüberleiten. Die Verfasserin tat 

t daran, an diesen schwierigen Problemen der Abhängigkeit von 
ünstler und Unternehmer achtlos vorbeizugehn. 
(Bruno Rauecker.) 


4. Sozialismus. 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 
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Hallgarten, Robert: Charles L. Hallgarten. Ver- 
lag von Englert und Scalosser, Frankfurt a. Main 1915. 92 Seiten, 
8%. Preis M. 2.—. 

Es ist eine überaus dankenswerte Aufgabe, der sich in der vor- 
liegenden Schrift sein Sohn unterzogen hat, uns in der Person von 
Charles Hallgarten die Tätigkeit und das Leben eines der größten 
Philanthropen vor Augen zu führen, die Deutschland jemals besessen 
hat. Man staunt bewundernd über die Vielseitigkeit seiner sozialen 
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Interessen und die große Kunst und Geschicklichkeit, von der sich 
Hallgarten bei seinen Wohltätigkeitsbestrebungen leiten ließ. Denn 
daß zwischen Wohltätigkeit und Wohltätiegkeit ein großer Unter- 
schied besteht, das ist bekannt, wie man aber eine segensreiche, ersprieß- 
sprießliche Wohltätigkeit ansübt, dafür war H. gerade ein leuchtendes 
Vorbild. Möge die kleine Schrift recht viele Leser finden, vor allem 
auch ın den Kreisen derer, denen die äußeren Mittel zu Gebote stehen, 
in den Bahnen lallgartens zu wandeln. Denn die Notwendigkeit 
sozialer Fürsorge wird nach dem Kriege außerordentlich vermehrt 
sein, und zu ihrer Durchführung bedart es nicht nur der materiellen 
Mittel, sondern wir brauchen auch mehr wie zuvor Persönlichkeiten, 
denen das Wohltun nicht nur eine Pilicht, sondern eine Freude ist, 
wie es bei H. der Fall war. (P. Mombert.) 


Meister Johann Dietz erzählt sein Leben (Ve- 
lag Lanrewiesche, Ebenhausen). 

Meister Johann Dietz erzühlt uns seine Lebenserinnerungen 
in einem Manuskript, das Ernst Consentius auf der königlichen Biblio- 
thek zu Berlin ausgegraben und herausgegeben hat; eine höchst 
unterhaltsame und belchrende Lektüre, letzteres namentlich bezüg- 
lich des deutschen Gewerbslebens um 1700 herum. Daß Dietz mit hol- 
ländischen Wualfischlängern als Schiffsarzt bis nach Grönland und 
Spitzbergen kommt und gewaltig mit seinen Jagdabenteuern renom- 
miert, interessiert uns hier weniger, so amüsant cs auch zu lesen ist, 
als sein späteres Leben, das sachte im Philistertum verebbt und in 
Halle endisst, wo unser Held geboren. Seine Erinnerungen sind trotz 
des bunten Wechsels der Schauplätze in dieser Beziehung ganz boden- 
ständig, vielfach Ist in seiner derben, ungezwungenen Schreibweise 
deutlich das Hallesche Idiom, das sich ziemlich unverändert er- 
halten hat, zu erkennen. 

Die Erinnerungen der zweiten Lebenshälfte führen uns mitten in 
den übelriechengen Dunstkreis des noch in voller Rechtskraft stehenden, 
aber bereits durch die Einwirkungen des Absolutismus sich zersetzen- 
den Zunitwesens. Dietz, seines Zeichens Balbierer , Feldscher und Wund- 
arzt, welche Gewerbe sich damals noch nicht dissociiert hatten — nur 
der innere Arzt war studierter Doktor — hat schließlich, nachdem 
er weit in der Welt herumgekommıen und auch den Feldzug der Branden- 
burger gegen die Türken mitgemacht, sich in Berlin mit vielen Mühen 
und Optern ein Patent als königlicher Freimeister in Halle erworben, 
da die Hallesche Zunft ihn durchaus nicht aus freien Stücken in die 
Innung aufnehmen wollte. Das Patent verfügt, »daß er in die dortige 
Balbierinnung mitaufgenommen werden und alle derselben Ge- 
rechtigkeiten, als, Jungen zu lehren, Gesellen zu fördern, gleich denen 
anderen Balbierern mitgenießen und im Uebrigen vor einen chur- 
fürstlichen Hotbalbier gehalten und traktieret werden soll«. Schwierig- 
keiten werden vorausgesehen, denn es heißt in einem zweiten Re- 
skript: »Wiewohl wir uns nicht versehen, daß dem Impetranten von 
der dortigen Balbierzunft wegen dessen Einrechnung noch sonsten 
einige Schwierigkeit werde gemacht werden, so haben Wir euch doch 
allenfalls hiemit gnädigst anbefehlen wollen, dieselbe in Zeiten ab- 
zulehnen, zumal Wir Uns um die vorige Innungszahl anitzo, da die 
Universität dasselbst aufgerichtet und die Stadt mehr peuplieret, 
so genau nicht binden können.« 


| 
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D. muß übrigens ein Examen machen, bei dem man ihm nach 
seiner Behauptung ein Bein zu stellen sucht, das er aber erfolgreich 
besteht. Dennoch hören die Schikanen nicht auf, es heißt dalıer in 
einem dritten Reskript: »Weil aus dem Bericht des Magistrats 
zu Halle zu ersehen, daß sich die Balbierinnung sehr ungebührlich 
betragen habe, der Hofbalbier Dietz aber bei dem abgehaltenen Exa- 
men gar wohl bestanden, .... so ist dem Balbiergewerk anzudeuten, 
daß es den Dietz zum Mitmeister annimmt... und zwar mit der 
Verwarnung, daß die Privilegien der Zunft, falls sie sich ungehor- 
sam bezeige, zufgehoben werden sollen.« Ä 

Aber was ist Regierungsschutz, wenn einem unliebsamen Kon- 
kurrenten von den lieben Kollegen das Leben sauer gemacht werden 
soll! D. hatte es später oft bitter bereut, sich von oben her der Zunft 
haben aufoktrovieren zu lassen. »Darum will ich niemard raten, 
wider eine Innung oder Handwerk sich einzudrängen, wie ich es tun 
mußte und das Hofbalbierprädikat suchen, wollte ich anders ın Halle 
mein Brot verdienen.« 

Ein brodelnder Hexenkessel voll Bürgernahrungsgraus, voll 
giftigen Neides, kleinlicher Ränke und Intrigen, Bestechungen und 
Unterschleife, Verleumdungen, Denunziationen und Zuträgereien, 
so stellt sich uns das Zunitleben und die Organisation des Handwerks 
in einer großen Stadt am Anfang des 18. Jahrhunderts dar, nicht 
als eine Anstalt zur Ausübung gegenseitiger Hilfe und Bewährung 
werktätiger christlicher Nächstenliebe, die dem Nächsten sein Gut 
und Nahrung bessern und behüten hilft, wie es die unlistorische 
Ideologie der Mittelständler uns glauben machen will, sondern eher 
als ein Teich voll Krokodilen, deren jedes bereit ist, über den schwä- 
cherwerdenden Nachbar herzufallen und ilın gemeinsam zu zerreißen, 
froh, so wieder einen lästigen Konkurrenten und Kollegen beseitigt 
zu haben. 

Das moderne Individuum, das, aus Handwerks- und Gewer bes- 
handen auferstanden, auf die freie Konkurrenz schilt, weiß nicht, 
daß sich der Kampf um die Nahrung jetzt vielleicht härter gestaltet, 
aber doch in unpersönlicheren und daher weniger gehässigen Formen 
abspielt, als damals, wo die Meister in der Innungsversammlung sich 
rauften und gegeneinander mit anonymen Denunziationen vor- 
gingen. Dieser zünftlerischen Idylle braucht man wirklich keine 


Träne nachzuweinen. (R. Leonhard.) 
Schwann, M.: Ludolf Camphausen als Wirt- 
schaftspolitiker VII, 486 Seiten. — L. Cs. Denk- 


schrijten, wirischaftspolitische Arbeitenund 
Briefe. XII, 498 Seiten. — L.C. als Mitglied und Vor- 
sitzender der Kölner Handelskammer. XII, 556 
Saiten mit G=samtregister. — Veröffentlichungen des 
Archivs für Rheinisch-Westfälische Wirt- 
schafjtsgeschichte. Band 3—5. Essen an der Ruhr. 
G. D. Baedeker, 1915. Preis gebunden zusammen M. 24.—. 

Die Führer des alten rheinischen Liberalismus sind schon mehr- 
fach in Lebensbeschreibungen behandelt worden. Besonders Hansens 
Mevissen hat überaus reichen Aufschluß geboten. Das Interesse 
der Biographen war dabei natürlich besonders auf die politische Be- 
tätigung ihrer Helden gerichtet. Ihre Betätigung im Wirtschafts- 
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leben, besonders ihre wirtschaftspohtische Betätigung wurde zwar 
auch schon naher untersucht, trat aber doch vor der politischen 
mehr in den Hintergrund. Ueber keinen der Führer des rheinischen 
Liberalismus, die {sch alle auch als wirtschaftliche Bahnbrecher 
erwiesen haben, war bisher eine ın erster Linie wirtschaftshistorischen 
Interessen dienende Arbeit erschienen. Hier bleibt künitiger For- 
schung noch ein weites und aussichtsvolles, freilich auch sonst nur 
wenig angebautes und schon deshalb recht schwieriges Arbeitsfeld 
offen. Besonders der Ausbildung des wichtigen Typus der Unter- 
nelımerbiographie wird sie sich noch zu widmen haben. 

Schon Kumpmanns inhaltreiche Studie über die Entstehung 
der Rheinischen Eisenbahngesellschaft (1830—1844) brachte we- 
sentliche Ergänzungen. Noch reicher ist der Ertrag, den Wirtschafts- 
geschichte und Wirtschaftspolitik dem weitschichtigen und doch nach 
großen Gesichtspunkten angelegten Camphausenwerke Mathieu 
Schwanns jetzt zu verdanken haben werden. Ueber das Persönliche 
hinaus kann es zugleich als die erste monumentale Quellenpubli- 
kation zur deutsch-rheinischen Wirtschaftsreschichte der vormärz- 
lichen Zeit bezeichnet werden. Als solche wird Schwanns Werk 
in der wirtschaftsgeschichtlichen Literatur einen Ehrenplatz ein- 
nehmen, zumal da der Verfasser durch eine ausführliche, weit über 
das Nächstliegende hinausgreifende Einleitung von 284 Seiten den 
Zutritt zu den umfänglichen Materialien, die er vor dem Leser aus- 
breitet, beträchtlich erleichtert hat. Diese Einleituns verdient auch 
als wissenschaftliche Leistung für sich eindringende Beachtung. 

Freilich ist auch die Einleitung zu diesem Camphausenwerke 
keine Unternehmerbiographie. Die privatwirtschaftliche Betätigung 
Camphausens tritt darin völlig zurück. Möglicherweise ist sie von 
seiner öffentlichen wirtschaftspolitischen allmählich soweit in den 
Hintergrund gedrängt worden, daß eine besondere Behandlung 
nicht mehr lohnte. Für die kaufmännischen Anfänge würde das 
aber wohl noch nicht gelten, ebensowenig wie für Mevissen im allge- 
meinen. Wenn Schwann Las etwa darauf hinweist, »wie wenig DÉI: 
sönliche Motive und Interessen in sein (C.s) öffentliches Wirken 
hineinspielen«, so wäre es doch vielleicht nicht überflüssig gewesen, 
über diese persönlichen Motive und Interessen, soweit sie dem privat- 
wirtschaftlichen Bereiche angehören, einiges mitzuteilen. 

Schwann behandelt Camphausen nicht als einen Unternehmer, 
sondern, wie auch der Titel der ersten Bandes angibt, als einen Wirt- 
schaftspolitiker, hauptsächlich auf den Gebieten des Verkehrs und 
des Handels und der Organisation wirtschaftlicher Kräfte im allge- 
meinen. Der Niederschlag dieser wirtschaftspolitischen Tätigkeit 
Camphausens findet sich in der zweiten Hälfte des ersten Bandes 
und in den beiden weiteren beigegebenen Quellenbänden. Im ersten 
Bande ziehen die drei glänzenden Eisenbahnschriften Camphausens, 
erschienen 1833—1838, besonders die Aufmerksamkeit auf sich. 
Der zweite ist mit Denkschriften und besonders interessanten Briefen 
gefüllt. Neben seinem geschäftlichen Verhältnis zur Rheinischen 
Eisenbahn bis 1837 ist Camphausens Zugehörigkeit zu der zeitweise 
von ihm geleiteten Kölner Handelskammer die äußere Hauptveran- 
lassung seiner wirtschaftspolitischen Betätigung. Der dritte Band ist 
ausschließlich den von Cainphausen für die Handelskammer erstatteten 
Monats- und Jahresberichten gewidmet. Die geistvolle Art dieser 


H 
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halbamtlichen Camphausenschen Berichterstattung wird in der 'Ein- 
leitung (I, 32 ff. 132 ff. u. ö.) anschaulich charakterisiert. Man 
möchte wünschen, daß daran auch die allgemeinen herrschenden 
Anschauungen über den wirtschaftshistorischen Quellenwert der 
Handelskammerberichte korrigiert würden. Auch legt dieser prächtige 
dritte Band des Camphausenwerkes den Wunsch nahe, neben diese 
nur persönlich-biographischen Motiven ihre Entstehung verdankende 
Veröffentlichung weitere sachlich umgrenzte Publikationen von Han- 
delskammerberichten zu setzen, natürlich nur in Auswahlund mit kriti- 
schem Kommentar. Die auf nationalökonomischer Seite noch vielfach 
vernachlässigte wirtschaftshistorische Quellenkritik im Einzelnen 
würde durch derartige Publikationen von Handelskammerberichten, 
für die Schwanns dritter Band ein Muster aufstellt, wesentlich be- 
fruchtet werden, zumal da die Benutzung der vollständigen Originale 
äußerlich oft sehr erschwert ist. — Camphausen war auch Mitglied 
der Kölner Stadtverordneten (I, 130). Es wäre noch zu untersuchen, 
ob seine Teilnahme an ihren Sitzungen und ihrer Arbeit nicht auch 
für den Wirtschaftspolitiker manches bietet. l 

Da es sich bei den von Schwann zusammengestellten wirtschafts- 
geschichtlichen Quellen um große, vielfach heterogene Massen handelt, 
so wären genauere Inhaltsangaben vorne oder am Rande der ver- 
öffentlichten Dokumente auch für Band I2 und II erwünscht gewesen, 
so wie der Herausgeber sie bei den Handelskammerberichten, wohl 
nach der Vorlage, anwendet. Bei den Briefen finden sich im Inhalts- 
verzeichnis II, S. X ff. kurze Regesten. Man hätte sie aber ausführ- 
licher und auch am Kopfe jedes einzelnen Briefes gewünscht. Auch 
wäre die Benutzung und das Verständnis der Quellen erleichtert 
worden, wenn jedes Stück mit einem Verweise auf die Stelle ver- 
sehen worden wäre, wo es im Texte der Einleitung näher behandelt 
oder auch nur erwähnt wird. Auch die Kommentierung der einzelnen 
Stücke beschränkt sich auf wenige Hinweise. Doch entschädigt für 
manches, was man hier vermissen könnte, das mühevolle, höchst er- 
giebige Werk des Gesamtregisters und vor allem die Einleitung, die 
es wert ist, daß man ihr noch einige Worte widmet. 

Durch seine ganz ins Einzelne gehende Geschichte der Kölner 
Handelskammer, deren erster bis 1831 reichende Band 1906 erschienen 
ist, und durch seine sonstigen Studien!) indem von ihm ausgezeichnet 
geleiteten Rheinisch-Westfälischen Wirtschaftsarchiv war der Ver- 
fasser auf die ebenso dankbare wie dankenswerte Arbeit, Camphausens 
wirtschaftspolitische Arbeiten mit einer Einleitung zu versehen, 
aufs beste vorbereitet. Wenn diese Einleitung jedoch meistens chrono- 
logisch gegliedert ist, so wird das nicht überall Zustimmung finden. 
Sachlich Zusammengehöriges wird dadurch zuweilen ohne Grund 
auseinandergerissen. Auch Wiederholungen kommen gelegentlich 
vor. Wie der Verfasser selbst das Bedürfnis fühlt, Camphausens 
Bankpolitik im letzten Kapitel ohne Rücksicht auf die Zeitfolge im 
Zusammenhang zu behandeln, so hätten auch die Eisenbahn- und 
Schiffahrtsfragen nicht auseinandergenommen zu werden brauchen. 
Im allgemeinen wird man kaum verkennen können, daß die Dar- 








1) Einschlägige Aufsätze Schwanns in der Kölnischen Zeitung 1909, 895, 
Aug, 24 und 1910, 26, Januar g hätten in die Publikation autgenommen 
werden können. 
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stellung so verwickelter wirtschaftsgeschichtlicher Themata, wie sie 
hier nötig wird, in sachlicher, tiematischer Gliederung, die dann natür- 
lich auch in der Ovellenpublikation von Band I, 2 und II noch konse- 
quenter hätte durchgetührt werden können, erfahrungsgemäß am 
klarsten ausfällt. Die zeitlich-kausalen Zusammenhänge der einzelnen 
Materien, besonders der verschiedenen verkehrspolitischen Maßnahmen, 
können auch bei ner straffen sachlichen Gliederung imme: noch zu 
ihrem Rechte komnien. 

Man möchte ılır um so mehr das Wort reden, als die Einleitung, 
was nun einen Ihrer Hauptvorzüge ausmacht, die allgemeinen wirt- 
schaftsgeschichtlichen Zusammenhänge auf breiterGrundlage aufdeckt. 
Diese auch theoretisch geklärte Erweiterung des Gesichtskreises 
ist das eine Mittel, das vom Verfasser mit hingebendem Fleiße heran- 
gezogen wird, um zu einem gerechten Urteile über die verschiedenen 
Seiten der wirtschaftspohtischen Arbeit Camphausens zu gelangen. 
Das andere Mittel ist Schwanns tiefes psychologisches Verständnis 
für Temperament und Geistesart seines Helden. Die Quelle davon 
ist gewiß zunächst eine warme Begeisterung für Camphausens Cha- 
rakter und ganze Persönlichkeit, für seinen hohen und doch erdge- 
borenen Idealismus, für diese seltene Mischung von Wirklichkeitssinn 
und Streben über die Wirklichkeit hinaus. Aber Schwann begnügt 
sich nicht mit ehrlicher Anerkennung und Bewunderung, sondern 
sie treibt ihn nun erst recht zu sorgfältiger psychologischer Analyse. 
Die Folge ist, daß in dieser vornehmlich wirtschaftspolitischen Arbeit 
Camphausen auch als Mensch überall lebensvoll hervortritt, was man 
bald als den Hauptreiz der Einleitung herausfühlt. Diese psycho- 
logische Analyse konnte aber nur durchgeführt werden, wenn auch 
Camphausens Verhältnis zu den Menschen um ihn herum, besonders 
zu seinen Gegnern im Rheinland und bei den Behörden, genauer 
untersucht wurde. Schwann mag in der Berücksichtigung persön- 
licher Irrungen hie und da zu weitgegangen sein: man läßt sich das 
Detail doch gerne gefallen, weil es nirgends den psychologischen 
Hauptzweck aus den Augen verliert. Auch die Beleuchtung des Kamp- 
fes, den Camphausen gegen die preußische Bureaukratie oder viel- 
mehr gegen ihre Auswüchse und für »die parlamentarische Verkehrs- 
form aut wirtschaftlichem Gebiete« (I, 96 f.) geführt hat, gehört in 
diesen Zusammenhang. Dagegen hat Schwann sonst in weiser Be- 
schränkung die Politik meistens beiseite gelassen. Man sollte jedoch 
nicht daraus schließen, daß Camphausen nicht auch als Politiker n 
eine Sonderdarstellung verdiente. Die von Schwann zu günstig be- 
urteilte Biographie Anna Casparys?) und andere neuere Arbeiten 
lassen noch manche Frage offen. — In einer andern Richtung dagegen 
haben auch Schwanns tief eindringende Forschungen noch nic 
immer zu einem bestimmten Ergebnisse geführt. Ein so literari 
Mensch wie Camphausen ist auch als Wirtschaftspolitiker nicht nur 
von der praktischen Anschauung, sondern auch, der Zeit entsprechend, 
literarisch beeinflußt. Neben den trefflich nachgewiesenen persön- 
lichen Einflüssen von P. H. Merkens erinnert der Verfasser z. B. an 
Rau, List, Proudhon und Pereire (I, 20. 107. 177 Anm. 1. 265 ff. u.6-; 

3) Vgl. z. B. F. Meinecke in der Historischen Zeitschrift 92 (1904) S. 3061. 
Ueber Camphausen als Politiker s. jetzt auch E. Brandenburg, Uniersu- 
chungen und Aktenstücke zur Geschichte der Reichsgründung (1916). 
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vgl. S. 47, 129). Es ist aber bisher nicht möglich, die geistigen Zu- 
sammenhänge überall sicher aufzudecken. So bleibt auch diese Ar- 
beit, wenn sie überhaupt ausführbar ist, für Camphausen ähnlich 


wie für Hansemann noch zu leisten. Starke Anregungen dafür gibt 


Hansen in seinem Mevissen. 

Besonders als Eisenbahnpolitiker ist der Wirtschaftspolitiker 
Camphausen weiteren Kreisen bekannt geworden. Erst in Schwanns 
Darstellung kommt die Eigentümlichkeit des Anteils, den Camp- 
hausen an der Rheinischen Eisenbahn von Köln nach Antwerpen 
genommen hat, voll zur Geltung. Lokale und allgemeine Gesichts- 
Ares werden dabei von Camphausen wie von seinem modernen 
nterpreten anschaulich miteinander verbunden. Die allgemeine 
staatswirtschaftliche Motivierung des Kampfes um die Linienführung 
zwischen Köln (Camphausen) und Aachen (Hansemann) darf als 
besonders gelungen bezeichnet werden. Auch der persönliche Streit 
zwischen Camphausen und Hansemann wird mit viel psychologischer 
Feinheit dargestellt. — Vornehmlich nur wegen technischer Schwierig- 
keiten (I, 49) haben übrigens die Kölner die anfänglich (I, 455) auch 
von ihnen über Aachen geplante Linienführung aufgegeben. Wie 
wenig geschäftlicher Eigennutz und stadtkölnischer Lokalpatriotis- 
mus Camphausens Gegensatz gegen die Aachener bedingt haben, zeigt 
sich am deutlichsten darin, daß Camphausen zeitweise der Befür- 
wortung einer Parallelbahn zu seiner eigenen nicht abgeneipt ist. 
Ueberall vertritt Camphausens Eisenbahnpolitik das öffentliche 
Interesse aufs stärkste. Gleich ineiner der ersten Eingaben von 1833 
setzt Camphausen den Uebergang der Eisenbahn in das Eigentum 
des Staates für später voraus (I, 50). Nur weil der Staat sich zurück- 
hält, ist Camphausen später genötigt, den privatwirtschaftlichen 
Rentabilitätsgesichtspunkt stärker hervorzukehren und auch mit 
Rücksicht darauf den kostspieligen Umweg über Aachen zu bekämpfen. 
Die preußische Regierung aber, die Camphausens Eisenbahnpolitik 
und ıhre Motive nicht zu würdigen weiß, entscheidet für den ihr be- 

uemeren, von Schwann scharf kritisierten Hansemann, worauf 

amphausen 1837 aus der Direktion austritt, was ıhn aber nicht 
hindert, auch später dem bald in arge Bedrängnis geratenden Unter- 
nehmen seine Hilfe zu leihen. Noch weniger erlahmt sein allgemeines 
eisenbahnpolitisches Interesse. Besonders aus seiner dritten und be- 
deutendsten Eisenbahnschrift von 1838 ist es ersichtlich. Es charakteri- 
siert den weitgespannten Rahmen der Einleitung, daß sie sich hier 
nicht mit einer isolierten Analyse 3) der Quelle begnügt, sondern 
(I, Iro ff.) lehrreiche Spezialuntersuchungen über die Tariffrage, 
über das Verhältnis von Staat- und Privatgesellschaft, von Monopol 
und Konkurrenz, von autokratisch-autoritativer und wirtschaftlich 
liberaler Anschauung in der Eisenbahnpolitik anfügt, die durch die 
Verwertung späterer theoretischer Arbeiten $t), besonders von Sax 
und dem einer berechtigten Kritik unterzogenen Ulrich beträchtlich 
vertieft werden. Diese Spezialuntersuchungen dienen in erster Linie 
der Rechtfertigung des Camphausenschen Standpunkts, der in Kürze 
hier nicht dargelegt werden kann. Schwann benutzt sie aber unter 


3) Die Analysen der drei Eisenbahnschriften streben nicht nach einer 
vollständigen Uebersicht. 
4) Weitere Literatur z. B. bei Dahlmann-Waitz 8. Aufl. (1912) Nr. 12 389 ff. 
56% 
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Heranziehung von technischen Erwägungen mit Recht auch zur 
Kritik und zum Nachweise der »Fehlerquellen« dieses Standpunktes. 
Die Untersuchung ist hier so breit angelegt, daB man sich nicht mehr 
darüber zu wundern braucht, wie es dem Verfasser I, rot (vgl. 151 f.) 
gelingt, Campnausens allgemeine wirtschaftspolitische Anschauungen 
im Gegensatz zu denen Hansemanns und der Oppenheims in vor- 
trefflicher Weise zu würdigen. 

Neben der Eisenbahnpohtik ist die Zollpolitik diejenige Seite 
der wirtschaftspolitischen Arbeit Camphausens, die wohl am meisten 
allgemeineres Interesse erweckt. Schon in den erten sechs Kapiteln 
geht die Einleitung gelegentlich darauf ein, da die Zollfrage schon 
den angehenden Wirtschaftspolitiker lebhaft beschäftigt. Kapitel 
7 und 8 sind ihr dann ausschließlich gewidmet. Schwann beginnt 
mit einer allgemeinen Würdigung von List und Cobden, die freilich 
noch weiter hätte ausgreifen können. Besonders hinsichtlich Cobdens 
und der Freihandelslehre hätte sich das schon deshalb empfohlen, 
weil Camphausen ıhr viel näher steht als der von ihm nicht ohne 
Schärfe und Bitterkeit abgelehnten Listschen Schutzzollpolitik. 
Mit Rücksicht auf diese notorische Tarteistellung Camphausens 
hätten äußere und innere Gründe für die Entstehung der englischen 
Freihandelslehre immerhin dargelegt werden können, besonders aber 
die Gründe für ihren raschen Siegeszug auf dem Festlande. Auch 
hätte sich eine zusammenfassende Darstellung des Verhältnisses 
des Wirtschaftspolitikers Camphausen zu England sicher gelohnt, 
wieschon ein Blick in das Register zeigt. Es folgt eine Ueber- 
sicht über »\Wandlungen in Theorie und Praxis der Zollgesetz- 
gebung I818—1844«, der I, rot besonders entnommen wird, »daß 
man damals, in den vierziger Jahren, . .. . als Freihändler stig- 
matisiert werden konnte, wo die heutige Zeit vielleicht eine Abstempe- 
lung als Schutzzöllner vornehmen würde«. Gerade in diesem Kapitel 
wird die Breite des vorbereitenden Unterbaus (was auch in der Ueber- 
schrift deutlicher hätte gesagt werden können) besonders sichtbar; 
denn auch die interessanten Duckwitzschen Anschauungen über die 
wichtige Frage der von ihm schiffahrtspolitisch gerechtfertigten 
von Camphausen bekämpften Differentialzölle werden genau be- 
rücksichtigt. (Man vermißt jedoch eine hier kaum zu umgehende 
kurze Uebersicht über die bekanntlich einander widersprechenden 
handelspolitischen Anschauungen der andern rheinischen Liberalen. 
Die Kölnische Zeitung, deren schutzzöllnerische Haltung von Camp- 
hausen I, 209 kritisiert wird, ist übrigens in jenen Jahren mehrfach 
auch freihändlerisch gewesen. Vgl. das interessante Kapitel über 
ihre wirtschaftspolitische Haltung bei K. Buchheim, Die Stellung der 
Kölnischen Zeitung im vormärzlichen rheinischen Liberalismus: Lam- 
prechts Beiträge zur Kultur- und Universalgeschichte 27, 1914, 
Seite 292 ILL — 

Erst nach diesen und andern vorbereitenden Untersuchungen 
(I, 184—201), zu denen auch eine Charakteristik der vormärzlichen 
preußischen Zollpolitik und des Wesens des Zollvereins zu rechnen 
sind, wendet sich der Verfasser zu den zollpolitischen Ansichten 
Camphausens selbst, wie sie besonders auf dem siebenten Rheini- 
schen Provinziallandtage von 1843 und in einem Handelskammer- 
vortrage von 1845 ausgesprochen werden. Schwann zeigt im allge- 
meinen das Bemühen, den Zollpolitiker Camphausen vom doktrinären 
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Freihandelstume möglichst weit abzurücken: »er bleibt bei der Em- 
pirie« (I, 150), überhaupt seine vermittelnde Haltung hervorzuheben, 
besonders wo Camphausen die Schutzzölle durch Prämien (I, 204 f.) 
zu ersetzen vorschlägt. Man braucht in der Tat Camphausens Aus- 
lassungen nur mit den klassischen freihändlerischen zu vergleichen, 
um die Gegensätze zu erkennen. Besondere Beachtung verdient es 
dabei noch, daß für Camphausen die ganze Schutzzollfrage so zu sagen 
mehr eine staatswirtschaftliche als eine volkswirtschaftliche ist 
(vgl. I, 202). Ueberall tritt der starke, auch sozialpolitisch (I, 208 ff.) 
zugespitzte und gelegentlich heftig gegen die preußische Bureau- 
kratie gewandte (I, 233 f.), von der hohen Aufgabe des deutschen 
Zollvereins (I, 237 f.) andrerseits ganz durchdrungene, kräftig ent- 
wickelte Gemeinsinn dieses liberalen Wirtschaftspolitikers in der er- 
freulichsten Weise in die Erscheinung. Das ist eine Tatsache, die gegen 
die übliche Zurückführung wenigstens des ökonomischen Liberalis- 
mus auf einen allgemeinen Individualismus immer wieder bedenk- 
lich machen muß ë). Camphausens eisenbahn- und zollpolitische 
Anschauungen sind wie seine ganze Wirtschaftspolitik von diesem 
Gemeinsinn völlig durchdrungen. In ihm finden sie vielleicht noch 
mehr, als Schwann erkennen läßt, ihr starkes einigendes Band. 
Nur zwei Abschnitte der Einleitung konnten hier kurz berührt 
werden. Sie geben aber schon eine gewisse Vorstellung von dem Reich- 
tum des Gebotenen und können zum Studium der OQuellenbände 
am besten hinleiten. Rheinisch-niederländische und deutsche Ver- 
kehrs- und Handelsgeschichte der vormärzlichen Zeit sind dem Ver- 
fasser für sein schönes Werk zu bleibendem Danke verpflichtet. 
Daß er damit für den zweiten, hoffentlich bald erscheinenden Band 
seiner Geschichte der Kölner Handelskammer eine ausgezeichnete 
Vorarbeit geleistet hat, braucht nur noch angedeutet zu werden. 
(J. Hashagen.) 


— 
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Roesle, E.: Der Geburtenrückgang. Seine Literatur 
und die Methodik seiner Ausmaßbestimmung mit 6 graphischen 
Tafeln. Ergänzungshefte zu dem Archiv für soziale Hygiene und 
Demographie. Heft IV. Leipzig 1914, F. C. W. Vogel. 76 5. M. 4.—. 

Roesle beginnt seine Schrift mit kritischen Erörterungen 
über die Statistik des Geburtenrückganges in der neueren Literatur. 
Dem, was er darüber sagt, ist im allgemeinen durchaus zuzustimmen. 
Er hat durchaus recht, wenn er den großen Dilettantismus und die 
große Oberflächlichkeit tadelt, die sich bei uns so vielfach bei der Be- 
handlung dieser Frage breit machen. Auch an anderer Stelle hat ja 
bekanntlich R. schon früher eine zwar scharfe, aber berechtigte Kritik 
in dieser Beziehung geübt. 

In dem positiven Teil seiner Arbeit setzt sich Roesle in der 
Hauptsache das Ziel, für das Königreich Sachsen die Frage des Ge- 
burtenrückganges, vor allem dessen Zusammenhänge mit der Ver- 
ringerung der Sterblichkeit zu untersuchen. Voraus gehen Erörte- 


5) Vgl. hierzu meine gegen A. Wahl gerichtcten Austührungen in der 
Zeitschritt: ‚Die Parteien‘ I (r912) S. 102 £. 
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rungen über die Bestimmung des Ausmaßes des Rückgangs der Ge- 
burten- und Sterbezifter. Roesles Darlegungen verdienen, was 
die rein statistische Seite der Frage anlangt, alle Anerkennung; in 
äußerst eründlicher und vewissenhafter Weise sucht er mittels der 
statistischen Methode die hierhergehörigen Zusammenhänge zu er- 
klären. 

Was seine positiven Ergebnisse anlangt, so sieht R. das wichtigste 
in dem von ihm geführten Nachweis, daß die Geburtenziffer der Sterb- 
lichkeitszilfer folge und daß in dieser Hinsicht ein kausaler Zusammen- 
han: vorliege, eine Ansicht, die bekanntlich zuerst Budge in sehr 
ausgesprochener Form vertreten hat. Es ist auch meiner Ansicht nach 
zutrefiend, daß ein solcher ursächlicher Zusammenhang beider Er- 
scheinungen vorhanden ist. Die Frage ist nur, wie stark derselbe ist, 
und ob nicht noch andere Faktoren als Ursachen der Geburtenab- 
nahme mitwirken, ein Problem, das Roesle in diesem Sinne gar nicht 
berührt. Er spricht lediglich von dem kausalen Zusammenhang der 
beiden genannten Erscheinungen und glaubt für das Königreich 
Sachsen denselben nachgewiesen zu haben. Er sagt (5.28) liese 
Darstellung zeigt erst die wahre Tendenz beider Kurven; sie zeigt 
uns, daß de Geburtenkurve stets der Sterblich- 
keitskurve tolgt, jedoch in den letzten Jahrzehnten lang- 
samer, wodurch sich der Abstand beider Kurven vergrößerte.s 


»Bringen wir in dem Diagramm Nr. XIV schließlich beide Kur- 
ven auf die logarıtımische Vergleichsskala, so tritt das raschere 
Sinken der Sterblichkeitskurve in den letzten Jahren noch deutlicner 
hervor. Damit hoffe ich gezeigt zu haben, wie weit es mit Hilfe der 
graphischen Methodik möglich ist, den kausalen Zusammenhang 
zweier Erscheinungen aufzudecken.« 

So sehr ich selbst, wie schon betont, an das Vorhandensein eines 
solchen Zusammenhanges, wenn auch in erheblich eingeschränk- 
terem Umfange glaube, so halte ich es doch für prinzipiell unmöglich, 
einen solchen mittels der von Rocsle so hoch geschätzten graphischen 
Methode nachzuweisen. Alle die verschiedenen Formen der letzteren, 
die er anwendet, können doch letzten Endes nichts anders aufzeigen 
als eine gewisse Parallelität in der Entwicklung, während sich innere 
Beziehungen d.h. solcher kausaler Natur, auf diese Weise niemals 
ergeben können. Bei aller Achtung vor dem Fleiß und vor der Gründ- 
lichkeit, mit der hier Roesle vorgegangen ist, muß an dem Ge- 
sagten festgehalten werden. Zur Beurteilung des vorliegenden Pro- 
blems ver weise ich auch auf die aiesbezüglichen Ausführungen Wingens !) 
(a. a. O. S. 51), der zeigt, daß auf Jahre erhöhter Säuglingssterblich- 
keit keineswegs regelmäßig solche mit erhöhter ehelicher Fruchtbar- 
keit folgen. Natürlich wäre es möglich auch diesen Zusammenhängen 
statistisch noch genauer nachzugehen, indem man sonst möglichst 
gleichartige Gebiete mit einer verschiedenen Entwicklung der Sterb- 
lichkeit hinsichtlich des Rückgangs der Fruchtbarkeit miteinander 
vergleicht. Vielleicht wäre es möglich, zu zeigen, daß der Rückgang 
der letzteren vor allem dort eingetreten ist, wo die Sterblichkeit die 
stärkste Abnahme erfahren hat. Auch für das Königreich Sachsen, 








1) Mcmbert »Bevölkerungslehree. Im GrundrißB der Sozialökonomik. 
Tübingen 1914. Abt. II. S. 72 ff. 
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dessen Verhältnisse ja Roesle untersucht, wäre eine solche differen- | 
zierende Methode prinzipiell anwendbar gewesen und vielleicht | 
wäre es ihm auf diese Weise gelungen zu beweisen, was seine graphische | 
Methode, die immer die Verhältnisse des ganzen Landes umfaßt. | 
doch nicht leisten kann. | 
Abgesehen von diesem Hauptbedenken, das ich gegen Roesles 
Beweisführung habe, finden sich doch manche andere Bemerkungen, 
die nicht unwidersprochen bleiben dürfen. Wenn er z. B. S. 14 sagt, 
daß die ganze Geburtenrückgangsstatistik daran kranke, daß der | 
Rückgang der Geburten mit dem Rückgang der Volkszunahme identifi- 6 
ziert wird, so liegt hier wohl lediglich eine irrtümliche Ausdrucksweise | 
vor. Bedenken habe ich auch gegen Roesles Ausdrucksweise } 
S. IQ wo er von einem normalen Maß der Bevölkerungsvermehrung | 
spricht, ohne daß er deutlich darlegt, was er darunter verstanden | 
wissen will. Zwar spricht er anderer Stelle (S. 25) von dem Begriff N 
des Normalen als dem des Durchschnittlichen einer gewissen Zeit- k 
periode. Wenn er auch damit dasjenige sagt, was in der Regel unter 
dem Begriff des Normalen auch in der Nationalökonomie verstanden 
wird, so habe ich doch erhebliche Bedenken in diesem Sinne von z. B. 
einer normalen Volkszunahme zu sprechen; denn die Annahme des 
Zeitraumes, den man als Maßstab benutzt, ist natürlich eine rein 
willkürliche und von dem zu wählenden Zeitraum, und von gar nichts 
anderem, hängt es ab, ob die zu beurteilende Volkszunahme »normal« 
oder »anormal« ist. In diesem Falle bin ich der Meinung, muß man 
das Wort normal im Sinne von ideal, wünschenswert, gebrauchen, 
in dem Sinne, daß man den Maßstab ob »normal« oder »anormal« pY 
von der wirtschaftlichen Entwicklung des betreffenden Landes, oder y 
was dasselbe besagen will, vor derjenigen seiner Bevölkerungskapazität 
herholt. Ueber die Probleme und die Maßstäbe, die hierbei in Frage 
kommen, habe ich mich eingehender an anderer Stelle ausgesprochen. N 
Freilich ist hierzu ein wenigstens prinzipielles Eingehen auf die wirt- ` 
Schaftliche Entwicklung des betreffenden Landes notwendig, was 
jedoch wohl nicht im Rahmen der Untersuchungen Roesles ge- 
legen hat. Damit komme ich zu einem Punkte, an dem ich prinzipiell 
von der Auffassung Roesles und mancher anderen abweiche. Rein 
statistisch betrachtet ist seine Untersuchung von einer vorbildlichen 
Gründlichkeit, wenngleich, wie schon oben betont, eine nach wirt- 
schaftlichen und sozialen Gesichtspunkten vorgehende Betrachtungs- 
weise seine Resultate vielleicht ergiebiger gestaltet hätte, Das Prc 
blem der Geburtenabnahme ist jedoch kein t 
nicht allein mittels de i 
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standes als das natürliche hält. Dieser Glaube wird durch die Un- 
kenntnis der früheren natürlichen Bevölkerungsentwicklung und durch 
falsche Vorstellungen von der Vermehrungstendenz anderer Völker 
genährt. Daher muß es als eine der wichtigsten Aufgaben der 
Statistik angesehen werden, hier Klarl:eit zu schaffen. Wir müssen 
aus der retrospektiven Statistik zu ergründen suchen, welche Schlüsse 
wir in betreitder Tendenz der Bevölkerungsentwicklung ziehen därfen 

Solchen Ausführungen gegenüber kann nicht nachdrück:ich 
genug betont werden, daß die Statistik niemals als solche Aufschluß 
darüber geben kann, ob eine Volksvermehrung natürlich oder unnatür- 
lich ist, d. h. doch wohl gerade richtig oder zu groß ist; denn das wird 
doch unter diesen nicht ganz klaren Ausdrücken zu verstehen sein. 
Die Maßstäbe hierfür kann ganz allein die Entwicklung der Bevöl- 
kerungskapazität eines Landes geben, d.h. bei diesen Schlagworten 
von natürlicher oder unnatürlicher oder normaler Volkszunalhme 
handelt es sich um die schwierigen Zusammenhänge zwischen Be- 
völkerung und Wirtschaft. So kann es durchaus möglich sein, daß 
in ein und demselben Lande in der einen Periode eine große Volksver- 
mehrung als durchaus »natürlich« und »normal« angesehen werden 
muß, während vielleicht ein Menschenalter später, aus Gründen, die 
in der wirtschaftlichen Entwicklung des betreffenden Landes liegen, 
eine wesentlich geringere Volkszunahme als zu gıoß, also als sunna- 
türlich« bezeichnet werden muß. 


Die Statistik ist nicht Wissenschaft an sich, sie ist Methode, 
geeignet und bestimmt, gewisse Zusammenhänge mit bestimmter 
logischer Struktur zu erforschen, ihre Anwendbarkeit hat aber auch 
ihre Grenzen. Wenn auf dem Gebiete des Geburtenrückganges bisher 
vielfach so unbefriedigendes geleistet worden ist, so hat dies einmal 
seine Ursachen darin, wie Roesle mit Recht hervorhebt, daß die 
statistische Seite des Problems häufig nur oberflächlich und dilettan- 
tenhaft behandelt worden ist; eine andre Ursache liegt aber darin, 
daß die betreitenden Schriftsteller die ökonomische Seite des Problems 
vernachlässigt haben. Was wir hier vielfach antreffen ist lediglich 
»Bevölkerungsstatistik«, vielfach auch eine solche, die sehr fein aus- 
gebaut ist und alle Anerkennung verdient. Zu behandeln ist aber diese 
Frage ganz alleın im Rahmen einer »ökonomischen Bevölkerungs- 
lehre«, für welche die Bevölkerungsstatistik weiter nichts ist, als 
eine Methode, von der jene Gebrauch macht. Man leistet der Sta- 
tistik selbst keinen Dienst damit, wenn man sie über die Grenzen 
ihrer Tragfähigkeit hinaus mit Aufgaben belastet, die für sie unlös- 
bar sind. 


Diese Ausführungen sollen sich nicht so sehr gegen Roesle 
richten, als einen mehr prinzipiellen, seine Darlegungen ergänzen- 
den Charakter tragen. Als Statistiker hat er mit Recht auf die Ober- 
flächlichkeit hingewiesen, mit der sich viele Autoren, auch National- 
ökonomen vom Fach, der statistischen Methode bedienen, als National- 
ökonom wollte ich auch einmal auf die andere Seite der Medaille 
hinweisen, darauf, mit welch geringer Gründlichkeit und welch 
geringer Sachkenntnis vielfach an die ökonomische Seite des Pro- 
blems, vor allem auch von Fachstatistikern, herangegangen wird. 


(P. Mombert.) 
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Wingen, O.: Die Bevöikerungstheorien der letz- 
ten Jahre. Ein Beitrag zum Problem des Geburtenrückganges. 
Münchener Volkswirtschaftliche Studien. 136. Stück. Stuttgart 
und Berlin 1915. J. G. Cotta. XII und 205 S. M. 5.—. 

Einen ganz anderen Charakter als die Schrift Roesles trägt 
das Buch von Wingen über die Bevölkerungstheorien der letzten 
Jahre. Hatte sich Roesle vor allem mit einer Spezialfrage des Geburten- 
problems beschäftigt und den Versuch gemacht diese möglichst 
gründlich — wenigstens rein statistisch betrachtet — zu behandeln, 
so sucht Wingen so ziemlich alle Seiten der Frage mit in den 
Kreis seiner Untersuchung einzubeziehen. Das hat dann freilich den 
Nachteil, daß keinem der behandelten Probleme genügend tief nach- 
gegangen werden kann und daß demgemäß die sonst sehr fleißige 
und anerkennenswerte Schrift gegenüber der bisherigen Literatur 
relativ wenig Neues bietet. An sich hat der Verfasser vielleicht gar 
nicht von vornherein diese Absicht gehabt; sein Ziel war wohl mehr 
ein literarhistorisches; aber immerhin sind seine Ausführungen, 
und zum großen Teil auch mit Recht, stark kritisch gehalten und im 
Zusammen'range mit dieser Kritik wäre mancherorts eine etwas 
tiefere Behandlung wohl am Platze gewesen. Was das Buch ferner 
vermissen läßt, ist ein Inhaltsverzeichnis, das dem Leser den Ueber- 
blick über den Gedankengang des Verfassers erleichtert. Nicht ein- 
mal Kapitelüberschriften sind im Text zu finden. Statt dessen hätte 
biet in diesem Buche ebenso wie indem nachhe noch zu besprechen- 
den von Lemanczyk, ohne Schaden das sogen. Literaturver- 
zeichnis fort bleiben können. Ich betone dies, ohne’ damit beiden 
Verfassern einen speziellen Vorwurf machen zu wollen, weil 
sich diese Unsitte gerade in unserer Wissenschaft immer melır ein- 
schleicht, einem Buche ein Verzeichnis der gelesenen und benutzten 
Bücher mitzugeben. Ein solches hat nur dann wissenschaftlichen 
Wert, wenn es vollständig ist. Da ein solches aber im Rahmen einer 
solchen Schrift kaum durchführbar ist, so soll man lieber solch’ em 
Verzeichnis ganz weglassen und die Literatur dort unter dem Text 
nennen, wo man sie benutzt hat, oder sie auf die einzelnen Abschnitte 
je nach ihrer Zugehörigkeit zu den einzelnen Problemen, aufteilen. 

Sachlich möchte ich zu der Arbeit Wingens folgendes be- 
merken: Recht wertvoll sind seine Darlegungen, es war davon schon 
oben die Rede, über den Zusammenhang zwischen Sterblichk it 
und Geburtenhöhe, vor allem über den vornehmlich von Budge 
behaupteten starken Einfluß der Sterblichkeitsabnahme auf das 
Sinken der Fruchtbarkeit. Wenn auch ein gewisser Einfluß nicht 
abzuleugnen sein wird, so gibt uns doch Wingen kleine Auf- 
stellungen, vor allem Vergleiche zwischen Säuglingssterblichkeit 
und ehelicher Fruchtbarkeit in ihrer zeitlichen Auteinanderfolge, die 
immerhin zeigen, daB von dem behaupteten generellen Zu- 
sammenhang keine Rede sein kann. Jedenfalls hat er durchaus recht, 
wenn er auf Grund seiner Darlegungen die gesunkene Mortalität als 
letzte Ursache des Geburtenrückganges ablehnt. Bei der Erklärung 
des Geburtenrückganges stellt er sich in der Hauptsache auf den 
Boden der sogen. Wohlstandstheorie. Er hat es auch — im Gegen- 
satz zu Lemanczyk — verstanden, sich in den Geist dieser 
Theorie einzuarbeiten und weiß, daß dieser Lehre gemäß nicht dem 
Wohlstand als solchem die geburtenmindernde Wirkung zugeschiieben 
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wird, sondern, daB dieser und die zu seiner Messung gewählten Metho- 
den nichts anderes sein sollen als Maßstäbe des rationalistischen 
Denkens und der äußeren Kultur und Bildung, die in einem Volke 
herrschen. Mit großem Geschick weist er auch nach — was vor ihm 
bereits Diehl getan hatte, daß die so anspruchsvoll auftretende 
Erklärung von J. Wolf über die Ursachen des Geburtenrückganges 
im wesentlichen nichts anderes enthält, als was die von ihm bekämpite 
»Wohlstandstheorie« schon zuvor gesagt hatte. Was Wolf als 
»Ordnungssinn« bezeichnet, hat hier den Namen ökonomisches und 
wirtschaftliches Denken. Unterschiede bestehen nur in der Herleitung 
dieses Ordnungssinnes Wolf erblickt sie in dem Fortschreiten 
der elementaren Bildung und es ist Wingen m. E. gelungen, 
diese Erklärung auf ihren richtigen Wert zurückzuführen- Seine dies- 
bezüglichen Aufstellungen sind, durchaus geeignet, mit dieser Er- 
klärung ein für allemal aufzuräumen. 

Es folgen dann bei Wingen eingehende Darlegungen über 
die Preissteigerung der letzten Jahre, die er ebenfalls als Mitursache 
des Geburtenrückganges ansieht. Zwei weitere Abschnitte beschäftigen 
sich dann mit dem Einfluß der Sozialdemokratie und der Konfession 
auf die Minderung der Fruchtbarkeit, also auch mit Anschauungen, 
die ebenfalls in J. Wolf ihren Hauptvertreter gefunden haben. 
Was die Sozialdemokratie anlangt, so weist Wingen durchaus 
mit Recht darauf hin, daß die von J. Wolf bewiesene Paral- 
lelität in der Zahl der bei den Wahlen abgegebenen sozialdemokrati- 
schen Stimmen und der Höhe der Geburtenabnahme gar nichts 
Merkwürdiges in sich schließe, da eben beides in gleicher Weise in 
einer bestimmten geistigen Disposition der Bevölkerung ihre Ur- 
sache habe. 

Nicht ganz folgen kann ich Wingen dort, wo er von dem Zu- 
sammenhang zwischen Konfession und Geburtenabnahme spricht; 
man braucht nicht den Standpunkt derer zu teilen, die diesen Zu- 
sammenhang, wie z.B. J. Wolf oder Lemanczyk ins Unge- 
messene übertreiben um doch zuzugeben, was ich in allen meinen 
Schriften über diese Frage bisher getan habe, daß die katholische 
Kirche dahin tendiert nicht ohne Erfolg den Geburtenrückgang zu 
bekämpfen. Darin hat natürlich Wingen unbedingt Recht, daß 
man einen solchen Zusammenhang nicht in der rohen, naiven Weise 
beweisen kann, wie es in der Regel geschieht, indem man einfach 
nachweist, daß die Fruchtbarkeit bei der katholischen Bevölkerung 
höher ist, als z. B. bei der protestantischen. Das kann auch ganz andere 
Ursachen haben, auf de Wingen mit Recht hinweist, wenn 
er die Verschiedenheiten beider Konfessionen hinsichtlich der Wohn- 
weise in Stadt und Land, hinsichtlich des Wohlstandes und der 
Berufszugehörigkeit betont. Trotz alledem glaube ich, daß ein sol- 
cher Zusammenhang in begrenztem Umfange vorhanden ist, wenn 
es auch deutlich ist, daß auch bei der katholischen Bevölkerung der 
diesbezügliche EinfluB immer weiter durch die wirtschaftliche Ent- 
wicklung zurückgedrängt wird. Denn auch innerhalb jener ist die 
Fruchtbarkeit in der Abnahme begriffen. In einem Schlußabschnitt 
bespricht dann Wingen die zu erwartenden schädlichen Folgen 
des Geburtenrückganges und die Mittel ihnen zu begegnen, Fragen. 
die zu schwierig sind, als daB es möglich wäre sie auf so wenigen Seiten 
wiees Wingen tut, befriedigend zu behandeln. Gerade auch in 
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diesen letzten Seiten zeigt sich vornehmlich die unleugbare Schwäche 
des Buches, daß es zu viel und vielerlei in seinen Rahmen einbeziehen 
will und deshalb auch wichtige Fragen nur oberflächlich behandeln 
kann. (P Mombert.) 


Lemanczyk, A.: Die Geburtenfrequenz in den 
vorwiegend katholischen und den vorwiegend 
protestantischen Teilen Preußens und ihre 
Entwicklung. München und Leipzig 1915. Duncker und 
Humblot. VI, 78S. M. 2.80. 

Dem auch in der Besprechung des Buches von Wingen be- 
reits berührten Zusammenhang zwischen Konfession und Geburten- 
frequenz ist die kleine Schrift von Lemanczyk speziell ge- 
widmet. Die Frage wird auf Grund der Verhältnisse in den vorwiegend 
katholischen und vorwiegend protestantischen Teilen Preußens be- 
handelt. Nach kurzen einleitenden Vorbemerkungen werden unter- 
sucht: Die allgemeine Geburtenziffer, der Geburtenüberschuß, die 
eheliche Fruchtbarkeit, sodann werden, als entgegenstehende An- 
sichten die Rassentheorie und die Wohlstandstheorie besprochen. 
Wenn ich auch den Ergebnissen des Verfassers, wenigstens in ihren 
Uebertreibungen, nicht beizustimmen vermag, und in wichtigen 
Punkten mich gegen seine Darlegungen wenden muß, so erkenne ich 
doch gerne an, daß er den Versuch macht, das von ihm angeschnittene 
Problem gründlich zu prüfen und daß trotz mannigfacher Mängel 
in dieser Hinsicht seine Schrift höher steht, als die meisten anderen 
Schriften, die eine analoge Tendenz vertreten. Ganz zustimmen 
kann ich ihr in ihren einleitenden Ausführungen, vor allem dort, wo 
gesagt wird, daß »wirtschaftliche, soziale, rechtliche, hygienische und 
nicht in letzter Linie ethische Momente« zusammenwirken, um den 
Geburtenrückgang erklärlich zu machen. Auch darin stimme ich 
Lemanczyk bei, daß je nach der Eigenart ihrer Lebensauffassung 
und Weltanschauung die Menschen in verschiedener Weise auf die 
oben genannten Momente reagieren, ebenso darın, daß zwischen den 
einzelnen Religionsbekenntnissen in dieser Beziehung erhebliche 
Unterschiede bestehen. 

In den folgenden Ausführungen sucht L. zunächst den Nach- 
weis zu führen, daß in den vorwiegend katholischen Gebietsteilen 
Preußens die allgemeine Geburtsziffer und der Geburtenüberschuß 
größer sind als bei der protestantischen Bevölkerung. Beides ist 
wenigstens im allgemeinen durchaus zutreffend, aber beides auch 
zunächst sehr nichtssagend; denn aus einer solch einfachen Gegen- 
überstellung ergibt sich zunächst nichts, das auf bestimmte Ursachen 
dieser Unterschiede schließen ließe. Denn hier werden noch keinerlei 
Unterschiede hinsichtlich der Siedelungsweise, der Berufszugehörig- 
keit, des Wohlstandes usw. gemacht. Ein weiterer Abschnitt behandelt 
die eheliche Fruchtbarkeit und hier macht nun L. auch den Versuch, 
auf genauere und gründlichere Weise dem bewußten Zusammenhang 
nachzugehen. Schon die Methode der Messung der Geburtenhäufig- 
keit wird hier durch Berechnung der ehelichen Fruchtbarkeitsziffer 
und der auf eine Eheschließung entfallenden Kinderzahl eine ein- 
wandfreiere.e. Merkwürdig berührt es dabei, daB der Verfasser hier 
in einem im Jahre 1915 erschienenen Buche nur die Entwicklung der 
Fruchtbarkeit bis zu den Jahren 1905/06 vlt. während doch durchaus 
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die Möglichkeit vorgelegen hätte mit den Jahren 1910/11 abzuschließen. 
Warum gerade die allerneueste Entwicklung für die vorliegende 
Frage besonders bedeutsam ist, wird nachher noch darzulegen sein. 
Lediglich bei Berechnung der ehelich geborenen Kinder auf eine 
Eheschließung wird auch die allerneueste Zeit berücksichtigt. Das Er- 
gebnis ist hier ebenfalls, daB ın den katholischen Gebieten die Frucht- 
barkeit eine höhere ıst, als ın denjenigen mit vorwiegend protestan- 
tischer Bevölkerung. Mit diesem Ergebnis sagt der Verfasser natür- 
lich keineswegs etwas Neues; das war schon lange bekannt und unbe- 
stritten. Oben sind seine Worte zitiert worden, mit denen er die 
Mannigfaltigkeit der Ursachen darlegt, die auf den Rückgang und die 
Höhe der Fruchtbarkeit von Einfluß sind und er betont auch immer 
wieder diese Tatsache, ist auch hier weit entfernt davon, den ganzen 
Unterschied in der Höhe der Fruchtbarkeit lediglich auf den Ein- 
fluß der katholischen Relirion zurückzuführen. Gerade aber, wo 
L. dieses alles weiß, wäre es eine sehr verlockende und verdienstliche 
Aufgabe gewesen auf statistischem Wege den Versuch zu machen, 
wenigstens Anhaltspunkte dafür zu gewinnen, wie hoch etwa 
der Einfluß rein quantitativ zu werten ist, 
der unter diesen mannigfaltigen Ursachen der katholischen Religion 
und der damit verbundenen Weltanschauung als solcher zukommt. 
Freilich restlos ist diese Aufgabe mit dem Material, das der Statistik 
heute zu Gebote steht, unlösbar; aber immerhin wäre es mittels einer 
differenzierenden Betrachtungsweise möglich gewesen, erheblich mehr 
an Ergebnissen zutage zu fördern, als es L. auf seine Weise gelun- 
gen ist. 

Nach dieser Feststellung der Tatsachen geht der Verfasser dann 
dazu über, den inneren Ursachen nachzugehen, auf weiche die ver- 
schiedene Fruchtbarkeit bei beiden Konfessionen zurückzuführen 
ist. Dem was er hier sagt, ist mit einer Ausnahme durchaus zuzu- 
stimmen; daß der verschiedene Einfluß in Frage kommt, den die 
katholische und protestantische Kirche auch auf sexuellem Gebiete 
über ihre Gläubigen hat, ist unbestreitbar richtig. Fraglich, da durch- 
aus unbewiesen, dagegen ist des Verfassers Behauptung, daß darin 
die ausschlaggebende Ursache für die verschiedene Gestaltung der 
Fruchtbarkeit bei beiden Konfessionen liege. Hierbei handelt es 
sich eben um das Maß des Einflusses, ein Problem, dem jedoch der 
Verfasser, wie schon oben hervorgehoben, bedauerlicherweise nicht 
näher getreten ist. Ich sage, bedauerlicherweise, weil es auf diese 
Weise allein möglich "gewesen wäre, einiges Licht und einige Klar- 
heit in den Streit der Meinungen zu bringen. Denn darüber — das 
kann nicht nachdrücklich genug hervorgehoben werden — besteht 
kein Streit, ob die katholische Kirche nach der genannten Seite einen 
bestimmten Einfluß auszuüben vermag; sondern lediglich darüber, 
wie stark, wie groß dieser Einfluß ist, ob nicht andere Faktoren stärker 
und mächtiger sind und ob der Einfluß der Kirche stark genug ist, 
auf die Dauer mit Erfolg dagegen anzukämpfen, Sagt doch der Ver- 
fasser selbst (S. 29): »Jedoch darf keineswegs behauptet werden, 
daß die Katholiken von den modernen Tendenzen der Geburtenein- 
schränkung gänzlich unberührt geblieben seien. Diese haben viel- 
mehr auch hier Eingang gefunden, wie die Entwicklung des letzten 
Jahrfünfts zeigt. Nach unseren Berechnungen S. 28 können die ka- 
tholischen Regierungsbezirke eine Abnahme der ehelichen Frucht- 
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barkeit fast in demselben Maßstabe, wie die protestantischen ver- 
zeichnen;...« Daraus ergibt sich, daß eben hinsichtlich der Ge- 
burtenhäufigkeit der Einfluß der katholischen Kirche nicht mehr als 
»ausschlaggebende Ursache« in Frage kommt, sondern, daß andere 
Faktoren stärker, d.h. ausschlaggebender, gewesen sind. 

Es folgen dann seine Darlegungen »Entgegenstehende Ansichten«, 
unter denen zuerst die »Rassentheorie« einer kritischen Besprechung 
unterzogen wird und sodann beginnt er sich eingehend mit der »Wohl- 
standstheorie« auseinanderzusetzen und wendet sich dabei in erster 
Linie gegen die Beweisführung, mit der ich diese Theorie zu begrün- 
den versucht habe. Was er dagegen vorbringt, fordert in hohem Maße 
zu einer Gegenkritik heraus, die in den folgenden Zeilen gegeben 
werden soll. 

Hier muß ich zuerst den Vorwurf gegen Lemanczyk er- 
heben, daß er zur Bekämpfung meiner Ansichten lediglich meine 
ältesten Arbeiten über diesen Gegenstand benutzt, während es sonst 
wissenschaftlicher Brauch ist, wenn man die Anschauung eines Autors 
bekämpfen will, dessen neuesten und nicht die ältesten Darlegungen 
desselben, wie L. es tut, zugrunde zu legen. Er benutzt nur meine 
im Jahre 1908 erschienenen »Studien«, während er meinen im Jahre 
ıgı2 in dieser Zeitschrift erschienenen Aufsatz »Ueber den Rück- 
sang der Geburten- und Sterbeziffer« im Literaturverzeichnis zwar 
zitiert, ihn aber bei seinen Ausführungen nicht heranzieht, und 
meine bereits im ersten Halbjahr 1914 im Grundriß der Sozialökono- 
SE erschienene Arbeit »Bevölkerungslehre« anscheinend gar nicht 

ennt. 

Worin bestehen nun die kritischen Argumente Lemanczyks 
gegen die Wohlstandstheorie? Aus seinen Darlegungen ergibt sich 
zunächst aufs das deutlichste, daß er den ganzen Sinn dieser sog. 
Wohlstandstheorie, wie so mancher andere vor ihm, nicht verstanden 
hat, daß er gar nicht sieht, um welche Zusammenhänge es sich dabei 
handelt. So lesen wir z. B. bei ihm (S. 51): »So erscheint der Geburten- 
rückgang in Frankreich in der Hauptsache als eine Frucht der mo- 
dernen Aufklärung, der Rationalisierung des ganzen menschlichen 
Lebens und der Abkehr von der bindenden Kraft der Religion; keines- 
wegs aber kann man die Abnahme der Geburtenzahl auf wirtschaft- 
liche und soziale Ursachen allein zurückfülhren.« Eine analoge Ent- 
wicklung beobachten wir z. B. auch in Belgien, auch in den deutschen 
katholischen Landesteilen, in denen nach dem eigenen Zugeständnis 
des Verfassers der Rückgang der Fruchtbarkeit in den letzten Jahren 
nicht geringer gewesen ist, als in den protestantischen (S. 28 und 29). 
Ich vermisse bei ihm ein genügendes Eingehen auf diese Erscheinung, 
die doch von ihm logischerweise nur damit erklärt werden kann, 
daß auch bei der katholischen Bevölkerung der diesbezügliche Ein- 
fluß der Religion im Schwinden begriffen ist. Die Erklärung dafür 
hat L. bereits in seinen oben für Frankreich zitierten Worten gegeben, 
in denen er ganz zutreffend sagt, daß die moderne Aufklärung, die 
Rationalisierung des ganzen menschlichen Lebens die Wirkung der 
Religion zurückgedrängt habe. Wenn dies aber richtig ist, so liegt 
wiederum logisch betrachtet, dort, wo auch bei der katholischen 
Bevölkerung die Geburten an Zahl zurückgehen, die Ursache nicht an 
dem Schwinden des kirchlichen Einflusses, sondern in den Momenten, 
welche dieses Schwinden bewirken, d. h. nach den eigenen Worten La 
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denen ich vollkommen beistimme, an der Rationalisierung unseres 
menschlichen Lebens. Nun ist die weitere Aufgabe zu untersuchen, 
was diese Rationalisierung bewirkt hat, und hier setzt die sog. 
Wohlstandstheorie eim und ich darf nun diese in der Formulierung 
noch einmal folgen lassen, die ich ihr neuestens gegeben habe, die sich 
aber sachlich genan mit dem deckt, was ich auch früher darüber ge- 
sagt habe’): »Wohlstand und Kultur werden je 
doch hier keineswegs als die unmittelbaren 
Ursachen hingestellt, welche diese Kleinhal 
tung der Familie bewirken; sie sind es viel 
mehr nur, welche das wirtschaftlich-ratie 
nalistische Denken erzeugen, jenes steigende 
Verantwortungsgefühl für die Kinder, jenen 
sozialen Ehrgeiz, aber auch jene Bequemlich- 
keit, die dann erst ihrerseits diesen geburten- 
mindernden Einfluß ausüben. Und über den Zu- 
sammenhang zwischen Religion und Fruchtbarkeit, speziell über 
den Rückgang der letzteren auch innerhalb der katholischen 
Bevölkerung habe ich an der gleichen Stelle (S. 44) gesagt: »\Venn 
man darauf hinweist, daß die zunehmende »Entkirchlichunge 
zum großen Teil den Rückgang der Geburten verschuldet habe, so 
übersieht man, daß es sich hierbei nicht nur um einen Kansal- 
nexus handelt, sondern um zwei PVarallelerscheinungen, Ent- 
kirchlichung und Geburtenrückgang, beides hervorgerufen durch den 
zunehmenden Rationalismus unserer Zeite Das gleiche gilt natür- 
lich von der politischen Stimmenabgabe. Trotzdem ist sicher zu- 
treffend, daß die katholische Kirche dem Eindringen dieses ratio- 
nalistischen Geistes größeren und erfolgreicheren Widerstand ent- 
gegensetzt; nur darf man dieses Moment nicht so übertreiben, wie 
es geschehen ist. Man kann sagen, daß sich beide Konfessionen hier 
etwa zueinander verhalten, wie Stadt und Land. Wie dieses mit 
seinen ganzen Lebensgewohnheiten und Anschauungen dieser mo- 
dernen Denkweise schwerer zugänglich ist, als die Stadt, so gilt dieses 
auch für die Angehörigen der katholischen Kirche, oder überhaupt 
dort, wo noch ein stärkeres religiöses Gefühl vorhanden ist.« 

Der Kausalnexus ist also der: Abnahme der 
Fruchtbarkeit, hervorgerufen durch Entkirch- 
lichung, diese hervorgerufen durch zuneh- 
menderationalistische Denkweise, dieseihrer- 
seits zurückzuführen auf wirtschaftliche und 
soziale Faktoren, bei denen dem Wohlstand 
eine ausschlaggebende Rolle zukommt. Die Tat- 
sache, daB innerhalb der katholischen Bevölkerung die Fruchtbar- 
keit eine höhere ist, besagt also für denjenigen, der den Sinn der sog. 
Wohlstandstheorie richtig erfaßt hat, gar nichts gegen di. Richtigkeit 
derselben. Die katholische Religion, ebenso wie die Zugehörigkeit 
zu gewissen Berufen oder das Wohnen auf dem Lande, setzen nur 
diesen Wirkungen zunehmenden Wohlstandes auf die Denkweise 
der Bevölkerung stärkeren Widerstand entgegen, der aber auch auf 
die Dauer unter dem Druck dieser wirtschaftlichen und sozialen Fak- 
toren erlahmen muß, wie die neueste Abnahme der Fruchtbarkeit 
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auch in katholischen Gebieten auf das deutlichste erweist. Ich ver- 
zichte aus Gründen des Raumes, näher an dieser Stelle darauf einzu- 
gehen, daß Lemanczyk in durchaus unzureichender Weise 
sich mit der Tatsache abfindet, daß bei uns die katholische Bevöl- 
kerung den weniger wohlhabenden Schichten angehört und auch ın 
stärkerem Maße landwirtschaftlich tätig und auf dem Lande wohn- 
haft ist, als die Angehörigen anderer Konfessionen. 

Nun noch zu einem letzten Punkte, in dem ich mich mit dem 
Verfasser vorliegender Schrift auseinanderzusetzen habe; da es sich 
hier um ziemlich ins Einzelne gehende Streitfragen handelt, zu 
deren kritischer Behandlung mir hier im Felde die nötigen Unterlagen 
fehlen, so kann ich nur auf einiges Allgemeinere zu sprechen kommen. 
Es handelt sich dabei für S. wieder um die Widerlegung der Wohl- 
standstheorie. 

Ich hatte s. Z. die hohe Fruchtbarkeitsziffer trotz hoher Spar- 
tätigkeit in einigen katholischen Gebieten aus 3 Ursachen heraus zu 
erklären versucht: Ir. aus Verschiebungen im Altersaufbau in der 
Richtung einer Verjüngung der im zeugungsfähigen Alter stehenden 
Personen; 2. durch Zuwanderung sozial sehr tief stehender Schichten, 
insbesondere aus dem Osten nach dem Westen; 3. durch Zunahme der 
im Berg- und Hüttenbau tätigen Bevölkerung. Diese Erklärungen 
muß Lemanczyk widerlegen, um so dartun zu können, daß die 
dortige trotz großen Wohlstandes vorhandene höhere Fruchtbarkeit 
lediglich mit der katholischen Religion dieser Bevölkerung zusam- 
menhängt. 

Meine an erster Stelle genannte Erklärung will der Verfasser 
damit widerlegen, daß er auf meine Ansicht hinweist, daß die bisherige 
Verringerung der Fruchtbarkeit im wesentlichen auf den Willen der 
betreffenden Personen zurückzuführen gewesen sei, und daß ich damit 
zugestehe, »daß nicht so sehr der Altersaufbau, als vielmehr der Wille, 
nur eine bestimmte Anzahl von Kindern zu haben, die Höhe der ehe- 
lichen Fruchtbarkeitsziffer regelt. Ganz schön und gut. L. hätte 
recht, wenn es sich hier um ein Gebiet und um einen Personenkreis 
handelte, der sich von solchen rationalistischen Erwägungen leiten 
ließe. Wo das der Fall ist, mag die Bedeutung des Altersaufbaues 
zurücktreten. Er denkt aber nicht daran, daß ıch aus den eben unter 
2 und 3 genannten Gründen das Vorhandensein dieses rationalistischen 
Denkens, d.h. dieses Willens, bestreite. Damit erledigen sich seine 
diesbezüglichen Ausführungen. er 

2. Was mein zweite oben genannte Erklärung, die Zuwanderung 
tiefer stehender Schichten aus dem Osten, anlangt, so sucht L. dies 
dadurch zu widerlegen, daß er darauf hinweist, daß auch andere Ge- 
biete — hier weist er besonders auf Berlin, Hannover und Potsdam 
hin — einen ähnlich hohen Wanderungsgewinn, wie die katholi- 
schen Industriebezirke des Westens, aufweisen. Ja, sieht L. denn 
nicht, daß es nicht auf den \Vanderungsgewinn als solchen, als viel- 
mehr auf die Herkunft der Einwandernden ankommt! Gar zu leicht 
darf man sich doch eine Widerlegung nicht machen und wer bei aner 
Kritik nur an Nebensächlichem hängen bleibt, ohne auf den springen- 
den Punkt einzugehen, darf sich nachher nicht beklagen, wenn man 
über derartige Argumente und Ausführungen einfach zur Tagesord- 
nung übergeht. Jedoch begnügt sich L. nıcht mit dieser Gegenüber- 
stellung allein. Er bemerkt, daß seiner Meinung nach der Tiefstand 
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der Einwanderer aus dem Osten »keine ausreichende Erklärunge 
gebe für die groben Unterschiede in der Fruchtbarkeit zwischen den 
katholischen und protestantischen Ehepaaren des preußischen Staates. 
Ganz richtig. Dieser Faktor soll auch keine »ausreichende Erklärunge 
abgeben; denn er Ist von mir nur als eines der verschiedenen Mo- 
mente hingestellt worden, neben Altersaufbau, neben verschiedener 
Heiratsfrequenz u.a.m., welche die hohe Fruchtbarkeit bewirken. 
Wenn Lemanczyk in diesem Zusammenhang schreibt: »Trotz- 
dem sehen wir aber in den Industrierrebieten des Westens eine höhere 
Yruchtbarkeitszilfer, als in den östlichen Provinzen, vor allem in dem 
vorwiegend protestantischen und »armen« Ostpreußen und Lüneburg, 
so übersieht er vollkommen den verschiedenen Altersaufbau der Ver- 
heirateten und die ganz verschiedene Ehehäufigkeit dieser Gebiets- 
teile. 

3. Hier bestreitet L., daB die Berufstätigkeit als solche einen 
Einfluß auf die Höhe der Fruchtbarkeit ausübe, er behauptet viel- 
mehr, daß die hohe Fruchtbarkeit bei den Bergleuten mit deren ein- 
facer Lebensweise zusammenhänge und ferner damit, daß man es 
hier mit einer vorzugsweise katholischen Bevölkerung zu tun habe. 
Dies alles zugegeben — ich habe noch nie bestritten, daß die katholische 
Relision hierbei einen gewissen Einfluß ausübe — ist denn damit 
etwa widerlegt, daB auch die Barutstätigkeit von Einfluß ist? Auch 
die Tatsache, daB in Bergbaudistrikten mit protestantischer Bevölke- 
rung die Fruchtbarkeit geringer ist, als dort, wo die katholische Be- 
völkerung vorherrscht, enthält keinerlei Gegenbeweis, da der Beruf 
ja nur einer der zahlreichen Faktoren sein soll, die von Einfluß auf 
die Fruchtbarkeit sind. Im übrigen stimme ich L. auch darin zu, 
wenn er S. 65 davon spricht, daß die Beschäftigungsart einen höch- 
stens nebensächlichen Einfluß ausübe. Es handelt sich lediglich darum. 
ob er vorhanden ist; mehr habe ich nie behauptet. Ich verzichte 
darauf, noch weiter auf die Art der Beweisführung von Lemanczyk 
einzugehen. Das Gesagte möge genügen. 

Er bekämpft die Wohlstandstheorie, um die Unterschiede in der 
ehelichen Fruchtbarkeit auf den stärkeren Einfluß der Kirche mög- 
lichst ausschließlich zurückzuführen zu können. Daß dieser Ein- 
fluß vorhanden ist, ist so gut wie unbestritten; hier lag aber für L. kein 
Problem mehr vor. Ein Problem, das wissenschaftlicher Behandlung 
wert ist, ist einmal Anhaltspunkte dafür zu gewinnen, wie stark dieser 
Einfluß anderen Faktoren gegenüber ist, und dann die Frage, woher 
es kommt, daß trotz dieses Einflusses der katholischen Religion auch 
in katholischen Gebieten die eheliche Fruchtbarkeit zurückgeht. 
Nach beiden Seiten hin versagt die Schrift, aber ganz vor allem auch 
nach dieser letzteren Seite hin. Hier wäre L. dann unfehlbar auf das 
Problem gestoßen, welche Faktoren es sind, vor denen hier der kirch- 
liche Einfluß zurücktreten muß und bei Erörterung dieser Frage 
hätte er sich mit der »Wohlstandstheorie« auseinandersetzen müssen. 
Ich hoffe, daß er ein anderes Mal zu dieser Frage Stellung nimmt. 
Gerade auch vom Standpunkte der katholischen Kirche aus liegt 
hier das Hauptproblem vor, ohne daß ihre Anhänger dazu bis heute 
in einer einigermaßen wissenschaftlich befriedigenden Weise Stel- 
lung genommen hätten. 

(P. Mombert.) 
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Warszawski, M. J.: Die Entwickelung der guts- 
herrlich-bamerlichen Verhältnisse in Polen 
und die Bauernfrage im XVIII. Jahrhundert. 
Zürich und Leipzig 1914. Rascher. 

Aus der Fülle von in deutscher Sprache erschienenen, zum Teil 
recht minderwertigen Arbeiten über polnische Wirtschafts- und 
Agrargeschichte hebt sich die Arbeit von W. insofern vorteilhait her- 
aus, als sie uns einen anschaulichen und prägnanten Ueberblick über 
die Ursachen gewährt, welche zur Ausbildung und zum Untergang 
der dem polnischen Staat verderblichen olıgarchischen Adelsherr- 
schaft geführt haben. 

Eine ursprünglich starke Königsgewalt wird durch Konzes- 
sionen und Schenkungen an den Amts- und Militäradel immer dünner 
und fadenscheiniger, bis die Monarchie nur noch zur dekorativen 
Spitze einer dezentralisierten Adelsrepublik wird, die in eine Anzahl 
Wee: autonomer Gutsbezirke zerfällt. 

m Gegensatz zu anderen polnischen Autoren, die aus leicht 
begreiflichen Gründen den Anteil der deutschen Kolonisation an der 
Struktur des polnischen Staatswesens zu verkleinern gesucht haben, 
führt Autor die Entstehung konsolidierter Agrarverhältnisse über- 
haupt erst auf die deutsche Einwanderung zurück, welche die 
bis dahin noch zähtlüssige, noch nicht recht seßhaft gewordene 
polnische Volksmasse erst zur Gerinnung, zu Stabilität bringt. Erst 
damals finden überhaupt Landvermessungen statt, während bis 
dahin nur die Leute, noch nicht das Land, Wert besessen hatten. 
Ist doch der Pole ursprünglich nicht, wie sein Name besagt, Feld- 
mensch, sondern Waldmensch, der von dem schwankenden Ertrage 
der Jagd, der Fischerei und Bienenzucht lebt und davon nur sehr 
schmale und unsichere Anteile dem Grundherrn abgeben kann. Um so 
willkommener waren dem letzteren die mit den Kolonen abgeschlos- 
senen festen Verträge nach deutschem Recht, die ihm Bargeld und 
bestimmte Kornanteile sicherten. Die fast autonome Verwaltung 
und Gerichtsbarkeit der Dorfgemeinde, die sich durch den Schulzen 
selbst regiert, wird aber, da der Landesherr, der auf seine Regalien 
auf deutschem Kolonisationsgebiet ausdrücklich verzichtet hat, nicht 
mehr imstande ist, die Kolonisten zu schützen, außerdem den Klein- 
adel gegen die Magnaten ausspielen will, bereits im Laufe des 15. Jahr- 
hunderts wieder rückgängig gemacht und die Leistung der Kolonen 
erhöht. Dies schon lange bevor die Möglichkeit stärkeren Getreide- 
exports die Grundherren zu eigener Produktion anregte. 

Ueber diesen interessantesten Punkt nicht nur der polnischen, 
sondern indirekt auch der deutschen Wirtschaftsgeschichte — von 
einer angeblichen Sperrung des polnischen Bodens will z. B. Oppen- 
heimer die Explosion des deutschen Bauernstandes von 1525 
ableiten — gehen die Meinungen der polnischen Wirtschatts- 
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historiker auseinander; einige, mit ihnen auch unser Autor, nehmen 
einen stärkeren Export bereits im 15. Jahrhundert an. Es scheint 
indessen unter Zurrundelesung der Quantitätsirage, daß durchaus 
erst in der zweiten Halfte des 10. und der ersten des 17. Jahrhunderts 
ein stärkerer Export und mit ilım die Ausdehnung des Gutslandes 
auf Kosten des Bauernlandes eintritt. Wenn bereits in der zweiten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts die Bauern an die Scholle gefesselt und 
ihre Leistungen erhöht werden, so ist der Grund wohl mehr in der 
barbarisch-luxuriösen Lebenshaltung der polnischen Magnaten und 
dem von ihnen großrezogenen Parasitismus zu suchen, da sich jeder 
mit einem möglichst großen Hofstaat schmarotzender Müßiggänger 
umgibt. Nur ein kleiner Teil der Nation arbeitet ja und muß den 
anderen durch seine Abgaben ernähren. Diese Erklärung, die mir 
in der einschlärigen Literatur noch nicht begegnet ist, genügt völlig 
zur Begründung der erhöhten Naturalleistungen der Bauern. Sehr 
bezeichnend ist auch, daß die Freizügigkeit schon lange vor der Erhöh- 
ung der Frondienste, mithin also vor der Ausdelinung des Guts- 
landes auf Kosten des Bauernlandes, aufgehoben wird. 

Als die eigentliche Periode der Umwandlung der Grundherrschaft 
in die Gutsherrschaft kann man erst die Zeit von etwa 1550 bis 1640 
bezeichnen. Die zweite Hälfte des 17. Jahrhunderts macht dann 
durch verwüstende Kriege den durch die Frondienste der Bauern 
bestellten Großbetrieb der Gutsherren für längere Zeit leistungs- 
unfähig, und im 18. Jahrhundert geht Preußen, wie bereits Ende 
des 17. Jahrhunderts England, mit schutzzöllnerischen Maßnahmen 
gegen den polnischen Getreideimport sowohl wie auch gegen die 
bloße Durchiuhr vor, so daB der Export nur noch zu schlechtesten 
Preisen erfolgen kann, welche Polen im Ausfuhrhafen Danzig vom 
Ausland diktiert werden. Verstärkter Export aus notleidenden 
Gegenden kann das Geschäft nicht mehr lohnend machen. Die dring- 
lichen wirtschaftlichen und pclitischen Nöte zeitigen dann zwischen 
den einzelnen Teilungen des unglücklichen Landes eine Art von Re- 
formliteratur, der W. aber zuviel Ehre antut, wenn er sie in physio- 
kratische und kameralistische einteilt; es handelt sich, nach den 
Proben zu urteilen, nur um roh-empirische Schriften, die, alle aus der 
Klasse des gutsbesitzenden Adels hervorgegangen, dessen Rechte 
und Privilegien durchaus schonen wollen. W. zerstört schonungslos 
die schöne Legende, der polnische Adel habe in großmütigem Ver- 
zicht seine Bauern befreien wollen und sei nur durch die dritte Tei- 
lung in diesem plilanthropischen Beginnen gestört worden. 
Gegenteil, bis zuletzt wollte die polnische Schlachta auf kein Jota 
ihrer usurpierten Vorrechte verzichten, vielmehr dieselben als wohl- 
erworbene Eigentumsrechte dem Schutze des zu schaffenden zen- 
tralistischen Staates unterstellen. 

Mit voller Klarheit geht aus den Darstellungen von W. hervor, 
daß es aus der Sackgasse der polnischen Adelsrepublik keinen Aus- 
weg mehr gab, keinen Rückweg zum zentralistischen, modernen 
Staat. Das Exportinteresse hatte dem Adel alle kriegerische Kraft 
genommen, ohne ihm bürgerliche Tugenden zu geben, einen städti- 
schen Mittelstand hatte man geflissentlich nicht aufkommen lassen, 
die Bauern, die man nicht befreien wollte, hatten am Fortbestand 
des Adelsstaates, der zuletzt in nahezu autonome, sich selbst ver- 
waltende Woiwodschaften zerfallen war, kein Interesse mehr. Das 
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Schicksal dieses Staates und seiner Lenker, wenn auch nicht das des 
niederen Volkes, war wohl verdient. Sicher hat es die bäuerliche Be- 
völkerung Polens selbst unter russischem Regime besser gehabt 
wie unter polnischem, von den Verdiensten der preußischen Ver- 
waltung in Westpreußen una Posen um die Befreiung und ökonomische 
Hebung de: dortigen Bauernstandes ganz zu schweigen. 

(R. Leonhard.) 
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Caemmerer, Charlotte von: Berufskampdf der 
Krankenpflegerin in Krieg und Frieden. Mün- 
chen 1915. Duncker u. Humblot. 153 S. geb. M. 2.80. 

Der Krieg hat ein bis dahin wenig beachtetes Spezialproblem 
der Sozialpolitik aufgerollt: Die eigenartige Situation, in welcher 
sich die berufsmäßige Krankenpflegerin befindet, ist nämlich durch 
den Krieg noch verschärft worden. Die Krankenpflege gehört in 

Deutschland zwei verschiedenen Sphären an. Sie ist z. T. noch (und 

zwar zu sehr erheblichem Teil) ın caritativen Verbänden gegeben 

(Mutterhäuser) nur zu geringem Teil berufsmäßige Kranken- 

pflege. 1907 wurden in der Berufszählung ca. 75 000 Krankenpfleger- 

innen erhoben. Hiervon waren 47 000, also nahezu */, katholische 

Ordensschwestern, evangelische Diakonissinnen und Rote Kreuz- 

Schwestern, lediglich 28 000, deren Zahl sich allerdings erheblich 

vermehrt haben dürfte, sind private Krankenpflegerinnen. Immer 

mußte schon ein gewisser Antagonismus zwischen diesen beiden Rich- 
tungen gegeben sein. Denn die caritativen Organisationen stehen 
gleichsam nicht innerhalb des Erwerbslebens, während die berufs- 
mäßigen Pflegerinnen nicht mitdem Leben abgeschlossen haben, sondern 
die Krankenpflege als Erwerb betreiben. Vielfach mag Krankenptlege 
als Erwerb nicht sonderlich hoch geachtet werden — wenigstens deutet 
die scharfe Ablehnung, welche die Behörden und die Heeresverwal- 
tung am Beginn des Krieges "Geen die Heranziehung von Beruts- 
pflegerinnen an dern Tag legten, darauf hin. Es wäre sonst nicht er- 
klärlich, daß man sich in den Rote Kreuz-Lazaretten mit gänzlich 
57” 
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oder fast gänzlich ungeschultem freiwilligem Pflegepersonal behalf, 
während Hunderte von ausgebildeten Ptlegerinnen arbeitslos spa- 
zieren gingen. ` Sie sind dann z. T. in österreichischen Lazaretten 
verwendet worden. Nur einzelnen gelang es, durch besondere Be- 
ziehungen in die Krankenptlege Einlaß zu finden! (S 13.) Auch 
ökonomische Gründe können nicht angeführt werden, da sich alle 
diese Ptlegerinnen unentgeltlich, lediglich gegen Gewährung von 
freier Verptlegung, dem Roten Kreuz zur Verfügung gestellt hatten. 
Hier liegt eben eine starke Abneigung gegen die berufsmäßigen Pile- 
gerinnen vor, hauptsächlich wohl aus der Empfindung, daß es »un- 
weiblich« sel, aus der Krankenpflege ein »Geschäft« zu machen. 
Der Krieg aber hat diese Fragen der weiblichen berufsmäßigen 
Krankenpflege nicht erst aufgeworten, sondern verschärft: denn daß 
die berufsmäßige Krankenpflegerin sich nicht hoher sozialer Schätzung 
erfreut, daB das öffentliche Bewußtsein dieser Schicht berufstätiger 
Frauen gegenüber noch immer mit einem veralteten Schema operiert, 
liegt z. T. an ırrıgen Vorstellungen über die Herkunft des Pflege- 
personals (nach einer privaten Statistik stammen ca. 50 % der or- 
ganisierten Berufskrankenpilegerinnen aus gehobenen sozial und 
wirtschaftlich nicht ungünstigen Verhältnissen) und an der von den 
Pflegerinnen selbst am meisten beklagten mangelnden Ausbildung. 
Die Heranbildung der Krankenschwestern erfolgt in den Kranken- 
anstalten, dauert dort Jedoch nur ein Jahr, nach dessen Ablauf durch 
staatliche Prüfung ein Diplom erworben werden kann. Die Ausbil- 
dung ist, wie die Verfasserin nachweist, außerordentlich kurz, die 
Pflegerinnen sind während derselben mit untergeordneten Arbeiten 
überlastet, die Ausbildung selbst erfolgt nicht allseitig, sondern nur 
in speziellen Zweigen der Krankenpflege — kurz in einem gewissen 
Sinn finden wir alle übeln Begleiterscheinungen des »Lehrlingswesenst, 
mit welchem die Ausbildungszeit ja viel Aehnlichkeit hat. Ein Ver- 
gleich mit der amerikanischen Methode (mehrjährige Ausbildungs- 
zeit, außerordentlich eingehende theoretische und praktische Unter- 
weisung, Ausbildung in allen Spezialzweigen der Krankenpflege, 
Heranbildung zur Verwaltung der Krankenanstalten) zeigt, 
daß auf diesem Gebiete Deutschland noch weit zurückgeblieben ist. 
Daß wir es in der Krankenpflege mit einem Gebiet zu tun haben, 
in welchem um die elementarsten Errungenschaften des Arbeiter- 
schutzes noch gekämpft werden muß, sieht man aus den Erhebungen 
über die Arbeitszeit der Krankenpflegerinnen. Die zahlreichen Daten, 
welche das Buch der Frau von Caemmerer enthält (S. 40 ff.) zeigen, 
daß sowohl, was die Länge der Arbeitszeit als die Verteilung derselben, 
die Pausen, Nachtruhe anlangt, die Berufspflegerinnen weit ungün- 
stiger daran sind, als die erwachsenen männlichen Arbeiter in der 
Industrie. 57,1 % des weiblichen Anstaltspersonals haben nach der 
amtlichen Statistik (für August IgIo) eine längere als rostündige 
Arbeitszeit; nach der Statistik der Berufsorganisationen sind es 
sogar 83 %. Die Differenz erklärt sich daraus, daß in der amtlichen 
Statistik nur die vorgeschriebenen Dienststunden, nicht die tatsäch- 
lich geleisteten erhoben werden. Auch nach der amtlichen Statistik 
sind durchschnittlich täglich beschäftigt: ır—ız Stunden: 22 % 
(private Statistik: 27,8 %); 12—13 Stunden: 8,8 % (12,7 %); 13—14 
Stunden: 15% (96%); 14—15 Stunden: 0,7% (4%) usw. 
immer abzüglich der Pausen. Nach einer privaten Erhebung der 
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Berufsorganisation, welche von der Verfasserin bearbeitet wurde, 
ergeben sich als Arbeitszeit mit Pausen 7—II Stunden lediglich: 
8,55 %; ıI—ı2 Stunden: 9,9%; 12—13 Stunden: 14 %; 13—I4 
Stunden: 43,4 %; 14—15 Stunden: 17,5 %; 15—17 Stunden: 6,7 %. 

Am günstigsten liegen die Verhältnisse in Laboratorien, Büros, 
Sprechstunden, am ungünstigsten in Irrenanstalten. Dort haben 
26,3 % der Pflegerinnen 15—16 Arbeitsstunden. (Sind doch in 
Heilanstalten und Genesungsheimen die Schutzbestimmungen der 
G.O. bezüglich der Frauenarbseitszeit nicht in Geltung!) Auch hier 
unterscheidet sich das deutsche Systm grundlegend vom englischen. 
In England und Amerika wird regelmäßig in Tag- und Nachtschicht 
gearbeitet und dadurch schon übermäßige Arbeitszeit verhindert; 
in Australien ist sogar das Dreischichtensystem ı ingeführt. Deutsch- 
land hat aber nicht nur die längsten Arbeitszeiten, sondern zugleich 
(da kein regelmäßiger Schichtwechsel gegeben) auch Nachtdienst 
neben dem Tagesdienst. So haben nach der amtlichen Erhebung 
von den rund 30 000 Krankenpflegerinnen ca. 9000, also 30 % Nacht- 
dienst außer der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit, Lë davon einmal, 
Lé zweimal, die übrigen auch öfters (1000 Pflegerinnen haben täglich 
Nachtdienst!). Besonders häufig ist dieser Nachtdienst bei den Ange- 
hörigen der caritativen Krankenpflege. Hierbei ist die »gestörte Nacht- 
ruhe« nicht einmal berücksichtigt. (Nicht so häutig ist regelmäßiger 
Nachtdienst bei den privaten Pflegeschwsstern gegeben: 17%.) — 
Aehnlich ungünstige Verhältnisse liegen in der Gewährung von Urlaub 
vor. Dieser ist nıcht einmal ganz regelmäßig und meist sehr kurz; 
meist ist die Ermüdung der Pilegerinnen durch ihren Beruf so groß, 
daß der Urlaub lediglich der elementarsten physischen Erholung 
gewidmet werden muß. 

Mit diesen anstrengenden Arbeitsverhältnissen steht die Ein- 
kommenshöhe in krassem \Viderspruch, oder besser gesagt, im Ein- 
klang, daja in der Regel ungünstige Arbeitsverhältnisse Symptome einer 
ökonomisch schlechten Position sird, und umgekehrt. Nach der 
erwähnten privaten Erhebung hatten im Jahre 1912 von den Kranken- 
pflegerinnen, welche lediglich gegen Bargehalt tätig waren: 62 % 
ein Einkommen von weniger als 1200 Mark jährlich; die Pflegerinnen 
mit: freier Station hatten zu 54 % Barbezüge von weniger als 600 
Mark. Auch hier zeigt sich durchaus parallel, daß die besten Ein- 
kommensverhältnisse dort gegeben sind, wo auch die übrigen Arbeits- 
bedingungen (Arbeitszeit, Pausen, Urlaub) am günstigsten geregelt 
sind. Ebenso ungünstig sind die Wohnverhältnisse. Auch hier wieder 
im Gegensatz zu den Gepflogenheiten englischer und amerikanischer 
Krankenanstalten: selten nur haben Pflegerinnen besondere Räume, 
meist sind sie zu 2 und 3, selbst 4 auf ein Zimmer angewiesen, ohne 
daß ihnen für freie Zeit andere Räumlichkeiten zur Verfügung stehen 
würden. Besonders ungünstig sind die Verhältnisse in den »Schwe- 
sternhäusern« der Großstädte, die von privaten Krankenpflegerinnen 
häufig aufgesucht werden. Hier handelt es sich eigentlich um Aus- 
wüchse der privaten Stellenvermittlung. Die Organisation ist hier 
nicht immer gleich — oftliegt ein (für die Pflegerinnen) sehr ungünsti- 
ges Mietverhältnis ver, z. T. aber treten die Pilegerinnen direkt in 
den Dienst des »Heimes«, gegen festes Monatsgehalt, wofür dem Schwe- 
sternheim die Möglichkeit gegeben ist, die Arbeitskraft der Kranken- 
pflegerin zu verwerten. Die Verfasserin berechnet z. B., daß in solchen 
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Berliner Heimen den Krankenschwestern 35 Mark an Monatsgehalt 
bezahlt wird; bei den in Berlin üblichen Pflegegeldern von 5—6, 
ja 8 Mark täglich, und der Annahme von 200 Pflegetagen zu 5 Mark 
sowie So Nachtwächen zu O Mark ergibt sich eine Bruttoeinnahme 
von 1450 Mark, von denen die Heiminhaberm nach Abzug ihrer Aus- 
lagen und des Gehalts an die P’flegerin einen Gewinn von 600 Mark 
jährlich erzielen kann. Auch dort, wo die Ausbeutung nicht so in- 
tensiv ist, sind die Mietverträge und Forderungen für Verpflegung 
sehr hohe. Abhilfe hiergegen konnte lediglich durch genossenschatt- 
liche Organisation geschaiten werden. 

Diesen ungünstigen Arbeitsverhältnissen korrespondiert eine 
sehr mißliche Kechtislage. Die Schutzbestimmungen der GO. 
(Arbeitszeit der Frauen usw.) tinden auf die Pflegerinnen keine An- 
wendung. weil sie in der Regel in Anstalten tätig sind, welche nicht 
dem Erwerb dienen, also nicht der GO. unterstehen. Die von der 
Regierung zugesagte verwaltungsmäßige Beeinflussung der Arbeits- 
verhältnisse hat bisher nirgends eine merkliche Besserung bewirkt. 
Ebenso ist die Regelung der Versicherungsfrage noch sehr unbe- 
friedigend. Daher strelen die Krankenpilegerinnen die Einbezie- 
hung in ein einheitliches Privatangestelltenrecht an. 

Zu den bisher erwähnten Problemen der Berufspflegerinnen, 
wie sie bei allen sozial noch nicht erwachten Schichten sich gleich- 
mäßig finden, treten noch spezielle Fragen: so insbesondere, ob und 
in welchem Umfang die Frauen zur Pflege männlicher Kranker zuge- 
lassen werden sollen. Mit Recht hebt die Verfasserin hervor, daß diese 
Frage nur deshalb ın Deutschland ihre große Wichtigkeit bekommen 
konnte, weil man der Krankenpflege als Beruf mit zu wenig Sachlich- 
keit begegnet. Sowie ın Holland, Dänemark und England die Frauen 
bereits durchwegs in der Männerpflege zu Hause sind, wie Virchow 
bereits 1869 Frauen für die Pflege in Männersälen gefordert hat, 
so ist auch in Deutschland wohl jetzt durch den Krieg diese Frage 
schon als nahezu entschieden zu betrachten. Daß in größtem Umfang 
während des Krieges weibliche Pflegerinnen zur Anwendung gelang- 
ten, läßt es als ausgeschlossen erscheinen, daß der vor dem Krieg be- 
tonte Standpunkt noch festgehalten werden kann. 

Ebenso dürfte in der Frage der Pflegerinnentracht bald sich die 
Ueberzeugung durchsetzen, daß die Heraushebung durch die Klei- 
dung nicht mehr den geänderten Verhältnissen entspreche. Je mehr 
die Krankenpflege zu einem gegen Bezahlung ausgeübten Beruf wird, 
je mehr der strenge caritative Charakter schwindet, um so weniger 
werden die Pflegerinnen auf die Berufskleidung selbst Nachdruck 
legen. Auch hygienische und medizinische Gründe sprechen für Ab- 
schaffung der Berufstracht. 

Nach all dem bisher Gesagten ist es nicht verwunderlich, wenn 
die Berufsorganisation der Krankenpflegerinnen noch durchaus 
in den Anfängen steht. Die meisten Verbände, deren es eine ganze 
Reihe gibt, sind noch reine Fachverbände, ohne Ausrichtung auf 
ökonomische Ziele Das Prinzip jedoch, daß die Krankenschwester 
nicht auf eigene Faust ihrem Beruf nachgeht, ist auch hier noch z. T. 
erhalten, insofern als die Mitglieder dieser Vereine auch als angestellte 
Gehaltsschwestern des Verbandes tätig sein können. Sie können 
auch — je nach Wahl — als freie, auf eigene Rechnung pflegende 
Schwestern arbeiten. Erst in der neuesten Zeit haben sich daneben 
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moderne Berufsverbände, nach Art der Gewerkschaften, 
gebildet. So der Deutsche Verband der Krankenpfleger und Pfleger- 
innen (gegründet 1903), der einechristliche Gewerkschaft 
ist, welche männliches und weibliches Krankenpflegepersonal gemein- 
sam organisiert (Organ: Der Krankenpfleger). 1915 zählte der Ver- 
band 2100 Mitglieder (darunter 730 Krankenpflegerinnen); auch im 
Rahmen der freien Gewerkschaften ist das Pflegepersonal organi- 
siert, und zwar angegliedert dem Verband der Gemeinde- und Staats- 
arbeiter (eignes Organ: Die Sanitätswarte). Die Organisationen 
sind nicht bloß Konkurrenzverbände, sondern unterscheiden sich 
auch in prinzipiellen Fragen voneinander: Die christliche Gewerk- 
schaft verwirft für das Pflegepersonal den Streik, die;freie Gewerk- 
schaft will auf ihn als letztes Mittel der Interessenvertretung nicht 
verzichten. 

Es entspricht aber durchaus der Eigenart des Pflegerinnenbe- 
rufes, daß sie auch zu einer besonderen Berufsorganisation gelangt 
sind. 1903 wurde in Berlin (von Agnes Karll) die Berufsorganisation 
der Krankenpflegerinnen Deutschlands mit 30 Mitgliedern gegründet. 
Der Verband zählte am ı. I. 1915 3377 Mitglieder: (Organ: Unter 
dem Lazaruskreuz). Der Verband ist anfangs sehr rach, späterhin 
aber bedeutend langsamer angewachsen. Die Verfasserin führt das 
darauf zurück, daß der Verband zugleich Fachverband und Schwe- 
sternschaft sein, also auf die alte Form der Gesinnungs- und nament- 
lich Erziehungsgemeinschaft nicht verzichten will. Durch dieses 
Anklammern an alte Organisationsformen aber wird die Entwick- 
lung der Berufsorganisation gehemmt. So kann man ihn auch noch 
kaum als einen modernen Berufsverband ansprechen — worauf üb- 
rigens auch der Umstand hinweist, daß die Zugehörigkeit zu diesem 
Verband von vielen öffentlichen und privaten Krankenhäusern nicht 
geduldet wird, ohne daß seitens der Organisation dagegen ein Protest 
laut wurde. Die Krankenschwestern wissen wahrscheinlich, wie 
die Verfasserin hervorhebt, gar nichts davon, daß sie ein;Koalitions- 
recht besitzen. Es kann aber nur eine Frage der Zeit sein, bis auch sie 
ihre Organisation als Gewerkschaft auffassen. Dann eröffnet sich 
ihnen ein reiches Betätigungsfeld. Denn noch heute steht die über- 
wiegende Mehrzahl aller Krankenpflegerinnen außerhalb der Organi- 
sation (20 000) und die Arbeits- und Lebensverhältnisse sind so un- 
befriedigend, daß bei der großen Wichtigkeit des Berufs und dem großen 
Mangel an tüchtigen Krätten Erfolge unschwer erzielt werden könnten. 

Das Erscheinen des anregend geschriebenen Buches ist als er- 
schöpfende Behandlung eines wichtigen sozialpolitischen Problems 
mit Freuden zu begrüßen. Die Verfasserin, welche die hier berührten 
Fragen theoretisch wie praktisch glänzend beherrscht, hat sich da- 
mit bei ihren Berufsgenossinnen ein großes Verdienst erworben. Dar- 
über hinaus ist ihre Schrift wieder ein Beweis dafür, wie wenig unter- 
richtet wir noch über manche sozialen Zustände sind, und daß wir 
leider sicher sein können, überall, wo die Dinge sich selbst über- 
lassen bleiben, auf die schwersten MißBstände zu stossen. j 

Lei 
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ıg. Handel und Verkehr. 


Kertesz, A.: Die Textilindustrie Deutschlands 
im Welthandel. Verlag von Friedrich Vieweg und Sohn. 
Braunschweig 1915. 8°. 102 S. Mk. 3.50. 

Wir haben es in der vorliegenden Schrift mit einer recht fleißigen 
Zusammenstellung über die verschiedenen Zweige der Textilindustrie 
in den einzelnen Staaten zu tun. Es werden in ihr die Baumwoll- 
industrie, die Wollindustrie, die Seiden- und Kunstseidenindustrie, 
die Leinen- und Juteindustrie behandelt, und innerhalb dieser ein- 
zelnen Industrien dieentsprechenden Verhältnissein den einzelnen Län- 
dern dargestellt. Die Schiift trägst aber durchaus den Charakter eines 
Nachschlagwerkes; denn es werden nur Daten und Tatsachen gegeben 
und vergebens würde man in ihr nach einer Deutung oder Erklärung 
der mannigfachen Fragen suchen, die sich unwillkürlich beim Lesen 
dieser Zahlen ergeben. Auch der einleitende allgemeine Teil läßt 
solche Erörterungen vermissen, trotzdem sich hier reichlich Gelegen- 
heit geboten hätte auf solche einzugehen. Ich möchte z. B. auf fol- 
gendes hinweisen. Es ist hier die Rede von den relativ ungünstigen 
finanziellen Ergebnissen der deutschen Textilindustrie. Was Kertesz 
hierfür zur Erklärung anführt, ist doch nicht ganz zureichend. Ich 
vermisse hier z. B., wie in der ganzen Schrift, ein Eingehen auf die 
Preisentwicklung von Rohstoffen und Fertigfabrikaten. Wir hören 
immer bei Baumwolle und Wolle von den Gesamteinfuhrmengen 
und den Gesamteiniuhrwerten; da hätte es doch nahe gelegen beide 
Größen einmal für einen längeren Zeitraum in ein Verhältnis zu setzen. 
Für andere Zwecke habe ich ver kurzem berechnet, daß während im 
Jahre 1912 der Wert der deutschen Mehreinfuhr an Merino- und Kreuz- 
zuchtwolle und Roh-Baumwolle einen Wert von rund 856 Millionen 
Mark gehabt hat, diese Mehreinfuhr des genannten Jahres gemessen 
an den Einfuhrpreisen der Jahre 1899—I900 nur rund 720 Millionen 
Mark gekostet haben würde. Welchen Einfluß hat die Steigerung 
der Rohstoffpreise auf die Entwicklung und Rentabilität der deut- 
schen Textilindustrie ausgeübt; ist es dieser gelungen durch techai j 
Verbesserungen oder durch eine entsprechende Steigerung der Fertig- 
fabrikatpreise auch b ider Austuhr sich einen gewissen Ausgleich zu ver- 
schaffen? Wie oft hören wir aus den Kreisen der Fertigfabrikat- 
industrie die Klage, daß bei der Ausfuhr der Verdienst immer ein 
geringerer werde. Trıfft das auch für die Textilindustrie bei uns zu? 
Solcher und ähnlicher Fragen mehr tauchen auf. In dem vorliegenden 
Buche, das doch »die Textilindustrie Deutschlands im Welthandel« 
darstellt, ist aber von diesen doch gewiß wichtigen Problemen keine 
EES (P. Mombert.) 


20. Privatwirtschaftslehre (Handelswissenschaft). 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 


Wagemanns Ernst: Die deutschen Kolonistien 
im brasilianischen Staate Espirito Santo. 
München und Leipzig 1915, Duncker und Humblot. 

Diese Schrift bildet ein Stück der Untersuchungen, die der Verein 
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für Sozialpolitik als Band 147 über die Ansiedlung von Europäern 
in den Tropen veröffentlicht. Der Verf. will einen Beitrag zu dieser 
Frage, insbesondere auch zu der Unterfrage nach der physischen 
Akklimatisierbarkeit der Weißen an das Tropenklima stellen. Und, 
um das vorwegzunehmen, er kommt zu einem höchst günstigen 
Ergebnis. Noch in der dritten Generation sind die eingewanderten 
Deutschen, obwohl sie in bescheidenen und allgemein-hygienisch 
‚ungünstigen Verhältnissen leben, so kräftig, daß sie einen jährlichen 
Ueberschuß der Geburten über die Sterbefälle von 4 auf 100 Lebende 
aufweisen, und daß die jährliche Gesamtsterblichkeit dauernd unter 
I0 auf 1000 Lebende kommt: also Ergebnisse, die das Verhältnis 
2.B. in Deutschland weit übertreffen. 

Aber Wagemann beschränkt sich nicht darauf, diese physischen 
Fragen zu erörtern, sondern er gibt auf I5o Seiten eine eingehende 
Schilderung der Lebensverhältnisse der deutschen Kolonisten des 
Landes, die um so mehr unser Interesse verdienen, als sie an Zahl 
(18.000) die der in den deutschen Schutzgebieten lebenden Deutschen 
übertreffen. Seit 1847 haben Deutsche (vorwiegend Pommern, Sachsen 
und Schweizer, in der Mehrzahl Protestanten) im brasilianischen 
Staate Espirito Santo, der etwa die Größe der Provinz Hannover 
hat, sich angesiedelt. Sie haben es in diesem Lande, in dem in den 
höher gelegenen Bezirken die durchschnittliche Jahrestemperatur 
21°C bei etwa 2000 mm jährlicher Regenmenge, in dem Tieflande 
die mittlere Jahrestemperatur gegen 26°C und die Regenmenge 
nur 500 mm beträgt, also in durchaus tropischem Gebiete zu einer 
kleinbäuerlichen Landwirtschaft gebracht, die fast alle wesentlichen 
Bedürfnisse für den Lebensunterhalt selbst liefert und gleichzeitig 
für den Ausfuhrhandel in großem Maßstabe Kaffee produziert. Ihr 
schnelles Wachstum, ihre geringe Verschuldung sprechen dafür, 
daß sie eine wirtschaftlich. noch günstigere Zukunft vor sich haben. 

Demgegenüber ist das Geistesleben von recht bedeutender 
Primitivität. Lesen, schreiben und rechnen kann nur ein Bruchteil 
der deutschen Bevölkerung (etwa ein Drittel) in einigermaßen brauch- 
barem Umfange, der Zusammenhang mit Deutschland ist, trotz der 
sorgfältigen Bewahrung der Heimatssprache, gleich null, die Landes- 
sprache haben sie nicht erlernt. Auch die Produktion des Kaffees 
geschieht nach ziemlich primitiven Methoden, vor allem im Raubbau 
und unter Investition minimaler Kapital- und ganz geringer Ar- 
beitsmengen. 

Trotz alle dem aber stehen die deutschen Siedler so außerordent- 
lich hoch über der Kultur der Brasilianer, unter denen sie leben, daß 
die guten Hoffnungen des Verfassers berechtigt erscheinen. 

(Herman Kranold.) 


22. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 





23. Genossenschaftswesen. 


24. Finanz- und Steuerwesen. 


Teschemacher, Dr. Hans: Reichsfinanzreform 
und innere Reichspolitik 1906-1913. Ein 
geschichtlichesVoyspiel zu den Ideen von1ıg14. 
Berlin 1915, Jul. Springer. VII und oss 
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Wenn uns zu Ausgang des Jahres 1915 eine Schrift auf den Bücher- 
tisch gelegt wird mit dem Titel »Reichsfinanzreform und innere 
Reichspohtik IGE6—IQL3«, so wird kaum jemand, der sie zur Hand 
nimmt, die Frage unterdrücken können: Was soll dieses Buch in 
diesem Zeitpunkt? Wo sind die Fäden, die es mit den uns alle be- 
herrschenden Gegenwartsereignissen und Zukunftsaufgaben ver- 
binden? Will man uns auf die Lösung der gewaltigen finanziellen 
Aufgaben der nächsten Zeit vorbereiten? Die Antwort scheint der 
Verfasser zu geben, in dem er zu dem Titel noch den Zusatz macht: 
Ein geschichtliches Vorspiel zu den Ideen von 1914. Das klingt viel- 
versprechend, aber um es gleich zu sagen, die Erwartungen, die dieser 
Untertitel weckt, werden nicht erfüllt. Aus dem Wirrsal der inneren 
Politik von 1906/13 werden uns nicht die Fäden aufgewiesen, die zu 
den »Ideen von IgI4« führen. Es wäre auch ein vergebliches Be- 
ginnen, nach tieferen Beziehungen solcher Art suchen zu wollen. 
dem sogenannten Vorspiel ist von den »Motiven« der Handlung von 
1914 kaum etwas zu finden. 

So bleibt denn, wenn wir von der aktuellen Aufmachung ab- 
sehen, die finanzgeschichtliche Einzelstudie, für die wir dem Ver- 
fasser aufrichtig dankbar sein können. In liebevoller Anteilnahme 
geht er den politischen und wirtschaftlichen Kräften nach, die sich 
in der Finanzgesetzgebung von 1906/13 ausgewirkt haben. Die 
Finanzkritik kommt dabei nur gelegentlich und unzulänglich zu 
Wort. Feinsinnig aber ist die Darstellung der allgemeinen politischen 
Lage, der traditionellen konstitutionellen Kräfte und der politischen 
Interessengegensätze, die IgI3 zur entscheidenden Wendung in der 
Finanzgesetzgebung und damit in einem noch nicht zu übersehenden 
Maße auch der gesamten inneren Politik geführt haben. Hier liegt 
wenn man durchaus will, ein Punkt, an dem Beziehungen zu den 
»Ideen von IQI4« festgestellt werden können, und von welchen aus 
die Weiterführung der Reichsfinanzpolitik im Geiste der Bewilligung 
von I9I3 wird erfolgen müssen. ei . 

Die Beurteilung der Finanzvorlagen von 1909 durch Tesche- 
macher scheint mir ein wenig befangen. Sie steht vielleicht zu sehr 
unter dem Gesichtspunkt der mehrfach zitierten »Diagnose der Reichs- 
finanzreforme. In den Vorlagen Sydows steckte doch mehr an Fort- 
schrittlichem, als der Verfasser sehen will. Auch manches Urteil 
über die politischen Vorgänge vermag ich nicht völlig zu unterschreiben, 
aber ich gebe gerne zu, daß man darüber verschiedener Meinung 
sein kann. Im Ganzen genommen ist die Schrift eine sehr lesens- 
werte politische Studie, deren Lektüre zur ernsten Selbstbesinnung 
über Partei, Wirtschaft und Staat im Deutschen Reich wohl dienen 
kann. (W. Gerloff.) 


25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


Oe/fentlicher . Betrieb und Konzessionswirt- 
schaft. Verein für Kommunalwirtschaft und Kommunalpolitik. 
E.V. Heft 2. Berlin-Friedenau. Deutscher Kommunal-Verlag. 
G. m. b. H. 1915. 72 S. M. 1.50. 

Die vorliegende Schrift bringt keine gleichmäßige, einheitliche 

Behandlung der im Titel genannten Frage, sondern eine Reihe von 

Meinungsäußerungen darüber, die von recht ungleichmäßigem Wert 
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sind und mancherlei zu wünschen übrig lassen. An erster Stelle finden 
sich Ausführungen von Emil Schiff über die genannte Frage, 
dann solche von Hans Ludewig über den gleichen Gegen- 
stand, denen sich wieder eine Erwiderung des erstgenannten an- 
schließt. In einem Anhang finden sich dann kürzere Erörterungen 
über die Verbindung von Gemeinden und Privatkapital zu wirtschaft- 
lichen Unternehmungen und einige kurze Bemerkungen von Nell 
über Ueberlandzentralen. 

Ich kann mich dem Eindruck nicht verschließen, daß es trotz man- 
cher guter Bemerkungen, die auch allgemeineres Interesse haben, 
doch zu weit gegangen ist, solch innerlich wenig zusammenhängende 
Ausführungen mit z. B. stark polemischem Charakter als besonderes 
Buch erscheinen zu lassen. Sie hätten wohl in einer Zeitschrift besser 
ihren Platz gefunden. 

Was die Ausführungen von Schiff anlangt, so halten sie 
sich noch auf einer gewissen Höhe und zeichnen sich durch eine 
wohltuende objektive und sachliche Behandlung der Frage aus. Sie 
tendieren dahin, zu zeigen, daß auf gewissen Gebieten der öffentliche 
Betrieb dem privaten überlegen, zum mindesten gleichwertig sei. 
Was er hierüber sagt, verdient alle Beachtung. Ich vermisse nur eine 
Reihe von Verbesserungsvorschlägen, die er in einer älteren Schrift 
über »Unternehmertum oder Gemeindebetriebe« s.Z. gemacht hat 
und die mir z. T. recht eingeleuchtet haben. Soweit ich mich erinnere, 
hat er doch damals wesentlich nachdrucksvoller auf manche doch 
zweifellos vorhandenen Schattenseiten des öffentlichen gegenüber 
dem privaten Betriebe hingewiesen. 

Die Darlegungen von H. Ludewig suchen die unbedingten 
Vorzüge des privaten vor dem öffentlichen Betriebe darzutun; seine 
Ausführungen tragen aber einen zu wenig allgemeinen Charakter 
gipfeln zu sehr in einzelnen Beispielen, als daß ihnen eine größere Be- 
deutung zukäme. Auch auf statistischem Wege sucht L. seine Auf- 
fassung zu begründen, während Sch. in seiner Erwiderung die Un- 
haltbarkeit dieser Beweisführung darzutun sucht. 

Auch der Artikel über die Verbindung von Gemeinden und 
Privatkapital zu wirtschaftlichen Unternehmungen soll dem Zwecke 
dienen, das zu entkräften, was man zugunsten des Privatbetriebs 
gegenüber dem öffentlichen vorgebracht hatte. Es handelt sich dabei 
um statistische Untersuchungen des jetzt im Kriege gefallenen Reg.- 
Rates Dr. Leoni, deren Berechtigung und Beweiskrait in Frage ge- 
stellt werden. Es ist hier nicht der Ort darauf einzugehen, inwieweit 
überhaupt solche Probleme der statistischen Untersuchung im Sinne 
einer Massenbeobachtung zugänglich sind oder inwieweit Leonis 
Kritiker recht hat, wenn er schreibt, daß die Elektrizitätswerke von 
so verschiedenen Eigenheiten sind, daß man streng genommen nicht 
‚ein einziges Werk mit irgend einem anderen in allen Punkten ver- 
gleichen kann. 

Die vorliegende Schrift, es ist das bereits oben angedeutet worden, 
ist zu negativ, um wissenschaftlich befriedigen zu können; dem Verein 
Kommunalwirtschaft und Kommunalpolitik stehen wohl die Kräfte 
und auch die sonstigen Voraussetzungen zu Gebote, um den Gegen- 
satz von öffentlichem und privatem Betrieb klären zu helfen; hotfent- 
lich geschieht dies von seiner Seite einmal auf objektiver breiter 
Grundlage, denn es handelt sich hier um Gegensätze der Meinungen, 
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die gerade auch nach dem Kriege, vor allem aus Gründen der öifent- 
lichen Finanzwirtschaft. erneut die Oeffentlichkeit beschäftigen 
werden. nn (P. Mombert} 


26. Wohnungsfrage. 


Kürten, Oskar: Einkommen und Miete Eine 
kritische Betrachtung. Freie Beiträge zur 
Wohnungsreform am Königreich Sachsen. Heitb. 
Herausgegeben von der Zentralstelle für Wohnungsfürsorge im 
Königreich Sachsen. 1915. 29 S. M. 1.—. 

Der Zusammenhang zwischen Eınkommenshöhe und Miete ist 
heute weit bedeutsamer und wichtiger als damals, als vor nahezu 
50 Jahren der Berliner Statistiker Schwabe sein bekanntes Gesetz 
aufgestellt hat, von dem heute noch alle diesbezüglichen Darlegungen 
und Erörterungen ihren Ausgang nelımen. Hatte dieser Zusammen- 
hang damals doch eine immerhin noch mehr theoretische Bedeu- 
tung, so mußte er in einer Zeit zunehmender Wohnungsnot erheb- 
lich praktische Bedeutung gewinnen, um dann in unseren Tagen, 
wo wir wissen, wie schr auch diese als Ursache an dem so viel be- 
klagten Geburtenrückgang beteiligt ist, noch weit wichtiger und 
aktueller zu werden. Die neuerdings bekannt gewordene Tatsache, 
daß der Anteıl der Mieten am Einkommen gewöhnlich in dem Maße 
sinkt, wie die Kopfzahl der Familie zunimmt, läßt erkennen, welchen 
gebietenden Einfluß ın dieser Hinsicht gerade auch die Wohnungs- 
verhältnisse ausüben müssen. Mit Recht hebt Kürten hervor, daß 
an, die Stelle des individuellen Existenzminimums 
bei der Befriedigung des Wohnungsbedarfs ein soziales Kul- 
turminimum getreten sei, dem der einzelne ohne Rücksicht 
auf die Höhe seines Einkommens Rechnung tragen müsse. Es ergibt 
sich aber auch damit, weshalb der Zusammenhang zwischen Geburten- 
und \Wohnungsproblem ein so enger sein muß; ist doch auch der Ge- 
“ burtenrückgang letzten Endes darauf zurückzuführen, daß ganz 
allgemein hinsichtlich der Lebenshaltung in immer weiteren 
Kreisen an Stelle des individuellen Existenzminimums ein soziales 
Kulturminimum getreten ist und in dem Maße, in dem dieses sich 
auf bestimmte Wohnungsansprüche erstreckt, werden damit Tendenzen 
zu einer Kleinhaltung der Familie ausgelöst. 

Nach dieser Hinsicht kann gerade eine gut ausgebaute und reich 
gegliederte Statistik über den Zusammenhang von Einkommen und 
Miete wertvolle Aufschlüsse geben, vor allem dann, wenn sie die 
Familiengröße, den Beruf u. dgl. miteinbezieht. Was heute an sol- 
chen Erhebungen vorliegt, genügt mit wenigen Ausnahmen keinen 
höheren Ansprüchen. Es ist ein großes Verdienst der Schrift Kür- 
tens, daß sie in kritischer Weise auf alle die Gesichtspunkte auf- 
merksam macht, die bei der Untersuchung dieser Zusammenhänge 
berücksichtigt sein wollen; sie hat damit eine ganz wesentliche Vor- 
arbeit dafür geliefert. So einfach das Problem auf den ersten Blick 
aussieht, und so einfach es auch früher sich manche Statistiker ge- 
dacht haben, so schwierig ist seine Erfassung und Bearbeitung 1m 
einzelnen. Es handelt sich hier um die Unterscheidung von Mietauf- 
wand und Wohnaufwand, die Erfassung des Einkommens, die Berück- 
sichtigung der Entfernung des Wohnorts von der Arbeitsstelle und 


28. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 897 


dgl. mehr. Auch die Technik der statistischen Darstellung will dabei 
überlegt sein. 

In manchen Bemerkungen kann ich dem Verfasser nicht ganz 
folgen: Einmal dort, wo er meint, daß besonders in den minderbe- 
mittelten Schichten der Bevölkerung unrichtige Angaben über die 
Höhe der Einkünfte besonders häufig sind und dann dort, wo er am 
Schlusse davon spricht, daß der Zweck seiner Ausführungen schon dann 
erreicht wäre, wenn sie es vermöchten, die vielfach allzu pessimistische 
Auffassung der Mietbelastung der minderbemittelten Klassen zu 
erschüttern. (P. Mombert.) 


— 


27. Unterrichts- und Bildungswesen. 


28. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


Prausnitiz: Freiwillige Kriegsfürsorge auf dem 
Gebiete der Seuchenbekämpfung. Graz, Leuschner 
und Lubensky, 1915. 96 Seiten. Preis K. 3.—. 

Das frische Büchlein bietet nicht bloß dem Sozialhygieniker 
mannigfache Anregungen; ein jeder, der Oesterreich kennen lernen 
will, sollte es lesen. Denn ihm kann er.entnehmen, wie hier alteinge- 
wurzelte, fast unheilbar erscheinende Uebel durch eine einzige mutige 
betreiende Tat geheilt werden können, wenn sich nur der Mann findet, 
den die Hindernisse nicht sıhrecken. Die Seuchenbekämpfung lag 
ja in Oesterreich vor dem Kriege gewiß recht im Argen. Schon an 
den Hochschulen wurde die Beschäftigung mit solchen Fragen des 
täglichen Lebens »oft nicht gerne gesehen«, wurde der »reine« 
Wissenschaftler oft erheblich höher gewertet als der Lehrer, der 
es für falsch hielt, »das Lehren zugunsten des Forschens zu ver- 
nachlässigen«. So fehlte es denn begreitlicherweise sehr häufig an 
den genügend für die Seuchenbekämpfung ausgebildeten Kräften. 
Ueberdies war jedoch »die Durchführung der örtlichen Vorkehrungen 
zur Verhütung ansteckender Krankheiten und ihrer Weiterver- 
breitung« den Gemeinden anvertraut, die hiezu vielfach weder die 
nötigen Mittel noch die nicht minder notwendigen Fähigkeiten besassen. 
Den höheren staatlichen Behörden, die das Notwendige anzuordnen 
hatten, war dies auch wohl bekannt. Allein sie begnügten sich trotz- 
dem damit, daß ihnen jeweils berichtet wurde, es sei alles Erforder- 
liche gescheben, so daß schließlich »vielleicht höchstens eine von 
hundert Gemeinden alles das durchgeführt hat, was von den Behörden 
zum Zwecke der Seuchenbekämpfung angeordnet wurde«. 

Als nun der Krieg ausgebrochen war und ungeheure Menschen- 
massen aus und in Gebieten verschoben wurden, in denen die öffent- 
liche Gesundheitspflege oft kaum dem Namen nach bekannt war, 
stand man daher vor der ernstlichen Gefahr, daß die Maßnahmen der 
öffentlichen Gesundheitspflege völlig versagen könnten. Anfangs 
zeigten sich auch tatsächlich arge MißBstände, namentlich wo es nicht 
gelang, das notwendige Einvernehmen zwischen Verwaltungsbe- 
amten, Ingenieuren und Aerzten herzustellen, oder wo der Kampf 
gegen die Seuchen »nicht mit der Bevölkerung sondern gegen sie« 
ee werden mußte, vielleicht gar politische Parteiführer arme 
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noch ermunterten. Näheres hierüber liest man am besten in der 
Schrift selbst nach, die durchaus nichts beschönigt. 

Erst mit dem Eingreifen einer rasch gebildeten »Sanitär-hygie- 
nischen Hılfsabteilung« änderten sich alle diese Dinge wenigstens 
in der Steiermark rasch in erfrenlicher Weise. Die Aufgabe dieser 
Abteilung war es »während des Krieges ...... das Entstehen und 
die Verbreitung der Seuchen zu verhüten, insbesondere auch den 
Desinfektionsdienst innerhalb des Kronlandes Steiermark zu über- 
nehmen« An Leuten, die bereit waren, diese Aufgabe zu erfüllen. 
fehlte es nicht. Mit Aufopferung, Begeisterung, Pflichttreue und 
Verständnis stellten sich de nötigen Kräfte — namentlich aus dem 
Kreise der Hochschuljugend — zur Verfügung. Alle erhielten eine Aus- 
bildung, die etwa der von Desinfektoren entsprach. Ein Teil wurde 
auch bakteriologisch und serologisch, ein anderer soweit unterrichtet, 
daß eine Verwendung bei Nahrungsmitteluntersuchungen möglich 
war. Die Kosten wurden vom Roten Kreuz übernommen und — ge- 
gebenenfalls — von jenen Kreisen, die sie zu decken gehabt hätten 
(Staatsverwaltung, Land, Gemeinden, Krankenhäusern, Heeresver- 
waltung usw.) ersetzt. Sie machten kaum 2—3 v.H. der gesamten 
Ausgaben der Gesundheitspflege aus. 

Dabei wurde der Wirkungskreis der Abteilung immer größer. 
Zunächst war ein Lager von .Desinfektionsmitteln beschafft und die 
bakteriologische Untersuchungsstelle des hygienischen Institutes 
der Grazer Universität nach reichsdeutschen Mustern so eingerichtet 
worden, daß jeder Untersuchungsgegenstand jederzeit sofort zur 
Untersuchung gelangen konnte. Dann wurde mit der Tätigkeit in 
den steirischen Militär- und Flüchtlingslagern, in einzelnen verseuchten 
Gemeinden und in den Spitälern des roten Kreuzes begonnen. Auch zu 
Infektionskranken die ın häuslicher Pflege standen, wurden eigene 
Desinfektionsschwestern entsendet, die sich davon zu überzeugen 
hatten, daß die Desinfektionsmaßregeln sachgemäß mit den zur Ver- 
fügung gestellten Desinfektionsmitteln durchgeführt wurden. Eben- 
so wurde ein Bahnhofdienst eingeführt, der verhüten sollte, daß an- 
steckende Krankheiten durch den Verkehr des Hauptbahnhofes, 
(namentlich durch Verwundete) eingeschleppt werden. Endlich wurde 
noch die Milch untersucht, die in den Spitälern Verwendung fand, in 
denen verwundete und erkrankte Krieger gepflegt wurden. Der Erfolg 
war erstaunlich: denn in den ersten 14 Tagen der Untersuchung 
(2. bis 16. Juli) betrug der Fettgehalt der den Grazer Krankenhäusern 
gelieferten Milch durchschnittlich 3,6 v. H., in der Woche vom 19. 
bis 26. September aber 4,I v.H. 

Jedenfalls hat so die Tätigkeit der Abteilung gelehrt, daß man 
in Oesterreich die Seuchenbekämpfung nicht wie bisher den Ge- 
meinden allein überlassen darf, sondern daß der Staat (wenigstens 
in ernsteren Fällen) selbst nicht nur befehlend, sondern auch rasch 
helfend eingreifen muß. Dann aber hat sich gezeigt, daß vor allem 
Leute nötig sind, die eine sanitär-hygienische Ausbildung genossen 
haben und die daher dfe Gemeinden in der Erfüllung der schweren 
Pflicht der Seuchenbekämpfung wirksam unterstützen können. 
Mit lebhafter Befriedigung würde man es daher begrüßen, wenn es 
Prausnitz — wie er in Aussicht stellt — gelingen würde Einrichtungen 
zu schaffen, die in den Tagen des Friedens die bitteren und die froben 
Erfahrungen aus den Kriegszeiten verwerten würden. Die lebendige 
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Schilderung dieser Erfahrungen, die er in dem vorliegenden Schrift- 
chen gab, wird ihn in seinen Bestrebungen gewiß wesentlich unter- 
stützen. (Julius Bunzel.) 





——— 


29. Kriminologie, Strafrecht. 


30. Soziale Hygiene. 








31. Frauenfrage, Sexualethik. 








32. Staats- und Verwaltungsrecht, 


Mayer, Otto: Deutsches Verwaltungsrecht. Erster 
Band. Zweite Auflage. München und Leipzig 1914. Duncker und 
Humblot. 

Die systematische Bearbeitung des deutschen Verwaltungsrechts 
pflegt nach zwei Methoden zu erfolgen. Die eine ist die sogenannte 
staatswissenschaftliche und die andere die sogenannte 
rechtswissenschaftliche Methode. | 

Die staatswissenschaftliche Methode (Edgar 
Loening, Georg Meyer) bearbeitet das Recht der einzelnen Verwal- 
tungszweige, sie stellt z.B. zusammen, was für die Beziehungen 
der Landwirtschaft, der Fischerei, des Bergbaus, des Gewerbes usw. 
zur Verwaltung wissenswert erscheint. Sie bietet eine Zusammen- 
fassung dessen, was auch die Handwörterbücher in einzelnen alpha- 
betisch geordneten Artikeln bieten können. Zutreffend ist der Ein- 
wand, daß hierdurch Wiederholungen unvermeidlich sind, aber es 
kann auf diese Weise doch übersichtlich zum Ausdruck kommen, 
welche Verwaltungsakte bei der Verwaltung eines bestimmten Ver- 
waltungsgebietes Anwendung finden. Was Verwaltung ist, wie die 
Verwaltungsbehörden organisiert sind, und was sonst für alle Zweige 
der Verwaltung zu gelten hat, erfährt man aus dem mehr oder weniger 
ausführlichen allgemeinen Teil, auf den im besonderen Teil verwiesen 
werden kann. 

Die andere Methode, die man als die jur@stische zu be- 
zeichnen sich gewöhnt hat — Otto Mayer läßt ausdrücklich auch 
die staatswissenschaftliche Methode als juristische gelten —, verfährt 
anders. Otto Mayer sagt, seine Methode beruhe auf dem Glauben 
an die Macht allgemeiner Rechtsideen, die in den Mannigfaltigkeiten 
des wirklichen Rechts zur Erscheinung und Entfaltung kommen, 
zugleich aber auch ihrerseits in der Geschichte sich wandeln und 
fortschreiten. 

Der erste Band des Werkes von Otto Mayer enthält eine Ein- 
leitung, den allgemeinen und vom besonderen Teil nur die Lehre 
von der Polizeigewalt und von der Finanzgewalt. Vergleicht man 
die Einleitung und den allgemeinen Teil bei Otto Mayer mit dem, 
was nach der staatswissenschaftlichen Methode als allgemeine Lehren 
zur Darstellung kommt, so ergibt sich, daß der Unterschied nicht in 
der Anordnung des Stoffes liegt, sondern in der größeren Reichhaltig- 
keit der Otto Mayerschen Ausführungen. Der wesentliche Unter- 
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schied kommt erst im besonderen Teil zum Ausdruck. Otto Mayer 
hat darauf verzichtet, als Ergänzung zu seinem sächsischen Staats- 
recht auch ein sächsisches Verwaltungsrecht zu schreiben. Dies wäre 
um so wertvoller gewesen, da von den Bearbeitern des Landesver- 
waltungsrechts noch keiner sich entschlieBen konnte, Otto Mayers 
Methode anzuwenden, sie haben es alle vorgezogen, eine Darstellung 
des Rechts der einzelnen Verwaltungszweige zu geben. 

Loening beschränkte sich in seinem Lehrbuche des deutschen 
Verwaltungsrechts (1884) auf die innere Verwaltung, an die man ja 
auch in erster Linie denkt, wenn man von Verwaltung spricht. Georg 
Meyers deutsches Verwaltungsrecht umfaßt außerdem die auswärtige, 
die Heeres- und die Finanzverwaltung. Die allgemeinen Lehren der 
Finanzverwaltung werden von Otto Maver bei der Lehre von der 
Finanzgewalt (Steuerauflage, Finanzbefehl, Finanzstrafe und Finanz- 
zwang) berücksichtigt. Als Verwaltung des Aeußeren läßt er nur die 
Ordnung und Leitung der Behörden, durch die unser dem Völker- 
recht unterstehender Verkehr stattfinden soll, gelten und schließt 
davon aus: Vertragsschlüsse mit fremden Staaten und diplomatische 
Schritte bei den Regierungen, Vorstellungen, Beschwerden, Drohungen, 
den ganzen nach der Reichsverfassung Art. 3 Abs. 6 allen Deutschen zu 
gewährenden Schutz. 

Will man die Tätigkeit der Verwaltung kennen lernen, so muß man 
auch über die Organisation der Behörden unterrichtet sein. Otto 
Mayer verweist die Darstellung der Behördenorganisation in das 
Staatsrecht. In der Einleitung behandelt er den Begriff der 
Verwaltung, des Verwaltungrechts und der 
Verwaltungsrechtswissenschaft, im ersten Teil des 
allgemeinen Teils diegeschichtlichen Entwicklungs- 
stufen des deutschen Verwaltungsrechts (landes- 
herrliche Hoheitsrechte, Polizeistaat, Rechtsstaat), im zweiten Ab- 
schnitt die Grundzüge der Verwaltungsrechts- 
ordnung (Herrschaft des Gesetzes, bindende Kraft des Ver- 
waltungsrechtssatzes, Verwaltungsrechtsquellen, Verwaltungsakt, 
öffentliche Rechte, Verwaltungsrechtsinstitut und Scheidung vom 
Zivilrecht) und im dritten Abschnitt den Rechtsschutz in 
Verwaltungssachen (Beschwerderecht, Verwaltungsrechts- 
pflege, Zuständigkeit der Zivilgerichte gegenüber der Verwaltung, 
Haftung für rechtswidrige Amtshandlungen). 

Die erste Bearbeitung erschien vor 20 Jahren. Vieles, was Otto 
Mayer damals zum ersten Male darstellte, ist wie er selbst im Vorwort 
jetzt sagt, anerkanntes (remeingut geworden. Die zweite Aus 
zeigt uns, wie viel die Verwaltungsrechtswissenschaft ihm verdankt 
und was ihm an fremden Leistungen der letzten Jahre beachtens- 
wert erscheint. (Franz Dochow.) 


33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 
34. Politik. 


2 35. Kriegsliteratur. 


Altmann, Prof. Dr. P.: Soziale Mobilmachune. 
Mannheim 1916, J. Bensheimer. 22 S. Mk. 1.—. 
Dieser gehaltvolle, ın der juristischen Gesellschaft zu Berlin am 
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12. Juni IgI5 gehaltene Vortrag gibt einen schönen Ueberblick der 
universalen Verflechtung des gesamten H und öffentlichen 
Lebens in den Krieg. Mit Recht knüpft Altmann an die Erweiterung 
der Kriegsbegriffes an: daß der moderne Krieg nicht in erster Linie, 
wie die Militärwissenschaft auch vor dem Weltkriege meinte, cha- 
rakterisiert sei durch die Entwicklung der Massen, der Waffen und der 
Verkehrstechnik, sondern daß er ein Kampf des Volksganzen gegen 
ein Volksganzes ist — ein Vernichtungskrieg in der ältesten schreck- 
lichsten Bedeutung des Wortes, weil eben der moderne Krieg schon 
durch die gesteigerte Entwicklung der Kriegsmaschinerie wieder zum 
— organisierten — Volkskrieg im ältesten Sinn dieses Wortes geworden 
ist. So stellt sich nun neben die militärische Mobilmachung, diese er- 
gänzend, die soziale Mobilmachung, worunter Altmann in glücklicher 
Formulierung versteht: das Freisetzen aller Kräfte innerhalb eines 
Volkes, die bestimmt sind, Kampfeskraft und Widerstandsfähigkeit zu 
steigern, die das Handeln zu erweitern und die Kraft des Erduldens 
zu vergrößern vermögen. Eine solche innere Organisation des ganzen 
Volkes auf die Kriegszwecke hin ist nur möglich bei innerer Bereit- 
willigkeit der Gesamtheit, den Krieg als ihre eigene, vitale Angelegen- 
heit aufzufassen; darum ist der erste Schritt die seelische 
Mobilmachung, eine der wichtigsten, wenngleich auch schwierigsten 
Aufgaben für den Staatsmann. Daneben ist notwendig die organi- 
satorische Mobilmachung der Wirtschaft, deren Inhalt wirt- 
Schafts- und finanzpolitisch ist. Als dritte Aufgabe ergibt sich: Die 
sozial-politisch-caritative Pflicht der Fürsorge — eine 
Folge des Universalität des Kriegsdienstes, der wieder nur geleistet 
und gefordert werden kann bei Sicherung der Lebenshaltung für 
die Zurückgebliebenen. Endlich ist schon während des Krieges die 
generative Mobilmachung, die Fürsorge für die kommende 
Generation zu bedenken. Diese vierfache Aufgabe wurde in Deutsch- 
land, damit hat der Verfasser zweifelsohne recht, glänzend gelöst. 
Doch dürfen wir dabei nicht übersehen, daß unsere Gegner bei weitaus 
geringeren organisatorischen Ansatzpunkten während des Krieges trotz 
ihrer vielfachen Niederlagen die Kraft auch zur inneren Organisation 
aufbrachten. Es läßt sich z. B. nicht ohne weiteres sagen, daß die »soziale 
Widerstandsschwelle«, um den bildhaften Ausdruck des Verfassers an- 
zuwenden, bei den Franzosen niedriger ist als in Deutschland. Hat 
sich doch ihre innere Festigkeit, trotz der größten Belastungsproben 
bisher als ungebrochen gezeigt. Für das Einzelne der Mabnahmen, 
welche den Inbegriff der sozialen Mobilmachung bilden (sie haben 
sich inzwischen noch sehr vermehrt) müssen wir auf die Veröffent- 
lichung selbst hinweisen. Wir wollen nur hervorheben, daß hier schon 
der überwiegenden Bedeutung gedacht ist, die der Mitwirkung der 
Frauen zukommt, ohne daß das Augenmaß für die Realitäten dabei 
verloren geht. Bezeichnet doch der Verf. mit Recht die auf ein miß- 
verständliches Schlagwort hin entstandene Bewegung für ein Dienst- 
jahr der Frau als »oberflächliche, unerfüllbare Phantasieforderung«. 

Noch ein Wort über den allgemeinen Charakter der Schritt: 
wenngleich in der Zeit entstanden, als die »Kriegsliterature vielleicht 
quantitativ ihren Höchststand erreicht hatte, ist sie weit davon 
entfernt, in jene geräuschvolle billige Begeisterung einzustimmen, 
welche leider viele Erscheinungen dieser Zeit kennzeichnet. Dazu 
steht der Verfasser, der die Kriegsfürsorgeeinrichtungen in Mannheim 
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mit ins Leben gerufen und an ihrer Entwicklung in erster Linie be- 
teiligt war, den Realitäten des täglichen Lebens zu nahe. Ohne 
in inhaltslose Phrasen zu verfallen, sind seine Ausführungen doch 
von einem starken Pathos getragen. Wir werden heute, ein Jahr 
beinahe nachdem der Vortrag gehalten ist — wahrscheinlich in 
Uebereinstimmung mit derm Verfasser, manches in den Wirkungen 
des Krieges, auch auf das Innere der Menschen, anders beurteilen 
als er. Trotzdem ıst der unveränderte Abdruck seines Vortrags uns 
wertvoll: als charakterıstisches Dokument aus jenem ersten Jahre 
des Krieges, das schon so weit zurückzuliegen scheint und dessen 
Stimmungsgehalt sich prägnant in diesem Vortrag spiegelt. Ga 
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SOZIALPOLITISCHE CHRONIK? 


Beamtenorganisationen und -Fragen im Kriege. 


Die Beamtenbewegung in Deutschland ist — im Gegensatz zu 
den sozialen Strömungen analoger Schichten im Auslande, in Oester- 
reich, namentlich aber in Frankreich und Italien — verhältnismäßig 
ruhig und bewegt sich seit vielen Jahren in ähnlichen Bahnen. Des- 
halb war auch im Rahmen der Chronik seit der letzten Erörte- 
rung dieser Materie eine etwas längere Pause eingetreten !). Es sei 
also daran erinnert, daß wir in Deutschland — wie auch in Oester- 
reich — mit zwei Hauptarten der Beamtenverbände zu tun haben. 
Es bestehen auf der einen Seite Kategorienverbände, gebildet aus 
den Angehörigen einer bestimmten Beamtenschicht. Diese Organi- 
sationen wachen eifersüchtig über die ihren Mitgliedern zustehen- 
den Rechte, Titel und Besoldungen, überschwemmen mit ihren Wün- 
schen und Bittschriften die Regierungen und Parlamente, zersplittern 
ihre Kräfte im gegenseitigen Kampf; ihr Interesse erschöpft sich 
meistens in der Steigerung ihrer Bezüge und eventuell Verbesse- 
rung der Arbeitsbedingungen sowie Veränderung in der Titulatur. 
Sie suchen den Berufsstolz und die Berufsfreudigkeit der ihrer Kate- 
gorie zugehörigen Beamten zu steigern, und bemühen sich daher — 
wo dies möglich ist ihren Mitgliedern stets die Bedeutung ihrer 
Funktion zum Bewußtsein zu bringen. Die Organe dieser Verbände 
sind daher ziemlich alle auf denselben Ton gestimmt. Stets steht 
irgend eine Forderung im Mittelpunkt des Interesses, welche uner- 
müdlich, von allen Seiten her beleuchtet und immer wieder erhoben, 
gegen alle etwa auftauchenden Einwände gesichert wird. Besonders 
hartnäckig sind diese Verbände, wo es sich um die Beseitigung einer 
tatsächlichen oder vermeintlichen Benachteiligung in der Besoldung 
gegenüber anderen gleichwertigen, in der Beamtenhierarchie auf 
derselben Sprosse der Leiter stelienden Kategorien handelt. Dann 





*) Abgeschlossen am 20. Januar 1915. 

1) Der letzte analoge Abschnitt der Chronik wurde im Septemberheft des 
Jahres 1913 publiziert (Archiv Bd. 37, S. 650 ff.). Die früheren Abschnitte, wel- 
che Beamtenfragen zum Gegenstand haben, sind veröffentlicht im Archiv Bd. 31, 
S. 66o ff., Bd. 33, S.g68 ff., Bd. 35, S. 882 íf. 

Ch 
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wird auch eine radıkalere Tonart angeschlagen und die Existenz 
der Verbände mag in einer solchen Situation der Regierung vielfach 
unbequem sein. Ist die Forderung erreicht, so tritt eine ruhigere 
Periode ein 21. Alle diese Verbände sind — in Deutschland wenigstens 
— dadurch gekennzeichnet, daß sie Postulate allgemeineren 
Charakters, namentlich Verbesserung der Rechtslage 
der Beamten, nicht oder nur in platonischer Weise vertreten. Auch 
fehlt ja bisher eine Zentralorganisation der deutschen Beamtenschatt, 
welche Voraussetzung einer solchen Aktion wäre. 

Hingegen gibt es auch in Deutschland größere, allgemeinere 
Verbände, welche mehrere Kategorien zusammenfassen, ohne jedoch 
die Gesamtheit der Beamtenschaft auch nur prinzipiell er- 
greifen zu wollen. Auch von ihnen war bereits mehrfach in der Chro- 
nik die Rede. \Wiewohl auch sie z. T. Vertreter einer Kategorien- 
politik sind, so nehmen allgemeinere Fragen immerhin bei ihnen 
einen größeren Spielraum ein. Sie diskutieren das Beamtenrecht 
anderer Länder, geben hie und da grundsätzlichen Erwägungen 
Raum, ohne daß man jedoch deshalb in Deutschland von einer Be- 
wegung sprechen könnte, deren Ziel eine allgemeine, für alle öffent- 
lichen Beamten geltende Dienstpragmatik wäre. Dem steht als ein 
Hindernis die große Eifersucht der einander befehdenden Kategorien 
iin Wege. Da überdies in Deutschland das Zeitavancement fast all- 
gemein gilt, so fehlt ein genügend starker materieller Antrieb, um 
das Problem des Beamtenrechts aufzurollen. In Oesterreich war 
es ja gerade das Zeitavancement, welches die Beamten aller Kate- 
gorien auf eine einheitliche Plattform einte, auf der sie dann nicht 
nur Verbesserung und Stabilisierung der Besoldungsverhältnisse, 
Gleichmäßigkeit des Avancements, sondern überhaupt Verbesserung 
ihrer allgemeinen Rechtslage verlangten. So ist es auch kein Zufall, 
daß gerade die radikalen Strömungen der deutschen Beamtenschaft 
zuletzt den Anschluß an die Mittelstandsbewegung 
gesucht, d.h. sich selbst als einen Teil der Mittelstandsbewegung 
aufgefaßt haben. 

Der Anschluß des Bundes der Festbesoldeten an den Hansabund 
ist ein deutliches Symptom dafür, wie sehr die deutsche Beamten- 
bewegung sich von der österreichischen und französischen unter- 
scheidet, bei welcher eine Kooperation mit einer ganz fremden, größ- 
tenteils aus Unternehmern bestehenden Organisation vollkommen 
ausgeschlossen wäre. 7 

Zunächst sei der Zustand der Beamtenbewegung vor Beginn 
des Krieges skizziert. Da finden wir zunächst eine große Fülle der 
Kategorienverbände mit ihren Einzelpostulaten, auf welche jedoch 
nicht des näheren eingegangen sei, weil alle diese Forderungen mit 
Beginn des Krieges von den Organisationen zurückgestellt wurden. 
Von größerer Bedeutung ist es, die Position der größeren, umfassen- 
den Organisationen festzuhalten. Von diesen Organisationen sei 


2) Vgl. z.B. Archiv Bd. 37, S. 653. 
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als bedeutendste erwähnt der Verband deutscher Be- 
amtenvereine, der Ende ıgıı: 276 Vereine mit 249 000, 
Ende 1912: 289 Vereine mit 264 000 ?) und auf seinem letzten Ver- 
bandstag (6. VI. 14) 332 Mitgliedsvereine mit 287 218 Mitgliedern 
zählte 4). Seiner Zusammensetzung nach sind es größtenteils obere 
und mittlere Beamte, die ihm zugehören, er umfaßt gleichmäßig 
Reichs-, Staats- und Kommunalbeamte, und sein Hauptzweck ist, 
»eine Verbindung zwischen der Beamtenschaft, und zwar der loyal 
denkenden, nicht im radikalen Fahrwasser schwimmenden Beamten- 
schaft mit der Regierung herzustellen«. Er bemüht sich, die Wünsche 
der Beamtenschaft an die Regierung »in geeigneter Form« zu über- 
mitteln, und strebt an, als Sammelstelle aller berechtigten Wünsche 
der Beamtenschaft betrachtet zu werden, er ist also nicht eine fest- 
gefügte Organisation und es stehen demgemäß in ihrer Aktivität 
sehr verschiedenartig zu bewertende Schichten nebeneinander, so- 
daß die Gesamtaktion dieses Verbandes von vornherein sich auf wenige 
zentrale Interessen der gesamten Beamtenschaft, meistens materieller 
Art, beschränkt. 

So bildete z.B. das Hauptthema des letzten Verbandstages 
die Einführung einer obligatorischen Beamtenkrankenversicherung. 
Der Verband sprach sich für eine Zwangsversicherung aus, zu der 
Beamte wie Behörden beisteuern und die sämtliche Beamten, 
ohne Unterschied der Gehaltshöhe umfassen soll. Die Versicherung 
soll nur einen, allerdings den erheblichsten Teil der Krankenkosten 
decken (etwa 34—?/;; die Beiträge der Beamten sollen sich, je nach 
der Gehaltshöhe, abstufen, 18—20 Mark jährlich betragen (also durch- 
schnittlich ungefähr soviel, als der Beitrag des Arbeiters in der 
IV. Lohnklasse der Krankenversicherung, bei einem Lohn von 1,80 
bis 2,50 Mark täglich, ausmacht) und gleiche Leistungen ohne Rück- 
sicht auf die Gehaltshöhe gewähren. Die Sonderkassen müßten zu- 
gunsten der allgemeinen Versicherung eingehen. Schon der Vergleich 
mit der Krankenversicherung zeigt, daß die Beiträge in diesen Vor- 
schlägen viel zu niedrig bemessen sind. Denn es ist ja nicht an eine 
Uebernahme der Behandlung durch die Kasse, sondern an völlige Frei- 
heit der Beamten in der Wahl des Arztes gedacht, dessen Kosten dann 
von der Kasse (neben den Arzneikosten) zu decken wären. Man darf 
wohl ohne weiteres annehmen, daß in einem solchen Falle weitaus 
höhere Kosten entstehen, als bei einer Einbeziehung der gesamten 
Gesundheitspflege in die Tätigkeit der Kasse, da ja die Wahrneh- 
mung der Kasseninteressen seitens der Aerzte wegfiele. 

Tatsächlich zeigte auch eine allerdings partielle Erhebung ın 
Düsseldorf, daß die Beiträge einer solchen, auch nur partiellen Kran- 
kenversicherung 30 Mark jährlich betragen müßten, wobei ange- 
nommen wird, daß auch die Behörde den gleichen Beitrag leistet 
(während bekanntlich der Arbeitgeber nur 1, der Krankenversiche- 


3) Archiv Bd. 37, S. 651. 
t) Vgl. den letzten Jahresbericht, Beilage zur Deutschen Beamtenrundschau, 
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rungsbeiträge aufzubringen hat). Diese 60 Mark jährlich ent- 
sprechen ungefahr den Gesamtbeiträgen in der VII. Lohnklasse der 
Arbeiterversicherung (Tagelohn 3.80—4.530 Mark) mit 56 Mark jähr- 
lich. Die Aussichten tür die Verwirklichung dieser Wünsche sind 
inzwischen natürlich sehr reduziert. — 

Aus dem Verbandsorgan gehen Aktionen anderer Art nicht hervor. 
Daß der Verband jede Gelegenheit ergreift, um seine loyale Haltung 
zu betonen, versteht sich bei seiner Zusammensetzung von selbst. 
So verwahrt er sıch z.B. heftig gegen eine Wendung des Generals 
v. Liebert, der erklärt hatte, »das mittlere und untere Beamtentum 
sei vom Gift des Sozialismus erfaßt, und es griffen bei ihm wie bei 
den romanischen Nationen die Ideen des Syndikalismus Platz«°). 
Auf speziellen Wunsch des Verbandes hat dann auch General v. Liebert 
diese Aeußerungen korrigiert. Schon daß die Fragen des Beamten- 
rechts, namentlich das Problem der staatsbürgerlichen Stellung 
des Beamten in dem Organ des Verbandes, der Deutschen Beamten- 
rundschau, fast gar nicht diskutiert wird, läßt darauf schließen, daß 
wir es mit einer »Standesvertretung« alten Stiles zu tun haben. 

Eine den Mitgliederziffern nach noch größere Organisation stellt 
der »Allgemeine Verband der Eisenbahnvereine der Preußisch-Hessi- 
schen Staatsbahnen und der Reichsbahnen« dar. Am 2o. II. 1904 
mit 268 Vereinen und 170000 Mitgliedern gegründet, umfaßt er 
gegenwärtig 837 Vereine mit 548.000 Mitgliedern °). Seine Tätigkeit 
hat in erster Linie die Gründung und die Erhaltung von Wohlfahrts- 
institutionen zum Inhalt. So betreibt er eine Kranken- und Hinter- 
bliebenenkasse, eine Spar- und Darlelhnskasse, hat ein Abkommen 
mit einer Lebensversicherungsgesellschaft getroffen, hat die Frauen 
der Beamten organisiert, Erholungsheime gegründet, unter seinen 
Mitgliedern die Idee der Schrebergärten, Ferienkolonien, Vereins- 
büchereien propagiert, Fortbildungs- und Haushaltungsschulen 
gegründet usw. Er arbeitet mit der Zentralstelle für Volkswohlfahrt 
zusammen und ist demnach der Mittelpunkt der organisierten Selbst- 
hilfe hauptsächlich der unteren Eisenbahnbeamten in Deutschland. 
Irgendwelche wesentliche Aktionen jedoch waren bis zu Beginn des 
Krieges nicht im Gang. 

Hingegen kommt eine größere Bedeutung der Tatsache zu, daB 
eine Reihe von Verbänden unterer Beamten in engere Fühlung mit 
einander getreten sind. Schon in den vergangenen Jahren waren 
allgemeine deutsche Unterbeamtentage abgehalten worden (der erste 
dieser Art am Ig. XI. or", Die Organisationen, welche solchen 
Veranstaltungen nahestanden, traten im November Ig913 zu einer 
»sozialen Arbeitsgemeinschaft der unteren Beamten in Reichs-, Staats- 
und Gemeindedienst« zusammen. Dieser schlossen sich an der Ver- 
band der unteren Post- und Telephonbeamten (mit 105 000 Mit- 
gliedern), der Verband der Schaffner und der Schaffneranwärter 


5) Vgl.d.letzten Jahresbericht, Beil. z. Deutsch. Beamtenrundschau, S. 20. 
H Deutsche Beamtenrundschau, ı. VIII. 1914. 
?) Deutsche Unterbeamtenzeitung, 15. II. 1914. 
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(15 800 Mitglieder) und noch 4 weitere kleinere Verbände (darunter 
der Verband der Unterbeamten des deutschen Reiches, der prinzipiell 
sämtliche Unterbeamten umfassen möchte, allerdings bisher 
erst 1500 Mitglieder zählt), zusammen eine Organisationsgruppe mit 
132 000 Mitgliedern ®). 

Die Arbeitsgemeinschaft sollte sich auf Besoldungsfragen im 
allgemeinen, Wohnungsfragen, das Arbeitsmaß, Erholungs- und 
Ruhezeit, Beamtenrecht, sowie soziale und staatsbürgerliche Schu- 
lung erstrecken fy. Hierin haben wir also einen Ansatz zu gemein- 
samem Vorgehen zu erblicken, das auch den Zweck verfolgt, die 
»Petitionsflut« einzuschränken und die Wünsche der Beamten da- 
durch wirksamer zu gestalten. Diese Organisation leidet an der Ri- 
valität der zwei Hauptgruppen der Unterbeamten — der Militär- 
und Zivilanwärter, welche sich gegenseitig Bevorzugungen vor- 
werfen und eine einheitliche Stellungnahme erschweren !°). 

Es hat also der Krieg nicht — wie etwa bei den Gewerkschaften 
oder Angestellten — eine Phase besonders lebendiger Organisations- 
tätigkeit unterbrochen. Irgendwelche großen Aktionen waren nicht 
im Fluß, und es fällt bei der Durchsicht der Beamtenorgane aus der 
Zeit vor dem Kriege schon auf, wenn einmal die Frage der Beamten- 
ausschüsse — in Anknüpfung an die österreichische Dienstpragmatik 
— ganz akademisch erörtert wird 1); bei dieser Gelegenheit wird 
wieder ausdrücklichst versichert, daß es sich hierbei nicht um das 
Eindringen gewerkschaftlicher Ideen handle, im Gegen- 
teil um eine organische Weiterentwicklung der Beamtenschaft, um 
eine dauernde Fühlungnahme der Beamten mit ihren vorgesetzten 
Behörden, welche das beste Mittel sei, um die Entstehung großer 
Beamtenverbände nach englischem Muster zu verhindern. Es ist 
also die Besorgnis mancher Regierungen, welche den Beamtenorganı- 
sationen gegenüber hie und da geäußert wird, derzeit wenigstens 
unbegründet 1?). 

Die Entwicklung der Besoldungsverhält- 
nisse vor dem Kriege. Kurz vor dem Kriege hatte es den 
Anschein, als ob wichtige Forderungen der (unteren Kategorien der) 
Beamtenschaft in Erfüllung gehen sollten. So wurden im Reichstag 


8$) Ebenda, 1. III. t9r4. 

9) Monatsschrift für deutsche Beamte, ı. II. 1914. 

10) Ebenda, 15. VI. 1914. 

11) Monatsschrift für deutsche Beamte, 16. VII. 1914. 

12) Deutsche Beamtenrundschau, 1. X. 1914. So äußerte sich der Finanz- 
minister in der bayerischen Abgeordnetenkammer dahin, daß er ja nichts gegen 
aie Organisationen habe, wenngleich er sie auch nicht freudig begrüße. Er hoffe, 
daß die Disziplin in ihnen nicht gelockert werde. »Es ist ja eine ganz auffallende 
Sache, wenn die Herren sich immer mehr zusammenschließen. Die einzelnen 
Gruppen bekämpfen sich, dann nehmen die sämtlichen Gruppen wieder Stel- 
lung gegen die Staatsregierung. Es ist das nach außen kein besonders erfreu- 
liches Bild.« Hingegen begrüße er die Hebung des Standesansehens durch die 
Verbände usw. 
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seitens der verbündeten Regierungen durch eine Novelle zur Be- 
soldungsordnung für eine Reihe von Beamtengruppen Gehaltsauf- 
besserungen vorgeschlagen !?). Der Entwurf wollte nur den unter- 
sten Beamtenklassen eine Erhöhung im Endgehalte (und zwar um 
100 Mark jährlich) bringen, während der Reichstag auch gehobene 
Postunterbeamte, Telegraphisten, Lademeister, Rangiermeister, 
Bahnhofsaufseher usw. in die Aufbesserung einbeziehen wollte HL 
Sie sollten anstatt I1400—2100! 1500—2200 Mark beziehen. Die 
Regierungsvorlage hätte einen Mehraufwand von 5,4 Millionen Mark 
jährlich bedeutet, die Zusatzforderungen des Reichstages hätten 
weitere Ausgaben von 3 Millionen Mark beansprucht. Diese Ergän- 
zungen wurden von der Regierung als unannelimbar bezeichnet und 
tatsächlich scheiterte dann die ganze Vorlage, so daß auch die Auf- 
besserung in dem von der Regierung beabsichtigten Umfang nicht 
erfolgte. Die Frage hatte sich durch die Hartnäckigkeit beider Teile 
(der Reichsregierung und des Reichstages) offenbar zu einer Macht- 
frage von prinzipieller Bedeutung entwickelt, und endigte infolge- 
dessen mit der Niederlage des Reichstages. Die hiervon betroffenen 
Kategorien empfanden es bitter, daß diese Machtprobe auf ihrem 
Rücken vorgenommen wurde Hr, um so mehr als gegen die Erweite- 
rung der Regierungsvorlage keinerlei prinzipielles und auch kein 
erhebliches finanzielles Bedenken hätte geltend gemacht werden 
können. Sie kommen infolgedessen auf ihre alten Wünsche nach 
Beamtenausschüssen zwecks einheitlicher wirksamerer Vertretung 
der Beamtenwünsche gegenüber der Regierung zurück 1. Diese 
einheitlichen Beamtenausschüsse sollten einer besonderens Besol- 
dungsbehörde (aus Nationalökonomen, Statistikern usw. 
zusammengesetzt) zur Seite stehen. Bei dem prinzipiellen Standpunkt 
der deutschen Regierungen, daß sie am besten für ihre Beamten zu 
sorgen und die widerstreitenden Interessen zwischen den Bedürf-: 
nissen der Volkswirtschaft und der Beamten auszugleichen vermöchten, 
haben derlei Wünsche keinerlei praktische Bedeutung, zumal ihnen 
ja irgend eine wirksamere Unterstützung seitens der Beamtenorgani- 
sationen nicht gegeben werden kann. 

Nur der Vollständigkeit halber seien erwähnt: Durchführung 
von Aufbesserungen für Unterbeamten, Assistenten und gleichge- 
stellte Gruppen in Preußen; eine neue Besoldungsordnung in Hessen, 
in Lippe; die neue Regulierung der Besoldungsverhältnisse für Volks- 
schullehrer und -Lehrerinnen im Großherzogtum Sachsen. Mehr- 
fache Regulierungen der Bezüge von Alt-Pensionären und Alt-Hinter- 
bliebenen 18). Die ökonomische und sozialpolitische Bedeutung aller 
dieser Neuordnungen ist jedoch eine recht bescheidene und vollzieht 


13) Deutsche Unterbeamtenzeitung, 15. III. und 1. IV. 1914. Deutsche 
Beamtenrundschau, 16. XII. 1914. 

34) Monatsschrift für deutsche Beamte, 16. V. 1914. 

u) Deutsche Unterbeamtenzeitung, 1. VI. 1914. 

15) Monatsschrift für deutsche Beamte, ı. VI. 1914. 

12) Deutsche Beamtenrundschau, 16. XII. 1914. 


Beamtenorganisationen und -Fragen im Kriege. 909 


sich durchaus in einem langsameren Tempo, als etwa die Entwick- 
lung der ökonomischen Position anderer Schichten unselbständig 
Berufstätiger. 

Die fortschreitende Verschiebung des Preisniveaus nach oben 
und die Steigerung der sozialen Ansprüche hat mehrfach ın der deut- 
schen Beamtenschaft den Wunsch nach einer größeren ökonomischen 
Stabilität der Beamtenposition entstehen lassen. So wurde in der 
Beamtenpresse vielfach ein schon vor dem Kriege formulierter 
Vorschlag des Staatsanwalts Zeiler diskutiert, der für eine auto- 
matische Steigerung der Gehalte um 1% jährlich, zum Ausgleich 
der Lebenskosten, eintrat 1?) — ein ganz utopisches Projekt, das 
aber als Symptom für das Gefühl der ökonomischen Unsicherheit 
und Bedrohung, das bis in hohe Schichten der Beamtenschaft ge- 
geben ist, vermerkt sei. Nach diesem Projekt sollte also ganz auto- 
matisch, ohne Rücksicht auf die in bestimmten Perioden gegebene 
Steigerung der Bezüge (Zeitavancement) außerdem der Gehalt jedes 
Jahr um 1% über den Gehaltsbezug des Vorjahres steigen. Von 
anderer Seite wieder wird entsprechend den Teuerungsschwankungen 
eine Revision der Gehalte alle 5 Jahre verlangt 9. da die Lebens- 
haltung »weder von parlamentarischen Zufallsmehrheiten noch von 
den politischen Erwägungen der Regierung abhängig sein dürfe«. 
Namentlich die utopischen Vorschläge 2%) (aus der Rechts-, Wirt- 
schafts- und politischen Lage vor dem Kriege heraus gesprochen) 
aus der Beamtenschaft zeigen aufs deutlichste, wie schwer sie ihre 
Situation subjektiv empfinden, ohne daß der Schluß gezogen werden 
dürfte, eine Andauer dieses Zustandes oder eine weitere Erschwerung 
würde die deutsche Beamtenschaft zu einer anderen Organisations- 
art oder einer anderen Politik gegenüber der Regierung, oder auch nur 
zu einer energischeren Tonart veranlassen. 


Die Organisationen im Kriege. 


Die Beamtenorganisationen haben naturgemäß während des 
Krieges — im Vergleich zu den Verbänden der Angestellten und 
Arbeiter — verhältnismäßig sehr wenig gelitten. Es hat sich weder 
der Mitgliederbestand wesentlich geändert, noch wurde der Geschäfts- 
gang vor neue Probleme gestellt. So hat z.B. der Bund deutscher 
Militäranwärter 2°) (der zum erheblichen Teil noch aus wehrpflich- 
tigen oder wenigstens kriegsdiensttuenden Unterbeamten besteht) 
lediglich eine ganz geringfügige Abnahme der Mitgliederziffern zu 
verzeichnen (31. III. 14: 81 459; 31. III. 15: 80 726). Auch das finan- 
zielle Ergebnis ist günstig: es schloB das Budget mit einem Ueber- 


17) Deutsche Beamtenrundschau, 16. XI. 1915. 

18) Monatsschrift für deutsche Beamte, 1. VI. 1914. 

19 So fordert z. B. die »Monatsschrift für deutsche Beamtes einmal (16. III. 
1914), es möge aus dem Wehrbeitrag auch eine Besserstellung der Beamten- 
bezüge erfolgen. 

20) Zeitschrift des Bundes deutscher Militäranwärter, 15. V. 1915. 
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schuß von 152000 Mark ab, ein Zeichen dafür, daß die Beitrags- 
leistungen sich glatt vollziehen. 

Im Allgemeinen Verband der Eisenbahnvereine der Preußisch- 
Hessischen Staatsbahnen und Reichsbahnen war sogar eine Mit- 
ghederzunahme von 547 957 auf 552 553 Mitglieder zu verzeichnen ?) 
(es hat sich eben die Zahl der angeschlossenen Verbandsvereine ge- 
steigert). Hier macht sich allerdings der Krieg in den Finanzen 
fühlbar: bei 167000 Mark Einnahmen betrugen die Ausgaben 173000 
Mark. Aclmlich lauten Berichte aus den übrigen Verbänden 2), 
namentlich die der höheren und mittleren Beamten sind natürlich 
noch weniger als die der unteren Beamten durch den Krieg in 
Mitleidenschaft gezogen. 

Die Fragen der besseren Organisationsform sind durch den Krieg 
wieder aufgerollt worden. Während die Verbandsvorstände über die 
Selbständigkeit ihrer Organisationen mit einer gewissen Eifersucht 
wachen, ist aus dem Kreise der Mitglieder heraus das Bestreben 
zur größeren Zusammenfassung der Kräfte zwecks wirksamerer 
Interessenvertretung ganz unverkennbar. So traten in Bremen Mit- 
glieder mehrerer Organısationen mittlerer Beamten der Reichspost- 
verwaltung zusammen D, um miteinander Fühlung zu nehmen; 
zunächst führten diese Besprechungen zur Gründung einer Arbeits- 
gemeinschaft 7), welche aber nur die großen gemeinsamen Fragen, 
jedoch nicht die engeren Standes- und Gehaltsfragen der einzelnen 
Klassen behandeln soll. Die Mitglieder selbst denken an mehr als 
die Vorstände. Sie möchten »den Strom der nationalen Einheit aus 
der Zeit des Krieges überleiten in die des Friedens«, und verstehen 
darunter, daß die Vereinigungen auch verpflichtet werden sollen, 
über Gehalts- und Standesfragen in gemeinschaftlicher Aussprache 
zu verhandeln, um so eine Annäherung und Verschmelzung vorzu- 
bereiten. Außerdem wäre eine Frist für das Aufgehen in die Gesamt- 
vereinigung zu setzen. Solche weitgehenden Pläne stoßen bei den 
Vorständen der Verbände naturgemäß auf Widerspruch, aber sind 
als Symptom der Stimmung bemerkenswert. 


Kriegsspenden der Beamtenorganisationen. 


Sämtliche Verbände haben sofort mit Kriegsbeginn im Kreise 
ihrer Mitglieder Sammlungen veranstaltet, deren Ergebnisse meist 
der allgemeinen Kriegsfürsorge zugeführt wurden. Außerdem wurden 





21) Deutsche Beamtenrundschau, 16. VII. 1915. 

212) Gelegentlich nur wird geklagt, daß die Mitglieder aus dem Verband 
austraten, weil sie während des Krieges keine Wirkungsn öglichkeit desselben 
annehmen. (Wochenschrift des Eisenbahnassistentenverbandes, 19. IX. 1914.) 

23) Monatsschrift für deutsche Beamte, r. VI. 1915. 

24) Ebenda, r. IX. 1915. Die Arbeitsgemeinschaft umfaßt den Verband 
mittlerer Reichspost- und Telephonbeamten, den Bund geprüfter Sekretäre 
und Obersekretäre der Reichspost- und Telephonverwaltung und die Postver- 
waltervereinigung. 
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Kriegshilfseinrichtungen für die Mitglieder der Verbände geschaffen. 
So z. B. Erhöhung der Leistungen in den Sterbekassen ®), Gründung 
von Unterstützungsfonds für die Familienmitglieder Eingerückter, 
Gründung von Kriegshilfskassen usw. 22). Um größere Aufwendungen 
handelt es sich bei den Sammlungen aus Mitgliederkreisen, deren 
Ergebnisse der allgemeinen Kriegsfürsorge zur Verfügung gestellt 
wurden. Um nur einzelne Daten, die auf Vollständigkeit keinen An- 
spruch machen 27. zu nennen: die Kriegssammlung der Eisenbahner 
ergab bis zum 2. Juni I9I5 1630 000 Mark ?8), die Angehörigen der 
Reichspost- und Telegraphenverwaltung haben bis Ende Mai 1915: 
1218000 Mark aufgebracht 2); die Kriegshilfe der Hamburgischen 
Beamtenvereine ergab bis zum 22. IV. 1915: 464 000 Mark, wobei 
die erheblichen Zuwendungen der höheren Beamten und Lehrer noch 
nicht inbegriffen sind 201. Ueber die den Beträgen nach meist gering- 
fügigeren Sammlungen der einzelnen Verbände berichten die Ver- 
bandsorgane fortlaufend. Diese Sammlungen werden durch frei- 
willige Einzelbeiträge oder eine freiwillige Selbstbesteuerung (z. B. 
bei den Postbeamten 215—41, % vom Einkommen 3!) aufgebracht. 
Auch sind aus dem Kreise der Beamten — namentlich zu Kriegsbe- 
ginn — mehrfach Vorschläge aufgetaucht, ganz allgemein einen 
bestimmten Prozentsatz des Gehaltes (z. B. 2 %) für Kriegsspenden 
aufzuwenden (das würde 66 Millionen Mark jährlich ergeben). Solche 
Anregungen sind jedoch von den Beamtenorganisationen regel- 
mäßig abgelehnt worden ®). Auch Anregungen, Mehrverdienste 
der Beamten während der Kriegszeit als Kriegsgewinn zu betrachten, 
sind von den Verbandsleitungen zurückgewiesen worden 231. 


Die ökonomische Lage der Beamtenschaft 
im Kriege. 

Zu Beginn des Krieges fühlte sich die Beamtenschaft im Besitz 
ihrer Bezüge sicher und ökonomisch den meisten andern Klassen 
der Gesellschaft gegenüber im Vorteil, da sie von der wirtschaftlichen 
Deroute unberührt blieb. Auch die zum Kriegsdienst einberufenen 
Beamten waren ja ökonomisch gegenüber den Arbeitern und Ange- 
stellten der privaten Betriebe im Vorteil. Nach der Kriegsbesol- 
dungsordnung werden neben den militärischen Bezügen ®/ı, des Be- 
amtengehalts weiterbezahlt, eventuell auch mehr, wenn die mili- 





25) So z. B. im allgemeinen Beamtenverein Düsseldorf (Deutsche Beamten- 
rundschau, 16. IX. 1914). 

2°) Deutsche Beamtenrundschau, 16. IX. 1914. 

27) Eine zusammenfassende Darstellung der Kriegshilfe der deutschen Bce- 
amtenverbände wird vom Verband deutscher Beamtenvereine vorbereitet. 

28) Deutsche Beamtenrundschau, 16. VII. 1915. 

22) Deutsche Beamtenrundschau, ı. VII. 1915. 

30) Ebenda, 16. V. 1915. 

31) Ebenda, I. XI. 1914. 

33) Deutsche Beamtenrundschau, 16. X. 1914. 

33) Ebenda, r. VII. r915. 
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tärıschen Bezüge nicht den Betrag von 7/10 des Zivildiensteinkommens 
ausmachen. Die Zivildienstbezüge werden nicht gekürzt, wenn und 
soweit Diensteinkommen und Militärgehalt bei Verheirateten mit 
eigenem Hausstand den Betrag von 3600 Mark nicht übersteigen. 
Darüber hinaus wurden aber von den staatlichen Verwaltungen auch 
den »Lohnempfängerne Beihilfen für die Angehörigen gewährt; so 
in Preußen z. B. wurden den Angehörigen von Arbeitern 25 % ihres 
Lohnes, für jedes Kind weitere 6 %, insgesamt höchstens 50 % außer 
der Reichsunterstützung bewilligt 3). In Bayern wurden gleich- 
falls den Angehörigen dauernd beschäftigter Lohnangestellter höherer 
Ordnung Beihilfen gewährt, und zwar 40 % an die Frau, für jedes 
Kind 10%, zusammen höchstens 66°%3 % der letzten Bezüge ®). 
In ähnlicher Weise wurde in den Kommunen für die Beamten und 
Angestellten gesorgt, und durch besondere Instruktionen der Regie- 
rungen wurden auch die Kriegsfreiwilligen in derselben Weise wie 
die militärisch Eingezogenen behandelt 38). Ein weiterer ökonomi- 
scher Vorteil erwächst den Beamten durch die Anrechnung von 
Kriegsjahren. Durch besonderen Erlaß werden jedem öffentlichen 
Beamten, der sich am Kriege beteiligt, nach Maßgabe der Beteili- 
gung ein oder mehrere Kriegsjahre angerechnet 37). 

Im weiteren Verlauf des Krieges jedoch änderte sich die Situa- 
tion der Beamten. Während sich die Erwerbsverhältnisse der Ar- 
beiter, Angestellten und Unternehmer in der Kriegskonjunktur zu- 
sehends besserten und ıhre ökonomische Lage trotz steigender Preise, 
gegenüber der Deroute zu Kriegsbeginn an Stabilität gewann, zwang 
die fortschreitende Teuerung die Beamten zu wachsenden Einschrän- 
kungen in ihrer Lebenshaltung, trotz steigender Anspannung ihrer 
Kräfte in der dienstlichen Tätigkeit. Solange als möglich — scheint 
es — haben die Beamten dieser Entwicklung zugesehen, ohne daraus 
Forderungen nach Kriegs- und Teuerungszulagen abzuleiten. Als 
aber im Sommer des Jahres I9I5 die Lebenshaltung immer schwie- 
riger wurde, konnten die Wünsche nach Kriegszulagen in der Beamten- 
schaft nicht mehr ganz zurückgedrängt werden, zumal die großen 
Einkommen der Kriegslieferanten, die Möglichkeit in freier Erwerbs- 
tätigkeit größere Gewinne zu erzielen, allzu agitatorisch wirkten. 
Immerhin hat noch der 24./5. Verbandstag der mittleren Post- und 
Telegraphenbeanıten (am 26. IX. 1915 in Berlin) erklärt #), daß 
»in dieser schweren Zeit alle Forderungen der Beamten entschlossen 
zurückgestellt« werden müßten und hat lediglich »Berücksichtigung 
anläßlich der Teuerung«, nicht direkte Kriegsteuerungszulage in 








34) Deutsche Beamtenrundschau, 1. IX. 1914. 

35) Deutsche Beamtenrundschau, 16. X. 1914. 

36) Ebenda, 16. X. 1914. 

37) Bisher ist bestimmt, daß Beamten, welche sowohl im Jahre 1914 als 
auch 1915 Kriegsdienste taten, 2 Dienstjahre angerechnet werdeu. (Deutsche 
Beamtenrundschau, 1. X. 1915.) Eine analoge Bestimmung für 1916 kann dem- 
gemäß erwartet werden. 

3) Deutsche Beamtenrundschau, 16. X. 1915. 
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einem bestimmten Umfang gefordert. Vom Herbst 1915 angefangen 
haben dann die Staatsverwaltungen ®®) begonnen, Arbeitern und 
unteren Beamten, vorerst in einem sehr bescheidenen Umfange, 
Kriegsteuerungszulagen zu gewähren. Die preußisch-hessische 
Eisenbahnverwaltung bewilligte ihren Arbeitern eine einmalige 
Teuerungszulage und überließ die nähere Regelung den Distrikts- 
behörden 39); die preußischen Verwaltungen haben späterhin la u- 
fende Kriegsbeihilfen gewährt an Beamte oder ständig an- 
gestellte verheiratete, verwitwete, geschiedene Beamte mit einem 
Einkommen bis zu 2100 Mark und einem oder mehreren Kindern 
unter I5 Jahren, und zwar bei 1—2 Kindern: 6 Mark, bei jedem wei- 
teren Kind 3 Mark monatlich mehr. Die Zulage nur vorübergehend 
für. Kriegsdauer 3? 8), Die badischen Staatsarbeiter erhielten wider- 
ruflich monatliche Teuerungszulagen in der Form von Lohn- 
zuschlägen, insofern sie ständig angestellt, verheiratet sind, Kinder 
haben und ihre Bezüge 130 Mark monatlich nicht erreichen. Aehn- 
liche Verfügungen erließen die württembergischen Verwaltungen. 
In Bayern erhielten Arbeiter und Beamte mit einem Jahreseinkom- 
men von weniger als 1400 Mark und zunächst für die Zeit vom 1. VI. 
bis 30. IX. 1915 monatliche Zulagen, und zwar Verheiratete mit 
einem Kind 3 Mark bis r2 Mark ansteigend, je nach der Zahl der 
Kinder. Arbeiter erhielten diese Zulage ohne weiteres, Beamte nur 
auf Ansuchen und bei Nachweis der Bedürftigkeit. 

Späterhin wurde die Gehaltsgrenze etwas erhöht; so in Würt- 
temberg bis zu 2100 Mark ausgedehnt und die monatliche Unter- 
stützung in einem Höchstmaß von 15 Mark (bei 7 und mehr Kindern) 
gewährt 4°). 

Aehnliche Zulagen wurden dann auch seitens der Stadt- 
verwaltungen gewährt; sie gehen meist etwas weiter, als 
die staatlichen Behörden (bis zu 2500 Mark in Frankfurt, bis zu 3000 
Mark in Danzig); im übrigen sind die Grundsätze dieselben. Manch- 
mal aber werden auch (z. B. in Frankfurt) kinderlose Ver- 
heiratete, auch Unverheiratete, sofern sie für Angehörige zu sorgen 
haben, berücksichtigt 4!). 

Die Organisationen mittlerer und höherer Beamten sprechen 
sich für einmalige Teuerungszulagen aus, welche 60 %, des 
Monatsgehalts bis 200 Mark und 40 % des darüber hinausgehenden 
Betrages (der aber nur bis 600 Mark berücksichtigt werden soll), 
ausmachen sollten; im Maximum daher bei einem Monatsgehalt 


38) Vorangegangen waren Bitten um Teuerungszulagen, besonders der 
Organisationen unterer Beamten, ebenso der Militäranwärter (Zeitung des 
Bundes deutscher Militäranwärter, 1. IX. 1915), des }Hauptvereins der unteren 
Beamten Großberlins (Deutsche Unterbeamtenzeitung, I. V. 1915) u. a. 

3) Monatsschrift für deutsche Beamte, 16. VIII. 1915. 

328) Deutsche Unterbcamtenzeitung, 15. X. 1915. 

40) Monatsschrift für deutsche Beamte, 16. XII. 1915. 

41) Rundschau für Gemeindebeamte, 26. VI., 3r. VII. 1915. 
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von 600 Mark: 280 Mark #2). Bei weiterer längerer Kriegsdauer wird 
sich wohl auch die Ausdehnung der Teuerungszulagen auf höhere 
Kategorien nicht umgehen lassen. 

Auch für die im Felde stehenden Unterbeamten hat sich durch 
die Veränderung der Kriegsbesoldungsordnung die Situation ver- 
schlechtert.. Während nämlich bisher die Beamten die gesamten 
militärischen Bezüge und Zi der Zivilbesoldung erhielten, kehrte 
die Revision der Besoldungsordnung diesen Modus um, und die Be- 
amten erhalten die ganze Zivilbesoldung und Zi der militärischen 
Bezüge, was für manche Kategorien eine wesentliche Einbuße be- 
deutet $). Es werden also die ökonomischen Bedingungen für die 
großen Massen der unteren Beamten im Kriege immer schwieriger 
und es können auf die Dauer selbst beim größten Opfermut und Ent- 
sagungsfähigkeit der deutschen Beamtenschaft energische Wünsche 
nach Ausgleich ihrer Situation mit der anderer Schichten nicht 
ganz zurückgedrängt werden. 


Beamtenwünsche im Felde. 


So wie im Hinterland so sind es auch im Felde die Schichten 

der unteren Beamten, welche mit Forderungen an die Heeresver- 
waltung herantreten. Die große Kategorie der Militäranwärter, also 
Unteroffiziere, beklagt es bitter, daß die vielen Tausende, welche 
sich nun freiwillig meldeten oder ihrer Dienstpflicht Genüge tun, 
und die schon ım Frieden Offizierdienste geleistet haben, zwar zu 
Feldwebelleutnants, aber nicht zu Offizieren der Landwehr oder 
der Reserve ernannt werden **). Gerade bei der Truppe seien Offiziere, 
die aus dem Unteroffizierstande hervorgehen, besonders beliebt, 
und nur die gesellschaftliche Ungleichheit se 
die Ursache dieser Zurücksetzung. Das sei um so bedauerlicher, als 
sich die Stellung eines Feldwebelleutnants nur geringer Achtung 
erfreue. Namentlich von ihren Vorgesetzten werden sie nicht wie 
Offiziere, sondern wie Unteroffiziere behandelt. Diese Tatsachen 
veranlassen das Organ der Militäranwärter zu bitteren Bemerkungen: 
»Am Schluß des Jahres möge sich jeder Militäranwärter die Frage 
vorlegen, ob sein Stand eine derartige Behandlung verdient habe... 
Mit Rücksicht auf die ernste Zeit müssen wir uns versagen, noch 
weiter auf Einzelheiten einzugehen, können aber nicht umhin, zu 
wünschen, daß diejenigen, die unsern Stand mit eiserner Faust am 
Aufstieg verhindern, recht bald andern Sinnes werden und des Kaiser- 
wortes sich erinnern: »Ich kenne keine Parteien mehr« Möge die 
Schützengrabengemeinschaft endlich die künstlich aufgebauten 
Schranken durchbrechen und neben einem freien Deutschland auch 
freie Männer hervorrufen« #). Diese Wünsche dürften auf eine Er- 


42) Monatsschrift für deutsche Beamte, 16. IX. 1915. 

43) Deutsche Unterbeamtenzeitung, 1. XII. 1915 und 15. I. 1916. 
44) Zeitschrift des Bundes deutscher Militäranwärter, 1. III. 1915. 
15) Zeitschrift des Bundes deutscher Militäranwärter, r. I. 1916. 
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füllung nicht rechnen können; hingegen werden materielle Forde- 
rungen schon eher berücksichtigt. So ist das Verlangen, daß Feld- 
webelleutnants in Führerstellen (als Kompagnieführer) die höhere 
Besoldung des Leutnants beziehen sollen, mit Rückwirkung auf den 
Kriegsbeginn genehmigt worden %), während man an der gesell- 
schaftlichen Geschlossenheit des Offizierskorps wohl im Wesen fest- 
zuhalten beabsichtigt. 

Das Verhältnis der Regierungen zu den Be- 
amtenorganisationen hat im Kriege keine wesentlichen 
Aenderungen erfahren. Reibungsflächen fehlen, da die Forderungen 
der Beamtenorganisationen sämtlich zurückgestellt sind. Es sei daher 
nur vermerkt, daß die bayerische Regierung sich veranlaßt gesehen 
hat, gegenüber Eisenbahnarbeitern und unteren Angestellten hin- 
sichtlich der Betätigung ihres Koalitionsrechts der Form nach anders 
vorzugehen. Es wurde der »Revers« aufgehoben; d.h. es sollen in 
Hinkunft direkte Verhandlungen mit jedem anzustellenden Beamten 
oder ständigen Arbeiter nicht mehr stattfinden, ebensowenig wie 
Hinweise auf bestimmte Organisationen erfolgen sollen, denen die 
Arbeiter und Beamten nicht angehören dürfen (bisher deutscher 
Metallarbeiterverband, deutscher Transportarbeiterverband , Ver- 
band des Süddeutschen Eisenbahn- und Postpersonals). Hingegen 
ist in die allgemeinen Vorschriften die Bestimmung aufgenommen, 
daß »die Teilnahme an Bestrebungen, die den staatlichen oder dienst- 
lichen Interessen zuwiderlaufen, verboten ist; darunter fällt insbe- 
sondere die Teilnahme an Vereinen, deren Zwecke und Bestrebungen 
die Gefahr eines Ausstands herbeizuführen geeignet sind«#”). Der 
Sache nach hat sich also in der Möglichkeit, das Koalitionsrecht 
auszuüben, gar nichts geändert. Offenbar erwartet die Regierung, 
daß diese Verbände späterhin ganz allgemein oder für gewisse Fälle 
für ihre staatlich angestellten Arbeiter oder Beamten auf den Streik 
verzichten werden. 

Der Krieg ist keine günstige Zeit für die Weiterbildung des Be- 
amtenrechts, umso mehr als ja die Organisationen selbst ihre 
Forderungen zurückgestellt haben. Sie fürchten auch, gegenüber 
den anderen Interessenverbänden ins Hintertreffen zu geraten. Wäh- 
rend die Gewerkschaften durchgesetzt haben, daß ihre Charakteri- 
sierung als politische Vereine, zunächst im Beginn des Krieges auf 
dem Wege der Verwaltung rückgängig gemacht wurde und jetzt ein 
Gesetz bevorsteht, das sie ausdrücklich davor schützen soll, als po- 
litische Vereine behandelt zu werden, ist eine solche Klarstellung 
der Rechtslage für die Beamtenorganisationen nicht zu erwarten 48), 
denn selbst die konservativen Parteien würden sich, wie die Beamten 
mit Recht annehmen, einer erheblichen Verbesserung der Rechts- 
lage der Beamtenorganisationen widersetzen. 





10) Ebenda, 
47) Deutsche Beamtenrundschau, ı. XII. 1915. 
48) Deutsche Unterbeamtenzeitung, ı5. IX. 1915. 
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Lediglich in der sächsischen Kammer fanden wäh- 
rend des Krieges Beratungen über die Neuordnung des Beamten- 
rechts statt. Es wurden die vom nationalliberalen Verein ausgear- 
beiteten Anträge beraten ®), die Regierung beteiligte sich aber nur 
unter Vorbehalt an den Beratungen, da eine Neuregelung weder not- 
wendig noch dringlich sei. — Die wichtigsten Stellen der von der 
Kommission genehmigten Leitsätze lauten: 

»Die politische oder vereinsmäßige Tätigkeit des Beamten außer 
Beruf darf von Dienstaufsichtswegen nur dann beanstandet werden, 
wenn sie nachweislich gegen die bestehenden Verfassungs- und Ge- 
setzesvorschriften verstößt oder nachweislich die Berufstätigkeit 
des Beamten in Frage stellt. Gegen solche Eingriffe in seine außer- 
berufliche Tätigkeit hat der Beamte das Recht der Berufung an das 
Dienststrafgericht. — Die Ausübung des Wahlrechts, welcher Art 
auch immer, darf in keinem Fall zu Maßnahmen gegen Beamte führen, 
Versuche der Oberbeamten, auf die außerdienstliche Haltung einzu- 
wirken, sind dienststrafgerichtlich zu verfolgen. — Es sind Ein- 
richtungen zu schaffen, um bei wichtireren Maßnahmen der Ver- 
waltung, welche die Verhältnisse der Beamten oder den Dienst be- 
treffen, der mittleren und unteren Beanitenschaft die Möglichkeit 
geben, sich gutachtlich durch freigewählte Beamtenausschüsse zu 
äußern. — I0 Jahre nach der Einstellung im ständigen Amt muß 
der Beamte Unkündbarkeit erhalten. — Eine Höchstzahl 
der nicht-etatmäßigen Beamten ist festzusetzen. — Das Recht zur 
Uebernahme von Nebenämtern im Friedensdienst ist klarer und ein- 
heitlicher zu ordnen. — Das Recht auf einen bestimmten Wohnsitz 
ist auf Ausnahmsfälle zu beschränken. — Wo Einträge in Personal- 
akten oder Dienstlisten erfolgen, sind sie dem Beamten unaufge- 
fordert zugänglich zu machen. Gegen Einträge ist die Beschwerde 
zuzulassen. Auf ungünstige Einträge darf keine Entscheidung ge- 
gründet werden, bevor der Beamte Gelegenheit gehabt hat, sich dazu 
zu äußern. — Für das Avancement soll nur die Tüchtigkeit entscheiden. 
— Im Gesetz ist festzulegen, daß die Besoldungsordnung bei anhal- 
tender Steigerung der Kosten der Lebenshaltung, insbesondere der 
Lebensmittelpreise, mindestens alle ro Jahre einer Revision unter- 
zogen werden muß. Beamte mit gleicher Beschäftigung sind tun- 
lichst nach gleichen Grundsätzen zu behandeln. — Grundsätzliche 
Neuordnung des Dienststrafrechts; genauere Regelung namentlich 
auch des Rechtsganges, der Revisionsnormen usw. — 

Eine Neuordnung des Beamtenrechts für Kommunalbeamte 
bereitet sich in einigen Bundesstaaten vor, so in Baden 5°), Preußen DT), 


Sachsen. Während des Krieges ist allerdings eine Regelung kaum 
zu erwarten. 


#) Deutsche Beamtenrundschau, 16. VIII. 1915. 

60) Deutsche Beamtenrundschau, 16. XII. 1914. 

ni Die Vorschläge des Zentralverbandes der Gemeindebeamten Preußens 
zum derzeit geltenden preußischen Kommunalbeamtengesetz (vom 30. VII. 
1899) publiziert die Rundschau für Gemeindebeamte, 17. VII. 1915. 
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Die Konsumentenorganisationen der öffent- 
lichen Beamten. 


Die ökonomische Lage der Beamten während des Krieges drängte 
förmlich nach einer Ausgestaltung ihrer Konsumentenorganisationen. 
Bekanntlich haben die Behörden bisher den Zusammenschluß zu 
Konsumentenverbänden aus politischen Gründen (um nicht die Stim- 
mung der Kleinhändler und Gewerbetreibenden zu gefährden) nicht 
gewünscht. Daher bestehen im Wesen Rabattvereine der Beam- 
ten, also Vereinbarungen von Beamtenorganisationen mit Detail- 
händlern und Gewerbetreibenden, die den Mitgliedern der Ver- 
bände Rabatte gewähren 52). Diese Verbände, welche auf möglichst 
breiter Basis gegründet sind, haben während des Krieges eine gewisse 
Ausdehnung erfahren. So z.B. der Berliner allgemeine Verein für 
Reichs-, Staats- und Gemeindebeamte, der auch Geistliche, Lehrer, 
Aerzte, Rechtsänwälte und Notare umfassen will, also der Idee nach 
wirklich einen Zusammenschluß aller »höheren« Konsumentenschichten 
darstellt. Seine Mitgliederziffer stieg von 9082 im Jahre 1913 auf 
9290 Ende 1914 5), und auf über 10 000 Ende Oktober 1915 5$). Er 
scheint in der letzten Zeit dem Bau von Wohnhäusern für Beamte 
sein Augenmerk zuzuwenden, ohne natürlich in erheblichem Um- 
fang vorgehen zu können 55). So zeigt sich auch hier, daß bloßer 
Zusammenschluß zur Erlangung von Begünstigungen nie die organi- 
satorische Festigkeit und Möglichkeit raschen, stetigen Wachstums 
erlangen kann, wie Konsumentenverbände mit eigenen Institutionen, 
eigenen Betrieben. 

Die Stimmung für Konsumentenorganisationen hat sich nament- 
lich im zweiten Kriegsjahr außerordentlich gesteigert. Die Erbitte- 
rung über das Hinauftreiben der Preise wurde immer größer 55a), 
und es mußten sich demgegenüber die Beamten die Frage aufwerfen, 
ob die ablehnende Haltung der Verwaltungen gegenüber den Kon- 
sumentenorganisationen berechtigt sei°®), Zunächst gehen zwar 
die Tendenzen in der Beamtenschaft noch auf die Ausdehnung des 
Rabattsystems. Es wird ein Ausbau der Beziehungen zum Detail- 
handel, unter der Leitung der Kommunalverwaltungen, vorge- 
schlagen 57). Späterhin taucht die Forderung auf, man solle den 


5) Vgl. dazu in den früheren Abschnitten der Sozialpolitischen Chronik, 
Archiv Bd. 38 S. 652. 

53) Berliner Beamtenzeitschrift, 15. V. 1915. 

51) Ebenda, 30. XI. 1915. 

5) EFbenda, 19. I 1915. 

55a) Z. B. Wochenschrift des Eisenbahnassistentenverbandes, 23. X. 1015. 

56) So wirft die deutsche Beamtenrundschau angesichts des Wuchers sei- 
tens der Verkäufer und Spekulanten die Frage auf, ob nicht eine Verbrau- 
cherpolitik ganz besonders berechtigt. wäre und das Piwblem der Kon- 
sumvereine unter anderen Gesichtspunkten behandelt werden musse. (Deutsche 
Beamtenrundschau, r. XII. ı915.) 

6°), Monatsschrift für deutsche Beamte, ı. VIL 1915. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 421. 3. 59 
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Warenbezug ım großen gestatten, und zwar, was für die Beamten 
besonders wichtig und praktisch, für die Kaufleute besonders ge- 
fährlich — die Sammlung von Bestellungen und die Verteilung der 
Waren im Amte. Das war ja bisher aus dienstlichen Gründen und 
aus Rücksichten für die Kleinhändler untersagt. Schließlich wird 
schon aus Beamtenkreisen die Forderung erhoben, Beamten-Konsum- 
und -Wohnungsvereine mit amtlichen Mitteln zu fördern. Nur auf 
diese Weise heßen sich Erhöhungen der Gehalte und Wohnungs- 
gelder verineiden $°). So hat man im großen Ganzen den Eindruck, 
daß der Gedanke der Konsumentenorganisationen durch den Krieg 
außerordentlich populär geworden ist, selbst der Wunsch, an den 
Zentralverband der Konsumvereine anzuknüpfen, wird hie und da 
geäußert 5%). Diese Stimmungen mögen nach dem Kriege, besonders 
bei anhaltender Teuerung, zu erheblicher Bedeutung gelangen. Die 
Beamten werden dann darauf hinweisen können, daß sie an ihrer 
Lebenshaltung während des Krieges Einbuße erleiden mußten, die 
durch organisierten ZusammenschluB oder stillschweigendes Vor- 
gehen der Verkäufer nur noch gesteigert wurde. Da überdies die 
Begriffe, welche man in Kreisen der Verwaltungen vom »Sozialis- 
ınus« der Konsumentenorganisationen hatte, durch den Krieg eine 
Korrektur erfahren haben dürften, so gehen wir möglicherweise gerade 
in dieser Frage einer neuen Entwicklung entgegen, auf die von den 
Beamten um so mehr Gewicht gelegt werden dürfte, als sie kaum hoffen 
können, durch eine energische Gehaltspolitik oder günstigere Gestal- 
tung der Rechtslage zu einer baldigen Erfüllung ihrer Wünsche be- 
züglich Lebenshaltung und Sicherheit der Existenz zu gelangen. 

Die Situation der öffentlichen Beamten 
nach dem Kriege ist nicht eindeutig zu beurteilen. Auf der 
einen Seite muß man wohl mit außerordentlich schwierigen Lebens- 
verhältnissen rechnen. Die Einschränkung, welche für alle Volks- 
klassen notwendig sein wird, dürfte sich bei den Beamten besonders 
stark geltend machen, und namentlich die deutsche Beamtenschaft 
wird bei ihren Traditionen und der großen Zurückhaltung, welche 
sie während des Krieges geübt hat, kaum selbst eine Wiederher- 
stellung des Lebensfußes wie vor dem Kriege — wenigstens zunächst 
— fordern. Hingegen dürften sich die Ansprüche an soziale Position 
und Wertung, gerade aus den Leistungen im Kriege heraus, verstärkt 
geltend machen. Die Versuche, die Zahl der Beamten bei unver- 
mindertem Geschäftsgang zu verringern, stoßen schon jetzt aut den 
lebhaftesten Widerstand °). Mit Recht wird betont (so z. B. auch 
von der bayerischen Regierung), daß die Höchstleistungen während 
des Krieges nicht in der normalen Zeit gefordert werden könnten, 
da ein solches aufreibendes Arbeitsquantum und -tempo auf die 
Dauer nicht ertragen werden könnte #). Immerhin wird man nach 


$) Monatsschrift für deutsche Beamte, 16. XI. 1915. 
$) Rundschau für Gemeindebeamte, 6. III. 1915. 

e°) Deutsche Beamtenrundschau, 16. XI. 1915. 

eı) Ebenda, 16. XII. 1915. 
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dem Kriege mit der Tendenz rechnen müssen, für die gefallenen oder 
nicht mehr dienstfähigen Beamten keine oder weniger Ersatzkräfte 
zu berufen, außer wenn das Bemühen, kriegsverletzte Offiziere in 
größerem Umfang in Beamtenstellen unterzubringen, dem entgegen- 
wirken sollte €). Man kann also annehmen, daß nach dem Kriege 
die »Standespolitik« einen breiteren Spielraum einnehmen wird, 
während die Verbesserung der Besoldungsverhältnisse in aller Energie 
erst nach einem gewissen Zeitraum in Angriff genommen werden 
dürfte. Auf die Dauer wird sich dies nicht umgehen lassen. Es werden 
alle Forderungen, welche während des Krieges zurückgestellt wurden, 
wieder auftauchen, und die Beamtenorganisationen benützen schon 
jetzt den günstigen Moment, um für diese Zeit eine Sammlung def 
Kräfte vorzubereiten. Sie erwarten von der Stimmung während des 
Krieges ein besseres Verhältnis zu der Regierung, ein größeres Ver- 
ständnis derselben für die Bedeutung der Organisationen ®), ebenso 
wie eine bessere Organisationsform, namentlich Zusammenschluß 
der verschiedenen Kategorienverbände zu einheitlichen Organi- 
sationen 9). Das sind Tendenzen, welche schon im Frieden vor- 
handen waren und jetzt eine Steigerung erfahren. 


Kriegsideologien. 


Weniger als die übrigen Klassen der Gesellschaft (namentlich 
Arbeiter und Unternehmer) haben die Beamten einen eigenen Stand- 
punkt zum Krieg aus ihrer Interessenlage heraus ®). Sie betonen 
die Einigung des Volkes als den wichtigsten Wert des Krieges 66). 
Den Beamten komme es in erster Linie zu, die Staatsgesinnung zu 
erwecken und zu steigern. In den Dienst der staatsbürgerlichen Er- 
ziehung wollen sie sich stellen, und betonen besonders die Wichtig- 
keit der Lehrer für die Ausbreitung und Vertiefung der Staatsge- 
sinnung, wobei ihnen das Verhältnis der Beamten zum Staat, und ın 
welchem Umfang eine Unterordnung der eigenen Persönlichkeit und 
Ueberzeugungen notwendig und möglich sei, gar nicht problematisch 
wird 67). Die Beamtenblätter sind also fast durchwegs ganz farblos 


oi Ebenda, I. XII. 1915. 

Di „Ueber das Werden und die Zukunft der Beamtenbewegung verbreitet 
sich ein neuer, verheißungsvoller Glanz, vorausgesetzt, daß die Beamtenschaft 
die Zeichen der Zeit zu würdigen weiß. Schon macht sich an verschiedenen 
Stellen ein stärkeres Hinncigen der Regierungen zu den Organisationen geltend 
mit dem offenbaren Bestreben, die Gegensätze überbrücken zu helfen. Da kann 
die Beamtenschaft unmöglich abseits stehen.« (Monatsschrift für deutsche 
Beamte, 16. III. 1915.) 

*\ Monatsschrift für deutsche Beamte, 1. VI. 1915. Deutsche Unterpe- 
amtenzeitung, 15. IV. 1915. 

6) Deutsche Beamtenrundschau, 10. VIII. 1914. 

ee\ Deutsche Beamtenrundschau, 1. XI. 1915. 

Il »Es wird ungemein viel auf den Lehrer ankommen, wie er selbst zum 
Staat steht, und wie er infolge dessen die Schüler beeinflussen wird. Persön- 
lichkeit tut hier das Meiste. Auf den Erzieher wird es ankommen, dal das 

59* 
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gehalten, decken sich ın ihrem Inhalt mit dem der Tagespresse. Es 
folgt eben aus der Position und Interessenlage der Beamtenschaft 
— sobald einmal die ökonnmische Lage zurückgestellt wird — kein 
Standpunkt und keine Ideologie, die sie unterscheiden würde, wäh- 
rend Unternehmer wie Arbeiter zu bestimmten Auffassungen über 
den Krieg, seine Bedeutung und seine Konsequenzen gelangen mußten. 
In den Blättern der Beamtenorganisationen findet man aber auch 
keinen Versuch, die im und mit dem Kriege gegebenen Probleme 
und die nach dem Kriege folgende Situation von allgemeineren Ge- 
sichtspunkten zu betrachten. Nur in einer längeren Artikelserie in 
der Rundschau für Gemeindebeamte 6%) (aus der Feder des Regie- 
rungsrats Dr. jur. Hoepker, Berlin-Lichterfelde) wurden die politi- 
schen Probleme des Krieges, auch unter dem Aspekt der weiteren 
weltpolitischen Entwicklung, aufgerollt, und es ist in diesen Artikeln 
(mehr als in der politischen Tagespresse) ein starkes Gefühl vor- 
handen für die Realitäten, die Deutschland gegenüberstehen und die 
(kulturellen) Gefahren, welche selbst ein militärisch glücklicher Aus- 
gang des Krieges in sich bergen könnte 6) — also ein Anklang an 
eine Anschauung, welche den Krieg nicht bloß als eine militärische 
Auseinandersetzung betrachtet, und darum den Kriegserfolg nicht 
lediglich nach den militärischen Erfolgen bemißt. Solche 
Stimmen sind aber vereinzelt. Es ist ja im übrigen nur selbstver- 
ständlich, daß die Beamtenschaft im Kriege nicht nur mit dem Staat 
sich identisch fühlt, sondern mit ihm ganz identisch ist, und daher 
zu einer Betrachtung der Situation aus ihrer Interessenlage heraus 
gar nicht gelangt. 


Oesterreich. 


Die letzte wichtige Etappe der österreichischen Beamtenbe- 
wegung bildet der Kampf um die Dienstpragmatik, welcher im Rah- 
men dieser Chronik ja eingehend besprochen, dessen Ergebnisse im 
letzten Abschnitt 7°) dargestellt wurden. Dort mußte zusammen- 


Nietzsche-Wort — aber im umgekehrten Sinn — in der Jugend recht lebendig 
wird. Der wahre Mensch hat nur Geltung innerhalb des Staates: er ist über- 
flüssig, ja unmöglich, wo dieser fehlt!« — (Deutsche Beamtenrundschau, z. Í. 
1916.) 

c8) a. a. O. 4. IX. 1915 und folgende Nummern, 

e) So z. B. spricht der Autor von der Möglichkeit eines Friedeas, der den 
Status quo ante wiederherstellen würde. Sollte auch darnach Feindschaft und 
Bitterkeit zurückbleiben, England die allgemeine Wehrpflicht einführen, Ruß- 
land weiterhin an Menschenzahl und ökonomischer Kraft zunehmen, so wäre 
das außerordentlich bedenklich, weil dann »nichts mehr der Bürger und das 
geistige Streben, und alles der Soldat und seine Kriegsbedürfnisse bedeuten 
würden«e. (Rundschau für Gemeindebeamte, 30. X. 1915.) Letzten Endes er- 
blickt der Verfasser in der Erwerbung von Siedlungsland die Lösung des Pro- 
blems für Deutschland nach dem Kriege. (Ebenda, 22. I. 1916). 

10) Archiv Bd. 37, S. 669 ff. 
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fassend festgestellt werden, daß die Dienstpragmatik "el lediglich 
hinsichtlich der materiellen Lage (durch die Einführung des Zeit- 
avancements) eine wesentliche Besserstellung bedeute, daß jedoch 
alle Bemühungen nach größerer Autonomie und Verbesserung der 
Rechtslage an dem Widerstand des Herrenhauses gescheitert sind. 
Fernerhin mußte konstatiert werden, daß die Beamtenschaft durch 
die Erfolglosigkeit ihrer Bemühungen der Radikalisierung aus- 
gesetzt sei. 


Nachklänge zum Kampf um die Dienstprag- 
matik. 


Die Dienstpragmatik, welche bereits Anfang des Jahres 1913 
im Abgeordnetenhause erledigt wurde, trat erst (infolge Verknüp- 
fung mit Steuervorlagen) am 1. II. 1914 in Kraft 7!). Sie wurde, wie 
nach der Entstehungsgeschichte begreiflich, »mit gemischten Ge- 
fühlen und ohne Dank« entgegengenommen "7. Dazu trugen auch 
die Durchführungsbestimmungen viel bei. An ihnen wurde von den 
Beamten, um nur einige wichtige Punkte zu nennen, bemängelt: 
Verschlechterung der Qualifikationsbestimmungen (höhere Erforder- 
nisse für das Eintreten des Zeitavancements und der Beförderung) 
und fiskalische Interpretation der Zeitavancementsbestimmungen, 
so daß unmittelbar nach Inkrafttreten des Gesetzes schon wieder 
die Bemühungen zu seiner Abänderung einsetzten. Auch der Staats- 
angestelltenausschuß beschäftigte sich mit der Durchführungsver- 
ordnung und sprach seine Ansicht dahin aus, daß sie mit dem Sinn des 
Gesetzes z. T. im Widerspruch stehe 73). Der Staatsbeamtenaus- 
schuß stellte einige Punkte fest, in welchen der Sinn des Gesetzes 
verfehlt sei (es handelt sich durchwegs um die Realisierung des Zeit- 
avancements). Irgendwelche Konsequenzen hatten diese Bemühungen 
aber nicht. — 

Die im Gesetz vorgeschriebenen Qualifizierungen fielen nach 
dem Urteil der Beamten selbst fast überall zu unrecht, zu hart aus. 
Die Organisation des Zentralverbandes ist seit Inkraittreten der 
Dienstpragmatik überfüllt von Zuschriften, in welchen über unge- 
rechte Qualifizierung (Uebergehen der Qualifikationskommission, 


108) Es sei daran erinnert, daß die Dienstpragmatik von der österreichi- 
schen Beamtenschaft seit dem Jahre 1867 angestrebt wird. Der erste allgemeine 
Beamtenverein der Oesterreichisch-Ungarischen Monarchie richtete «damals 
eine Denkschrift mit diesem Begehren an die Regierung (Beamtenzeitung, 20. 
I. 1915). 

71) Allgemeines Oesterreichisches StaatsBeamtenblatt, 26. II. 1914. Es be- 
durfte des stärksten Druckes seitens der Beamtenorganisationen, um mannig- 
fache Hindernisse, nationale Oppositionen, gewisse Unstimmigkeiten mit dem 
Herrenhaus usw. zu beseitigen. Gerade diese letzten, unerquicklichen Etappen 
sind für den Leidensweg dieses Gesetzes charakteristisch. Vgl. hierüber ein- 
gehend: Allgemeines Oesterreichisches Beamtenblatt, 7. V. 1914. 

72) Allgemeines Oesterreichisches Staatsbeamtenblatt, 7. III. 19134. 

73) Ebenda, 22. III. 1914. 
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eigenmächtige Herabsetzung des Kalküls durch die Vorsitzenden 
der Kommission oder die Zentralbehörden), unschönes Vorgehen, 
gehässige Auslegung des Gesetzes, mißgünstige Beurteilung der 
Leistungen geklagt wird. Es scheint zwischen den Behörden und 
ihren Beamten gerade an den Qualifikationen (welche ja für die Ge- 
währung desZeitavancements von entscheidender Bedeutung sind) ein 
gehässiger Kleinkrieg zu entbrennen, ein aufreibender und zersetzender 
Kampf, der das Zusammengehörigkeitsgefühl der Beamtenschaft noch 
mehr in Frage stellt, als es bisher der Fall war, derineinzelnen Aeuße- 
rungen zu einem vergittenden, erniedrigenden und beschämenden Gezänk 
ausartet "2. Da überdies die Dienstpragmatik wesentliche Forderungen 
der Beamtenschaft unberücksichtigt ließ, hat die XIV. ordentliche Ge- 
neralversammlung des Zentralverbandes der österreichischen Staatsbe- 
amten (24. V. 1914) sich dahin ausgesprochen 78), daß die Dienstpragma- 
tik »lediglich den ersten, allerdings unbefriedigenden Versuch einer den 
Verhältnissen der Gegenwart entsprechenden Regelung der Pflichten 
und Rechte der österreichischen Staatsbeamten bedeute«s. Sie tritt 
daher für eine Novellierung des Gesetzes ein, für eine Aenderung 
der Vollzugsvorschriften und (da die Dienstpragmatik nicht eine 
Erhöhung, sondern nur eine Ordnung der Gehaltsentwicklung 
bedeute) eine Regelung der Bezüge (Erhöhung der Gehalte und 
Aktivitätszulagen), die Einbeziehung einer größeren Quote der Ak- 
tivitätszulage in die Pensionsbemessungsgrundlage, Authebung der 
Diensttaxe sowie Erhöhung der Ruhgenüsse, sowohl für die Staats- 
beamten als auch für deren Hinterbliebene. 

Da mit der Dienstpragmatik, trotz des unleugbaren Erfolges, 
der in der Erreichung des Zeitavancements lag, die Tätigkeit der 
Beamtenorganisation nicht abgeschlossen sein konnte (denn alle 
übrigen prinzipiellen Forderungen des Beamtenrechts waren unbe- 
rücksichtigt geblieben 7%% 8), ist das Bestreben verständlich, die Or- 
ganisation weiter auszubauen. In Ocsterreich besteht ja gegen- 
über dem Deutschen Reich der große Unterschied, daß es da eine 
zentrale Beamtenorganisation gibt, in welcher alle Kate- 
gorien (auch höhere Beamte) vertreten sind. Diese Organisation zu 
festigen ist man bemüht. In der letzten Generalversammlung vor dem 
Kriege wurde eine Erhöhung der Beiträge beschlossen, die sich aber 
trotzdem weiterhin in sehr bescheidenen Grenzen bewegen. Es sollen 
an den Zentralverband von den angeschlossenen Vereinen abgeliefert 


74) Vgl. z. B. Allgemeines Oesterreichisches Staatsbeamtenblatt, 17. V. 1914 
und passim. 

?5) Ebenda, 7. VII. 1914. 

735a) Sie werden in den Organisationen der Beamtenschaft immer wieder 
bervorgehoben und neu präzisiert; so z. B., daß die »Alimentation« der Beamten, 
wie sie erfolge, nicht mehr der Denk- und Fühlweise der Beamtenschaft ent- 
spreche, um so weniger als diese Alimentation garnicht genüge. Sie verlangen 
daher den kollektiven Arbeitsvertrag, Schiedsgerichte, Personalkommissionen 
mit gleicher Beisitzeranzahl und gleichen Rechten und einem obersten Schieds- 
gerichtshof. (Ebenda, 7. VI. 1914.) 
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werden per Mitglied ı K. (von Vereinen bis zu 1000 Mitgliedern), 
60 H. (bis 2000), 40 H (bis 3000), 25H. (bei über 3000 Mitgliedern); 
Sammelvereine erhalten einen Nachlaß bis zu 50 % 78). Zunächst läßt sich 
aus den Mitteilungen des Verbandes nicht übersehen, in welchem Umfang 
dadurch seine finanziellen Mittel wachsen werden; bisher waren sie 
außerordentlich gering. Das letzte Jahresbudget z. B. bilanzierte 
in Einnahmen und Ausgaben mit ca. 14 000 K., eine im Verhältnis 
zu den Aktionen der Organisation ganz verschwindende Summe ??), 
Ein weiterer Fortschritt ist hinsichtlich der Aktionsfähigkeit des 
Verbandes erzielt worden. Es wurde nämlich die »Erörterung und 
Vertretung von Sonderfragen der einzelnen Beamtenkategorien aus 
dem Wirkungskreis des Zentralverbandes ausgeschlossen« 78). Da- 
durch wird die »Kategorienpolitik« vom Verband ferngehalten. Auf 
der andern Seite sucht er Fühlung oder Anschluß in einer großzügigen 
allgemeinen Konsumentenorganisation. Eine solche wurde unter 
der Namen eines »Reichswirtschaftsbundes für Festbesoldete« im 
Frühjahr 1914 gegründet, zunächst mit der Aufgabe, den Gedanken 
der Konsumentenorganisation zu vertreten, nicht aber neue Konsum- 
vereine zu gründen °°). 

Mit Beginn des Krieges stellten auch die österreichischen Staats- 
beamtenorganisationen ihre Forderungen an die Gesetzgebung und 
Regierung zurück und beteiligten sich an den Kriegsfürsorgemaß- 
nahmen. Ueber deren Ergebnisse sind allerdings die Mitteilungen 
außerordentlich spärlich und es läßt sich vermuten, daß die Beteili- 
gung an der Kriegsfürsorge weniger, wie in Deutschland, korporativ, 
sondern durchaus persönlich, privat erfolgte. Es ist auch nicht be- 
kannt geworden, ob und in welchem Umfang die Beamten sich mit 
Gehaltsabzügen (anfangs wurde ein durchschnittlicher Abzug von 
I% der Bezüge angeregt) einverstanden erklärten 8°). Neben den 
Aufgaben, welche mit dem Krieg unmittelbar gegeben waren, ergab 
sich für die öffentlichen Beamten Wiens und Westösterreichs über- 
haupt die Verpflichtung, auch für die geflüchteten Staatsbeamten 
Galiziens und der Bukowina zu intervenieren. 

Die Besoldungsverhältnisse der Staatsbeamten im Kriege sind 
ähnlich wie in Deutschland geregelt. Die Beamten, welche als Mann- 
schaftspersonen Kriegsdienste leisten, beziehen ihr Gehalt unver- 
kürzt weiter. Die Militärgagisten (Offiziere und Militärbeamte) er- 
fahren eine Einschränkung der Bezüge nur wenn und soweit die Zivil- 
und militärischen Bezüge zusammengenommen die Jahressumme 
von 2400 K. überschreiten (in Deutschland: 3600 M.); soweit das 
der Fall ist, gelangt nur Zb (in Deutschland 30 %) der Zivilbezüge 
zur Auszahlung. Die verneirateten Beamten, resp. deren Frauen, 
beziehen aber neben diesem Drittel der Bezüge auch noch die Aktivi- 
tätszulagen (Wohnungsgeld) Sit. — 

706) Allgemeines Oesterreichisches Staatsbeamtenblatt, 7. VI. 1914. 

77) Ebenda, 7. V. 1914. 18) Ebenda, 22. III. 1914. 

39) Ebenda, 7. V. und 7. VIII. 1914. 80) Ebenda, 22. X. 1914. 

8) Ebenda, 7. IX. 1914. 
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Weit früher als in Deutschland sahen sich die Beamten in Oester- 
reich einer schweren Kriegsteuerung gegenüber, die bald nach Kriegs- 
beginn mit erheblichen Preissteigerungen einsetzte, um im Frühjahr 
1915 geradezu katastrophale Dimensionen (Preissteigerungen von 
mehr als 100—300 % bei den wichtigsten Lebensmitteln) anzunehmen, 
Angesichts dieser Verschiebung des TVreisniveaus lag der Gedanke 
an Selbsthilfe, der durch nähere Fühlungnahme mit Konsumenten- 
organisationen vor dem Kriege vorbereitet war, sehr nahe. Die Idee 
eines Zusammenschlusses aller »Nurkonsumenten« wird seit dem 
Herbst 1914 fortgesetzt und in steigendem Umfang in den Organen 
der Staatsbeamten progagiert BIL, Diese Bemühungen führten 
zur Gründung eines Reichswirtschaftsbundes, &n welchem sich 
Beamten- und auch Angestelltenorranisationen zusammenfanden, 
Ueber die Mittel zur Aktion war sich der Reichswirtschaftsbund 
allerdings nicht sehr klar. In seinen Bundesratssitzungen wurden 
ganz heterogene Vorschläge 8), bald eine Aktion auf kapitalistischer 
Basis Bi) (mit Unterstützung von privaten Unternehmern), bald wieder 
auf genossenschaftlicher Basis vertreten. Man begnügte sich übrigens 
meist mit dem Anschluß an die Kriegskommissionen für die Kon- 
sumenteninteressen, sah also von der Gründung eigener Konsumen- 
tenorganisationen ab 8). Daher beschränkte sich ihre Tätigkeit im 
Wesen auf Unterstützung all der Aktionen, welche kriegswirtschaftliche 
Maßnahmen der Regierung durchsetzen oder beschleunigen sollten 88). 

Die große Teuerung mußte bald nach Kriegsbeginn zu direkten 
Forderungen der Beamten an die Regierung führen. Zunächst wandten 
sie sich gegen den Stillstand in den Ernennungen, verlangten also 
die Besetzungen der offenen, systemisierten Stellungen 8). Einzelne 
Beamtenkategorien wiesen auch nachdrücklich auf die durch den 
Krieg veranlaßte Steigerung der Arbeitslast hin und verlangten, 
daß generell die bei den Musterungen des ungedienten Landsturms 
für tauglich erklärten Beamten vom Landsturmdienst enthoben 
werden sollten. Die Steuerbeamten berechneten, daß sich die Zahl 
der Beamten gegenüber dem Normalsatz um 32 % vermindert habe, 
bei gleichzeitiger Steigerung der Arbeitslast infolge neuer Steuer- 
gesetze und der den Steuerämtern obliegenden Auszahlung der staat- 
lichen Unterstützungsbeiträge an die Kriegerfrauen. 

Im Frühjahr 1915 begannen dann die Ansuchen des Zentral- 
verbandes der Staatsbeamten um Gewährung einer generellen wirt- 

82) I-benda, 22. XI. 19r4. 83) Ebenda, 27. III. 1915. 

84) Beamtenzeitung, 22. IV. und 10. V. 1915, Vorschläge von Dr. Großmann. 

8) Der Reichswirtschaftsbund resümierte seinen Standpunkt dahin, »daß 
die Vertreter der Fachorganisationen in immer höherem Maße sich der volks- 
wirtschaftlichen Zusammenhänge bewußt, die Notwendigkeit würdigen, die 
Standesvereinigungen den die Volkswirtschaftspolitik beeinflussenden Wirt- 
schaftsorganisationen einzugliedern«e (Allgemeines Oesterreichisches - Staats- 
beamtenblatt, 8. V. 19135.) 

86) Ebenda, 12. VII. 1915 und passim. 

8°, Ebenda, 22. XII. 1914 (Eingabe des Verbandes der k. k. Steuerbeamten 
Oesterreichs); 22. I. 1915 (Eingabe des Vereins der Staatsbeamten Oesterreichs). 
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schaftlichen Beihilfe. Der Finanzminister lehnte generelle Beihilfen 
ab, erklärte sich jedoch mit der Gewährung individueller Beihilfen 
in berücksichtigenswerten Fällen einverstanden. Generelle Bei- 
hilfen würden nach der Ansicht der Regierung die Teuerung ver- 
schärfen und könnten der Bevölkerung gegenüber nicht verant- 
wortet werden ®°). Mit dieser Lösung wollten sich die Beamtenorgani- 
sationen jedoch nicht zufrieden geben, sie wiesen darauf hin, daß sie 
ja die Teuerungszulagen verlangen müßten, weil die Teuerung bereits 
unerträglich geworden sei. Alle Hinweise auf die Zulagen, welche 
in Deutschland wewährt wurden, waren vergeblich, ebenso wie das 
Beispiel der grö.eren Kommunen in Oesterreich und der Privat- 
unternehmungen, welche vielfach einmalige oder periodische Bei- 
hilfen gewährten 8). Selbst eine Audienz beim Ministerpräsidenten, 
um welche die Beamten einige Monate nach ihrer ersten Eingabe 
ansuchten, konnten sie nicht erlangen °°), Erst im Herbst ließ sich 
die Regierung zu einigen Zugeständnissen herbei ?!): Sie versprach 
die Besetzung der systemisierten, seit Kriegsbeginn nicht besetzten 
amtlichen Stellen, und individuelle Teuerungszulagen. Daß die Zu- 
lagen nur individuell gewährt werden sollten, verstimmte außer- 
ordentlich, weil die Beamtenschaft darin einen erniedrigenden Zwang 
erblickte, alle Privatverhältnisse offenzulegen. Wohl deshalb hat 
dann späterhin die Regierung die Behörden ermächtigt ®), bei der 
Gewährung dieser Beihilfen von der Einbringung formeller An- 
suchen abzusehen und auf Grund der den Amtsvorständen bekannten 
Umstände (größerer Familienstand, Krankheitsfälle, mißliche finan- 
zielle Lage usw.) solche Beihilfen zu bewilligen (an Beamte bis ein- 
schließlich der VIII. Rangklasse). 

In welchem Betrag diese individuell meist einmalig gewährten 
Beihilfen zur Auszahlung gelangten, ist aus den Organen der Be- 
amtenschaft bisher nicht zu ersehen. Sie dürften wohl selten den 
Betrag von ron K. überstiegen haben. Bei der stets wachsenden Teue- 
rung gingen die Forderungen der Beamten viel weiter. Zuletzt ver- 
langten sie (für Beamte bis zur VI. Rangklasse) monatliche Zulagen 
im Ausmaß von 30 % der gesamten Bezüge, bei Verheirateten mit 
Kindern 40% der Gesamtbezüge, da der Kaufwert des Gesamt- 
einkommens um mehr als %s gesunken sei. Wenn diese Forderungen 
in der Verschiebung des Preisniveaus noch so schr begründet sein 
mögen, so sind sie dermalen doch ganz aussichtslos und zeigen ledig- 
lich, daß die Beamtenschaft durch die mißliche ökonomische Situation 
in einen wachsenden Radikalismus hineingezwungen wird, dessen 
Resultate ja zunächst sicherlich nur sehr geringfügige sein können ®°°). 





8) Ebenda, 8. V. 1915. 

89) Ebenda, 12. VI. 1915. Die Gemeinde Wien gibt Zulagen an Angestellte 
und Beamte bis zu einem Jahrcesgehalt von 3000 K. (an Verheiratete mit Kindern) 
resp. 1800 K., und zwar im Betrage von 9 K. monatlich, für jedes Kind 3 K. mehr. 

00) Ebenda, 12. VII. 1915. 91) Ebenda, 25. IX. 1915. 

92) Ebenda, 25. X. 1915. 

»2 a) Infolge ncuerlicher Petitionen und Audienzen, auch infolge des Druckes 
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Aber radikale Aeußerungen mögen jetzt der Stimmung der Staats- 
beamten am meisten angepaßt sein, wie man auch aus gelegentlichen 
Zuschriften in den Beamtenorganen schließen kann ?3). 

Soweit man ein Prognostikon stellen kann, was ja angesichts 
der inneren Probleme, die Oesterreich nach dem Kriege zu bewäl- 
tiren haben wird, besonders schwierig ist, muß man mit einer noch 
strafferen Organisation der Beamten und einer radikaleren Tonart 
derselben für die Zeit nach dem Kriege rechnen, namentlich auch 
mit einer engeren Fühlungnalıme zu den Konsumentenorganisationen 
und eventueller Kooperation mit sozialistischen Gruppen. Ob das 
ausreichen wird, den sozialen Kampf der Staatsbeamtenschaft 
erfolgreich zu gestalten, muß dahingestellt bleiben, zumal ja von 
manchen Seiten gerade Ersparnisse an den Ausgaben für Beamte 
als einziger Ausweg für Oesterreich aus tiefen finanziellen Schwierig- 
keiten bezeichnet werden il. Nur soviel kann wohl gesagt werden, 
daß für die Beamtenschaft Oesterreichs nach dem Kriege der soziale 
Kampf als zentralste Angelegenheit, im Mittelpunkt allihrer Interessen 
stehen wird, so weit, daB die (in Deutschland unbedingt gegebene) 
Zuordnung zum, ja Identifizierung mit dem Staat durch den Krieg 
jedenfalls keine Steigerung, im Gegenteil eher eine Lockerung er- 
fahren dürfte. — 
seitens einflußreicher politischer Parteien scheint sich die Regierung nunmehr 
zur Zusage laufender Teuerungszulagen entschlcssen zu haben, ohne daß 
noch bisher über deren Höhe etwas verlautbart worden wäre. Nur soviel geht 
aus einer Acußerung des Finanzministers hervor, daß bei der Teuerungszulage 
zwischen verheirateten und ledigen Beamten kein Unterschied gemacht 
werden solle, und daß auch auf die Vermögensverhältnisse nicht Rücksicht ge- 
nommen werden würde. (Allgemeines Ocsterreichisches Staatsbeamtenblatt, 
28. I. 1916.) 

») So sind zwei Stimmen zu der in Beamtenkreisen vielfach erörterten 
Frage der Familienzulage interessant (Allgemeines Oesterreichisches Staats- 
beamtenblatt, 24. XII. ıgr5): ein Beamter spricht sich gegen Familienzulagen 
aus; man solle in Hinkunft lieber sagen: »Schränkt den Familienzuwachs ein, 
denn Oesterreich vermag ein Mehr an Leuten nicht zu ernährens, und ein Richter, 
ein svermögensloser Familienvaters, wie er sich bezeichnet, tritt für eine ab- 
wartende Haltung in dieser Frage ein, damit der Staat dafür die Verantwor- 
tung übernehme, denn »mehr wird sicher nicht erreicht, als daß die Zulagen 
kaum ausreichen, als um neue Sklaven zu züchten, die gleich uns wie Arbeits- 
maschinen in dumpfer Knech:s:haft freudlos dahinvegetieren können. Diese 
»Prämien«e werden nämlich, so unzulänglich sie sind, einen falschen Anreiz zu 
noch größerer Familiengründung und Zuwachs schaffen, während unter Bei- 
behaltung des status quo wahrscheinlich die Mehrzahl aus diesem Krieg die 
heilsame Lehre ziehen und es sich überlegen wird, auf der Basis von Einkommen, 
die infolge unabwendbarer Kriege jecerzeit auf 1} herabsinken können, Fa- 
men zu gründen und auch die Frauen anstehen werden, Gebärmaschinen 
bloß für die Population und damit im Zusammenhang stehende Staatszwecke 
abzugeben«. Wesentlicher sei eine intensive Organisation der Beamten. 

94) Vgl. die Broschüre von Spietho ff und Meisel und die Polemik 
dagegen im Allgemeinen Ocsterreichischen Staatsbeamtenblatt, 27. III. 1915. 
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Zur Erklärung der Prager Rechts- und Staatswissen- 
schaftlichen Fakultät Bd. 39, S. 567. 


Des Erscheinens dieser am 29. V. ı5 publizierten Erklärung seiner- 


` zeit gewahr zu werden, verhinderte mich dienstliche Inanspruchnahme, 


Nun sie mir in die Augen fällt, bemerke ich abschließend dazu: 

Die Fakultät »möchte«, wie sie sagt, nur zwei »neuerliche«, tatsäch- 
liche Irrtümer berichtigen. Zu diesen »Berichtigungen« bemerke ich: 

ı. 14 Tage vor der Versendung des Elaborats an die Heidel- 
berger Philos. Fakultät erfuhr ich den Inhalt von Mitgliedern auswär- 
tiger Fakultäten. 

2. Wenn die Fakultät dasselbe, wie sie sagt (wie aber nicht er- 
kennbar war) trotz des Aufdruckes: »Im Selbstverlag« nicht in den 
Buchhandel gab, so doch — ebenfalls schon vor der Versendung — 
an die Tagespresse. 

Ob die Fakultät amtlich oder ihre Mitglieder privatim, ist in bci- 
den Fällen gleichgültig, das letzere nach guten, freilich nicht von 
allen akademischen Körperschaften beobachteten, Gepflogenheiten noch 
viel anstößiger. 

Im übrigen will die Fakultät nur ein Urteil über das Verhalten 
eines Mitglieds abgegeben haben, über welches daher eine Diskussion 
mit Dritten (d. h. mit mir) ihr »nicht anstehee. Diese Angabe ist eine 
Unwahrheit: das Pamphlet wimmelt von ganz ordinären Schimpf- 
reden gegen mich, welche ich s. Z. in Blütenlese zusammenstellte. 

Wenn sie vollends — anstatt zu schweigen — nun noch 
hinzufügt: sie habe von ihren Ausführungen nichts zurückzunehmen 
oder auch nur zu berichtigen (!), so stelle ich fest: 

Ich habe der Fakultät — neben der Verwendung von Argumen- 
ten, welche das genaue Gegenteil voneinander behaupten (meine Er- 
klärung, S. 248 Nr. 4. g. a. E. und S. 251 Nr. 3) und neben Ausfüh- 
rungen, welche den Spott herausfordern (S. 235 unten, S. 249 Nr. ır 
Mitte) — strikt, unter Nebeneinanderstellung der Zitate nachgewiesen: 

ı. grob fahrlässige Unwahrheiten (ebenda Nr. ı, Nr. 2 b, 
Nr. 2 f), — 

2. die Tatsache, daß die Fakultät Tatbestände, welche, nachweis- 
lich und unbestrittenermaßen, Mitgliedern, die an der Beschlußfassung teil- 
nahmen, ganz genau bekannt waren, als »unaufgeklärt« hinstellt 
(ebenda S. 241/2 sub Nr. I, S. 243/4 Nr. II), obwohl sie dadurch, 
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wissentlich, einen, wie jenen Mitgliedern genau bekamnt, unwahren, 
bösen Schein gegen einen jungen Gelchrten erregte, — 

3. die Tatsache, daß sie, geflissentlich und gehässig, ohne allen 
und jeden sachlichen Zwang, gegen den gleichen Gelehrten einen, 
wie der Verfasser ihres Berichts genau wissen mußte, ganz unbegrün- 
deten bösen Schein zu erwecken nicht vermied (ebenda S. 249 Nr. 11). 

Die Fakultät findet es nicht nötig, diese von ihrem Referenten 
verschuldeten Dinge gut zu machen. 

Ich würde, wenn ich in ähnlicher Lage ähnlich handelte?), glav- 
ben, den Vorwurf unritterlicher und unwürdiger Feigheit auf mich zu 
laden. Es ist mir peinlich, ein solches Verhalten in der gegenwär- 
tigen Zeit bei einer Körperschaft feststellen zu müssen, welche sich 
als Vertreterin des Deutschtums gebärdet. 


Heidelberg. Prof. Max Weber. 


’) Ich stelle fest, daß ich meinerseits bereitwillig und mit aller denkbaren Ge- 


wissenhaftigkeit alle bei diesen Erörterungen mir unterlaufenen noch so unerheb- 
lichen Versehen berichtigt habe (ebenda S. 245 EL 
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